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Borrede 


Nie Abficht bey der Herausgabe diefer hier 
nitgetheilten höhern Stade ber Slumines 
ten ift nicht, die Neugierde des Publifums, 
das fie felbe noch nicht gedruckt gelefen hat, zu 
befriedigen, fondern baffelbe auf die darinn 
enthaltnen , den VSlfern wie den Sürften 
glei) gefährlichen Grundfäge biefer vorgebs 
lichen: Welt - Reformatoren ‚ im Grunde 
über heirfchfüchtigen Welt -Umwälzer, auf 
merffam zu machen. Diefes ift bey den ges 
genwärtigen Zeitläuften um fo nöthiger, je 
gewiffer fo manche Leute aus allen ihren 
Kräften bemüht find, die in diefen Graden 
aufgeftellte verfängliche Theorie in Ausübung 
zu bringen, alle geheiligte Bande der Menfch, 
heit zu zerreißen, friedliche Birger burch 
Schimären von allgemeiner Sreyheit und 
Gleihheit gegen ifre gute Obrigkeit zu ent 
pören, Staatöverfaffungen, bey welchen , 
ungeachtet der allen menfchlihen Anftalten 
anflebenden UnvollEommenheiten, die Völz 
Fer möglichft glücklich waren, umzuftürjen, 
die Gitten zu vergiften, alle Religion augs 
aurotten und alle mögliche Greuel der Wers 
müftung über ehemals . RE een 
berbeyzuführen. 


München, den 18ten Dec. 1793 


Eine Welt in Unruhe und Sorge 


Die Weltverbesserer 


Schrecklich blauer Himmel ohne Wolken. Schon seit einem Jahr ist das das normale 
Bild hier in Bariloche und in anderen Landesteilen. Die Talsperren sind fast leer, durch die 
Flüsse kann man waten. Gleichzeitig wird das Leben immer teurer, Fabriken schließen, 
das Geld ist nichts mehr wert. Die Menschen schleppen sich durch. Heute streikt die Post, 
morgen die Ärzte, übermorgen das Telefon, dann die Eisenbahnen. Dabei sind alle Leute 
bereit, zu arbeiten. Das Land ist reich, über und unter der Erde. Beunruhigt fragt einer 
den anderen: Warum geschieht das? 

Gibt es doch den Zerstörer, von dem die Bibel spricht? Oder gibt es gar die Zerstörer, 
ganze Gruppen von Menschen, die dieses alles verursachen, vielleicht sogar wollen? 

Die Regierungen rufen auf, die Demokratie zu retten. Und gleichzeitig werden gesunde 
Staaten bekämpft, mit Blausäure und mit Boykott und mit Sanktionen und Giftgas. Wie 
ist das alles möglich? Werden wir falsch unterrichtet? 

.Es wird fast täglich schlimmer. Die Hiobsbotschaften häufen sich, von der Antarktis 
bis nach Norwegen. Kein.Tag mehr ohne schlechte Nachrichten, wie es sie früher in sol- 
cher Häufigkeit nicht gab. Wo kann man noch Ski laufen? Wo kann man noch sicher le- 
ben ohne überfallen zu werden? Wo gibt es noch ehrliche Präsidenten? Wo gibt es noch 
keine fürchterlichen Seuchen? Wo gibt es noch keinen Bürgerkrieg? Wo werden Kinder 
noch gut erzogen? Wo kann man noch seine Meinung sagen? 

Die Unruhe wächst, doch niemand fühlt sich betroffen, solange es nicht ihn selbst 
trifft. Wann wird das geschehen? Und wie kann er es verhindern? Ist es dann nicht zu 
spät? Wie kann man sich noch retten? 

Hat es Sinn, darüber nachzudenken? Kann man noch etwas ernst nehmen? Hat es 
noch Sinn, etwas zu leisten? Hat es Sinn an gemeinsame Verteidigung zu denken? Gibt es 
noch ein Ziel? 

Es wäre ein deutliches Zeichen freiwilligen Rückzuges von der Geschichte, wenn wir 
uns nicht mehr um die Entwicklungen in der Welt kümmern würden. In der Tat sind die 
Stimmen derjenigen sehr selten geworden, die sich unter den Deutschen weiterhin darum 
bemühen, die Vorgänge um uns herum zu studieren. Die Folge ist, daß man zumeist nur 
noch überholte Gedankengänge erlebt. Die Thematik der sich als bewußt deutsch ansehen- 
den Kreise ist begrenzt. Man beschränkt sich gewöhnlich auf die Wiederholung von schön 
klingenden, aber heute unpraktisch gewordenen Sprüchen. Mitdenken mit der Entwick- 
lung, Überprüfung von Aussagen, Gewichtigkeit von Vorgängen ausdeuten, nach den 
Quellen forschen, davon ist fast nirgends die Rede. Es gibt im deutschen Sprachraum mei- 
nes Wissens mitdenkende Beobachter der Weltentwicklung eigentlich nur in Österreich 
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und in der Schweiz. Abgesehen natürlich von denen, die oberflächlich das nachplappern, 
was die ausgewiesenen Tagelöhner der Einen Welt von sich geben. Das liegt nicht nur dar- 
an, daß selbständige Gedanken nur sehr schwer noch veröffentlicht werden können. Um- 
somehr sollte man zu solcher Arbeit unter den Jüngeren aufrufen, denn sie sind es, die lei- 
den werden. Und man sollte darauf hinweisen, daß so etwas ausführliche und ernste, 
Schweiß kostende Mühe bedeutet, nicht etwa in Wirtshausgesprächen und Versammlun- 
gen sich entwickeln kann. 


Der Zeitgeist 


„Der Zeitgeist produziert eine morbide, zur Solidarität unfähige Gesellschaft.“ (1) 
„Wir haben die Lebensgrundlagen unserer Existenz verzehrt und zerstört.“ (2). „Nach ei- 
ner nun vier Jahrzehnte andauernden hemmungslosen Orgie der Ichbezogenheit und des 
Eigennutzes wird die Verdammnis, in die uns dieser Weg geführt hat, immer offensichtli- 
cher.“ (3). „Leben, Natur, über Milliarden Jahre langsam und behutsam aufgebaut, ha- 
ben Menschen in wenigen Generationen aus Gier und Unvernunft zerstört. Wälder ster- 
ben, Bauwerke zerfallen, Böden werden unbrauchbar. Die Luft ist verpestet..... Genauso 
rücksichtslos werden aber auch Sitten, Religionen, Kulturen zerstört, die den Menschen 
Ehrfurcht vor Gottes Schöpfung gaben und ihnen über Jahrhunderte Schutz und Regene- 
ration gewährten.“ (4). . 


DIEKERFEELETZTT TFT EST 
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So und ähnlich wird heute überall auf dem Erdball in allen Sprachen gewarnt und ge- 
jammert. Wer ist schon noch glücklich? Wer schon kann noch ruhig in die Zukunft sehen? 
Doch niemand greift konkret an. Wo zeigt sich dieser Zeitgeist? Wer formt ihn? Wer stellt 
seine Richtlinien auf? Was sagt es selbst, wenn man vage von „Dunkelmännern“, von „In- 
sidern“, von den „Herrschern“ spricht. Wir wollen uns bemühen, ihm näher zu kommen. 
Wir wollen versuchen, Dinge und Personen beim Namen zu nennen. In diesem Buch. 
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65 Kriege wurden Deutschland erklärt. Ein halbes Jahrhundert ist 
vergangen und niemand hält es für angebracht, Frieden zu schließen. 


Kriege ohne Friedensvertrag 


. 1933 24. 3. Das israelische Volk 1939 10. 9. Kanada 

der ganzen Welt 1940 9. 4. Island 
1939 1. 9. Polen 1940 9. 4. Norwegen 
1939 1. 9. Tschechoslowakei 1940 10. 5. Belgien 
1939 3. 9. Australien 1940 10. 5.- Luxemburg 
1939 3. 9. Birma 1940 10. 5. Niederlande 
1939 3. 9. Ceylon 1940 10. 5. Indonesien 
1939 3. 9. Frankreich 1941 6. 4. Griechenland 
1939 3. 9. Indien 1941 6. 4. Jugoslawien 
1939 3. 9. Israel 1941 22. 6. Sowjetunion 
1939 3. 9. Jordanien 1941 9.12. China 

.1939 3. 9. Kambodscha 1941 11.12. Costa-Rica 

1939 3. 9. Laos 1941 11.12. Cuba 
1939 3. 9. Marokko 1941 11. 12. Dominicanische 
1939 3. 9. Monaco Republik 
1939 3. 9. Neu-Seeland 1941 11.12. Guatemala 
1939 3. 9. Pakistan 1941 11.12. Nicaragua 
1939 . 3. 9. Tunesien 1941 11.12. Philippinen 
1939 3. 9. Großbritannien 1941 11.12. USA 

und Nordirland 1941 12.12. El Salvador 
1939 3. 9. Vietnam 1941 12.12. Haiti 
1939 6. 9. Südafrikanische 1941 12.12. Panama 

Union 1941 13. 12. Honduras 
1942 22. 5. Mexico 1944 30.12. Ungarn 
1942 22. 8. Brasilien 1945 8. 2. Paraguay 
1942 1.12. Abessinien 1945 13. 2. Peru 
1943 16. 1. Irak 1945 16. 2. Venezuela 
1943 7. 4. Bolivien 1945 22. 2. Uruguay 
1943 9. 9. Iran 1945 23. 2. Türkei 
1943 13. 10. Italien 1945 26. 2. Ägypten 
1943 27.11. Columbien 1945 26. 2. Syrien 
1944 27. 1. Libyen 1945 27. 2. Libanon 
1944 26. 8. Rumänien 1945 1. 3. Saudi-Arabien 
1944 8. 9. Bulgarien 1945 27. 3. Argentinien 


1944 15. 9. Finnland 


Diese Tabelle wurde der Zeitschrift: „Der Scheinwerfer“, Nr. 5, 15. Mai entnom- 
men. 


Doch mehr noch muß geschehen. Hungersnöte, verkommene Kinder, gesetzlich geschütz- 
te Gotteslästerer, verlachte Persönlichkeiten, gefeierte Lumpen, das alles ist nur zweitran- 
gig. Das alles hat seine Prämissen, hat ihm vorweggehenden Anstoß. Auch dahin wollen 
wir gemeinsam versuchen, vorzustoßen. 

Die Antwort auf alle diese Fragen ist wichtiger als bloßes Lamentieren, als Bettelei und 
Hilferufe der Versinkenden. Und das Weitergeben der Antwort ist dann erst der Anfang 
für die Heilung von einer lebensgefährlichen Krankheit, unter der sich die Menschheit 
quält und verkrampft. 
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Freimaurer Francois Mitterand hat es verstanden, dieser Pyrami- 
de den Charakter eines Weltsymbols zu geben. Aus Anlaß der 
200-Jahrfeier der Revolution von 1789 werden in ihr die Präsiden- 
ten der sieben reichsten Länder der Erde tagen, um die Schulden 
der Dritten Welt im Plan Brady zu reduzieren. Ihre Botschaft lau- 
tet: „Wir sind Eine Welt“. 


Die Welt hüllt sich in Schweigen über das Wesentliche. Die unmoralische Vorausset- 
zung unserer heutigen täglichen Richtschnur wird nicht erwähnt. Ja, die Leute haben 
Angst, darüber nachzudenken. Sie weichen jeder Parteinahme aus, um sich selbst für ein 
paar weitere Stunden aus dem Zusammenbruch herauszuhalten. Sie wollen sich in derart 
schweren Zeiten keine Feinde machen. Sie meinen, sie könnten es sich nicht leisten, Ärger 
zu erregen. Denn das vermindert den Absatz, macht die Kunden scheu, entfremdet sogar 
Freunde und eigene Familie. Das ist garstige „Politik“. Und es hat ja eh keinen Sinn. Es 
ändert ja doch nichts. Es ist nun einmal so, daß diese Erde in den Händen des Bösen ist. 
Wenn Gott es nicht schafft, wie sollen wir schwachen Menschen es können? 

Ja, aber wir leben doch in einer Demokratie! Wir haben doch eine Meinungsfreiheit! 
Wir leben frei von Furcht, wie es das amtliche Kriegsziel der Sieger von 1945 war. Warum 
also nicht wenigstens ein wenig nachdenken über diese Zustände? 

Ernst Zündel hat auch nur nachgedacht und man hat ihm den deutschen Paß entzogen. 
Ich kenne Druckereien, die schließen mußten, weil sie Bücher druckten, in denen nachge- 
dacht worden war. Nein, es stimmt, die Drucker wurden nicht auf den Scheiterhaufen ge- 
zerrt, sie wurden nicht gefoltert, die Kunden blieben einfach aus. Und wer doch noch 
kam, um etwas drucken zu lassen, der stand dann mit seinen gedruckten Büchern in einem 
leeren Laden. Die Kunden kamen nicht mehr. Er hatte ein Buch geschrieben, in welchem 
jemand nachgedacht hatte. Das genügte. Und alle, die man auf so etwas ansprach, zeigten 
ein gleichgültiges Gesicht. Damit wollte niemand etwas zu tun haben. Und auch Sie, wer- 
ter Leser, werden es an dieser Stelle vielleicht schon mit der Angst zu tun bekommen. Das 
ist Ihre Sache. Mehr aber hier noch nicht. Wir kommen in allen Einzelheiten (und mehr- 
fach) auf das Thema zurück. Und wenn es in den nächsten Zeilen vielleicht etwas zu 
sprunghaft vor sich geht, dann liegt es daran, daß ich nicht alles im gleichen Augenblick 
erklären kann. Seien Sie unbesorgt, Sie werden ganz bestimmt auf Ihre Kosten kommen. 
Auch haben wir ja bereits eine ganze Reihe von Büchern veröffentlicht und können uns 
hier nicht wiederholen um derjenigen willen, die sich nicht mit den wesentlichen Fragen 
unserer Zeit befaßten oder nocht nicht auf unsere Bücher gestoßen waren. 


Das ist der Niedergang 


Abschütteln müssen wir zunächst einmal die lächerlichen Versuche, den Niedergang, 
das sich,ausbreitende Chaos, die bevorstehenden Katastrophen als eine unüberwindliche, 
weltgeschichtlich fällige Phase anzusehen (5), als einen von der Natur programmierten 
Untergang des Abendlandes (6). „Die Symptome des Niedergangs unserer Welt sind beun- 
ruhigend, ja fast zum verzweifeln. Aber wir müssen deshalb nicht resignieren. Der Nieder- 
gang läßt sich durch Einsicht beeinflussen. Denn er ist nicht durch ein unabänderliches 
Naturgesetz bedingt, sondern durch menschliche Dummheit, Trägheit und Gier“.(7) Also 
dutch das, was man in den Logen konzentriert vorfindet. 

Alles geschieht im Rahmen der bekannten Naturgesetze, doch in verderbliche Richtung 
wird der Zug von Menschen gelenkt, von nicht wenigen sogar gewußt, von vielen, in den 
Gang der Dinge hineingezwängt und aus Feigheit und Bequemlichkeit mitgeschoben. 

Aber noch eines muß gesagt werden: „Wir selbst sind es, die die Freimaurerei ausma- 
chen (8), und nicht etwa ein strenger Verwaltungsapparat, der uns an die Hand nimmt, als 
sei man noch ein Baby. Das ist die Lage unserer westlichen Zivilisation, die unheilbar frü- 
her oder später, aber unwiderruflich und todsicher zu ihrem Ruin führt.“ 

„Nachdenklich werden“ — das ist dieses Politiker-Surrogat für Nachdenken. Was hat 
sie nicht alles schon nachdenklich gemacht! Bitburg (siehe IX, 128) und Tschernobyl (sie- 
he X, 464), das Challenger-Unglück (siehe X, 464), und das Elend im Sahel, die Sandoz- 
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Katastrophe und jetzt der Fall Barschel: Immer war man hinterher „sehr nachdenklich ge- 
stimmt“ (9). „Nachdenklichkeit — als Maske, um desto ungenierter weitermachen zu kön- 
nen ... Der Zweifler, also der Philosoph (also der Freimaurer!) als Verantwortlicher — 
undenkbar“, 

Bei einer zukünftigen „Entnazifizierung“ werden sich manche gerne als Mitläufer aus- 
geben wollen („Ich habe keinen Elefanten erschossen“) doch steht schon heute fest: ohne 
ihre Mithilfe würde der Laden nicht gelaufen sein. Auch jene wird man sich merken müs- 
sen, denen die vorgelegten Beweise für das Verbrecherkomplott nicht genügten und die es 
als Schwarzseherei ansehen, wenn man von bis zu kosmischen Gefahren als Folge einer 
doch angeblich so unschuldigen Geheimgesellschaft predigt. Es steht noch aus, ob das 
Strafmaß für diese Gruppen unterschiedlich ausfallen soll. Dante schickte die Letztge- 
nannten sogar in die heißeste Ecke der Hölle. 

Die eigentlichen Wurzeln liegen am Anfang unserer Kulturgeschichte. Schlangen- und 
Otterngezücht nennt ein Matthäus (23, 33) die Väter der Lüge (Johannes 8, 44), die unse- 
rem Abendlande eine geistig-religiöse Führung gaben, die hinführte, sagen wir, zu Weiz- 
säckerschen Wahnvorstellungen ebenso wie etwa zum Ozonloch über der Antarktis. Die 
völlige Mißachtung Gottes und der Natur (mit dem einen mißachtet man automatisch 
auch das andere!), der Mißbrauch beider als Werkzeuge der Weltbeherrschung durch 
Menschen, die sich als Weltverbesserer und Friedensapostel vorstellen, wir erleben es tag- 
täglich und — nehmen es oft genug nicht ernst! Das aber muß ein Ende haben! Schluß mit 
der Gutmütigkeit und der Gutgläubigkeit! Die Menschheit kann es sich einfach nicht mehr 
erlauben, noch weiterhin sich schamlos anlügen zu lassen. Alles steht auf dem Spiel! Jeder 
einzelne Bürger muß die Freimaurerei ernst nehmen, sie als Gefahr begreifen und ihr vor 
allem — wo immer sie in Erscheinung tritt — in der geistigen und materiellen Auseinan- 
dersetzung entgegentreten. Schlagt die Freimaurerei, wo ihr sie trefft! 


Umschalten 


Auch an den Schaltstellen unserer falschprogrammierten Weltregierung hat man be- 
griffen, daß bereits zu viel Blut floß und daß darum schon zu viele Menschen auf die Din- 
ge und nicht mehr auf die schönen Worte sehen. Im Januar 1988 lud Freimaurer Frangois 
Mitterand (siehe VIII, 185) 75 Nobelpreisträger nach Paris ein. Sie sollten gemeinsam ein 
„Testament für das 21. Jahrhundert“ verfassen, sie sollten „die Angst verjagen, welche 
die Menschheit am Ende dieses Jahrhunderts beseelt“. Friedensnobelpreisträger Elie Wie- 
sel (der die Hälfte der Unkosten dieser Tagung zahlte), legte schnell noch einen Tag vor 
Beginn der Veranstaltung in Auschwitz Blumen nieder: „Ohne Rückbesinnung ist kein 
neuer Ausblick möglich“, meinte er dazu. Es fehlten von den Eingeladenen Lech Walesa, 
Bischof Tutu, Andrej Sacharow, Alexander Solschenizyn und Oscar Arias Sanchez. Einzi- 
ges Ergebnis war, daß die Angst noch größer wurde. 

Denn, was war mit solcher Anhäufung von „Geist“ in Wirklichkeit geschehen? Die ei- 
gentlichen Beweise menschlicher Intelligenz, die zumindest die Naturwissenschaftler unter 
den Anwesenden in ihrem Leben vorgelegt hatten, waren beiseitegeschoben worden zu- 
gunsten einer Verknechtung dieser Intelligenz unter eine Utopie von Habgier. Nobelpreise 
waren so deutlicher noch als schon bisher, zu Werkzeugen einer sozialistischen Regierung 
herabgewürdigt worden, einer Regierung, deren Konzept es ist, die menschliche Leistung 
abzuwerten gegenüber einem neuen sozialen Gewissen, das nicht die Tüchtigkeit und die 
Fähigkeit des Genies zum Maßstab mehr nimmt, sondern die Gier der Schmarotzer, der 
Politikaster, die mit dem Heer der MUNDEIBABIGEN die Arbeit entthronten unter dem Mot- 
to, dafür dem Gemeinwohl zu dienen. 
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Man hat festgestellt, daß die Welt vor dem II. Weltkrieg Kampfplatz von Ideen war, 
die alle eines gemeinsam hatten: Sie sollten die Welt mit Gewalt auf den Kopf stellen. Es 
sollten Grundsätze eingeführt werden, die die Welt in Sieger und Besiegte teilen sollten, 
die der Welt ein System von Vorhängen bringen sollten. Und die Führenden in diesem 
Kampf waren allesamt davon überzeugt, daß sie selbst es sein würden, die siegten. Gesprä- 
che über den selbstgezogenen Graben hinweg fanden nicht statt. Man wollte sich einfach 
nicht mehr verstehen. Das artete soweit aus, daß ein bedeutender Franzose von dem 
„Krieg der drei Narren“ sprechen konnte (10). 

Heute sind wir nicht sehr weit entfernt von einer Lage, in welcher man ohne besondere 
Schwierigkeiten wieder von Narren sprechen kann, die unserer Welt die Melodien vorsin- 
gen. Aber an die Stelle von Leitbegriffen wie Führungselite, Arbeiterparadies, edlen Rit- 
tern der Freiheit traten heute andere Banner. Sie zeichnen sich dadurch aus, daß sie 
schwammiger definiert sind, und in jedem Falle Dinge verbergen sollen, die man nicht laut 
sagen möchte. Das vorige Mal war man bedeutend lauter. Wieder sind allerdings die Nar- 
ren von heute in unseren Zeitungen Supermänner, die dabei sind, unsere Welt zu verbes- 
sern. Wieder treten sie auf, nachdem Bundesgenossen aus dem gleichen Lager zunächst 
einmal aus der Welt einen Saustall gemacht haben. 

Ihn zu bereinigen, hocken sich daher in diesen Jahren die Weisen aus Morgen- und 
Abendland zusammen und knobeln herum. Niemals war die Zahl der Internationalen 
Kongresse, der Weltreisen der Politiker, Wissenschaftler, Philosophen, Wirtschaftsfüh- 
rer, Bankiers, Kardinäle und Professoren so groß wie heute. Und die Welt schwirrt nur so 
von Gedanken, die sich alle dadurch auszeichnen, daß sie weder Hand noch Fuß haben 
und in himmelhohem Flug sich gewandt an den Tatsachen vorbeibewegen. 

Da läßt zum Beispiel Mijail Gorbachov, der derzeit letzte dieser Allerweltskerle auf sei- 
nem Flug nach Kuba auf der erzkatholischen Grünen Insel Irland ein solches Osterei 1989 
fallen. „Ich glaube an Europa, ein Europa, zu dem ich gehöre und das nur dann Erfolg ha- 
ben kann, wenn es alle europäischen Länder, die des Ostens wie des Westens umfaßt, und 
selbstredend auch die Vereinigten Staaten und Kanada... Wir fühlen uns zutiefst als Eu- 
ropäer und Europa kann in diesem Augenblick eine Schlüsselrolle spielen in einem neuen 
Plan der Internationalen Beziehungen. “ Wir werden dem geschätzten Leser in den folgen- 
den Seiten noch so manche andere schöne Redensart auf so manchem Kongress vorfüh- 
ren. Niemals war eine Zeit aufnahmefreudiger für hirnlosen Optimismus. Und wir werden 
gleichzeitig bringen, was unsere Welt in Wirklichkeit an Scheußlichkeiten und Verbrechen 
im gleichen Augenblick gerade von den gleichen Gesellen erleidet, die da so gerne tagen 
und reden. Es ist wahrlich nicht die gleiche Welt wie in den dreißiger Jahren (diesen Satz 
wird man nur verstehen, wenn man unser Buch X gelesen hat), aber die Gefahren für die 
ganze Menschheit sind heute eher noch größer als damals. Denn wieder einmal, genauso 
wie damals, mischen Ehrgeizige die Karten mit Geisteskranken. In einer technisch sehr 
weit fortgeschritteneren Welt wird die Menschheit erneut von ganz der gleichen Gruppe 
wahnsinniger Ideologen geopfert wie damals. Nur, die Macht derjenigen, die dieses grau- 
sige Spiel betreiben, ist heute endgültig gefestigt. Es ist viel, viel später, als die meisten un- 
serer Zeitgenossen annehmen. Wir führen Sie, werter Leser, im folgenden überall dorthin, 
wo sich diese Macht präsentiert. Sie werden mit uns ein wenig weiter schauen müssen als es 
Ihre Zeitungen und Ihre Glotze gestatten. Glauben Sie aber bitte nicht, daß Dinge, die auf 
der anderen Seite des Globus geschehen, Sie weniger berühren als das, was sich bei Ihnen 
auf dem Marktplatz zuträgt. 


15 








Der Brundtland-Report 


Mit der für die selbstgefällige „Demokratie“ typischen Verzögerung von einigen Jahr- 
zehnten haben sich die Vereinten Nationen herbeigelassen, 1987 eine Weltkommission für 
Umwelt und Entwicklung zu schaffen. Diese, dem Erdball gefährlich werdenden Verzöge- 
rungen sind ein Spiegel der tatsächlichen Machtverhältnisse, sowie der Erziehung, die alle 
jene genossen haben, die da unter dem Zeichen des Zeigefingers sich als provisorische 
Weltregierung treffen. Die Aufgabe aller dieser Präsidenten und Außenminister und Wirt- 
schaftsminister, die sich etwa in Toronto 1986 trafen, hat niemals darin bestanden, Ent- 
scheidungen zu fällen. Ihre allererste Aufgabe war es immer, getreu den ihnen aufgetrage- 
nen Richtlinien passende Worte zu finden. Als darum Helmut Kohl damals vorschlug, 
auch Umweltfragen in den Arbeitsbereich von Gipfelkonferenzen einzubeziehen, da war 
man vollständig überfordert. Es fehlte sowohl an Motivation wie an Erfahrung. Man war 
Politiker geworden, um den Tempel zu bauen, wie es uns ein westdeutscher Minister ein- 
mal sagte, und in technischen Dingen hatte man überhaupt keine Erfahrung. Das aber, 
was der Welt heute fehlt, sind Manager, sind Ingenieure. Und die werden gerade im westli- 
chen Ausbildungssystem für Politiker ganz, ganz klein geschrieben. Sowohl auf interna- 
tionaler wie auf allen nationalen Ebenen (mit wohl einziger Ausnahme in dem ganz anders 
regierten Chile, wie wir noch erfahren werden), fehlt es an wirklichkeitsnahen, zupacken- 
den, sachorientierten Persönlichkeiten an Stelle der korrupten, gierig auf Vorteile erpich- 
ten Nichtskönner, die es fünfzehn Jahre lang überhaupt nicht gemerkt hatten, was Fach- 
leute längst festgestellt hatten: daß die Erdatmosphäre beschädigt wird. Und die selbst 
dann, als es sogar zu einer Bundestagsdebatte in Bonn im März 1989 kommt, in welcher 
ein „Sachverständigenrat für Umweltfragen“ und eine „Enquete-Kommission zum Schutz 
der Erdatmosphäre“ den Ernst der Lage schildern, nur vorschlagen, die Herstellung und 
den Verbrauch von Fluorchlorkohlenwasserstoffen, die für die Entstehung des Ozonlo- 
ches als verantwortlich erkannt wurden, bis zum Jahre 2000 einzustellen. Schon heute hat 
dieses Loch im Schutzschild der Erde die Größe der Vereinigten Staaten. Wenige Tage 
später wird in einer Konferenz in Berlin-Dahlem verkündet, daß ein Treibhauseffekt der 
beschädigten Atmosphäre von Spurengasen hervorgerufen wird und daß der Methanaus- 
stoß dabei am gefährlichsten ist. Doch den Umfang dieser Verschmutzung hat man noch 
nicht festgestellt! „Die ersten Messungen von Methan in Reisfeldern wurden praktisch nur 
an einem Blumentopf gemacht und dann global hochgerechnet“ (11). Mit welcher sträfli- 
chen Nachlässigkeit hier gehandelt wird, können wir am besten dann ermessen, wenn wir 
diese gemütliche Oberflächlichkeit in Weltlebensfragen mit dem Elan und überlauten Ge- 
tue vergleichen, das wir erleben, wenn es sich um die Verteidigung freimaurerischer welt- 
fremder „heiliger“ Prinzipien handelt. Wir bringen dafür Beispiele. 

Sie selbst sind angeheizt von der Idee, die Welt ihrer Utopie näher zu bringen. Die ewi- 
ge Unruhe, diese dauernde Hetze, diese dauernde Krise, diese damit verbundenen dauern- 
den Fehlschläge, das alles übertragen sie dabei bewußt auf den ganzen übrigen Rest der 
Menschheit, indem sie diese dauernd global in ihre Pläne und irren Gedankengänge in viel- 
facher Form einschließen. Es sollte darym größte Pflicht eines Staatsmannes heute sein, 
diese Krankheit auf die eigentlich Infizierten zu beschränken und abzukapseln gegenüber 
der übrigen Welt, und der Menschheit so wieder Ruhe und Frieden zu schenken, Die 
Menschheit darf nicht weiterhin unter ihren Wahnsinnsvorstellungen und den daraus ent- 
sprießenden Gesetzen und Geldverteilungen leiden. Doch mit einer Selbstverständlichkeit 
sondergleichen setzt man heute ungesagt vor alle Pläne und Absichten die mythische Mis- 
sion, daß alles zu geschehen habe, um die bestehende Welt zu zerstören, damit an deren 
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Stelle eine utopische treten kann. Die fehlenden Worte werden ersetzt durch Zeichen, die 
jedem eingeweihten Teilnehmer klar machen, worum es eigentlich geht. Bei jedwedem Re- 
gierungswechsel geht es in den Wahlkämpfen immer nur um sekundäre Probleme, die so 
oder so angepackt werden sollen. Im wesentlichen sind sich die meisten der in den vier 
Jahrzehnten seit 1945 irgendwo auf der Welt gewählten Regierungen einig. Sie nennen die 
gemeinsame Basis „Demokratie“, sie sprechen erstrangig von den zu verteidigenden 
„Menschenrechten“, sie fordern eine Palette politischer Parteien und bezeichnen diese 
Möglichkeit zu Wortgefechten als „Pluralismus“. Keine einzige Regierung stellt voran 
Werte wie Nationalgefühl, Volkszugehörigkeit, Glauben und Religion, das Leistungsprin- 
zip, die Ehe und ist gewillt, diese eigentlichen Grundlagen menschlichen Zusammenlebens 
mit harten Gesetzen zu schützen. Erwähnt werden diese Begriffe immer nur als Füllsel 
nichtssagender Abhandlungen, niemals als Leitmotive des Lebens. Die Folge ist eine sich 
dauernd verschlechternde Lebensqualität, Zunahme der Kriminalität und der öffentlichen 
Korruption, der Auflösung aller menschlichen Bindungen, des Verblassens aller Würde, 
der Verzicht auf Klarheit und Wahrheit und Ehrlichkeit auf allen Ebenen. Als antreiben- 
der Motor steht hinter dieser weltweiten Entwicklung die Internationale Freimaurerei. An- 
gesichts der nicht mehr zu verheimlichenden Ergebnisse ihrer unheilvollen Tätigkeit ist es 
erklärlich, daß sie alles tut, um diese zu vertuschen und die Schuld an dem Niedergang de- 
nen zuzuschanzen, die ihre Absichten als gefährlich ablehnen. Ihre „heiligen“ Pläne aber 
finden immer wieder neue Luftschlösser, von denen aus sie ihre Fanfaren:ertönen lassen. 
Die genannte 1987 gegründete „Weltkommission für Umwelt und Entwicklung“ ist in 
diesem Zusammenhang zu sehen. Wie es den (gut bezahlten und von Maurerbrüdern rich- 
tig ausgewählten) Figuren angemessen erschien, hat man als erstes die maurerischen Pfei- 
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ler unserer Gesellschaft gebeten, „ihre Erfahrungen und Ansichten über Umwelt und Ent- 
wicklung im Rahmen des Auftrages, der Kernfragen, der Strategie und des Arbeitsplanes 
dieser Kommission hier vorzulegen.“ Gekleidet war diese Umfrage, der sogenannte 
„Brundtland-Report“ in die Form eines Buches mit dem Titel „Our Common Future“. 
Dabei ist die Weltkommission auch der Ansicht, „daß heute der Belastungsdruck auf die 
globale Umwelt in beispiellosem Maße ansteigt.“ Vor allem meint sie, „daß es möglich ist, 
eine Zukunft zu schaffen, die glücklicher, gerechter und sicherer ist.“ Man hält es dafür 
für notwendig, „daß wesentliche Veränderungen bei den jetzigen Versuchen nötig sind: 
Ein Wandel in Perspektive, Verhalten und Lebensstil; Änderungen bei gewissen bedenkli- 
chen Grundsätzen und der Art und Weise, wie sie formuliert und angewandt werden; ein 
Wandel in der Zusammenarbeitsweise zwischen den Regierungen, in Handel, Wissen- 
schaft und unter den Menschen; Veränderungen bei bestimmten Formen internationaler 
Zusammenarbeit, bei denen sich zeigte, daß sie beim Anpacken vieler Umwelt- und Ent- 
wicklungsprobleme nichts taugen; und vor allem ein Wandel im Grad des Verständnisses 
und des Engagements von Menschen, Organisationen und Regierungen.“ Alles also, wie 
wir sehen, sehr lobenswerte und schöne Worte, die — wie wir ebenfalls sehen werden — 
leider so gar nicht zu den weiterhin hinterher noch begangenen abscheulichen Verbrechen 
passen, deren sich der Hausherr dieser Weltkommission, die Vereinigten Staaten, unge- 
straft und unangefochten 1989 schuldig machten. Abschließend — und das ist außeror- 
dentlich wichtig — weist die Kommission auf „die Notwendigkeit einer Vorstellung von 
der Zukunft hin, ohne die keine große Aufgabe je vollendet wurde.“ 

Also, es geht bei dieser Neugründung überhaupt nur um „das Ziel“. Der eigentliche 
Sinn, den man hinter einer solchen Etablierung heutzutage vermutet hätte, wird nicht ein- 
mal erwähnt. Daß nämlich nicht an irgendeinem Ziel gearbeitet werden soll (und dem die 
Gegenwart geopfert werden soll), sondern am Heute. Förmlich sieht man vor sich die gan- 
ze Unbeholfenheit der da aufgerufenen Weltverbesserer, und auch ihre tiefe Unehrlichkeit 
schon am Anfang ihrer Arbeit. 

Mit dieser letzten Bemerkung deckt man also auf, daß das Vorhaben, das hier ange- 
gangen werden soll, mit unehrlicher Rabulistik vorgelegt wird, um das eigentliche Ziel, 
den eigentlichen Zweck der Schaffung einer solchen Weltorganisation zu tarnen. Denn, 
man muß doch von der sattsam belegten Tatsache ausgehen, daß die Vereinten Nationen 
Hauptweltorgan der Freimaurerei zur Durchsetzung einer ganz konkreten Zukunft sind. 
Sie haben die Aufgabe, der Welt das Gesicht zu geben, das von der Freimaurerei ge- 
wünscht wird. Eine „Vorstellung von der Zukunft“ entsprechend der Logenphilosophie, 
eine Vorstellung, die dem entspricht, was den blutigen Gang der Weltgeschichte bereits 
250 Jahre lang bestimmt hat, die auf dem Wege hin zu solcher Zukunft bereits das Bild der 
apokalyptischen Reiter heraufbeschwor, das ist es, was hier vorrangig als Ausgangspunkt, 
als erneute Bestätigung erbeten wird. Ohne eine solche Vorstellung von der Zukunft kann 
„die große Aufgabe (die hier nicht definiert wird) niemals vollendet werden“, wie man 
wörtlich betont. Das aber heißt: alle etwaigen neuen Formen in der internationalen Zu- 
sammenarbeit, die man für notwendig hält, dürfen an dem einmal festgesetzten Ziel nicht 
rütteln. Zur Unfähigkeit tritt hier also die Unehrlichkeit des verlogen eingeleiteten Vorha- 
bens hinzu. Man ist der Auffassung, daß Organisationen und Regierungen zu ändern sind, 
um zu tauglichem Anpacken zu gelangen, ist sich aber völlig im unklaren, was tauglich ist 
und macht sich über diesen eigentlich wichtigsten, für die Verfasser aber nebensächlichen 
Punkt keine besondere Sorge. Das anzustrebende Ziel, auf das es alleine ankommt, bleibt 
unverändert. Es soll nur mit anderen Werkzeugen, mit einem erhöhten Grad des Verständ- 
nisses und des Engagements, vielleicht also mit mehr Ernst und mit mehr Zwang, sicher 
mit mehr Mitteln angegangen werden. Das Leben der Untertanen soll mehr noch als bis- 
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her, auf dieses wichtige Ziel ausgerichtet werden. Und man muß Wege finden, die die Be- 
lastung der (nicht so leicht wie die Menschen anzusprechenden) Umwelt weniger drückend 
macht. Man muß bei den Menschen konsequenter und anspruchsvoller vorgehen (mit 
mehr Steuern, mit mehr Indoktrination, mit mehr befohlenem Einsatz), bei der Umwelt 
aber etwas sachter. Alles in allem aber bleibt also das Konzept das Gleiche, die Wegrich- 
tung unverändert. Dabei taucht dann aber doch wohl schon hier die Frage auf, ob nicht ei- 
ne forschere und gleichzeitig vorsichtigere Gangart nicht genauso fehlschlagen muß wie 
bisher, weil man vielleicht etwas angeht, das mit gar keinem Werkzeug machbar ist, auch 
dann nicht, wenn man raffinierter rangeht. Darüber hat man allerdings noch nicht nach- 
gedacht, denn das würde den Tempel als solchen in Frage stellen. 


Die Antwort der Baha’i 


Wir sind nun-in der Lage, Ihnen, werter Leser, eine der Antworten auf die von der 
Weltkommission gestellte Frage über die Vorstellung von der Zukunft hier vorzulegen. Es 
ist die Antwort der Internationalen Baha’i-Gemeinde (12). Beim Lesen dieser Antwort 
wollen wir uns also vergegenwärtigen, daß es sich hier um Dinge handelt, die schlechthin 
das Schicksal dieses Planeten bestimmen, um die Rechtfertigung einer Handlungsweise, 
die bereits aus Urwäldern Wüsten, aus einer vielfältigen Tierwelt eine museale Erschei- 
nung gemacht hat, die Überschwemmungen und Dürreperioden hervorrief, die die Völker 
ihrer Identität beraubt, Traditionen vernichtet, tüchtige Menschen auch gerade wieder in 
diesem gleichen Jahr von Haus und Hof vertrieb, Gotteslästerung zuließ, das Böse zu ei- 
ner banalen Realität in einer toleranten Umgebung umfunktionierte, um eine Aussage vor 
dem uns allen gegenwärtigen Bild von Millionen von tragischen Opfern des „Fortschritts“, 


Menschen, Tieren und Pflanzen. 
„Die Baha’i-Gemeinde hat weltweit eine gemeinsame Vorstellung von der Zukunft“, 
so beginnt der Text, den wir hier folgend im Original ablichten. 


Die Vorstellung von 

der Zukunft 

Die Bahä’i-Gemeinde hat weltweit ein 
gemeinsame Vorstellung von der Zu- 
kunft, die den Brennpunkt vieler ihreı 
Tätigkeiten bildet. Sie kann wie folgt zu- 
sammengefaßt werden: 

»Die Einheit des Menschengeschlechts, 
wie sic Bahd’u’lläh (1) vorausschaut, 
umschließt die Begründung eines Welt- 
wemeinwesens, in welchem alle Natio- 
nen, Rassen, Glaubensbekenntnisseund 
Klassen eng und dauerhaft vereint, die 
Autonomie seiner nationalstaatlichen 
Glieder sowie die persönliche Freiheit 
und Selbständigkeit der einzelnen Men- 
schen, aus denen es gebildet ist, aus- 
drücklich und völlig gesichert sind. Die- 
ses Gemeinwesen muß, soweit wires uns 
vorstellen können, aus einer Weltlegisla- 
tive bestehen, deren Mitglieder als Treu- 
händer der ganzen Menschheit die ge- 
samten Hilfsquellen aller Mitgliedstaa- 
ten überwachen. Sie muß die 
erforderlichen Gesetze geben, um das 
Leben aller Rassen und Völker zu steu- 
ern, ihre Bedürfnisse zu befriedigen und 
ihre wechselseitigen Beziehungen anzu- 
passen. 


Eine Weltexekutive, gestützt auf eine in- 
ternationale Streitmacht, wird die Be- 
schlüsse jener Weltlegislative ausfüh- 
ren, deren Gesetze anwenden und die or- 
ganische Einheit des ganzen 
Gemeinwesens sichern. Ein Weltge- 
richtshof wird seine bindende, endgül- 
tige Entscheidung in sämtlichen Streit- 
fragen, die zwischen den vielen Gliedern 
dieses allumfassenden Systems auftre- 
ten können, fällen und zustellen. Ein 
Netzwerk weltweiter Kommunikation 
wird ersonnen werden; cs wird den gan- 
zen Erdball umspannen und, von allen 
nationalen Hindernissen und Beschrän- 
kungen frei, mit wunderbarer Schnellig- 
keit und vollkommener Pünktlichkeit 
ablaufen. Eine Welthauptstadt wird als 
Nervenzentrum einer Weltzivilisation 
und als Brennpunkt wirken, in dem die 
einigenden Lebenskräfte zusammenlau- 
fen und von dem ihre kraftbringenden 
Einflüsse ausstrahlen werden. Eine 
Weltsprache wird enıweder geschaffen 
oder unter Jen bestehenden Sprachen 
ausgewählt und in den Schulen aller veı- 
bündeten Nationen als ein Hilfsmittel 
neben der jeweiligen Muttersprache ge- 
lehrt werden. Eine Weltschrift, eine 
Weltliteratur, ein einheitliches, allum- 


fassendes Währungs-, Gewichts- und 
Maßsystem werden den Verkehr und die 
Verständigung unter den Nationen und 
Rassen der Menschheit vereinfachen 
und erleichtern. In dieser Weltgeseli 
schaft werden Wissenschaft und Reli- 
gion, die beiden gewaltigsten Kräfte im 
menschlichen Leben, in Einklang ge- 
bracht sein; sie werden zusammenwir- 
ken und sich harmonisch entwickeln. 
Die Presse wird in einem solchen System 
der Darlegung der verschiedenen An- 
sichten und Überzeugungen der 
Menschheit vollen Spielraum gewähren, 
aber nicht mehr durch althergebrachte 
Interessen, seien sie persönlicher oder 
allgemeiner Natur, unheilvoll gelenkt 


- sein; vom Einfluß streitender Regierun- 


gen und Völker wird sie befreit sein. Die 
wirtschaftlichen Hilfsmittel der Welt 
werden organisiert, ihre Rohstoffquel- 
len erschlossen und restlos nutzbar ge- 
macht, ihre Märkte aufeinander abge- 
stimmt und entwickelt, die Verteilung 
ihrer Erzeugnisse unparteiisch geregelt 
werden. 


Nationale Rivalität, Haß und Intrigen 
werden aufhören, Feindseligkeiten und 
Rassenvorurteile werden durch Freund- 
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schaft, Verständigung und Zusammen- 
arbeit ersetzı werden. Die Ursachen reli- 
giöser Zwistigkeiten werden für immer 
aus dem Wege geräumt werden; wirt- 
schaftliche Schranken und Hindernisse 
werden völlig beseitigı, der maßlose 
Klassenunterschied verwischt werden. 
Mangel auf der einen Seite und unmä- 
Bige Anhäufung von Eigentumsrechten 
auf der anderen Seite werden verschwin- 
den. Die ungeheuren Kräfte, die für die 
wirtschaftliche oder politische Kriegs- 
führung verzettelt und vergeudet wer- 
den, fließen Zwecken zu, welche die 
Reichweite menschlicher Erfindungen 
erweitern, die technische Entwicklung 
fördern, die Produktivität der Mensch- 
heit steigern, Krankheiten ausrotten, 
wissenschaftliche Forschungen ausdeh- 
nen, den körperlichen Gesundheitszu 
stand heben, den menschlichen Ver- 
stand schärfen und verfeinern, die unge- 
nutzten, ungeahnten  Hilfsquellen 
dieser Erde ausbeuten, das menschliche 
Dasein verlängern und jedwedes andcıe 


Mittel fördern, welches das verstandli- 
che, sittliche und geistige Leben des gan- 
zen Menschengeschlechts anzuregen 
vermag.« (2) 

Nach Ansicht der Bahä’i ist es schwei 
{und vielleicht unmöglich), einen stän- 
digen Fortschritt zu erreichen, wenn (lie 
verschiedenen Teile der Gemeinschaft 
gleichzeitig verschiedene Vorstellungen 
oder Ziele verfolgen. Die Punkte der 
Standardtagesordnung stehen oft in Wi- 
derspruch zueinander, weil die einzel- 
nen Zielbereiche in der Regel nicht zu 
einem gemeinsamen Zukunfisbild ver- 
knüpft werden. Viele Merkmale der obi- 
gen Vorstellung teilt die Kommission 
zweifellos mit uns, und diese sind natür- 
lich in der Charta der Vereinten Natio- 
nen mitenthalten, da die Kommission, 
die 1983 durch die Resolution 11/3 des 
Kuratoriums für das Umweltprogramnı 
der Vereinten Nationen gegründet 
wurde, im Laufe des gleichen Jahres von 
der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen in der Resolution 38/161 vom 


19. Dezember gutgeheißen wurde. Um 
jedoch in der sozialen und wirtschaftli- 
chen Entwicklung der Menschheit Fort- 
schritte zu erzielen und die Zerstörung 
der Umwelt, in der diese Entwicklung 
stattfinden soll, auf ein Mindestmaß zu 
reduzieren, ist eine klare (wenn auch an- 
fänglich nur allgemeine) gemeinsame 
Vorstellung notwendig. 


“ 


Ich habe es erlebt, daß Personen, denen ich diesen Text vorlegte, sich vor Lachen 
schüttelten. Ich habe aber auch andere erlebt, die mir das Papier mit traurig-verzweifeltem 
Gesicht zurückgaben, als wollten sie sagen „Und so etwas regiert unsere Welt.“ 

Man spricht, wie Sie soeben gelesen haben, davon, „daß die Baha’i-Gemeinde über- 
zeugt davon ist, daß das Errichten der Einheit der Menschheit und des materiellen wie gei- 
stigen Fortschritts der Menschheit Einzelmenschen braucht, die sich durch ein hohes Maß 
an Tugendhaftigkeit und Rechtschaffenheit auszeichnen. “ Man wird also gezwungener- 
maßen vor die Frage gestellt, ob jene Freimaurer, die man uns in den letzten Jahrzehnten 
vorstellte, irgendwo diese Forderung erfüllen. Man hat dabei gewisse Schwierigkeiten, be- 
gleitet vom „Zeigefinger“ oder der „Brille“ oder dem Griff an die Krawatte (14), sah in 
diesem Zusammenhang degenerierte Kunst, die Ehe auflösende Gesetze, eine verwirrende 
Ausländerpolitik, Lächerlichmachung der Religionen, und man hat darum wohl ein Recht 
zu fragen, ob nicht eine solche negative Entwicklung im Zeichen der Freimaurerei nur 
noch schlimmere Exzesse hervorbringen muß, wenn man weiterhin an einem Ziel festhält, 
das selbst in einem Märchenbuch nur als bewußte Irreführung angesehen werden kann, 
nur als Ablenkung aller eigentlichen menschenführenden Tätigkeit zur Befriedigung eines 
verdeckten Machtrausches, als gröbste Mißachtung der primitivsten Naturgesetze, als 
Freibrief für mißverstandene „Freiheit“, die man unter dem Titel „Das Erlangen gleicher 
Rechte und Möglichkeiten für alle Menschen“ fordert. 

Nachdem wir dieses Programm wiedergegeben haben, stehen wir nun also vor unseren 
überschwemmten Straßen oder vor vertrockneten Weiden und warten auf Weltexekutive 
und Weltlegislative, von einer Welthauptstadt einer Weltzivilisation vorgesetzt mit ihren 
kraftbringenden Einflüssen. Doch alles das kann erst kommen, wie man uns sagt, wenn 
wir uns in der Mehrheit einig sind über eine solche Zukunft (was gibt das doch für herrli- 
che Möglichkeiten für zukünftige Hexenprozesse!). Doch um solchen „Fortschritt“ zu er- 
reichen, ist, wie wir hörten, wichtigstes Ziel das Erwerben geistiger Tugenden und Fähig- 
keiten. Bis dahin geht also die Zerstörung weiter, ja wird sogar noch (wie wir Schlag auf 
Schlag in diesem Buch noch erfahren werden!) verstärkt fortgesetzt. 
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Ein Zusammenbruch nach dem anderen 


Die Umwandlung hat System 


Tugend und Rechtschaffenheit sollen uns führen. Wir wollen es dabei vorerst noch als 
Ausnahme buchen, daß Kriminelle wie die Terroristen Benedikt Härlin und Michael 
Klöckner Abgeordnete im EG-Parlament sind und Ulla Penselin und Ingrid Strobl, wegen 
verschiedener Straftaten unter Anklage, auf der Kandidatenliste der Grünen stehen. 

Wir wollen es auch vorerst nicht anrühren, daß auf dem Umweg über eine unmorali- 
sche Einleitung das wesentliche Wort unserer Gesellschaft Diebstahl heißt, daß nämlich, 
um es genauer zu erklären, den Habenichtsen ein „Recht“ auf das Eigentum der Fleißigen 
gegeben wurde und daß Steuergesetze, wie sie in allen westlichen Staaten existieren, diese 
Wegnahme „legalisieren“ und so in allen Regierungszimmern nur darüber gemauschelt 
wird, in welche Worte man dieses räuberische Vorgehen kleiden soll und wie weit man je- 
weils gehen kann, ohne daß es zu Steuerhinterziehung oder gar zum Steuerstreik kommt. 
Wir wollen diese abgrundtiefe, wesentliche Unmoral und Ungerechtigkeit unserer Gesetz- 
gebung einstweilen übersehen, obwohl sie aus der Loge geboren wurde. Wir wollen uns 
einzelne Namen ansehen. Wir wollen ein wenig weiter nachdenken und suchen, wo solche 
Eigenschaften heute unter den Regierenden zu finden sind. 


Eine kopflose Welt 


Wir stellen dabei mit Erschrecken fest: Im Gegenteil zu allen frommen Wünschen hat 
man heute die Welt ihrer Köpfe beraubt. Man schweigt ihre großen Taten tot. Wer schon 
spricht da noch von einem Salazar, der ein halbes Jahrhundert lang Portugal vor der Frei- 
maurerei schützte und seinem Lande inmitten blutigster Geschehnisse Wirtschaftskrisen 
und Kriege und Unruhen ersparte, der ein aufblühendes Land über Kontinente hinweg 
aufgebaut hatte, in dem schwarz und weiß einträchtig und ohne Bürgerkrieg nebeneinan- 
der lebten. Was ist an seine Stelle getreten? Unter Freimaurer Caetano fing es an, mit ganz 
großen Worten (15). Heute sind daraus nackte Mordbefehle geworden. Und was im Falle 
Portugals abgerollt ist, das rollt überall ab, im einen Fall schneller, im anderen langsamer, 
doch immer in gleicher Richtung. Portugal brach zusammen (16). Wir sind Zeitzeugen von 
anderen Zusammenbrüchen, moralischen, politischen, wirtschaftlichen, menschlichen. In 
den Zeitungsüberschriften ist nicht mehr von den Großen die Rede, die Angola und Mo- 
zambique aufblühen ließen. An die Stelle der Helden ist das Wort „Menschlichkeit“ getre- 
ten und das böse Wort „Hilfe“ (17). Und schon fließt Blut und Hunderttausende fliehen 
von ihrer Scholle, jener Erde, die sie in harter Arbeit dem afrikanischen Urwald abgerun- 
gen hatten. Es liegt das gar nicht so weit weg von Europa, wo Sie, werter Leser, dieses 
Buch vielleicht gerade in Händen halten. 
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Denn, ist es nicht das gleiche, wenn eine junge Mutter von Türken ermordet wird, von 
so lieben Mitmenschen, denen man helfen wollte, und die man darum ins Land ließ und 
denen man sagte, daß die dort Lebenden die moralische Pflicht hätten, abzugeben von 
dem, was sie besitzen, denn die Liebe zum armen Nächsten gilt mehr als das Recht auf das, 
was die Vorfahren und man selbst erarbeitet hat. Und nun schon gerade diese Deutschen! 
„Wegen unserer Vergangenheit im Dritten Reich müssen wir die Gralshüter des Grund- 
rechtes auf Asyl sein“ ermahnt uns die Bundestagspräsidentin Rita Süißmuth (CDU). Se- 
hen Sie, werter Leser: Hier stoßen wir zum Beispiel bereits. auf eine solche „moralische 
Prämisse“, die so lieb klingt und die (entsprechend mit falschen Dokumenten untermau- 
ert) nichts ist als die Inkarnation des absolut Bösen. Keine Angst, lieber Leser, wir wissen, 
Sie möchten darüber nicht nachdenken. Wir lassen es darum einstweilen so stehen hier. 
Aber, wir kommen darauf zurück! 

Wir sprachen vom Zusammenbruch Portugals. Auch anderswo bricht es zusammen. 
Das ist bereits der Untergang! Die Welt bricht schneller zusammen als wir es vermutet hat- 
ten. Aus der warnenden Theorie wurde vielfach schon schmerzende Praxis. Heute schon 
ist sie nur ein Zerrbild noch von der von 1945. Wo wird noch der unehrlichen Mensch- 
heitsbeglückung Widerstand geleistet? Der Feind, wie ernst er’s jetzt meint, er ist überall 
im Angriff. Wir behaupten nicht, wir beweisen. Pinochets Chile ist ein solcher Beweis für 
eine mögliche saubere Welt. Wir verlangen keinen Gehorsam, keine Linientreue, keine 
Zustimmung zu philosophischen Richtlinien, üben keinen Terror aus, nicht mit Waffen 
und nicht mit Gesetzen, wir versuchen, mit Tatsachen zu überzeugen. Und führen Sie in 
. die letzten Ecken dieser Erde, damit Sie erkennen, daß Sie nicht alleine sind in Ihrer Sorge 
“und in Ihrem Kampf um ein menschenwürdiges Leben, daß der Kampf überall der gleiche 

ist, daß wir von unseren Mitkämpfern lernen und uns gegenseitig helfen können. 


Welteroberung 


Die Frage, die man sich vor 2000 Jahren gestellt hat, lautet: Wie kann man eine Welt 
erobern? Auf welchem Wege kann man mächtig werden? Es gibt den Weg des Alexander, 
aber es gibt auch einen weniger sichtbaren Weg, den des Paulus. Es ist keineswegs so, daß 
der letztgenannte Weg der unblutigere war. Er war aber bedeutend nachhaltiger. Es war 
der Weg nicht über die Körper, sondern über die Seelen. Diese kann man nur gewinnen, 
wenn man sie von einem guten Ziel überzeugen kann. Die Christen gingen diesen Weg in 
aller Öffentlichkeit, mit offenem Visier. Etwa gleichzeitig mit ihnen kamen andere auf die 
Idee, es mit geschlossenem Visier zu versuchen. Das war die Geburt der Geheimgesell- 
schaften (18). Auch ihr Weg führt durch die Jahrtausende und es ist eine noch immer nicht 
ganz geglückte Aufgabe, ihren Weg zu verfolgen. Es war klar, daß die Konkurrenten sich 
befehdeten. Es war die blutigste Fehde, die man sich vorstellen kann. Nirgends ging es 
grausamer und brutaler zu. Gottlose und Ketzer waren die Gegner der Christenheit, die 
Päpste waren den Geheimgesellschaften die personifizierten Teufel. Unter dem Wort 
„Freimaurerei“ kann man heute jene Gesellschaften zusammenfassen. Auch in den 
nichtchristlichen Gebieten der Erde. 

Aus den Schriften und Aussprüchen von Freimaurern wissen wir, was ihr Ziel ist. 
Auch sie behaupten, es sei ein gutes. Doch liegen die Ergebnisse von 250 Jahren Freimau- 
rertätigkeit vor uns. Ihr Anteil an den Geschehnissen wird von ihnen selbst herausgestri- 
chen. Er ist weitaus größer als es im allgemeinen geahnt wird. Trotz aller maurerischen 
Anstrengungen wurde derart viel davon aufgeklärt, daß in dem folgenden kein Zweifel 
mehr besteht. 
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Der Weg nach Utopia, hin zu einer glücklicheren und besseren Welt, ist ein solcher des 
Einebnens, nicht der Formung und Schöpfung. Die Freimaurerei bemüht sich jedoch dar- 
um, ihr alle technischen Neuerungen auf dem Wege über die aufgesuchten Erfinder und 
über die umworbenen Produzenten einzugliedern. Die Nobelpreise sind ein wichtiger Teil 
dieser Arbeit. An was also gibt es dort bedingungslose Hingabe der Brüder, es sei denn an 
technischen Produkten? Kann man sich solchen hingeben? Zu was werden die Brüder auf- 
gefordert? Es heißt, dem großen Ziel zu dienen, doch besteht ihre praktische Tätigkeit im 
Zerstören, im Beseitigen, im Wegschaffen. Das bezieht sich auf alle Lebensbereiche. Sie 
belegen ihre Tätigkeit — sichtbar gemacht nur für ihre Brüder — mit ihren Zeichen, mit 
denen sie sich bei der Arbeit fotografieren und zeichnen lassen. Mit Zeigefinger, Brille, 
Krawatte usw., wie wir es früher sehr ausführlich dargestellt haben. Menschliche Größe 
wird von ihnen erniedrigt, verlacht, bespottet, in den Dreck gezogen. Selbst einfachste 
menschliche Handlungen werden besudelt. Sodomie und Unehrenhaftigkeit, Aufruhr ge- 
gen alle Autorität wird breiter Raum gegeben. Es gibt auch keinen Willen mehr zur Arbeit 
(was ist das schon für ein veralteter Begriff!), alles Tun wird einem ganz großen Schwindel 
untertan gemacht. 


Freimaurerkunst 


Wie sieht es darum in ihrer Kunst aus? Was lassen sie da noch aufführen? Verderbte 
Charaktere, Degenerierung wie in den Werken ihres großen Bruders Thomas Mann. Die 
Ausnahme, Grace Kelly, die daran keinen Anteil hatte und sich sauber heraushielt aus die- 
sem Hollywood der Ferkelei, sie wurde ermordet (19). Wo ist noch heitere Erbauung in ei- 
ner Theatervorstellung? (20). In keinem Besucher herrscht noch das Gefühl vor, große 
Menschlichkeit erlebt zu haben, sondern, daß man in Berührung kam mit Schmutz (21), 
und man eilt angewidert und empört zu seinen eigenen vier Wänden zurück, wo dieser Un- 
flat (den man sogar noch frech als vorbildlich, als ganz normal, als verbreitungswürdig 
vorgestellt hatte) nicht existiert (es sei denn, man stellt das Fernsehen an). Und man fragt 
sich, wie alle diese aufgestörten Menschen sich in der Garderobe nach der Vorstellung 
noch anlächeln können und es anscheinend für „anständig“ hielten, nicht laut ihre Mei- 
nung zu sagen, solches nur der (teuer bezahlten) Gegenseite zustanden. Einige von ihnen 
nehmen es sogar hin als Abtragung einer „Schuld“, die man ihnen dabei vorgeredet hatte. 
Sie hätten gar kein Recht, stolz darauf zu sein, nicht ebenso abartig zu leben wie die Ge- 
stalten auf der Bühne. Man zeigte ihnen Abweggigkeiten, Unerhörtes, Schädliches, Ver- 
werfliches mit dem Unterton, daß sie es selbst sind, die Zuschauer, die dafür verantwort- 
lich sind, daß so etwas passieren kann. Sie, die Zuhörer hatten nicht rechtzeitig geholfen. 
So wird Hilfe das, was sie seit der Schaffung des Menschengeschlechts für die Dunkelmän- 
ner im Innersten des Tempels immer war: ein Werkzeug des Bösen. 

Und es ist das überhaupt nur der erste Schritt. Längst sind wir beim zweiten angelangt, 
dort, wo die negative Beurteilung des Abwegigen längst passe ist. In einem Sofortpro- 
gramm fordern die Grünen von Schleswig Holstein, „daß im schulischen Sexualunterricht 
Homo- und Heterosexualität als gleichwertige Formen sexueller Orientierung darzustellen 
sind.“ 

Und hurtig geht es noch einen Schritt weiter und wird zum offenen Mord: „Kein Sex- 
Verbot für Aids-Infizierte“. 

An ihren Wänden hängen Pinseleien, die nichts Konkretes darstellen, denn es gibt 
nichts Absolutes mehr für sie, alles ist relativ, das Wort „schön“ ist eine Erfindung von 
Gestern, der Große Schnitt eine mathematische Spielerei, die Perspektive eine primitive 
Vorwegnahme der Landschaftsfotografie. Wenn man an einem Werk noch erkennen 
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kann, was es ist, dann ist es nichts wert, denn dann ist es billiger Abklatsch der Wirklich- 
keit, den man mit einer Kamera schneller und genauer herstellen kann. Je konfuser, um so 
mehr Menschen können in der Beurteilung den Worten des „Kunstsachverständigen“ 
übereinstimmen. Kunst muß für das Volk da sein, nicht für die Wohlhabenden und dieje- 
nigen, die Kunstunterricht bezahlen konnten. In Freimaurerkunstveranstaltungen (und sie 
verdienen fast alle heute dieses Prädikat) wird den Profanen gezeigt, worauf es heute an- 
kommt, was heute „modern“, „in“ ist, was sich schickt (22). „Man spricht heute von einer 
bedingungslosen Hingabe des Künstlers an das Streben nach Wahrheit. Haben Sie je ge- 
hört, daß die Moralisten und Kunstapostel der vergangenen Jahrhunderte von einer sol- 
chen bedingungslosen Hingabe des Künstlers an die Wahrheit gesprochen haben? Ist es die 
Liebe zur Wahrheit, wenn der rückhaltlose Intellektuelle sich stolz damit brüstet, er habe 
die Heiligkeit eines Sehers, eines Mystikers erreicht, weil er ein Künstler sei, der nicht die 
leiseste Ahnung davon hat, was ein Kunstwerk darstellt oder bedeutet und sich durch so 
‚primitive Begriffe wie ‚Sinn‘ oder ‚Inhalt‘ nicht behindert fühlt, denn er gibt sich als das 
Medium geheimnisvoller Kräfte aus, wenn er losschmiert, und behauptet, nicht zu wissen, 
wie und warum er schafft, sein Werk käme vollkommen unbewußt und spontan aus ihm 
heraus, so, wie der Betrunkene sich erbricht; er denke nicht und wolle auch nicht denken, 
er fühle nur, sagt er, der sinnlos stammelnde Kretin! ‚Ich, der ich weiß (läßt Ayn Rand ei- 
ne Künstlerin sagen), wieviel Selbstzucht, Fleiß und geistige Konzentration erforderlich 
sind, um ein Kunstwerk zu schaffen, ich, der ich weiß, daß es ein Übermaß an harter Ar- 
beit erfordert, ich stelle den technischen Leiter eines Bergwerks über jedes sogenannte Me- 
dium geheimnisvoller Kräfte‘ “ (S. 96). 

Doch diese ganze Kunstpolitik ist Ausgeburt eines subtilen Machtstrebens. Beherr- 
schung der Menschheit, der Welt heißt das Ziel. Man will uns beherrschen durch unsere 
Unsicherheit, durch unsere Scheu, jemandem weh zu tun, durch unsere Angst vor dem 
Schmerz des anderen, des angeblichen „Künstlers“. Hat man aber erst einmal erkannt, 
daß man uns diese Angst herauslocken will, um damit politische Geschäfte zu machen, 
dann erstirbt dieses Gefühl in einem. 

Die gleiche Kraft, die einen Menschen tolerant macht, läßt den Menschen unerbittlich 
werden, wenn er erkannt hat, daß man Toleranz einsetzen will als politische Waffe, als In- 
strument zur Versklavung der gerecht Denkenden. Das Gesindel kennt keine Toleranz. 
Diese Erfahrung mit der Toleranz ist die Ursache dafür, daß gerade in atheistischen Staa- 
ten die Religionskämpfe zunehmen und brutaler, unerbittlicher werden als sie es vordem 
waren. 

Gerechtigkeitsgefühl verzeiht jeden Irrtum des Wissens, klagt aber jedes wissentliche 
Abirren ins Übel an. Die Menschen im Wirkungsfeld der amtlich vorgeschriebenen Tole- 
ranz entwickeln einen feinen Sinn dafür, wo Toleranz als weise Direktive hinter den Taten 
steht und wo sie Verbrechen beschönigen oder gar ermöglichen soll. Jutta Speitel wurde 
wegen zweifachen Mordes zu zweimal lebenslänglich verurteilt. Als „fanatische Überzeu- 
gungstäterin“ kam sie in Einzelhaft. Als Bundespräsident Richard von Weizsäcker sie be- 
gnadigte, meinte der „Grüne“ Freimaurer Otto Schily: „Richtig und weise“. War es das? 


Eine Logensitzung 


Man hat eine Logensitzung als „langweilig“ bezeichnet. Aber man erlebt darin noch 
mehr, was dem eben genannten Urteil nicht widerspricht. Es herrscht eine eiserne Ruhe 
und Disziplin. Niemand wagt etwa, über das für jeden Zuschauer mehr als kindische Zere- 
monjell zu lächeln oder etwa gar Späße zu machen. Alles schaut sich gegenseitig in vor- 
sichtiger Stille an, ob man ja auch alles richtig macht und horcht gespannt auf den Meister 
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vom Stuhl (oder wer ihn gerade vertritt), faßt sich an die Hände, geht bestimmte Schritte, 
erhebt sich usw. Und was dabei vorgetragen wird, ist objektiv gesehen von einer derartigen 
platten Sinnlosigkeit und Lächerlichkeit, daß die Riten bei den Papuas mehr innere Bedeu- 
tung haben als die „feierlichen Rituale“ im Rahmen einer Loge. Fragt man sich, was ern- 
ste Männer bewegen kann, derartigen Mumpitz mitzumachen, so kommt man nach eini- 
gem Studium und Meinungsaustausch zu dem Ergebnis, daß zunächst einmal einige Brü- 
der überhaupt kein Kriterium haben und selig sind, etwas mitzumachen, was sie nicht ver- 
stehen und an dem so viele andere auch teilhaben und mit so feierlichem Ernst dabei sind. 
Und da sind wieder andere, die sich innerlich högen über das ganze Theater, aber genau 
wissen, daß die kleinste, sofort als Blasphemie ausgelegte Obstruktion und Entweihung 
sich zu einem ganz großen materiellen Schaden für sie und ihr Unternehmen auswachsen 
würde. Ganz sicher darf man annehmen, daß nicht ein einziger in der Runde mitmacht, 
weil er es für notwendig hält, um einen „Ausweg aus einer planetarischen Krise“ zu kon- 
struieren. Sollte tatsächlich einem der Anwesenden das Bestehen einer solchen Krise be- 
wußt sein, so wird er es guten Willens kaum für möglich halten, daß dieser Klub sie beseiti- 
gen könnte. Dazu wird ihm längst bekannt geworden sein, wieviele seiner Brüder aktiv die- 
se Krise mitschaffen halfen. Er kann ja mit der Kenntnis von den Geheimzeichen gar nicht 
übersehen haben, wo überall auf dem ganzen Planeten Freimaurer tätig waren und sind, 
um bestehende Grundpfeiler des Lebens auf diesem Planeten zu zerschlagen. 


Deutschland opfert 


Immer wieder lesen sie in der Zeitung von einer Regierungsabsicht, und sie wissen aus 
eigener Erfahrung, daß da nur Unsinn fabriziert wird. Ganz groß wird da z.B. angekün- 
digt, daß die Zentralafrikanische Republik Geld braucht und daß nur mit Geld dort etwas 
„in der,Entwicklung der Demokratie“ vorangehen kann. Und nach einem Jahr erfährt 
man, daß von Weizsäcker der einstigen französischen Kolonie die Rückzahlung der 33 
Millionen Mark erlassen hat. Und, ehrlich gesagt, hatte man das überall vorausgesehen, 
aber niemand hatte gewagt, das auszusprechen. Auch war dies bei dem Besuch des farbi- 
gen Generals eigentlich Nebensache. Bei dem Essen zu Ehren des Herrn Präsidenten der 
ZAR, General Andre Kolingba „nannte Weizsäcker die Apartheid in Südafrika (was etwa 
5000 km entfernt liegt) eine eklatante Verletzung der menschlichen Würde und der funda- 
mentalen Menschenrechte“. So dachte niemand mehr darüber nach, ob etwa die ge- 
schröpften Deutschen auch menschliche Würde haben und Menschenrechte, und ob diese 
in Frage gestellt werden, wenn man so mir nichts dir nichts gegen schöne, leere Worte das 
Ergebnis ihrer Arbeit wegschenkt. Ist es wirklich „moralisch“, zu handeln, wie es Weiz- 
säcker tut? Haben wir da nicht wieder so eine leuchtende Prämisse vor uns, in deren Licht 
Europa dabei ist, sich selbst zu vernichten? Hat ein Land mit wachsender Arbeitslosigkeit, 
mit schwindendem Geburtenüberschuß, mit einer revoltierenden, verunsicherten Jugend 
und blasierten Politikern nicht vielleicht einen anderen Moralkodex anzunehmen, als es 
hier die Loge für so angebracht hält? 


Der Werdegang eines Freimaurers 


Der Werdegang eines Freimaurers ist sehr klug ausbalanziert. Man geht ja aus von ei- 
ner Person, die unselbständig und doch egozentrisch ist, die sich erst einmal allem von 
vornherein unterwirft, was da auf sie zukommt. Und die sicherheitshalber zum absoluten 
Schweigen vom ersten Moment an verurteilt-wird. Und nach solchem Beginn bei einem 
völlig unschuldigen Neophyten endet man dann bei einem vollausgebildeten einsatzfähi- 
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gen Verbrecher. Das geht Schritt für Schritt vor sich, Immer wieder wird eine weitere 
Handlungsweise als eigentlich ganz moralisch einwandfrei (im Sinne der Freimaurerei) 
hingestellt und einexerziert, und wenn die Belastung einmal etwas zu groß ist (nämlich für 
die noch nicht ganz abgetötete ursprüngliche Ethik), dann macht man eine Pause, oder 
aber man beendet überhaupt den Fortgang zu höheren Graden (23). Daß das möglichst 
selten vorkommt, dafür sorgt das lukrative Element. Man schanzt dem Emporstrebenden 
immer wieder Vorteile zu, so daß er sich weidlich überlegt, ob es nicht doch besser ist, 
beim Verein zu bleiben. So also kommt er dann endlich zum Kadosch und da sagt man 
ihm ganz unverblümt und wörtlich: „Alles, was Sie bis jetzt erfahren haben, ist nicht die 
Wirklichkeit. Erst jetzt machen wir Sie mit der eigentlichen Wirklichkeit bekannt.“ 

Und diese ist eben bis dahin auch für den angehenden Freimaurer völlig getarnt gewe- 
sen. Schon beim Eintritt wird ihm ja befohlen, sich guter Manieren zu befleißigen. Er wird 
dazu erzogen, niemals seine Gefühle zu zeigen, alles Profane mit Freundlichkeit und Höf- 
lichkeit zu beantworten. Niemals zu schimpfen, niemals zu verwerfen, niemals draußen 
Böses von anderen zu sagen (soweit es nicht ausdrücklich befohlen wurde). Immer nur 
spricht er von Helfen, Nächstenliebe, Menschlichkeit, und glaubt auch in den ersten Gra- 
den an die Wahrheit dieser Worte. Nach und nach nur wird ihm klar gemacht, daß dieses 
nette Bild unecht ist. Bis er eben hinerzogen wurde zum Großen Hasser, zum Rächer, 
wenn er den Rachegrad erklimmt. Und in diesem Augenblick ist er bereits dazu erzogen, 
das niemandem anmerken zu lassen, daß er nämlich jetzt nur noch da ist für negative Plä- 
ne, für Rachefeldzüge, für Zerstörung, und daß er das zu verbergen hat hinter dem Beneh- 
men eines Weihnachtsmannes, eines lieben Großvaters mit Vollbart. 

Als vor hundert Jahren ein deutscher Universitätsprofessor, Dr. Hans Prutz in Königs- 
berg, feststellte, daß die Zerschlagung des Tempelordens gar nichts mit der späteren Frei- 
maurerei zu tun hatte, daß es also für die Freimaurerei eigentlich gar keinen Grund gibt, 
etwas zu rächen, und man eigentlich also darob fröhlich aufjubeln hätte können, da tat 
man alles, diese wissenschaftliche Erkenntnis zuzudecken, nur um weiterhin in Rache ma- 
chen zu können, sich in Kampfposition stellen zu können. Der Freimaurerei hätte das We- 
sentliche, das Eigentliche gefehlt, ginge nicht alles darauf hinaus, die bestehende Lebens- 
ordnung zu zerstören. Nogaret war geradezu das lebensnotwendige, gefundene Fressen für 
die Bruderschaft. Darum mußte Prutz totgeschwiegen werden (24). 
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Der Fortschritt lockt zum Bösen 


Gewaltverbrechen als Norm 


Die Freimaurerei weigert sich, ihre Existenz zur Diskussion zu stellen. So hat es auch 
keinen Sinn, sie anzusprechen. In ihrer Eingebildetheit hat sie sich außerhalb der mensch- 
lichen Gesellschaft gestellt. Es wäre daher auch völlig unangebracht, noch irgendwelche 
gesellschaftlichen Rücksichten auf diesen verbrecherischen Haufen zu verwenden. Völlig 
verblendet gegenüber den Tatsachen, hat sie sich in Inzucht längst in einen exklusiven 
Klub von Leuten verwandelt, die sich untereinander durch Geheimzeichen erkennen und 
sich gegenseitig alles verzeihen, was zur Zerstörung der Welt in allen ihren Erscheinungen 
beiträgt. Gegenseitige Brüderlichkeit und Hilfe sorgt dafür, daß es ihren Mitgliedern trotz 
allgemein steigender Verarmung der Menschheit gut geht. Die dritte Hochzeit des Hoch- 
grads Scheel mit ihren Kosten von 460.000 DM kann dafür als Beispiel stehen. Korrup- 
tion, Spenden an Beamte, die dafür Steuervorteile in hunderten von Millionen von DM zu- 
schieben, Nichtverfolgung von Polizei und Justiz selbst bei Gewaltverbrechen, etwa der 
Ermordung eines Kreugers oder einer Fürstin von Monaco oder gar eines Papstes oder 
„nur“ von sechs Matrosen werden allgemach kennzeichnend für diese Diktatur. So, wie es 
für den Gang der Dinge bezeichnend ist, daß den einstigen Fürsten, die handfeste Maß- 
nahmen gegen die Freimaurerei anordneten heute Präsidenten folgten, die ihr völlig freien 
Lauf einräumen. 


Der Fall Lucona 


Für alles dieses läßt sich hier aus dem „Fall Lucona“, der die Republik Österreich er- 
schüttert, bändevoll zitieren. Da auch hier wieder in eifriger Brüderlichkeit alles getan 
wird, um die Vorgänge, immerhin ein Massenmord und ein in die Millionen gehender Ver- 
sicherungsbetrug, möglichst unter den Tisch zu fegen, muß den außerhalb Österreichs le- 
benden Lesern das Wesentlichste gesagt werden. 

Es gibt ein 1987 herausgekommenes, im April 1988 bereits in 5. Auflage erschienenes 
Buch von Hans Pretterebner, das dieses „Sittenbild der Zweiten Republik“ zum Gegen- 
stand hat. Im Vorwort heißt es: „Das Ergebnis ist vor allem für Österreich beklemmend: 
Es existieren und regieren in diesem Land mafiose Machtkartelle. Enttarnte Ostspione 
werden nicht verfolgt. Ostgeheimdienste paralysieren die Justiz. Es gibt organisierte Kor- 
ruption, politische Erpressung, es geht um Großbetrug und Mord. Die Drahtzieher aber 
bleiben unbehelligt, da sie im Dunstkreis hoher Würdeträger und mächtiger Politiker agie- 
ren.“ Hauptangeklagter ist Udo Proksch. 

„Wirtschaftskapitäne wie der Präsident des Deutschen Industrie- und Handelstages, 
Otto Wolff von Amerongen, sind ihm ebenso wie einflußreiche Meinungsmacher in 
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Freundschaft verbunden: Vom Medienzar und Kronen-Zeitung-Hälftebesitzer Hans Di- 
chand bis zum Thaddäus ‚Teddy‘ Podgorsky, Gerd Bachers Nachfolger als Generalinten- 
dant der staatlichen österreichischen Monopolrundfunk- und Fernsehanstalt ORF. “ (Bitte 
auf die Namen achten. Es geht weiter, alles Freimaurer, ganz zufällig). „Prominenz schart 
Udo Proksch auch aus der Innenpolitik um sich. Bruno Kreisky ließ sich von ihm einst Mi- 
nister vorschlagen und Wahlkämpfe finanzieren . ... Später beriet er Kreiskys glücklosen 
Nachfolger im Kanzleramt, Fred Sinowatz, und selbstverständlich ist er auch mit Bundes- 
kanzler Franz Vranitzky gut bekannt. Mit zahlreicheren weiteren Regierungsmitgliedern 
und prominenten Politikern ist er auf du und du — von Innenminister Karl Blecha über 
Wiens Bürgermeister Helmut Zilk bis zu Leopold Gratz, Ex-Außenminister und Parla- 
mentspräsident, der seinem Freund ergeben bis zur Selbstaufgabe ist.“ Es macht Freude, 
auf den in jenem Buch abgebildeten Dokumenten seine (und andere) Unterschriften zu 
finden, versehen mit den drei Punkten. Nur ist es eben nicht so, wie es dazu in einer Unter- 
schrift heißt: „Die drei Punkte symbolisieren das oberste Gebot der Unterwelt: ‚Nichts hö- 
ren, nichts sehen, nichts reden!‘.“ Statt „Unterwelt“ hätte es „Freimaurerei“ heißen müs- 
sen — was im vorliegenden Fall allerdings das gleiche ist. Wir wollen es dem Leser nicht 
nehmen, sich selbst in dem genannten Buch umzusehen. Nur das allerwichtigste: Im Jahre 
1971 erwarb Proksch (ohne einen einzigen Schilling zu zahlen) die wohl berühmteste 
„österreichische Institution“, die Konditorei Demel. Das Publikum änderte sich. Anstatt 
der bisherigen „Herren“ gingen nun andere im Demel ein und aus, vorwiegend Spitzenpo- 
litiker der SPÖ: Leopold Gratz, Helmut Zilk, Hannes Androsch (25), Erwin Lanc, Franz 
Vranitzky, Fred Sinowatz (26) und ‚Charly’ Blecha gerierten sich jetzt als die neuen „Her- 
ren“... Die sozialistische Politprominenz hatte allen Grund, dankbar zu sein. Immerhin 
war es Udo Proksch, der den Demel, unmittelbar nachdem ihm dieser durch seine ÖVP- 
Freunde verschafft worden war, zum Sitz einer Vereinigung namens „Club 45“ ausbauen 
ließ. Heute weiß man: Der „Club 45“ diente in den siebziger Jahren nicht nur einer Grup- 
pe aufstrebender SPÖ-Politiker zur gezielten Übernahme der politischen Macht. Die 
„österreichische P2“ gedieh vielmehr schon sehr bald auch zu einer Schaltstelle für den il- 
legalen Waffenhandel, Erpressung, dubiose Parteifinanzierungsaktionen und organisierte 
Korruption. „Der ‚Club 45° ist mein Schutzwall gegen die Intrigen, die man gegen mich 
spinnt“ sagt Udo Proksch. Er wurde als schlichter „Geselligkeitsverein“ bei den Vereins- 
behörden angemeldet. Pretterebner nennt ihn „Die rote Loge von Wien“! 

Nun, kurz gesagt, Herr Proksch kaufte (ließ kaufen) dann eine schrottreife Minenanla- 
ge, verpackte das ganze, deklarierte es als Atomwerk und ließ es in Italien nach Hongkong 
verfrachten. Ließ es sehr hoch versichern. Mitten im Indischen Ozean flog der Kasten in 
die Luft. Sechs Mann ertranken, doch sechs Mann wurden von einem gerade in der Nähe 
fahrenden Schiff gerettet, und diese sagten aus. Man hatte sich gar nicht erst die Mühe ge- 
macht, einen konkreten Käufer in Hongkong zu benennen, denn man wußte ja, daß das 
Schiff dort niemals ankommen würde. Als ein Kriminalbeamter in Salzburg die Geschich- 
te anfaßte, da ging es diesem ganz ähnlich wie dem Steuerfahnder Klaus Förster, der in der 
BRD den Flickskandal aufdeckte (27). Innenminister Blecha nahm ihm den Akt weg und 
übergab ihn der Staatsanwaltschaft, die dann mehr als zwei Jahre brauchte, um nach Fest- 
stellung der Zuständigkeit mit den Ermittlungen fortzufahren. Herr Proksch war tatsäch- 
lich eine ganze Nacht lang wegen Mordverdacht usw. eingesperrt, wurde dann aber am 
folgenden Morgen vom Außenminister persönlich mit Blumenstrauß am Gefängnistor er- 
wartet. Es kam zu einem parlamentarischen Untersuchungsausschuß als das genannte 
Buch über den Fall Lucona Leben in die Republik brachte. Wollen Sie ein paar Mal herz- 
lich über eine fürchterliche Geschichte lachen, so besorgen Sie sich auch das Heftchen 
über die Arbeit des Untersuchungsausschusses. (siehe Literaturverzeichnis). Doch eines 
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Proksch und Podgorsky 


rmeister Helmut Zilk. 


ürge 


Der Wiener B 


rührte auch bei diesen Zeugenvernehmungen niemand an: den Sinn der drei Punkte, die 
Loge als einendes Band. Ginge es in Österreich noch mit rechten Dingen zu, so könnte 
man sich vorstellen, daß ein Abgeordneter im Parlament etwa die folgende Rede hielte: 


Proksch, Gelli und Allende 


„Eine meines Erachtens doch recht wichtige Frage wurde hier bisher überhaupt nicht 
angegangen. Herr Parlamentspräsident, warum haben die hier vorgeladenen Herren sich 
in dieser Weise für die Herren Proksch und Damian so eingesetzt? Die Antwort ist Ihnen 
allen, meine Herren Abgeordneten, genauso bekannt, wie sie überall im Volke umgeht: 
weil sie alle Freimaurer sind und weil es gilt, Freimaurerbrüdern zu helfen. Es handelt sich 
da sehr deutlich um einen ernsten Interessenkonflikt.“ 

„In solcher Lage fragt es sich aber doch wohl zunächst einmal, ob die Österreichische 
Großloge eine derartige Haltung noch dulden kann. Sie verstößt ja nicht nur gegen unser 
Sittengesetz, sondern auch gegen die Alten Pflichten eines Maurers, nach denen ein sol- 
cher, der gegen das Gesetz verstößt, und ein Verbrechen begeht, nicht gehalten werden 
darf. Wir haben in der jüngsten Geschichte zwei auf der ganzen Welt bekanntgewordene 
Beispiele für ein Eingreifen der zuständigen Großloge in ähnlichen Fällen. Im Falle des 
chilenischen Präsidenten Salvador Allende hat die chilenische Großloge nach seinem 
Selbstmord die Loge, der er angehört hatte, Hiram 35, in Santiago de Chile aufgelöst und 
den Großmeister gewechselt. Im Falle des sattsam bekannten Herrn Lucio Gelli hat die ita- 
lienische Großloge die Loge P2 aufgelöst und Gelli aus der Loge ausgeschlossen. Es han- 
delte sich in dem einen Fall um eine Abwegigkeit in linksextremer Richtung, im anderen 
Falle um eine solche in rechtsextremer Richtung. In beiden Fällen wurden Verbrechen vor- 
geworfen. Beide Fälle haben dem Ansehen der Freimaurerei auf der ganzen Welt großen 
Schaden zugefügt, und die entsprechenden Großlogen haben darum im Interesse ihres 
Bundes wie gesagt handeln müssen. Ich bin der Meinung, daß eine ähnliche Maßnahme 
gegenüber den genannten Personen und gegenüber dem ‚Club 45° angebracht, ja sehr 
dringend notwendig ist. Die Großloge muß sich von allen jenen Freimaurern scharf distan- 
zieren, die da in dem Buch über den Fall Lucona mit drei Punkten unterzeichneten. Nur so 
kann sie sich wieder in sauberer Form in unseren Rechtsstaat eingliedern. Es muß endlich 
nach 250 Jahren moderner Freimaurerei Ernst gemacht werden mit den Worten der ‚Alten 
Pflichten‘ aus dem Jahre 1693: ,.... Wenn daher ein Bruder ein Rebell gegen den Staat 
sein sollte, darf er in seiner Rebellion nicht unterstützt werden, wie sehr man ihm, als ei- 
nem unglücklichen Mann, auch Mitleid schenken mag. Auch kann man ihn, wenn er kei- 
nes anderen Verbrechens überführt ist, nicht aus der Loge ausstoßen, obwohl die gesetzes- 
treue Bruderschaft seine Rebellion missbilligen soll und muß, um der bestehenden Regie- 
rung keinen Vorwand oder Grund zu politischem Mißtrauen zu geben, und seine Verbin- 
dung mit ihr bleibt unauflöslich ... .“ Überführte Verbrecher sind also aus der Loge auszu- 
stoßen. Mir ist allerdings kein einziger Fall bekannt, da das geschehen wäre. Mir sind im 
Gegenteil zahlreiche Fälle bekannt, und sie gingen in die Geschichte unserer Zeit ein, wo- 
nach Personen unter Verwendung von Freimaurerzeichen Verbrechen begangen haben.“ 

Die sehr traurige Tatsache, daß eine solche Rede bis heute nicht gehalten wurde und ei- 
ne solche Maßnahme bis heute nicht erfolgt ist, macht den Fall Lucona zu einem weiteren 
Glied von Riesenskandalen im Bereich der Freimaurerei in Österreich. 

Im März 1989 beschloß der parlamentarische Untersuchungsausschuß auch den Fall 
Lütgendorf in seine Untersuchungen einzubeziehen. Dieser, Verteidigungsminister unter 
Kreisky und wichtiges Mitglied des „Club 45“ seines engen Freundes Proksch, war am 9. 
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Oktober 1981 in einem Jeep vor seiner Jagdhütte tot aufgefunden worden. Man behaupte- 
te offiziell, daß Selbstmord vorgelegen habe. 

Der genannte parlamentarische Untersuchungsausschuß arbeitet aber auch in der 
Hauptfrage, dem „Fall Lucona“ weiter. Am 15. April 1989 berichtet die FAZ (A.R.) aus 
Wien: „Der frühere österreichische Innenminister Blecha hat am Freitag sein Mandat als 
Nationalratsabgeordneter ebenso wie alle weiteren politischen Funktionen niedergelegt, 
nachdem er in dem zur Klärung des ‚Lucona‘-Versicherungsbetrugs eingesetzten parla- 
mentarischen Untersuchungsausschusses von Zeugen schwer belastet worden ist. Blecha 
war im Januar 1989 bereits als Innenminister zurückgetreten. Ihm wird vorgeworfen, den 
des Versicherungsbetrugs mit Todesfolgen (die Anklage lautet auf Mord!) — beim Unter- 
gang des Frachters ‚Lucona‘ im Jahre 1977 kamen sechs Mann der Besatzung ums Leben — 
beschuldigten Proksch durch Weisungen an die Polizei, die die Untersuchungen behindert 
haben, begünstigt zu haben.“ 

„Aus dem Verhandlungsprotokoll geht hervor, daß Blecha im November 1984 dem 
österreichischen Interpol-Chef Köck die Weisung erteilt hat, die von der Justiz gegen 
Proksch eingeleiteten Erhebungen einzustellen, um seinem Freund (!) Proksch ein bereits 
angestrengtes Strafverfahren zu ersparen.“ 

„Köck sagte vor dem parlamentarischen Untersuchungsausschuß, er habe über diesen 
widerrechtlichen Vorgang damals eine Aktennotiz verfaßt, die allerdings als ‚ Verschlußsa- 
che‘ im Ministerium Blechas bei dessen Sekretär Rudas gelandet sei — und nach dem Be- 
fund des Untersuchungsausschußes seither ‚nicht auffindbar‘ ist. Wie Köck ist auch der 
damalige Sicherheitsdirektor von Niederösterreich, Schüller, der 1984 mit der Untersu- 
chung gegen Proksch befaßt war, einem massiven ‚Einschüchterungsversuch‘ Blechas aus- 
geselzt gewesen, damit er alle Ermittlungen gegen dessen Freund Proksch abbreche. Als 
Abgeordneter hatte sich Blecha wie andere Kollegen aus dem ‚Club 45‘ des Udo Proksch 
bisher einer Strafverfolgung entziehen können.“ 


Putsch von oben 


Der Freimaurerei aber muß an dieser Stelle noch einmal gesagt werden: Sie ist nicht 
das, als was sie erscheinen möchte. Sie ist vielmehr eine ernste Gefahr für die öffentliche 
Ordnung und hat dieses bereits mehrfach unter Beweis gestellt. Nicht nur in Extremfällen 
wie den genannten in Chile und Italien, sondern auch an vielen anderen Orten. Denn so, 
wie es in Österreich von den Dächern gesungen wird, ist es auch in anderen Ländern. Die 
Freimaurerei ist sittlich vollständig verfallen (die geistige Elite des Abendlandes sagt dieses 
von ihr seit ihren Anfängen). Sie ist nicht nur mit den Namen einiger Freimaurer rein zu- 
fällig verantwortlich für den allgemeinen Niedergang, sondern ist dessen eigentlichstes In- 
gredienz. Diese Feststellung wollen wir nicht vergessen, wenn wir später Freimaurer mit 
Namen nennen werden, die den Versuch machen wollen, ihren Bund zu retten, indem man 
in ihm eine „Revolution des Denkens“ vornimmt. Anstatt wieder den Blick auf große 
Worte zu richten, in denen da wieder geschwelgt wird, ist ganz konkret Strafverfolgung 
auch für Freimaurer, und gerade für Freimaurer zu fordern. Damit, daß die Freimaurerei 
sich weigert, dieses Thema überhaupt anzuschneiden, sich beleidigt vor allen derartigen 
Anklagen zurückzieht und sogar ihre eigenen Brüder ansetzt, diejenigen zu verleumden 
und zu verfolgen, die unseren Gesetzbüchern auch Freimaurern gegenüber Gültigkeit ver- 
schaffen wollen, wird der Globus langsam aber sicher in einen Weltbürgerkrieg getrieben. 
Die Freimaurerei lacht (noch) über die Angriffe, die sich gegen sie häufen. Dabei gibt es 
sehr harte Urteile schon heute: „Was hier vor sich geht, ist die schamloseste Rechtsbeu- 
gung seit dem Ende des Dritten Reiches. Das ist kein Skandal mehr, das ist ein lautloser 
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Putsch von oben, der den Rechtsstaat punktuell außer Kraft setzen will“ (28). Und „Eine 
Krise des Vertrauens in die Demokratie zieht hier herauf, die viel gefährlicher ist als alle 
Links- und Rechtsextremisten zusammen“ (29). 

Die Freimaurerei meint möglicherweise, daß die Zusammenarbeit mit einem so harten 
Kern, wie es das Judentum darstellt, sie vor einer Aufdeckung der Wahrheit schützt. Sie 
übersieht dabei, daß gerade in dieser Zusammenarbeit der Wurm sitzt, daß der Machtmo- 
ment kommen muß, da sich diese beiden Faktoren trennen. Man wird (schon eines sehr 
baldigen Tages) nicht mehr gewillt sein, die Lügenlast des Partners weiter mit zu tragen 
(der Name Waldheim tauchte ausgerechnet in Wien auf). Und man wird nicht mehr gewillt 
sein, den Raub zu teilen. Der Kampf wird nach außen ein anderes Gesicht haben. Beide 
Seiten werden Landsknechte für unwesentliche Parolen ins Feld schicken. Schon heute ist 
darum davor zu warnen, sich vor irgendeinen fremden Karren spannen zu lassen, die Pa- 
rolen mögen noch so plausibel klingen. Im folgenden wird auch dieses Thema wiederholt 
anklingen. 


Rache und Liebe 


Der Gegensatz zwischen Erscheinungsbild und Wirklichkeit wird nirgends deutlicher 
und krasser als in dem Gegenüber von Rache und Liebe. Auf der einen Seite das — wie sie 
selbst es nennen — eigentliche Wesen der Freimaurerei, das mit dem Rachegrad endlich 
Einzug findet in den maurerischen Gang der Dinge, und auf der anderen Seite das vom un- 
tersten Grad an dauernd nach innen und außen gepredigte Wort von der Fürsorge für die 
Armen und Schwachen und Nichtgleichberechtigten und Behinderten, die Schaffung von 
Krankenhäusern, von Papierkörben auf den Friedhöfen, für eine Universität der Unterbe- 
mittelten. Alles dieses geschieht doch nur, um genügend Nachwuchs in Sicherheit aufzie- 
hen zu können für die herrschende Gruppe der Rächer. Es muß daher gleich zu Beginn die- 
ses Buches ganz klipp und klar und belegt festgestellt werden, daß die Freimaurerei nie- 
mals auch nur einen einzigen Augenblick als Sinn ihrer Existenz die Hilfe an irgendwelche 
Hilfsbedürftige angesehen hat. Wir zitieren: 

„Wenn je die Loge irgendeine Wohltätigkeit ausübt, so geschieht das nicht aus Mitleid 
mit den Bedürftigen, sondern wird nur als Passagierzoll oder als Legitimationsgebühr für 
die Außenwelt betrachtet“ (Quelle: „Die Bauhütte“, Zeitschrift für Deutsche Freimaure- 
rei, Berlin 1872, Seite 140). 

„Die Firma der Wohltätigkeit dient bei den Maurern nur dazu, um anderes zu ver- 
stecken.“ (Quelle: „Latomia“, Monatsschrift für Freimaurerei, Juli 1865). 

„Es ist in Abrede zu stellen, daß die Freimaurerlogen Wohltätigkeitsvereine sind. Um 
Wohltätigkeit zu üben, braucht man sich doch nicht einzuschließen, mit Schurzfellen und 
Bändern zu behängen. “ (Quelle: Die amtliche Zeitschrift der Symbolischen Großloge von 
Ungarn, „Keltet“, Juli 1911). Das Zitat geht weiter: „Nein, wir bauen die Fundamente gi- 
ner neuen Gesellschaftsordnung. Dazu brauchen wir das Geheimnisvolle zu unserem Zu- 
sammenhalt. Die Wohltätigkeit ist nur der Deckmantel, den man abwirft, sobald er nicht 
mehr notwendig ist. Das Gelöbnis der Geheimhaltung hätte auch keinen vernünftigen 
Sinn, wenn es sich nur um Wohltätigkeiten handelte, die fürchterlichen Freimaurereide 
wären gar nicht ndtig.“ 

Damit ist nun erneut und ein für alle Male dieses Thema für uns erledigt. Wir haben 
weder Zeit noch Geduld, uns mit diesem verlogenen Thema der Freimaurerei weiter aus- 
einanderzusetzen. Wir befassen uns mit den Verbrechen der Freimaurerei und einzelnen 
Freimaurer, wie sie gerade weiterhin in diesen Monaten die Welt erschüttern. 

Das Thema der Hilfe werden wir allerdings noch einmal anschneiden, denn man be- 
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nutzt dieses noch in anderer Weise, nicht nur als Deckmantel für Zerstörung, sondern 
auch, um das Geschehen auf dieser Welt sinnlos zu machen. Um die Nichtfreimaurer ein- 
zuwickeln in eine Weltsicht, die lebensfeindlich ist, die zutiefst unmoralisch ist, die alle ak- 
tiven Impulse im Menschen abtötet, in der Satan das Wort und die Macht hat. Wie gesagt, 
wir kommen darauf zurück. 

Die Freimaurer selbst umgeben sich heute mehr denn je immer noch, und jetzt also 
ganz eindeutig böswillig und schlechten Glaubens mit der Aureole der Liebe. All ihr Tun 
ist vom 30. Grade an „Zerstörung“ im Licht des „Fortschritts“. Jedes Wort ist bei den nie- 
deren Graden schon immer nur symbolisch, falsch gewesen, doch jetzt wird es zum 
Schwert im Kampf gegen die Gesellschaft, gegen die Religion, gegen die Wissenschaften, 
wie es die dreifache Tiara mit den Totenköpfen in der Großloge in Paris versinnbild- 
licht (30). 

Niemals wird etwa energisch und mit aller Kraft Front gemacht gegen Gefahren, die 
der Menschheit drohen. Im Gegenteil: in den meisten Fällen wurden sie erst von der Frei- 
maurerei selbst geschaffen. Aids ist nur eines der gegenwärtigen Beispiele dafür (31). Die 
Naturverschmutzung, das Drogenproblem, die steigende Kriminalität, die Zerstörung der 
Ehe, die Vernichtung aller Lehre, die Verbiegung der Forschung hin zu unethischen Zie- 
len, die Lächerlichmachung aller Größe und allen Könnens, die Degenerierung der Kunst, 
die Zerstörung des Geschmacks, alles das ist schon vom ersten Grad an in Ansätzen Ge- 
genstand der geforderten Betätigung in der Außenwelt. Vorweg geht das Schweigeverbot, 
so daß alle etwaigen Pannen bei der Dosierung des fürchterlichen Wissens aufgefangen 
werden können. 


Warum man Freimaurer wird 


Es ist nicht ganz leicht, die wahren Motive zu erkennen, die in unserer Zeit jemanden, 
insbesondere in Deutschland, bestimmen, in die Freimaurerei einzutreten. Eines ist aller- 
dings sicher: Die Motive haben sich im Laufe der 250 Jahre ihres Bestehens gewandelt. 
Und genauso sicher ist es, daß diese Motivation gelenkt wurde. Störende Elemente im Zu- 
sammenleben der Menschen wurden in besonderem Licht gesehen und propagandistisch 
hervorgehoben, so daß sich Fronten bilden konnten, mit denen dann politisch gearbeitet 
werden konnte. Rückblickend ist der Weg des Geistes in Europa in diesem Zeitraum nie- 
mals willkürlich verlaufen. Die Dinge wurden gesteuert. Zu Worte kam das Brauchbare. 
Der Absolutismus wurde zum Feindbild genauso wie die Katholische Kirche. Erklärte 
Freimaurer waren es damals, die diesen Kampf anführten. 


Die Öffentliche Meinung 


Als dann in Frankreich die Macht der Freimaurerei zu Taten ansetzen konnte, wurde 
in einer bis dahin nicht gekannten Welle der Propaganda das millionenfach vergossene 
Blut zum Lebenselixier einer besseren Welt. Es gehörte nicht nur zum guten Ton, sondern 
wurde auch geglaubt, daß die Menschheit dabei war, mit Hilfe der Guillotine die entschei- 
denden Schritte hinein in eine bessere Welt zu machen, und zwar unter der Führung der 
Freimaurerei. So, wie heute noch, war das allerdings eines der Worte, das niemand aus- 
sprechen durfte. Damals entstand unter diesen Bedingungen die Öffentliche Meinung (32). 
Es war die Diktatur des geschriebenen Wortes, das von stummen Zeichen gelenkt wurde. 
Rossberg (33) sagt dazu: „Untersteht sich irgendein deutscher Schriftsteller“, so schrieb 
der Leibarzt Friedrichs des Großen, Johann Georg Zimmermann, in einer Denkschrift an 
Kaiser Leopold II, „etwa die berlinischen Aufklärer nur gantz leise und gantz höflich für 
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das anzugeben, was sie sind, so werden bekanntlich diese Herren toll, schimpfen und bel- 
len, griechisch, lateinisch und deutsch, und schreyen mit canibalischer Urbanität: zur La- 
terne! Und dann schreyen die Schulmeister durch gantz Germanien: dieser Schriftsteller ist 
moralisch erwürgt. Solchen Schnickschnack glaubt dann ein schwaches, armseliges, len- 
denlahmes Publicum, oder vielmehr alle Journalleser und Strohköpfe, die in diesem Pu- 
blicum den Ton angeben: denn keiner stehet auf sich selbst, keiner prüfet und urtheilet 
selbst. Darum hält der größte deutsche Professor einen Schriftsteller für vorlohren, von 
dem man ihm sagt, er sey in der allgemeinen Litteratur-Zeitung mitgenommen.“ Und 
Grollmann (34) urteilt: „Die Zeitungscomtoire, die Journalfabriken, die Censurtribunale, 
die Buchhändlerbuden, die Lesebibliotheken und Lesegesellschaften — kurz alles, was nur 
den Anstrich von Erudition vertragen konnte, alles ward nun vom Geist des Illuminatis- 
mus imprägniert, demselben von ferne und von nahem affilürt, und in das Interesse und 
die Absichten desselben für manchen ganz unvermerkt, hineingezogen. Daraus erklärt 
sich nun von selbst der Gang und die Wendung, welche die deutsche Litteratur von nun an 
mit Riesenschritten nahm. Da ward nun in der allgemeinen deutschen Bibliothek, in ge- 
lehrten Zeitungen, wie in der Jenaischen und oberdeutschen allgemeinen Litteratur-Zei- 
tung, in der Gothaischen, Erfurtischen und anderen Zeitungen, in Journalen, wie in der 
Berlinischen Monatsschrift, dem Braunschweigischen oder Schleswigschen Journal, im 
deutschen Zuschauer, in Weckherlins Broschüren und dergleichen, in Romanen, deren 
Knigge selbst einige schrieb, und in anderen Schriften, womit Bahrdt, Schulz, Riem und 
mehrere dieses Gelichters die Welt überschwemmten, desgleichen in Komödien und Ge- 
dichten, die positive Religion heruntergerissen, die Bibel verspottet und auf gut ilumina- 
tisch exegisirt, die Regenten verkleinert und persifflirt, die Regierungen gelästert, der Na- 
turalismus und Deismus laut gepredigt und überhaupt Grundsätze über Religion, Moral 
und Staat ganz im ächten Geist des Illuminatismus allenthalben ausgestreut.“ 

Es kam für den oberflächlichen Zuschauer unerklärlich (aber gar nicht von ihm über- 
dacht) wie ein Rausch über Dichter und Denker, und noch heute ist die Freimaurerei sehr 
stolz darauf, daß sich damals in ihren Reihen (wenn auch oft nur sehr vorübergehend) ein- 
fand, wer (oft nicht ohne die Hilfe der zustimmenden Brüder) in Stadt und Land als Dich- 
ter oder Denker anerkannt wurde. Niemals wird man den Umfang der Kräfte ermitteln, 
die seit damals immer wieder es verstanden, mit ihrem im Dunkel ausgelegten Netz die 
sichtbaren Dinge in die gewünschte Richtung zu lenken. Niemals wird man ganz Klarheit 
schaffen über die Untaten, die begangen wurden. Nicht meine ich die längst aufgeklärten 
Mordtaten an Monarchen und Präsidenten (35). Ich denke vielmehr an Namen wie Schil- 
ler und Mozart (36), deren Todesstunden in eigenartigem Licht leuchten. 


Die Freimaurerei über ihre Vergangenheit 


Bestürzt sahen sich die Maurer an, was in der Französischen Revolution angerichtet 
worden war. Hatten sie erst vor kurzem, zugegebenermaßen, den Weg der Revolution in 
ihren Logen und außerhalb derselben beschleunigt (37), so kam später das schreckliche Er- 
wachen (38). Dennoch ist die Freimaurerei heute wieder sehr stolz gerade auf diese zurück- 
liegende Epoche. Immer wieder verkündet sie, wer damals bei ihr mitmachte, und ver- 
schweigt das damals verflossene Blut, 200 Jahre nach dem Tage, da Marie Antoinette das 
Schafott betrat (39). Alle schwammen sie in einem Meer von buntesten Zukunftsblüten, 
überschlugen sich die Helden in ihren Werken, wenn sie ihre Maurerherzen öffneten und 
aus dieser Welt einen Tempel höchster Feierlichkeit machten. Und es gehört zu den 
schwärzesten Seiten freimaurerischer (und das ist die unsrige) Geschichtsdarstellung, daß 
diese erleuchteten Kämpfer für eine gute, schöne, bessere Welt dann von der Heiligen Al- 
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Loge? 


Haben Sie etwa das Bedürfnis, über den Alltag hinaus mensch- 
liche Werte zu pflegen und geistig positiv tätig zu werden? 
rn Sie eine gehobene Geselligkeit in einem Freundes- 
reis? 

Dann sollten Sie uns kennenlernen. Unsere Gottfried-Keller- 
Loge in Zürich kann wieder einige geeignete Herren aufneh- 
men. Interessenten finden Kontakt über Chiffref 2 

NZZ, “Zürich. 


Logen-Propaganda 


lianz verfolgt wurden, aus Europa fliehen mußten und ihr „hohes“ Streben blutig erstickt 
wurde. 

Doch aller derartiger Rückschlag war niemals für dauernd. Wenn auch unter anderen 
Firmenzeichen, erhob sich immer wieder das unvergleichlich schöne Trugbild von einer 
Zukunftswelt ohne Böse und Fehl, wie es soeben die Baha’i uns vorsangen. Obzwar inzwi- 
schen auch Hekatomben niedergemacht worden waren in Weltkriegen und Revolutionen, 
die diese gleiche Freimaurerei der Menschheit bereitete, um den Weg freizumachen für ih- 
re deliraten Pläne, das alles zählte nicht, wurde geflissentlich übersehen und sogar nach 
Ablauf einer notwendigen Zeit geleugnet. 

Die Leugnung der Vergangenheit ist auch für den „Spiegel“ Pflichtfach. Da heißt es 
z.B. (in Nr. 45/88) von der Münchner Raeterepublik 1918/19, es habe „nur wenige jüdi- 
sche Beteiligte gegeben“. Doch man erinnert noch sehr gut Kurt Eisner, Loewenberg, 
Birnbaum, Kaiser, Hoch, Rosenfeld, Koenigsberg, Israelowitz, Axelrod, Max Rotschild, 
Levien, Arnold, Reis, Levine, Wollhern. Sind das „wenige“? Und es waren auch keine 
„Beteiligten“, sondern die Anführer. Und von dem Geiselmord, den diese im Luitpold- 
gymnasium begingen, heißt es kaltschnäuzig im „Spiegel“: „Ein Ereignis, das bis heute 
nicht restlos geklärt ist.“ Der „Spiegel“, auch hier ein Wanderer über Leichen. 

Schamlos jungfräulich unschuldig wie am ersten Tag ihres Wirkens steht sie heute da, 
die Freimaurerei, um das wieder entstandene Leben erneut zu vertilgen. Man sehe sich nur 
die Reklame in Zeitungen und Zeitschriften an, mit der sie sich vorstellt. 


Die Welt nach 1945 


Man sei sich doch bewußt, was sich seit 1945 alles geändert hat! Da gab es bis dahin ir- 
gendwo an fernen Küsten eine ruhige, palmenumsäumte Bucht, und in ihr fuhr eine Pinas- 
se mit dem Union Jack am Heck, und ein britischer Außenminister sah in solchem Bild die 
ganze Größe eines Weltreiches, dessen hohe Ethik Asien und Afrika beherrschte. Auch 
heute noch könnte es sein, daß in der gleichen Bucht die englische Fahne gezeigt wird. 
Doch, es ist der Flaggenmast eines Ausflugskreuzers oder eines Containerschiffes, nicht 
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Sendbote einer pax britanica, sondern juristisches Kennzeichen für Vergnügungsreisende 
oder internationale Spekulanten, bestenfalls für die Sendboten einer übernationalen Ent- 
wicklungshilfe, denen britischer Nationalstolz als etwas obsoletes, ja kriminelles erscheint. 
Das Ordnungsprinzip, das bis dahin die Welt zusammenhielt, unter britischer Flagge in 
Aden oder in Singapore, unter französischer Flagge in Djibuti oder in der Sahara, wurde 
beseitigt, nicht etwa ohne daß Schüsse fielen, Algerien und Katanga, Angola und Indochi- 
na mußten der Freimaurerwelt mit Waffengewalt und mit der Vernichtung ganzer Völker 
erobert werden. Doch das Ergebnis ist eindeutig: Nichts blieb mehr übrig. Begriffe wie 
Commonwealth sind heute ein Hohn auf das, was sie früher waren. 

Aber das Ergebnis ist auch in anderer Hinsicht eindeutig: Gegen Paternalismus, Kolo- 
nialstatus, hat man Verarmung, Verwahrlosung, Korruption, Terrorismus, Epidemien 
eingetauscht. Das neue Unordnungsprinzip, von den Vereinigten Staaten massiv mit Waf- 
fengewalt erzwungen, hat die schäbige, unglückliche Dritte Welt ins Leben gerufen, hat 
nicht nur diese in Schmutz und Sorge und marxistischer, brutaler Diktatur geschaffen, 
sonder die fähigen Herren von einst zu Hilfsorganen und Handlangern eines nichtlebens- 
fähigen Weltbildes erniedrigt. Die ganze Welt ist so in den Rahmen einer Maschinerie ein- 
gespannt worden, die ihren Ursprung in der Loge hat. j 

Mehr schon als eine Generation lang versucht man verzweifelt, diese Fehlgeburt auf ei- 
gene Beine zu stellen. Immer wieder müssen die Nachkommen der Kolonialherren erpreßt 
werden, Hilfe zu leisten, unnütze Hilfe, ja „tödliche Hilfe“(40). Die hinausgeworfenen 
Summen überschreiten bei weitem bereits den für die Geberstaaten tragbaren Rahmen. 
Möglich sind sie nur, weil mit Hilfe der Öffentlichen Meinung und der gleichgeschalteten 
Justiz das Fehlen einer verantwortungsbewußten Buchführung nicht beanstandet und ge- 
ahndet wird. Und die Armut wächst trotzdem weiter. Warum? 


1. Weil man den Fleißigen und Tüchtigen nicht anerkennen will. 

2. Weil man erarbeitete Werte stiehlt. 

3. Weil man Unfähige und Faule, Feige und Kriminelle vollwertig 
in die menschliche Gesellschaft eingliedern will. 


Es ist ein pausenloser Kampf gegen Gott und die Natur. Es ist Ausfluß des freimaureri- 
schen Gleichheitsprinzips. 


Die Enteignung der Fleißigen 


Das geschieht im internationalen Rahmen wie innerhalb der einzelnen Staaten. Eine 
Regierung, die solchen Grundsätzen huldigt, kommt dem Volk teuer zu stehen. Es wird 
Geld verplempert, in erster Linie durch sogenannte Sozialleistungen. Und dann auch, als 
direkte Folge dieses Vorganges, durch Korruption. In dem gleichen Augenblick,.da das 
Geld seinen echten Wert als Arbeitsprodukt verliert, wird es zum selbstverständlichen Ge- 
genstand von Spekulation und Raub. Es kommt zum gierigen Kampf der „Benachteilig- 
ten“ um einen Anteil an dem, was die Anständigen erarbeitet haben. „Legal“ geschieht 
das über Steuern und Kapitalabgaben, illegal über Bestechungen und Überfälle. Beide 
Formen der Enteignung nehmen überall täglich zu. Und die Regierungen, die dieses Sy- 
stem einführten, wundern sich dann darüber, daß die Menschen nicht mehr arbeiten wol- 
len für andere, oder das erarbeitete Geld heimlich außer Landes schaffen. Als in Argenti- 
nien unter solchen Verhältnissen die Währung ins Bodenlose sank, meinte man, mit einem 
Wechsel der entsprechenden Minister eine Lösung zu finden. Als dann aber das Mißtrauen 
der Arbeitenden sich weiterhin in gleicher Art (Kapitalflucht, Zurückhalten der Waren) 
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auch weiterhin äußerte, meinte der neue Wirtschaftsminister Juan Carlos Pugliese am 
7. April 1989: „Yo peleo con el corazön y me contestaron con el bolsillo“ (Ich kämpfe mit 
dem Herzen und man antwortet mir mit dem Geldbeutel) und dem Staatspräsidenten Raul 
Alfonsin blieb nichts anderes übrig als „den weiteren Verfall der Währung zu bedauern 
und an die nationale Einheit zu appellieren, um die Krise zu lösen“. Wer die Einheit der 
Schaffenden dadurch zerschlägt, daß er ihr faules Pack zugesellen will, wer unter Gemein- 
nutz die gleichmäßige Aufteilung der Produktion unter Arbeiter und Nichtskönner ver- 
steht, wird sich immer über den „Eigennutz“ der Schaffenden empören, die niemals einse- 
hen werden, daß sie mitschuften sollen für die Parasiten. Wenn, um bei diesem argentini- 
schen Beispiel zu bleiben, der Wirtschaftsminister sagt: „Wer auf den Dollar setzt, der 
schadet dem Lande“, dann übersieht dieser Freimaurer, daß „das Land“ niemals die Sum- 
me aller dort Lebenden, sondern immer nur der arbeitende Teil in ihm ist. Solange eine 
Regierung an die Spitze der Rangordnung ihrer philosophischen Grundsätze „Soziallei- 
stungen“ setzt und darunter versteht, daß den Nichtstuern Geschenke auf Kosten der Flei- 
Bigen gegeben werden sollen, kann es keine Zufriedenheit und kein Glück und keine siche- 
re Zukunft geben. Und muß man daher dem Arbeiter das Recht zusprechen, sein verdien- 
tes Geld vor dem Zugriff der diebischen Regierung zu schützen, und das kann er, „indem 
er auf den Dollar setzt“, also seine Ersparnisse in Dollar anlegt. Erst, wenn man es den ar- 
beitswilligen Menschen ermöglicht, sich ein menschenwürdiges Leben ehrlich zu erwerben 
und diesen anständig erzielten Gewinn der Rührigen gegen die Gier der Faulen verteidigt, 
erst dann bildet sich dasjenige Vertrauen zwischen Regierung und Regierten, das die 
Grundlage jeder wahren Demokratie ist. In einer solchen Herrschaftsform, in der einem 
jeden das Aufsteigen durch Arbeit ermöglicht sein muß, bleiben dann die Minderwertigen 
am Wegrand und kein gesunder Mensch wird Mitleid mit ihnen haben, denn er weiß, daß 
ein solches Mitleid bedeuten würde, die Leistung der anderen zu verhöhnen. Es ist die pro- 
pagandistische Tätigkeit der Freimaurerei, die eine solche lebensfähige und kräftige Form 
des Zusammenlebens der Menschen mit allen Mitteln bekämpft, die ihr zur Verfügung ste- 
hen. Für die Freimaurerei gibt es nichts böseres als die Selbstsucht des Fleißigen und die 
Verteidigung der Leistung. In einer solchen Volksgemeinschaft wäre es undenkbar, daß 
ein Exstaatspräsident mit 24.000 DM monatlicher Rente eine Hochzeit feiert, die acht 
Stunden dauert, dessen Schmaus sich über 12 Gänge erstreckt und eine halbe Million DM 
kostet. Daß so etwas in einem Staate geschieht, der Begriffe wie „Asyl“ und „Hilfe“ ganz 
ganz oben ansetzt, zeigt, wie inhaltsleer alles soziale Getue ist, wenn Geld von den angebli- 
chen Vorbildern derartig verpraßt werden kann. Da ist Geld dann nicht mehr Antwort auf 
fleißige Arbeit, sondern Ware, die man nicht nur auf dem Wege über selbstgeschneiderte 
Gesetze stehlen kann, sondern die sich außerdem noch mit Wucherzinsen ohne Arbeit ver- 
mehren kann. Alles in diesem Absatz Gesagte soll uns aber nun nicht nur Theorie bleiben. 
Der Leser hat ein Recht darauf, in den folgenden Seiten dieses Buches zu erfahren, daß es 
die Kommentierung dessen ist, was tatsächlich in diesen Jahren auf der Welt geschieht. 
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Schuld und Sühne 


Die Energiekrise in Argentinien 


Der „Zufall“ hat es gewollt, daß der Schreiber dieses Buches direkter persönlicher Zeu- 
ge wurde von lehrreichen Phasen des Niederganges, den die Welt nimmt. Es ist nämlich 
leichter, so etwas in einem schwach bevölkerten Lande zu beobachten als in einer der Me- 
tropolen in Europa. Es ist leichter, hier in Argentinien die Beweise zu sammeln. Die Flut 
des Geschriebenen und Gesagten ist weniger stark als etwa in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Und auch das Arsenal der Handelnden ist geringer. Der Leser wird dann selbst hin- 
terher Vergleiche mit seiner Heimat anstellen können. Und er wird überrascht sein, wie 
vieles sich da zum Decken bringen läßt. 

Der erste deutliche Tiefpunkt auf dem Wege, den Argentinien in den Abgrund geführt 
wird, war zweifellos die Energiekrise Anfang 1989. Es genügt, nur einige Belege vorzule- 
gen, um das Wesentliche zu erfassen. Objektive Tatsachen sind, um das vorauszusetzen, 
daß eine seit April 1988 zu beobachtende extreme Trockenheit die Zuflüsse zu den Tal- 
sperren annähernd zum Versiegen gebracht hatte, daß die drei Atomwerke außer Betrieb 
sind, daß ein großer Teil des übrigen stromerzeugenden Maschinenparks veraltet oder be- 
schädigt ist, daß die Preise für die landeseigenen Rohstoffe dafür, Gas und Petroleum aus 
sachfremden Gründen (man brauchte das Geld für „Sozialleistungen“) in schwindelnde 
Höhen getrieben wurden, daß das Projekt einer weiteren großen Talsperre bei Yaciretä 
sich bereits über mehrere Jahrzehnte hinzieht und Gegenstand spektakulärer Korruptions- 
fälle (41) gewesen ist, daß sich die argentinische Regierung, und hier insbesondere ihr der- 
zeitiger Präsident, in den vergangenen Monaten vorwiegend damit befaßt hat, das (inter- 
nationale wie nationale) Augenmerk auf angebliche Gefahren für den Weg nach Utopia zu 
lenken, Unzufriedenheit im (vernachlässigten) Heer hochspielte als Putschversuche, die es 
in keinem Falle waren. In derartigem Kontext ist er immer wieder ans Mikrophon getre- 
ten, hat er Balkenüberschriften in der „Zeit“ und in der FAZ gemacht, doch von den ei- 
gentlichen, exakten Problemen des Landes, die durch seine Unterlassung entstanden und 
dann noch verschlimmert wurden, ist nirgends die Rede gewesen. Schon am 14. August 
1988 wurde er in der für das Land richtungsweisenden Landwirtschaftsmesse ausgepfiffen 
und in einem großen, von den Zeitungen wiedergegebenen Spruchband als „mentiroso“, 
als Lügner bezeichnet, weil man es schon damals seit geraumer Zeit erlebt hatte, daß dieser 
Mann alles, was geschah, verdrehte und mit Logenprädikaten zu tarnen versucht hatte. 

‘ Dem arbeitenden Teil der argentinischen Bevölkerung erschienen Alfonsins wiederholte 
Äußerungen als falsch, überflüssig und sinnlos. Er war jahrelang eifrig damit beschäftigt, 
die eigentlichen Leistungen in seinem Lande zu vertun. Bei den genannten Vorgängen in 
der „Rural“ in Palermo brüllte Alfonsin zurück: „Die da pfeifen, sind keine Viehzüchter, 
sondern Faschisten“. Nachdem er ausgeredet hatte, ergriff der Präsident der Sociedad ru- 
ral, Alchouron, noch einmal das Mikrophon und meinte: „Es erfüllt mich mit Ehrgeiz als 
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Argentinier, von dieser Tribüne diskutiert haben zu können, einer hundertjährigen Tribü- 
ne. Es erfüllt mich mit Stolz, daß von dieser Tribüne aus, die hundert Jahre alt ist, disku- 
tiert werden konnte, was jeder Argentinier denkt, der, der die Produktion vertritt oder der 
Präsident der Republik. Das, meine Herren, ist Demokratie. Wir sind einverstanden, den 
Dialog fortzusetzen. Aber niemals werden wir die Fahne der Produktion streichen. In die- 
sem Felde werden wir über alles verhandeln.“ 

Ein halbes Jahr darauf war es nicht das weite Land, das seine Meinung sagte, da schlug 
die Natur in der Hauptstadt selbst zu und zwang dort die Regierung dazu, sich zu stellen, 
als die Lichter ausgingen. Als erstes bringen wir dazu das Eingesandt der in der peronisti- 
schen Opposition stehenden Provinz Buenos Aires, worin diese die Tatsachen richtigstellt: 
„Nach zahllosen und ergebnislosen Schritten auf Ministerebene und persönlichen Vorstel- 
lungen des Provinzgouverneurs sah dieser sich gezwungen, zu dem letzten Mittel einer di- 
rekt an den Präsidenten gerichteten Note zu greifen. Er teilte darin am 29. Juli 1988 die- 
sem mit, wenn nicht sofort eine finanzielle Unterstützung des großen Bauvorhabens für 
die thermoelektrische Zentrale ,‚Comandante Luis.Piedra Buena‘ in Bahia Blanca erfolgt, 
wird sich die Energiekrise in der Republik innerhalb weniger Monate sehr zuspitzen, wie 
die nationalen Beamten wissen. Wie der Gouverneur Cafiero bereits am 30. Dezember sagte, 
ist. für die. gegenwärtige Krise vollständig und absolut die Regierung der Nation verantwort- 
lich. Sie ist eine Folge von strukturellen Problemen und erst in zweiter Linie Folge saisonmä- 
iger Unzuträglichkeiten. Das Fehlen an Voraussicht und das Unterbleiben der Unterhal- 
tung der Maschinen sind zwei der sichtbarsten Versagen der nationalen Autoritäten... .“ 

Während man sich noch fragt, in was die Unterstützung der BRD bestand, die 
Alfonsin auf einer Bettelreise durch Europa zum soundsovielten Male erbat, um die „De- 
mokratie zu retten“ („Kohl unterstrich das Interesse der Bundesregierung an der weiteren 
Konsolidierung der politischen Stabilität des Landes “-dpa), verkündete die argentinische 
Regierung über die wegen Strommangels nur noch einige Tagesstunden funktionierenden 
Sender: „Hier geht es nicht um persönliche Verantwortung, sondern um eine meteorologi- 
sche Erscheinung. “ Und da ist auch sofort wieder der schamlose Hilferuf an die Außen- 
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Kohl sagt Argentinien Unterstützung zu. 


welt, einer pleiten, weil laschen Regierung Energie erzeugende Maschinen zu senden und 
deren Wert einstweilen zu akkreditieren. Man spricht von weiteren 120 Millionen Dollar, 
die das dem Lande in der Form eines Weltbankkredites kosten würde. Erst vor wenigen 
Tagen brachte die ernsteste Zeitung des Landes, „La Naciön“, eine Übersicht, wonach 
Alfonsin bereits in den letzten Monaten weitere zwei Milliarden Dollar von seinen Pump- 
reisen zur Rettung der Demokratie mit nach Hause brachte. Empört fragt man sich, wofür 
dieses Geld denn verwandt wurde, daß es wohl kaum etwas Konkreteres, Wichtigeres ge- 
geben habe als die heute so fehlenden Maschinen? Und man erfährt nur, das Geld sei ver- 
wandt worden, „um die Demokratie zu retten“. Genau unter diesen Worten wurde es her- 
gegeben. Man möge eine bundesdeutsche Zeitung aufschlagen, welche man will. Überall 
wird dieses Motiv hervorgehoben und damit die Geldweggabe an einen völlig zahlungsun- 
fähigen Schuldner begründet, an die Regierung eines Landes, das an Rohstoffen und an 
fleißigen Menschen reich ist und keinerlei Hilfe brauchte, wenn .. . Utopische Logenziele 
gelten offenbar mehr als technische Nothilfe für einen zusammenbrechenden Staat. Die 
aber wird erst erbeten, als das Wasser am Halse steht. Was zwanzig Millionen Argentinier 
bei 30 Grad und mehr, bei 80% Luftfeuchtigkeit, ohne Licht, ohne Eisschrank, ohne Kli- 
maanlage, in Hochhäusern ohne Fahrstuhl jetzt monatelang mitmachen müssen, und alles 
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als leicht vermeidbare Folge philosophischen Irrsinns, das darf in seiner apokalyptischen 
Härte in keinem Lande dargestellt werden, denn überall kann morgen schon auch anders- 
wo aus ganz den gleichen Ursachen ein ähnlicher Staatskollaps ausbrechen. Man denke 
nur an das Erdbeben in Mexiko-Stadt 1987, wo man nach Wochen noch nicht wußte, wie- 
viele Tote es gegeben hatte (42). Man denke an Tschernobyl und die auf so etwas unvorbe- 
reitete Welt. Und man lese, was wir von tatsächlich schon bald einsetzendem Unheil zu be- 
richten haben, das halbe Kontinente zerstörte wegen menschlichem Versagen, menschli- 
cher Gier, denen man tolerant freien Lauf ließ, während man gleichzeitig alle staatlichen 
Mittel einsetzte, um menschliche Größe zu vernichten, weil sie als schlechtes Beispiel für 
“ die Produkte der Logenphilosophie dienen würde. Was ist das für eine Welt, in der wir 
leben? 


Der Großmeister hilft 


Die logenzentrische Betrachtungsweise der Regierenden verhindert überall den unge- 
hinderten Ausblick auf die Realitäten. Ja, der Großmeister der Großloge von Argentinien, 
Alejo Neyeloff, erließ am 30 Juni 1988 persönlich in Paris einen Aufruf an die europäi- 
schen Freimaurer, „sie möchten die Bemühungen zur Demokratisierung des Präsidenten 
Raul Alfonsin unterstützen. Die argentinische Freimaurerei kämpft gegen jeden Versuch, 
die demokratische Bemühung des Präsidenten Alfonsin einzuengen. Durch meine Ver- 
mittlung bei diesem Besuch bei europäischen Brüdern gibt sie einen Aufruf zur Aufmerk- 
samkeit bekannt, daß man die Demokratisierung unterstützen möge, die die gegenwärtige 
Regierung unternimmt. ‘“(43) Damit ahmt die argentinische Freimaurerei in bedenklicher 
Weise die Haltung der chilenischen Maurerei nach, als diese ihren Bruder Salvador Allen- 
de unterstützte. (44) 


Meteorologie als Prügelknabe 


Da alles getan wird, um das eigentliche Spiel der Kräfte zu vertuschen, das zu diesem 
Chaos geführt hat, scheint es notwendig, hier klarzustellen, daß es erst in zweiter Linie um 
Meteorologie geht. Diese ist nur der letzte Anlaß, der Stein des Anstoßes, sowohl bei der 
Energiekrise in Buenos Aires wie bei so vielen anderen Katastrophen. Einer der Parameter 
nur ist die Natur dabei. In erster Linie liegt bei diesem Hindernislauf durch das Jahrhun- 
dert die Ursache für das Geschehen bei den tonangebenden Menschen. Diese haben keine 
Augen für die notwendigen jeweiligen Vorsichtsmaßnahmen, die eine Katastrophe vermei- 
den könnten. Die geistige Einstellung der Führungskräfte ist ausgerichtet auf philosophi- 
sche, von der Wirklichkeit unendlich weit entfernt liegende Schemen. Immer wieder teilt 
uns diese Schicht von Freimaurern mit, auf was es ihr vor allem anderen ankommt: auf die 
Vorbereitung einer anderen Welt durch Beseitigung der bestehenden. Mit zäher Verbissen- 
heit setzt sie in ausnahmslosen allen ihren Plänen die Freimaurerei an den Anfang. In diese 
eingebettet werden muß alles, was man vorhat. Für alle Absichten sucht man daher Aus- 
drücke, die den Bruder Freimaurer veranlassen, dabei mitzumachen. Alles andere hat we- 
niger, wenn überhaupt keine Bedeutung. Selbst noch mitten im Kampf mit der sich auf- 
bäumenden Natur erscheint da z.B. Dr. Alfonsin, Hauptakteur in dem soeben geschilder- 
ten Drama, in seinem schwitzigheißen Dienstraum mit gelockerter Krawatte auf der Brust. 
Es sieht aus wie der Tarnanzug eines Frontkämpfers und soll doch nur allen Brüdern an- 
zeigen, wie wichtig es ist, hier mitzukämpfen (45). Wieder einmal gilt es, die Demokratie 
zu retten. Nicht die Opfer der Profanen zählen, sondern die Gefahr eines Wählerverlustes 
bei den bevorstehenden Wahlen. 
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Und wenn das so ist, dann ist der Untergang einer Großstadt und eines ganzen Landes 
erst der. Anfang. Denn, da die geistige Haltung der Lenkenden (und auf die kommt es bei 
der Strukturanalyse dieser Katastrophen in erster Linie an. Die andere Komponente än- 
dert sich von Fall zu Fall) nicht nur nicht geändert, sondern sogar noch gelobt und geprie- 
sen wird, da es die gleiche Haltung ist, die wir etwa bei den Politikern in der BRD, von La- 
fontaine bis von Weizsäcker erleben, muß es mit tödlicher Sicherheit irgendwo auf der 
Welt zu einem nächsten, vielleicht noch größeren Desaster kommen, wieder angeblich, 
weil die Natur uns einen Streich gespielt hat, in Wirklichkeit aber, weil man meinte, mit 
der Natur ebenso nonchalant umgehen zu können wie mit „Diktaturen“, „Nazis“, „Pero- 
nisten“ und ähnlichen gefallenen Engeln. Die nächsten Weltbrände sind bereits allen Ein- 
sichtigen sichtbar, doch nichts wird getan, sie zu vermeiden, ihnen zuvorzukommen. Es 
fehlt für solche Aktivität einfach an dem maurerischen Impuls, und einzig und alleine auf 
diesen kommt es bei den Herrschenden an. Die Brüderlichkeit ist dabei die einzige Bremse, 
das einzige Ventil, um Schaden abzuwenden, aber eben nur von den eigenen Brüdern, die 
man versucht, aus dem Strudel der fatalen Geschehnisse herauszuziehen, während alles 
andere untergeht, ja, sogar oft sehr gerne beseitigt wird, um einer anderen Welt Platz zu 
machen. Wir werden Beispiele bringen. 

Die Freimaurerei, die die volle Last des Kampfes gegen Thron und Altar bestritt, war 
eine solche der „Linken“, wie man es dann ausdrückte. Den Schlachtern von 1789 folgten 
in gesetzmäßiger Konsequenz die Carbonari und die 48er und die Königsmörder, die mit 
dem Kirchenstaat und mit den großen europäischen Monarchien aufräumten. Denn, wer 
alles war Freimaurer? Wer stellt den Führungskern der III. Internationale? Wilhelm 
Liebknecht, August Bebel, Emil Felden, Wilhelm Pieck, Alfred Henke, Jean Jaur&s waren 
Freimaurer. Sie finden auf dem Wege über Ossietzky und Tucholsky ihre Nachfolger in ei- 
nem Allende, einem Alfonsin, einem Edward Kennedy, einem Mitterand, einem Gorbat- 
schow. Die Freimaurerei stand immer links, seitdem sie auf dem Kontinent Fuß gefaßt 
hatte. Zog sie politisch Rechtsstehehde an, so dienten diese im wesentlichen nur dazu, eine 
verfehlte Marschrichtung in tragbarere Bahnen mit sichtbareren (meist blutigen) Erfolgen 
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zu bringen. Gedacht ist dabei an der Wurzel dieser Verzweigung an die Freiheitskämpfer 
von 1813, an die Garibaldi und Kossuth und später an die Stresemann, Alfred Kerr oder 
an einen Max Weber, August Winnig und Ernst Jünger. 

Ihr eigentliches Wesen ist die Schaffung eines Menschen, „der über keine Tradition 
mehr stolpert, dem kein Staat, keine Partei mehr befehlen darf: Du sollst töten! den auto- 
nomen Menschen, der durch nichts gebunden ist als durch das Bewußtsein, daß Millionen 
sein Schicksal teilen“ (312). Ihr Ziel ist die Ablehnung aller Traditionen, die Lossage von 
allen inmateriellen Werten, die Anbetung eines bedingungslosen Pazifismus. Das führte 
sie hin zu den von ihr geformten Revolutionen von 1830, 1848, 1871, 1917, 1919, zum 
Langen Marsch, zu den Revolten in Afrika und Asien und zu Fidel Castro. In diesen Vor- 
gängen tritt sie weitgehend mit offenem Visier auf. Maskiert und verschlagen jedoch kon- 
struiert sie Kriege. Weltkriege und Bürgerkriege, um das Rad ihrer Geschichte weiterdre- 
hen zu können. Was wir in diesem Buche darstellen, ist eine bestimmte Phase in dem welt- 
weiten Kampf um die Herrschaft über den ganzen Globus, in welcher alle Formen ihrer 
Taktik gleichzeitig Anwendung finden. Gelingt es nicht, die klar und deutlich etwa mit ei- 
nem Weizsäcker und einem Genscher angestrebte nächste (Welt-) Revolution zu entzün- 
den, muß der endgültige Erfolg der Sozialisten in Chile, der Radikalen in Argentinien, der 
SWAPO in Südwestafrika — um hier unsere drei Hauptbeispiele zu nennen — fraglich 
bleiben, dann schreitet man zum Krieg. Nicht besonders viel Zeit hat man noch, um sich 
auf ihn vorzubereiten. Alles, was an Friedensverhandlungen und Abrüstungsplänen über 
die Bühne geht, gehört hierher. Man kann den Antreibenden keinen Mangel an Voraus- 
sicht vorwerfen, wenn man betrachtet, wie man heute bereits das gewünscht beschränkte 
Arsenal vor aller Augen zur Disposition stellt. Über Bord geworfen wird nicht etwa „der 
Krieg“. Zugelassen wird andererseits auch nicht etwa ein Rückschlag in den erreichten 
Teilzielen, man möge an EG oder an „Menschenrechte“ denken. Die zugelassene Bekämp- 
fung dieser und anderer Freimaurerideale soll nur dazu dienen, das Klima für die Große 
Revolution vorzubereiten. Einem sich in seinem Innersten bereits verloren fühlenden Men- 
schen widerstrebt es, sich einzusetzen oder gar Ruhmestaten zu vollbringen. Kopf an Kopf 
rollt in den Sand von denen, die sich gegen die Eine Welt aufbäumen und noch wagen, ir- 
gendwo auf der Welt, im Herzen Asiens oder an der Südspitze Afrikas, völkisch oder reli- 
giös Unterscheidungen zu machen. Eine Geheimgesellschaft, die wahlweise Atheisten und 
Pazifisten oder Antibolschewisten und Päpste zur Verfügung stellt, die nach eigenem Er- 
messen die Welt als Ganzes oder in Teilen auf Krieg oder auf Frieden schalten kann, und 
die bis zum letzten Novizen gehorsam und jeweiligen Befehl mit aller Brüderlichkeit unter- 
stützt, versagt sich die klärende Geste, sich in eine der vielen politischen und geistigen 
Richtungen einzuordnen, die ja alle ausnahmslos von ihr mitgeformt wurden. Darum 
steht ihr nur der Bedingungslose Fundamentalismus von der Definition und vom Wesen 
her gegenüber und alleine der Kampf gegen diesen hat noch geschichtlichen Stellenwert. 
Darin stimmen voll und ganz überein die Brüder Helmut Kohl und Raül Alfonsin, die wir 
im Bilde vorführten, 


Angst vor der Abrechnung 


Die Tatsache, daß die Freimaurerei sich hermetisch von der übrigen Menschheit ab- 
schließt, daß sie nur gelten läßt, was in ihren Kreisen geboren wird, hat einen nicht zu un- 
terschätzenden Wert: Es ermöglicht, die Schuldigen zu identifizieren! Da heute alle Füh- 
rungsstellen mit Freimaurern besetzt sind, nur Freimaurer zu Worte kommen, kann man 
„verantwortlich für das Geschehen“ gleichsetzen mit Freimaurerei. Nicht nur in Argenti- 
nien, versteht sich. Mit einer Unzahl von Zeichen, die man trotz unserer Veröffentlichun- 
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gen (und anderer) in unvorsichtigerweise eine jede Rede, eine jede Handlung, eine jede 
Abstimmung begleiten läßt, ist das Bild lückenlos. Seit Jahrzehnten sind die Täter be- 
kannt, haben sich selbst bloßgestellt. Noch ist es nicht zu Gerichtssitzungen gekommen, in 
welchen einem dieser Verbrecher der geheimbündlerische Hintergrund seiner Tätigkeit an- 
hand von Freimaurerzeichen vorgehalten wurde — dazu sind die Gerichte selbst und ihr 
gesamtes Umfeld zu sehr mit dem Bruderbund verschwägert, doch Bildersammlungen gibt 
es bereits an vielen Stellen des Erdballs, die fein säuberlich alphabetisch geordnet die Un- 
terlagen für solche Strafprozesse bereithalten. 

So läßt sich voraussehen, daß die Freimaurerei die Stunde der Abrechnung fürchten 
muß. Anzunehmen ist, daß diese ganz entsprechend ihrem universalen Charakter fast 
gleichzeitig rund um den Erdball schlagen wird. Es wird gleichzeitig an vielen Stellen „so 
weit sein“. Borniertheit, übertriebenes Selbstbewußtsein, Machtmißbrauch, das Setzen 
falscher Prioritäten, werden sich überall weiter steigern. Die Folgen ihrer Betätigung in 
Gesellschaft und Natur werden überall langsam untragbarer werden. Die Freimaurer 
selbst werden das nicht sehen, denn in Brüderlichkeit rettet man sie über diese Simpfe hin- 
weg. Doch, es mag hinausgezögert werden, die Erkenntnis bei der Führung gerade durch 
diese Parteilichkeit spät kommen, um so unvorhergesehener, um so heftiger wird man mit 
ihnen aufräumen. Um so erschreckter, überraschter steht sei eines Tages vor einem riesen- 
großen Sensenmann. 

Auch gerade hier in Argentinien haben wir für diese Vorgänge schon früher recht gute 
Beispiele erlebt. Alfonsin war aufs äußerste überrascht, als er im September 1987 zwei 
Drittel seiner Wählerstimmen verlor. Für Tage verschlug es ihm die Stimme (was viel bei 
ihm bedeuten will). Doch dann hatte er sich erholt und ritt die Tour des gefährdeten Rit- 
ters für Demokratie. Nicht etwa seine Unfähigkeit war Schuld an dem Vorgang, sondern 
böse „Faschisten“ (so nannte er sie). Begleitet von mehr als hundert Brüderlein flog er ei- 
ligst in die Welt hinaus, um für Hilfe zu plädieren. Er setzte sich selbst gleich Demokratie, 
und diese mußte gerettet werden, indem man ihm half. Und, wie soeben dargestellt, fiel 
die gesamte Freimaurerwelt auf diese Sprüche herein und gab ihm Millionen zur Rettung 
der Demokratie. Nicht etwa wurde seine Regierungskunst geändert, nein, diese war ja 
goldrichtig, richtete sich nach den philosophischen Richtlinien, mit Geld sollten ihre nach- 
teiligen Folgen ausgebügelt werden, sollte Propaganda betrieben werden, und schon kam 
das nächste Desaster auf ihn zu. Die Opposition unter dem Peronisten Cafiero hatte sich 
bereits mit ihm zusammengesetzt. Noch einen Tag vor den parteiinternen Wahlen der pe- 
ronistischen (= justizialistischen) Partei trafen sich Alfonsin und der bisherige Führer der 
Peronisten, Cafiero, in der Präsidentschaftsresidenz in Olivos und man handelte im ein- 
zelnen schriftlich (!) aus, wie die Opposition, einmal an der Macht, zu handeln habe, ohne 
daß man sich gegenseitig allzu weh tat. Und da machten die Peronisten nicht mit und 
wählten am nächsten Morgen überraschenderweise in ihren Parteiwahlen Menem, anstelle 
von Cafiero. Diesmal war der Schlag für Alfonsin bedeutend schwerer. Die angesehene 
Wirschaftszeitung „Ambito financiero“ sprach am 11. Juli 1988 von „einer Veränderung 
der politischen und gewerkschaftlichen Struktur des Landes“, Cafiero und Alfonsin seien 
von nun an „die politische Macht von gestern“. „Inmitten dieses Schiffbruchs, den 
Alfonsins Träume erlitten, debattiert der Präsident — heute nur noch eine Karikatur sei- 
ner selbst, verglichen mit jenem ‚Führer‘ der unvorbereiteten Mittelklasse im Jahre 1983 
— verwirrt und impotent der schon aufgebrochenen Krise gegenüber, umgeben von Verrä- 
tern und Untreuen, von Ungehorsam der bis gestern Nutznießern seiner Erfolge“ heißt es 
in einem justizialistischen Memorandum. „/m Rahmen des Schrumpfungsplanes, den er 
dem Lande auferlegte, verwandelt er das Vaterland in ein großes Versteigerungslokal und 
verschleudert dort das in nationaler Anstrengung in Jahrzehnten angehäufte Besitztum. 


44 


Man bemüht sich, die Auslieferung (‚entrega‘) des Landes, dessen letzte Periode wir mein- 
ten, in dem bekannten ‚Prozeß‘ eines Martinez de Hoz (46) erlebt zu haben, jetzt zu voll- 
enden. Heute erleben wir, daß dieses teuflische Vorhaben nicht nur fortgesetzt wird, son- 
dern unter seinen ideologischen Nachfolgern, den „Sourouilles“ (47) von Alfonsin vervoll- 
kommnet wurde.“ 

Vor solcher Volksstimmung bleibt Alfonsin nur eines: erneut auf die Tube „Demokra- 
tie“ zu drücken. Alfonsin persönlich flog noch einmal nach Europa, um dort den Opposi- 
tionsführer Menem regelrecht als Faschist, als eine Weltgefahr anzuschwärzen. Es war ein 
Vorgang, der nun wirklich nichts mehr zu tun hatte mit Demokratie, denn niemand anders 
als „das Volk“ hatte doch gesprochen. Es war eindeutiges Überschreiten der Grenzen des 
gepriesenen Pluralismus. Die staatliche Geheimpolizei, die SIDE wurde angesetzt auf die 
Führer der parlamentarischen Opposition und stellte Agenten vor deren Büros. Es war ge- 
nau das, was man autotitären Staaten vorwarf. Alfonsin war zum Diktator geworden, 
zum „dictador constitucional“, wie er in der Presse genannt wurde. Kam er einmal noch 
zu Worte, so überschlug er sich in persönlichen Anfeindungen des Oppositionsführers, im 
Inland wie im Ausland, die mit der Rolle eines Staatspräsidenten wirklich unvereinbar wa- 
ren. Er war zum (ungeschlachten) Wahlhelfer des erwünschten radikalen Nachfolgers An- 
geloz herabgesunken. Nur eines merkte er nicht in seinem Taumel, daß er in den Augen 
der argentinischen Mehrheit das Gesicht verloren hatte, welches ihm seine blendenden Re- 
den einst verschafft hatten. War er aber bis dahin nur mehr und mehr lächerlich gewor- 
den, so wurde er jetzt, als die Abrechnung für eine ideologisch mit Freimaurerphilosophie 
überlastete Staatsführung in Zusammenhang mit äußerst zweifelhaften innerpolitischen 
Eskapaden gegen angebliche gefährliche „Nazis“ und „Militärs“ umgangen werden sollte, 
mehr und mehr verhaßt. Es war das ekle Bild eines Mannes, der ein Gottesurteil nicht an- 
nehmen wollte, der kurzerhand alles für unmoralisch hielt, das sich gegen ihn stellte, auch 
wenn es die Mehrheit der Wähler war. Auffällig erinnerte das Ganze an das belustigende 
Bild des alternden verbitterten Cromwell. Man fürchtete für Argentinien, wenn man sich 
einen solchen Mann oder dessen Kandidaten weiterhin als Präsident vorstellte. Klar war, 
daß er nicht das Format hatte, um das Staatsschiff durch die von ihm aufgewühlte See zu 
führen, 


Dictador Constitucional 


Es war, wie wir sahen, eine Energie-katastrophe, mit der zum ersten Male — und die- 
ses vor allem dank der unbelehrbaren Haltung Alfonsins selbst — der ganzen Welt bewußt 
wurde, wie die Dinge in Argentinien stehen. Mit einem Stimmaufwand, der an Holocaust- 
allüren erinnert, schrie man ein SOS hinaus. Damit aber wurde die Naturerkenntnis unse- 
res Jahrhunderts, das faustische Bild vom Wesen unserer Welt, ins Herz getroffen. Denn 
seit den gleichen Jahren, da es Logen gibt, leben wir in einer physikalischen Anschauungs- 
welt, in der alles in einem „Feld“ mit Energie gefüllt ist. Energetisch ist alles erfüllt, wird 
alles bewegt, die Welt der Atome wie die politische Welt. „Die dynastischen Staaten des 
17. und 18. Jahrhunderts“, schreibt Oswald Spengler schon vor 60 Jahren, „sind politi- 
sche Kraftfelder mit den Wirkungszentren ihrer Kabinette und großen Diplomaten, weit- 
schauend gelenkt und beherrscht“. Mehr noch läßt sich dieses Bild für die heutige Welt an- 
wenden mit dem allgegenwärtigen Kraftnetz der Freimaurerei. Darum ist viel mehr in je- 
ner bonarenser Energiekatastrophe geschehen als nur ein Zusammenbruch einer temporä- 
ren argentinischen Regierung. Der Umgang mit der wesentlichen Kraft unserer Welt, je- 
ner, die diese Welt zusammenhält, nicht mit diesem oder jenem Gegenstand, sondern mit 
dem Fluidum, das diese Welt am Laufen hält, war unzulänglich. Alfonsin versagte im Ei- 


45 








gentlichen, nicht an einer Nebensache, entpuppte sich als Energievakuum. Es war ein 
Schlag der Natur gegen einen Dilettanten, der nicht begriffen hatte, worauf es ankam, der 
mit Redegewalt seine Leere tarnen wollte. Auch seine unzähligen politischen Reden verlo- 
ren darum auf einmal an Vertrauenskraft. Es bekam das alles den Anschein von bloßem 
Blendwerk, leerer Phraseologie. Es stand nichts dahinter, wenn er in irgendeiner neuafri- 
kanischen Hauptstadt, in Delhi oder vor den Vereinten Nationen sprach. Angst kroch 
hoch bei allen seinen Brüdern im In- und Ausland vor dem, was da noch passieren würde. 
War man selbst gefeit gegen solche Oberflächlichkeit und leeren Redensarten? Gegen jah- 
relange Falschinformation und Schlamperei, wie sie sich hier enthüllte? War Alfonsin 
noch das gefundene Beispiel für eine politische Welt ohne Fachleute und ohne zupackende 
Führer? Ohne Entscheidungskraft und ohne Klarsicht? Hatte man nicht im eigenen Lande 
schon Ähnliches erlebt? Die Niveaulosigkeit unserer Gegenwart war weiteren Millionen 
klar geworden. 

Am Beispiel dieses Mannes wurde klar, auf welchem Niveau man seit zweihundert Jah- 
ren eine neue Welt aufgebaut hatte. Man sah klar, daß diese Staaten von heute etwas ande- 
res waren als das, was man bis dahin unter einem Staat, unter einer Nation verstand. In 
dieser Welt von „Republiken“ war „der Staat“ nach und nach zu einem Schutzschirm für 
die Freimaurerei geworden und nach und nach wurden alle die anderen Funktionen zu Ne- 
bensachen. Die Freimaurerei hat sich an die Stelle der ursprünglichen Autoritäten gesetzt. 
Es geschah unter Zwischenschaltung der „Parteien“. So konnten diese Staaten Freimau- 
rerpolitik betreiben, Revolutionen schüren und Kriege anzetteln. Alles, was seitdem sicht- 
bar ist in diesen Staaten, sind mehr und mehr nur noch Puppen der Freimaurerei, die vom 
Hintergrunde aus die Fäden zieht. Dort, wo das funktioniert, spricht man von einer „de- 
mokratischen Regierung“, möge es eine Republik oder eine Monarchie sein. Und Alfonsin 
verstand es, eine noch offenstehende Aufgabe in dieser unsichtbaren Welt auszufüllen. 
Als Freimaurer, getarnt als Präsident von Argentinien, flog er in andere Länder, um die 
Querverbindungen zu schaffen für eine handfestere demokratische Internationale. Diese 
Betätigung wurde ihm als großes Plus angerechnet und man hat es ihm nicht übel genom- 
men, daß er seine so erworbene Stellung versuchte, in bare Münze umzutauschen und aus 
der „Demokratie“ für Argentinien ein Geschäft zu machen. 

Überall hier im Lande hörten wir Gespräche: „Es fehlt an Könnern. Wenn man einmal 
nur so eine politische Versammlung, ganz gleich welcher Partei, mitgemacht hat, dann 
versteht man, daß sich ein jeder tüchtige Mensch von so etwas zurückzieht. Denn es wäre 
Zeitvergeudung, fahle Redensarten eingebildeter ‚Politiker‘ anzuhören.“ Mitte des vori- 
gen Jahrhunderts schrieb der französische Akademiker Faguet: „Aus Sentimentalität, Ni- 
vellierungssucht und Allmachtsgelüsten wählt das Volk Vertreter ohne selbständige Ge- 
danken und mit nur mittelmäßiger Bildung. Demokraten können kompetente Männer 
nicht ertragen, weil sie Aristokraten des Geistes sind.“ (48). Überdeutlich erinnert diese 
Gegenwart uns an das früher bereits einmal kurz erwähnte bedeutende Buch von Ayn 
Rand, „Atlas legt die Welt ab“, das vor 30 Jahren auf dem deutschen Büchermarkt er- 
schien. 
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Es knistert im Gebälk 


Atlas legt die Welt ab 


In jenem Roman (49) wird davon berichtet, daß sich die Großen und Tüchtigen aus der 
Gesellschaft zurückziehen und daß der armselige Staat, der nur für die Unfähigen und 
Minderwertigen da sein will, dann zusammenbricht. Das packend geschriebene, seherische 
Bild von diesem Zusammenbruch ist hier in meinem Bekanntenkreis sofort wieder er- 
wähnt worden, als man erfuhr, wie es in Buenos Aires in der Energiekrise zuging. Bisher 
konnte man offiziell über die kluge Nordamerikanerin noch lächeln, wenn man an ein frei- 
williges Ausscheiden der Könner und an einen dadurch erfolgten Ausbruch chaotischer 
Zustände dachte. So etwas hielt man nicht für möglich. Das waren hysterische Hirngespin- 
ste. Doch jetzt waren sie Wirklichkeit geworden, Satz für Satz, wenn man mit dem ge- 
nannten Zukunftsroman vergleicht, was am La Plata geschah. Und dazu das schier Un- 
glaubliche: Erst wenige Monate vor diesem vorgedachten Ausbruch der Hölle in Argenti- 
niens Hauptstadt hatte man ausgerechnet in Westdeutschland, dem Land so vieler Vor- 
kämpfer für eine Neue Welt, die deutsche Ausgabe dieses Buches aus dem Verkehr gezo- 
gen! Warum hatte man dieses Buch verboten? Dreißig Jahre nach dessen Erscheinen? Wa- 
rum sollte es nicht gelesen werden? 

Man hatte (und mit Recht!) befürchtet, daß tüchtige Menschen durch diesen aufrüt- 

telnden Text aufgerufen würden, sich ebenfalls zurückzuziehen, nicht mehr mitzumachen 
an dem faschen Spiel, an dem öffentlichen Wahnsinn, alles einfach hinzuschmeißen und 
die Pseudohelden unserer Welt, diese von kaltem Ehrgeiz besessenen Karrieremacher, die 
angehimmelt werden von „Bild“ und „Spiegel“, „den Dreck allene weiter machen zu las- 
sen“. In der FAZ erschien eine hämische Notiz zu diesem Bücherverbot. Wir bringen sie 
hier wieder. 
Man meinte, den allen Bedeutenden bereits längst klar gewordenen Schritt nicht als richtig 
und möglich in allen seinen universalen Folgen vorführen zu dürfen. Man war besorgt, das 
lebensunfähige Gebäude, das man aus dieser Welt gemacht hatte, könnte ganz zusammen- 
brechen. Man war besorgt, mehr noch an nötigen Führungskräften zu verlieren, als ohne- 
hin schon ausgestiegen waren. Ein tabu, das nicht zur Sprache kommen durfte, sollte ge- 
wahrt bleiben, die Tatsache, daß das ohne uns längst überall von den Fähigsten befolgt 
wird, von denen, die nur mitleidig auf jene herabsehen, die weiterschuften für die Minder- 
wertigen und stolz darauf sind, für derartige moralische Schlappheit noch einen Nobel- 
preis zu bekommen. Was wir allerdings wohl kaum jemals erfahren werden, ist der letzte 
Anstoß zu diesem Angstschritt. Hat etwa ein zum Nobelpreis Vorgeschlagener dankend 
abgelehnt, ein Geschichtsprofessor resigniert, ein Chemiker seine Genfabrik zerschlagen, 
oder hat gar ein Hochgradiger in der Loge seinen Schurz zurückgegeben, nachdem er klar- 
gelegt hatte, daß er nicht gewillt ist, weiter noch sich von Unfähigen und Minderwertigen 
ausnutzen und bestehlen zu lassen? Sicher ist nur, daß sehr ernste Beratungen mit der Bril- 
le auf dem Tisch hinter dreimal verschlossenen Türen dem aufsehenerregenden Schritt 
vorausgingen. Noch dürfte das Buch hier und dort leihweise erhältlich sein. Die Lektüre 
lohnt. 
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Die Faga der ganzen Kerle 


Nachruf auf einen ideologischen Reißer / Von Fernando Wassner 


Der Wilhelm Goldmann _Verlag_in 
München hat vor wenigen Wochen die 
deutsche Taschenbuchausgabe eines Bu- 
ches aus der Liste seiner lieferbaren 
Titel gestrichen, das in seiner amerikani- 
schen Originalausgabe 1957 erschienen 
ist und seither ständig lieferbar war. 
Daß dieses Buch nun - einstweilen? - 
Auf deutsch nicht zu haben sein wird, ist 
ein wenig verwunderlich. Denn die 
englische Taschenbuchausgabe ist - 
immer noch oder wieder - so populär, 
daß sie sich in diesem Sommer auf den 
Bücherständern vor deutschen Bahn- 
hofs- und Flughafenbuchhandlungen 
einen guten Platz gesichert hat. Dabei 
handelt es sich nicht um ein bewegendes 
Heimatepos etwa nach Art von „Vom 
Winde verweht“. Mit Margaret Mit- 
chells berühmtem Werk hat „Atlas 
shrugged“ (deutscher Titel: Atlas wirft 

7 e_ab) yon Ayn Rand im 
Wwesentichen nur eines gemeinsam: den 
Umfang. Die englische Taschenbuch- 
ausgabe ist bei kleinster, eben noch 
lesbarer Schrift mehr als tausend Seiten 
dick. 

Der Sache nach handelt es sich um 
eine Sozialutopie, die ideologisch so 
befrachtet ist, daB sie passagenweise das 
Traktat einer besonders verbohrten 
Sekte sein könnte. Aber die nicht 
Einzudämmende Erzählwut der Autorin 
bat einen spannenden Roman hervorge- 
bracht, dem man seine vielen kolporta- 
gehaften Züge ebensowenig vorwerfen 
mag wie die Geisteshaltung seiner 
Helden, deren Erhabenheit gelegentlich 
das Komische streift. Wir haben es mit 
einem Hohenlied auf den Kapitalismus 
zu tun. Studienanfängern der Wirt- 
schafts- und Rechtswissenschaften sollte 
das Werk zur Pflichtlektüre gemacht 
werden, denn es setzt sich auf die 
lesbarste Weise mit den meisten Dingen 
auseinander, mit denen sie sich später 
im trockensten Detail befassen müssen: 
Markt und Wettbewerb, Kartelle und 
Sozialismus, Planwirtschaft und Unter- 
nchmertum. Sogar die Ökonomie der 
Gefühle kommt vor, die ja erst jüngst 
wieder im Weltbild der Wirtschaftswis- 
senschaften aufgetaucht ist. 

„Die Männer, die die moderne Indu- 
strie geschaffen haben, waren ‚ganze 
Kerle’ und keine Jammergestalten... 
Von Anfang an bestand für sie keine 
Absicht, sich des Erworbenen zu erfreu- 
en, nicht dazu haben sie gelebt. Solche 
Männer schaffen, weil sie nicht anders 
können. Ihr Tun ist das großartigste, 
glänzendste Moment, das das wirt- 
schaftliche Leben dem Beobachter bie- 
tet...“ Das hat Joseph Schumpeter vor 
dem Ersten Weltkrieg geschrieben. Ayn 
Rand könnte sich das Zitat für ihre 
Helden zu Herzen genommen haben. 
Wie Schumpeter beschreibt sie Hank 
Reardon, ihren Stahlindustriellen, so ist 
‚Dagny Taggart, die Frau; die Amerikas 
größtes Eisenbahnnetz zusammenhält, 
so sind alle die Unternchmergestalten in 
diesem Roman: Sie schaffen, weil sie 
nicht anders können, ihr Tun ist das 
großartigste Moment. Allein, die ameri- 
kanische Gesellschaft will keine Unter- 
nehmer mehr, Neid wird immer mehr 
zum Maßstab, nicht Leistung, sondern 
„Bedürfnis“ werden zur Richtschnur, 
Konkurrenz, Wettbewerb ist unfair und 
gesellschaftlich schädlich. Die amerii 
nische Wirtschaft begibt sich freiwillig 
in den Zwang. Kartelle „befrieden“ den 
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Wettbewerb der Eisenbahnen, prospe- 

rierende Bundesstaaten müssen ihr 
achstum demjenigen „sozialerer“ 

INachbarstaaten anpassen. 

Am Ende erreichen die Gleichmacher, 
die allesamt genußvoll mit rattenhaften 
menschlichen Zügen ausgestattet wer- 
den, ihr Ziel: den Stillstand. Niemand 
darf mehr produzieren als im Vorjahr, 
niemand darf anderes, gar Neueres 
herstellen als in der vorangegangenen 
Referenzperiode (die Autorin erspart 
dem Leser .dieses Wort). Auf dem 
Höhepunkt dieser Entwicklung, von 
dem an Chaos und bürgerkriegsartige 
Verhältnisse um sich greifen, darf‘ 
niemand mehr die Arbeitsstelle wech- 
seln oder höhere Löhne fordern., Den 
absurden Gipfel erreicht einer der 
Intellektuellen, die die Bewegung inspi- 
rieren, ‘begleiten und fördern, ‘mit einer 
Frage: „Wenn die Verlage nichts Neues 
mehr produzieren dürfen, heißt das 
dann, daß mein meues Buch nicht 
erscheinen darf?" So ist es, antworten 
ihm die Sozialpolitiker, es gibt genü- 
gend alte... Und die Unternehmer- 
schaft, jener Atlas, der die Welt auf den 
Schultern trägt? Sie tut etwas, wozu sie 
Schumpeter zufolge völlig außerstande 
ist: Sie zuckt mit der Schulter, läßt diese 
Welt fallen, tritt in Streik, unternimmt 
nichts mehr, sondern zieht sich in ein 
für die Welt verborgenes Atlantis zu- 
rück. Dort herrscht eiserner Egoismus, 
nichts ist umsonst, aber jeder tut seine 
Arbeit, worin sie auch immer bestehen 
mag, vorzüglich. Bei Ayn Rand i r 
schiere Kapitalismus das reine Paradies 
Er wird sich bei ihr verborgen halten, 
bis nach dem sozialistisch herbeigeführ- 
ten Chaos in der Welt seine Zeit 
gekommen ist. 

Ist es Anlaß zum Bedauern, wenn 
derlei in ihrer Überspitzung fast schon 
komische Thesen vom deutschen Buch- 
markt verschwinden, zumal wenn sie in 
Form eines Romans dargeboten wer- 
den, der bei aller Lesbarkeit von der 
Literaturkritik mit Wonne zerrissen 
werden würde? Vielleicht doch, denn 
vielleicht hat dieser Roman mehr für die 
Akzeptanz einer marktwirtschaftlichen 
Ordnung tun können als hundert wirt- 
schaftswissenschaftliche Seminare. 

Marktwirtschaft wird vielerorts be- 
schrieben und gelehrt, von der Wissen- 
schaft gepriesen, von Zeitungsartikeln 
hochgehalten. Besungen wird sie nicht, 
obwohl doch in allen Zeiten der Gesang 
die Helden und ihre Taten populär 
gemacht hat. Wer für Waren oder Ideen 
wirbt, weiß, wie wichtig neben der 
sachlichen Information der Appell an 
die Gefühle des Verbrauchers ist. Alles, 
was in Richtung Sozialismus zielt, weiß 
das ganz besonders, und darum wird 
Sozialismus mit schöner Regelmäßigkeit 
über die Träne des Gefühls verkauft. 
Nur die Marktwirtschaft vertraut allein 
auf die Vernunft - und wundert sich, 
daB sie es im Weitbewerb der Gesell- 
schaftsentwürfe so schwer bei den 
Wählern hat. „Sozialkritische” Publika- 
tionen, die - je lesbarer, desto nachhalti- 
ger - das Gefühl des Lesers auf soziale 
Wellenlängen bringen, gibt es zuhauf. 
Hier ist allein auf weiter Flur ein 
reißerisches Buch, das das Gefühl des 
Lesers auf marktwirtschaftliche Wellen- 
längen einstimmt. Schade, daß es ver- 
schwunden ist? Die Idee der Marktwirt- 
schaft verträgt auch einen Reißer. 
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Kulturpanorama 


STOSSTRUPP 
DER _ 
AUFKLÄRUNG 


250 Jahre Freimaurerei in 


Deutschland 


Die Mitgliederlisten deutscher 
Logen lesen sich im Laufe der 
250jährigen Geschichte der 
Freimaurerei in Deutschland 
wie ein »Wer ist wer?« der poli- 
tischen wie geistigen Promi- 
nenz. Das begann bereits im er- 
sten Jahr, als 1738 der damali- 
ge Kronprinz von Preußen, der 
spätere Friedrich Il., in die Loge 
»Absalon« aufgenommen wur- 
de. Unsere Sendung »Stoß- 
trupp der Aufklärung« folgt den 
Stationen der Freimaurer-Ge- 
schichte bis heute, da immerhin 
noch 14.000 Bundesbürger die 
Mitgliedskarte in der Brief- 
tasche tragen, die sie als Frei- 


maurer ausweist. 


In größerem Rahmen gesehen, liegt diese Einschränkung der Öffentlichen Meinung 
übrigens auch ganz im Kielwasser der Perestroika, wie wir später noch erkennen werden. 
Sie steht nicht isoliert da. 

Dieses Buchverbot ging dabei folgerichtig parallel mit einer neu anlaufenden Propa- 
gandaaktion der Logen. Hier im „Argentinischen Tageblatt“ weinte man verzweifelt über 
den fehlenden Nachwuchs in der deutschsprachigen Loge humanitas in Buenos Aires und 
Anfang Januar 1989 sekundierte die „Deutsche Welle“ weltweit mit einem Hilferuf, den 
wir hier wiedergeben. Vergleicht man die dort genannten 14.000 Mitglieder mit den 
44.000, die 1925 der Freimaurerei in der brüderlichen Weimarer Republik angehörten und 
mit den 80.000, die sie im III. Reich zählte, so ist die Sorge allerdings verständlich (50). 
Doch alle Manipulation hilft da wenig. Es finden sich nun einmal trotz bester pekuniärer 
Aussichten und Befriedigung der Machtgelüste nicht mehr genügend Maschinisten für den 
Zug in die Wüste. Man hat eben allgemein das Gespür: Es ist etwas faul im Staate Däne- 
mark. Man hat die Federn überspannt, hat zu viel schwadroniert. Viel mehr noch wird zu- 
sammenbrechen als bloß die Energieversorgung von Buenos Aires. Und das ist nicht der 
richtige Augenblick, um den Dunkelmännern zu helfen. Da läßt man lieber die Hände von 
weg. Denn wir fragen: 


Bringen Freimaurer Opfer? 


Hat es jemals einen Freimaurer gegeben, der um seiner Philosophie willen Opfer ge- 
bracht hätte? Wenn er je etwas ihm Unangenehmes in diesem Rahmen tat, dann geschah 
es auf Druck hin, um zu gehorchen, aus Angst vor den Folgen eines Ungehorsams. Oft ge- 
nug sieht er solchen Wunsch voraus und entwindet sich schnell der Entscheidung. Er 
bricht ein Gespräch ab, verschweigt seine eigentliche Meinung und drückt sich um eine 
klare Antwort herum. Allenfalls findet er sich (und das immer sofort und gerne) bereit, ei- 
nen Nachbarn zu verleumden. 

Man weiß darum, daß das gefährlichste Untier unserer Gesellschaft die.Presse ist und 
daß man diese als Freimaurerorgan bezeichnen kann. Man umwirbt sie darum und nie- 
mand stellt sich ihr in den Weg. Pressefreiheit heißt so die von niemandem angefochtene 
Forderung. Und man versteht in der Praxis darunter, daß das, was einmal in der Zeitung 
erschienen ist, niemals wieder aus dem Gedächtnis der Menschheit gelöscht werden wird. 
Die bedeutendste Waffe der Freimaurerei, die Verleumdung, das Anschwärzen, findet da- 
her den verlängerten Arm in den Medien. In Argentinien hat es in letzter Zeit Männer ge- 
geben, die einen Schutzwall aufrichten wollten gegen die Allmacht der Freimaurerei auf 
dem Umweg über die Presse. Es sollte einem jeden Einzelnen ein Recht auf Widerspruch, 
un derecho a replica, eingeräumt werden, wenn er in einer Zeitung usw. unrichtigerweise 
beschuldigt oder beleidigt worden war. Dafür traten die Vereinigte Linke (Nestor Vicente) 
und rechte Politiker ein. Interessant ist, mit welchen Argumenten dagegen die großen Frei- 
maurerparteien dieses Recht ablehnten. Die Sozialisten (Guillermo Estevez Boero) be- 
haupteten, „daß ein solches Recht die Handhabung der Presse entkräftet“. Angeloz, Prä- 
sidentschaftskandidat der UCR, meinte „es bedeutet eine unzulässige, larvenartige Bedro- 
hung“ (von was?). Alsogaray, argentinischer Chefliberaler, wand sich aus dem Dilemma 
heraus mit der Bemerkung, daß „dieses Recht nicht zugestanden werden darf. Das Thema 
der Verleumdung und Diffamierung ist eine der wenigen Regeln, die die journalistische 
Betätigung beherrschen müsse und daß eben die Strafprozesse beschleunigt werden müs- 
sen, um zeitigere Urteile zu fördern.“ Man hatte an einen Pfeiler der gegenwärtigen Un- 
rechtssituation gerührt, aber ihn keineswegs zum Einstürzen gebracht. Schon gar nicht 
war man auf internationaler Ebene zu einer Wiederherstellung von Anstand und Würde 
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gekommen. Wer dem hohen Ziel der Freimaurerei entgegentritt, wird von morgens bis 
abends völlig ungehindert mit Schmutz überschüttet. Niemals wird es eine absolute Mehr- 
heit derjenigen geben, die sich von dem konkret vorgesetzten falschen Bild freimachen 
können. Und immer wird es eine Minderheit geben, die sich von dem vorgehaltenen fal- 
schen Bild hinreißen lassen wird zu Protestkundgebungen und Attentaten gegen Personen 
und Einrichtungen, die in objektiver Wirklichkeit nicht das sind, was ihnen die Presse an- 
dichtet. Es ist nicht notwendig, sich weiter über den schlechten Ruf der Presse auszulas- 
sen. Er steht ganz allgemein fest. 

Opferfreudigen Einsatz gibt es nicht für einen Freimaurer. Hat es niemals gegeben. 
Kolbe war bestimmt kein Freimaurer. So benimmt sich kein Freimaurer. Unsere gefalle- 
nen Kameraden waren es ganz sicher ebensowenig. Es gehört eben gerade zum Wesen der 
Freimaurer, daß ein jeder abgesichert ist gegen Unbill und Leiden. Es wird ihm gestattet, 
sich zu verstecken, schon in normalen Zeiten. Entsprechend ist das ethische Niveau all sei- 
nes Handelns. Entsprechend das Ergebnis aller Arbeit in den „Werkstätten“. 

Selten kommt das Niveau freimaurerischer Staatsmannschaft so schön zum Ausdruck 
wie bei Wahlreden. Am 30. März 1989 veröffentlicht die bonarenser Zeitung „La Nacion“ 
einen Bericht über den soeben stattgefundenen Nationalkongreß der Frau auf dem Lande. 
Der Staatspräsident Dr. Raül Alfonsin hält eine Rede. In dieser sagt er: „Wert muß man 
legen auf den Gemeinsinn der Frau gegenüber den Männern, die sich vorstellen als all- 
mächtig, erleuchtet, unwiderstehlich, die ihre heiligen Formeln oder ihre arroganten 
Kunstgriffe vorbringen“ („Frente a los hombres que se presentan como todopoderosos, 
iluminados, irresistibles, que proponen sus formulas sagradas o sus ardides arrogantes‘“). 
Er macht diese zur Auflehnung gegen den Hausfrieden aufrufenden Äußerungen, nach- 
dem er „seine Mitbürger ermahnte, daß die Ungeduld uns nicht die Zusammenhänge ver- 
decke, da zum ersten Mal in Jahrzehnten eine Regierung (seine eigene nämlich) ernstlich 
für Wachstum und Entwicklung kämpft.“ Daß man nicht ganz seiner Meinung über seine 
Regierungskunst war, zeigte sich beim Verlassen des Saales. Nach der Zeitung wurde er 
von einem jungen Mann beleidigt, der ihm eine Reihe von Schimpfworten zurief. Als der 
Mann daraufhin von einem Polizisten auf den Boden geworfen und zu einem Bereit- 
schaftswagen abgeführt wurde, nahm ein Teil der Menge für diesen Partei mit Worten wie 
„Was ist das für eine Demokratie?“, während andere im Chor „Alfonsin, Alfonsin“ rie- 
fen. Dieser Nationalkongreß sollte dazu dienen, zwei Millionen argentinischer Frauen zu 
helfen, den Wahlzettel richtig auszufüllen. Er sollte ihnen 980 %ige jährliche Inflation 
vergessen helfen. 

Was man mit unmutigen Bürgern anderswo anstellt, erfahren wir nicht etwa aus der 
großen Presse, sondern direkter. Aus Innsbruck in Tirol schreibt man uns: „Überwachung 
des Telefons gibt es bei uns auch, wenn auch rechtswidrig. Über jeden Staatsbürger, der 
öfters ins Ausland reist, der sich Bücher aus dem Ausland senden läßt, der Pretterebner- 
Veranstaltungen besucht, der in politischen (und anderen) Vorträgen Anfragen stellt, der 
gar kritische Aufsätze in Zeitschriften, kritische Leserbriefe in Zeitungen veröffentlicht, 
werden bei uns ‚Observierungsakte‘ usw. angelegt. Wir sind halt eine sehr freie Demokra- 
tie. Die irregeführte Jugend braucht erst eigene Erfahrungen, um draufzukommen, wo sie 
lebt.“ 

Und der am 10. Februar 1989 bekanntgewordene Bericht des Bundesdatenschutzbe- 
auftragten Alfred Einwag bringt ähnliches (51): „Weil ein betrunkener Fußballfan im 
Vorbeigehen zwei Polizeibeamten ‚Sieg Heil‘ zugerufen hatte, landete er ebenso in der für 
Staatsschutzdelikte angelegten BKA-Datei ‚Apis‘ wie ein Bürger, der an seinem Fahrzeug- 
schlüssel-Anhänger einen Miniatur-Reichsadler mit Hakenkreuz angebracht hatte... 
Selbst Intimdaten von Personen, gegen die gar kein unmittelbarer Verdacht und auch kei- 
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ne Beschuldigung vorlagen, sondern die nur flüchtig mit Staatsschutzdelikten in Verbin- 
dung gebracht wurden, waren dort aufgespeichert. Eß-, Rauch- und Trinkgewohnheiten 
wurden erfaßt, ‚besondere sexuelle Gewohnheiten‘ registriert und Beurteilungen wie ‚aal- 
glatt‘ oder ‚arrogant‘ festgehalten ..... Einen ebenfalls großzügigen Speicherdrang stellte 
der Bundesdatenschutz-Beauftragte bei der vom BKA geführten Datei ‚Nadis‘ fest, die für 
den Verfassungsschutz bestimmt ist. Weil ein Autofahrer ein Verwarngeld wegen Falsch- 
parkens nicht bezahlt und auf dem begleitenden Anschreiben ‚mit deutschem Gruß‘ unter- 
schrieben hatte, landete er in dieser Datei. Zwei andere Bürger wurden gespeichert, weil sie 
in einem bayrischen Festzelt die Rede eines Münchner Staatssekretärs mit ‚Heil Gauleiter“‘ 
unterbrochen hatten... Beim Funktelefondienst sind die Postler nach den Erkenntnissen 
Einwags wahre Weltmeister. Das geht (so Einwag) weit über die Erfassung von Daten zur 
Gebührenabrechnung hinaus . ...“ (51). 

Begibt man sich erst ins Ausland (wo es keinerlei irgendwelche Kontrollbehörde gibt 
und jedwedem ideologischen Haßfeldzug alle Türen weit geöffent sind), dann kann man 
sich leicht vorstellen, was da aus solcher „Amtshilfe“ werden muß, wenn ein deutschspre- 
chender Außenminister auf Deutschenhatz geht, wie wir im folgenden von einigen Län- 
dern auf der südlichen Erdhälfte erfahren werden. Der Kampf gegen das Deutschtum im 
Ausland wird weder von den bekannten Hassern noch von frustrierten, neidischen frem- 
den Regierungen so leicht und so brutal geführt wie von westdeutschen Behörden aus, die 
bei den derzeitigen, sehr gut eingefahrenen internationalen Gepflogenheiten einfach eine 
Verfolgung oder Bespitzelung von dort:ansässigen westdeutschen Staatsbürgern bei den 
fremden Regierungen erbitten, welche dann ohne bezweifelnde Rückfrage bei der ansu- 
chenden „befreundeten Macht“ nach den Gründen selbst bei Personen, die Jahrzehnte in 
jenem Lande völlig unbescholten und manchmal gar in führenden Stellungen ehrenvoll tä- 
tig sind, die erbetene Verfolgung vornehmen. Wir haben in unserem vorigen Buch dafür 
konkrete Beispiele aufgeführt. Die derzeitige Phase der Weltregierung macht Staatsbürger 
im Ausland vollständig rechtlos. Das trifft nicht nur auf Deutsche zu, ist aber bei diesen 
am häufigsten registriert worden. Am ekelhaftesten und am bekanntesten spielt sich die 
westdeutsche Hexenjagd ja derzeit sogar in Form einer angeblichen Kollektivschuldhaftig- 
keit einer Gruppe sehr angesehener, beliebter und in jeder Beziehung vorbildlich lebender 
Deutscher in Chile ab. Wenn aber die betreffende ausländische Regierung einmal Zweifel 
an der Notwendigkeit der erbetenen diffamierenden Sonderbehandlung äußert, dann wird 
sogar das deutsche Wirtschaftspotential erwähnt und mit einer Schädigung, wenn nicht 
Abbruch wirtschaftlicher Kontakte ganz offen gedroht. Man spricht dann von einem 
„Tiefpunkt der internationalen Beziehungen“! (52). Die jeweils örtlich zuständige Loge 
schaltet sich in solchen Fällen ebenfalls sofort parallel zum Auswärtigen Amt mit Ver- 
leumdungen ein. Dafür liegen belegte Beweise für Südwestafrika und Kanada vor. 


Brüderlichkeit als Ventil ‘ 


„Dennoch scheint am Ende des zwanzigsten Jahrhunderts von den drei Losungen der 
Französischen Revolution ‚Liberte, Egalite, Fraternite‘ die dritte am meisten zugkräftig zu 
sein... Brüderlichkeit ist möglicherweise die Parole, unter der die gegensätzlichsten Be- 
strebungen zusammenfinden können“, schreibt Freimaurer Gerd-Klaus Kaltenbrunner 
unter dem beachtenswerten Titel „Das sanfte Gesetz der Geschwisterlichkeit. Utopie oder 
Ausweg aus der planetarischen Krise?“ im Maiheft der Freimaurergazette „MUT“. Nicht 
also, um es vorwegzunehmen, werden Forderungen wie Freiheit (Liberte) und Gleichheit 
(Egalit&) zurückgewiesen. Sie sind nur für den Augenblick anscheinend etwas weniger zug- 
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kräftig. Dann aber wird zugegeben, daß es eine „planetarische Krise“ gibt. Was ist darum 
notwendiger, als sich zu wappnen. Und das eben kann nur unter dem Titel der „Brüder- 
lichkeit“ (Fraternit&) geschehen. So also verpflichtet Bruder Kaltenbrunner noch einmal 
ausdrücklich seine Geschwister, sich auf die Aufgaben unserer Zeit einzurichten. Hat man 
das erkannt, wird es interessant, sich die Namen jener anzusehen, an die diese Worte ge- 
richtet sind. Anliegend die Mitarbeiter. Kein Wunder, daß wir darunter auch Herrn Prof. 
Dr. Konrad Lorenz wieder antreffen (53). Der Kreis schließt sich wieder einmal. 


MUT 


Herausgeber: Bernhard C. Wintzek 


VERÖFFENTLICHT(E) BEITRÄGE VON: 


Dr. Franz Alt « Dr. Walter Becher # Prof. Dr. Hermann von Berg # Dr. JörgB. Bilke + Prof. Dr. 
Ulrich Blum # Prof. Dr. Wilhelm Brauneder # Prof. Dr. Wolfgang Brezinka # Prof. Dr. Hellmut 
Diwald + Prof. Dr. Irenäus Eibl-Eibesfeldt + Prof. Dr. Felix Ermacora * Alexander Evertz + Siegmar 
Faust # Karl Feldmeyer # Prof. Dr. Viktor E. Frankl « Dr. Bernhard Friedmann # Prof. Dr. Erich 


Geißler Dr. Herbert Gruhl + Dr. Dieter Haack (MdB) + Prof. Dr. Heinz Haber # Prof. Otto Heuschele 
* Prof. Dr. Andreas Hillgruber # Prof. Dr. Eike von Hippel + Dr. Lothar Höbelt + Prof. Dr. Gertrud 
Höhler » Prof. Dr. Peter R. Hofstätter + Prof. Dr. Klaus Homung # Ernst Jünger *Dr. Günter Kießling 
* Prof. Dr. Otto Kimminich # Prof. Dr. Kurt Kluxen * Hans-Joachim Knaute # Horst Kollat * Prof. 
Herbert Krejci* Prof.Dr. Martin Kriele* Detlef Kühn # Prof. Dr. Ursula Lehr# Dr. Dieter Lösch # Prof. 
Dr. Ulrich Lohmar * Prof. Dr. Konrad Lorenz # Heinrich Lummer (MdB) # Prof. Dr. Hans Maier * Prof. 
Dr. Golo Mann # Prof. Dr. Werner Maser # Kultusminister Gerhard Mayer-Vorfelder # Dr. Armin 
Mohler * Elisabeth Motschmann + Dr. Heinz Nawratil * Prof. Dr. Erwin Scheuch # Dr. Rolf 
Schlierer # Prof. Dr. Theodor Schmidt-Kaler # Prof. Dr. Helmut Schoeck # Prof. Dr. Wolfgang 
Schuller # Dr. Otto Schulmeister * Marie-Luise Schwarz-Schilling # Prof. Dr. Wolfgang Seiffert * 
Prof. Dr. Robert Spaemann « Prof. Dr. Klaus Speckmann # Prof. Dr. Karl Steinbuch # Wolfgang 

Strauss # Prof. Dr. Max Thürkauf# Prof. Dr. Ernst Topitsch + Dr. Wolfgang Venohr # Prof. 

Dr. Frederic Vester * Prof. Dr. Ekkehard Wagner # Dr. h.c. Rudolf Wassermann « Dr. 

Klaus Wippermann # Dr. Günter Zehm # u. v. a. 





Und man fühlt sich bewogen, nach solcher Erkenntnis auch den übrigen Inhalt dieser 
Zeitschrift etwas näher unter die Lupe zu nehmen. Auffällig natürlich zunächst einmal die 
schönen Wiedergaben von historischen Ereignissen auf der Titelseite. Da treten deutsche 
Fürsten auf, Bismarck wird gezeigt und Friedrich der Große in Sanssouci und Athener 
Philosophen. Direkten Bezug haben diese Bilder nicht zu den Texten, doch widersprechen 
sie auch niemals dem Credo eines Maurers. (Daß man nach wie vor Friedrich II. als Frei- 
maurer hinstellt, die längst veröffentlichten Gegenbeweise nicht zur Kenntnis nimmt, ist 
bei diesem erlauchten Kreis nicht weiter verwunderlich. Daß man es wagt, Bismarck am 
Tage der Krönung Wilhelms II. zu zeigen, obwohl man weiß, wie damals die Freimaurerei 
diesen Mann am liebsten umgebracht hätte, wie sie es mit vielen Mitteln versucht hat, die 
Gründung des Reiches zu hintertreiben (54), zeugt nur von der doch recht einseitigen und 
unvollständigen Unterrichtung der hier versammelten Doktoren und Professoren. Daß 
man lieber an Philosophen anknüpft als an Gottesmänner, bedarf ebenfalls keiner weite- 
ren Erörterung). Im Inhalt fehlt es natürlich auch nicht an wiederholten Versuchen, dege- 
nerierte Kunst gesellschaftsfähig zu machen. Was aber auch nicht fehlt, sind Aufsätze, in 
welchen der Bestand nationaler Forderungen aufgegriffen wird, um sie sodann zu ent- 
schärfen. Man stellt z.B. für die Zukunft ein Schlesien vor, in welchem zurückgekehrte 
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Deutsche zusammen mit dort inzwischen eingedrungenen Polen wohnen, beginnt aber den 
Aufsatz (von Alfred Schickel, September 1988) mit dem Begriff der „sogenannten Um- 
siedlung“, vermeidet das zutreffendere Wort Vertreibung. Man stellt in typischer Maurer- 
manier Usurpatoren und Vertriebene gleich, spricht von der Notwendigkeit, das (von 
Bayonetten aufgezwungene) heute bestehen lassen zu müssen, enteignet also die Deut- 
schen noch einmal. Dieselben, die man soeben erst wohlfeil mit schönen Bildern auf dem 


Polnischer Vertreibungsbefehl 


» 
Sonderbefehl 


für die deutsche Bevölkerung der Stadt Bad Salzbrunn 
einschliesslich Ortsteil Sandberg. 


aut Befehl der Polnischen Regierung wird befohlen: 

1. Am 14. Juli 1945 ab 6 bis 9 Uhr wird eine Umfieblung der beuts 
fohen Bevölferung ftattfinden. 

2. Die deutfche Bevölferung wirb in das Gebiet weftlich des Zluffes 
Neiffe umgefiebelt. 

3. Jeder Deutfche Darf Höchftens 20 kg Reifegepäck mitnehmen. 

4. Kein Transport (Wagen, Ochfen, Pferde, Kühe ufw.) wirb erlaubt. 

5. Das ganze lebendige unb tote Inventar in unbeichäbigtem Zuflande 
bleibt als Eigentum der Polnischen Regierung. 

6. Die legte Umfieblungsfrift läuft am 14. Zuli 10 Uhr ab. 

7. NRichtausführung des Befehle wirb mit fchärfflen Strafen verfolgt, 
einfchließlich Waffengebrauch. 

8. Auch mit Waffengebrauch wird verhindert Sabotage u. Plünderung. 

9. Eammelplat an der Strafe Bhf. Bad SalzbrunnAbelsbacher Weg 
in einer Marfchlolonne zu & Perfonen. Spige der Kolonne 20 Meter vor 
der Ortfchaft Adelsbach. 

10. Diejenigen Deutfchen, die im Befit der Nichtevatuierungsbefcheinis 
gungen find, Dürfen die Wohnung mit ihren Angehörigen In der Jeit 
von 5 bis 14 Uhr nicht verlaffen. 

11. Alle Wohnungen iu der Stadt mälfen offen bleiben, die Wohnungs und 
Hansjäläffel müllen nad) außen gelteht werden. 


Bad Salytramn, 14 Juli 1945, 6 Uhr. Abschnittskommandant 
(-) Zinkowski 


Oberstieutnant 


Umschlag und mit ausführlicher Erörterung der deutschen Vergangenheit Schlesiens in 
den Traum versetzt hat, daß das alles Teil unserer Wirklichkeit sei. Es ist im Ergebnis 
nicht viel anders als das, was ein Weizsäcker von sich gibt. Nur nähern sich hier die 
schwankenden Gestalten von rechts. Es ist eine Wiederholung der Lehre: Wer sich der Lo- 
ge verschrieben hat, wird zum Verräter an jenen Werten, die diese Welt gebaut und zusam- 
mengehalten. 
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Mit oder ohne Utopie? 


Und dann noch ein Wort zu dem Untertitel des Kaltenbrunnerschen Aufsatzes: „Uto- 
pie oder Ausweg aus der planetarischen Krise“. Man stellt hier also zwei Dinge gegenüber, 
die sich gegenseitig ausschließen. Im Septemberheft 1988 der gleichen Zeitschrift kommt 
Prof. Dr. Günter Rohrmoser darauf zurück, unter dem Titel „Verlust der großen 
Utopie“. Es kommt bei ihm zu den unerwarteten Worten: „Nicht um den wissenschaft- 
lich-technischen Fortschritt als solchen geht es (bei der Krise der Moderne), sondern um 
den Zusammenbruch des Glaubens an die Erfüllbarkeit der Hoffnungen und Erwartun- 
gen, die ihn begleitet haben. Nicht Wissenschaft und Technik befinden sich am Ende ihrer 
Möglichkeiten, sondern die sie mit humanem und geschichtlichem Sinn verbindende Uto- 
pie. Es fällt uns schwer, die wirkliche Natur des Umbruchs zu begreifen, weil wir den fort- 
schrittlichen Gang der Moderne als fortschreitende Säkularisierung verstanden haben, als 
das geschichtsprovidentielle Ende von Religion. “ Dieses Vorurteil (!) hat uns den Blick da- 
für verstellt zu erkennen, daß die Moderne selbst aus quasi religiösen Glaubenskräften ge- 
lebt hat, daß der als Wissenschaft und Technik programmierte Fortschritt selber eine Art 
Religion, die Religion der Moderne war. Die alles bestimmende Grundtatsache der Gegen- 
wart ist daher der Verlust der großen Utopie, der vor allem die Bundesrepublik in die Stag- 
nation und lähmende Lustlosigkeit treibt.“ 











Offenkundig ratlos 
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„Alle Ideologien und die sie begründenden politischen Formationen haben aus dem 
Glauben an den Fortschritt ihre Legitimation bezogen und mit ihm ihre Identität begrün- 
det. Das Ende der großen Utopie ist daher der tiefere und letztlich entscheidende Grund 
für alle Phänomene, die wir als Kulturkrise erfahren und reflektieren.“ 

Übersehen wir hier bewußt und gewollt, daß es sich um ein „Vorurteil“ handelt, das 
befohlen wurde und befohlen wird von der Philosophie der Freimaurerei. Wer das Vorur- 
teil beschimpft, in Frage stellt, kommt (auch heute noch) sofort in Quarantäne. Die Uto- 
pie wurde von Anfang an nur von einer Minderheit ernährt und sie feiert noch heute in ihren 
Zirkeln rauschende Feste. Wir erinnern nur an die läppische Zukunftsvision der Baha’-i. 
die wir zitierten. 


Kulturkrise 


Zurückkommen wollen wir auf die „lähmende Lustlosigkeit“, von der Rohrmoser als 
wie etwas von allen bereits Bemerktem und Unwidersprochenem spricht. Hat das nicht 
vielleicht etwas zu tun mit der geistigen Leere, mit der Sinnlosigkeit, die von der Freimau- 
rerei dieser Welt angedichtet wird? Steht da nicht am Anfang der Lustlosigkeit unserer 
Mitmenschen ein Erziehungssystem, in welchem man ganz bewußt bei den jungen Men- 
schen bereits alles verkümmern läßt, was dem Leben Sinn geben könnte, auf was es im Le- 
ben eigentlich ankommt? Dem Kinde wird die Welt dargestellt in einer Form, die es davon 
überzeugen soll, daß es diese Welt niemals meistern wird, daß das auch gar nicht seine 
Aufgabe sei. Und schnell wird auch gleich von der Vergangenheit gesagt, daß diese ja das 
beste Beispiel dafür sei, daß es schon immer so war. Was hat es schon den Eltern, den 
Großeltern eingebracht, so fleißig und so ordentlich gewesen zu sein? Diese Weltkriege 
und Revolutionen mit ihren vielen Toten und den zerstörten Heimstätten, sind sie nicht 
der beste Beweis dafür, daß wir niemals in der Lage sein werden, unser Schicksal selbst in 
die Hand zu nehmen? Daß diese Welt böse ist und daß ein guter Mensch niemals eine 
Chance hat, das Böse zu besiegen. Darum auch sei alles Denken sinnlos, darum auch gibt 
es als „Kunst“ nur noch Unverständliches. Darum auch sei Macht Recht. Und auch ist 
Recht, was die Mächtigen in Gesetze kleiden. Und dagegen gibt es keine Hilfe. Moralisch 
ist das, was die Mächtigen wollen. Die Vernunft ist letzten Endes ohnmächtig. Moralisch 
ist die Benachteiligung der Tüchtigen zugunsten der Versager. Das einzige einigende Band 
der Menschheit heißt „Hilfe“. Hilfe, um der Philosophie willen, die da diese Welt durch 
Gleichformung bessern will. Und alles andere hat sich diesem Hilfekonzept unterzuord- 
nen. Leistung ist wertlos, wenn sie nicht um der Hilfe willen geschieht. Kindesliebe ist 
wertlos, wenn sie nicht eingebaut ist in den Willen, der ganzen Welt zu helfen. Jene Eltern, 
die in der Erziehung ihrer Kinder eine Aufgabe sehen, irren sich in ihrer Daseinsberechti- 
gung. Sie handeln egoistisch und grausam der ganzen übrigen Menschheit gegenüber. Sie 
bilden sich ein, zuerst komme die Familie und dann erst die Menschheit. Es ist gerade um- 
gekehrt. Erst kommen die Menschenrechte und dann erst, wenn diesen voll gehuldigt wur- 
de, das Recht auf das eigene Kind, auf dessen gute Ausbildung für den Lebenskampf. So 
denken und handeln die Lehrer, die in der Bundesrepublik, ja, fast in der ganzen westli- 
chen Welt ausgebildet wurden. Es sind richtige Unglückswürmer. Sie haben an nichts 
mehr ihre Freude, weder an ihrem Beruf noch an ihrer Familie. In gnädigen Ausnahmefäl- 
len haben sie ein Hobby mitgebracht, ein Ausfüllsel ihrer Freizeit. Sie sammeln Steine 
oder vernehmen Eingeborene. Sie finden uns hier draußen albern und — kommen nach 
dem ersten Heimaturlaub auf einmal mit der Bemerkung zurück an ihren Arbeitsplatz: Es 
ist doch hier schöner und heiler als in Deutschland. Aber fleißiger im Beruf werden sie 
meistens doch nicht mehr. Es gibt Ausnahmen. 

Verschwiegen werden bei ihrer Geschichtsbetrachtung, bei ihrem abfälligen Urteil über 
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das Gewesene, die Motoren der Zerstörung, die Urheber solcher Verwüstungen. Es sind 
eben „geschichtsprovidentielle“ Ereignisse. In eine chronische Lebensangst versetzt man 
so das Kind. Und man hat viele, sehr schöne Beispiele für die Berechtigung einer solchen - 
Ansicht zur Hand. Was bereitet man nicht alles heute vor? Wo steht noch ein Stein auf 
dem anderen? Wir Deutsche hier im Auslande aber brauchen Lehrer für unsere Kinder. 
Wir verlangen von diesen, daß unsere Kinder lesen, schreiben und rechnen können, mehr 
nicht. Glauben Sie, daß man Lehrer findet, die das lehren können und wollen? Was wir 
aus der Bundesrepublik Deutschland gesandt bekommen, hat ganz andere Vorstellungen 
und Ziele, und sie sind der frechen Ansicht, daß ihre Absichten sich durchzusetzen haben, 
nicht etwa die der Eltern. Sie haben zunächst einmal ein politisches Sendungsbewußtsein. 
Sie möchten, daß die Kinder ihnen ihre eigenen politischen Ansichten abnehmen, jene, die 
aus der lückenhaften und fehlervollen Bibliothek in den pädagogischen Lehranstalten ei- 
nes nordamerikanisch-israelitischen Satellitenstaates stammen. Und dann kommen viele 
von ihnen, um etwas mehr Geld zu verdienen, und einige sogar mit der sehr schlecht verhoh- 
lenen Absicht, lieber Fußball zu spielen als konkret zu arbeiten. Sie meinen, daß es im Leben 
überhaupt nicht auf lesen, schreiben und rechnen ankomme. So zu denken, sei altmodisch. 
Es gibt nicht wenige Eltern, die ob dieser Lage verzweifeln. Doch das rührt sie überhaupt 
nicht. In den Bonner Auslandsdienststellen verhöhnt man sie ganz offen. Wir haben auch 
dafür ganz konkrete Beispiele vor den Augen. Sie reichen über den ganzen Erdball. 

In unseren Augen gibt es gar keine „Kulturkrise“. Man setzt den Anfang dieser Krise 
auf das Jahr 1945 (Rudolf Bahro) und ist besorgt, daß niemand mehr in dieser „Kultur“ 
von 1945 mehr leben möchte. Die eigentliche Kulturkrise aber liegt vorher, dort, wo sich 
die „Kultur“ der Freimaurerphilosophie von der Kultur trennte. Diese letztere ist niemals 
in eine Krise geraten. Sie kennt überhaupt nicht den Begriff der „Krise“. „Es liegt im We- 
sen einer Krise“, sagt uns Koselleck (55), daß eine Entscheidung fällig ist, aber noch nicht 
gefallen ist. Und es gehört ebenso zur Krise, daß offenbleibt, welche Entscheidung fällt.“ 
Zum Begriff der Krise gehört also ein Zustand, der eines guten Tages sein Ende haben 
wird, ein vorübergehendes Spiel der Kräfte. Damit aber kann es keine Krise in einer geord- 
neten Welt geben, wohl aber in einer auf eine fremdartige, kunstgezüchtete Zukunft ge- 
richteten. Ja, eine Dauerkrise erleben wir dann, wenn diese Zukunft als Utopie im Unend- 
lichen angestrebt wird. Die eigentliche Kultur aber lebt unabhängig davon weiter, sie be- 
darf keiner Gemälde, keiner Aufsätze, keiner Theaterstücke. Der Versuch also, diese un- 
serem Leben nach wie vor naturintern zugrundeliegende Kultur auszuhungern, ist verge- 
bens, findet am untauglichen Objekt statt. Alles, was gegen unsere Kultur geschrieben, ja 
in Gesetzen formuliert wird, läuft die stetige Gefahr, von einem Tag zum anderen Makula- 
tur zu werden. Dann nämlich, wenn ein „Weiser“ auftritt, der meint, die Zerstörung bes- 
ser handhaben zu können. Gerade diese Möglichkeit bildet Teil der Krise, in der sich die 
„Kultur“ befindet. Sie muß dauernd ums Überleben kämpfen und vergreift sich dabei ver- 
zweifelt dauernd in der Wahl der Mittel. „Unser ist ein neuer Moralkodex. Unsere Huma- 
nität ist absolut; denn sie gründet sich auf dem glorreichen Ideal der Beseitigung von Ty- 
rannei und Unterdrückung. Uns ist alles erlaubt; denn wir sind die Ersten in dieser Welt, 
die das Schwert nicht zu Zwecken der Versklavung und Unterdrückung ziehen, sondern im 
Namen der Freiheit und Befreiung von der Knechtschaft“ heißt es am 18. August 1919 in 
der Zeitschrift „Rotes Schwert“ der sowjetrussischen Tscheka. Nicht einmal die Vernich- 
tung von Millionen von Menschen, die Schließung aller Kirchen, die Bücherverbrennun- 
gen (die noch heute nicht nur in der BRD anhalten. Wir erinnern nur an das Buch von Ayn 
Rand), die Verbannung nach Sibirien haben die Kultur vernichten können, an keinem 
Fleck, da solche Methoden angewandt wurden. Weder die Taten des Freimaureres Kerens- 
ki noch die des Freimaurers Allende in Chile oder die des Freimaurers Fidel Castro in Kuba 
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haben die Ausrottung der Kultur erreicht. Im Zuge des Genscherschen Feldzuges gegen die 
deutsche Landwirtschaftskolonie „Dignidad“ in Chile sah man jetzt in der deutschen Illu- 
strierten „Quick“ Bilder von Kindern, die in jener Gemeinschaft auf ihren Instrumenten 
musizierten. Man kann ganz sicher sein, daß es den Kryptobolschewisten in der BRD nie- 
mals gelingen wird, solche Kultur zu vernichten. Ihr Kampf aber gegen jedwede Kultur ist 
notwendiger Ausfluß einer inneren Unsicherheit und Ungewißheit über den Sieg ihrer 
„Kultur“ im fernen Utopia. Das ist ihre „Kulturkrise“. 

Wir haben uns hier zunächst unwidersprochen mit der Erklärung Kosellecks zum Be- 
griff „Krise“ einverstanden erklärt, um eine Grundlage zu haben, von welcher aus disku- 
tiert werden kann. Doch müssen wir uns darüber im klaren sein, daß Koselleck da bereits 
eine große Verflachung vornimmt, vergleicht man mit dem Sinn, den dieses Wort Krise ur- 
sprünglich, zu jener Zeit hatte, da es in unserer Kulturgeschichte aufkam. Francesco sagt 
zu diesem Thema in der bereits mehrfach zitierten wertvollen Wiener Zeitschrift „Das 
Neue Volk“, September 1988: „Krisis (griechisch) heißt: Entscheidung, entscheidendes 
Gericht, Urteil“. Damit aber sind „die heutigen Krisen als ein Gericht, ein Urteil über un- 
ser bisheriges Denken und Handeln, sie sind dessen direkte Konsequenzen. Damit sind sie 
aber zugleich der unabweisbar andrängende Ruf zu einer grundsätzlichen Entscheidung: 
weiterhin für unser bisheriges — sittlich zerstörendes — Denken und Handeln oder für ein 
grundlegend Neues“. Wenn wir von einer Krise sprechen, dann heißt das, daß wir das Be- 
stehende zu verwerfen haben. Denn es wirkt zerstörend. Wir haben eine neue Gesellschafts- 
ordnung, ein neues Denkschema anzunehmen, etwas, was nicht aufgebaut ist auf den 
„Grundwerten der bestehenden Ordnungen“, auf Geld und Zins und Gier und Macht. 
Francesco betont im Hinblick auf die Katholische Kirche: „Wo die Kirche angepaßt ist an 
die Grundwerte der bestehenden Macht (Macht, Geld, Gewalt, Politik, Wirtschaft, Mili- 
tär) und nicht andere, dort hat sie ihr Wesen aufgegeben, ist sie schalgewordenes Salz, zu 
Recht geht man darüber hinweg zur Tagesordnung über, dort ist sie nicht mehr weithin 
sichtbare Stadt auf dem Berg (man wird an Saint-Exuperys ‚Stadt in der Wüste‘ erinnert!), 
nicht mehr Alternative zum Bestehenden, sondern Morast der Kompromisse und Halbher- 
zigkeiten, der hohlen Phrasen und doppelten Moral, dort weckt sie Abscheu und Hohn. 
Von Gott aber ist sie konzipiert als der faszinierende Vorposten einer überzeugenden und 
unwiderstehlichen neuen Ordnung, die unweigerlich zur Gärung der alten Gesellschaft 
führt, zur Unterhöhlung der herrschenden Macht und Gewaltstrukturen, bis ihnen die Ba- 
sis schwindet und sie stürzen. ‚Die frühen Gemeinden der Christenheit haben sich so ver- 
standen. Die Welt staunte, die Kaiser zitterten, die Hoffnungslosen faßten Hoffnung. Al- 
les wäre auch heute wieder möglich‘ “ (56). Wir haben es ja selbst erlebt, wie sich Neues 
Bahn brach, wie es unbezwingbar vorwärtsstürmte, wie es den morschen Bau eines ver- 
faulten Systems zerbrach und zum 30. Januar 1933 führen mußte. Das war kein religiöser 
Vorgang, aber er hatte die gleiche Gesetzmäßigkeit: die Ehrlichkeit des Wollens war (und 
wäre auch heute) unwiderstehlich. Der Christ Tertullian schreibt um 180 nach Chr.: „Erst 
gestern sind wir geboren, und heute erfüllen wir schon den Erdkreis“. Ich bin der Mei- 
nung, daß auch im Zeitalter der Computer und der Megabanken, des weltweiten Terrors 
dem Triumpf des reinen Willens der Sieg sicher ist. 


Rohrmoser und die kleine Utopie 


Man hat den freimaurerischen Kampf gegen jedwede Kultur und den Versuch zur Er- 
richtung einer „Kultur“ als „das größte Experiment der Weltgeschichte“ bezeichnet 
(Rohrmoser). 

Es sollte hinführen zum regnum hominis, zum Menschenreich. „Das regnum hominis“ 
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werde den Menschen aus den Abhängigkeiten einer übermächtigen Natur befreien, die 
schicksalhaft wirkende Macht werde gebrochen, der Mensch sich in Freiheit und Gleich- 
heit verwirklichen können. Ohne den Glauben an eine Endzeitcharakter tragende Utopie 
hätte der Fortschritt nicht auf den Weg gebracht werden können. Daran hat sich bis heute 
auch nicht viel geändert, denn im Grunde geht auch heute der Streit der politischen Partei- 
en um die Frage, wie der durch die neuen Technologien ermöglichte Fortschritt mit einer, 
und sei es auch noch so kleinen Utopie, verknüpft werden kann (Rohrmoser). Man erin- 
nert sich bei solchen Betrachtungen an die argentinische Energiekrise und sieht am prakti- 
schen Beispiel, wie eine Regierung von Hochgradfreimaurern mit der Unterstützung der 
gesamten Weltfreimaurerei unter einer Natur zusammenbricht, die nur deswegen über- 
mächtig und gefährlich werden konnte, weil man sie mit Freimaurerwerkzeugen knebeln 
wollte. Daß die Freimaurerei sich heute angesichts solcher Ergebnisse davonschleichen 
will, die Nabelschnur nicht wahrhaben will, die die heutigen Brüder Alfonsin, Genscher, 
Weizsäcker mit ihren geistigen Vätern Weißhaupt, Rousseau, Cromwell verbindet, ist ver- 
ständlich, aber auch gefährlich. So nämlich, wie die Freimaurerei gerade dank ihrer Struk- 
tur in Grade, Geheimhaltung und Gehorsam unangefochten 250 Jahre lang den Weg ins 
Unglück vorantreiben konnte, kann sie jetzt auch weiterhin am Ruder bleiben, möchte sie 
es jedenfalls. Denn nicht das Wesentliche, heute eigentlich dringend Notwendige, steht zur 
Debatte, die Anklage der eigentlichen Täter und ihre Ausgliederung und Aburteilung, son- 
dern die von diesen angestrebte und nicht in Zweifel gezogene Fortsetzung des Hermetis- 
mus, verbunden mit unehrlichen Kassandrarufen, die gespickt sind mit doppeldeutigen, 
für den Verkünder rein esoterisch gemeinten Worten, um bei der unvermeidlichen Rich- 
tungsänderung ohne Unterbrechung am Steuer zu bleiben und mit „Brüderlichkeit“ allen 
jenen zu helfen, die sich in der Vergangenheit allzuweit hervorgewagt hatten (man erinnere 
etwa Udo Proksch). Und die es vor allem verhindern soll, daß mehr als nur das dringendst 
notwendige geändert wird. Nicht mehr Ballast soll über Bord geworfen werden als nötig ist. 
Die modernistischen „Gemälde“ die den Artikel Rohrmosers in „MUT“ begleiten, zeigen, 
was auch in der zukünftigen „Kultur“ Handelswert behalten soll. Und die wilden Anstren- 
gungen, die man etwa in Österreich macht, um einen Gewaltverbrecher wie Udo Proksch 
vor dem Kadi zu schützen, zeigen das Bemühen, selbst so einen Unmenschen wie diesen dem 
elitären Bund zu erhalten. Denn was droht, ist alleinig gemäß den Alten Pflichten „die Über- 
führung eines Verbrechens“. Solange das nicht geschehen ist, solange kein Richterspruch 
vorliegt, ist alles in Ordnung und keinerlei Grund gegeben, jemanden auszuschließen. (58). 


Hans Jonas 


Rohrmoser tut uns den Gefallen, dann noch auf ein Buch einzugehen, das seinen Brü- 
dern große Sorge bereitet: „Das Prinzip Verantwortung. Versuch einer Ethik für die tech- 
nologische Zivilisation“ von Hans Jonas. Danach habe man nämlich endgültig Schluß zu 
machen sowohl mit dem Ausgangspunkt unserer „Kultur“ (dem anthropozentrischen 
Denken, dem er eine Metaphysik der Natur gegenüberstellt) wie mit deren Ziel. „Nicht die 
Verwirklichung der Endutopie eines befreiten und befriedigten Lebens als die Verwirkli- 
chung des höchsten Gutes steht auf der Tagesordnung der Geschichte, sondern im Gegenteil 
geht es jetzt um die Verhinderung des äußersten Übels der Selbstvernichtung der menschli- 
chen Gattung. Es ist uns sittlich schlechterdings nicht länger erlaubt, uns für die Zukunft an 
Utopien zu orientieren. Die Verfolgung utopischer Zielsetzungen, der Entwurf der Ge- 
schichte auf das Erreichen endzeitlicher Zustände, einer innerweltlich säkulären Eschatolo- 
gie, ist für die Menschen lebensgefährlich geworden. “ (59). In solchem Licht wird es Sünde, 
irgendwelche Erfindungen in die Tat umzusetzen, ohne sich vorher zu fragen ob deren Ver- 
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wirklichung das Überleben der Menschheit gefährden. Und etwa die Regierung Argentiniens 
hat auf das schwerste gesündigt, indem sie zum einen schlampig eine Energiekrise ausgelöst 
hat, zum anderen bei ihrer Lösung weiterhin unter dem Zeichen der Krawatte utopistische 
Philosophiererei Maß und Methoden diktieren läßt. Die mit dem Impuls der Utopie gebo- 
rene Freimaurerei ist somit der ungeeignetste Teil der Menschheit, um uns vor der Ver- 
nichtung zu retten. Eine vollständige Umbesetzung der Führungspositionen sowie eine all- 
gemeine Umgestaltung der bestehenden Organisation unserer Welt auf allen Ebenen ist 
dringend gefordert. Die Freimaurerei muß überall abgelöst und ausgeschaltet werden. Wir 
werden in diesem Buch weitere konkrete und aktuelle Beispiele für diese Lage bringen. 

Auch von früheren Geheimbünden weiß man, daß diejenigen, die zu ihnen kamen, 
Strebende und Sucher waren, Zweifler, wie Erenz sie nennt. Die Ziele waren unterschied- 
lich, verschieden in den Jahrhunderten und dank der geographisch-rassistischen Unterla- 
gen. Immer ging es jedoch um den Wunsch, zu etwas Höherem zu gelangen, mächtiger zu 
werden, wobei dieses kaum materiell gedacht war (60). „Wer immerstrebend sich bemüht, 
den können wir erlösen“ sagt Goethe dazu. Es bedarf keiner weiteren Erklärung, wenn man 
unter Hinweis auf tägliche Erlebnisse mit Freimaurern behauptet, daß die heutige Frei- 
maurerei in einem Fortsetzungzusammenhang zu derartigen Kulturerscheinungen steht. 
Ihr weiterer Weg führt darum folgerichtig hin zu einem New Age der privaten Selbsterlö- 
sung, fort von den Religionen der aufs Blut bekämpften Fundamentalisten. Mit lose hän- 
genden Zügeln wird aber dabei der Masse der Maurer vordergründig ein besseres Leben in 
größerem Reichtum dargeboten. Selbst jedoch dort, wo solche Oberflächlichkeit und poli- 
tischer Mißbrauch innerhalb jenes Bundes abgelehnt und heute eine Wende, eine „Revolu- 
tion des Denkens“ gefordert wird, geschieht es doch niemals um ernstgedachte Versittli- 
chung, um die Forderung einer Kulturarbeit unter dem Gesichtswinkel ewiger Werte, son- 
dern um pragmatische, besorgte Angstschreie angesichts der (dank Computern) in die 
Wolken gewachsenen Auswüchse der Naturvergewaltigung. Auch diese Appel (wir kom- 
men noch auf ihn zu sprechen), Rohrmoser und Hans Jonas sind irrende Zweifler, ausge- 
stoßen aus dem Schiff, das von Schwarmgeistern durch unsere Sündenflut gesteuert wird. 
Auf nichts als auf materiellen Vorteil auch in der Zukunft, auf eine Fortsetzung ihres per- 
sönlichen Wohllebens sind sie erpicht. 

Wer liest schon Jonas? Wer schon bringt es fertig, die Lage der Freimaurerei in Worte 
zu kleiden, wie sie bei Rohrmoser fielen? Obwohl es nur ganz wenige sind, hat sich trotz- 
dem bereits ein allgemeines Gefühl dafür herausgebildet, daß diese Vereinigung irgendwie 
unsauber und gefährlich ist, nicht mehr weiß, was sie will. Man verhindert, daß solche 
Themen an die Öffentlichkeit dringen, doch kann solche Manipulation des auch in die 
Freimaurerei eingedrungenen Reifungsprozesses nur eine bremsende Wirkung haben, 
mehr nicht. Daß sich kaum noch Eifrige finden, in einen solchen sehr von sich eingenom- 
menen, im allgemeinen aber kaum noch wichtig genommenen, wenn nicht gar überflüssi- 
gen Verein einzutreten, ergibt sich dann von selbst. Daß Erfinder ihre Leistungen in einem 
von dort her beherrschten Staat für sich behalten, wie schon Ayn Rand es vor 30 Jahren 
voraussah und wie es ihr deutscher Verlag befürchtet, sind weitere natürliche Folgen der 
schweren Krise, in die die Freimaurerei geraten ist. 


Rolf Appel und die „Revolution des Denkens“ 


Sie weiß von dieser Krise und sucht nach einem Ausweg, wie es Bruder Kaltenbrunner 
ausdrückte. Am 5. Dezember 1987 wird in der Hamburger Großloge von Bruder Rolf Ap- 
pel ein Vortrag gehalten, der sich mit der gleichen Gefahr befaßt, die schon Rohrmoser 
andeutete. Auch Appel meint, zu den Brüdern gewandt, „unser moralisches Blickfeld muß 
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erweitert werden“ und fährt dann nicht etwa fort, das altehrwürdige Wort vom Gemein- 
nutz zu gebrauchen, von Solidarität zu sprechen, wie es am Platze wäre (siehe das Zitat am 
Anfang dieses Buches). Nein, er wird sofort wieder nebulös: „Die heute notwendige Ethik- 
fordert über alles Persönliche und Zwischenmenschliche hinaus kosmische Dimensionen“. 
Er fordert auf, das mit dem Kampf gegen nationale und religiöse „Vorurteile zu groß ge- 
wordene Werte-Vakuum wieder aufzufüllen!“ Und er sekundiert diesen Gedanken mit 
dem weiteren Satz: „Verantwortung für die Allgemeinheit ist der Schlüsselbegriff unserer 
Epoche“. Das sind erstaunliche Erkenntnisse. 

Sie machen sich breiter als es vor wenigen Jahren noch möglich schien. Da liegt dem Ar- 
gentinischen Kongreß im März 1989 ein Gesetzesentwurf gegen Drogen vor. Im Gegensatz 
zu dem ersten Antrag ist danach auch der Besitz von Drogen zum eigenen Gebrauch strafbar 
(und das wird mit 116 Stimmen gegen 20 angenommen). Der Abgeordnete Lorenzo Cortese 
(UCR, Cordoba) begründet das neue Gesetz: „Der Grundsatz der Unbedeutendheit kreuzte 
sich mit dem wichtigeren Grundsatz des Öffentlichen Wohls“. Das sind neue Töne. 

In der verzweifelten Lage, in der sich die Freimaurerei befindet und in die sie die Welt 
hineinmanövriert hat, ergreifen die versinkenden Brüder jede Alternative, die sich mit ih- 
ren Zeichen vorstellt. Ganz groß wird daher geschrieben, was der erwähnte Bruder Gerd- 
Klaus Kaltenbrunner herausfindet. „Der demokratische Staat ist, um seines eigenen Über- 
lebens willen (nur darum geht es also!) gebieterisch gezwungen (was für ein häßliches 
Wort!), sich vom Kult der Mittelmäßigkeit und der Inkompetenz loszusagen (das heißt 
vom Wesen der Loge), um mit größtmöglichem Aufwand (Geld spielt ja keine Rolle, dort 
wo es mit Zinsenhilfe beliebig vervielfältigt werden kann) die Förderung der Hochbegab- 
ten (aber unter einer Bedingung: daß sie sich in die Loge aufnehmen lassen!) zu verfolgen. 
Für die Bundesrepublik Deutschland — ohne eigene Rohstoffe, ohne nennenswerte Ener- 
giequellen (die Brüder, die das lesen, haben darüber noch niemals nachgedacht und 
schlucken es, wie alles, was ihnen der Meister vorsetzt) ist eine schöpferische Leistungselite 
(selbst das gefährliche Wort Schöpfung taucht in dieser Notlage ungestraft auf) wichtiger 
als je zuvor (die sich dann so gängeln lassen muß, daß nur die Richtigen nach oben kom- 
men, die Allende und die Alfonsin und die Genscher und Lambsdorff und Scheel und 
Baum). (Elite und Gleichheit, wie verträgt sich das?)“. Herr Kaltenbrunner, lassen Sie die 
Hände weg von solchen Späßen. Man kann einen Löwen nicht zum Vegetarier machen 
und einen Sch-kerl nicht zum Angehörigen einer Elite. „Was ist deutsch?“ fragen da eine 
Reihe von Logenbrüdern in einem bei Bruder Kaltenbrunner herausgegebenen Heft. Der 
Untertitel sagt eigentlich schon alles: „Die Unvermeidlichkeit, eine Nation zu sein“. Nicht 
etwa ist es eine Ehre, zu einer Nation zu gehören, ist Teil der Menschenwürde, nein, es ist 
eine bittere Notwendigkeit, die sich nach den Erfahrungen der Bundesrepublik leider im- 
mer noch nicht aus dem Wege räumen läßt. Die Nation konnte nicht ermordet werden, wie 
schade. Sie ist anscheinend unvermeidlich. Wir müssen uns daran gewöhnen, mit ihr zu le- 
ben, so schwer es uns fällt. Und solange unsere aktiven Brüder mit Asylantentum und 
Ausländerimport und Ehezerstörung und Abtreibungen eben doch noch nicht das biologi- 
sche Erbe vernichtet haben. So arbeiten sie alle Hand in Hand, von links bis rechts. Ver- 
wirrung stiften mit MUT, aber keineswegs den apokalyptischen Reitern in den Arm fallen. 
So tun, als mache man sich an eine Wende, wieder eine Wende, und im eigentlichen ge- 
schieht nichts. Nur die Volksverdummung der Maurerei geschieht jetzt unter „konservati- 
ven“ Vorzeichen. Seit Jahrzehnten verfolgen wir bereits dieses neckische Spiel der Ratten- 
fänger von rechts, der Ernst Jünger und Konrad Lorenz und von Schrenck-Notzing usw. 
Nein, meine lieben Brüder, es gibt nur eine Alternative zum Heute: Abseits der Freimaure- 
rei. Niemals innerhalb ihrer Reihen. Mit ihr gespielt haben bereits bedeutende Männer der 
vorigen Generation, einschließlich Adolf Hitler. Wir haben dafür ausreichend Belege ge- 
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bracht. Sie wurden betrogen von den eigenen Brüdern und hinterher verleumdet. Und es 
bleibt für die Damaligen wie für die Heutigen die Frage offen, ob sie es ehrlich gemeint 
hatten. Wer sich mit der Faust unter dem Kinn vorstellt, wer sich in den Dunstkreis der 
Freimaurerei begibt, verliert sein Gesicht und seine Glaubwürdigkeit, ein für allemal. 

Wir sprachen von den Neuen Tönen, die hier und dort aufkommen, innerhalb der 
Logen. 





Gerd-Klaus Kaltenbrunner 


Es sind das die Auffassungen der Menschheit außerhalb der Tempel. Nur mit dem ei- 
nen Unterschied, daß wir hier draußen fordern, daß diejenigen, die das Wertevakuum in 
250 Jahren langer Zerstörungsarbeit geschaffen haben, die vielfach schuldig geworden 
sind, nunmehr (zumindest) den Mund halten und nicht den Wiederaufbau einer lebensfä- 
higen Welt hindern. Und daß sie selbst im Gegenteil dazu meinen, sie dürften nicht nur, 
sondern seien direkt dazu berufen, diese „Revolution des Denkens“ selber vorzunehmen 
und voranzutreiben. Es sind, wie wir erfuhren, immer noch 14.000 in Deutschland, die 
trotz allem was geschehen, mit Bruder Appel weiter singen möchten: 

Dann wird bald Altar sich an Altar reihen, 
die ganze Welt ein einz’ger Tempel sein, 
erfüllt von jenem ew’gen Licht des Geistes, 
der all’ den Ernst und all’ die Freud uns gibt, 
der Zukunft Bannerträger nun zu werden! 

Etwas Unverschämteres, etwas Frecheres, ja, etwas Gefährlicheres kann man sich 
wohl kaum vorstellen. Herr Appel sagt sogar seinen Brüdern: „Unser Licht ist keines der 
Utopie“. Utopie wird vollständig abgeschrieben. Und anstatt dessen gehe es jetzt darum, 
den Menschen über sich selbst aufzuklären, über die Gefahr, die er selbst in der bisher von 
der Freimaurerei geförderten und gewünschten Arbeitsweise etwa im Nuklearbereich, im 
Bereich der Gentechnologie, im bio-ethischen und im ökologischen Bereich (wie er selbst 
es aufzählt) darstellt. Und dieser freimaurerische Antifreimaurer fordert ohne rot zu wer- 
den: „Laßt uns aus dieser Stunde gehen mit dem Entschluß, hartnäckig und selbstbewußt 
im freimaurereischen Geist fortzusetzen und — wo es nur immer möglich ist — auf’ die öf- 
‚Ffentliche Meinung entsprechend einzuwirken!“ Von jetzt an also werden es Freimaurer 
sein, die das öffentlich vertreten, was bis gestern verfemt war, werden in den Spalten der 
Öffentlichen, von der Freimaurerei geführten Presse, im Rundfunk und im Fernsehen von 
Freimaurern jene Forderungen ausgesprochen werden, die bis gestern verfolgt waren. Sie 
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selbst nennen es eine „Revolution des Denkens“, die „in unseren Logen genährt werden 
muß“. Wir nennen es das ekelhafteste an Schamlosigkeit, das wir uns vorstellen können, 
Massenmörder mausern sich zu Unschuldslämmern, Nimrode zu Naturpflegern. Und wir 
sehen voraus, daß erneut die gesamte gedankenlose Menschheit Figuren nachlaufen wird, 
die aus reinem Opportunismus handeln und denen es niemals wirklich ernst sein wird mit 
dem, was sie sagen. Damit aber wäre die Rettung der Menschheit gänzlich unmöglich ge- 
worden. Rette sich wer kann! 


Die Krise der Freimaurerei 


Die ernste Krise, die die Freimaurerei heute auf der ganzen Welt schwer erschüttert, 
war in dem Augenblick vorauszusehen, da sie in die Lage versetzt wurde, ihre obstrusen, 
lebensfeindlichen philosophischen Wahnideen in die Wirklichkeit umzusetzen. Solange 
man in den fensterlosen Logen unter sich herumexperimentieren und herumspintisieren 
konnte und diejenigen Brüder, die von diesem Getue angesteckt, in die freie Welt hinaus- 
gingen, um dort nun Toleranz und Gleichheit in die Wirklichkeit zu pumpen, zahlenmäßig 
noch nicht ins Gewicht fielen, konnte die Welt sich schlecht und recht dieser Pest erweh- 
ren. Selbst fürchterliche Zerstörungsakte wie die Morde von Monarchen, die großen Re- 
volutionen und die Weltkriege überstand die Menschheit als Ganzes. Doch jetzt sind die 
Zerstörungen auf allen Ebenen derart umfangreich, daß das Leben als solches auf diesem 
Erdball durch die von Maurern gelenkten Eingriffe oder Unterlassungen bedroht ist. 

Und wieder einmal nutzt die Freimaurerei die Tatsache, daß ihre Aktiven mit ihrer 
Mitgliedschaft im Bunde hinter dem Berg halten. So reservieren sie sich die Möglichkeit, 
Abstand zu nehmen von den Vernichtungshandlungen und den Versuch zu machen, das 
Boot zu wechseln und sich selbst jetzt als Wortführer der Menschheit hinzustellen und zu 
warnen vor Dingen, die sie selbst angezettelt haben. 

Da ist soeben das Wort vom maurerischen regnum hominis gefallen. Es wurde dieses 
aufklärerische Hirngespinst abgegrenzt von der Herrschaft der Natur. Aber es wird in un- 
seren Tagen auch abgegrenzt vom Wirken Gottes in unserer Welt. Ebenso wie die Halb- 
götter in den Logen meinten, die Natur übersehen zu dürfen, haben sie Gott aus ihrer Welt 
vertrieben. In ihren Zukunftsbildern, soweit sie auch wieder in diesen Tagen gemalt wer- 
den, ist von Gott nicht mehr die Rede. Darauf weist Dr. Eduard Ostermann hin (61). Er 
stellt da fest, in dem programmatischen Buch von Lothar Späth „Wende in die Zukunft. 
Die Bundesrepublik auf dem Wege in die Informationsgesellschaft“ kommen Worte wie 
Gott, Vertrauen, Sünde, Vergebung, Liebe und Kirche nicht mehr vor. Die Evolution der 
Neodarwinisten ist das Programm. Das gleiche Bild hatten wir schon in Willy Brandts 
„Der organisierte Wahnsinn“ und in Kurt Biedenkopfs „Die neue Sicht der Dinge“. Ihnen 
allen ist der liberale Optimismus gleich, der Mensch ist gut (in einer bösen Welt) und er 
wird immer besser werden. Man muß ihm dazu nur genügend Gelegenheit geben. Im vol- 
len Bewußtsein, daß die Welt in Gefahr ist, verkrampfen sie sich alle in die Haltung eines 
Goebbels im Sportpalast: „Wollt ihr den totalen Krieg?“ Gegenseitig brüllen sie sich Mut 
zu, „Mut zu uns selbst. Nur, wer diesen Mut zu sich selbst hat, der wird auch das Vertrau- 
en der Bürger erringen können“ (62). Und sie sind in ihrer liberalen freiheitlichen Haltung 
gegen Radikalenerlaß und Vermummungsverbot und für einen mündigen Bürger, der we- 
der Natur noch Gott braucht, dem der Sieg über beide gewiß ist, wenn auch alles rundum 
in Scherben fällt. Sein Selbstbewußtsein holt er sich aus der Loge, aus dem Spiel mit Win- 
kelmaß und Senkblei. Und mit der dort erworbenen inneren Freiheit geht er daran, Revo- 
lutionen zu entfachen, Völker zu überfallen, und den Fortschritt voranzutreiben, koste es, 
was es wolle. Er sieht nicht das Blut, das an seinen Händen klebt. 
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Religion ist vogelfrei 


Marcel Lefebvre 


Doch sogar in den Kirchen selbst soll nicht mehr Gott obenan stehen, sondern „die 
Menschheit“. „Daß die Herrschaft der Kirche vorüber war und eine neue des Dienstes an 
der Menschheit angebrochen war, konnte die Partei des Stillstandes nicht begreifen“ kom- 
mentiert der zum Katholizismus konvertierte Jude und jetzige Priester Johannes M. Öster- 
reicher (63). Die katholische Opposition zum Vatikanum II (64) stellt dagegen fest: „Die 
Kirche steht nicht im Dienst an der Welt. Im Gegenteil, sie steht im Dienste Gottes.“ An- 
dere Katholiken sehen in der modernen ökumenischen Dimension der katholischen Kir- 
che, in der Änderung der Lithurgie durch das Konzil eine Abwendung vom wahren Glau- 
ben. Insbesondere die Priesterbruderschaft St. Pius X. unter Erzbischof Marcel Lefebvre 
wurde zum Sammelbecken dieser Stimmen. Der Abb& Bernard Tissier de Mallerais, Gene- 
ralsekretär dieser Bruderschaft, nimmt dazu Stellung: „Am I. Januar 1988 erließ Papst 
Johannes Paul II (Woytila) anläßlich des ‚Tags des Friedens‘ eine Botschaft mit dem The- 
ma ‚Die Religionsfreiheit ist die Bedingung, um mitsammen den Frieden zu leben‘. Die 
Lehre des Konzils angreifend, beschwor der Papst die Würde der menschlichen Person, 
die freie Suche nach der Wahrheit, die Gewissens- und Religionsfreiheit, die Unzuständig- 
keit des Staates zur Hinderung der Ausübung einer Religion usw. ... . Schließlich pries er 
die Religionsfreiheit als Faktor der Verantwortlichkeit der Individuen und der Solidarität 
der Religionen und rief zu einer loyalen Konkurrenz zwischen der religiösen Weltsicht und 
dem Atheismus auf. Zum Abschluß schien ihm die Zusammenkunft von Assisi (65), die 
gemeinsame Front von Jesus, Allah, Buddha usw. zum Zweck des gemeinsamen Erbauen 
des Friedens, ‚der Fruchtbarkeit der Religionsfreiheit für den Frieden Ausdruck zu verlei- 
hen‘... Diese Religionsfreiheit, fährt Tissier fort, „ist nun aber nicht ein Irrtum, son- 
dern ein ganzes Gewebe von Irrtümern: .... Auf individueller Ebene insistiert Johannes 
Paul II. auf der ‚freien Suche nach der Wahrheit‘... Dies setzt voraus, daß jede Religion, 
selbst eine falsche und grundfalsche, ein Ausdruck der Suche nach der Wahrheit ist, Kenn- 
zeichen ‚der höchsten Anstrengung des Menschen, Gott zu suchen‘... Das ist jedoch ein 
Betrug des Zweiten Vatikanischen Konzils, und zwar ein sehr schwerwiegender! Im Na- 
men der freien Suche wird der Irrtum rehabilitiert! Man beurteilt eine Handlung nicht 
mehr nach ihrem Gegenstand, sondern nach den angenommenen Absichten ihres Urhe- 
bers. Das ist reiner Subjektivismus ... . Eine jede Religion enthält von sich aus eine Ge- 
samtheit vollkommen fester Glaubensvorstellungen über die Gottheit. Die Suche ist nichts 
als ein Mythus — oder die Sache von ein paar Intellektuellen, die dort den Zweifel einfüh- 
ren, wo es nur Überzeugungen gibt. In dieser Hinsicht ist die Suche eine Krankheit des 
" Geistes... Die gesunde religiöse Haltung ist die INTOLERANZ in der Doktrin, die Ab- 
. lehnung jeder anderen Vorstellung von der Gottheit... .“ 

„Johannes Paul II. (Woytila) beschwört auch die Würde der menschlichen Person. 
Aber wovon spricht er da? Von der wurzelhaften Würde jedes mit Verstand und freiem 
Willen begabten Wesens oder von der endlichen, vollendeten Würde des Menschen, der 
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der Wahrheit anhängt und das Gute übt? Erzbischof Lefebvre hat nachdrücklich betont, 
daß niemand seine ‚vollendete Menschenwürde‘ erreicht und infolgedessen würdig ist, bei 
seinen religiösen Akten von jedem Zwang ausgenommen zu werden, wenn er nicht ‚tat- 
sächlich der Wahrheit anhängt‘, der Wahrheit, die Jesus Christus und seine Kirche ist. So- 
weit er nicht der Wahrheit anhängt, erreicht er auch seine endliche Würde nicht und kann 
man auf diese nicht verhandene Würde keine Freiheit gründen . .. Man muß schon voll- 
kommen vom liberalen Virus (= Freimaurerei) infiziert sein, um zu glauben, daß der 
Zwang ein Feind der wahren Freiheit ist. Jemanden am Selbstmord hindern ist eine Pflicht 
der Nächstenliebe. Sich bemühen, jemanden von der Ausübung eines falschen Kultes ab- 
zubringen, ist eine lobenswerte Handlung. ‚Keine für die Seelen verderblichere Freiheit als 
die Freiheit zum Irrtum‘ (66) ... . Leider appeliert Papst Johannes Paul II., was ihn be- 
trifft, an die Gewissens- und Religionsfreiheit, unterschiedlos für die Anhänger aller Kul- 
te. Ist das eine katholische Sprache? Ist das gar eine katholische Lehre?.... .“ 

Für Augenblicke hatte man auf eine Verständigung zwischen Lefebvre und dem Heili- 
gen Stuhl gehofft. Zum Bruch kam es, als Ersterer am 30. Juni 1988 Bischofsweihen vor- 
nahm „um sich selbst die Mittel zur Weiterführung seines Werkes zu verschaffen“. Der 
Papst schritt darauf zur Exkommunikation des Erzbischofs und der soeben geweihten Bi- 
schöfe. Damit war das Schisma der Traditionalisten Tatsache geworden. 


Marcion 


So, wie sich in unserem Jahrhundert die Katholische Kirche unter dem Einfluß der 
Freimaurerei von der wahren Lehre Christi (um ein weiteres) entfernte, wollen wir hier 
einschalten, steht schon am Anfang eine solche Abweichung. Es war Marcion, selbst jüdi- 
scher Abstammung, der in Fortführung der Lehren des Apostels Johannes das echte Chri- 
stentum trennte von dem Versuch, es als eine Fortsetzung des Alten Testaments anzuse- 
hen. Der Gott der Hebräer, Jahwe, ist ihm Satan, der Teufel. Hineingeboren ward er näm- 
lich in den Versuch, das eigentliche Christentum durch das dann siegende judaisierte 
Scheinchristentum zu ersetzen. Für ihn war Christus der menschgewordene Sohn Gottes. 
Er stützte sich dabei auf Johannes. Mit Jahwe hatte dieser Religionsstifter Christus nichts 
zu tun. Seine Religion der Liebe stand sogar im schroffen Widerspruch zu der blutigen Ra- 
chelehre Jahwes (67). Marcion wurde bei seinem Eintreffen in Rom, wo er seine Gemeinde 
besuchen wollte, ermordet. Die Ermordung der nicht zu Bekehrenden wurde dann in der 
judaisierten Kirche zur Praxis, von der Sachsenschlächterei Karls bis zu den Ausschreitun- 
gen in den Kreuzzügen. Rom geht nur konsequent vor, wenn es 1988 erneut im Interesse 
eines Geheimbundes, dessen obersten Grad man den Rachegrad nennt (68), von sich weist, 
wer sich den christlichen Traditionen verbunden fühlt. Vergessen wir doch nicht, daß die 
pro-freimaurerische Betätigung des Heiligen Stuhls ihren Anfang nahm mit dem von Frei- 
maurer Pombal angezettelten Massenmord an Indianern in den jesuitischen Reduktionen 
in Südamerika (69). 

Nicht die von Johannes Paul II. (in seinem Namen handelten die Kardinäle Gagnon 
und Ratzinger) angebotene Erlaubnis, die bisherige Lithurgie weiter ausüben zu dürfen, 
nicht das Versprechen, Mißstände in der Kirche zu beseitigen, hatten genügt, ein vorhan- 
denes tiefes Mißtrauen zu beseitigen. In einem Brief an die vor ihrer Weihe stehenden Bi- 
schöfe sagt Lefebvre: „Da der Stuhl Petri und die amtlichen Stellen in Rom von antichrist- 
lichen Kräften besetzt sind, schreitet die Zerstörung der Herrschaft Unseres Herrn sogar 
innerhalb Seines mystischen Leibes auf Erden rasch voran, besonders durch die Verderb- 
nis der heilgen Messe... .. Die Verderbnis der heiligen Messe hat die Verderbnis des Prie- 
stertums und den allgemeinen Niedergang des Glaubens an die Gottheit Unseres Herrn Je- 
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Wahrlich, ich sage euch: 


Er 


war der erste Kommunist... 


sus Christus mit sich gebracht... Das hat uns die Verfolgung des antichristlichen Roms 
eingebracht. Da dieses modernistische und liberale Rom sein Werk der Zerstörung der 
Herrschaft Unseres Herrn weiterverfolgt, wie Assisi und die Bekräftigung der liberalen 
Thesen des II. Vatikanums über die Religionsfreiheit beweisen, sehe ich mich durch die 
göttliche Vorsehung gezwungen, die Gnade des katholischen Bischofsamtes, die ich emp- 
fangen habe, weiterzugeben, damit die Kirche und das katholische Priestertum fortfahren 
zu bestehen zur Ehre Gottes und zum Heil der Seelen“. Ein von Freimaurerkardinälen um- 
 gebener Papst, den Sachkundige selbst als Freimaurer bezeichnen (70), hat gemeint, selbst 
auf die Gefahr eines Schismas hin, einen traditionsbewußten Erzbischof mit betrügeri- 
schen Versprechungen zum Aufgeben zwingen zu können. Er hat den Bogen überspannt. 
Der katholische Glaube lebt in eigener Organisation fort. Die Freimaurerei hat eine 
Schlacht verloren. Nicht von ungefähr überhäufen den mutigen Erzbischof gläubige Mos- 
lems, gläubige Orthodoxe, gläubige Buddhisten dann mit Besuchen und Glückwunschtele- 
grammen, denn auch sie fühlen in ihrer Umgebung die Verwüstung der Erde. 
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Zerstörung der Religionen 


Dabei ist beachtenswert, daß der Papst hier eine Haltung zur weiteren Zerstörung der 
Religion in einem Augenblick einnimmt, als in den Logen bereits der weitere Kampf um 
die endgültige Beseitigung nichtmaterieller Werte als kosmische Gefahr gesehen wird und 
man vorschlägt, ihn einzustellen. Die Exkommunikation Lefebvres verstärkt so die Mei- 
nung derjenigen, die eine Abkehr der Logen von ihrer bisherigen philosophischen Grund- 
lage, eine Absage an Utopia als ein ganz primitives Betrugsmanöver ansehen. In der Praxis 
soll kein Schritt „zurück“ getan werden, soll kein eroberter Boden aufgegeben werden. 

Auszüge aus einem Brief, den mir ein Leser (267) im April 1989 zusandte, mögen das 
Gesagte vertiefen: „In dem Buch ‚Jüdische Weltmachtpläne‘, zusammengestellt von E. 
Frhr. v. Engelhardt (1936) ist ein Auszug enthalten aus einem im Jahre 1859 erschienenen 
Buch von J. Cretineau-Joly (2. Band, Paris, Henri Plon-Verlag) unter dem Titel: ‚Die Rö- 
mische Kirche gegenüber der Revolution‘. Darin heißt es: 

‚Ihr wollt in Italien Revolution machen, sucht den Papst, dessen Bild wir soeben ge- 
zeichnet haben. Ihr wollt die Herrschaft der Erwählten auf dem Throne der Hure von Ba- 
bylon errichten, also muß der Klerus unter eurer Fahne marschieren, indem er immer 
glaubt, er marschiere unter dem Banner der apostolischen Schlüssel. Ihr wollt die letzten 
Fußspuren der Tyrannen und der Unterdrücker verwischen, legt eure Netze aus wie Simon 
Barjon, legt sie in den Sakristeien, in den Seminaren und Klöstern aus, anstatt auf dem 
Grunde des Meeres, und wenn ihr nichts überstürzt, versprechen wir euch einen wunder- 
bareren Fischfang als den seinigen! Der Fischer der Fische wurde Menschenfischer. Ihr, 
ihr werdet Freunde bis zum apostolischen Stuhl führen. Ihr werdet eine Revolution in der 
Tiara und in dem Chormantel erfischt haben, indem ihr mit dem Kreuz und Banner mar- 
schiert, eine Revolution, die nur einen kleinen Ansporn braucht, um das Feuer an allen 
vier Ecken der Welt anzuzünden! .... Der Traum der Geheimen Gesellschaften wird sich 
aus dem einfachen Grunde erfüllen, weil er auf den Leidenschaften der Menschen aufge- 
baut ist.“ Das ist ein kleiner Teil eines Dokuments, ‚das von dem dirigierenden Komitee 
herrührt und vom 20. Oktober 1821 datiert ist‘. Als Unterschrift erscheint ein Winkelmaß.“ 

„Mit Johannes XXIII endlich gelang der große Coup. Und nun stellte es sich (allmäh- 
lich) heraus, daß kaum jemand mit einer solchen Möglichkeit gerechnet hatte. Nur lang- 
sam kam eine Gegenbewegung, oft durch fromme Laien veranlaßt, in Gang. Nur der fran- 
zösische Erzbischof Lefebvre leistete zunächst besonnen und vorausschauend Widerstand. 
Aber die Begriffe ‚Häresie‘ und ‚Apostasie‘ waren auf die ,Päpste‘ nicht ohne weiteres an- 
wendbar, die den Jahrtausendbetrug und -umsturz betrieben und durchführten. So ein- 
fach ließen sich die illuminierten Füchse nicht fangen. Das absolute Novum war ein welt- 
weiter, großangelegter semantischer Betrug in freimaurerischer Manier, mit Hilfe der Au- 
torität eines ökumenischen Konzils und einer exzellenten Organisation. Nur relativ weni- 
ge, als ‚Sedivakantisten‘ bezeichnet, machten auf die Tatsache aufmerksam, daß ein solch 
abgrundtief verlogenes und verbrecherisches Verhalten, durch das unzählige Menschen 
dem Verderben preisgegeben und die unsterblichen Seelen ihrem ewigen Ziele abwendig 
gemacht wurden und werden, tausendmal schlimmer zu bewerten ist als irgendeine Häre- 
sie, wie sie etwa von immerhin ehrlichen Leuten wie Kueng, Ranke-Heinemann und ande- 
ren verbreitet wird. Es ist erschreckend, wie wenige Angehörige der Katholischen Kirche, 
Kleriker wie auch Laien, und nicht zuletzt der Episkopat, sich von den Tatsachen einer 
Unterhöhlung und Infiltration der Kirche beeindrucken ließen. Innerhalb der Kirche 
könnte noch immer Msgr. Lefebvre die fehlende Führungskraft sein, doch müßte er vor 
allem baldmöglichst erklären, daß der Päpstliche Stuhl vakant ist. Es dürfte bekannt sein, 
daß Erzbischof Msgr. Ngo-Dinh-Thuc dies am 21. März 1982 in München mit seiner ‚de- 
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sorgten dpa und alle anderen Agenturen.“ (268). 


claratio‘ öffentlich getan hat (‚Einsicht‘ Nr. 12/2, August 1982 u.a.). Es war allerdings 
vorauszusehen, daß eine Resonanz in der Öffentlichkeit nicht erfolgen konnte. Dafür 


Daß in der Hierarchie der evangelischen Kirchen kaum ein einziger Nichtfreimaurer zu 
finden ist, ergibt sich schon aus ihrer Herkunft (71). Wie es heute dort bestellt ist, macht 




















Man sollte dieses Gemälde von Calvin zusammen mit jenem von 


Martin Luther betrachten, das wir in IX, 73 brachten. 





Er steht mit der Koppelung von Glauben und Geld auf der extre- 
men Gegenseite zum Urchristentum, das alles Privateigentum ab- 
lehnte. Obwohl längst von der Entwicklung des Christentums völ- 
lig überholt (79), sei zu letzterem doch noch einmal in Erinnerung 
; gebracht: 
i Matthäus 6,24: „Ihr könnt nicht für zwei Herren zugleich arbeiten. 
Ihr könnt nicht für Gott arbeiten und zugleich für das Kapital“. 
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Kirchenvater Clemens von Alexandrien, um 210: „Eigentum ist 
Unrecht“. 

Kirchenvater Tertullian, um 200: „Wir sind Brüder auch in Bezug 
auf den Privatbesitz, wo bei den Nichtchristen normalerweise die 
Brüderlichkeit aufhört. Zur Einheit verschmolzen nach Leib und 
Seele, teilen wir ohne Bedenken auch unseren materiellen Besitz 
miteinander.“ 

Kirchenvater Ambrosius von Mailand, gestorben 327: „Niemand 
nenne seinen Eigenbesitz, was gemeinsam ist. Gewaltsam angeeig- 
net ist, was über den unmittelbaren Bedarf des Einzelnen hinaus- 
geht“. 

Papst Gregor der Große, um 600: „Die, die Gottes Geschenk an 
alle, nämlich Grund und Boden zum Privatbesitz machen, erklä- 
ren umsonst, daß sie unschuldig sind.“ 

Obwohl seit mehr als tausend Jahren abgelehnt, weil unverträglich 
mit dem Ethos der Arbeit und dem Recht auf das durch eigene Lei- 
stung Erworbene, wie es durch das Germanentum in unsere Kultur- 
geschichte eingeführt wurde, hat man versucht, Marx und das 
Urchristentum in einem Atem zu nennen. Es bedarf eines gerüttel- 
ten Maßes von Gedankenlosigkeit, Marxismus und Christentum 
solcherart in einen Topf werfen zu wollen. Ihre Seelenstimmungen, 
Haß hier und Liebe dort, stehen sich diametral gegenüber. 

Wenn der Heilige Stuhl diese „Befreiungstheologien“ ablehnt, so 
tut er es jedoch nicht, um der (von ihm ignorierten) abendländi- 
schen Lebensauffassung gerecht zu werden, sondern um den Frei- 
maurern weit darüber hinausgehende Spekulations- und Wucher- 
gewinne in die Scheuern fahren zu können. 


Roy Howard Beck (72) klar. Am 11. Oktober 1981 versammelten sich Vertreter mehrerer 
protestantischer (und katholischer) Kirchen in New York zur Unterhaltung über das The- 
ma „Südafrika“. Unterstützung der marxistischen Bewegungen ANC und SWAPO wurde 
gefordert. Als Beck einen Bischof auf diesen Verrat des Christentums aufmerksam macht, 
bekommt er zur Antwort: „I’ve made up my mind, don’t bother me with facts“ (Ich habe 
mir mein Urteil gebildet. Belästigen Sie mich nicht mit Tatsachen). Das ist Freimaurergeist 
reinsten Wassers (73). Dieser herrscht in den evangelischen Kirchen absolut. 

In Südafrika selbst ist so Weihnachten 1987 „zugunsten von unterentwickelten Kin- 
dern und Greisen in Johannesburg“ ein Film der Ischikowitz-Productions möglich mit fol- 
genden Untertiteln: „Butterfingers Engel; Joseph and Mary“ (wobei Joseph ein Neger und 
Mary weiß ist. Sie wird dargestellt als dickköpfiges Gör, Mitglied eines barbarischen 
Stammes, der unerwünschte Babys ins Feuer wirft); Herodes, der Sch’kerl; Zwölf Hitge- 
sänge im Quittenbaum. Nicht eine der vielen Kirchen in Südafrika protestierte oder stellte 
Strafantrag. Dafür aber fordert der westdeutsche evangelische Pfarrer Ulrich Parzany, 
Generalsekretär des Christlichen Vereins Junger Männer: „Die Bundesregierung muß 
wirksame politische Wege finden, um die Regierung Botha von ihrem Unrechtskurs abzu- 
bringen“! Der geistig anscheinend etwas labile Herr fügt dem zynisch hinzu: „Man muß 
Gott mehr als den Menschen gehorchen“. 

Denselben Geist atmet auch die Einberufung des Ökumenischen Rats der Kirchen zur 
„World Convocation for Justice, Peace and the Integrity of Creation“ (Weltversammlung 
für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung), die für Januar/Februar 1990 
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„Die Bundesregierung muß wirksame Wege finden, um die Regie- 
rung Botha von ihrem Unrechtskurs abzubringen“ (Parazany). 


vorgesehen ist. Natürlich hat sich Carl Friedrich von Weizsäcker sofort zu Wort gemeldet 
und den Tätigkeitsbereich dieser Versammlung auf gewisse Themen beschränkt. Er will 
das Problem der religiösen Wahrheit von vorneherein ausschließen, denn das wäre funda- 
mentalistisch. Doch selbst die mit der Überschrift gegebenen Sachthemen können kaum 
angerührt werden, ohne daß es zu ernsten Differenzen käme. Ernst Zuther nennt da insbe- 
sondere: Überbevölkerungs- und Energieproblem, exzessive oder restriktive Auslegung 
der Menschenrechte, eine Weiterentwicklung des demokratischen Bewußtseins auf weni- 
ger Anspruch und mehr Verantwortung hin. Werden diese Basisprobleme ausgespart, 
wird das Ergebnis deklamatorisch bleiben. Ginge man auf sie ein, würden Gräben zwi- 
schen den teilnehmenden Kirchen sichtbar werden. Man spekuliert (eben wieder einmal) in 
Theologie und Getreide (74). Alles in allem der Versuch, sich bei dem Vereinigungsprozeß 
der Welt rechtzeitig einzumischen, und zwar mit dem Ansinnen, die maurerischen Pläne in 
der Form eines (unzuständigen, aufdringlichen) Glaubenszeugnisses in Überlebensfragen 
zu unterstützen. Am Anfang steht so auch hier wieder, daß man den Glauben nicht mehr 
ernst nimmt, Kirchen meint, zu Handlangern (atheistischer) menschlicher Gruppen degra- 
dieren zu können. Diese machen dabei offensichtlich gerne mit. 

Dabei würde doch eigentlich der ethische Zusammenbruch unserer Welt gerade im Ge- 
genteil erlauben, von einer „Stunde der Religionen“ zu sprechen. So gehört es auch tat- 
sächlich zum Fluch unserer Zeit, daß Millionen den verrücktesten Sekten zuströmen, aber 
gleichzeitig das Christentum lächerlich gemacht werden kann. 1973 erscheint der Film „Je- 
sus Christus Superstar“ von Norman Jewison, dann Jean-Luc Godards „Je vous salue, 
Marie“ (Maria, ich grüße dich) und jetzt „Die letzte Versuchung des Christus“ von Martin 
Scorsese, von dem der Ende 1988 zum Erzbischof von Salzburg gewählte Georg Eder sagt: 
„Urheber des Filmes ist die internationale Freimaurerei“ (75). Der Papst unternimmt Welt- 
reisen, um „Diktatoren“ zu beschimpfen, doch in den Kinos (nicht nur in Rom, sondern 
auch in den besuchten Ländern) zerreißt man unbeanstandet die Religion. Die Lähmung 
der Kirche begann im II. Konzil, da ein Jules Isaac mit Hilfe des Kardinals Bea die Lei- 
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densgeschichte Jesu abänderte (Es ist nicht mehr die Rede davon, daß das Blut Jesu über 
die Juden komme, usw.) (76). Das bereits von einem Marcion in dessen Geburtsstunden 
angeprangerte „judaisierte Scheinchristentum“ hat sich damit im Vatikan selbst durchge- 
setzt. „Gelähmt ist die Kirche in diesen entscheidenden Jahren, da sie zur Lösung der 
menschlichen Existenzkrise Wesentliches beitragen könnte, geknebelt ist sie (wie wir in 
den nächsten Seiten erklären werden) durch das Bündnis mit genau denjenigen Mächten, 
die diese Misere verursachen: die Machthaber, denen die Menschheit nichts, ihre Herr- 
schaft alles gilt; die Geldcäsaren, die mit Hilfe des Zinsen- und Verschuldungsmechanis- 
mus die Menschheit immer von neuem versklaven“ (77). 


Gotteslästerung 


Es konnte bei dem jetzt mehr als 200 Jahre bereits andauernden Haßfeldzug gegen das 
Christentum nicht ausbleiben, daß heute in der „entwickelten“ bürgerlichen Gesellschaft 
in Europa und in den Vereinigten Staaten ungestraft gegen die Religion geschehen kann, 
was in anderen Kontinenten nicht denkbar ist. In der Welt des Islam waren „Satanische 
Verse“, wie sie Salman Rushdie verfaßte, undenkbar. Khomeini verurteilte den Gotteslä- 
sterer in Abwesenheit zum Tode und rief die Welt des Islam auf, den Täter abzuurteilen. 
Es war nicht das erste Mal, daß auf die Ergreifung eines Verbrechers eine Prämie ausge- 
setzt wurde. In den USA war das sogar gang und gäbe. Die Aufregung, die der Befehl des 
Ayatollah schuf, war also kaum berechtigt. War diese Haltung des Präsidenten der Islami- 
schen Republik Iran vorauszusehen, so zeigte das folgende Geschehen, in welchem Um- 
fang sich die atheistische, zerbrochene Freimaurerwelt bereits in ihrem Absolutheitsan- 
spruch und Sendungsbewußtsein — sie setzt dabei einen gar nicht vorhandenen Konsens 
der Zeitgenossen in unübertreffbarer Unverschämtheit einfach voraus — für befugt hält, 
der ganzen Welt ihre blasphemischen Gesichtspunkte aufpressen zu können. Ihren eigenen 
finsteren, blutigen Hintergrund verschweigt sie auch dieses Mal. Sämtliche EG-Staaten zo- 
gen ihre Botschafter aus Teheran zurück, nachdem London den Anfang gemacht hatte. 
Der aus Indien stammende Rushdie ist britischer Staatsbürger. Präsident George Bush un- 
terstützte linientreu die europäische Reaktion. Dabei äußerte er sich: „Es ist uninteressant, 
wie beleidigend das Buch auch sei (!), aber zum Mord (!) aufrufen und Geld für seine 
Durchführung zu versprechen, sind zutiefst beleidigend für die Normen einer zivilisierten 
Führung“. Was Bush unter Zivilisation versteht, erklärte er kurz danach mit dem Wort 
Blausäure, das er an den amerikanischen Himmel schrieb. Er vergaß auch, dabei offen- 
sichtlich die von Winston Churchill und seinem (Bush) Vorgänger Roosevelt zum Massen- 
mord an deutschen Frauen und Kindern aufgehetzten Terrorflieger. Und er übersah, daß 
eben seine Werteskala nicht überall anerkannt wird. Gotteslästerung ist nun eben mal in 
den Augen von Fundamentalisten das denkbar schwerste Verbrechen überhaupt. Man 
kann sich erneut mit Waffengewalt, mit Giftgas und mit Wirtschaftsmaßnahmen stark 
machen, diese Werteskala zu beseitigen, wie es bereits im „Westen“ gelungen ist. Aber ich 
werde mich hüten, ein Urteil darüber zu fällen, ob mit der Errichtung einer Welt, in der 
Gott ungestraft gelästert werden kann, man dem Ziel einer glücklicheren Welt näher 
kommt. Der Zustand, in welchem sich heute die westliche Welt befindet, spricht nicht ge- 
rade für diejenigen, die ihn mit den Kosten von Millionen von Toten herbeigeführt haben. 


‚Khomeini 


Es muß ihnen fürchterlich weh tun, daß man noch irgendwo Religion ernst nimmt. 
Und es zeigt gleichzeitig unwiderlegbar, soweit man die allerbesten brüderlichen Beziehun- 
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gen zu den Kirchen und deren Aktivität etwa im Rahmen des sakralen Krieges gegen die 
Weißen im südlichen Afrika und gegen die Antimarxisten in Chile ins Auge faßt, wie we- 
nig die Kirchen (und insbesondere ihren Oberhäuptern) Gott gelten muß, wenn eine derar- 
tig innige Allianz mit den „westlichen“ Staaten trotz der Atomwaffen seit Jahrzehnten bei 
ihnen zur undiskutierten Tagesordnung zählt. 

Das fürchterlichste aber (und es hat nur sehr wenige überrascht!) für die Christenheit 
ist, daß der Papst Johannes Paul II., Stellvertreter Christi auf Erden, bis heute zu dem 
Vorgang nicht ein einziges Wort verloren hat! Nicht ein einziges Wort in Verteidigung der 
Religion. Nicht ein einziges Wort der Verurteilung des Gotteslästerers. Nicht ein einziges 
Wort zur Beilegung des schweren Konfliktes. Er hätte auffordern können, das anstößige 
Buch zurückzuziehen, hätte es für Katholiken auf den Index setzen können. Nichts davon. 
Es wäre der Anfang der Beruhigung der Gemüter, der Schaffung eines Standortes für die 
Christenheit gewesen. Nichts dergleichen geschah. Damit steht dieser Papst vor den Augen 
nicht nur der Christen in aller Welt auf der Seite der Freimaurerei, die hinter Rushdie sich 
aufgebaut hat. 

Das iranische Parlament beschließt am 2. März 1989 den Abbruch der diplomatischen 
Beziehungen zu Großbritannien, und die Zeitung „Abrar“ fordert, daß der Bundesrepu- 
blik Deutschland gegenüber das gleiche geschehe. Wieder einmal versteht es das amtliche 
Deutschland, sich im Interesse anderer in der Welt unbeliebt zu machen. 

Das Todesurteil aber aus Teheran durcheilt 40 islamische Staaten. Überall „schürt es 
den Fanatismus“ (78). Andere nennen es eine Schlacht gegen Satan. Es gibt auch Deut- 
sche, denen es nicht schwer fällt, ihm angelsächsische Züge zu geben. Daß im Iran ein sol- 
ches Todesurteil ausgesprochen wurde, zeigt, daß die Freimaurerei eine Schlacht verloren 
hat. Es liegt keineswegs in ihrem Sinne, den Schweigekreis um sie herum zu brechen. Und 
gerade das ist hier geschehen und man hat erlebt, wer bereit ist, für sie Lanzen zu brechen, 


— 
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und wer nicht. Denn, bleiben wir doch bei den Tatsachen: Der Freimaurerei schien es not- 
wendig, den islamischen Staat mit Waffengewalt blutig zu zerstören, nachzuholen, was 
1871 in Rom mit dem christlichen Kirchenstaat geschah. Das schien den Friedensaposteln 
die einzige Möglichkeit, die große Gefahr für ihre Welt ohne Religion zu beseitigen. Am 
einfachsten wäre das mit ein paar zeitgemäßen Atombomben gewesen, und man hätte 
nach den späteren Erfahrungen mit den Amerikanern im Golf und vor der Küste Nord- 
afrikas wohl kaum lange sich besonnen, diesen Weg zu beschreiten, wäre da nicht Saddam 
Hussein, der Präsident des Irak, mit Erfolg bewogen worden, die Dinge in die Hand zu 
nehmen. Man hatte ihm in aller Welt jede Unterstützung versprochen (und er hat sie dann 
ja auch erhalten), so daß er den alten chauvinistischen Traum einer Eroberung des Schatt 
El Arab für leicht realisierbar sah. Es war das ein blutiger Irrtum. Er kostete zwei Millio- 
nen Menschen das Leben in mehr als sieben Jahren Krieg. Selbst Giftgas wurde unter den 
Augen der Mutterloge von London gerne zur Vernichtung der bösen Fundamentalisten in 
Teheran zur Verfügung gestellt. 400.000 Millionen Dollar Materialschäden an Wohnun- 
gen und Fabriken kostete dieser Krieg dem Iran. Millionen von Iraniern mußten aus dem 
Kriegsbereich ausgesiedelt werden. Die größte Petroleumraffinerie der Welt in Abadan 
auf 1.300 ha Gelände, mit 110 Petroleumtanks wurde in einen Blechhaufen verwandelt. 
Der Exportausfall belief sich für die verfluchten Fundamentalisten auf 11 Millionen Dol- 
lar täglich in den letzten acht Jahren. Frenetisch arbeiten heute Tag und Nacht chiitische 
Techniker und Ingenieure, um das alles wieder aufzubauen. 

Das Ziel wurde nicht erreicht, der „Fanatismus“ im Iran konnte genausowenig mit 
Terrorbomben auf die Städte niedergekämpft werden wie es dem anderen Verbrecher 
Winston Churchill vor 40 Jahren in Deutschland gelang. Als die Welt vor den sich anhäu- 
fenden Schädelpyramiden zurückschreckte, sah man darum Mitte 1987 leider keinen ande- 
ren Weg als zum Frieden zu blasen. Einstimmig forderte der Weltsicherheitsrat die beiden 
Kriegführenden auf, einen Waffenstillstand zu schließen. 


Islamische Fundamentalisten 


Der greise Ayatollah Khomeini wird zu seinen Lebzeiten nicht mehr die Verwirkli- 
chung seines Wunsches von einer unabhängigen Welt der Islamstaaten erleben (er starb 
am 4. Juni 1989). Er kann nicht mehr tun, als die kommenden Friedensjahre zu nutzen, 
um zu heilen, was die liberale Welt zusammengeschlagen hat. Daß er aber auch nach ei- 
nem Friedensschluß nicht Ruhe haben wird vor den nimmersatten Feinden seines Kirchen- 
staates, zeigen schon jetzt die Zeitungen mit ihren Fotos. (Zu Bani Sadr und Bachtiar siehe 
auch VIII, 131). Im eigenen Lande stehen wieder Kräfte auf, die andere Prioritäten setzen, 
die Religiösität als Vorurteil ansehen und in Zinsen und in Dollar rechnen. Sie werden sich 
darum bemühen, die Gegnerschaft der Vereinigten Staaten zu verharmlosen. Noch ist der 
Iran schuldenfrei. Das muß unbedingt geändert werden, denn das ist die nächste Schlacht, 
die jetzt angeht. Es geht um die wirtschaftliche Unabhängigkeit, nachdem man die geistige 
nicht hat brechen können. Das dem Iran gestohlene Geld, eine Milliarde Dollar in Paris 
und sechs Milliarden in Washington, wird nur dann zurückgegeben werden, wenn der Iran 
zur Wirtschaftskolonie erniedrigt werden kann und wenn auf diesem Wege ihm die Mittel 
jederzeit entzogen werden können, für sein Menschenbild zu missionieren. Der Weg nach 
Utopia ist immer schon ein solcher gewesen, der erzwungen werden mußte. Zimperlichkeit 
bei der Wahl der Mittel war dabei niemals vorgesehen. Innerhalb der Logen sah man die 
Vorgänge als liebe Geburtshilfe für das große zukünftige Glück der Menschheit an, doch 
im Tageslicht war man anderer Ansicht, summierte die Leiden, die es brachte. Die als gei- 
stige Nachfolger Kohmeinis vorgesehenen Ayatollah Montaseri und Ministerpräsident Mir 
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Richter Chalchali 


dent Rafsandschani 


äsi 


Parlamentspr 


Hussein Mussawi sowie Innenminister Mohtaschemi wissen sehr gut um diese Probleme. 
Ihnen ist bekannt (um auf die beiden gebrachten Fotos zurückzukommen), daß Rafsand- 
schani im Lager der Loge steht und was die Faust unter dem Kinn und die von Richter 
Chalchali gezeigten zwei Finger bedeuten. Um die Nachfolge Kohmeinis kämpfen zwei 
Gruppen. Montaseri und Rafsandschani sind deren Köpfe. Der Erstgenannte hat Unter- 
stützung bei den jüngeren Parlamentsmitgliedern und bei den Klerikern der harten Linie. 
Rafsandschani zählt zu seinen Mitstreitern den Vizepräsidenten des Parlaments, Mehdi 
Karubi. So kämpft die Freimaurerei im ausgebluteten Iran mit allen Mitteln, um die welt- 
stärkste Position des Islam ebenso zu unterminieren, wie sie es erfolgreich mit dem Christen- 
tum getan hat. Daß man derzeit im Iran noch weiß und sagt, um was es geht, zeigt der Boy- 
kott der Filmfestspiele von Istambul im April 1989 seitens des Iran, weil dort der „für die 
Christen beleidigende Film ‚die letzte Versuchung von Christus‘ aufgeführt werden sollte“. 
In diesem Augenblick hält Khomeini es außerdem für seine Pflicht, seinem Mitmen- 
schen Gorbatschow einen längeren Brief zu schreiben, in welchem es heißt: „Ihre Proble- 
me haben in der Tat ihre Ouelle in dem Fehlen eines wahren Glaubens an Gott, das heißt, 
es ist die gleiche Ursache, die den Westen in Dekadenz und Stillstand geführt hat. Ihr haupt- 
sächlichstes Problem liegt in dem anhaltenden und vergeblichen Kampf gegen Gott, der 
die eigentliche Wurzel allen Seins und der Schöpfung ist... Dennoch appeliere ich in tie- 
Jem Ernst an Sie, nicht im Gefängnis des Westens und des Erzsatans zu bleiben in dem Au- 
genblick, da Sie den Eisernen Vorhang des marxistischen Idealismus zerschlagen haben. 
Nach siebzig Jahren kann man (wenn Sie es wollen) wieder den Ruf „Allah ist groß“ hö- 
ren, der Zeugnis ablegt von der Sendung des Propheten, und der wieder (wenn Sie es wol- 
len) ertönen wird von den Minarets und in den Moscheen einiger Ihrer Sowjetrepubliken. 
Wenn Sie in einigen Ihrer Sowjetrepubliken wieder eine relative Religionsfreiheit gewäh- 
ren würden, könnten Sie feststellen, daß Religion keineswegs Opium für das Volk ist. Ist 
es doch die Religion, die den Iran unzerstörbar wie ein Gebirge gemacht hat gegenüber den 
Supermächten. War das etwa Opium für das Volk?... Abschließend kann ich nur aus- 
drücklich feststellen, daß der Iran heute das größte und stärkste Zentrum des Islam in der 
Welt ist, fähig, das Vakuum auszufüllen, das im kommunistischen System besteht. “ (98) 
Unbeachtet bleibt in den Medien, daß der Irak zur Abwechslung einmal wieder Kurden 
massakriert und die Türkei in dort üblicher Gangstermanier den Flüchtenden die Grenze 
sperrt, um ein in der Einwelt vogelfreies Völkchen besser abmurksen zu lassen (80). 
Nicht übersehen darf man auch, was die übrige Welt des Islam an fundamentalisti- 


-schen Freiheitsbestrebungen gleichzeitig erlebt. Algerien wird von ihnen erschüttert. 


Ägypten gärt. Die Entführung eines kuwaitischen Flugzeuges hängt mit der Forderung 
nach einer Islamischen Republik Kuwait zusammen. Angefeuert durch die israelischen Ex- 
zesse in Palästina, die Ermordung von Arafats Stellvertreter in Tunis, beginnen überall in 
Nordafrika, in Marokko, Algerien und Tunesien die Ausweisungen von Juden und Euro- 
päern. Im Sudan treten die Erben der Mahdisten, die nach der grausamen Bekämpfung 
durch Lord Kitchener (mit Maschinengewehren machten die Engländer damals tagelang 
die anlaufenden Gläubigen nieder) in den Untergrund gingen, religiös als Ansarisekte und 
politisch als Ummapartei wieder in Erscheinung und haben, heute nach dem Sturz Numei- 
ris unter Sadek Al-Mahdi wieder die Macht übernommen und erst im Januar 1989 nach 
Einführung des islamischen Scharia-Gesetzes alle gütlichen Einigungen mit den schwarzen 
Christen im Südsudan abgelehnt. Der gleiche Sadek Al-Mahdi zeichnet für die Vertrei- 
bung aller weißen Missionare und Schwestern im Anschluß an die Unabhängigkeitserklä- 
rung des Sudans am 1. Januar 1956 verantwortlich. (Siehe I, 142)). 

Gibt man in den Nachrichten auch den Unruhen in Usbekistan ein ethnisches Gesicht 
(Usbeken gegen Meschtscheren in der Stadt Fergana), so muß man sich darüber im klaren 
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sein, daß auch hier die Auseinandersetzungen religiöse Gründe haben. 

Man war sehr stolz auf ein Land wie den Senegal. Es war schon vor dem II. Weltkrieg 
mit eigenen Abgeordneten in der Metropole vertreten. Senghor war ein weltberühmter 
schwarzer Freimaurer. Und da ist es dann besonders schmerzlich, wenn man nach mehr 
als einem halben Jahrhundert maurerischer Lenkung sieht, wie ein wohlgemeintes Lehrge- 
bäude zerschellt. Hunderttausend Menschen berberischer Abstammung flüchteten nach 
Mauretanien und von dort flüchteten mehr als 70.000 Neger nach Süden. Nichts durften 
sie mitnehmen. So trieb man sie in den Grenzfluß, den Niger, wo sie von Senegalesen auf- 
gefischt wurden. 

Wie vorhergesehen hat die freimaurerische Erzwingung einer religionslosen Gesell- 
schaft die Verhärtung der Fronten zur Folge. Nimmt man zuhauf, was der Menschheit 
gleichzeitig noch bevorsteht, daß die Regierenden längst alle Grenzen der Lauterkeit über- 
schreiten mußten, um ihren Untertanen zu verheimlichen, daß man moralisch und wirt- 
schaftlich und finanziell und meteorologisch und biologisch bankrott ist, so fragt es sich 
sehr, ob es klug ist, nun auch noch den Kampf gegen die Fundamentalisten auf die Spitze 
zu treiben. Es bedeutet ja nichts anderes als auf der rücksichtslosen Vollstreckung der irr- 
sinnigen Parole von Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit in einem Augenblick zu bestehen, 
da sich in der Loge selbst die Stimmen häufen, die zur Maßhaltung im letzten Moment 
mahnen. 


Nazis, Faschisten, Fundamentalisten 


Inzwischen haben Opportunisten allerdings bereits erkannt, wie man am leichtesten zu 
internationaler Anerkennung kommen kann. Wenn ein Hans-Dietrich Genscher (bei sei- 
nem Besuch in Moskau) von den „schwierigen internationalen Beziehungen“ spricht, dann 
hat sich auf dieser Ebene inzwischen vieles gebessert. Ja, auf internationaler Ebene ist heu- 
te eine von den betroffenen Völkern selbst weitaus unbemerkt dauernde Unterhaltung un- 
ter hochrangigen Brüdern Außenministern möglich, die weitaus erfolgreicher ist als die 
maurerische Betätigung im eigenen Lande selbst mit der ständigen Kontrolle und Überwa- 
chung mißtrauischer eigener Staatsbürger. Der Zeigefinger oder die Brille in der Hand 
oder der maurerische Händedruck schon auf dem Flugplatz haben längst hinübergeführt 
zu einem umfangreicheren gemeinsamen Vokabularium. Es garantiert, das beim Fallen 
bestimmter Worte sofort die entsprechenden grünen Lichter auftauchen. Aber auch dieses 
Vokabularium mußte sich erst einspielen. Alfonsin spricht zuerst in diesem Jahr 1988 von 
den „Nazis“. Er denkt an ein verholocaustetes Publikum. Als er bemerkt, daß ihm auf ein 
derart abgegriffenes Wort nur Gelächter antwortet, spricht er von „Faschisten“. Wir er- 
wähnten die Vorfälle auf der Landwirtschaftsausstellung. Als auch das als altmodisch 
überhört wird, versucht er es mit den „Fundamentalisten“. Die mit ihrem Hungergehalt 
unzufriedenen argentinischen Offiziere werden jetzt zu solchen. Das klingt nicht so ver- 
staubt wie die vorherigen Prädikate europäischer Vergangenheit. Alfonsin brauchte drin- 
gend die Bundesgenossenschaft der schweren Artillerie, die der „Westen“ inzwischen unter 
diesem Schlagwort aufgefahren hatte. Mit solchen Worten wird er gerne in Frankfurt und 
in Paris gedruckt. So ist denn heute ein Fundamentalist das, was im Mittelalter die Hexen 
waren. Gegen Hexenjagd trat allerdings seinerzeit die Freimaurerei auf und Hexenjagd ist 
darum auch heute keine befürwortete, gern gesehene politische Betätigung. Doch sie be- 
ginnt tatsächlich überall. Die Fundamentalistenjagd hat begonnen und Alfonsin hat sich 
selbst eingegliedert in diese finstere Front, die da von Genscher und Bush aufgezogen wur- 
de gegen Khomeini und die Seinen und gegen so manche andere Gruppe Unschuldiger auf 
der Welt, wie wir noch hören werden. Ist sie aber vereinbar mit den maurerischen Prinzi- 
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pien? Wird es auf längere Zeit hin möglich sein, diesen Grundsätzen davonzulaufen? 
Alfonsin verwandte das Wort von den Fundamentalisten einen Monat bevor man den 
Fundamentalisten Khomeini aus der „Kultur“-Gemeinschaft der „zivilisierten“ Welt aus- 
schließen wollte. Er ist als Kriegsfreiwilliger zur Truppe gestoßen ohne zu ermessen, was er 
damit unterschrieb. Er hatte nur an klingende Münze gedacht, die es ihm einbringen wür- 
de. Wird er den Fehler begehen und weiter mitmachen oder desertieren? Man wird nicht 
umhinkommen, über diese Dinge in der Loge und in der Casa Rosada zu diskutieren. Als 
derzeit letzte Meldung muß mitgeteilt werden, daß der neue (letzte) Wirtschaftsminister 
Alfonsins nach dem Zusammenbruch seiner Wirtschaftspolitik, sechs Wochen vor der 
Präsidentenwahl, Pugliese erneut einen Hilferuf um Geld nach Europa richtet und wieder 
ihn damit begleitet, es ginge um die Rettung der Demokratie. Wir werden sehen, wie die 
Dinge sich entwickeln werden. 


Der Doppelkopf der Freimaurerei 


Wir wollen es aber nicht bei der Kritik an der Institution der Freimaurerei belassen, oh- 
ne auch einen Blick auf den einzelnen Freimaurer zu werfen. Denn da steht vor uns ein 
sterbensunglückliches Wesen, völlig entmenscht, in dauernder existentieller Angst vor sei- 
ner Philosophie und seinen höheren Brüdern. Bar aller Hoffnung auf ein friedliches, ge- 
ruhsames Leben wird er dauernd aufgepeitscht, um eine bessere, andere Welt zu schaffen. 
Alles, aber auch wirklich alles, was ihn umgibt, ist unvollkommen. Und er hat die Pflicht, 
seinem Orden auf allen Gebieten des Lebens Geltung zu verschaffen. Aber auf was er auch 
stößt, in ihm leuchtet ein negatives Signal auf, der Zwang, es zu beseitigen, es zu entleeren. 
Selbst tatenlos im Dämmerschlaf sieht er vor sich die ihm eingeimpfte Aufgabe zur Verän- 
derung des Bestehenden. Und er mag noch so rührig sein, niemals wird er mehr auch nur 
einen Augenblick lang zufrieden sein. Sein Herz klopft wie der ewige Ahasver. In seinen 
logeninternen Zeitschriften und in den Logensitzungen trommelt es auf ihn nieder: „Laßt 
uns aus dieser Stunde gehen mit dem Entschluß, hartnäckig und selbstbewußt im freimau- 
rerischen Geist fortzusetzen und — wo es nur immer möglich ist — auf die öffentliche 
Meinung entsprechend einzuwirken“. So wichtig war ihnen dieser von uns früher zitierte 
Redeschluß des Bruders Appel zum Beispiel, daß die Schweizer Großloge ihn auch sofort 
in der „Alpina“ nachdruckte. Nichts, keine Überstunden und keine Millionen Dollar rei- 
chen aus, das aufgeputschte Hirn zu besänftigen, zu läutern. An sich ist, was da geschieht, 
Volksverhetzung, ist Verschwörung gegen Staat und Gesellschaft und Religion. Wenn an- 
dernortes ähnliches aufgerührt werden würde, käme es sofort zum Einschreiten, zu Ver- 
sammlungsverboten, zur Auflösung der Vereinigung. Doch den Freimaurern ist die ewige 
Fortsetzung ihres Veitstanzes mit dem Ziel der von Glück überschäumenden Einen Welt 
nicht nur gestattet. Sie wird sogar überall gefördert und angefeuert. Nichts ist mehr vor ih- 
rer Nivellierungssucht sicher. Das eben von uns erwähnte negative Signal führt dann zu 
Denkmälern für Deserteure, zu erlaubtem Schwangerschaftsabbruch, zu ethnischer 
Gleichberechtigung mit Tamilen und Türken, zu Abtreibungsturismus, zu Ausländerwahl- 
recht, zur Ernennung von Kriminellen für das EG-Parlament, zur Steigerung der Staats- 
schulden, zur 46-Stunden-Woche für Soldaten, zur Kriegsdienstverweigerung, zur Flä- 
chenstillegung deutscher Höfe, zur Vernichtung von tausenden von Obstbäumen, zur Mil- 
liardenverschwendung an Negerstaaten, zur Legalisierung der Drogen, zur Verschuldung 
der Konsumenten, der Gemeinden, der Länder, der Nation, zur Genforschung, zur Pro- 
duktion kosmischer Waffen, zu Sanktionen gegen Südafrika, zur Unterstützung der mar- 
xistischen Parteien in Übersee, zur Nachsicht bei Gewaltverbrechen . . . Doch niemals ist 
es genug, was da dem Moloch „Großer Baumeister aller Welten“ in den Rachen geworfen 
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wird. Leben im Dauerbeschuß, aber auch unglückliche Mithelfer bei der Vertreibung der 
. Vernunft, bei der Niederknüppelung der Liebe und der Ehrlichkeit, das ist der Doppel- 
kopf der Freimaurerei, sehen wir auf Profane und auf Brüder. 


Die Zinsnahme und der Vatikan 


Nicht nur jene tiefwurzelnden Gründe, die einen Lefebvre veranlaßten, einen Tren- 
nungsstrich zum liberalen Rom zu ziehen, charakterisieren kulturgeschichtlich die heutige 
Position des Vatikans. Es gibt (u.a.) noch ein weiteres Ärgernis mit sehr weitreichenden 
Folgen. Es hat in diesem Falle allerdings nicht zu einem Schisma geführt: „Gerade weil wir 
fest auf dem sicheren Boden der römisch-katholischen Lehre und Tradition stehen, erklä- 
ren wir mit allem Nachdruck, daß wir auch dort und weiterhin an der Lehre der römisch- 
katholischen Kirche festhalten, wo sie selber in ihrer Praxis und in ihrem Denken davon 
abgewichen ist... und das ist die römisch-katholische Lehre über die Zinsnahme von An- 
fang an“. (81) 

Denn das ist die römisch-katholische Lehre: 

„Von deinem Bruder darfst du keinen Zins nehmen, weder für Geld noch für Lebens- 
mittel noch für irgend etwas, das man gegen Zinsen verleiht. Von Ausländern darfst du 
Zinsen fordern, von deinem Bruder aber darfst du keine Zinsen nehmen“ (Deut 23, 20-21). 

„Kredite gebt zinsenfrei“ (Lukas 6,35) 

„Ein Kleriker, der Kreditgeschäfte macht, wird degradiert und exkommuniziert. Ein 
Laie soll im ersten Betretungsfall nachsichtig behandelt werden, sofern er verspricht, keine 
Kreditgeschäfte mehr zu machen. Setzt er aber diese unerlaubten Geschäfte fort, dann soll 
er aus der Kirche ausgeschlossen werden. (Konzil v. Elvira, 306 n.Chr., Can 20). 

„Wer Zinsen nimmt, soll aus der Kirche ausgestoßen werden und nur nach strengster 
Buße und mit größter Vorsicht wieder aufgenommen werden. Einem Zinsennehmer, der 
ohne Besserung stirbt, soll das Christliche Begräbnis verweigert werden“ (II. Lateran- 
Konzil, 1139). 

„Jede Gesetzgebung, die Zinsen erlaubt, ist null und nichtig“ (Papst Alexander III. 
1179) 

„Solite tatsächlich jemand in den Irrtum verfallen, daß er hartnäckig zu behaupten 
wagt, Zinsennehmen sei nicht Sünde, so bestimmen wir, daß er als Häretiker zu bestrafen 
ist“ (deklariertes Dogma auf dem Konzil von Vienne, 1311). 

„Jeder Gewinn, der die ursprüngliche Darlehenssumme übersteigt, ist unerlaubt und 
wucherisch.“ (Papst Benedikt XIV. in der Enzyklika „Vix pervenit“, 1745). 

®Das Kredit-, Bank- und Börsenwesen dient den Finanzmächten, um die Völker zu be- 
wuchern und auszurauben .. . Die Bankwelt ist die herrschende Macht in den Staaten ge- 
worden. Was diese Geldmacht vollzieht, ist himmelschreiende Sünde, in vielfacher From, 
verübt an Tausenden und Abertausenden. Das Treiben ihrer Anhänger verwirrt alle Be- 
griffe des Rechts und der Gerechtigkeit“. (Hirtenbrief der österreichischen Bischöfe, 1925) 

Im krassen Widerspruch zu dieser eindeutigen Lehre hat der Vatikan (und zwar mit der 
Neuauffassung des kanonischen Rechts unter Woytila) sich den Herrschenden unterwor- 
fen und hat herrschaftskonform selbst teil an der Zinsnahme. Jene aber, die sich als Ka- 
tholiken gegen den Zins wenden, und die wir hier zu Worte kommen ließen, stehen da in 
einer sehr breiten gemeinsamen Front auch gerade zusammen mit Nichtchristen gegen die 
gewalttätige Politik der Finanzmächte. Wir greifen auf schon früher Gesagtes zurück (82), 
wenn wir hier die Stimmen jener kampferprobten Gemeinde nennen, die die Ludendorffs 
um sich sammelten, oder an Silvio Gesell oder auf Yoshito Otani und auf Brigitte Corneli- 
us und die Freisoziale Union in Hamburg hinweisen. Unterschwellig spricht dieses Thema 
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ein gewichtiges Wort heute mit bei allen Äußerungen über eine gerechte Gestaltung unse- 
rer Welt. Die Freimaurerei tut ihr möglichstes, diese (ihre) Welt der Zinsen am Leben zu 
erhalten und den derzeitigen Zustand weiter auszubauen. Denn in den vergangenen Jahr- 
zehnten hat die Zinsnahme den Aufbau ihrer Weltordnung ermöglicht, die wohl von hier- 
her aufgebaut, aber auch von hierher einzustürzen droht. Denn der Geruch des Unstatt- 
haften und Unerlaubten haftet jeden Tag deutlicher an unserer derzeitigen Geldpolitik. 
Der Umfang dieser Manipulationen wurde längst nicht nur ethisch, sondern auch wirt- 
schaftlich und politisch untragbar. Es hat zu Zahlen geführt (in diesem Augenblick 100% 
monatliche(!) Zinsen in der Hochburg der Demokratie in Südamerika, in Argentinien un- 
ter Freimaurer Alfonsin), die durch ihre Größe keinen Sinn mehr haben. Nur noch Wahn- 
sinnige können versuchen, den Millionen und Milliarden noch konkrete Bedeutung beizu- 
messen. 

Zahlen, die allen Zeitgenossen durch ihre Zeitungen und durch das Fernsehen geläufig 
geworden sind und mit unverdrossener Zähigkeit immer noch weiter erhöht werden, ha- 
ben ein auf den vier Milliarden Menschen lastendes Schuldgebäude errichtet, das andere, 
von der gleichen Freimaurerei so hoch und heilig gepriesene Dinge wie Freiheit, Menschen- 
würde, Brüderlichkeit und Gleichheit zu phrasenleerem Mummenschanz degradiert. Ent- 
weder weiterhin Zinsnahme oder Schluß mit Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit, heißt die 
von niemandem bereits bezweifelte Alternative. Denn alle diese Bilanzsummen von Ge- 
meinden, Provinzen, Ländern, Kontinenten sind wegen der allen menschlichen Beziehun- 
gen als Wertung ihrer „Entwicklung“ injektizierten Zinsnahme nicht mehr in Beziehung 
zu bringen zu irgendwelcher menschlichen Leistung, menschlicher Arbeit, menschlicher 
Versorgung, menschlichem Friedenswillen. Nur durch die Verwendung von korrupten Po- 
litikern und Wirtschaftsführern ä la Proksch, machtbesessenen Wissenschaftlern und 
egoistischen Lehrern, die allesamt mit dem Zeigefinger, der Brille und der Krawatte die en- 
ge Begrenzung ihrer Sinneswelt im Rahmen der Loge bescheinigen, die abgeschirmt wer- 
den durch eine im gleichen „tiefen Sinn“ synchronisierte Veröffentlichte Meinung, kann 
dieser „philosophisch“ untermauerte gigantische Diebstahl und Betrug noch fortgesetzt 
werden. Die Situation ruft nach einer antifreimaurerischen Weltrevolution. 
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Neomarxisten 


Lenins Prophezeiung 


Lenin hat vorausgesagt, es bedürfte eines zweiten, vielleicht eines dritten Weltkrieges, 
um jenes Meer von Not, Haß, Hunger und Tod anzustauen, aus dem sich die (seine) Welt- 
revolution siegreich erheben werde. Er hat nicht Recht behalten, wenigstens nicht zu- 
nächst, denn Hunger und Tod sind in vielen Ländern, ja Kontinenten, nicht durch den 
Zweiten Weltkrieg angestaut worden, sondern haben sich erst viel später, erst in unseren 
heutigen Jahren ausgebreitet, in den meisten Fällen dabei gerade dank der Unfähigkeit le- 
ninistischer, marxistischer, sozialistischer Regierungen. Der Tod von Millionen von Men- 
schen in Europa 1945 ist verschüttet, hat derzeit keine große politische Zündkraft. Um so 
heißer brennt es in den Köpfen gerade jener Völkerschaften, die damals (von Marxisten) 
„befreit“ wurden. Aus Gründen, die die mächtigen Drahtzieher nicht vorhersahen (denn 
es ist ihre eigene ideologische Verranntheit, die das alles verursachte) wächst das Elend in 
Asien, in Lateinamerika, in Afrika. Immer nur so nebenbei berichtet man uns davon. Dar- 
um hier ein kurzer Blick auf ein betroffenes, allerdings für unsere Leser „weitab“ liegen- 
des Land, damit wir in der Lage sind, die Gewichte richtig zu setzen. Von Äthiopien soll 
die Rede sein. 


Marx in Afrika 


Dr. Aradom Tedla, Präsident des Afrikanischen Kommitees für Menschenrechte in 
Washington war sechs Jahre lang Direktor für Justiz in Haile Selassis Regierung. Von den 
Kommunisten dann eingesperrt, konnte er über den Sudan in die USA entkommen. Er be- 
richtet: „Man sollte der Welt mitteilen, in welche Falle Äthiopien ging, als man den Lügen 
und der falschen Propaganda der Marxisten glaubte. Die Kommunisten machen fantasti- 
sche Versprechungen gegenüber Studenten, Lehrern, Professoren, Geschäftsleuten, Kir- 
chenführern, selbst Militärs. Die Schulen begannen mit Boykotts, die Arbeiter streikten, 
selbst das Militär meuterte und verhaftete die eigenen Kommandeure. Wo auch immer 
Marxisten an die Regierung kamen, hatten sie ausdrücklich erklärt, sie seien nicht mehr als 
Linke, aber das Endziel war jedes Mal eine Diktatur. Warum flüchten immer dann Men- 
schen, wenn Länder in Europa, Asien und Afrika von Kommunisten regiert werden? Die 
Antwort findet man in Äthiopien. Dort ist die Hölle auf Erden.“ 

Der Hunger aber wird stärker in Äthiopien, wieder bricht ein marxistisches Regime 
wirtschaftlich zusammen. Da ergreift Diktator Mariam Mengistu die Initiative zum Frie- 
den. Den Gegnern in Erythrea und Tigre wirft er den Friedenshandschuh hin. Sein Außen- 
minister Berhanu Bayih informiert die Welt über diese Pläne, reist im Juni 1989 nach 
Prag, Rom und London. Doch die Volksfront von Erythrea hat überhaupt noch keinen 
. Friedensvorschlag erhalten und die Befreiungsfront des Tigre verlangt Vorleistung: die 
Freilassung der politischen Gefangenen, die Heimkehr der Exilierten, die Wiederherstel- 
‘lung der demokratischen Rechte und die Aufstellung einer Zwischenregierung. Wieder, 
wie in unzähligen anderen Fällen blickt man in der Welt auf das wirtschaftliche Versagen 
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des Marxismus, doch niemand bemüht sich, auch die Folgen dieser Ideologie auf kulturel- 
lem Gebiet zu beseitigen. So, wie überall, sind diese sogar längst mehr oder weniger über- 
nommen worden von der nichtmarxistischen Welt. Während ein Land nach dem anderen 
die marxistischen Pläne auf dem Gebiet der Wirtschaft ablehnt, geht auf dem Wege über 
die Universitäten die Übernahme marxistischer Denkschemen weiter. Ricardo Lagos, Diri- 
gent der Sozialistischen Partei Chiles spricht es aus: „Eine wirtschaftliche Interpretation 
der sozialistischen Revolution ist aus der Mode gekommen. Die Zukunft des Sozialismus 
besteht in der Durchdringung der Erziehung, der Religion und der Kultur“. Der Kampf 
. wird auf ein anderes Schlachtfeld übertragen, in Äthiopien sowohl wie in den USA, in 
Chile sowohl wie in Südwestafrika. Vorkämpfer dieser Revolution sind Woytila und 
Alfonsin, Gorbatschow und Mengistu, Weizsäcker und Mitterand, Castro und Bush. 
Nach dem Sieg dieser Revolution öffnen sich weit die Pforten der Einen Welt. Ihre Vor- 
kämpfer haben sich in der Freimaurerei längst die Hände gereicht. Im Kampf gegen alle 
Völker, gegen die Gesundheit, gegen die Familie, gegen die Natur. In diesen wenigen Mo- 
naten, aus denen wir für dieses Buch die Daten nehmen, zeigt sich, mit welchem Ungestüm 
überall die schöpferischen Kräfte bekämpft und vernichtet werden. Haben diese auch 
noch so tiefe Spuren in die Erde gegraben, sie sind zum Tode verurteilt. Der allen sichtbare 
wirtschaftliche Zusammenbruch der sozialistischen Systeme scheint den Feinden Gottes 
und der Natur der psychologisch rechte Augenblick — darüber darf man sich keine Illu- 
sionen machen — mit den modernsten technischen Mitteln in Schule und Universität, in 
Laboratorien und Kirchen einer verunsicherten, abgelenkten Welt des eigentlich Menschli- 
chen in den Arm zu fallen und mit Vorbedacht oft unter Wahrung der bestehenden For- 
men und Bezeichnungen das Leben zu entwurzeln und aus ihm ein Spielzeug der Philoso- 
. Phie zu machen. In diesem Sinne sind Vatikanum II genauso wie die Perestroika Bauteile 
eines und desselben Trojanischen Pferdes. Hunderte von Belegen dafür werden wir Ihnen 
auf den weiteren Seiten dieses Buches vorlegen, aus allen Kontinenten, vor allem aber uns 
dann auf drei Gebiete konzentrieren, die besonders deutlich durch diesen umwälzenden 
. Vernichtungsprozeß hindurchmüssen: Argentinien, Chile und Südwestafrika. Dem Leser 
. wird es leicht fallen, Zeile für Zeile auf sein eigenes Vaterland zu projizieren. Das kann 
ihm zur Lehre dienen. 

Doch man will nicht jene Ärzte haben, die so etwas vermeiden können. Man beleidigt 
die möglichen Ärzte, verleumdet ihre Väter. Die, die das tun, nennen sich paradoxerweise 
.. vielfach Anhänger Lenins. Die willfährige Propaganda, für die „der Feind rechts“ steht, 
fährt heute vieles in seine Kasse. Nicht etwa leninistische Strategie oder die Regierungsfä- 
‘ higkeit der Marxisten tragen dazu bei, daß immer wieder Marxisten irgendwo die Macht 
ergreifen. Zu den weiteren Umständen solcher Entwicklung gehört eine Brutalität, eine 
rücksichtslose Machtpolitik, deren Verfechter den Hals aufreißen wegen Folterungen und 
Verletzung der (linken) Menschenrechte und die doch ganz die gleiche ist wie bei den ein- 
stigen russischen Großgrundbesitzern und bei den heutigen Bankiers. Letztere aber ver- 
sklaven nicht nur Bauern und Arbeiter, sondern vor allem auch die Fleißigen des soeben 
. erst (im Kampf gegen den Marxismus) entstandenen Mittelstandes. Noch fehlt es an einer 

revolutionären Sammlung dieser Millionen. Es geht ihnen immer noch zu gut. Aber sie 
liegt in der Luft. Im Gegensatz zu anderen fälligen Aufständen, die wir in diesem Buch be- 
sprechen, können wir hier noch keine Namen nennen, denn die Le Pen, die Republikaner 
usw. stehen alle erst am Anfang. Diese Front wird gegen den Zins sein, gegen Vermögens- 
steuern, gegen den Klassenkampf, für die Rettung der Natur, für gerechte Entlöhnung, 
für die Familie, gegen den Krieg, gegen Drogen und Aidstolerierung, für die religiösen 
Werte, gegen den Import Fremdvölkischer. Wer diese Forderungen aufstellt, zieht — trotz 
aller Gegenwehr — in die Parlamente ein. 
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Raul Alfonsin und Fidel Castro 


Der aufmerksame Leser wird bereits nach den bisherigen Seiten dieses Buches — in de- 
nen wir vorerst kaum die konkreten Vorgänge der Gegenwart dargestellt haben — erah- 
nen, daß wir in einer Zeit sehr bedeutender Umwälzungen auf dem trotz allem nicht völlig 
zerstörten Boden historischer Kontinuität leben. Sowohl auf kulturellem wie auf politi- 
schem und wirtschaftlichem Gebiet müssen sich die Wandlungen in einer Art stillschwei- 
gender Revolutionen auswirken. Wir sprachen von 


Einzwängung ökologischen Denkens in freimaurerische Ideologie. 
Abkehr des Vatikans vom katholischen Glauben zugunsten einer werte- 
losen Humanitas. 

Enteignung der Fleißigen im Schatten einer maurerischen Solidarität. 
Konstruktion einer Kulturkrise, die dann durch eine Revolution des 
Denkens in den Logen beseitigt werden soll. 

Massenmord an islamischen Fundamentalisten. 

Sondergesetzgebung für Freimaurerverbrecher. 


Doch die Reihe solcher Vorgänge ist mit unseren bisherigen Schilderungen noch keines- 
wegs vollständig aufgezählt worden. Es gibt da noch eine ganze Reihe von weiteren Ereig- 
nissen, die uns belegen, daß unsere geschwächte, bewußt umnebelte Welt in eine Identi- 
tätskrise gejagt und in ganz besonderem Sinne verändert werden soll. Alle diese Versuche 
haben eine gemeinsame Quelle: Die auf Modernisierung erpichte Philosophie der Frei- 
maurerei. Beunruhigung darüber und vermehrte Aufmerksamkeit in jener Richtung ist die 
Folge aber nur bei wenigen. Obwohl das, was wir berichten, in allen lesbaren Sprachen in 
allen erreichbaren Büchern oder Zeitungen mitgeteilt wird, gehört es zur Ausnahme, daß 
das gigantische Ausmaß der Vorgänge wie ihre Interkonnexion in ihrem Umfang und ihrer 
Bedeutung richtig eingestuft werden. Politische und religiöse Indifferenz auf der einen Sei- 
te, erfolgreiche Fehllenkung der Mißtrauischen auf der anderen Seite haben so weit ge- 
führt, daß man die Motoren einer vielfältigen Weltzerstörung weiterhin unbeachtet und 
unangefochten gewähren läßt. 

Manchmal wird ein inhaltsreicher und folgenschwerer Vorgang überhaupt nicht be- 
kannt. Ich meine da z.B. die Zusammenkunft des argentinischen derzeitigen Präsidenten 
Dr. Ratıl Alfonsin mit dem kubanischen Vizepräsidenten Carlos Rafael Rodriguez am 11. 
Januar 1989 in Buenos Aires. Sie erfolgte unter dem amtlichen Titel „Die Lage in Chile“. 
So steht es jedenfalls in der Tageszeitung „Nueva Provincia“ als Meldung der argentini- 
schen Nachrichtenagentur NA: „Die gegenwärtige politische Lage in Chile im Hinblick 
auf den Demokratisierungsprozeß im Nachbarland und die bewaffneten Unternehmen der 
FMR bildeten einen wichtigen Teil der Agenda bei diesem Treffen... Auch Außenmini- 
ster Dante Caputo sowie der kubanische Gesandte in Argentinien, Santiago Diaz Paz nah- 
men an der Besprechung teil. Unsere Gewährsmänner stellten fest, daß neben der chileni- 
schen Lage auch die mittelamerikanische Krise angeschnitten wurde und die Schulden 
Kubas gegenüber Argentinien, und in welcher Form diese abgetragen werden. sollen. Die 
knappe amtliche Verlautbarung, die das Pressebüro des Präsidenten herausgab, besagte 
nur, daß die Zusammenkunft etwa eine Stunde dauerte und daß in ihr ‚verschiedene An- 
sichten über die internationale Lage und die Entwicklung der bilateralen Beziehungen‘ be- 
handelt wurden.“ 

„Aber Quellen aus Regierungskreisen, die über allen Zweifel erhaben sind, enthüllten 
außerdem, daß Alfonsin das Thema der Demokratisierung in Chile wieder aufgriff, wel- 
ches er bereits in Quito anschnitt, als er sich dort bei dem Amtsantritt des neuen Präsiden- 
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Fidel Castro 


ten Rodrigo Borja 1988 mit Fidel Castro traf. Die befragten Personen stellten klar, daß die 
argentinische Regierung Kuba gegenüber auf die Notwendigkeit hinwies, in Chile einen 
Jriedlichen Übergang zur Demokratie zu erleichtern und daß darum Gruppen, die bewaff- 
net vorgehen wollen, zu isolieren seien. Regierungskreise unterstrichen, daß zahlreiche 
Mitglieder der Guerillerogruppe FMR in Kuba ausgebildet wurden, um ihr Können dann 


im Nachbarland unter Beweis zu stellen.“ 
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Tatsächlich erinnert man hier, daß am 16. November 1988 in der argentinischen Pro- 
vinz Mendoza sieben Chilenen von der dortigen Provinzpolizei verhaftet wurden, nach- 
dem man bei ihnen bedeutende Waffenlager fand. Alle Festgenommenen waren Mitglie- 
der der eben genannten marxistischen Organisation. Doch schon eine Woche nach der Un- 
terhaltung auf höchster Ebene in Buenos Aires, am 18. Januar 1989 kommt es in Santiago 
de Chile trotzdem zu heftigen, von der gleichen Quelle geschürten Unruhen, bei denen 16 
Personen festgenommen wurden. Man zweifelt daher, ob der Vortrag Alfonsins (oder das, 
was man in Regierungskreisen davon verlauten ließ) ehrlich gemeint war. Man weiß aller- 
dings, daß die marxistischen Versuche, Chile erneut in marxistische Hände zu überführen 
(wir werden über die spannenden Vorgänge in Chile noch zu sprechen kommen), vor allem 
auch auf die westdeutsche dortige Einmischung), in Argentinien nur von einer Minderheit 
erwünscht sind, einer Minderheit, die allerdings, wie es der peronistische Präsidentschafts- 
kandidat Menem dann nach den blutigen Ereignissen von La Tablada (auch das gehört 
später zu unserem Arbeitsgegenstand) ausspricht, bis in Kreise der Regierung reicht. Doch 
eine offene Stellungnahme in marxistischer Richtung ist bei der Haltung der großen Mehr- 
heit der argentinischen Bevölkerung völlig undenkbar (wir sahen, wie man in gleicher 
Stimmungslage in Äthiopien vorging). 

NA fährt fort: „Die Informanten erklärten, daß die Sorge der argentinischen Behör- 
den auch daher rührt, daß sich Zellen der FMR auf argentinisches Gebiet, insbesondere an 
die Kordillerenpässe im Süden verlagert hätten. Erst in der vergangenen Woche bestätigte 
das Berufungsgericht von San Martin (Groß Buenos Aires) die Vorbeugehaft von fünf 
Mitgliedern der chilenischen Aufständischengruppe, die festgenommen worden waren, als 
man sie im bonarenser Vorort Escobar mit Waffen antraf“. (Wie ernst man es allerdings 
mit solchen Festnahmen meint, zeigt dann die weitere Pressemeldung, wonach zwei der 
fünf Terroristen im Januar 1989 gegen Stellung einer Kaution von 50.000 Australes — also 
etwa 3.000 Dollar — auf freien Fuß gesetzt wurden. Das Geld war durch eine ohne weite- 
res genehmigte Straßensammlung in der Hauptstadt aufgebracht worden.) 


Castros Ungehorsam 


Sollte Alfonsin wirklich in dem genannten Sinne vorgesprochen haben, so steht dem ei- 
ne Haltung Fidel Castros gegenüber, die eindeutig ist. Dieser lehnte nämlich erst kürzlich 
aus Anlaß des dreißigjährigen Geburtstages seiner Diktatur mit Stentorstimme die „Pere- 
stroika“ ab und kündigte für Kuba eine Fortsetzung des bolschewistischen Kurses mit ku- 
banischen bewaffneten Interventionen im Ausland an. Das liegt vollständig auf seiner bis- 
herigen Linie, und es gehört zum Anliegen dieses Buches, hier einiges in Erinnerung zu 
bringen. Denn es ist nicht das erste Mal, daß Moskau von Castristischen „Abweichungen“ 
sprechen muß. 1964 kam es mit dem Fall Krutschews, dem Freunde Castros und dem Ab- 
bau der Raketen auf der karibischen Insel zu drastischen Kürzungen der russischen Hilfe 
für die Zuckerinsel. Gleichzeitig waren Castro damals die Felle in Venezuela wegge- 
schwommen und Kuba wurde aus der OEA hinausgeworfen. Castros Versuche, dann mit 
eigenen Leuten (Francisco Juliao und dann Goulart in Brasilien, John Williams Cooke in 
Argentinien und Salvador Allende in Chile — bei dem er einen ganzen Monat zubrachte 
und mit dem zusammen er ganz Chile von Norden bis Süden inspektionierte) schlugen 
überall fehl. Heute wieder spielt Moskau die Karte Ortegas (in Nikaragua) gegen Castro 
aus und Alfonsin hilft durch Wiederbelebung der Dritten Welt die von Fidel Castro hoch- 
gepäppelte „Tricontinental“ auszustechen, jene auf der Konferenz in Bandung (83) 1955 
gegründete und dann von Nasser fortgeführte AAPSO (Organisation der Solidarität der 
Afroasiatischen Völker), die Castro nach La Habana verlegte und der er eine dritte, latein- 
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amerikanische Komponente anfügte. Das war 1965. Doch schon der erste Schlag mißlang, 
der Versuch des Dr. Che Guevara, über Bolivien ins argentinische Cordoba, seiner Vater- 
stadt, zu marschieren. General Ongania war es, der seinen Fuß in die Tür stemmte. Frei- 
maurer Lanusse versuchte vergebens nach der von ihm durchgeführten Absetzung des vor- 
bildlichen Ongania, den Marxismus zu retten. Doch das Treffen Campora-Allende (84) 
blieb eine Episode. Die von Fidel Castro (85) ausgebildeten und ausgerüsteten Guerillaver- 
bände wurden von den Militärregierungen in Argentinien und in Chile zerschlagen. Nur 
mit ausländischer Hilfe, insbesondere der sozialistischen Länder und Parteien in Europa, 
konnten sie in Resten überleben. 


Der Überfall auf La Tablada 


So kommt es denn auch zu dem sadistisch-blutigen und völlig sinnlosen marxistischen 
Überfall auf die Kaserne La Tablada in Argentinien am 23. Januar 1989, 13 Tage nach 
dem Treffen Alfonsin-Rodriguez. Der Überfall kam angeblich Alfonsin und seinem Ge- 
heimdienstchef Facundo Suarez völlig überraschend und mißlang auch nur infolge unvor- 
hergesehener „Zufälle“ in seinem Verlauf. 

Der Überfall erfolgte an einem Montag Morgen um 6 Uhr 30, als die meisten Soldaten 
noch nicht vom Urlaub zurückwaren. Das ständige Personal war ja von Alfonsin stark 
vermindert worden, die Bewaffnung schlechter als die der Subversiven. Man war auf Sei- 
ten der Angreifer sicher, die Panzerkaserne einnehmen und auch wieder schnell unerkannt 
verlassen zu können. In dieser Zwischenzeit entkleidete man die vorgefundenen Soldaten, 
zog sich selbst die Uniformen an und verteilte im Kasernenbereich Flugblätter mit einem 
"Aufruf zugunsten der eingesperrten fundamentalistischen Offiziere Aldo Rico und Moha- 
med Seineldin. Und danach wollte man wieder verschwinden. Das Ergebnis wäre ein 
 Volkszorn gegen jene Militärs gewesen und Alfonsin hätte nicht gezögert, erneut gegen 
das Militär scharf vorzugehen. Doch unvorhergesehen hatte die Polizei einen Kordon um 
‘ das Militärgelände gelegt und verhinderte nun die Flucht mit Waffengewalt. Es kam zu 
starken Verlusten der Guerilla, unter ihnen ein Linkspolitiker, der Rechtsanwalt Jorge 
Manuel Banios, der noch wenige Tage vor dem Überfall „vorausgesagt“ hatte, daß der pe- 
ronistische Präsidentschaftskandidat Menem (für Alfonsin das, was dem Stier das rote 
Tuch ist) einen Staatsstreich vorhabe, eben das, was mit La Tablada von ihm selbst dann 
konstruiert werden sollte. Später stellte man fest, daß Barios bevorzugt von der Staatli- 
chen Hypothekenbank einen Kredit erhalten hatte, wie er nur Personen gewährt wurde, 
die zur Regierung gehören oder ihr nahe stehen! Alfonsin selbst sagt dann sogar am 2. Fe- 
bruar zu italienischen Journalisten: „Was man meiner Meinung nach beabsichtigte, war 
die Besetzung der Kaserne unter dem Anschein, es hätten Rechtsextreme und Fundamen- 
talisten gemacht, mit denen wir vorher Probleme gehabt hatten und man hätte verkündet, 
daß die Einheit von diesen Elementen erobert worden sei. Was man erhoffte, war meine 
Reaktion. Man vermutete (erwartete mit Sicherheit!), daß ich mich verteidigen und das 
Volk aufrufen würde, um die Institution zu verteidigen. “ Die Zeitung „Ambito financie- 
ro“ erinnert dann noch: „Niemand beachtet mehr das politische Spiel des Präsidenten, der 
das, was er die ‚Rechtsextremen‘ nennt, anklagt, ihn zu kritisieren, weil seine Liebäugelei 
mit Kuba und der Dritten Welt beträchtlich die Wachsamkeit gegenüber der Subversion 
im Lande schwächte und Vorgänge wie den von La Tablada erleichterte“. Einen bereits 
1987 verfaßten ausführlichen Bericht des Geheimdienstes über die jetzt aufgetretene Grup- 
pe von Subversiven hatte Alfonsin überhaupt nicht zur Kenntnis genommen. 

Hinzu kommt dann noch, daß die strafrechtliche Bereinigung des blutigen Überfalls 
auf Schwierigkeiten stößt, da der Richter Juan Ramos Padilla (der selbst mit Organisatio- 
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nen der „Menschenrechte“ liiert ist) seine Behörde bestückt hat mit Angehörigen linksex- 
tremer Organisationen, die jetzt dem zuständigen Richter Gerardo Larrambebere Schwie- 
rigkeiten machen. Alfonsin und Facundo Suarez aber beeilen sich, Spuren zu verwischen. 
Sofort wurden die Straßenspitzel (los agentes en la calle) zurückgezogen. Sie erinnerten 
doch allzustark an bolschewistische Herrschaftsmethoden. Wir wissen, daß die Internatio- 
nale Presse bereits auf sie aufmerksam geworden war und dementsprechend Signale schon 
ins Ausland gegangen waren. Nach etwa einem Monat erschienen diese Typen wieder an 
den Straßenecken usw. 

Später erfährt man (86) dann durch den Richter Larrambebere noch Einzelheiten zu 
den Kämpfen am Montag den 23. Januar 1988. „Die erste Gruppe der Aufwiegler forderte 
die Wache auf, sich zu ergeben, wurde aber mit Schüssen beantwortet. Als die Unteroffi- 
ziere Escalante und Sosa keine Munition mehr hatten, zogen sie sich kriechend aus dem 
Kasernenbereich und konnten draußen die Polizei verständigen, worauf dann diese die 
von den Aufständischen nicht vorgesehene Einschließung des Kasernenbereiches vor- 
nahm.“ 

„Der Soldat Tadeo Taddia ergab sich den Eindringlingen und kam ihnen waffenlos mit 
erhobenen Händen entgegen. Er wurde daraufhin mit einer Salve von Schüssen von Ro- 
berto Felicetti niedergeschossen“ (87). 

„Ein Soldat sagte aus, er habe in der Außengalerie der Kompanie A auf dem Boden lie- 
gende Soldaten gesehen, die den Eindringlingen als Kugelfang dienten. Diese lagen dahin- 
ter und schossen auf Militär und Polizei.“ 

„Ein anderer Soldat bezeugt, daß er gegenüber dem Eingang zur Kompanie B verschie- 
dene Soldaten auf der Erde liegen gesehen habe, Mund nach unten, die als menschlicher 
Kugelfang dienten. Zwischen ihren Körpern hatte man ein Maschinengewehr MAG und 
einen Werfer aufgestellt.“ 

„Der Soldat Domingo Grillo befand sich in der Schmiede, als ein Rebell hereinkam 
und ihn ohne irgendeinen Wortwechsel niederschoß.“ 

Aussagen, die in einem anderen Straffall Mitte März 1989 gemacht wurden, zeigen, 
auf welchem Gebiet sich (noch) in Argentinien der Bürgerkrieg abspielt. Alejandro Carlos 
Biondini, Leiter der Rechtsorganisation „Alterta Nacional“, bestätigt vor Gericht den In- 
halt eines Briefes, den er vor einem halben Jahr veröffentlichte. „Er teilte mit, daß er seit 
1984 immer wieder öffentlich angezeigt habe, daß der Ursprung der terroristischen Tätig- 
keit im Lande zu suchen sei in der Aktivität gewisser Regierungskreise, die in Verbindung 
stehen mit der Junta Coordinadora Nacional und insbesondere mit deren Kuppel unter 
Leitung des Innenministers Enrique Nosiglia. . . Er belegt, daß ein gewisser Roberto Cini- 
cura oder Cohen die Bomben in den Kinos Atlas und Normandie in der letzten Osterwoche 
(1988) gelegt habe (89). Bei diesen Attentaten wurden zwei Polizeioffiziere schwer verletzt. 
Als dieser Mann von der Polizeiwache 34 festgenommen worden war, wurde er auf einen 
direkten Telefonanruf des Innenministers Enrique Nosiglia hin sofort wieder auf freien 
Fuß gesetzt. Bezüglich des Überfalls auf La Tablada wiederholt Biondini, daß einer der 
Hauptanführer ein gewisser Francisco Javier Provenzano gewesen sei, enger Freund des 
Innenministers Nosiglia und seit dem 6. Juni 1984 eingeschriebenes Mitglied der Regie- 
rungspartei UCR und ebenfalls der Coordinadora angehörend. “ 

Was man sich vorgestellt hat, als man zu dem Unternehmen „La Tablada“ ansetzte, 
sagt deutlich genug die Zeitschrift des „Movimiento Todos por la Patria“, die es organi- 
sierte,. „Wir wollen konkrete Schritte in Richtung der Glückseligkeit für alle vorwegneh- 
men“. Es ist ganz der gleiche, wörtlich gleiche Irrglaube an das große Glück der Mensch- 
heit, den die Baha-is erfüllt, der die Vereinten Nationen antreibt, überall auf der Welt, von 
Chile bis Südwestafrika, die Dinge umzukrempeln, den Weg frei zu machen für ihre ge- 
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. fährlichen utopistischen Ziele. Wir stehen mit der Berichterstattung in diesem Buch mitten 
drin in den allergefährlichsten und blutigsten Experimenten. Nichts bleibt mehr nur 
Theorie. 

Etwa gleichzeitig kommt es zu einer ganzen Reihe von Attentaten des FMR in Chile. 
“ Wäre das Verkündete wirklich das eigentliche Gesprächsthema zwischen Alfonsin und Ro- 
driguez am 11. Januar gewesen, man müßte also danach von einem Scheitern der Ver- 
handlungen sprechen. 


Angola 


Es ging um etwas ganz anderes, viel grausigeres. Die 35 Toten von La Tablada waren 
nicht der Rede wert. Siebenundfünfzigtausend Mann hat Fidel Castro in Angola stehen. 
. Sie müssen vom 1. April 1989 an zurückgezogen werden. So wollen es Moskau und Was- 
-. hington. Ein bitterböses Kapitel Weltgeschichte soll abgeschlossen werden, nachdem das 
Eigentliche vollbracht wurde: Siebenhunderttausend Portugiesen sind von Haus und Hof 
vertrieben worden. Ganz sauber neuaufgebaute Städte wurden ebenso ausgeblutet wie die- 
ses im deutschen Osten 1945 geschah. Der schwarze Rassismus hat gesiegt. Möglich ge- 
macht hat das die kubanische Invasion. Diese veranlaßte seinerzeit der letzte portugiesi- 
sche Hochkommissar für Angola, Hochgradfreimaurer Admiral Rosa Coutinho. In dem 
„Accordo von Alvor“ hatte Portugal den drei Befreiungsbewegungen FNLA, MPLA und 
UNITA die Verwaltung Angolas übertragen. Zur Aufrechterhaltung von Ordnung und Si- 
cherheit wollte Portugal 10.000 Soldaten in Angola belassen. Hochkommissar Admiral 
(eigentlich Fregattenkapitän) Rosa Coutinho, Schager von Agostinho Neto, dem Präsi- 
denten der MPLA, wurde auf Kuba aufmerksam gemacht und flog Ende 1974 nach Ha- 
vanna, um mit Fidel Castro zwecks Unterstützung der MPLA gegen die beiden anderen 
Befreiungsbewegungen zu verhandeln. „Mit Hilfe seiner Offizierskameraden (298), unter 
denen der Hauptmann Othelo Saraiva hervorstach, ordneten diese verräterischen Offizie- 
. re unter dem senilen General Spinola die Repatriierung der 10.000 Mann an (299). Schon 
im Februar 1975 sah ich Kubaner in Luanda. Mit Unterstützung der angelandeten Kuba- 
ner wurde die FNLA zerschlagen und die UNITA in den äußersten Zipfel des südöstlichen 
Angola getrieben. Sie kämpfte damals mit Speeren, Pfeilen und Bogen und wenigen er- 
beuteten Handfeuerwaffen.“ 

Doch von den 1989 heimkehrenden kubanischen Soldaten sind tausende krank an 
- Aids. Sie kommen in Kuba sofort bis zu ihrem Tode in Lager. Um das zu vermeiden, ha- 
ben sich Costa Rica, Kolumbien und eben auch Argentinien brüderlich bereit erklärt, tau- 
sende dieser Infizierten bei sich aufzunehmen. Man spricht von 600 Kubanern, die sich be- 
reits in Argentinien befinden. Das war das zentrale Thema zwischen Alfonsin und Rodri- 
.. guez. Davon stand nichts in den Zeitungen. Über allem stand eben auch hier die Freimau- 
rerphilosophie. 
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Versuchsfeld Chile 


Chile als Opfer des Marxismus 


Da die Unterrichtung Europas in südamerikanischen Dingen nicht nur im Hinblick auf 
Argentinien recht defizitär ist, sondern das gleiche in verstärktem Maße noch von Chile 
gesagt werden kann, im übrigen aber durch die weitere Entwicklung in Südamerika Euro- 
pa stark betroffen sein wird (was man dort überhaupt nicht begriffen hat) und vor allem 
auch die Möglichkeit besteht, hier Lehren für die eigene Heimat zu ziehen, (was man dort 
überhaupt nicht für nötig hält), soll hier auf das uns Deutschen so nahe stehende Land 
jenseits der Kordillere eingegangen werden. Es wird sich dabei ergeben, daß wir dabei völ- 
lig im Rahmen unseres Themas bleiben werden. Überall auf der Welt sind die gleichen bö- 
sen Kräfte am Werke. 

Man darf getrost davon ausgehen, daß auch hier wieder Gründe ideologischer Natur 
verantwortlich zeichnen für die europäische Falschunterrichtung. Die Personen, die in 
Santiago tätig sind, die Pressebeauftragten bei den Botschaften, die Vertreter der Nach- 
richtenagenturen wie dpa (an erster Stelle!), AP usw., die Vertreter von Fernsehunterneh- 
men, die Kommentatoren in Zeitungen und Zeitschriften (die vor gröbsten Fälschungen 
nicht zurückschrecken) bilden einen sich dauernd gegenseitig unterstützenden, lückenlo- 
sen Kreis von beamteten Lumpen, die entgegen ihrem besseren Wissen allesamt eifrig dar- 
um bemüht sind, der Welt ein verzerrtes Bild zu geben. 

Hier möge beispielhaft erwähnt werden, was dpa-Korrespondent Gerd Reuter in der 
HNA am 10. August 1988 von sich gibt. Da heißt es z.B.: „Als Marxisten oder Kommuni- 
sten gelten für die (chilenischen) Generale im Prinzip eigentlich alle Gruppen oder Perso- 
nen, die nicht für Pinochet sind... Nach dem Besuch von Papst Johannes Paul II. im 
April dieses Jahres, in den so viele Hoffnungen für eine Befriedung gesetzt wurden, er- 
scheint das Land gespaltener als je zuvor (was in Wirklichkeit eine Folge der Aufhetzung 
zum Bürgerkrieg durch den Papst darstellt). Gewalt und Repression haben zugenommen“ 
(weil eben dank des lieben Heiligen Vaters die Überfälle und Terrorakte zunahmen). Es ist 
eine Zeit, „in der das Militärregime den ‚marxistischen Teufel‘ an die Wand zu malen ver- 
sucht“. (Wir werden Einzelheiten bringen, die belegen, daß hier nichts an die Wand ge- 
malt zu werden braucht). 

Und als weiteres Beispiel vom 7. Oktober 1988, dpa: „Verantwortlich für die ‚stille Re- 
volution‘ (den Aufschwung Chiles. Titel eines Buches, das wir noch besprechen werden) 
sind die als ‚Chicago Boys‘ bekannt gewordenen jungen Nationalökonomen, die in den 
Vereinigten Staaten ausgebildet worden waren“. In Wirklichkeit hatten die „Chicago 
Boys“ des Herrn Milton Friedland (der Professor an der Uni von Chicago war) 1981/82 
das Land in eine schwere wirtschaftliche Krise geführt, und es war Pinochet, der damals 
ein zweites Mal sein Land rettete, indem er sie davonjagte. Seit 1982 ist das Land im Auf- 
stieg. Wir bringen auch hier, wie es wirklich war. 


Salvador Allende 


Im September 1970 war Dr. Salvador Allende an die Macht gekommen. Seine Partei, 
die UP, hatte nur 36% der Wählerstimmen bekommen, doch der Führer der Christdemo- 
kraten, Radomiro Tomic, stellte ihm die Stimmen seiner Partei zur Verfügung. Der mora- 
lische und wirtschaftliche Niedergang des Landes führte im September 1973 zur vollstän- 
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digen Auflösung des Regierungsapparates und Vorbereitung eines kommunistischen Räte- 
staates durch Allende, so daß sich das Militär als letzte Ordnungsbastion gezwungen sah, 
einzuschreiten. Als Allende sich am 11. September 1973 im Regierungsbegäude, in der 
Straße Moneda erschoß, funktionierte kein einziges demokratisches Organ des Landes 
mehr. Der Oberste Gerichtshof war nach Auflösung des Parlaments (die Abgeordneten- 
kammer hatte mit 81 gegen 47 Stimmen das Militär aufgefordert, die Regierung Allende 
zu beseitigen), von Allende abgeschafft worden und dieser begann, Volksgerichtshöfe ein- 
zurichten. Die staatlichen Unternehmen (durch Enteignung waren 85% des Produktions- 
apparates in staatliche Hände übergegangen) hatten 1973 einen Verlust von 150 Mill. Es- 
cudos „erarbeitet“. Das war soviel wie der ganze Staatshaushalt betrug. Der Expräsident 
der Republik, der Christdemokrat Eduardo Frei schreibt im November 1973 dem Präsi- 
denten der italienischen Christdemokraten, Mariano Rumor: „Die UP erhielt ein blühen- 
des Land in voller Entwicklung, und anstelle jener Unabhängigkeit führten sie es in die 
größte Abhängigkeit, die Chile je gesehen hat, in eine entfesselte Inflation (von 709% 
Jährlich), Verschlechterung der Währung, Paralisierung der Produktion, Schwarzmarkt, 
Mangel und Hungersnot... Sie wollten die Landwirtschaft in staatliche Kollektivbetriebe 
umwandeln (nach einem heute noch in einigen Ländern, damals aber weitverbreiteten bol- 
schewistischen Plan, der die Bevölkerung den sozialistischen Regierungen willfähriger ma- 
chen sollte). Die Sozialistische Partei und die Kommunistische Partei schufen bewaffnete 
Organisationen (die von 30.000 bewaffneten Kubanern für den Bürgerkrieg gedrillt wur- 
den), die die Bewohner erfaßten, um eine Kontrolle über ihr Leben durchzuführen . . . 
Chile steht vor einer schweren und harten Zeit. Das wirtschaftliche Elend war bei dem 
Umschwung in seiner ganzen Größe noch nicht bekannt. Den Produktionsapparat von sei- 
nen Grundlagen her neu aufzubauen, den Maschinenpark erneuern, die Hyperinflation 
bremsen, alles das ist eine Aufgabe, die größte Opfer erfordert.“ Das Volk antwortete auf 
diese Lage und es kam zu einer Spendenaktion, die an das uns aus der Geschichte bekann- 
te „Gold gab ich für Eisen“ erinnert. 

Die Verfälschung der chilenischen Wirklichkeit im Ausland, von der wir bereits für die 
heutigen Jahre kurz sprachen, erreichte schon damals einen ersten Höhepunkt. Damals, 
1973, hatte die chilenische Wehrmacht durch ihren Geheimdienst den „Plan Z“ in die 
Hände bekommen. „Dieser Plan war so unglaublich für einen friedlichen Bürger, der jah- 
relang in der Demokratie gelebt hatte, daß man ihn, wenn er vorher veröffentlicht worden 
wäre, als Terrorpropaganda der Opposition abgelehnt hätte. Doch die gefundenen Doku- 
mente, die sich dann noch von Tag zu Tag vermehrten, bezeugten mit unanfechtbarer Ob- 
Jektivität, daß ein Großmord geplant war, der alle Dimensionen des Blutvergießens der 
chilenischen Geschichte um ein Vielfaches überstieg. (Zu vergleichen war er etwa mit der 
kommunistischen Machtergreifung in Ungarn 1919 und der in Rußland und der später in 
Laos und Kambodscha). Die Generäle, die Kommandanten, die Führer der Opposition, 
die freien Berichterstatter, Wirtschaftsführer etc., kurz und gut alle Leute, die als Gegner 
der marxistischen Allenderegierung bekannt waren, sollten ermordet werden. Ganze Blut- 
listen erschienen (sie wurden in Ablichtungen dann veröffentlicht und die vorgesehenen 
Opfer sahen ihre Namen darauf) .. . Man konnte nicht glauben, daß die Perversität so 
weit gehen werde, daß ein Blutbad von mehr als 100.000 geplant war! Die Bewaffnung, die 
später aufgefunden wurde (siehe unsere Fotos in Buch IV), war so perfekt, daß man sich 
eine tatsächliche Chance für einen zu gewinnenden Bürgerkrieg ausrechnen konnte (vor al- 
lem, wenn man berücksichtigt, daß die ganze westliche Welt eindeutig auf Seiten Allendes 
stand). Es blieben keine Zweifel übrig: die Regierung unter Allende hatte sich mindestens 
zwei Jahre lang auf den Tag X vorbereitet... . Der 17. September 1973 war vorgesehen als 
Tag des Zuschlagens ..... So war der Moment gekommen, wo das Heer eingreifen mußte, 
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nicht, weil es einen Putsch wollte, sondern es ging um die Rettung der Menschenrechte ei- 
ner Nation... und man entschloß sich mit aller Klugheit und Energie der UP um 5 Tage 
zuvorzukommen. “ (97) 

Von dem 11. September 1973 selbst weiß man: „Allende war um 7 Uhr 30 morgens in 
das Regierungsgebäude gekommen (gewöhnlich kam er um elf Uhr), begleitet von seiner 
persönlichen Garde und kleinen Tanks der Polizei. Verschiedene Minister versammelten 
sich bei ihm. Allende belustigte sich über seine Fähigkeit, selbst in schwierigen Lagen zu 
lächeln. Jetzt war er voller Versprechungen. Er meinte an jenem Morgen, es handle sich 
um die Erhebung einiger militärischer Einheiten. So sprach Allende über die Radios der 
UP in optimistischem Ton. Seinen Worten vorausgegangen war die heftige Aufforderung 
an die Arbeiter, in den Fabriken zu bleiben. Doch um acht Uhr morgens brachten dann al- 
le Sender den folgenden Aufruf: ‚Unter Berücksichtigung der Tatsache, daß die Regierung 
Allende in schwere, belegte Ungesetzlichkeit gestürzt ist, indem sie die Grundrechte der 
freien Meinungsäußerung, der Freiheit, der Erziehung, des Streikrechts, des Eigentums- 
rechts und des Rechts auf ein würdiges und sicheres Leben vernichtet hat... ., daß die glei- 
che Regierung die nationale Einheit zerbrochen hat, indem sie künstlich einen sterilen und 
in vielen Fällen grausamen Klassenkampf förderte... . und damit zu einem blindwütigen 
Bruderkrieg im Zuge von uns fremdartigen Ideen führte, haben die Streitkräfte die morali- 
sche Pflicht übernommen, die das Vaterland ihnen auferlegt, die Regierung ihres Amtes 
zu entheben, die, obwohl zu Beginn gesetzmäßig, in flagrante Ungesetzlichkeit verfiel. Und 
sie handeln nur für den Zeitraum, den die Umstände erforderlich machen, sichtbar unter- 
sützt von der großen Mehrheit des Volkes.‘ Und ein zweiter Aufruf besagte: ‚Der Präsident 
der Republik hat umgehend sein Amt den Streitkräften und der Polizei zu übergeben‘ “. 

„Allende begriff, daß sein politisches Ende bevorstand. Kein Telefonanruf war mehr 
möglich. Seine Verbindungsoffiziere zu den Waffengattungen befanden sich im Verteidi- 
gungsministerium zu Befehl der Junta militar. Die Polizeitanks, die ihn begleitet hatten, 
zogen sich zurück. Das gleiche tat die Wache des Regierungsgebäudes. Dieses wurde von 
Tanks umstellt und es kam die zweite Meldung über das Radio: ‚Das Regierungsgebäude 
muß bis 11 Uhr geräumt sein. Negativenfalls wird es von der Luftwaffen angegriffen 
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werden‘ “. 
Der Selbstmord Allendes 


„Es war kurz vor 10 Uhr. Die Sender der UP waren verschwunden. Der General Ernst 
Baeza (90), der die Operation Centro leitete, die die Besetzung des Regierungsgebäudes 
einschloß, sprach zweimal mit Allende per Telefon: ‚Um den Verlust von Menschenleben 
zu vermeiden, müssen Sie zurücktreten. Sie erhalten einen Geleitbrief, um den Palast zu 
verlassen. Und Ihnen steht ein Privatflugzeug zur Verfügung, damit Sie das Land verlas- 
sen können, zusammen mit Ihrer Familie und dem Gefolge, das Sie für notwendig erach- 
ten‘. General Baeza wiederholte dasselbe noch einmal mit der dringlichen Bitte, so zu ver- 
hindern, daß Unschuldige fielen. Allende antwortete, daß er seinen Rücktritt vorlegen 
würde, wenn die vier Kommandanten, aus denen sich die Junta zusammensetzt, zum Re- 
gierungspalast kommen würden, um von ihm den Rücktritt zu fordern. Dieses Ersuchen 
wurde abgewiesen. Bei der zweiten Unterhaltung, als es bereits elf Uhr vorüber war, erbat 
Allende zehn Minuten mehr Zeit, damit die Frauen das Gebäude verlassen könnten. Dies 
wurde ihm gewährt. So verließen die beiden Töchter Allendes, einige Sekretärinnen und 
Beamte den Regierungspalast . ... Das heftige Feuer außerhalb des Gebäudes (Widerständ- 
ler hatten die umliegenden Dächer besetzt) mag die Hoffnungen Allendes verstärkt haben, 
daß sich draußen der Widerstand verstärke.... Allende nahm eine Maschinenpisole UKA 
sowjetischer Fabrikation in die Hand, die ihm Fidel Castro geschenkt hatte. ‚An Salvador, 
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von seinem Waffenbruder Fidel Castro‘ hieß es darauf auf einer Plakette. Die für die 
Bombardierung festgesetzte Zeit war um eine Stunde überschritten. Das Ultimatum wurde 
wiederholt. Allende begriff, daß man nichts mehr tun konnte. In allen Radios hörte man 
nur noch die Anordnungen der Junta: ‚Die Bevölkerung wird gewarnt, sich nicht durch 
Aufstachelung zu möglichen Gewaltakten mitreißen zu lassen, die von nationalen wie von 
ausländischen Aktivisten vorgenommen werden sollten. Die Bevölkerung hat sich jeder 
Art von Kundgebung zu enthalten, einschließlich jener, die vorgeben, die neuen Autoritä- 
ten zu unterstützen‘. Fast alle Minister und Mitarbeiter Allendes verließen denn auch das 
Regierungsgebäude. Die, die blieben, versuchten in irgendeiner Weise, der Wirklichkeit zu 
entgehen. Die Autopsie Allendes ergab dann, daß er getrunken hatte. Und man fand halb- 
leere Whiskyflaschen Chivas Regal.“ 

„Plötzlich faßte man einen Entschluß: Eine Abordnung sollte zum Verteidigungsmini- 
sterium gehen (einen Häuserblock entfernt), um die Einzelheiten der Übergabe zu bespre- 
chen. Mit weißer Fahne verließen dann auch durch das Seitentor in Morande 80 der Kom- 
munist Daniel Vergara, Subsekretär des Innenministeriums, der Mapumann Finanzmini- 
ster Fernando Flores und der Sekretär Allendes, Osvaldo Puccio das Gebäude. Die drei 
gingen unter Umgehung der Schüsse von den Dächern aus, begleitet von einem Jeep. Als 
sie ins Verteidigungsministerium kamen, war es bereits zu spät, die Bombardierung noch 
zu verhindern. Gerade waren die letzten Befehle durch Radio an die Piloten durchgegeben 
worden, und diese waren gestartet. Doch man befahl, daß ein Jeep zum Regierungsgebäu- 
de führe, um Allende zu holen. Leider wurde der Jeep aufgehalten, vor allem wegen des 
starken Feuers der Franktireure. Es war Selbstmord, durch die Straße Morande zu fahren. 
Und in diesem Augenblick begann die Bombardierung des Regierungspalastes . . . Insge- 
samt fielen 18 Bomben, die ihr Ziel auf den Millimeter genau trafen.“ 

„Unter den brennenden Trümmern entschieden die letzten dort Verbliebenen (sie hatten 
sich in Räumlichkeiten in der Nähe des Tores Morande 80 begeben), sich zu ergeben und 
hinauszugehen. Die Gruppe begann, das zerstörte Gebäude zu verlassen. Erste war Miria 
Contreras Bell, die Sekretärin Allendes, die eine weiße Fahne in ihren Händen hielt. Dahin- 
ter kam Allende selbst, mit Stahlhelm und in den Händen eine Maschinenpistole, die Fidel 
Castro ihm einst geschenkt hatte. Plötzlich stellte aber der Arzt der Präsidentschaft, Dr. Pa- 
tricio Guijön fest, daß Allende nicht mehr bei ihnen war. In diesem Augenblick hörte er 
auch schon zwei Schüsse, die aus dem Unabhängigkeitssaal kamen. Dort fand er Allende tot 
auf. Allende hatte sich auf einen der roten Sessel gesetzt, die Waffe gegen seinen Bart ge- 
stützt. Dann hatte er am Abzugshahn gezogen. Zwei Schüsse hatten den Schädel zerstört. 
Teile der Gehirnmasse blieben oben an der Mauer .... Der General Javier Palacios drang 
dann als erster in den Palast ein... Er fand den Dr. Guijöon im Unabhängigkeitssaal und 
dieser sagte ihm: ‚Allende hat staubige Hände vom Gebrauch von Waffen, mit denen er per- 
sönlich von den Fenstern des Gebäudes aus auf die angreifende Truppe schoß‘. “ (91) 

Es kam zu Kundgebungen der Freude, ganz Chile jubelte. Die Bilder davon sprechen 
für sich. Nur eine kleine Gruppe hat sie nicht gesehen, obwohl es ausgesuchte Leute wa- 
ren, die dafür in Chile lebten, dafür bezahlt wurden, das zu berichten, was sie sahen. Da- 
für „sahen“ sie andere Sachen: Knöcheltief watete man im Blut der von den Militärs er- 
mordeten Chilenen. Der Mapocho, der Fluß, der Santiago durchquert, war blutrot. Die 
Luft war nicht etwa erfüllt von den Freudenschreien der Millionen auf allen Plätzen und 
Straßen und Kirchen. Sie war verpestet und zitterte von den Folterschreien der zu Tode ge- 
quälten Marxisten. Wahrlich, mit Hilfe einer solchen Presse hätten leicht 100.000 Men- 
schen von den Marxisten abgeschlachtet werden können, ohne daß davon eine einzige Zei- 

.lein die übrige Welt hinausgegangen wäre. Dafür garantierten damals dpa und AP usw. 
Diejenigen, die an diesem Komplott gegen Chile beteiligt gewesen waren, die dort das Rä- 
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teparadies errichten wollten, flohen jetzt und sie wurden bereitwillig überall in Europa von 
ihren ideologischen Brüdern und von den Kirchen aufgenommen und ihre Geschichten 
weiterverbreitet. Nicht die Rettung Chiles vom Bolschewismus zählte bei den dortigen Re- 
dakteuren und Politikern und Außenministern, sondern das im Zorn einigen Bluthunden 
angetane Unrecht. Jahrzehnte hindurch kamen immer wieder neue blutrünstige Darstel- 
lungen aufs Tapet, und Chile, dieses tapfere und stolze Volk, das ohne fremde Hilfe gegen 
die Maurer der ganzen Welt sich seine Freiheit erkämpft hatte, wurde zum Symbol für Un- 
terdrückung und Verelendung! Noch im Jahre 1988 kann es sich der „Spiegel“ erlauben, 
von der „Ermordung Allendes“ zu sprechen (so geschehen am 7. November 1988). Dies zu 
erwähnen gehört zu einer Darstellung unserer heutigen Lage. Ihr eigen ist die Lüge. Wir 
aber fragen: Sind diese Lügen notwendig? Zu welchem Zweck wird so gelogen? Zu was 
noch sind diese Lügen Auftakt? Sieht man zurück auf die Lügen, die andernorts bereits in- 
zwischen zur marxistischen Versklavung führten, so wäre es falsch, an derartigen Fäl- 
schungen wortlos vorüberzugehen. 


Die Aufbauarbeit Pinochets 


Doch der Aufbau Chiles findet zunächst nicht den richtigen Weg. Überall waren die 
Freimaurer auf dem Sprung gewesen, um sofort die neue Lage für sich zu buchen (92). Die 
internationalen Organisationen, UNESCO, FAO, WGO, UNCTAD, CEPAL boten ihre 
„Fachkräfte“ an, und die Regierung Pinochet konnte nicht umhin, diese „Hilfen“ anzu- 
nehmen. Es kam zu dem berüchtigten Experiment der Chicago-Boys, der Wirtschaftsschu- 
le unter Milton Friedmann aus Chicago. Die Megabanken frohlockten. Ihre Weltherr- 
schaft hatte von Chile nichts zu befürchten. „Einen besseren Verbündeten als den Moneta- 
rismus hat der Bolschewismus nie gehabt“. 1981 und 1982 war das Land erneut am Ende 
seiner Kräfte und es war die saubere Hand Pinochets, die es damals zum zweiten Mal rette- 
te (ganz im traurigen Gegensatz zu dem Ablauf der Dinge in Argentinien, wo auch eine 
Militärregierung die Macht übernommen hatte, weil das Land vor dem Chaos stand, die 
dann aber mit Martinez de Hoz, dem Vertreter Rockefellers (93) unter General Videla das 
Land in die Abhängigkeit und den wirtschaftlichen Ruin führte). Seitdem geht es in Chile 
aufwärts, und man kann 1988 von einem unabhängigen, moralisch gesunden Lande reden. 

1980 hatte Pinochet dem Lande eine neue Verfassung gegeben, die mit mehr als 70 % 
bei 53 % Wahlbeteiligung vom Volke angenommen wurde, Zahlen, die keine europäische 
Demokratie aufweisen kann, ganz abgesehen davon, daß das Wort Volksabstimmung in 
Europa und schon gar in der BRD nicht zum demokratischen Vokabular gehört. Nach die- 
ser Verfassung würde er sich 1988 zu einem Volksentscheid stellen und bei Zustimmung 
noch fünf Jahre weiterregieren, bei Ablehnung aber in einem weiteren Jahr zu Wahlen 
schreiten. Dieser Volksentscheid brachte die Gelegenheit, die Karten auf den Tisch zu le- 
gen. Das traf in erster Linie, wie es zeitlich nachweisbar ist, für das Ausland zu. Man sah, 
daß es Pinochet gelungen war, das Land wieder auf die Beine zu stellen. Chile stach weit 
ab von den Nachbarländern. Das aber war nicht im Sinne des Auslandes. 

So beschloß denn der USA-Kongreß Ende 1987 „die chilenische Opposition in ihrem 
Feldzug für freie Wahlen mit einer Million Dollar zu unterstützen“. Und damit Chile nicht 
allzu stark würde, entzogen die Vereinigten Staaten für etwa 200 Exportwaren die Meist- 
begünstigungsklausel, was Chile einen Handelsverlust von 60 Millionen Dollar brachte. 
Das war Krieg. Er dauert noch heute an. 

Aber auch die westdeutschen Politiker Norbert Blüm und Heiner Geissler, beide der 
CDU angehörig, erschienen in Chile, um das Volk gegen die Regierung aufzuwiegeln. In 
die Millionen von DM gehende Beträge wurden von westdeutschen Stiftungen der Opposi- 
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tion zur Verfügung gestellt, so daß dann tatsächlich monatelang vor dem Plebiszit das Land 
von linker Propaganda überschwemmt wurde. Die Regierung ihrerseits jedoch begnügte sich 
damit, das Volk vor die Wahl „Ordnung oder Chaos“ zu stellen. Sie war sich eines positiven 
Wahlausganges vollständig sicher. Man lächelte nur über die Voraussagen, die von 20% der 
Stimmen für Pinochet sprachen. Wir haben es hier im benachbarten Argentinien mit angese- 
hen, wie man sich immer wilder gebärdete, je näher man dem Stichtag kam. Nach dem Zu- 
sammenbruch der Allenderegierung waren Tausende von Chilenen hierher geflüchtet. Sie 
zeichneten sich weniger durch Arbeitswillen als durch eine befleckte Weste aus. 

Sie konnten auch in dem Asylland nicht das Gaunern lassen, und die argentinischen 
Behörden waren gezwungen, die Grenzen für weitere derartige Einwanderung zeitweilig zu 
sperren. Saubere Arbeit leisteten die wenigsten. Doch als Pinochet sich dem Volk stellte, 
da kam Leben in diese Leute. Was kein marxistisches Regierungshaupt wagen könnte, 
machte Pinochet ihnen vor. Er fragte das Volk in geheimer Abstimmung. Diese Gelegen- 
heit mußte genutzt werden. Ohne Rücksicht auf völkerrechtliche Normen kam es sofort zu 
Demonstrationen im Asylland. Die Zeitungen brachten es an erster Stelle: „Zusammen- 
schluß für das ‚No‘ (dem ‚Nein‘ zu Pinochet) in Bariloche“ heißt es da in einer Über- 
schrift. „Unterstützung für das ‚No‘ im chilenischen Plebiszit“ eine andere Überschrift in 
unserer lokalen Zeitung. „Es kommt darauf an, die Leute zu erfassen, die wählen können, 
und die Geldbeträge zusammenzubringen, um ihnen die Reise nach Chile zu ermöglichen, 
wo sie beitragen müssen zur Ablehnung der Diktatur. Denn dieses Regime ist dafür ver- 
antwortlich, daß Chilenen heute über die ganze Erde verstreut sind in politischer und wirt- 
schaftlicher Entwurzelung“. Linkslastige argentinische Studenten begaben sich nach Chi- 
le, um dort „freiwillige Arbeiten für die Demokratie in Chile“ durchzuführen. Wichtiger 
als die eigentlichen „Arbeiten“ aber waren dann Vereinbarungen, Entschlüsse, Program- 
me. Da hieß es denn; „Wir unterstützen die Notwendigkeit einer freien, pluralistischen 
und demokratischen Universität, die die Tatsache der Unterwerfung und Ausbeutung ab- 
lehnt, die unsere geliebten lateinamerikanischen Völker kennzeichnet“ (also eigentlich ge- 
rade das, was auch Pinochet fordert und was er verwirklicht hat). 

Als Pinochet dann die Grenzen für alle ins Ausland geflüchteten Gegner öffnete, dau- 
erte es in vielen Fällen nur Stunden, bis die Antidemokraten mit dem nächsten Flugzeug 
zurückkehrten und oft schon auf dem Flughafen selbst bewiesen sie mit unsachlichsten 
Haßtiraden, was sie unter Demokratie verstanden. Unter roter Fahne sollte es wieder wei- 
tergehen. Viele Dollar brachten sie dafür mit aus dunklen Quellen. 


Pinochet und die Loge 


Die Freimaurerei war in einer schwierigen Lage. Sie hatte 1973 jene Loge, in der Allen- 
de war, geschlossen (94). Man hatte einen neuen Großmeister erkoren, der mit Pinochet in 
einem Zusammentreffen einen modus vivendi fand. Es lag auf der Hand, jetzt möglichst 
einen zweiten faux pas zu vermeiden, wie es der Auftritt Allendes damals für die Maurerei 
bedeutete. Oscar Pereira, Großmeister der Chilenischen Freimaurerei, begab sich am 20. 
April 1988 zu General Pinochet. Er trug den Wunsch der Loge vor, eine Freimaureruni- 
versität zu gründen. Pinochet gab dem Gedanken seinen Segen. Die „Universidad de la 
Repüblica“ sollte vor allem Minderbemittelten den Zugang zu höheren Studien öffnen. 
Man erfuhr, daß die folgenden Fächer vorgesehen sind: Architektur, Rechtswissenschaf- 
ten, Zivilingenieurwesen, Psychologie, Sozialwissenschaften. In einem recht bezeichnen- 
den Presseinterview fügte Großmeister Pereira hinzu: „Die immergültige Aufgabe der 
Freimaurerei ist Erziehen und Formen... . Sie will die Freiheit der Meinung und die Frei- 

heit des Gewissens fördern... . Sie will Wege finden, die es uns ermöglichen, auf dem tau- 
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sendjährigen Vorsatz voranzukommen, der den Orden erfüllt: Das Glück des Menschen und 
seine volle Erfüllung hier auf Erden... Liebe und Menschenfreundlichkeit sind die wesent- 
lichen Grundlagen, die wir Maurer für jede soziale Ordnung fordern . . . Wir werden Unter- 
suchungen anstellen über alle Dinge, die den modernen Menschen beschäftigen... Wir 
Maurer sind pausenlos besorgt um die Welt des Menschen ohne ausschließliche, dogmati- 
sche oder proselitische Vorschläge. Eine Legion von Maurern trug dazu bei“ und er nennt ei- 
ne Reihe von chilenischen Maurern, darunter ausdrücklich auch Salvador Allende! 

Es geht aber nicht nur um die Erfahrung mit einem Freimaurer. Es geht um die Frei- 
maurerei als Ganzes, wenn in Nr. 141 der Ordenanza der Chilenischen Kriegsmarine (Ge- 
setz geworden durch Höchstes Dekret Nr. 487 vom 21. April 1988) „den Angehörigen der 
chilenischen Kriegsmarine verboten wird, geheimen oder esoterischen Einrichtungen, die 
in Graden aufgebaut sind, anzugehören“. Die Freimaurerei klagte gegen diesen Befehl, 
„denn er verletze unter anderem die Rechte auf gesellschaftlichen Zusammenschluß, Ver- 
einigung und Gleichheit vor dem Gesetz, wie es die Verfassung vorsieht“. Dieser Einwand 
wird vom Berufungsgericht abgelehnt, „da der Beschwerdeführende nicht die davon be- 
troffenen Personen namentlich anführt. Der Einspruch kann vorgebracht werden von ei- 
nem Betroffenen oder irgendeiner anderen Person, auch ohne daß diese eine Sondervoll- 
macht hat. Es muß aber die Möglichkeit ausgeschlossen werden, daß irgendeine Person 
geschützt werde“. Die Zeitung „El Mercurio“ (am 21. Juni 1989) wiederholt dann noch 
einmal: „In dieser Lage wird also die Klage abgewiesen, weil nicht die betroffenen Perso- 
nen im einzelnen aufgeführt werden“. Der Anwalt der chilenischen Freimauerei, Renato 
Verdugo Haz teilte mit, daß er beim Höchsten Gericht gegen den Urteilsspruch appelliert 
habe. 

Einem unserer Mitarbeiter im Norden Chiles fällt ein politisches Flugblatt in die Hän- 
de, in welchem es heißt: „Allende und Pinochet traten am gleichen Tage in die Loge ein. 
Aber während Allende starken Anteil nahm an der Logenarbeit, ließ bei Pinochet das In- 
teresse daran nach“. Man sieht, in welch geschickter Form die Loge daran arbeitet, um der 
„Diktatur“ ein Ende zu bereiten. 

Aus der Zeitung „El Mercurio“ (der bedeutendsten Chiles) nehme ich das Bild, das 
hier wiedergegeben werden soll von dem erwähnten Besuch des Großmeisters beim Staats- 
präsidenten. Ich weiß nicht, ob die Wiedergabe in diesem Buch gut sein wird. Mich hat das 
Bild von dem lieben, guten Onkel mit Vollbart zu einer Notiz angeregt: Wenn man nur 
dieses Unschuldslamm von Weihnachtsmann ansieht, kann man schon genug kriegen. 
Vollendet verbirgt dieses Äußere den Haß, der einen Dreißiggradigen erfüllt. Man be- 
fürchtet, daß die Leistungen Pinochets durch die kommenden Wahlen nicht ausgelöscht 
werden können und da muß man dem Fortschritt (dem eigentlichen Fortschritt nämlich) 
eine Bremse geben. Eine Universität, die Querköpfe erzieht, ist da gerade das richtige. Ei- 
ne Schule für Wühlmäuse, natürlich unter dem erprobten Titel einer Hilfe für die Armen. 
Wenn Kardinal und Großmeister gleichzeitig Truppen für den Kampf gegen Leistung und 
Anstand stellen, dann sollte es doch wohl gelingen, auch Chile auf die Knie zu zwingen. 
Mehr junge Menschen noch als bisher sollen herangezogen werden, denen „die Integrität 
des Geistes“ fehlt. „Dieses Fehlen der Integrität des Geistes in den Epochen des Liberalis- 
mus läßt sich von der psychologischen Seite her durch zwei offenkundige Züge erklären: 
Die Liberalen sind Rezeptive und sind Fiebrige. Rezeptive, da sie zu leicht die Geisteszu- 
stände ihrer Zeitgenossen übernehmen, Fiebrige, weil sie aus Angst, bei diesen verschiede- 
nen Geisteszuständen anzustoßen, in einer dauernden apologetischen Unruhe sind. Sie 
scheinen selbst an den Zweifeln zu leiden, die sie bekämpfen. Sie haben nicht genug Ver- 
trauen in die Wahrheit. Sie wollen zuviel rechtfertigen, zuviel demonstrieren, zuviel anpas- 
sen oder gar zu viel entschuldigen“ (303). 
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Der Großmeister bei Pinochet 


Das Gesicht eines Freimaurers 


Bärte verändern das Gesicht. Ein Schnurrbart kann einen martialischen Ausdruck ver- 
leihen. Oder den eines guten Onkels. Aber Bärte, vor allem Vollbärte, haben noch eine an- 
dere Wirkung. Sie sind wie eine Maske vor dem Gesicht. Und wenn Menschen ihr Leben 
lang unehrlich sein müssen, und sich dann ein solches Verhalten in den Gesichtszügen spie- 
gelt, dann kann ein solcher Vollbart die von Gott vorgesehene und im Menschen eingebau- 
te Warnung vertuschen und der bedrohten Umwelt eine Gefahr verbergen. Darum ist es 
nicht gerade selten, daß Freimaurer Vollbärte tragen. Und da insbesondere die höheren 
Grade. Von Marx bis Lorenz wird da der Mitwelt und Nachwelt ein Bild vorgegaukelt, das 
mit der Wirklichkeit nichts mehr zu tun hat. Das Bild nämlich eines lieben Papa Noel. 
Verfügt der betreffende dann noch über das notwendige Vokabular von schönen Phrasen 
über Liebe und Hilfe, dann ist die Täuschung eine vollkommene. 


Entartete Kunst 


Eine andere Methode (um bei dem Thema zu bleiben), den Menschen das angeborene 
Gefühl für anständige und unanständige Gesichtszüge zu nehmen, ihn wehrlos zu machen 
vor Falschmünzern, ist bekanntlich die entartete Kunst. Es ist wohl jedem widerfahren, 
daß er einem kleinen Kinde Fratzen machte, die es dann erschreckten. In jedem Menschen 
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liegt am Anfang seines Lebens das Gefühl für gefährliche Charakterzüge im Nächsten. Er 
geht dabei aus von dem, was normal und angenehm und schön ist und deutet die Abwei- 
chung davon. Er sieht den Charakter in den Gesichtszügen. Dann aber kommt auf ihn in 
den Schulbüchern und in Ausstellungen und im Fernsehen die Schwemme hinzu von ver- 
zerrten Gesichtern, von leeren oder entstellten oder verfärbten Darstellungen, die Gesich- 
ter sein sollen und der Mensch wird verunsichert, wird abgelenkt von dem, was er von Na- 
tur aus in anderen Gesichtern sah. Weiter ausgedehnt wird diese Ablenkung durch blöd- 
sinnige Darstellungen aus anderen Teilen der Natur, und auch hier soll der Mensch jener 
Waffen beraubt werden, die ihm Gott mitgab, um sich verteidigen zu können gegen Bos- 
heit und Falschheit. 

Und es ist daher nur folgerichtig und ja auch in der Tat ganz und gar nicht selten, daß 
gerade Freimaurerlogen ganz offen für die Verbreitung von entarteter Kunst eintreten, 
Freimaurerpreise ihren „Schöpfern“ geben und Titel verleihen (95). Auch wieder das auf- 
fällige häufige Zusammenspiel mit Juden, die man oft nur allzuleicht als Urheber dieser 
Menschenverziehung anzusehen pflegt, während die Freimaurerei als planender Drahtzie- 
her oft im Hintergrund bleibt. Auch hier wieder, „heben sie sich gegenseitig in den Sattel“, 
wie Riegelmann sich so treffend ausdrückt. 

Nachdem wir schon früher auf die berüchtigte Pyramide im Louvre hinweisen konnten 
(96), können wir jetzt in diesem Zusammenhang ein Bild von dem vollendeten Werk brin- 
gen, das so geeignet ist, das Stilgefühl des Beschauers des Louvre zu schädigen. Zur kab- 
balistischen Zahl 666 lese man nach in IX, 148 oder direkt in der Offenbarung des Johan- 
nes, XIII, 18. 
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Eröffnung der neuen Pyramide vor dem Lourre 
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Rund 3000 Besucher haben sich am Sonntag zur Eröffnung des Erweiterungsbaus des Museums auf dem Vorhof 
im Garten des Louvre eingefunden. Die Pyramide aus Stahl und Glas, die von dem sinmamerikanischen Architek- 
ten leoh Ming Pei geschaffen wurde, ist 21,6 Meter hoch, 180 Tonnen schwer, hat 666 Spezialscheiben in Rhom-, 
benform und kosteie 75 Millionen Francs. {Bild Reuter) £. 
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Chile vor dem Plebiszit 


Die selbstgesetzte Frist von fünfzehn Jahren stand Pinochet und den Seinen zur Verfü- 
. gung. „La revoluciön silenciosa“ („Die stille Revolution“) heißt ein Büchlein, das 1987 in 
Santiago erschien und ein halbes Jahr lang die höchsten Auflagen aller dortigen Neuer- 
scheinungen erreichte. Es war kein Buch für Rabauken. Seine 154 Seiten sind gespickt mit 
Zahlen. Es sind die Schlachten einer Veränderung Chiles, von der niemand Notiz genom- 
men hatte. „Meinen Dank auch an fast hundert junge Wirtschaftsführer und leitende An- 
gestellte, die in langen und geduldigen Unterhaltungen dazu beitrugen, mir ein Chile zu 
zeigen, das im Entstehen begriffen ist und das wir erst neuerdings entdeckten“, heißt es im 
Vorwort dazu. Es ist eine Zusammenstellung von Tatsachen, die alles weit hinter sich zu- 
rücklassen, was da an politischem Quärulantentum vor dem Plebiszit aufgewühlt wurde. 
Alle diese Kundgebungen für das „No“ werden da so sinnlos, so überholt, die dort auftre- 
tenden Politiker machen sich angesichts der Entwicklung, die Chile in den fünfzehn Jah- 
ren „Diktatur“ genommen hat, so lächerlich, so unwichtig. In einigen Fällen kommt das 
selbst den Oppositionsführern zu Bewußtsein. Dann nämlich, wenn die aus dem Asyl zu- 
rückkehrenden bleichen und bärtigen Größen der Allendezeit meinen, sie könnten wieder 
dort anfangen, wo der Volkszorn sie davonjagte. Da tritt z.B. ein Herr Volodia Teitel- 
boim auf. Er war kommunistischer Abgeordneter, dann Allendes Botschafter in Moskau 
(wo er 1973 sicherheitshalber bis jetzt blieb). Der nach wie vor von sich etwas zu sehr ein- 
genommene große Menschheitsbeglücker fordert nicht mehr und nicht weniger als den Be- 
waffneten Aufstand gegen Pinochet. Blut muß fließen, das Volk auf die Barrikaden ge- 
hen. Doch das ist den daheimgebliebenen übrigen Oppositionellen doch etwas zu viel. Sie 
sehen voraus, daß bei solchem Wahlprogramm die Wähler abgeschreckt werden. „Tau- 
sende von Stimmen“ hat Teitelboim Pinochet durch diese unverantwortlichen Reden ver- 
. schafft. Er ist keineswegs der einzige, der so redet. Und es gibt viele Indizien dafür, daß 
mehr noch als jene, die es offen sagen, für eine Wiederholung allendistischer Mordpläne 
“sind. Das Ausland, und da nicht nur Kuba etwa, sondern auch so mancher unbefriedigte 
Geist im benachbarten Argentinien arbeiten an diesem Ziel. Die Vorgänge um La Tablada 
Ende Januar 1989 haben es aller Welt bewiesen. 

Und jetzt einige Zitate aus jenen Monaten: 

21.9.88 Innenminister Sergio Fernandez: „Es wäre gegen das Vaterland unverantwort- 
lich, dem Marxismus erneut die Tore zu öffnen, wie man es in der Vergangenheit tat“. 

22.9.88 Der Wirtschaftsberater der Regierung, Ex-Minister Pablo Baraona: „Die Op- 
position kann wegen ihrer Differenz keinen Plan haben. Trotzdem begrüßten diese klugen 
Wirtschaftssachverständigen den Plan Austral Argentiniens, den Cruzado Brasiliens und 
den von Perü, und sie täuschten sich dreimal“, 

22.9.88 Die Gegenwart der Linken auf der Straße fällt auf. Viele Personen tragen das 
NO-Abzeichen. Die schweigende Mehrheit ist nicht politisch (Mercurio). 

22.9.88 Die 16 Oppositionsparteien einigen sich über einen „Plan der Regierbarkeit“ 
nach etwaigem Sieg im Plebiszit. Doch einen Präsidentschaftskandidaten können sie nicht 
nennen, denn jeweils 3/4 ihrer Mitglieder würden einen Genannten aus ideologischen 
Gründen ablehnen. So unterschiedlich in sich ist die Opposition. 

23.9.88 Volodia Teitelboim fordert die Aufstellung einer „Provisorischen Regierung“ 
wenn das NO gewinnt. 

23.9.88 Der Sprecher der 16 Oppositionsparteien und Präsident der Democracia Cri- 
stiana (DC) teilt dem Lande mit, daß man den „Socialismo comunitario“ wieder aufgrei- 
fen werde, jenes politische Projekt, mit dem seinerzeit Radomiro Tomic (DC) und Jacques 
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Chonchol (der jüdische Landwirtschaftsminister der UP) an die Enteignungen in der 
Landwirtschaft gingen. 

24.9.88 Der Minister für das Minenwesen erklärte, daß Chile bei einer Fortsetzung sei- 
ner bisherigen Entwicklung 1997 führend sein werde in der Weltproduktion von Kupfer, 
Molybden und Litium, und daß es unter den sieben größten Goldproduzenten und unter 
den zehn wichtigsten Silberproduzenten sein würde. 

24.9.88 Der argentinische Abgeordnete der UCR, Marcelo Stubrin, ein führender „In- 
sider“, tritt in Santiago auf, „um Chile die Erfahrungen mit dem Übergang zur Demokra- 
tie zu verkünden, die man in Argentinien gemacht hat“. 

24.9.88 Roberto Gonzalez im „Mercurio“: „Wir stehen vor einer Option democratica, 
die uns mit Sicherheit eine ‚alfonsinizaciön“ Chiles bescheren wird. Und Sie meinen, daß 
ein Aylwin (DC) weit entfernt sein wird von einem Alfonsin?“ 

25.9.88 Der Staatsanwalt Fernando Torres, der die Untersuchungen wegen der Ermor- 
dung des Carabinieri Miguel Vazquez, die illegale Einfuhr von Waffen und das Attentat 
auf Pinochet leitet, sagt zu den Todesdrohungen, die die FMR gegen ihn ausspricht: „Wir, 
die wir öffentliche Verantwortlichkeiten tragen, dürfen uns nicht beeinflussen lassen von 
Terror und Furcht. Wir haben unsere Aufgaben bis zum letzten zu erfüllen“. 

25.9.88 Die neuen Projekte für Santiago werden von der Regierung bekanntgegeben: 
Skizentrum Valle Nevado - Modernisierung der Telefonverbindungen und Verdoppelung 
der Ausfahrtsstraßen - Straßentunnel Zapata 2 und Straßentunnel Lo Prado 2, um eine 
Autobahn nach Valparaiso fertigzustellen, wo gleichzeitig das Gebäude für den zukünfti- 
gen Kongreß im Bau ist - Erweiterung der Untergrundbahnlinie 2 und Beginn der Linie 3 - 
Neuer internationaler Flughafen - Trinkwasser für alle Vororte - Hotelbauten mit einer 
Kapazität von 10.000 Betten. 1973 lebten noch 66.000 Familien in 11 Elendsvierteln. Diese 
werden 1989 alle beseitigt sein. - Die „äußere Armut“ ist von 19,8% (1973) auf 6,3% ge- 
sunken, also auf ein Drittel - die Kindersterblichkeit ist auf 10% gesunken, was Santiago 
zu einem bevorzugten Platz in der Welt macht - Die Unterernährung von Kindern ging auf 
die Hälfte zurück - Die Lebenserwartung in Chile beträgt 73 Jahre, die höchste in Lateina- 
merika - das Analphabetentum ist auf 3,5% gesunken - 60% des Staatshaushaltes werden 
vom Privaten Bereich aufgebracht - in den letzten 5 Jahren betrug das jährliche Wirt- 
schaftswachstum jeweils 6,5%. - Die Arbeitslosenquote beträgt nur noch 8% - Die Infla- 
tion erreichte 1988 nur etwa 14%, ein Rekord für Südamerika - Die Zahlen werden von 
. dem Intendenten (Gouverneur) der Region metropolitana, Sergio Badiola Broberg bestä- 
tigt. Wenn wir später von den amerikanischen Sabotageversuchen hören, habe man diese 
Zahlen gegenwärtig. 

26.9.88 Auf einer Konferenz der amerikanischen Wehrmachten im argentinischen Mar 
del Plata werden als Geldquellen der marxistischen Subversion genannt: Die Ford Foun- 
dation in New York, der Weltkirchenrat mit Sitz in Holland, Amnesty International in 
Großbritannien und Adveniat in der BRD. So teilt es die chilenische Presse mit. 

27.9.88 Der chilenische Außenminister Garcia vor den UN: „Die Menschenrechte müs- 
sen ohne Diskriminierung geschützt werden. Die Menschenrechte müssen überall respek- 
tiert werden“. Wir werden bei der Erörterung der Vorgänge gegen „Dignidad“ an diese 
Sätze erinnern. 


Chiles Entwicklung 


27.9.88 Der Direktor des Statistischen Amts, Alvaro Vial: „Das wirtschaftliche 
Wachstum entspricht einer Änderung der chilenischen Mentalität. Die Länder wachsen 
nicht mit Schlagwörtern und Demagogie, sondern dank ernster Maßnahmen, die es dem 
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privaten Sektor ermöglichen, seine schöpferischen Fähigkeiten zu entwickeln. Chile ist im 
Begriff, in die Welt der entwickelten Völker einzutreten. Die Schaffung der Regionen hat 
es möglich gemacht, daß Entwicklungszentren entstanden wie Concepciön, Copiapö oder 
Puerto Montt.“ 


Ein Vergleich mit Argentinien 


Ein Vergleich mit Argentinien ist hier angebracht. Auch dort hat sich die Möglichkeit 
einer neuen Region ergeben: Neuquen mit seinen Gas- und Petroleumfunden. Doch die 
Zentralregierung (Alfonsin persönlich) verhindert die industrielle Erschließung, will alles 
um Buenos Aires herum zentralisieren, um bei der dortigen stärkeren Bevölkerungsdichte 
mehr Wählerstimmen einfangen zu können. Das gleiche trifft zu für die dauernde Sabota- 
ge der Straße 258 im Südwesten des Landes, deren Fertigstellung eine wirtschaftlich auto- 
nome Region schaffen würde. 

Wesentlich aber für einen Vergleich zwischen Chile und Argentinien ist die heute völlig 
unterschiedliche Lebenshaltung in beiden Ländern. In Argentinien Unlust und starke Kor- 
ruption, viel Unehrlichkeit „oben“. In Chile die Entstehung einer völlig neuen Mentalität 
voller Sachlichkeit, Ehrgeiz, Sauberkeit, echtem Patriotismus, Arbeitsamkeit. Schon auf 
den ersten Blick macht das Land dort einen anderen Eindruck, als man ihn diesseits der 
Kordillere bekommt. Die Ware, die für den Export bereitgestellt wird, ist besser präsen- 
tiert, besser ausgesucht, besser behandelt, von besserer Qualität als in Argentinien (wie ich 
es persönlich immer wieder beruflich feststellen muß). Der Papierkrieg ist in Chile bedeu- 
tend geringer, Fälle von Korruption habe ich nicht erlebt. Den „Militärs“ ist es gelungen, 
an die leitenden Stellen Offiziere zu stellen, die man „Manager“ nennen muß und die zu 
den wirtschaftlich aktiven Kreisen die besten Beziehungen unterhielten. Es wurde sehr be- 
dauert, daß Pinochet sie dann nach dem Volksentscheid durch Zivilisten ersetzen ließ. Sie 
hatten in 15 Jahren viele Stadtbilder erheblich verbessert. In dieses tägliche Bild einer auf- 
strebenden Nation paßt einfach nicht mehr das Klisch&e hinein, das man andernorts von 
einem südamerikanischen Staat hat. Es fehlt auch an den Kiosken das pornographische 
Angebot. Die Frauen und Mädchen sind deutlich besser gekleidet als in Argentinien. Die 
angebotenen Lebensmittel etwa in Osorno nicht nur wesentlich: billiger als in Bariloche 
(ich spreche von den Monaten vor dem Plebiszit und vor dem argentinischen Währungszu- 
sammenbruch), sondern weitaus sortierter und in der Qualität auf gutem europäischen Ni- 
veau. Es gibt keine Maul- und Klauenseuche in Chile. Alles ist unter dauernder Sanitäts- 
kontrolle wie in Europa. Die Schlangen argentinischer Autos, die in diesem Sommer 
1988/89 nach Chile auf Urlaub fuhren, sprechen Bände. 

Doch, um hier vorzugreifen, wie auf einen Schlag hörte das auf, als die argentinische 
Währung wertlos wurde. Das begann im Februar 1989. Das schwer erschütterte Vertrauen 
der Bevölkerung in die wirtschaftspolitischen Führungsfähigkeiten der Regierung 
Alfonsin erlitt einen neuen Schlag (98). Eine Fahrt ins benachbarte optimistische und 
schöne Chile war von da an nicht mehr zu bezahlen, wenn man mit Australes (der argenti- 
nischen Währung) kam. 

Wenn Sie durch Argentinien fahren (was sich ein normaler Argentinier bei den hohen 
Benzinkosten auch nicht mehr erlauben kann!), dann erleben Sie, wie arm dieses Land ge- 
worden ist. Während gerade wieder ein Korruptionsfall von 500 Millionen Dollar, unter- 
schlagen von Staatsbeamten, durch die Presse geht, finde ich in meinem Fotoalbum z.B. 
Bilder von aus den Angeln gefallenen, zerborstenen Türen in Belen, da sieht man Haus- 
wände, an denen der Verputz heruntergefallen ist, Pappe ersetzt Fensterscheiben. Doch 
nirgends werden Gelder bereitgestellt für Verbesserungen, wie es in Millionenhöhe in Chile 
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erfolgt. Klopft man unterwegs irgendwo an, so Öffnet eine armselig gekleidete Frau ver- 
ängstigt die Tür um einen kleinen Spalt und lugt heraus. So arm war China auf Maos lan- 
gem Marsch. In Buenos Aires wird kein Unbekannter mehr in ein Treppenhaus gelassen. 
Die Überlandstraßen sind zum Teil sehr vernachlässigt und unsicher. Ganze Lastkraftwa- 
gen verschwinden. Sie werden von Banditen auf der einsamen Chaussee angehalten. Man 
zwingt die Fahrer zum Aussteigen, und Wagen und Ware tauchen nirgends mehr auf. Nur 
möglich ist das bei korrupten Polizeikommissaren und korrupten Richtern. Für bestimmte 
Landesteile sucht man vergebens nach Lastkraftwagen die bereit sind, dorthin zu fahren. 
Am schlimmsten erleben wir es im Chaco. Man wühlte sich viele Kilometer durch tiefen 
Sand, wo einst die Straße war. Die Wegweiser waren unleserlich geworden. Charata, eine 
deutsche Gründung, hatte man, wie viele andere Orte dort, einfach vergessen. Freunde 
zeigten uns die Nebenwege, auf denen wir weiterfahren konnten. Überall fehlt das Leuch- 
ten frischer Farbe. In Chile mehren sich die frischgestrichenen Häuser. Und niemand 
spricht in Argentinien von diesem Verfall. Es ist eine schleichende, lautlose Krankheit, 
diese Verarmung. Stößt man auf häßliche Vernachlässigung, einen halbfertigen verlasse- 
nen Bau, dann schaut man darüber hinweg, macht so etwas nicht zum Gegenstand trauri- 
ger Unterhaltung, denn das hilft doch nicht weiter. Solche Anblicke sind längst zur Tages- 
ordnung geworden. Man ist still wie die Überlebenden in Beiruth und in Kabul. Man 
schaut über die Grenze nach Norden, nach dem Lande, da sich ein Sarney mit Alfonsin 
verbrüdert hat und erfährt abgestumpft, daß dort in Rio seit Wochen täglich 24 Menschen 
sterben, mehr als in irgendeinem anderen Brennpunkt politischer Unruhen auf der Welt. 
Selbst im eigenen Haus überlegt man es sich lange, ob man eine zweite Toilette bauen will, 
denn das kostet höhere Steuern, die man nicht mehr aufbringen kann. Von den Behörden 
wird geschröpft, wer noch etwas besitzt. 

Das schlechte Beispiel wird „oben“ gegeben. „Dann waren die Verantwortlichen in der 
Casa Rosada wohl aber auch von purer Bereicherungsabsicht getrieben, oder sie griffen 
aus wahlpolitischen Gründen in die wirtschaftspolitische Trickkiste. Die wirtschaftspoliti- 
sche Nonchalance am Rio de la Plata führt nicht allein zu unschönen Eigentumsverteilun- 
gen und zur Verschlechterung der Teuerungsaussichten, sondern stellt für das wirtschaftli- 
che Gedeihen Argentiniens eine unmittelbare Bedrohung dar. Solange das Regierungsver- 
halten dirigistisch und sprunghaft bleibt, kann nicht erwartet werden, daß Unternehmen 
und Publikum bereit sind, im Inland Ersparnisse zu bilden“ (99). Doch, es sind nicht nur 
die genannten Gründe Ursache für den Verfall des Landes. Weitaus wichtiger ist die ideo- 
logische, zum Marxismus neigende Färbung jener Beamten in allen Behörden, die in den 
letzten fünf Jahren durch die Coordinadora eingebaut wurden und die auf dem (quasilega- 
len) Wege über Verordnungen und willkürliche Taxierungen den „Reichen“ und den 
„Volksfeinden“ nehmen, was sich machen läßt. Nur eben, Spekulanten und Freunde wer- 
den selbst dann nicht von solchen „Eigentumsverteilungen“ betroffen, selbst wenn sie sich 
hunderte von Millionen von Dollar in die Tasche stecken konnten im Laufe der Erbegnisse 
der „Trickkiste“. 

Das schlimme ist, daß es sich dabei hier um die Wiedergabe eines zeitlichen Teilaspekts 
handelt. Das System läuft weiter bis nichts mehr zu rauben ist. Und niemand wird es an- 
fechten, denn es geschieht mit so freundlichen Gesichtern auf beiden Seiten. Hier und dort 
bekommt jemand wohl einmal einen Wutanfall, wenn er erkennt, daß es gegen dieses or- 
ganisierte Böse keine Hilfe gibt. Rechtschaffenheit wird zum Bumerang, Verteidigung 
zum Verbrechen. An den Schalter setzt man am liebsten eine (schlecht bezahlte) Frau. Wer 
will dieser noch seine Meinung sagen, wenn er wieder einmal eine höhere Lichtrechnung zu 
zahlen hat? Dabei geht es gerade jenen in einem solchen „sozialistischen“ System am 
schlechtesten, die am wenigsten haben. In den Händen einer Gewerkschaftsführung, die 
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Teil ist dieses Systems, hat der Arbeiter nur das Recht zu genehmigten Streiks. Sein Lohn 
hat immer weniger Kaufkraft. (100) 

Diese Bemerkungen machte ich im Februar 1989. Ich konnte nur ahnen, was noch 
kommen würde. Einige Kapitel weiter und einige Monate älter, werden wir uns wieder 
treffen in Argentinien. Einstweilen zurück nach Chile auf dem Wege zur Volksabstim- 
mung: 

27.9.88 Pinochet trifft sich mit 60 ehemaligen Parlamentsabgeordneten: „Ich bin und wer- 
de immer der erste Verteidiger des Rechtsstaates sein.“ 

28.9.88 Vor Vertretern der deutschen Industrie- und Handelskammer erklärte der Fi- 
nanzminister Hernäan Büchi: „In diesem Jahr (1988) werden wir ein Wachstum unserer 
Wirtschaft von 6% erleben. Die Zahlungsbilanz wird finanziert von einem Handelsüber- 
schuß von 2.000 Millionen Dollar in diesem Jahr (!). Das ist alles möglich dank einer gro- 
‚en Anstrengung, die Wirtschaftsstruktur des Landes zu ändern. Darum folgt das Land 
heute modernen und realistischen Konzepten, wie sie heute in der Welt vorherrschen. Das 
sind: Integration in die Weltwirtschaft, eine Regulierung der Binnenmärkte mit einem Mi- 
nimum von Fixpreisen, flexiblen Arbeitsmärkten und entwickelten Kapitalmärkten, mit 
einer starken Beteiligung des Privatkapitals und einer bedeutenden Unterstützung seitens 
der Regierung, um wirklich die notleidenden Bevölkerungsteile zu unterstützen, nicht die 
Druck ausübenden politischen Gruppen, sondern eben die Hilfebedürftigen.“ 


Chile zwischen Gut und Böse 


28.9.88 Admiral Merino, Mitglied der Regierungsjunta: befragt, was er sich bei dem 
Heer von „Beobachtern“ denkt, die nach Chile strömen, um bei dem Plebiszit dabeizu- 
sein, meint er: „Ein Land, das nicht von besonders großer Bedeutung für die Welt ist, muß 
etwas ganz besonderes an sich haben, wenn man sieht, daß alle möglichen Personen aller- 
verschiedenster Berufe wie Journalisten, Künstler, Politiker, Soziologen und Menschen- 
rechtler (‚humanoide‘) auftauchen, um zu schauen, was in Chile los ist. Was hier in Chile 
vor sich geht, ist ganz einfach das, was heute auf der ganzen Welt passiert. Es geht gar 
nicht um eine Abstimmung zwischen JA und NEIN, es geht einfach um ein Land, das sich 
zwischen Gut und Böse zu entscheiden hat. Die Welt als Ganzes ist in einen Kampf ver- 
wickelt, der weniger politisch als theologisch ist. Die Welt hat sich zwischen Gott und dem 
Teufel zu entscheiden. Seit den Tagen der Schöpfung streiten sich Gott und der Teufel. 
Gott gab dem Menschen die Fähigkeit, zwischen Gut und Böse zu entscheiden. Was Chile 
heute zu wählen hat, ist Kommunismus oder Nichtkommunismus. Der Kommunismus ist 
die totale Gottlosigkeit, die Zerstörung der Familie, die Zerstörung aller ewigen und wich- 
tigen Elemente in den zivilisierten Ländern unserer christlich-abendländischen Zivilisa- 
tion. Wir erlebten es einmal, wie sie untergingen ... . Die Probleme, die ein Gorbatschow 
heute hat, sind interner Natur. In 60 Jahren der Anwendung eines marxistischen Regimes 
hat man es nicht fertig gebracht, die Seelen der Männer und Frauen in Rußland zu töten, 
so, wie man es nicht schaffen wird, unsere Seele in uns zu vernichten, die Seele, die Gott 
uns gab... So herrscht bei uns die Freiheit des Glaubens. Ein jeder kann in jene Kirche 
gehen, die er wünscht, er sei katholisch, evangelisch oder sonst etwas. Das ist es, was Chile 
in diesem Augenblick verteidigt, seine Gedankenfreiheit, seine freie Laune, so daß die 
Chilenen würdig sind, als Menschen zu leben und nicht als vom Staat versklavte Tiere. 
Darum kommen so viele Leute zu uns, um dieses zu erleben, denn die Mehrheit der süda- 
merikanischen Länder und ebenso die Nordamerikaner, werden nach und nach vom Kom- 
munismus infiltiert. Das zum Beispiel ist der Fall Perus. Sie haben eine kommunistische 
Infiltration mit ihrem ‚Sendero Luminoso‘, die mitleidlos und wie es gerade trifft, Men- 
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schen tötet. Es gibt verschiedene Länder um uns herum (mit deutlichem Blick auf Argenti- 
nien), die in gleichen Bedingungen leben. Darum, weil das, was am Wahltag zu sagen ist, 
derart klar ist, hat sich das Land mit Leuten angefüllt, die alle wissen möchten, was hier 
geschieht. Und das, was hier geschieht, wird von vielen Ländern in der Welt kopiert wer- 
den, von jenen, die nicht fallen möchten wie jene, die nach und nach bereits in die Fänge 
des Kommunismus fielen, der alles vernichtet und mit allem aufräumt“. Wir erinnern an 
das, was wir bisher schon von Äthiopien berichteten. 

Einen Tag vor der Abstimmung kriegt es der amerikanische Botschafter in Santiago, 
Mr. Harry Barnes, fertig, Reagan anzurufen, die chilenische Regierung beabsichtige, die 
Wahl zu annulieren. Reagan richtete daraufhin sofort einen scharfen Protest an Pinochet. 
Die Folge dieser üblen Brunnenvergiftung war, daß der Botschafter gehen mußte. Die 
Gattin eines in Santiago tätigen westdeutschen Diplomaten schrieb mir dazu: „Ich habe 
immer gesagt, den USA gefällt kein gut regiertes südamerikanisches Land. Haben Sie ein- 
mal den US Botschafter gesehen, den man hier hatte, eigens um die chilenische Regierung 
zu stürzen? Der widerlichste Kerl, den man sich denken kann, ein Boxer-Gaunergesicht 
mit widerlichstem Ausdruck. Pinochet hat ihn nicht zum Abschied empfangen und kein 
Regierungsmitglied hat ihn auf den Flugplatz begleitet. Der Neue sieht nicht so schlimm 
aus, soll aber von der gleichen Sorte sein.“ 

28.9.88 Die Omnibuschauffeure von Groß-Santiago bitten die Regierung um Hilfe, da in 
diesem Jahr monatlich etwa 11 Omnibusse von Rowdies verbrannt wurden. Die Vororte 
von Santiago leiden unter diesen „Protestaktionen“. 

28.9.88 Der Justizminister Hugo Rosende teilt mit, daß vorgesehen ist, jeder Gemeinde 
ein Amtsgericht zu geben und die gesamte Justiz mit einem Computersystem zu versehen. 

29.9.88 Außenminister Ricardo Garcia erklärt den UN: „daß wir nicht zulassen wer- 
. den, daß man vom Ausland her versucht, den chilenischen, verfassungsmäßigen Weg zur 
Demokratie zu lenken oder zu beeinflussen. “ 

29.9.88 Vor Kohlenarbeitern sagt Pinochet: „Das wirtschaftliche Wachstum Chiles hat 
den Neid vieler Länder hervorgerufen... . Ich wiederhole meinen Aufruf an die Unterneh- 
mer von vor einem Jahr: Der Erfolg eines Werkes muß geteilt werden mit den Arbeitern, 
denn das ist die Grundlage für den Fortschritt einer Nation (in der Tat wurde gerade dieser 
Wunsch kaum berücksichtigt). Die Regierung wünscht Arbeiter, Eigentümer und keine 
Proletarier.“ 


Zukunftspläne 


30.9.88 Bruno Siebert, Minister für Öffentliche Bauten, teilte mit, daß sich die Ausga- 
ben für Öffentliche Arbeiten im Vergleich zu 1987 in der bevorstehenden Regierungsperio- 
: de verdoppeln werden. Sieben Flugplätze werden ausgebaut, der Flugplatz von Santiago 
“ (Arturo Merino Benitez) wird in der Lage sein, jährlich 2 Millionen Fluggäste abzuferti- 
gen. Der neue Flugplatz Mataveri auf der Osterinsel wird ein Hauptpfeiler für den Luft- 
transport zu den Märkten im Pazifik und im Orient sein. Ebenso werden die beiden Flug- 
häfen Tepual und Aracena zu Hauptumschlagplätzen für den Export ausgebaut. 
28.9.88 Weltbankdirektor Stanley Fischer erklärte auf der (terrorumbrausten) Tagung 
in Westberlin: „Asien wächst, Afrika schrumpft und Südamerika stagniert. Doch Chile ist 
eines jener Länder, die das Licht am Ende des Tunnels sehen.“ 
30.9.88 Die Asociacidn de Acade&micos wirft der Regierung Pinochet vor, daß die Uni- 
versitätsausbildung in den letzten 15 Jahren vernachlässigt und daß die staatlichen Zuwen- 
dungen laufend verringert wurden. 
30.9.88 Die zweitgrößte spanische Partei der Volksallianz hat ihr Vorstandsmitglied, 
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zweiten Vizepräsidenten des spanischen Senats, Ares Pacochaga, aus der Partei ausge- 
schlossen, weil er im Fernsehen die Regierung Pinochet gelobt hatte. Der spanische Senat 
schickt auf Einladung der Opposition eine Abordnung zum Volksentscheid nach Chile. 
Das spanische Abgeordnetenhaus sagt in einer von allen Parteien unterstützten Resolution 
seine Solidarität all denen zu, die eine Umwandlung der Diktatur Chiles in eine Demokra- 
tie und freie Wahlen verlangen (101). 

Bitte erkundigen Sie sich einmal, wie diese Umwandlung seit dem Ausscheiden Francos 
in Spanien ablief. 

30.9.88 Chiles Außenminister ließ den UN und der OEA die vom Staatspräsidenten 
unterzeichneten Urkunden zum Beitritt Chiles zu den Internationalen Konventionen gegen 
Folterungen zukommen. 

1.10.88 Der ehemalige Außenminister Miguel Schweitzer: „Der Mehrheit derjenigen, 
die jetzt als Beobachter nach Chile kommen, fehlen Unparteilichkeit und die nötigen 
Kenntnisse, um sich zu zuständigen Zeugen des Prozesses aufschwingen zu können.“ 

1.10.88 Verschiedene Studentenverbindungen in einem Eingesandt: „Wenn das NO an 
die Macht kommt und sich das Programm der Opposition verwirklicht, wird das Land er- 
neut den Weg der Unterentwicklung beschreiten, den Weg sozialen Stillstandes und der 
politischen Unbeständigkeit. Es genügt, nachzulesen, was die gleichen Politiker schon ein- 
mal versprachen und schon einmal verwirklichten. Wir kennen das Ausmaß ihrer betrüge- 
rischen, so schön klingenden Versprechungen. Man kennt ihre Moral, die vor nichts zu- 
rückschreckt, um an die Macht zu gelangen. Ihr Ehrgeiz kennt keine Grenzen. Das SI da- 
gegen bedeutet die Schaffung einer festgegründeten Demokratie in Chile.“ 

Auffallend ist für den Beobachter, wie sich die beiden Parteien vorstellen. Das SI 
nennt Zahlen, konkrete Leistungen. Das NO hat Phrasen, kindische Zukunftsvorstellun- 
gen, wüste Beschimpfungen der Gegenseite, große Pläne, die aber noch niemals irgendwo 
auf der Erde in irgendeinem sozialistischen Paradies verwirklicht wurden, obwohl den 
dortigen Regierungen ein Vielfaches jener 15 Jahre zur Verfügung stand als es für Pino- 
chet der Fall ist. Und sie verfügen über sehr viel Geld. Beachtlich auch die überfüllten Ge- 
fängnisse in „demokratisch regierten“ Ländern, überfüllt mit „politischen Verbrechern“, 
und die bedeutend geringere Verbrechensrate in der „Diktatur“. Gerade kommt es zu ei- 
nem schweren Aufstand in dem argentinischen Gefängnis von Devoto und gleich darauf 
zu den bekannten Tumulten in Louisiana. 

1.10.88 „El Mercurio“ bringt das Foto von einer Versammlung des NO mit den Fahnen 
und Transparenten der Beteiligten: „Wir sehen, wie die DC eine zweitrangige Rolle spielt. 
Den Ton geben die Kommunisten an, die MIR, die FMR und verschiedene sozialistische 
Gruppen.“ Man fühlt sich versetzt in die russischen und deutschen Verhältnisse von 1919. 

1.10.88 dpa meldet aus Santiago: „Etwa 60% der Wähler wollen gegen Pinochet stim- 
men.“ 

So und in ähnlicher Form wird überall die Presse eingesetzt, um den Kräften der Zer- 
störung Vorschub zu leisten. Die in diesem Rahmen tätigen Männer und Frauen werden 
dabei durch einen Panzer geschützt, der umfassender ist als etwa die Immunität der Diplo- 
maten. Er heißt Pressefreiheit. Es gibt zwei Päpste, die dazu etwas sagten, was nichts an 
Aktualität verloren hat. Gregor XVI: „Daran schließt sich die Freiheit der Presse an, die 
unheilvollste Freiheit, eine abscheuliche Freiheit, vor der einem nicht genug schaudern 
kann und die gewisse Menschen mit soviel Lärm und solchem Drängen zu fordern und 
überall zu verbreiten wagen. Wir zittern, wenn wir bedenken, mit welchen Monstern von 
Doktrinen oder vielmehr welchen Ausbünden von Irrtümern wir überhäuft werden, weit 
herum ausgesät durch eine ungeheure Menge von Büchern, Broschüren und anderen ' 
Schriften.“ Und Leo XIII dann: „Setzen wir nun diese Betrachtungen fort über die Frei- 
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heit, alles, was man will, durch Wort und Druck auszusprechen. Wird diese Freiheit nicht 
in rechter Weise gemäßigt, überschreitet sie Maß und Ziel, so ist eine solche Freiheit, fast 
überflüssig zu sagen, sicher kein Recht, denn das Recht ist eine sittliche Befugnis, und es 
wäre absurd zu glauben, daß diese natürlicherweise und ohne Unterschied noch Unter- 
scheidung der Wahrheit und der Lüge, dem Guten und dem Bösen zukommt. Das Wahre, 
das Gute mit einer klugen Freiheit im Staat zu verbreiten, damit eine größere Zahl davon 
Gewinn zieht, hat man das Recht, doch bei den lügenhaften Lehren, der allertödlichsten 
Pest für den Geist, bei den Lastern, die die Herzen und die Sitten verderben, ist es rech- 
tens, daß die öffentliche Autorität sich ihrer Bezähmung widmet und das Übel hindert, 
sich zum Ruin der Gesellschaft auszubreiten. Die Verirrungen eines zügellosen Geistes, die 
für die unwissende Menge leicht zu einer wahren Bedrückung werden, müssen durch die 
Autorität der Gesetze in billiger Weise bestraft werden, nicht minder als die gegen die 
Schwachen begangenen gewaltsamen Anschläge. Und diese Unterdrückung ist umso not- 
wendiger, als gegen solche schriftstellerischen Kunstgriffe und dialektischen Feinheiten, 
zumal wenn das Ganze den Leidenschaften schmeichelt, der unwidersprochen größte Teil 
der Bevölkerung in keiner Weise oder nur mit den größten Schwierigkeiten sich wehren 
kann. Man gewähre einem jeden unbegrenzte Freiheit des Redens und Schreibens, und 
nichts bleibt geheiligt und unverletzlich, nichts wird verschont werden, nicht einmal jene 
ersten Wahrheiten, jene großen natürlichen Prinzipien, die als ein edles gemeinsames Erbe 
der ganzen Menschheit anzusehen sind. So wird die Wahrheit allmählich von der Finster- 
nis übermannt und man sieht, wie es oft geschieht, die Herrschaft der lebensgefährlichsten 
Irrtümer verschiedenster Art sich mit Leichtigkeit ausbreiten.“ (Zitiert in Lefebvre, aaO 
5.88 ff). 


Unzivilisiert oder unterentwickelt? 


2.10.88 Professor Bernardino Bravo Lira veröffentlicht einen Aufsatz über „Mythos 
und Wirklichkeit der Unterentwicklung in Chile“, der weltweit zu denken gibt: „Zu Be- 
ginn unseres Jahrhundert war die Welt aufgeteilt in zivilisierte und nicht zivilisierte Staa- 
ten. Chile befand sich zweifellos in der ersten Gruppe. Es war politisch stabil... Nach 
dem II. Weltkrieg setzte man eine andere Unterteilung fest: Entwickelte und unterent- 
wickelte Länder. Zahlen sprachen jetzt das große Wort und da wurde Chile ‚unterent- 
wickelt‘ genannt. Obwohl es kein Industrieland war, für das die Zahlenakrobatik hätte 
gelten sollen. Doch die Art, wie Chile die großen Probleme der Stunde anging und löste, in 
erster Linie solche gesellschaftlicher und institutioneller Natur, war typisch für ein ‚ent- 
wickeltes‘ Land... Chile hat im Laufe dieses Jahrhunderts einen bedeutenden schöpferi- 
schen Auftrieb gezeigt. Im kulturellen Leben, in Literatur und in den Künsten, in der Wis- 
senschaft und auf technischem Gebiet. Zum großen Teil wurde der Abgrund gefüllt, den 
zu Beginn des Jahrhunderts arm und reich trennte. Die Mittelschicht hat sich dauernd ver- 
größert und ist heute die Achse der Gesellschaft. Und das geschah mit eigenen Mitteln und 
ohne ausländische Modelle. Die Gesellschaftsformung (movimiento asociativo) überwand 
den Liberalismus des XIX. Jahrhunderts und ein großer Teil der Bevölkerung steht nicht 
mehr isoliert vor dem Staat. Er ist geschützt dank eines dichten Netzes von vermittelnden 
Zusammenschlüssen. Dieses Bild paßt nicht zu der Behauptung, Chile sei unterentwickelt . 
.. Man kennt nicht den Wohlstand der Industrieländer, doch das zwingt es nicht, auf die 
Entwicklung seiner Schöpferkraft zu verzichten, als wäre es ein Luxus oberhalb der Mög- 
lichkeiten, solange nicht ein gewisses Lebensniveau erreicht sei... Auch die Industrielän- 
der entwickelten vor ihrer Industrialisierung ihre Fähigkeiten in mannigfacher Richtung, 
ohne sich lediglich auf das Überleben zu konzentrieren. Gerade diese wache und ehrgeizige 
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Haltung machte ihre spätere industrielle Entwicklung möglich. Mit anderen Worten, die 
schöpferische Kraft eines Volkes hängt nicht von seinem mittleren Lebensniveau ab, wie es 
einige Theoretiker der Entwicklungslehre als feststehend ansehen, sondern umgekehrt: 
Das Lebensniveau ist das Ergebnis der Schöpfungskraft. Darum, ohne weit auszuholen, 
das größte, was die Menschheit besitzt, kommt von Ländern und Städten, die nicht indu- 
strialisiert sind. Das ist die Lehre, die wir ziehen aus Buddha und Konfuzius, aus der Phi- 
losophie eines Plato oder Aristoteles, aus den gotischen Kathedralen und den Universitä- 
ten, aus der Göttlichen Komödie oder einem Don Quijote oder endlich aus der Musik eines 
Händel. Nur von dieser Sicht her ist die Geschichte Chiles in diesem Jahrhundert zu ver- 
stehen. Seine schöpferische Kraft kann nur denjenigen umwerfen, der das übersieht, was 
in den letzten tausend Jahren so viele nicht industrialisierte Gesellschaften gezeigt haben . 
. . Chile konnte sich seinen Weg ins XX. Jahrhundert selbst bauen, denn es war kein neues 
Land, ein in Entwicklung befindliches Land. Es war ein fertiges Land mit eigenem Recht, 
mit einer Physiognomie, die es in dreihundert Jahren eigener Geschichte erworben hatte, 
mit einem geistigen Leben und einer Kultur, die ihm eigen waren. Darum zählte man es da- 
mals zusammen mit den Großmächten jener Zeit auf als zivilisiertes Land. So ist es erklär- 
lich, daß Chile nach dem Zusammenbruch der Salpeterwirtschaft nicht zusammenbrach 
wie eine pleite Fabrik. So wurde Chile, was es vorher war, was es immer gewesen ist: Arm 
aber ehrlich (man findet leicht Parallelen zu dem deutschen Wirtschaftswunder. Es war 
nur denjenigen unverständlich, die nicht anders als in Zahlen denken konnten und die 
meinten — und hofften — man müßte in den Trümmern wieder bei Adam anfangen). Es 
war ein Land mit eigenem Charakter, an Leiden gewöhnt und würdig, fähig, sich seinen 
Weg aus eigenem Antrieb zu öffnen. “ Wie konnte man ahnen, daß diese Sätze erneut nur 
wenige Monate darauf wieder Wirklichkeit werden würden, als man den frevelhaften Ver- 
such machte, Chile wirtschaftlich zu vernichten. 

Dieses „Wachsen vor Hindernissen“ war es, was hinter der Arbeit Pinochets in den 
letzten fünfzehn Jahren stand. Es war die nationale Disziplin und der Fleiß, die es wieder 
hinaufriefen. Es wird sich zeigen, daß die geringe Mehrheit, die dann mit NO stimmte, 
sich nicht wegschwemmen lassen wird, ausländischen Parolen und Vorstellungen zu fol- 
gen. Die verworfene Schicht derjenigen, die sich mitreißen lassen von verführerischen 
marxistischen Parolen wird in Chile, anders als anderswo in Südamerika, niemals bestim- 
mend werden können. Gefährlich werden kann nur eine (erneute vorübergehende) Wie- 
derholung der parteipolitischen Manipulation, die es einem Allende möglich machte, mit 
den Stimmen einer von maurerischer Schlamperei getränkten DC an die Macht zu gelan- 
gen. 
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Warnungen 


Argentinische Außenpolitik 


Da wir in diesem Buch Entwicklungen aufzeigen wollen, von denen man sagen muß, 
daß sie einerseits ihren Impuls in der „Philosophie“ der Freimaurerei haben, und wohl 
darum im allgemeinen nicht gerne ins Bewußtsein der Mitmenschen gebracht werden dür- 
fen, und andererseits mit normativer Kraft das Leben auf unserem Planeten in eine Dauer- 
krise versetzt haben, ist es angebracht, den hier für Chile kurz skizzierten Weg einer Na- 
tion in Bezug auf den Begriff der „Entwicklung“ auch für Argentinien klarzustellen. Wir 
werden dabei Dinge erfahren, von denen man in Europa kaum eine blasse Ahnung hat. 

Auch Argentinien galt vor achtzig Jahren als „zivilisiertes“ Land. Es genügt, etwa an 
den führenden Freimaurer und Friedensnobelpreisträger Carlos Saavedra-Lamas zu erin- 
nern, der als argentinischer Außenminister den verheerenden Ölquellenkrieg in Chaco zwi- 
schen Bolivien und Paraguay beenden konnte. Anders als im Falle Chiles aber konnte Ar- 
gentinien nach dem Kriegsende von 1945 den Weg auch gleich in die „entwickelte“ Welt 
antreten. Abgesehen davon, daß es sich mit einer Kriegserklärung an die Achsenmächte in 
letzter Minute, anders als auch gerade Chile, sich seiner nationalen Identität und damit ei- 
nes höheren Grades an Zivilisation beraubte, war es Peron mit seinem Industrialisierungs- 
programm, das einen solchen Fortgang argentinischer Geschichte einleitete. Bis heute lei- 
det Argentinien an der Gleichzeitigkeit fehlender Eigenart und möglicher industrieller Be- 
reicherung. Doch ein Argentinien, das von mehr als nur der Landwirtschaft lebte, lag 
nicht im Interesse der Angelsachsen. Von heute auf morgen ließ sich da nicht viel wieder 
abbauen, denn dazu war das biologische Element, das diese Technisierung trug, zu breit 
angelegt. Italiener, Juden und Deutsche, viele von ihnen erst eben ins Land gekommen, 
hatten dem einstigen Land der Gauchos ein andereres Gesicht gegeben. An den Universitä- 
ten wurden die Naturwissenschaften auf einem Niveau gelehrt, das sich nicht von dem un- 
terschied, was Europa zu bieten hatte. Doch nach und nach wurde das Werk wieder zer- 
stört oder doch seine Zerstörung versucht. Neuere und stärkere Akzente wurden hier mit 
dem Regierungsantritt Alfonsins gesetzt. Er war es, der zusammen mit seinem ebenso 
linksstehenden Außenminister Dante Caputo das (westliche) Land als einen Teil der „Drit- 
ten Welt“ gesehen haben wollte. Von daher wird es verständlich, daß Alfonsin denn auch 
auf allen Tagungen in der „Dritten Welt“ so gerne redend auftrat. Gemeinsam in diesem 
Rahmen wollte man Weltpolitik betreiben (etwas, was Chile niemals in den Sinn gekom- 
men ist). Da gleichzeitig infolge falsch aplizierter Sozialmaßnahmen das Lebensniveau in 
Argentinien sank, half das, einen solchen Übergang zu erleichtern. Bald war man Armer 
unter Armen. Als der Präsidentschaftskandidat der UCR, Eduardo Angeloz (also präsum- 
tiver Nachfolger Alfonsins) sich im Januar 1989 aus pragmatischen Gründen gegen die 
Beibehaltung einer solchen Klassifikation aussprach, entsandte Außenminister Caputo so- 
fort eine Mission zu den wichtigsten Freunden in dieser Dritten Welt, u.a. nach Kuba, 
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nach allen sozialistisch regierten Ländern, Nikaragua, Indien, Pakistan, Spanien usw., um 
die Äußerungen von Angeloz zu „erklären“. In den gleichen Rahmen gehört es, daß Mitte 
August 1988 Alfonsin den südafrikanischen Konsul in Buenos Aires, Dirk de Wet, aus- 
wies, und dann der eigene Konsul in Johannesburg zurückgerufen wurde. Grund war ein 
Seminar über Südafrika, das im südafrikanischen Konsulat abgehalten werden sollte. Seit 
dem 22. Mai 1986 waren bereits die diplomatischen Beziehungen mit Südafrika von Ar- 
gentinien wegen der dortigen „rassistischen“ Politik abgebrochen worden. Man wollte da- 
mit ein Hindernis auf dem Weg einer Zusammenarbeit mit der Dritten Welt beseitigen. 

Nach dem bereits erwähnten Überfall linksextremer Elemente auf die Kaserne von La 
Tablada im Januar 1989 mit 40 Toten, fragt der argentinische, der Regierung nahestehen- 
de Journalist Iglesias Rouco (102) aus New York: „Wie sieht man in diesem Augenblick 
die Argentinier in der zivilisierten Welt?“ schließt also unbewußt Argentinien aus jener 
aus! 

Und was ebenfalls die beiden Länder unterscheidet, was es in Chile nicht gibt: Überall 
in Argentinien sind die Behörden stark infiltriert von Personen, die darauf geschult sind, 
in rechtlich unangreifbarer Weise den Bourgeois finanziellen Schaden zuzufügen. Wir 
streiften das Thema bereits kurz. Hier noch ein paar Worte mehr dazu. So etwas geschieht 
z.B. bei Steuerberechnungen, bei der Bewertung von Grundstücken, bei Entscheidungen 
gerichtlicher oder schiedsgerichtlicher Natur. Es geschieht immer in unauffälliger, höfli- 
cher Form mit allen möglichen Floskeln. Die Opfer werden vom SIDE der DGI usw. mit- 
geteilt ohne Angaben von Gründen. Anhänger Lefebvres sind debenso darunter wie ausge- 
schiedene Offiziere. Andererseits werden die gerichtlichen Untersuchungen gegen Subver- 
sive mit sehr großem Verständnis für deren Vorbringen durchgeführt. Betroffene sind ge- 
gen solche Behörden völlig wehrlos, merken oft gar nicht was mit ihnen gespielt wird. ob- 
wohl sie manchmal ein Vielfaches von dem zu zahlen haben, als was Linientreue blechen. 
“ Hinter solcher Haltung steht ein abgrundtiefer aber diszipliniert gezügelter Haß gegen die 
Besitzenden, gegen die Tüchtigen und Fleißigen. So kommt es aber auch niemals zu einer 
Diskussion oder einem Zurechtrücken des Bildes in diesen völlig verrannten Köpfen. Un- 
ter dem gewollten Eindruck der Holocaustfilme sind es nicht selten Deutsche, die ein Op- 
fer dieser amtlichen Feindseligkeiten sind. Vergleicht man dieses bürokratische Vorgehen 
mit dem blutigen gescheiterten bewaffneten marxistischen Überfall auf La Tablada, so 
muß einem Umstürzler klar werden, daß Perestroika weiterführt als Bürgerkrieg. Die Me- 
thoden wurden andere, aber wirksamere. Das Ziel blieb das gleiche. 

2.10.88 Das „Commando de mujeres por un Chile libre“ ruft in Erinnerung an den Be- 
trug Allendes auf: „Würden Sie einen Blankoscheck einem Unbekannten übergeben? Et- 
wa einem Ricardo Lagos (Sozialist), der das System der UP wiederholen will? Oder einem 
Christdemokraten, der sich wieder einmal vom Marxismus hinters Licht führen läßt?“ 

2.10.88 Der Präsident der Uniön Demöcrata Independiente (UDI), Jaime Guzman: 
„Das Problem des Marxismus bleibt zentral für Chile. Möglicherweise gibt es westliche 
Länder, da der Anachronismus und das Scheitern des Marxismus auf der Welt diesen zu 
einem erledigten Thema machen. Aber in unserem Lande ist es nicht so“. Die Schaffung 
einer Izquierda Unida (Vereinigten Linken), wie sie gleichzeitig ebenfalls in Argentinien 
praktiziert wird, erinnert an die Experimente mit einer Volksfront in Europa zwischen bei- 
den Kriegen. 
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Literarische Theorie in Tempo: 


Don Camillo 
und Peppone 


von Roger Zörb 


Guareschis Geschichten um den streitbaren 
Dorfpfarrer Don Camillo und seinen Widersa- 
cher, den kommunistischen Bürgermeister er- 
schienen in 27 Ländern mit einer Gesamtauf- 
lage von weit mehr als drei Millionen Exempla- 
ren. Was bewegte den erfolgreichen italieni- 
schen Autor zu seinen Romanen? In seinem 
Nachlaß fand sich kürzlich folgende Ge- 


brauchsanweisung: 


Dieser der Zeit nach letzte 
Teil meiner Triologie ‚Kleine 
Welt — Don Camillo‘ er- 
schien in Fortsetzungen in 
den letzten vierzehn Num- 
mern des ‚Candido', Jahr- 
gang 1959, des Mailänder 
Wochenblattes, das von mir 
1945 gegründet worden war 
und das in den äußerst wich- 
tigen politischen Wahlen 
1948 eine anerkannte pro- 
pagandistische Bedeutung 
hatte, indem es kraftvoll zur 
Niederlage der kommunisti- 
schen Partei beitrug. . 

Den ‚Candido‘ gibt es 
nicht mehr. Eristim Oktober 
1962 gestorben, vor allem 
wegen der völligen Gleich- 
gültigkeit, welche die Italie- 
ner des Wirtschaftswunders 
und der Öffnung nach links 
für alles haben, das von wei- 
tem nach Antikommunis- 
mus riecht. 

Die heutige Generation 
der Italiener ist dieder Frech- 
schlauen, der Kriegsdienst- 
verweigerer, der Antinatio- 
nalisten, der Vernegerten, 
des neorealistischen Kinos 
und der -sozial-sexuellen 
Linksliteratur. ‘Es ist viel 
mehr eine Degeneration als 
eine Generation. 

Wie schön war das bettel- 
hafte Italien des Jahres 1945! 

Wir kehrten von dem lan- 





gen Hunger der Lagerzurück 
und fanden Italien als einen 
Trümmerhaufen vor. 

Aber über den Bergen von 
Schutt, unter denen die Kno- 
chen unserer unschuldigen 
Toten faulten, wehte der fri- 
sche und saubere Wind der 
Hoffnung. 

Welcher Unterschied zwi- 
schen dem ärmlichen Italien 
des Jahres 1945 und dem 
ärmlichen Milliardär-Italien 
vom Jahre 1963! 

Zwischen den Wolken- 
kratzern des Wirtschafts- 
wunders bläst ein warmer 
und staubiger Wind, der 
nach Aas, Geschlecht und 
Kloake riecht. 

Im Milliardär-Italien des 
‚süßen Lebens’ ist jede Hoff- 
nung auf eine bessere Welt 
gestorben. Es ist ein Italien, 
das zwischen Teufel und 
Weihwasser eine entsetzliche 
Kreuzung herzustellen ver- 
sucht; in dem eine große 
Schar junger Priester der 
Linken (die dem Don Ca- 
millo gewiß nicht ähneln) 
sich rüstet, im Namen Christi 
die roten Fahnen Lenins und 
des Antichrists zu segnen. 

‚Candido‘ konnte imroten 
Milliardär-Italien nicht mehr 
leben, und — tatsächlich — 
er starb. 

Die Geschichte, die 1959 in 


meiner Zeitung erschien — 
noch lebendig, insofern ihre 
Gestalten recht lebendig ge- 
blieben sind —, ist heute zeit- 
fremd. Und ihre gutartige 
Polemik gegen den Kommu- 
nismus kann heute nur hin- 
genommen werden, wenn 
man den Inhalt in die Zeit 
hineinstellt, da sie geboren 
wurde. 

Hier könnte der Leser ent- 
gegen: ‚Wenn deine Ge- 
schichte unzeitgemäß ist, 
weil die Leute in bezug auf 
den Kommunismus die Mei- 
nung gewechselt haben, 
warum ließest du deine Ge- 
schichte nicht ruhig im 
Grabe des ‚Candido‘”* 

Ich antworte: „Weil es 
noch eine unansehnliche 
Minderheit gibt, die in bezug 
auf den Kommunismus und 
die UDSSR die Meinung 
nicht gewechselt hat und der 
ich Rechnung tragen muß.“ 

Deswegen möchte ich 
diese meine Geschichte den 
amerikanischen Soldaten 
widmen, die in Korea gestor- 
ben sind — den letzten hel- 
denhaften Verteidigern des 
belagerten Abendlandes —, 
den Gefallenen Koreas, den 
Überlebenden und ihren Lie- 
ben, denn auch sie können 
die Meinung nicht gewech- 
selt haben. 

Und ich widme sie auch 
den italienischen Soldaten, 
die in Rußland kämpfend ge- 
storben sind, und den drei- 
undsechzigtausend, die als 

* Gefangene in die Hände der 
Russen fielen, in den entsetz- 
lichen sowjetischen Lagern 
verschwanden undderen Los 
heute noch unbekannt ist. 
Ihnen ist besonders das elfte 
Kapitel, „Drei Weizen- 
pflänzchen“ betitelt, gewid- 
met. 

Sodann ist meine Ge- 
schichte den dreihundert 
emilanischen Priestern ge- 
widmet, die von den, Kom- 
munisten in den blutigen 
Tagen der ‚Befreiung‘ermor- 
det wurden, dem verstorbe- 
nen Papst Pius XIl., der 
gegen den Kommunismus 
und seine Komplizen die Ex- 
kommunikation geschleu- 
dert hat, sowie dem Primas 








Ungarns, dem ungezähmten 
Kardinal Mindszenty, und 
der heldenhaften Märtyrer- 
kirche. Ihnen ist vor allem 
das neunte Kapitel gewid- 
met, betitelt: ‚Geheimagent 
Christi‘. 

Das letzte Kapitel, ‚Ende 
einer kleinen Geschichte, die 
nie endet‘, aber möchte ich 
dem verstorbenen Papst Jo- 
hannes XXIIl. widmen. Und 
das (man verzeihe mir die 
Schwäche) nicht nur aus 
Gründen, die alle kennen, 
sondern auch auseinem ganz 
persönlichen Grund. 

Im Juni 1963 erschien 
unter den Nachrufen, dieden 
Zeitungen von Persönlich- 
keiten der ganzen welt zugin- 
gen, jener des Herrn Vincent 
Auriol, Sozialist, der Präsi- 
dent der Französischen Re- 
publik gewesen ist, während 
der Papst als Kardinal Ron- 
calli Apostolischer Nuntius 
in Paris war. Indiesem Nach- 
ruf sagt Herr Auriol wört- 
lich: „Eines Tages, am 1. Ja- 
nuar 1952, sandte er mir — 
indem er mich an meine Dis- 
kussionen mit dem Bürger- 
meister und dem Pfarrer 
meiner Gemeinde erinnerte 
— als Neujahrsgeschenk das 
Buch von Guareschi ‚Die 
Kleine Welt des Don Ca- 
millo‘ mit folgender "Wid- 
mung: ‚Herrn Vincent Au- 
riol, Präsident der Französi- 
schen Republik, zu seiner 


| Zerstreuung und als geistiges 


Vergnügen. Unterzeichnet: 
J. Roncalli, Apostolischer 
Nuntius.“ 

Der Don Camillo des Jah- 
res 1959 ist genau der gleiche 
Don Camillio des Jahres 
1952, und ich habe diese Ge- 
schichte veröffentlichen wol- 
len — obschon sie zeitfremd 
ist — zur Zerstreuung und 
(verzeiht die Überheblich- 


| keit) zum geistigen Vergnü- 


gen der wenigen Freunde, die 
mir in dieser verwirrten Welt 
geblieben sind. 
Roncole-Verdi, 16. August 
1963 

Der Verfasser 


„Avanti, Don Camillo, Avanti!“ 
von Giovanno Guareschi, Ullstein- 
Taschenbuch, DM 9,80 
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Marxismus in Südwestafrika 


So wie Chile (und das übrige Südamerika) gegen seinen Willen von europäischen sozia- 
listischen Regierungen in den Marxismus getrieben werden soll, erlebt man das gleiche im 
Falle Südwestafrikas. Da, wo Marxismus noch Handelswert besitzt, wird er nach wie vor 
eingesetzt. Immer wieder betont Außenminister Genscher im Schlepptau der UN-General- 
versammlung, daß mit ihm die BRD die marxistische, schwerer Menschenrechtsverletzun- 
gen laufend überführte SWAPO als einzigen legitimen Vrtreter „des namibischen Volkes“ 
(auch so eine Freimaurererfindung) ansieht. Allen Einsichtigen ist klar, daß Südwestafrika 
(Namibia) unter marxistischer Herrschaft wohl den Minenmultis große Vorteile bieten, 
aber das Land in das gleiche Elend stoßen würde, in welchem sich bereits aus gleichen 
Gründen Angola und Mozambique und der gesamte unter marxistischen Einheitsparteien 
schmachtende übrige afrikanische Kontinent befinden. Bei dem allgemein verbreiteten 
Wissen von dieser Lage mit ihren tausenden von Toten, einmal hier, einmal dort, ist eine 
Fortsetzung etwa der Bemühungen eines Außenministers Genscher nur verständlich aus 
einer philosophisch verbauten Weltsicht. 


Fast ein Staatsstreich 


Es ist für die deutsche Demokratie nicht das erste Mal, daß versucht wird, auf dem 
Wege über das Außenministerium eine energielose und schwächliche Gesamtpolitik eines 
Kabinetts aus dem Sattel zu heben. In den Geburtsstunden der Weimarer Republik stan- 
den wir bereits einmal vor einer solchen Gefahr. Von damals heißt es (103) aus dem Jahr 
1919: „Viele Arbeiter, Intellektuelle und selbst Mitglieder der neuen Oberschicht empfan- 
den Nachsicht, ja Sympathie für die „Unabhängigen“ (104) oder die Spartakisten (105). 
Man intrigierte hinter den Kulissen; sogar in der nächsten Umgebung des Außenministers 
Brockdorff-Rantzau hätten manche nicht ungern einen Rücktritt Scheidemanns, Eberts 
und Noskes gesehen und sich eine neue Regierung unter der Leitung eines ‚Unabhängigen‘ 
gewünscht. Der Name des ehemaligen Volksbeauftragen Haase wurde genannt, den Graf 
Kessler einen ‚kleinen boshaften Juden, einen Kasuisten mit klugen und harten Augen‘ 
nannte, einen Mann, in dessen Charakter sich Verschlagenheit, Zähigkeit und unbeugsa- 
me Härte zu vereinen schienen.“ Und etwas später heißt es: (106) 

„Trotzdem schien die politische Organisation, deren auslösendes Moment dieser Gene- 
ralstreik hätte sein sollen, im allgemeinen günstig zu verlaufen. Die Kreise um den Außen- 
minister Brockdorff-Rantzau, die eine Absetzung des Teams Scheidemann-Ebert-Noske 
nicht ungern gesehen, einer Herrschaft der ‚Unabhängigen‘ und extremen Linken den 
Vorzug gegeben hätten, waren der Meinung, daß es nötig sein werde, den gesamten wirt- 
schaftlichen Wiederaufbau Deutschlands auf dem System der Arbeiterräte aufzubauen. 
Bei einer solchen Palastrevolution wäre dann dem Außenminister selbst die entscheidende 
Rolle zugefallen, da er die Umgestaltung der inneren Verwaltung vornehmen hätte müs- 
sen. ‚Fast ein Staatsstreich‘ nannte Graf Kessler diesen Plan und meinte, Brockdorff- 
Rantzau sei sich der ungeheuren Tragweite dieses Beschlusses voll bewußt gewesen, der ei- 
nen totalen Umsturz der Innen- und Außenpolitik zur Folge gehabt hätte. Zugleich aber 
schien er noch unschlüssig gewesen zu sein und zu überlegen, was vorteilhafter für ihn wä- 
re: sich sofort mit den ‚Unabhängigen‘ zu verbünden, oder noch vier bis sechs Wochen zu 
warten, und dann eine Koalition mit den Spartakisten und zugleich mit den Russen einzu- 
gehen.“ 

Im April 1989 meint Bundeskanzler Helmut Kohl: „Die wichtigste Veränderung bei 
der Kabinettsumbildung ist der Eintritt des CSU-Parteivorsitzenden Theo Waigel“... Das 
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wichtigste Ereignis aber bei dieser, nach Einschätzung von Kohl „bedeutendsten Kabi- 
nettsumbildung in der 40-jährigen Geschichte der Bundesregierung“ war nicht dieser Ein- 
tritt Waigels (auch dann nicht, wenn Kohl es in jenem Moment noch als „reine Erfindung 
bezeichnete, daß Waigel als Bedingung für seinen Eintritt die Änderung oder sogar Ab- 
schaffung der Quellensteuer verlangt habe“, und diese dann schon eine Woche danach ab- 
geschafft wurde), sondern die andere Tatsache, daß Genscher als Außenminister blieb. 
Nimmt man nämlich diese Tatsache mit hinein in einen Vergleich der beiden Kabinette vor 
und nach der Umbildung, so kann man von einem ganz bedeutenden Machtzuwachs für 
die Genschersche Außenpolitik sprechen. Diese war niemals stabiler untermauert als in je- 
nem wichtigen Augenblick, da sie gerade dann ungestört fortgesetzt werden kann, als sie 
sich anschickt, dem Marxismus maßgebliche Hilfe zu leisten. Man kann daher „fast von 
einem Staatsstreich“ sprechen, wenn man den augenblicklichen Stand der Geschehnisse 
um Dignidad in Chile und um Südwestafrika betrachtet. Kohl (und Waigel!) haben Gen- 
scher freie Hand gegeben für eine vor allen Augen vorbereitete breitangelegte promarkxisti- 
sche Politik in Südamerika und in Südafrika. Er wird, anders als Brockdorff-Rantzau, das 
grüne Licht weidlich nutzen. Man darf von ihm die gleiche Skrupellosigkeit erwarten wie 
wir sie von seinen Parteifreunden her bereits erfuhren. Es wird sich gerade die von der Lin- 
ken immer abgelehnte Vorrangigkeit der Außenpolitik als schärfstes Schwert im Kampf 
um eine Neue Welt erweisen. 

Wir stehen vor der konkreten Aufgabe, jetzt die BRD einzubinden in eine promarxisti- 
sche Front, in der sie gewissen kapitalistischen Kreisen im Rahmen der Perestroika beacht- 
liche Gewinne bringen kann, in der sie aber unweigerlich (und trotz Waigel) sich nach und 
nach dem Regierungssystem ihrer Klientelstaaten anpassen muß. Genscher sind so (selbst, 
falls ungewollt) alle Möglichkeiten zu einer fast-Revolution in die Hand gegeben, in glei- 
chem Umfang, wie das für seine Parteikollegen von der FDP schon seit Jahren in der In- 
nenpolitik gesagt werden kann, wo man längst völlig ungestraft nicht nur die Präambel 
der Verfassung außer Kraft gesetzt hat, sondern in der Auslegung der Asylpflicht selbst 
die erwähnte Kaltenbrunnersche landesverräterische Idee von der Unvermeidlichkeit, eine 
Nation zu sein, längst in der Praxis hinter sich gelassen hat. Die FDP darf darum getrost 
als „Verschwörung gegen die BRD“ angesehen werden. Gegen einen „Staat“ also, von 
dem selbst die Gegner marxistischer Umsturzpläne sagen, er existiere gar nicht de jure, ge- 
gen den man sich also auch nicht verschwören kann! Damit aber ist der Weg auch juri- 
stisch offen zu einer Räterepublik deutscher Zunge. Rette sich wer kann! 


Marxismus in Italien 


Es gibt keine Antikomintern mehr. Einzeln kämpfen die Staaten, jeder für sich, auf 
sich allein gestellt, gegen den Marxismus an. Und alle stehen sie der vereinigten Phalanx 
der westlichen wie der östlichen Welt gegenüber. Stürmisches Wirtschaftswachstum infol- 
ge ihres antisozialistischen Regierungsprogramms weckt die Neider. Südkorea geht es ge- 
nauso wie Taiwan und wie Chile. Wer Front macht gegen den Marxismus gilt als unmo- 
dern. Und als gefährlich. Am liebsten sind den Machthabern dieser Welt die schlafenden 
Riesen, die man dann übertölpeln kann, wenn der Tag kommt. Zu diesen gehört auch Ita- 
lien. Wie es dort aussieht, kommentiert Giovanno Guareschi auf Seite 109. Vielleicht sind 
die Warnungen, die man aus fremden Ländern hört, nicht ganz so abwegig. Vielleicht ist 
die Verschmutzung und die Korruption, in der heute die Welt ersäuft, nur die Einleitung 
zu etwas Ernsterem, zum Marxismus? Auffällig ist, daß in den unendlich vielen Kanälen 
der Freimaurerei nicht vor ihm gewarnt wird, sondern nur vor „Nazis“, „Faschisten“ und 
„Fundamentalisten“. Doch, zurück zu Chile: 
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Sieg mit fremden Geldern 


2.10.88 Sergio Buschmann, aus Chile flüchtig, da er illegal Waffen für die FMR ins 
Land schleuste, läßt sich in der norwegischen Zeitung „Verdens Gang“ hören: „Ich rufe 
auf zum bewaffneten Aufstand und zur Erhebung des chilenischen Volkes, Maschinenpi- 
stole in der Hand“. Man steht dort, wo Hermann Goering 1933 stand: vor der Gefahr ei- 
nes bewaffneten Aufstandes der Kommunisten. 

Dieser Aktive Terrorist Sergio Buschmann tauchte dann im Juni 1989 mit schwedi- 
schem Flüchtlingspaß in Australien auf. Er wurde auf Ersuchen der chilenischen Regie- 
rung festgenommen, dann aber wieder auf freien Fuß gesetzt und flog weiter nach Alaska. 
Auch dort wurde er vorläufig festgenommen, dann aber wieder auf freien Fuß gesetzt, so 
daß er seine Reise nach Schweden fortsetzen konnte. Die chilenische Regierung hatte in 
beiden Fällen Auslieferungsantrag gestellt mit einwandfreien Belegen, daß es sich um ei- 
nen erklärten aktiven Terroristen handelt. In einer Note an das Staatsdepartement in 
Washington wird das Bedauern darüber ausgesprochen, daß die Vereinigten Staaten ei- 
nem gefährlichen Terroristen Hilfe leisteten. Der Vorfall liegt auf der gleichen Linie, auf 
der die amerikanische Sabotage chilenischen Traubenexports erfolgte. Einreihen kann 
man diesen Vorfall in die Brüderlichkeit, die nach Kaltenbrunner unsere heutige Welt 
kennzeichnet. „Buschmann hat sich international als Terrorist bekannt, hat die Gewalt 
verherrlicht, hat zum Mord aufgerufen und sammelt Gelder, um Waffen zu kaufen, die 
gegen Chilenen eingesetzt werden sollen“ heißt es in der chilenischen Note. 

2.10.88 General Pinochet: „Niemand möge sich von einem gedankenlosen emotiona- 
len Impuls mitreißen lassen, den er schon bald zu bereuen hätte. Ich erwarte lediglich von 
Ihnen, daß Sie nach reiflicher Überlegung sich für das entscheiden, was dem Vaterland, 
Ihnen und Ihrer Familie zugute kommt. Mit NO stimmen ist politisch neutral und ermög- 
licht marxistischen Sektoren, an die Macht zu kommen.“ 

2.10.88 Außenminister Ricardo Garcia ruft vor den UN ins Gedächtnis, daß die neue 
Regierung 1973 ein Land am Rande des Auseinanderbrechens übernahm. Die chilenische 
Gesellschaft war das Opfer schwerster Spannungen und die obersten und ewigen Werte 
der Nation waren ernstlich bedroht. „El Mercurio“ in einem Kommentar dazu: „Es war 
angebracht, dieses in Erinnerung zu bringen, da heute die Sprecher der Opposition, und 
oft sogar die Urheber selbst der bedauerlichen Erlebnisse vor mehr als 15 Jahren weiteste 
Unterstützung in politischen Zirkeln auf den Internationalen Verbindungen finden bei der 
Wiedergabe einer absichtlich falschen Darstellung dessen, was das Regime der UP für das 
Land bedeutete... Nach dem, was unser Vertreter vor jener hohen Institution klar mach- 
te, besteht in der Welt eine bemerkenswerte Desinformation über Chile. Die blutigsten 
und nicht mehr gutzumachenden marxistischen Tyranneien, einige von ihnen erst aller- 
Jüngsten Datums, erhielten eine Art Unbedenklichkeitsvotum von Seiten der wichtigsten 
westlichen Länder (man erinnere nur Mao und Pol Pot)“. 

3.10.88 Eine wissenschaftliche Untersuchung des Wirtschaftswissenschaftlers Jose Va- 
lente stellt die Kapitalflucht in 18 „unterentwickelten“ Ländern für den Zeitraum von 
1976 bis 1985 nebeneinander. Danach ist Chile das einzige Land mit positiver Kapitalbe- 
wegung. Argentinien verließen heimlich in diesem Zeitraum 26.000 Millionen Dollar. 

4.10.88 Bei der abschließenden Kundgebung der NO-Wähler kommt es zu Schäden in 
Höhe von 7,5 Millionen Pesos (Mauern, Privathäuser, Verkehrsampeln usw.). 
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4.10.88 Die Gewerkschaft der Erzieher Chiles protestiert gegen die dauernd noch an- 
wachsende Gruppe von ausländischen „Beobachtern“: „Die Mehrzahl von ihnen ist nicht 
in der Lage, in ihrem eigenen Lande etwas voranzutreiben, was sie für Chile fordern“. 

4.10.88 In Begleitung des Wirtschaftsministers und des Präsidenten der Zentralbank 
erklärt Finanzminister Hernän Büchi: „Um die weitere Entwicklung aufrechtzuerhalten 
muß das gegenwärtige Klima des Vertrauens erhalten bleiben. In den kommenden neun 
Jahren wird Chile um 65% wachsen... Der angelaufene Privatisierungsprozeß staatlicher 
Betriebe schafft 40.000 neue Aktionäre unter den Arbeitern jener Betriebe. Die Anzahl der 
Einleger wird auf 420.000 steigen.“ 

4.10.88 Die verbotene kommunistische Partei und das MIR (Movimiento de Izquierda 
Revolucionaria, bewaffneter Arm der UP) fordern für den Fall eines Sieges des SI die „all- 
gemeine Mobilmachung, die zusammen mit einem Generalstreik das Land lahmlegt und es 
im Inneren und auf internationaler Ebene isoliert, sowie den Abtritt Pinochets. „Niemals 
werden wir den Sieg des SI anerkennen!“ 

4.10.88 Orlando Rigoli faßt in „Rio Negro“ (Argentinien) die Haltung der katholi- 
schen Kirche in Chile zusammen: „Weitaus die Mehrheit unterstützt die Opposition“. Ein 
Außenseiter, der Bischof von Rancagua, Jorge Medina meint jedoch: „Kein Katholik darf 
helfen, den Marxismus einzuführen“. 

5.10.88 Ein Sabotageplan von 15 Extremisten in Talca wird rechtzeitig aufgedeckt. — 
Eine junge Frau verlor ein Auge, weil Anhänger der Opposition sie bei einer Kundgebung 
für das SI mit Steinen bewarfen. Pinochet besucht sie in der Klinik — Ein beabsichtigtes 
Attentat auf das Regierungsgebäude Diego Portales in Santiago wird verhindert. 


Das Plebiszit am 5. Oktober 1988 


5.10.88 Das endgültige Ergebnis der Volksabstimmung ergibt 
NO 3.945.865 Stimmen (54,68%) 
SI 3.106.099 Stimmen (43,04%) 

Die Wahl verläuft ohne Zwischenfälle. Die Regierung bedankt sich für die einwand- 
freie, demokratische Haltung der Bevölkerung. Pinochet fügt hinzu: „Die Aufgabe unse- 
rer Regierung ist sehr groß. Sie wird nicht unterbrochen werden, denn sie fußt auf den hei- 
ligsten Wünschen und Werten des Vaterlandes.“ 

Am 6. Oktober kommt es zu Unruhen linksextremer Elemente vor dem Regierungspa- 
last. Es sind zwei Tote zu beklagen. 


Die Auswertung des Wahlergebnisses 


War dieser Sieg des NO auch nur recht mäßig und vor allem, war er auch mit Riesen- 
summen aus dem Ausland erkauft worden, (gerade erfährt man, daß Algerien ein Mehr- 
.. parteiensystm einführen will (Juni 1989) und dabei verbietet, daß die Parteien Geld aus 
dem Ausland annehmen) und stand dahinter kein positiver Plan, sondern das negative NO 
gegen eine philosophisch von der Freimaurerei abgelehnte Regierungsform, so meinten 
trotzdem die marxistischen Teile der Opposition, jetzt ein „Recht“ darauf zu haben, daß 
Pinochet sofort gehen müsse. Sie verlangten sofortigen Rücktirtt der Regierung und sofor- 
tige Wahlen. Wieder war es das Ausland, das diesen verfassungswidrigen Forderungen 
weiten Raum gab. Doch Pinochet erklärte unmißverständlich, daß er, wie bisher, verfas- 
sungsgemäß vorgehen werde. Und das hieß, daß er ein weiteres Jahr im Amt bleiben werde 
und dann Wahlen zu einem Parlament erfolgen würden. Sachlich gesehen war diese Hal- 
tung schon deswegen notwendig, da die Opposition gar nicht in der Lage war, einen Präsi- 
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dentschaftskandidaten aufzustellen. Es war ein einmaliges politisches Schauspiel, zu se- 
hen, wie sich jetzt die Figuren im demokratischen Lager danach drängten, Präsident zu 
werden. Zehn Mann hoch meldete man sich dazu. 

7.10.88 Der Dollarkurs am freien Markt (der sogenannte Parallelkurs) erlitt etwa 14 
Tage lang einen leichten Anstieg und notierte dann wieder nur wenig über dem Kurs vor 
dem Plebiszit. Die Wirtschaft war in den ersten Tagen nach dem 5. Oktober wie gelähmt, 
da man mit einem Sieg Pinochets gerechnet hatte. Dann aber erholte sich das Bild wieder. 
Die Opposition war nicht in der Lage, irgendwelche positiven Pläne vorzulegen und be- 
gann, sich ernstlich zu zerstreiten. 

7.10.88 „El Mercurio“ macht darauf aufmerksam, daß aus dem Wahlvorgang in seiner 
Disziplin und aus dem Ergebnis vor allem die Verfassung von 1980 als eindeutiger Sieger 
hervorgegangen sei. Es sei gelungen, in einwandfrei demokratischen Bahnen einen schwie- 
rigen politischen Schritt zu vollenden. „Der Weg hin zu einer demokratischen Normalisie- 
rung wurde von der Regierung unangefochten beibehalten trotz aller Provokationen und 
Beleidigungen, wiederholten Anschwärzungen im Inland wie im Ausland, voller Mißtrau- 
en gegen die Uniformierten, was alles heute sich als nichts anderes als bösartige Verleum- 
dungen herausstellt ..... In diesen Jahren hat sich eine sozial-wirtschaftliche Revolution 
vollzogen, die die tiefste in diesem Jahrhundert war ... Die Männer in Uniform griffen 
seinerzeit ein, um die Demokratie wiederherzustellen, die in den sechziger Jahren zerstört 
worden war. Man mag vieles kritisieren, doch der Sinn ihres Eingreifens war von Anfang 
an klar. Heute steht fest, daß sie einen Kompromiß mit der Demokratie geschlossen ha- 
ben, nicht allerdings mit jener falschen mit sozialistischem Vorzeichen oder jener der An- 
archie, die uns zur Mittelmäßigkeit der Isolierung verurteilen wollte. Was als Aufgabe vor 
uns steht, ist die Schaffung von Politikern, die begreifen, daß jene Demokratie, die sie 
wünschen, nicht vereinbar ist mit dem Kapitalismus des Staates, den man unter der Be- 
zeichnung „Sozialismus“ versteht. Ich weiß wohl, daß viele Politiker zugeben, ihnen sei 
die neue Wirklichkeit bewußt und sie hätten die Irrtümer der Vergangenheit erkannt. 
Doch, wenn es darum geht, konkret zu werden, kommt wieder das Mißtrauen in persönli- 
che Entscheide hoch und damit die Vorschläge, den Staat wachsen zu lassen und seine 
Kontrolle über uns alle. Leider kann man diese Umwandlung der Politiker hin zu einer 
wirklichen Demokratie nicht mit Dekret bewerkstelligen, noch können die Militärs sie 
durchsetzen. Das ist vielleicht das größte Fragezeichen in der Zukunft Chiles“ (Alvaro 
Bardon). 

8.10.88 Die Argentinischen Zeitungen überschlagen sich mit Überschriften wie „Die 
Opposition besteht darauf: Pinochet muß abdanken!“ Doch selbst Aylwin antwortet auf 
die klaren Worte Pinochets: „Die Opposition wünscht keinen Zusammenbruch des Staa- 
tes. Man wünscht einen friedlichen Übergang zur Demokratie nach Verhandlungen mit 
den Streitkräften und der Polizei“. 

8.10.88 Der Arbeitsminister Marquez de la Plata: „Wir fühlen uns sehr geehrt und ver- 
anlaßt, mit mehr Schwung denn je die Modernisierungsarbeit des Präsidenten der Repu- 
blik fortzusetzen. Pinochet hat vom Volk eine sehr wichtige Unterstützung ER wie 
es keinem anderen Kandidaten in den letzten Jahren gelang.“ 

9.10.88 Der Minister für Öffentliche Arbeiten, General Bruno Siebert betont: „Was 
die Ausführung der von uns für die kommenden zehn Jahre vorgesehenen großen Pläne 
angeht, so habe ich keinerlei Furcht, daß sie etwa nicht ausgeführt werden, denn sie sind 
zum Wohle Chiles. Ich gehe nicht davon aus, daß das NO, das im Volksentscheid gewann, 
die Bestimmung unseres Landes nach dem Ende der Regierungsperiode 1989 ändern wird.“ 

9.10.88 Luis Cordero im „Mercurio“: „Der Volksentscheid hat es gestattet, das Vor- 
handensein einer festgefügten politischen Kraft zu bestätigen, die sich um freiheitliche 
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Grundsätze geformt hat und die als stärkste und mächtigste Kraft bei den Wahlen in Er- 
scheinung trat. Es ist notwendig, diese Ballung aufrechtzuerhalten.“ 

9.10.88 Der Arbeitsminister weist darauf hin, daß in der neuen, geltenden Gesetzge- 
bung die Bildung von Syndikaten nicht mehr der staatlichen Genehmigung bedarf. Er ruft 
dazu auf, daß sich die Arbeiter nunmehr von sich aus zusammenschließen. Abgelehnt wer- 
den politische Einrichtungen, die ohne Zustimmung der Arbeiter aufgestellt wurden (wie 
etwa die sozialistische CUT). 

11.10.88 „Ein Jahr und fünf Monate noch hat die Junta zur Verfügung, um unerledig- 
te Absichten gesetzlich zu verankern“, meint General Humberto Gordon, Präsident der 4. 
Gesetzgebenden Kommission. 

12.10.88 Am 11. Juni 1989 verfällt die Aufstellung von Präsidentschaftskandidaten. 
Am 14. Dezember 1989 finden die Wahlen statt für den neuen Präsidenten sowie für die 
Abgeordneten beider Kammern. Am 11. März 1990 enden alle Funktionen des derzeitigen 
Präsidenten. 

14.10.88 Die Organisation der Wohnungschuldner Chiles fordert, daß für die Dauer 
des Übergangs zur Demokratie alle Schulden für Sozialwohnungen eingefroren werden 
und daß ab sofort alle gerichtlichen und außergerichtlichen Schritte zur Eintreibung dieser 
Gelder unterbleiben. 

Der ehemalige Wirtschaftsminister Allendes, Jose Cademärtori, fordert ebenfalls ein 
Moratorium für Licht- und Wasserrechnungen. 

15.10.88 Der Militärstaatsanwalt Fernando Torres, der verschiedene Verbrechen auf- 
zuklären versucht, wird von der Kirche angegriffen, weil er in diese Untersuchungen das 
Vikariat unter dem Bischof Sergio Valech einschloß. Er antwortet: „Die Vicaria meint, 
Straffreiheit:zu, genießen und einen kirchlichen Gerichtshof darzustellen.“ Beteiligte an 
dem Attentat auf Pinochet hatten von dem Vikariat Unterstützung erhalten. Man verwei- 
gerte der Staatsanwaltschaft die Herausgabe der ärztlichen Kartei, in der von der Justiz 
Gesuchte geführt sind. So meint man, der Staatsanwaltschaft die Unterlagen vorenthalten 

. zu können, die dazu dienen sollen, Mörder zu überführen. Von 39 Personen steht fest, daß 
sie nach Terrorakten im Vikariat des Bischofs Sergio Valech wegen der erhaltenen Schüsse 
behandelt bzw. an Kliniken weitergeleitet wurden. Ein gewisser Gomez ermordete einen 
Polizisten und wurde vom Vikariat in die Klinik Chiloe gebracht und ein Rechtsanwalt 
und ein Arzt gaben dem Verfolgten neue, nicht von Blut verunreinigte Kleidung, mit der er 
dann flüchten konnte. Der Bischof erstattete keine Anzeige. Er meint, die Behörden nicht 
zu verständigen, sei wohl ein Irrtum, aber noch kein Verbrechen. Die Staatsanwaltschaft 
weist demgegenüber auf die eindeutigen Gesetze hin. Das Vikariat wurde 1976 vom Erzbi- 
schof von Santiago ausdrücklich geschaffen, um politisch Verfolgten zu helfen. „Christen- 
tum und Marxismus nähern sich“ soll bald darauf die „Deutsche Welle“ zu solchen Vor- 
gängen sagen. Wir sind der gleichen Meinung, solange man unter Christentum die organi- 
sierte Kirche versteht. Und man kann dann auch sagen: „Bonn und Moskau nähern sich“. 
Oder auch: „Weizsäcker und Lenin geben sich die Hand mit rituellem Daumendruck.“ 

22.10.88 Pinochet wechselt eine Reihe von Ministern aus; Innenminister wird Carlos 
Cäceres, Außenminister Hernän Erräruiz u.a. In seiner Rede bei diesem Anlaß stellt Pino- 
chet fest: „Ich bin davon überzeugt, daß das Land, gestützt auf die Pfeiler, die wir bauten, 
wachsen kann... Die institutionelle Aufgabe, die sich in der Verfassung von 1980 spie- 
gelt, ist gegründet auf der Gleichheit und den Rechten der menschlichen Persönlichkeit 
und nicht auf der Ausdehnung und Allmacht des Staates, wie es in der Vergangenheit der 
Fall war... Was mich angeht, werde ich mich in voller Gewissensruhe damit befassen, 
meine Regierung zu beenden und dabei alle Chilenen zu behüten und zu schützen und dar- 
über zu wachen, jene anzuzeigen und zu strafen, die den Versuch unternehmen, uns in ei- 
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nen tödlichen Klassenkampf hineinzuziehen, den die überwältigende Mehrheit des Landes 
ablehnt und nicht noch einmal erdulden will.“ 

14.12.88 Angesichts der internationalen Erhöhung des Kupferpreises verfügte Pino- 
chet die Zahlung von 60.000 Pesos pro Person an die 22.000 Arbeiter in den Kupferminen. 
Das entsprach damals 3.000 argentinischen Australes je Kopf! 

General Fernando Matthei, Mitglied der Junta, erklärte Journalisten angesichts des 
Gerangels um den Präsidentenstuhl bei der Opposition: „Es ist leichter von Demokratie zu 
reden als sie zu praktizieren“. 

15.12.88 Eine „Confraternidad Cristiana de Iglesias“ (Bruderschaft christlicher Kir- 
chen) hofft, „daß Gott die Wege einer wahren Versöhnung in Wahrheit und Gerechtigkeit 
uns zeigen möge“... „Aus unserer pastoralen Perspektive interpretieren wir den Volks- 
entscheid als Ausdruck des tiefen Wunsches für Änderungen, den die Mehrheit der Bevöl- 
kerung hegt.... Es beunruhigt uns, daß 2 Monate danach diese Erkenntnis noch nicht zu 
konkreten Schritten geführt hat, die einen klareren und gemeinsamen Übergang zur De- 
mokratie erleichtern... Wir bewundern die große Reife und den Einheitsgeist der opposi- 
tionellen Sektoren... Wir haben die große Aufgabe, konkrete Signale zu setzen in der Su- 
che nach einer Versöhnung“. 

Am gleichen Tage kam es zu zehn Dynamitattentaten in verschiedenen Teilen der 
Hauptstadt, die erheblichen Schaden hervorriefen. Weitere Attentate konnten verhindert 
werden. Urheber war die marxistische FMR. 

Am gleichen Tage befetzten sich die drei Präsidentschaftskandidaten der DC, Aylwin, 
Valde&s und Eduardo Frei seitenweis in gröbster Form in den Zeitungen. 

Ebenfalls am gleichen Tage präsentierte der neue Botschafter der Vereinigten Staaten, 
Charles Gillespie, sein Beglaubigungsschreiben. Pinochet sagte ihm bei dieser Gelegenheit: 
„Die Beziehungen zwischen unseren beiden Ländern können nur dann konstruktiv sein, 
wenn sie eingebettet sind in dem selbstverständlichen Rahmen eines absoluten Respektes 
vor der nationalen Souveränität.“ 
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Der Kampf um die Verfassung 


28.12.88 Die „Partidos politicos por la Democracia“ ersuchten um eine Audienz beim 
Innenminister. Doch dieser, Carlos Cäceres, schloß von seiner Einladung den ebenfalls 
präsentierten Marxisten Luis Maira aus. Cäceres erklärte, daß erwiesene Gründe dafür 
vorliegen, Luis Maira in Zusammenhang mit der Kommunistischen Partei zu bringen. 
„Die Regierung war außerordentlich folgerichtig hinsichtlich ihrer Meinung und ihres 
Vorgehens. Die Einladung an die Oppositionspolitiker wurde in sehr achtungsvollen Aus- 
drücken ausgesprochen, und zwar an alle jene Parteien der demokratischen Opposition, 
die keine extreme Stellung einnehmen (posiciones rupturistas y violentas: wörtlich: Stel- 
lungnahmen, die zum Bruch führen sollen und die die Gewalt predigen). “ Die Opposition 
bezeichnete das Vorgehen der Regierung jedoch als „haßerfüllte, diskriminatorische Prak- 
tiken“ und annulierte ihr Treffen mit dem Innenminister. Maira ist Generalsekretär der Iz- 
quierda Cristiana, der Christlichen Linken. Gegenstand der Unterhaltung sollten Vor- 
schläge für eine Verfassungsänderung sein. Der Generalsekretär der Renovaciön Nacio- 
nal, Andres Allamand, stellt fest, daß die DC eine Gelegenheit, mit der Regierung zu spre- 
chen, versäumt hat, weil ihr das Bündnis mit den Marxisten wichtiger erscheint. 

29.12.88 Der Sekretär der UDI, Pablo Longueira: „Nach wie vor ist die DC den Marxi- 
sten nützlich.“ 

30.12.88 Präsident Pinochet kündigt ein Gesundheitssonderprogramm für 1989 an, für 
das 12.000 Millionen Pesos ausgeworfen werden. In diesem Rahmen sollen Hospitäler ge- 


116 


baut und ausgestattet werden und etwa 1.000 neue Stellen vom Gesundheitsministerium 
besetzt werden. 

31.12.88 Entel verkündet eine Ermäßigung der Telefontarife und die Inversion von 11 
Millionen Dollar in das bestehende Telefonnetz. Etwa gleichzeitig werden die Telefontari- 
fe in Argentinien erhöht. 

31.12.88 Pinochet verkündet eine allgemeine Lohnerhöhung von 10% ab Februar 1989. 

31.12.88 Die UDI stellt das Bestehen eines Kompromisses zwischen der DC und dem 
Marxismus fest. „Patricio Aylwin, Ricardo Lagos und Luis Maira haben sich verbündet, 
um die geltende Verfassung abzubauen“. 

Der Direktor der Steuerbehörde, Francisco Fernandez, teilt mit, daß der Freibetrag für - 
die Grundsteuer erhöht wurde, so daß nunmehr von 2.200.000 Grundeigentümern etwa 
700.000 keine Grundsteuer mehr zu zahlen brauchen. Das bedeutet eine weitere Stärkung 
des Mittelstandes. In Argentinien wird, wie an anderer Stelle bereits gesagt, die laufende 
Erhöhung der Grundsteuer als beliebtes Mittel zur paulativen Enteignung des politsch un- 
liebsamen Mittelstandes benutzt. 


Das neue Spiel der Kräfte 


Die Dinge greifen ineinander: Der Marxismus bemüht sich, in Chile wieder gesell- 
schaftsfähig zu erscheinen. Terrorakte mißlingen in Chile wie in Argentinien. Sie passen 
tiicht mehr in die moderne Welt. Die Völker machen da nicht mehr mit. Aber auch andern- 
orts ist vieles ins Rollen gekommen. 





Pointer to progress: Ronald Reagan and Mikhail Gorbachev at 
the start of their last day of talks in Moscow yesterday. 
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Nachdem schon vor 10 Jahren die 40.000 Kubaner aus Äthiopien wieder abzogen, 
sperrte Gorbatschow jetzt weitere Waffenlieferungen an Mengistu Haile Marian. Die 
Wacht am „Horn von Afrika“ wird von marxistischen Befreiungsbewegungen unter ethni- 
schen Farben abgelöst, im Rahmen der Perestroika denkt man nicht mehr daran, etwa 
dem Westen die Öltransporte durch das „Tor der Tränen“ in einem nicht mehr akuten 
Kriegsfall abzuriegeln. Der Marxismus hat ein anderes Gesicht bekommen. Krieg ist nicht 
mehr populär. Wie Mengistu darauf reagiert, berichten wir etwas später. 

Es ist gedankenlose Plapperei, heute noch von einer (bedrohlichen) Trilateralen zu 
sprechen. Das Schema, das seinerzeit diesem Rockefellerschen Konzept zugrundelag, ist 
völlig überholt. Es kann überhaupt nicht mehr die Rede sein von einer Dreiteilung der 
westlichen Welt. Die beiden Großmächte denken gar nicht mehr daran, sich die Welt mit 
Europa und Japan zu teilen. 

Gorbatschow hat das ganz richtig erkannt: Da liegt sehr viel drin, wenn man sich auf 
der Ebene gleichgerichteter Philosophie mit Washington den Braten teilt. Dann wird Eu- 
ropa gezwungen, Handlangerdienste zu leisten. Denn dann fällt die Beschützung Europas 
durch den Westen fort, weil sie sinnlos geworden ist. Und dann muß Europa helfen, den 
Osten aufzupäppeln, gratis und umsonst, ansonsten wird es eingemeindet und muß auf 
Befehl die notwendiggewordene Hilfe leisten. Jedenfalls hat es Gorbatschow erreicht, daß 
jetzt auf Europas Rücken Politik gemacht wird. Es hat dabei einen (vorgesehenen?) Bun- 
desgenossen gefunden: der „Mangel an Einfallskraft und Visionskraft“ in Bonn, wo „die 
Trägheit die vorherrschende Kraft darstellt“. Entscheidungen „werden auf die lange Bank 
geschoben ..... Das ist keine Politik — eher ein Ausweichen davor“ (Theo Sommer in „Die 
Zeit“, 21.4.1989). Gorbatschow gab Bonn die Möglichkeit, schöpferisch einzusteigen in 
die Außenpolitik. Die Kohl und Genscher sind jedoch dabei, eine „Chance des Gestaltens“ 
(Sommer), die „Herausforderung der Stunde“ zu verpassen, festgeklebt an den Laden- 
hütern, denen man im Allerheiligsten des Eastern Establishment zuprostet und deren Un- 
absetzbarkeit ein Pfeiler unserer lahmen Maurer-Weltregierung ist. Den Gedankenlosen 
fällt nichts anderes ein, als weiter zu schuften und zu opfern für Utopia. Und man kann es 
folglich Südamerika gar nicht verdenken, wenn es sich in der einen oder anderen Form be- 
müht, nicht in die gleiche Rolle eines Weltpeons zu kommen. Es gibt da nur noch den ver- 
zweifelten Versuch, eine Dritte Welt aufzurichten, die die genannte Zweiteilung unterwan- 
dert. Sowohl Alfonsin wie Fidel Castro haben das begriffen, jeder auf seine Weise. Beide 
sind sie von ihren Patronatsherren im Stich gelassen worden. Castro wurde so gezwungen, 
in Terrorismus zu machen, Alfonsin in Schulden. 

Aber dann könnten Europa und Südamerika Bundesgenossen werden. Das haben bisher 
nur sehr wenige erkannt. Alfonsin hat (wie wir sahen, vergebens) versucht, mit Fidel Castro 
ins Reine zu kommen, aber in Europa hat er nicht einmal einen Versuch unternommen, ist 
bei der Ideologie stehen geblieben und hat im wesentlichen nur um Hilfe für eine unfähige, 
philosophisch verrannte Innenpolitik gebeten. Er hat weiterhin seinem Bruder Außenmi- 
nister Dante Caputo freie Hand gelassen, den Kampf gegen die Reste des Abendlandes 
überall fortzusetzen. Das ist Verpflichtung, die aus der Loge kommt. Dritte Welt sieht sich 
an als entstanden im Kampf gegen Europa und fordert, daß die Wiege der Kolonialherren 
von einst in einem Schuldkomplex ihr Tribute zahlt, deklariert als Entwicklungshilfe. Das 
aber setzt Europa und Dritte Welt in Gegensatz zueinander. Das aber wieder macht es 
Alfonsin möglich, einen Bund zu schmieden gegen die Welt der Perestroika, der Brüder- 
lichkeit zwischen Ost und West als Herrenclub gegenüber den Besiegten. Und andererseits 
muß er Perestroika begrüßen, denn das bedeutet Stellungnahme gegen weiteren Werte ver- 
nichtenden und Wahlstimmen raubenden Terrorismus castristischer Provenienz. So wird 
Alfonsin zum Gefangenen seiner eigenen Philosophie und seines eigenen Ehrgeizes. 
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Perestroika 


Es kommt einem Alfonsin entgegen, wenn man nicht nur die Diktatur des Proletariats, 
sondern auch den Klassenkampf mit seinen Barrikaden ad acta legt. Doch zwingt das ei- 
gentlich gerade zu um so größerer Wachsamkeit gegenüber dem Marxismus-Sozialismus. 
Als Alfonsin nach dem Reinfall mit dem Übrfall auf La Tablada, der die marxistische In- 
filtration in seiner Regierung bloßstellte, einen „Nationalen Sicherheitsrat“ COSENA, 
schafft, angeblich, um weitere derartige Rebellionen rechtzeitig zu erkennen, da bittet 
man zwei ehemalige Generäle, daran teilzuhaben. Sie antworten: „Wir können das Ange- 
bot nicht annehmen, denn es bedeutet, daß wir mit dem Feinde (= Alfonsin) zusammen- 
arbeiten müßten“ (107). Die Grenzen zu den Roten werden trotz Perestroika überall ge- 
setzt. Ein erfolgreicher Dialog mit den Roten aber ist schon deswegen auch in Zukunft un- 
denkbar, da Marx den Menschen als Ergebnis der Gesellschaft ansieht und ihm einen pro- 
metheischen Charakter zuschreibt. Die irreversiblen Folgen kennen wir. Im Blick auf die- 
sen unveränderten Hintergrund hat Perestroika vorranging nur taktische Gründe. 

In den USA verstärkt das Pentagon unangefochten die Wacht. Vor den amerikani- 
schen Militärs steht die Tatsache, daß die Sowjetunion in den letzten zwanzig Jahren etwa 
3 Dutzend Satelliten mit Nuklearantrieb in den Weltraum schoß und dabei ist, einen neuen 
Typ zu starten (Topaz), der soviel Energie produziert, daß er 350 Jahre lang oben bleiben 
kann. Die in Arbeit befindliche amerikanische Antwort im Rahmen des SDI-Programms 
ist der SP-100, ebenfalls mit Nuklearantrieb. 

Perestroika soll ihre Grenzen haben. Das alte Konzept vom „Festlandsdegen“, den Eng- 
. land benötigt, um zu herrschen, ist nicht vergessen. Kurz bevor sich Miss Thatcher und Gor- 
batschow in London treffen, fordert der Deutsche Wörner im Namen der NATO in Brüssel 
eine Modernisierung der Raketen. In den USA macht man in Unzufriedenheit über die Rede 
Gorbatschows in La Habana. Was er tut (keine Unterstützung mehr für revolutionäre Kräf- 
te in Mittelamerika) genügt den Freunden des nächsten Krieges nicht. Kundgebungen von 
Kriegsgegnern in der BRD werden massiv in den Zeitungen verurteilt. Nicht wenige sind es, 
die bereit sind, der internationalen Rüstungsindustrie ein drittes Mal verdienen zu helfen. Sie 
sehen nicht, daß es auf das gleiche hinausläuft, was das deutsche Volk bereits zweimal erlebt 
hat. „Von 1914-1918 haben deutsche Großindustrielle, Generaldirektoren der Eisen-, Stahl-, 
Granaten- und Geschützindustrie, tausende von Zentnern Erze, Stahl, Schutzschilde usw. 
an den Feind geliefert. Vor Ausbruch des (I.) Weltkrieges wurde von der Firma Krupp ein 
Granatzünderpatent gegen Gewinnanteil an jeder herzustellenden Granate an Vickers in 
England verkauft, wofür die Krupp AG nach dem Kriege 123 Millionen Reichsmark er- 
hielt... Die deutsche Rüstungsfirma Thyssen wurde von einem deutschen Gericht zu 
100.000 Reichsmark Geldstrafe verurteilt, weil sie während des Krieges im Jahre 1917 In- 
Janterieschutzschilde nach Frankreich geliefert und damit noch die ungeheure Gemeinheit 
verbunden hatte, im Ausland nur 68 Reichsmark für das Stück zu berechnen, während die 
deutsche Heeresverwaltung 117 Reichsmark für das Stück zahlen mußte“. (57)... 

'- Perestroika hat schon ihr Gutes, auch für die Großen. Sie hatten sich vergallopiert. Die 
atomare Aufrüstung war zu teuer gekommen, die USA standen vor dem finanziellen Ruin. 
Auch die Sowjetunion konnte den Wettlauf nicht mehr mithalten. Aber, eine vollständige 
Abschaffung militärischer Aufrüstung war auch nicht gerade das Richtige. Wovon sollten 
die Angelsachsen denn dann leben? Aber der nächste Krieg mußte nach Europa hineinver- 
legt werden wie es bisher schon so gut gelang. Schon stehen nicht wenige Deutsche wieder 
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Gorbatschow (rechts) empfängt Grosz zu Gesprächen im Kreml. 
(Bild dpa). 


zur Verfügung, die Propagandatrommeln zu rühren. Hinter einer ganzen Reihe an sich sehr 
berechtigter Vorwürfe gegen den Bolschewismus, dem Aufschüren (zum Teil überholter) 
ideologischer Differenzen, dem Auswerten innerpolitischer Spannungen im deutschen 
Raum versteckt sich oft genug der ungebrochene angelsächsische Haß gegen alles Deutsche. 

Perestroika hat aber nicht nur taktische Gründe. Gorbatschow weiß, daß sein System 
am Zusammenbrechen ist, wirtschaftlich und ökologisch und politisch. Reagan weiß sei- 
nerseits, daß die Zinsenwelt am Zusammenbrechen ist, wirtschaftlich und ökologisch und 
politisch. Beide müssen Feinde abbauen. So ist der Händedruck zwischen ihnen ein Bünd- 
nis von zwei Ertrinkenden. Sie sind bereit, von gegenseitigen Schuldvorwürfen abzusehen. 
So können sie beide weiterhin den bisherigen Lastern fröhnen. Drogen, Alkoholismus, 
Aids, Meinungsterror, man wird sich nichts gegenseitig vorhalten, nichts Durchgreifendes 
unternehmen. Die Loge hat einen Weltsieg errungen. Perestroika ist ein Bündnis gegen das 
Leben auf diesem Planeten. 
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Erster Auftritt Jelzins nach seiner Wahl vor der Presse. (Bild ap) 
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Ihre Krawatten richteten der tschechoslowakische Ministerpräsi- 
dent Strougal und Bundeskanzler Kohl gestern im Prager Hrzan- 
Palais, als sie sich von den zahlreichen Fotografen gemeinsam auf 
dem Sofa ablichten ließen. 
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Ja, viel mehr noch, Perestroika gestattet, eines Tages in geographisch stark erweiter- 
tem Umfang die „permanente Revolution“ der Marxisten wieder aufzunehmen, die nach 
der Flucht Trotzkys durch den Stalinismus unterbrochen wurde (108). Denn, klarer noch 
als bisher, ist Antimarxismus auf der ganzen Welt heute abgelehnter Rechtsextremismus. 

Wir dürfen, wie man sieht, nicht von Perestroika sprechen, bevor wir nicht klar sehen, 
woher Gorbatschow kommt. Und da sind zwei Vorgänge erst wieder gerade in diesen Ta- 
gen ins Gedächtnis zurückgerufen worden. Ich denke an die Ermordung der Zarenfamilie 
(109); durch diese radikale Beseitigung aller Thronprätendenten, die auf allerhöchste mau- 
rerische Weisung von London her durchgeführt wurde, war die von den Freimaurern 
Lwow und Kerenski eingeleitete Revolution erst wirklich gesichert. Und erst durch einen 
Bericht, den Mitte April 1989 der russische Schriftsteller Geli Rjabow in der moskauer 
Wochenzeitung „Moscow News“ bringt, sind auch alle Zweifel behoben, ob auch Anasta- 
sia mit ermordet worden war. Rjabow fand sämtliche Schädel. Der amerikanische Schrift- 
steller Robert E. Massie beschrieb seinerzeit die Ermordung (110) am 16. Juli 1918 in Je- 
katerinburg: „Um Mitternacht wurde die Zarenfamilie in einem 5 x 6 Meter großen Raum 
versammelt. Geheimpolizist Jurowski schoß dem Zaren direkt in den Kopf. Danach feuer- 
ten seine Begleiter auf Zarin Alexandra. Sie konnte noch ein Kreuz machen, ehe sie getötet 
wurde. Die Töchter Olga, Tatjana und Marie, die hinter ihrer Mutter standen, starben 
schnell. Die Zofe Demidowa wurde mit 30 Bajonettstichen umgebracht. Jimmy, der Cok- 
kerspaniel, wurde von einem Gewehrkolben zerquetscht. Nach den Morden war es plötzlich 
still. Dann hörte man ein leises Stöhnen. Zarewitsch Alexej, der noch in den Armen des Za- 
ren lag, tastete kraftlos mit der Hand nach dem Mantel seines Vaters. Einer der Mörder trat 
ihm gegen den Kopf. Jurowski schoß ihm aus nächster Nähe zweimal ins Ohr. In diesem 
Augenblick wachte Anastasia auf, die das Bewußtsein verloren hatte. Mit Bajonetten und 
Gewehrkolben fiel der gesamte Trupp über sie her. Sekunden später war alles zu Ende.“ 

Lange Zeit war man sich auch nicht darüber klar, woher Lenin kam (111). Französische 
Schriftsteller haben jetzt die Forschungsergebnisse der armenischen Journalistin Marietta 
Chaginian veröffentlicht (112). Der vollständige (im Original französische) Text lautet: 

„Alle waren jüdischer Abstammung, wie Trotzky (mit wahrem Namen Bronstein), Zi- 
noviev (Apfelbaum) und ihre Komplizen Kameneff (Rosenfeld), Bogdanov (Silberstein), 
Parvus (Gelphanat), Piatnitzky (Levine), Radek (Sobelsohn), Litwinof (Finkelstein), Jof- 
fe, Oulianoff, genannt Lenin. ‚L’Arche‘, die große israelitische Zeitschrift, Organ des Jü- 
dischen Sozialfonds hat dieses in ihrer Nummer 161, 1970 auf Seite 27 offenbart, indem 
sie sich auf die Untersuchungen stützt, die die armenische Journalistin Marietta Chaginian 
in den Archiven von Simbirsk durchgeführt hat. Simbirsk ist die Geburtsstadt Lenins. Sie 
wollte die Ursprünge der berühmten Messe von Nijni-Nowgorod feststellen, weil ihr Groß- 
vater einer ihrer Gründer gewesen war. Frau Marietta Chaginian bemerkte, daß einer der 
ersten Teilnehmer der Kaufmann Spender Blank dann aus den Listen verschwand, um ein 
wenig später neu aufzutreten unter dem Namen Alexander Blank. Diese Änderung des 
Vornamens war die Folge einer Konvertierung zur orthodoxen Religion des jüdischen 
Kaufmannes und seiner Familie, insbesondere von dessen Tochter Miriem, die in Simbirsk 
1835 geboren wurde.“ 

„Die Stadt Simbirsk war der Journalistin um so bekannter, weil sie sich heute Oulia- 
novsk nach dem Namen Lenins nennt (113), dessen wirklicher Name Oulianov war. Der 
Zusammenhang war leicht herzustellen: Die Mutter Lenins und die Tochter des jüdischen 
Kaufmannes, der an der Messe von Nijni-Nowgorod beteiligt war, waren ein und dieselbe 
Person. Aus Miriem wurde Maria Alejandrovna nach ihrer Konvertierung und sie heirate- 
te Ilya Nicolaievitsch Oulianov. Aus dieser Ehe entsproß der zukünftige Beherrscher des 
roten Rußland.“ 
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„Es war Frau Chaginian unbekannt, daß um 1919 Zeitungen im Westen, die von russi- 
schen Emigranten informiert worden waren, bereits diesen Fund ans Tageslicht gebracht 
hatten — übrigens ohne Erfolg, denn israelitische Organisationen dementierten es sofort. 
So wollte Frau Chaginian jetzt die Ergebnisse ihrer Untersuchungen in der Geschichtszeit- 
schrift Voprosy Istoril veröffentlichen. Das war im Sommer 1964. Die sowjetische Zensur 
sah die Sache aber als zu ernst an, um die Veröffentlichung zu gestatten. Sie alarmierte das 
Politbüro, welches die kirchlichen Behörden um eine Bestätigung der Konversion Blanks 
zum Christentum ersuchte. Nach einem Studium der Akten beschloß das Politbüro die 
Verbreitung der Entdeckung von Frau Chaginian zu untersagen. Man stellte sich damals 
auf den Standpunkt, daß, wenn Lenin es nicht als nützlich ansah, seinen jüdischen Ur- 
sprung bekannt zu machen, man seinen Willen zu respektieren hatte.“ 

„Die Zeitschrift ‚L’Arche‘ stellt noch fest, daß die Archivbeamten, die Frau Chaginian 
die Untersuchung gestattet hatten, bestraft wurden.“ 

Soviel also zum weiten Vorfeld der Perestroika in unseren Tagen. Es bleibt weit hinter 
den Tatsachen zurück, wenn der Wiener Kardinal und Alt-Bischof Franz König meint 
(114): „Ich glaube, daß es Gorbatschow mit der Perestroika ernst meint. Das Problem bei 
der Verwirklichung der Erneuerungspolitik ist, ob das System stärker ist als Gorbatschow 
oder Gorbatschow stärker als das System“. System und Gorbatschow sind eben identisch. 

Daß Perestroika zunächst so fast ohne Widerspruch im „Westen“ als frohe Botschaft 
aufgenommen wurde, lag an der (nicht unbegründeten, aber hochgespielten) Behauptung, 
die besonders in rechten Kreisen lanziert wurde, daß ein amerikanisch-russischer Krieg 
drohe. So sah man jetzt den „Frieden“ gesichert, und übersah, daß sich in militärischer 
Hinsicht, in strategischer Hinsicht nichts geändert hatte. Im Gegenteil: Die Kriegstreiber 
sahen ihren Lebensinhalt in Gefahr. Wenn etwas sie bremsen kann, dann ist es der DM 
und Dollarfluß nach Osten, der jetzt einsetzt und mit tausenden von menschlichen Kon- 
takten den Graben zwischen Osten und Westen überbrückt. In einer kleiner gewordenen 
Welt ist mit Schießen nicht mehr viel zu erreichen. 

Der Präsident von Nikaragua, Daniel Ortega zieht sofort nach. Am 14. Februar 1989 
kündet er auf einer Gipfelkonferenz in El Salvador (an der El Salvador, Honduras, Guate- 
mala und Nikaragua teilnahmen) an, daß er zu öffentlichen Wahlen am 25. Februar 1990 
aufrufen wird, zehn Monate vor dem ursprünglichen Datum. Er wird die Gegenwart von 
internationalen Beobachtern gestatten. Gegenüber von Kuba zieht so die Perestroika auf 
dem mittelamerikanischen Festlande ein. 

In einem sehr beachteten Aufsatz nimmt Mark Frederiksen (115) zu dieser Entwick- 
lung Anfang 1989 Stellung: „Die veränderten Beziehungen zwischen Plutokraten und 
Marxisten bringen die Gefahr einer erneuten Einschränkung unserer Äußerungsfreiheit in 
den kommenden Jahren mit sich. Die neuen Vereinbarungen, die Washington und Mos- 
kau verbinden, sind zweifellos ernster zu nehmen noch als jene, die gegen Ende des Krie- 
ges in Jalta bezüglich der Aufteilung Europas abgeschlossen wurden. Diesmal scheint man 
eine Übereinkunft gefunden zu haben bezüglich der Zerstörung jener Völker, die die 
Menschheit aufbauten. Geographisch gesehen ist es wahrscheinlich, daß die Vereinigten 
Staaten ihre Besatzungstruppen aus Westeuropa abziehen, was zunächst positiv bewertet 
werden könnte, hätten sie nicht eine Konzentration moderner Waffen in ihren Händen 
vorgenommen. Westeuropa, das finanziell zur Bewaffnung der NATO beigetragen hat, 
läuft daher Gefahr, ohne Entschädigung diese los zu werden. So wird es waffenlos den 
Kräften des Warschauer Paktes gegenübergestellt. Zig Jahre vergingen also, ohne daß eine 
europäische militärische Kraft geschaffen worden wäre. Politisch gewinnt Euopa so eine 
gewisse Autonomie, ist aber der Mittel beraubt, diese zu garantieren.“ 

„Nachdem nun einmal feststeht, daß der Sozialismus wirtschaftlich versagt hat, beauf- 
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tragt die Plutokratie ihre Vasallen in Westeuropa, diejenigen im Osten zu ernähren.“ 

„Die Zeit des Kalten Krieges hatte uns in Westeuropa eine gewisse Meinungsfreiheit in 
Bezug auf den Marxismus und in Osteuropa gegenüber der Plutokratie gegeben. Die Ab- 
machungen zwischen diesen beiden Kräften können jetzt aber nichts anderes beinhalten, 
als eine Repression der Kritik gegen den einen oder den anderen, denn sie wendet sich von 
nun an ja immer gegen einen Verbündeten... .“ 

Erinnert man, daß der amerikanische Freimaurer George Creel, späterer Propaganda- 
chef der US-Regierung im I. Weltkrieg, vor mehr als 86 Jahren, im Juni 1902 feststellte: 
„Es ist noch eine große Arbeit zu leisten unter der deutschen Bevölkerung, um die letzte 
Spur von Deutschtum wegzubrennen“, so darf man nunmehr annehmen, daß Perestroika 
auch etwas zu tun hat mit Asylanten- und Türkenimport, mit unwahren Schulbüchern, 
mit dem Echo auf Jenningers Rede und der Krise der deutschen Werftindustrie. 

Denn zu den soeben angeschnittenen Fragen muß hinzugefügt werden, daß „Europa“ 
nicht mehr ist, was es früher war. Es soll nicht mehr als „zivilisierter“ Kontinent gelten, 
sondern nur noch als „entwickelter“, soll sich also auf einem Niveau befinden, auf wel- 
ches alle anderen ohne Ausgabe auch gelangen können. Mehr als 30 Millionen Fremdrassi- 
ge sind dort inzwischen eingedrungen und haben dort Wohnsitz genommen. In der Bun- 
desrepublik Deutschland allein zählt man Ende 1988 fast 5 Millionen Ausländer. Die na- 
türliche Reaktion dagegen, etwa die Zunahme der Republikaner bei den Wahlen Anfang 
1989 in Westberlin und dann der NPD in Hessen, werden unter der unsachlichen Parole 
„Rechtsextremismus“ angegriffen. Nicht nur auf militärischem Gebiet, wie es uns Frede- 
riksen sagte, ist Europa ein Kartenhaus. Ihm fehlt auch die notwendige biologische Stär- 
ke, um zu überleben. Und man wünscht diese Schwäche. Wer das Verbrechen der Asylan- 
tenpolitik bekämpft, wird angeklagt, er nenne falsche Zahlen. Vor allem die „liberale“ 
Klique, die sich in der FDP zusammengefunden hat, nennt es „Täuschungsmanöver“, 
wenn der Innenminister der BRD, Friedrich Zimmermann (CSU) angesichts einer Einwan- 
derung von 100.000 „Asylanten“ 1988 davon spricht, daß das bereits eine „illegale Ein- 
wanderung“ darstelle. Burkhard Hirsch (FDP) meint, „daß die Asylpolitik Zimmermanns 
im europäischen Rahmen zu einem Wettrennen um die größte Schäbigkeit oder zur gänzli- 
chen Abschaffung des Asylrechts führt“. Natürlich kann man neben Hirsch sofort auch 
den stellvertretenden Vorsitzenden der FDP, Baum, nennen. Eine ausgesprochene Min- 
derheit darf sich so erlauben, den Krieg gegen das Deutsche Volk fortzusetzen. 

Es ist die gleiche Minderheit, die auch in Österreich von sich reden macht. Man spricht 


124 


dort von der „Ära Blecha“, womit jener Mann gemeint ist, den wir bereits von der „Roten 
Loge“, dem „Club 45“ kennen. „Eine spezielle Erscheinung der ‚Ära Blecha‘ stellt eine 
Serie von Vereinsverboten wegen Verwendung des Begriffes ‚deutsch‘ in den Statuten dar. 

In verschiedenen Bundesländern wurden Jast wörtlich gleichlautende Bescheide erlassen. 
Der von uns gebrachte Spruch zeigt die nationale Diskriminierung in Österreich besonders 
deutlich. Während ein Rat Kärntner Slowenen selbstverständlich geduldet und gefördert 
wird, untersagt man die Bildung eines ‚Rats der Kärntner Deutschen‘! Dieser Bescheid be- 
weist ebenso, daß es nicht gegen irgendwelche ‚Extremisten‘ geht, sondern gegen jedes — 
noch so gemäßigte — Bekenntnis zum Deutschtum und gegen allgemein verbreitete Begrif- 
fe wie ‚Deutschkärntner‘. Schon der Gedanke einer ‚volkstumsmäßigen“ Zusammengehö- 
rigkeit wird inkriminiert.“ (241). 


DES 
oz auszugsweise 
REPUBLIK ÖSTERREICH 
SICHERHEITSDIREKTION Kopie 


tür das Bundesiand Kärnten 


Zahl:. Vr-300/88 


Gemäß $ 6 Abs. 1 des Vereinsgesetzes 1951, BGBl.Nr. 233, 

in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.Nr. 141/1954, BGBL. 
Nr. 1092/1962 und BGBL. 6493/1987, wird die Bildung des 
Vereines "RAT DER KÄRNTNER DEUTSCHEN" wegen Gesetzwidrig- 
keit untersagt. 

Aufgrund der Statuten ist eine Vereinstätigkeit zu erwarten, 
die in widerspruch zur Bestimmung des artikel 4 Absatz 2 
Staatsvertrag 1955 steht. 


BEE. DU 28 


Da das Staatsvolk der unabhängigen Republik Österreich 
die Österreicher sind, ist die bew.ßte Wahl der Be- 
zeichnungen "Kärntner Deutsche" oder "Deutschkärntner"” 
für die deutschsprachige Nehrheitsbevölkerung des Bundes- 
landes Kärnten, also eines Vebietsteiles Österreichs, 
objektiv als .Propagierung des Gedankens einer volkstuns- 

: mäßigen Zusammengehörigkeit der "Deutschen" in Osterreich 
und in "Deutschland" und in weiterer Konsequenz somit 
zumindest in der Wirkung auch die mittelbare Propagierung 
einer politischen oder wirtschaftlichen Vereinigung 
Österreichs oder eines Teiles davon mit Deutschland resp. 
als größdeutsche Propaganda zugunsten einer solchen Ver- 
einigung zu werten. 
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Die Zusammenarbeit innerhalb der Freimaurerei ist dabei vorbildlich: Führend in der 
Industrie, vor allem in der Großindustrie, den sogenannten Multis, sind überall Freimau- 
rer. Wir könnten seitenweise Fotos von diesen Zeigefinger- und Brillenhelden bringen. 
Was ist aber diesen Firmen angenehmer als eine Arbeiterschaft, die in den Händen einer 
Gewerkschaftsführung ihre Forderungen anmeldet, in der ebenfalls der Zeigefinger be- 
fiehlt? (116). Solche Arbeiter werden den Industriebaronen niemals gefährlich. Es kommt 
sicher nicht zu einer Revolution aus dieser Ecke. Die Marxisten sind auf dem Wege über 
die Perestroika und vorher schon über den Eurokommunismus in diesem Spiel voll einge- 
baut. Die Kirche selber geht hier mit, zeigt sich pro-sozialistisch und weiß doch, wo die 
Grenzen zu liegen haben. Das also, was „oben“ angebahnt wird, findet „unten“ keinen 
nennenswerten Widerstand. Selbst dann, wenn es wieder einmal zu einem Kriege führen 
soll (aus dem man zunächst einmal die atomaren und die chemischen Waffen herauszog), 
wird er doch nur jene Ziele erfüllen helfen, für die er angestiftet wurde. 


Kriegssignale 


Rudolf Sekanek (117) legt uns da eine zum Nachdenken auffordernde Statistik vor 
über die Verluste und Kosten der von uns erlebten zwei Weltkriege und des Korea-Krieges: 


I. Weltkrieg 9.700.000 Tote 28.000.000.000 RM 

II. Weltkrieg 55.000.000 Tote 1.900.000.000.000 DM 

Koreakrieg 1.875.000 Tote 634.000.000.000 DM 
Ein Kriegstag kostete 

imI. Weltkrieg 157.000.000 RM 

im II. Weltkrieg 930.000.000 DM 

im Koreakrieg 389.000.000 DM 
Einen Menschen umzubringen kostete 

imI. Weltkrieg 28.865,98 RM 

im II. Weltkrieg 34.545,45 DM 

im Koreakrieg 338.133,33 DM 


Sekanek setzt fort: „Dahinter verbirgt sich der Hilfeschrei aus dem Chor gequälter, 
verzweifelter Millionen: laßt ab vom Krieg und gebt uns doch den Frieden!“ Doch mit 
Kriegen kann man Geld verdienen, viel, viel mehr als mit Frieden. Es sind Freimaurer, die 
in den Rüstungsfirmen das Wort führen (118). Es waren Freimaurer, die den Irak gegen den 
Iran aufhetzten, um bei der Gegenwart zu bleiben. Und es wäre der nächste Krieg sicher 
nicht der letzte, der dort aufhört, wo er begonnen wurde. So war es im Chacokrieg, so war 
es am Schatt el Arab, so war es in Korea. Und ganz zuletzt bekommt noch ein Freimaurer 
einen Friedens-Nobelpreis, weil man ja jemandem das Abblasen überlassen mußte. 

Dieses grausige Spiel setzt voraus, daß unsere Welt vom Geld regiert wird. Und wir 
wissen, daß Zinsen Geld schöpfen und daß man mit Entwährungen immer wieder von neu- 
em die für einen Krieg notwendige Verschuldung erreichen kann. 40 Milliarden DM betrug 
die Netto-Kreditaufnahme der BRD 1988; 27,5 Mrd. DM waren es 1987. Das ist ein sehr 
ernst zu nehmendes Kriegssignal, trotz (oder wegen) Perestroika. Vor dem nächsten Krieg 
steht der Händedruck Reagans daher mit Gorbatschow, den beide in vollendetem Frei- 
maurerritual vor den Kameras aller Welt sichtbar ausführten. Krieg oder Frieden? Stellen 
wir doch die Frage anders: Wer kann einen Krieg verhindern, wenn er beschlossen wird? 
Was hindert die Freimaurerführung, einen (weiteren) Krieg anzugehen? Sieht sie auf sol- 
chem Wege Vorteile für ihre Utopie (also etwa: Beseitigung von Fundamentalisten, Ablen- 
kung von Elend und Arbeitslosigkeit, Ankurbelung der Wirtschaft, Begründung einer 
Geldentwertung), so wird sie ihn über Nacht beginnen. Rette sich wer kann! 
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Gorbatschow im Fernen Osten 


Die Umwälzungen, die Gorbatschow überall in der Welt hervorruft, sind beachtens- 
wert. In 25 „joint ventures“ werden 25 gemischte russisch-amerikanische Gesellschaften 
16.000 Millionen Dollar in der Sowjetunion investieren. Der gleiche Ton herrscht in den 

. unterschiedlichsten Weltecken. „Um die allgemeine internationale Zusammenarbeit zum 
Zweck der sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung der Nationen zu fördern und den 
Aufbau einer neuen Wirtschaftsordnung zu ermöglichen werden die Sowjetunion und Ku- 
ba nichts unterlassen, um die Drohung mit und den Gebrauch der Gewalt in einer neuen 
Norm internationaler Beziehungen auszuschließen und die Lösung von Konflikten: nur 
noch mit friedlichen Mitteln auf dem Wege einer Verhandlungsdiplomatie zu suchen“. 

Doch während sich so überall Friedenstauben zeigen, sieht es in der russischen Heimat 
gar nicht ruhig aus. Bei der Wahl Gorbatschows zum Präsidenten des Obersten Sowjets im 
Mai 1989 kam es zu ungewöhnlich scharfen Worten nichtrussischer Völker des Staatsver- 
bandes. Die drei Baltenrepubliken sowie Georgien und Armenien warfen Moskau nationa- 





Händedruck zwischen Deng und Gorbatschow (Bild key) 


An die Stelle der geballten Faust trat der maurerische Händedruck 
bei der Begrüßung. 

Mit solchen Bildern stellt man die Perestroika vor und gewinnt 
Sympathie in Logenkreisen. Doch sie erinnert verdächtig an ähnli- 
che Fälle, da solche Zeichen nichts anderes waren als Betrugsma- 
növer. Die Naivität der Maurer in dieser Hinsicht ist grenzenlos. 
Von Lenin bis Allende und Alfonsin fiel man auf derartige Signale 
prompt herein. 
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le Unterdrückung vor. Der neu geschaffene Kongreß der Volksvertreter ernannte ein Par- 
lamentskomitee, das als Dauersprecher dieser Forderungen vor dem Obersten Sowjet auf- 
treten wird. 

Ernster noch sind die Unruhen in Jugoslawien zu nehmen, wo die albanische Bevölke- 
rung des Kossovo Autonomie fordert, während serbischerseits das Gebiet im Hinblick auf 
seine Geschichte Serbien zugesprochen werden soll. 

Nicht im wesentlichen ehtnischer Natur, sondern ideologisch verankert, sind die ern- 
sten schweren Unruhen, die die Volksrepublik China erschüttert. Vielleicht kann man sa- 
gen, daß Dengs Weg einer Öffnung Chinas zu schnell vor sich ging. Jedenfalls besetzten 
tausende von Studenten am 17. April 1989 und am 4. Mai des gleichen Jahres den Tienan- 
men-Platz und wiederholten den Protest dann aus Anlaß des Besuches von Gorbatschow. 

Drei Monate vorher erst war der neue Präsident der Vereinigten Staaten, George Bush 
in Peking gewesen und hatte in beinahe grenzenlosem Optimismus davon gesprochen, den 
Handel zwischen den beiden Staaten, der in den 70er Jahren noch jährlich 800 Mio Dollar 
betrug und inzwischen auf 14.000 Mio angewachsen war, noch erheblich weiter auszubau- 
en. Gorbatschows Besuch fand in ähnlichem Optimismus statt, obschon die Studenten be- 
reits in Erscheinung getreten waren. Fast unmittelbar danach wurde es ernster. Man hatte 
es im Hochmut der Philosophie nicht ernst genommen. Die weiteren Vorgänge sind be- 
kannt: Die Studenten forderten, wie man (erst) jetzt aus den Zeitungen erfuhr, „Demokra- 
tie, Freiheit und ein Ende der Korruption“. Da lesen wir dann auf einmal (249), daß Deng 
Xiaoping (250), „dieser Mann, der sich in einem Großteil der achtziger Jahre dadurch aus- 
zeichnete, den Maoismus zu beseitigen, heute seinen Landsleuten und im Ausland als einer. 
erscheint, der sein Gesicht verliert, dessen Macht schwindet, während man ihn soeben 
noch als einen der Giganten der Nation eingeordnet hatte.“ Man berichtet uns, daß es zu- 
erst die Studenten waren, die protestierten, daß diese dann von den Millionen von Ein- 
wohnern Pekings unterstützt wurden und daß dann gar ein Armeekorps sich auf ihre Seite 
gestellt haben soll. Wir fragen uns, was hat man uns da wieder seit langem verschwiegen? 
Denn wir halten es für undenkbar, daß sich eine derartige Empörung in wenigen Tagen 
Luft macht. Wir sehen, daß man in der Regierung diesen Aufruhr sehr ernst nimmt, daß 
man rücksichtslos dazwischenschießt, tausende niedermacht. Man kommt uns mit seltsa- 
men Erklärungen: „Das ist asiatisch“ (251); „die Studenten wollen noch bis zum 20. Juni 
protestieren“ (252); „Man erwartet einen Kampf hinter den Kulissen im Schoße des Zen- 
tralkommitees der Kommunistischen Partei“. Und spricht von „schwindender Glaubwür- 
digkeit der Partei“ (252). Es sind die gleichen, sekundäre Erscheinungen nennenden Flos- 
keln, die man in der Welt draußen brauchte, als ihr Idol Alfonsin in Argentinien vom 
Sockel fiel. Noch nachdem Menem dort gewählt worden war, beschimpft die NZZ die Ar- 
gentinier damit, sie seien einem „Wunderheiler“ (Menem) aufgesessen und, daß ausge- 
rechnet ein derart unehrlicher und unfähiger Mann wie Alfonsin nun bedauerlicherweise 
„in der Casa Rosada mit einer gelähmten Regierung sitzt, außerstande, der argentinischen 
Wirtschaft die dringend benötigten Medikamente zu verabreichen“, als ob gerade diese 
Mißgeburt von einem Staatsmann bei einer gewonnenen Wahl solche verabreicht hätte. 
Die genannte Schweizer Zeitung versteigt sich sogar zu dem Satz: „Die Wahl der Argenti- 
nier stellt der erst seit kurzem wiederhergestellten Demokratie kein Reifezeugnis aus“, 
während doch gerade Alfonsin und seine Klique von Linkspolitikern die Demokratie im 
ganzen Lande völlig in Verruf brachten mit ihren verlogenen Versprechungen. Es heißt 
mehrfach, Menem hätte „glanzvolle Versprechungen“ gemacht und wäre damit an die 
Macht gekommen, während (wie wir es wörtlich zitieren) Menem ausgesprochen auf Ver- 
sprechungen irgendwelcher Natur laut und bewußt völlig verzichtete! Dieses Elaborat 
trägt die Unterschrift eines Redakteur der NZZ! (254). Es ist eine falsche, unehrliche, sehr 
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kurzsichtige Berichterstattung, die wir im Falle Argentiniens erleben und wir vermuten 
stark, daß im Falle Chinas ähnliches vorliegt. Wir können es uns nicht vorstellen, daß 
plötzlich Millionen wochenlang, monatelang auf die Straße gehen, ohne schon seit langem 
einen tiefen Grund dafür zu haben. Daß tausende umgelegt werden, wenn man keine 
Angst vor dem provozierten Mut der Verzweiflung hat, der die Studenten erfüllt. Wir be- 
haupten, daß es schief dargestellt wird, wenn man diese Unruhen auf den simplen Nenner 
„Demokratie“ oder den der „Freiheit“ bringen will. Wir erlebten es fünf Jahre lang, daß 
man so etwas völlig unehrlicherweise auch im Falle Argentiniens versuchte. Plötzlich lebt 
ganz China nach den Worten von AP angeblich in der Gefahr, in ein allgemeines Chaos zu 
stürzen. So etwas muß jahrelange Wurzeln haben. Uns wurde aber in den letzten Jahren 
nichts gesagt von einer mürrischen Studentenschaft, von Reibereien mit der Bevölkerung, 
von wachsender Mißgunst, von Neid bei Zurückgestellten. Immer nur sprach man von den 
großen Plänen, von der Öffnung Chinas, von der Eingliederung in die Übrige Welt, von 
einer Einschmelzung der aufgeblähten Verwaltung, von chinesischen Millionären, von ei- 
nem Li Ka-Shing in Hongkong, dessen Vermögen man auf 2,5 Mrd Dollar schätzt, von 
Wang Dachan in Shanghai, „der Aufträge für 70 Mrd Mark nach China holte, mit Re- 
nault und VW verhandelt“, von Song Huai Kuei, „deren Entwürfe auf der ganzen Welt 
verkauft werden, die seit 1983 das Maxim’s in Peking leitet; von dem vielfachen Millionär 
Ye Long Fei, „der einer der mächtigsten Männer Chinas ist und der ausländischen Inve- 
storen hilft, durchs Netz der chinesischen Bürokratie zu schlüpfen“; von Ger Fei, „dessen 
Name für Luxus steht. Eine Übernachtung in einer seiner Gästevillen kostet 2.500 DM“. 
Von Rong Yiren, „der weltweit Büros unterhält, Wälder in den USA besitzt und Chinas 
einzige Privatbank, zwei Villen besitzt, voller Antiquitäten, 8 Dienern und drei Autos“. 
Von allen diesen heißt es: „In den 50ern enteignet“; oder: „saß 1968 noch im Gefängnis“; 
oder: „Sie nennen sich Manager, beziehen ihr Gehalt vom Staat, offiziell höchstens 180 
DM im Monat“. Und von dem einen oder anderen weiß man, daß er Rotarier ist. Nirgends 
waren diese Meldungen verbunden mit sozialen Anklagen (was bedeutet z.B. „durchs Netz 
‘ der chinesischen Bürokratie schlüpfen“, wenn nicht „Korruption“?), mit Moralpredigten. 
Man berichtete dieses alles als etwas Neuartiges, aber ganz Normales, etwas Schönes, 
Herrliches, Positives. Wir haben es im Falle Argentiniens erlebt, daß ein „irrer Präsident“ 
(den Ausdruck brauchte ein späterer Minister Menems) einer allgemeinen Haßwelle gegen- 
übersteht und sich an sicherem Ort vor dem Fernsehen erlaubt, von dem „demokratischen 
Ereignis“ des Machtwechsels zu sprechen und mit solcher offenen Verhöhnung der Gefüh- 
le von 30 Millionen Argentiniern bei dem Versuch, deren Wahlabsichten zu verfälschen, 
nur den Haß zur Weißglut bringt, so daß ein ganzes Volk einfach das Wort „Demokratie“ 
nicht mehr hören kann, ohne wutverzerrt zu reagieren. Daß aber kein einziger Berichter- 
statter diesen tiefsten Grund für den Wahlsieg Menems auch nur andeutungsweise zu nen- 
-. nen wagt. Köstlich war es, um dieses einzuschalten, wie die FAZ ihre blamable Berichter- 
stattung zu retten suchte. Da erscheint in letzter Minute, einen Tag von dem Wahlsieg Me- 
nems ein Aufsatz, in dem von der „Pleite mit Alfonsin“ gesprochen wird, „Von Alfonsin 
“ will niemand etwas hören“, nachdem bis dahin der Betteldemokrat aus Argentinien immer 
die „beste Presse“ hatte, niemand sich darum bemühte, sich die Frage vorzulegen, was der 
Mann mit dem Gelde tat und wie seine Landsleute ihn erlebten. Genauso wie Alfonsin 
„den Glauben an die Nation verschleuderte“ (Bernardo Neustadt), hat das ein Zhao Ziy- 
ang getan. Mit einem solchen Satz wird das fürchterliche Geschehen am Platz des Himmili- 
schen Friedens verständlich. Was da geschah ist ein schwerer Rückschlag für die Baumei- 
ster der Einen Welt. Man hat gemeint, utopistische Ziele über alle Gesellschaftsmoral hin- 
weg einfach mit Zahlenspielen erreichen zu können, nachdem sämtliche moralische Appel- 
le sich längst in der gesamten Freimaurerwelt abgenutzt und verbraucht haben. 
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Von Argentinien heißt es in einem veröffentlichten Leserbrief (nicht also etwa aus der 
Hand eines Journalisten) (253) über den „Saldo der radikalen Regierung“: „... Hinter 
uns liegt der Wortschwall des Herrn Präsidenten und seine großartigen Reden; einige da- 
von in mahnendem Ton, mit erhobenem Zeigefinger in der Art eines Anklägers, und seine 
eingefleischte Gewohnheit, anderen den Grund für die Übel anzudichten, die das Land er- 
leidet“. Kann man nicht so etwas auch von Deng sagen? Ist aber Demokratie wirklich nur 
Wortschwall? Ist Korruption und Bestechung wirklich so nebensächlich, die Brüderlich- 
keit die Hauptsache, vom „Club 45“ bis zur Coordinadora in Buenos Aires? Wäre es nicht 
an der Zeit, daß die Freimaurerei aufwachte und sich doch etwas genauer ansieht, was da 
unter ihren Schlagworten und Zeichen angerichtet wird? Daß die Völker einfach nicht 
mehr mitmachen und unter Demokratie etwas ganz anderes verstehen als diese geldgieri- 
gen Logenkasper? Meint man wirklich mit dem Terror der Medien, der Justiz und der Po- 
lizei an der Macht bleiben zu können? Will man es immer erst auf Massenerschießungen 
ankommen lassen, damals, als der Zeigefinger-Schah davongejagt wurde, und jetzt, da 
man ebenfalls meint, mit brutalsten Mitteln sich am Ruder halten zu können? Nur, um in 
einem weiteren Lande einem Khomeini die Türen zu öffnen? Ist es nicht wirklich so, wie 
ein Khomeini es Gorbatschow schrieb, daß die Fundamentalisten am Ende doch etwas an- 
deres sind als nur Opiumsüchtige? Peking ist eine weitere Lehre für jene, die sie lesen wol- 
len. Wir Deutsche erinnern uns im Anblick der jungen Opfer in Peking an die letzten Wor- 
te der in Landsberg von den Amerikanern Ermordeten. Auch für uns gibt es Unverjährba- 
res. Auch bei uns spielt man höhnich mit einem unverzichtbaren fundamentalistischen 
Kern! 

Fundamentalisten leben von „der Gewißheit der faßbaren Wirklichkeit des Unfaßba- 
ren“, um einen Vergleich von Frank Thiess zu wiederholen. „Erleuchtete Einfalt rettet sie 
vor den Eisblitzen des Wissens“. Von wo der feurige Samen kam, der die Studenten in Pe- 
king erfüllte, wir wissen es nicht. Nur eines wissen wir: so gefragt hat niemand, weder im 
Regierungspalast in Peking noch im Weißen Haus, wo man sofort meinte, mit Sanktionen 
strafen zu müssen. Wir können nur feststellen, daß wieder einmal ein aus Urkräften ge- 
speistes Geschehen den „Giganten“ selbst Rätsel aufgibt (die sie nicht einmal zu formulie- 
ren wissen) und sie zwingt, mit Massenmord den harten aber unfruchtbaren Kern ihres 
Wesens offenzulegen. Sie haben anderes Format, die Schüsse auf dem Platz des Himmli- 
schen Friedens als die Wirtschaftskriegserklärung eines wutschnaubenden Alfonsin (auf 
die wir noch zu sprechen kommen werden), im wesentlichen aber kommen sie aus der glei- 
chen tiefen Verzweiflung, versagt zu haben, erkannt zu haben, daß das Leben anderen Ge- 
setzen gehorcht als sie sich von marxistischen Heilpraktikern vorreden ließen. 

Der Besuch Gorbatschows in Peking stellte das russisch-chinesische Verhältnis auf 
neue Füße. Es mag die Notlage die beiden Länder zusammengeführt haben. Jedenfalls 
kam Gorbatschow nicht mit leeren Händen. Der von China geforderte Rückzug der russi- 
schen Truppen aus Afghanistan war vollzogen. Der Rückzug dr 10.000 Russen aus der 
Mongolei ist in vollem Gange und für September ist der Rückzug der Vietnamesen aus 
Kambodscha versprochen. Fehlt die Entmilitarisierung der 4.700 km langen gemeinsamen 
Grenze. Doch das hilft nicht hinweg über die ideologischen Probleme an der chinesischen 
Heimatfront. Unter dem Krisenzeichen einer sinkenden Produktion, wachsender Spekula- 
tion und Warenknappheit steht das traditionelle chinesische Gespenst der „Verschwörun- 
gen“ auf und die Entwicklung des Landes könnte durch „Säuberungen“ erheblich gestört 
werden. Wollen wir einen gemeinsamen Nenner suchen für diese weltweit aufstehenden 
Unruhen, so ist ihnen gemeinsam der Kampf gegen Regierungen, die den Kontakt mit 
Volk und Boden verloren haben, die in Zahlen und in Wirtschaftsplänen, in Theorien den- 
ken und die Völker in Schemata pressen wollen, die mit Hilfe von Computern am grünen 


130 


EPOCA Por Hernän: 


- 


N HAGAME 
ÜNA LISTA DE TODASLA 
LICITACIONES FRAGUADAS, 
SOBREFACTURACIONES DE  \ 
COMPRAS, CONTRATACIONES 
DIRECTAS ‚VALES DE NAFTA FALSI-, 
FICADOS,VIATICOS INFLADOS, 
ELEMENTOS’PERDIDOS”, 

Kr27z2COMAS Y TODD TIPO DE ACTO! 



















Aus unserer Zeit 
Unter „Zeigefingern“ .. . und machen Sie mir eine Liste von fri- 
sierten öffentlichen Ausschreibungen, Überfakturierung von Ein- 
käufen, direkten Vertragsabschlüssen, gefälschten Benzingut- 
scheinen, aufgeblähten Reiseunkosten, ‚verlorenen‘ Gegenstän- 
den, Bestechung und jede Art von Korruptionsfällen .... 
„Für welchen Betrag?“ 
Siehe auch die beiden Brillen. 

Aus Ambito Financiero, Buenos Aires, Mai 1989 


Tisch ausgearbeitet wurden, und die als Maßstab Geldmengen anerkennen. Man nennt die 
Gegner derartiger kalter Gedankengebäude Fundamentalisten. An ihnen zerschlägt sich 
leicht, was sich so schön berühmte Nobelpreisträger an nordamerikanischen Universitäten 
ausgedacht haben. 


„Demokratie“ in Südamerika 


In dem gleichen Zeitraum, da Gorbatschow sich mit offenen Armen einreiht in die 
übrige „westliche“ Welt und ein vollgültiges Mitglied derselben sein möchte, stellt es die 
Freimaurerei in Chile ihren Mitgliedern frei, den Marxismus zu wählen. Auch das ist eine 
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Folge der Perestroika. Und es widerspricht Erkenntnissen, wie sie etwa Nobelpreisträger 
F.A. von Hayek erst 1988 verkündete: „Wenn wir die Welt vor der Barbarei retten wollen, 
müssen wir den Sozialismus zurückweisen“ (119). Der „Plan Z“ ist vergessen, Allende war 
wieder ein guter Bruder, Pinochet das große Übel, der Mann, der gegen die Ideologie der 
Marxisten antritt. Chile muß genauso offene Türen dem Marxismus zeigen, wie es die gan- 
ze übrige Welt Gorbatschow gegenüber tut. Die Millionen Morde und die Gulags des 
Kommunismus sind offiziell vergessen und vergeben. Es war alles nur ein kleines maureri- 
sches Versehen, daß man Denikin zurückzog und daß man den Zar ermorden ließ und daß 
man den Sowjets Anleihen gab. Der Sowjethistoriker Roy Medwedjew spricht in der Wo- 
chenzeitung „Argumenti i Fakti“ von 15 Millionen (jetzt also anerkannte) Toten der Sta- 
linära. Nicht mitgezählt sind dabei die viel höheren Opfer der Bolschewistischen Revolu- 
tion unter Trotsky und Lenin 1917/1919. Von denen wird nicht gesprochen. Wieder ein- 
mal gelten Menschenleben gar nichts, wenn die Freimaurerei einen Schritt weiterkommen 
möchte auf ihrem Wege. 

Was aber ist die „Demokratie“ in Südamerika anderes in der Praxis als Korruption, als 
Pfründenwirtschaft der Brüder! Nichts gelten die leergewordenen Worte mehr, die die Po- 
litiker sehr wohlfeil ausstreuen. So gleich und nichtssagend tönen sie aus aller Munde, daß 
man ohne Schwierigkeiten sie austauschen könnte. Die Entscheidungen fallen in jedem 
Falle vorher, im Kreise der Brüder, in der Wohnung des Meisters vom Stuhl und in den 
Wohnungen der dann von den Brüdern Aufgesuchten. Und dort wird ausgefeilscht wie die 
Vorteile zu verteilen sind. Und eine jede Abstimmung ist im vorhinein festgelegt. Die Zei- 
tungen schäumen über von großen Worten, und jedesmal wurde das Ding gedreht auf der 
Grundlage rein materieller Interessen. Nicht ein einziger dieser Politiker hat in seinem Le- 
ben jemals etwas gelernt oder geleistet. Ausnahmslos sind sie grundunehrlich und verlogen 
und stimmen in einem überein: Nicht das eigentliche Wesen ihres schönen politischen 
Spiels an die große Glocke hängen, auch wenn sie einmal schlecht abschnitten. 

Und eine solche „Demokratie“ ist darum das teuerste System, das man sich ausdenken 
kann. Es kostet dem Volk unendlich viel mehr als eine „Diktatur“. Sichtbar wird das in 
der dauernd wachsenden Anzahl der öffentlichen Bediensteten. Und in deren dauernd 
wachsenden Forderungen. Es ist schon (hier in Argentinien etwa) eine Selbstverständlich- 
keit geworden, daß Post und Telefon und Eisenbahn und Flugverkehr streiken, daß der 
Benzinpreis dauernd steigt, so, wie Gas und Wasser. Argentinien ist vielleicht im Augen- 
blick das schlagendste Beispiel für diese Mißwirtschaft. Und es ist auch schon akzeptiert, 
daß die Morde und Überfälle täglich zunehmen. In Buenos Aires verkehren die Omnibusse 
nicht mehr in der Nacht, weil sie beraubt werden. An den Tankstellen gibt es in der Nacht 
kein Wechselgeld mehr zurück, denn die Tankwarte tragen kein Geld mehr bei sich. Mehr 
Morde im Jahr verzeichnet 1988 Buenos Aires als selbst Bronx, jener New Yorker Stadt- 
teil, den man sonst immer als Avantgarde der Demokratie bezeichnet hat. Und die Aids- 
kranken nehmen ebenfalls dauernd zu. Kein Wunder auch, daß ausgerechnet im eigentli- 
chen Hort der brasilianischen Demokratie, in der von Juden und Freimaurern gegründe- 
ten und aufgebauten Stadt Londrina schon „mehr als 1.000 Aidsfälle“ bekannt sind, wie 
die „Folhas de Londrina“ erschreckt im Oktober 1988 mitteilen. 

Und laut, grell laut sind sie, diese „Demokraten“. Mit Propagandageschrei über- 
schwemmen sie alle Welt, die Mauern und die Wände und die Zeitungen und die Schulen 
und die Universitäten. Auf langen Tischen liegen dort die Zettel und Heftchen in der Uni 
- in Buenos Aires herum, die verlockend von einer „Neuen Linken als Vierte Kraft“ reden. 
Es sagt ihnen gar nichts, daß sie überall mit dieser Rabulistik und diesem Lärm an die 
Grenzen des Einflusses gestoßen sind. Wahlmüdigkeit ist das Ergebnis (die Linke erhielt 
ganze. 2% der Stimmen im Mai 1989 bei den Wahlen). Doch bei den Jüngeren versuchen sie 
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erneut, doch noch Opfer zu finden. Und keine Regierung schützt die Jugend vor diesem 
Schicksal. Schmutzig, dreckig, laut und abstoßend ist das Bild dieser „Demokratie“, der 
sich nun auch Gorbatschow zugesellt. 

Hebt einmal für Augenblicke ein gnädiges Schicksal das Leichentuch, unter dem eine 
bessere Vergangenheit ruht, so beeilen sich viele, ihre Ablehnung der Gegenwart zu zeigen. 
Als Kaiserin Zita am 14. März 1988 für immer die Augen schließt, da beweisen nicht nur 
Tausende ihre Erinnerung an eine bessere Zeit (278) auf dem Wege, den der Katafalk 
durch Wien nimmt, Millionen begleiten ihn vier einhalb Stunden lang im Fernsehen; da 
liegen am Tor des Stephansdomes nicht nur Kränze aus Österreich und Ungarn und Italien 
und Monaco, sonder auch aus der „Republik Slowenien“, die eben gerade in einer Protest- 
kundgebung in Laibach die „Souveränität des slowenischen Volkes“ und dessen Wunsch 
einer Wiedervereinigung mit Österreich öffentlich in Erinnerung brachte. Hunderte von 
Omnibussen kamen zu den Trauerfeierlichkeiten aus Ungarn. Was war das ganze doch für 
ein blamables Armutszeugnis für den „großen Gedanken“ der „Demokratie“! Anwesend 
waren bei dem Begräbnis Vertreter aller katholischen Fürstenhäuser Europas, doch keiner 
der regierenden Freimaurermonarchen von Dänemark, Schweden und Spanien. Zita war 
es ja gewesen, die den Mord in Mayerling zur endgültigen Aufklärung führte (279). 

Bei dieser Gelegenheit wollen wir die traurige Liste der von Freimaurern (in X, 499 ff) 
noch um zwei weitere Namen, eben aus dem habsburg-lothringischen Geschlecht verlän- 
gern. 

Josef II. starb am 20. Februar 1790, kurz vor Vollendung seines 49. Lebensjahres. Der 
Türkenkrieg 1789/90 war durch den Freimaurer Herzberg in Zusammenarbeit mit seinem 
brüderlichen Freunde Pitt angezettelt. Die Unruhen in Ungarn hatten in den Logen ihren 
Ursprung. Als er auch noch feststellte, daß die „merkwürdigsten Delinquenten“ seiner 
Zeit Freimaurer und Illuminaten waren, „beschloß er, der Freimaurerei den Garaus zu 
machen“ (Prememoria des Wiener Prof. Hoffmann an Kaiser Franz I. 1793, mitgeteilt in 
dem Vortrag von Dr. Frhr. v. Fuchs, Wien 1897 und später erneut von Prof. Wicht!). 

Kaiser Leopold II. war maurerisch geweiht (Wiener Frm-Ztg August 1919 S. 9), befaßte 
sich aber nach den ihm zugegangenen Informationen ernstlich mit dem Plan, gegen die Brü- 
der einzuschreiten. Er starb am 1. März 1792 kurz vor Vollendung seines 45. Lebensjahres. 
Gottfried zur Beek teilt in seinem Buch „Die Geheimnisse der Weisen von Zion“ S. 66 mit, 
. Leopold sei von Mitgliedern des Illuminatenordens ermordet worden. So auch Wichtl. 


Korruption in Athen 


1974 brach in Griechenland bekanntlich wieder die Demokratie aus. Doch die Gal- 
lionsfigur der Demokraten in aller Welt, Andreas Papandreou, wurde nicht in die Regie- 
rung aufgenommen, da sein Name skandalumwittert war. Vor dem Europarat hatte er ei- 
nen Griechen zu falschen Aussagen gezwungen. Erst viel später, vor acht Jahren erst, 
konnte er als Ministerpräsident und Führer der Panhellenischen Sozialistischen Partei (Pa- 
sok) in Athen die Zügel wieder in die Hand nehmen. Doch der Spaß dauerte nicht lange. 
Im November 1988 floh der Bankier George Koskotas aus Griechenland in die USA. Dort 
veröffentlichte er im März 1989 aufsehenerregende Einzelheiten über die umfangreiche 
Korruption unter Papandreou. Sie erschienen in „Time“ und teilten den Griechen mit, 
daß Papandreou persönlich sowie andere Minister seines Kabinetts hunderte von Millio- 
nen von Dollar veruntreuten und daß er selbst, Koskotas, regelmäßige Zahlungen für poli- 
tische Dienste zu leisten hatte. Zentral im Angriffsfeuer steht der Rechtsanwalt Jannis 
Mantzouranis. Wenn man da erfährt, daß dieser bis vor kurzem führend in der Pasok tä- 
_ tig war, als Sekretär des Ministerrates und als Generalsekretär des Ministeriums beim Mi- 
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nisterpräsidenten (dem führenden Ministerium Griechenlands) fungierte, so drängt sich 
schnell ein Vergleich mit dem ebenso vielbeschäftigten Bruder Proksch in Wien auf. Pa- 
pandreou, der seit Jahrzehnten zu dem Symbol für den Fortschritt in Griechenland gewor- 
den war, leugnete natürlich die Vorwürfe — die in allen Zeitungen Griechenlands veröf- 
fentlicht worden waren — ab und sprach von einem schändlichen Attentat gegen seine 
fortschrittliche Volksbewegung (120). Es wiederholte sich das edle Bild überführter, kor- 
rupter und unehrlicher Demokraten, die nicht von ihrem Sessel weichen wollten, wie wir es 
noch mehrfach in diesen Jahren erlebten. Während die PASOK behauptet, das amerikani- 
sche Establishment wolle Griechenland seiner Unabhängigkeit berauben, meint die Oppo- 
sitionspartei Nea Dimokratia, Papandreou sei eine Gefahr für das Land. 

Der Oppositionsführer, Mitsotakis stellt im März 1989 einen Mißtrauensantrag im 
Parlament. Da jedoch die Pasok mit 157 Abgeordneten die Mehrheit hat, wird dieser ab- 
gelehnt, obwohl selbst angesehene Mitglieder der Pasok wie Mangakis und Tritsis gegen 
ihren Staatschef stimmten. Sie gelten jetzt in dem hochtrabenden Jargon der Demokraten 
als Apostaten (Abtrünnige) und als „Mitläufer der verhaßten Rechten“ (233). Erst bei den 
Wahlen im Juni 1989 wird mit einem überragenden Sieg der rechtsstehenden Nea Dimo- 
kratia dieses widerliche Thema abgeschlossen, das dank einer beflissenen Presse in seiner 
über die Landesgrenzen hinweg grundsätzlichen Bedeutung und in der Tiefe seiner Wir- 
kung im Ausland nicht zur Kenntnis gegeben wurde. Wenn mehr und mehr Menschen heu- 
te irgendwo auf der Welt verbissen auf die Stunde der Rache unter dem intriganten Joch 
demokratischer Ränke warten, dann kommt es immer wieder zur Explosion unterdrückten 
Hasses. Auch die Griechen zeigten, daß sie eine Demokratie vorziehen, fernab von der 
korrupten Freimaurerei. 
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Die Zerstörer am Werk 


Argentinien in der Antarktis 


Eine Folge der wüsten Beschimpfungen, die man sich von jenseits der Kordillere dau- 
ernd erlaubt, ist, daß Chile sich mehr dem Pazifik zugewandt hat. Erst in diesen Tagen hat 
sich erneut gezeigt, daß die Weltanschauung diesseits und jenseits der Anden nicht die glei- 
che ist. Am 28. Januar 1989 ging das argentinische Polarversorgungsschiff „Bahia 
Paraiso“ in der Antarktis nach der Kollision mit einem Felsen auf den Grund. Die Mann- 
schaft und an Bord befindliche Touristen wurden von chilenischen Schiffen gerettet. Am 
8. Februar 1989, also zehn Tage nach dem Unfall, erfährt man, daß Taucher der chileni- 
schen Kriegsmarine mit dem Verschließen der Risse an dem Schiff begannen, um eine wei- 
tere Petroleumverschmutzung der bis dahin sauberen Antarktis zu verhindern. Als erstes 
wurde von dem chilenischen Kriegsschiff „Yelmo“ eine schwimmende Barriere um den be- 
reits mehr als drei Kilometer weiten Ölfleck gelegt, um dessen Ausdehnung zu verhindern. 
Von argentinischen entsprechenden Bemühungen hatte man bis dato nichts erfahren. Man 
hat das Schiff verlassen und verantwortungslos das Öl ruhig auslaufen lassen. „Der Fleck 
belästigt nur einige örtliche Pinguinnester. Das Leben wird an anderer Stelle um so stärker 
seinen Ausgleich finden“ ist die Antwort auf die Empörung, der Greenpeace Ausdruck 
verleiht. Sicher, in Argentinien hatte man wichtigeres zu tun. Die Demokratie war dort in 
Gefahr. Nach der Energiekrise kam der Überfall auf La Tablada und dann der Zusam- 
menbruch des Wirtschaftsplans mit einer Erhöhung des Dollars von einem Tag zum ande- 
ren um 40%. Da hat man keine Zeit für Ölflecke im Eismeer. Und man merkt nicht, daß 
gerade diese Reihenfolge der Dinge es ist, die man jenseits des Aconcagua nicht gut ver- 
steht. Vielleicht ist sogar diese krankhafte Ideologisierung der Grund, weswegen so vieles 
Schlimme in Buenos Aires passiert. Und die fehlende philosophische Belastung an den 
Ufern des Pazifiks der Grund dafür ist, daß dort die Menschen glücklicher sind und vor- 
ankommen. . 


Anden Ufern des Pazifik 


Tatsächlich erleben wir ja auch gerade rund um diesen Pazifik gleich an mehreren Stel- 
len ganz ähnliche Entwicklungen wie die in Chile. Prachtvolles Wachsen ist die Lage in 
Südkorea, in Hongkong, in Singapore, in Taiwan. Aufwärts geht es auch in Malaisia und 
sogar in Vietnam und in Indonesien. Überall gibt es weniger Arbeitslose als im Vorjahr, 
steigt das Bruttosozialprodukt an. Und das, obwohl die verstockten Philosophen in Euro- 
pa und in den USA recht viel am Pazifik auszusetzen haben in puncto Demokratie. Es 
scheint also auch ohne „Demokratie“ zu gehen. Konfuzius schafft es anscheinend besser. 
Und die Wühlmäuse der Demokratie haben es dort rund um das größte Weltmeer noch 
nicht geschafft. Kommt es doch einmal zu einem für die Freimaurerwelt so typischen Fall 
einer Großkorruption, dann sind auch die Folgen klarer und härter. Drei japanische Kabi- 
nettsmitglieder traten zurück, der Oppositionsführer Tsukamoto folgte ihnen, weil ihnen 
nachgewiesen wurde, daß sie in Kenntnis von regierungsseitig bevorstehenden Schritten 
Aktien der Firma Recruit gekauft hatten. Der Premierminister Noboru Takeshita be- 
quemte sich zum gleichen Geständnis vor dem Parlament, und sein Sekretär nahm sich das 
Leben. 
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Etwas anders lag der Fall bei dem australischen Premierminister Bob Hawke. Mit Trä- 
nen in den Augen gab er im Fernsehen zu, seine Frau betrogen zu haben. Aber er liebe sie 
nach wie vor. Wird er im kommenden Jahr nicht wieder gewählt, dann kann es allerdings 
auch daran liegen, daß das Land in einer Wirtschaftskrise mit höheren Steuern und Zinsen 
steckt. Ganz anders also als in der BRD oder in Österreich oder in Argentinien wurden am 
Pazifik sofort die Konsequenzen gezogen. Von daher gesehen, muß man annehmen, daß 
der Einfluß der Freimaurerei auf die öffentliche Moral in jenen Ländern (noch?) nicht so 
stark ist wie in den Ländern eines Lambsdorff, Scheel, Proksch, Blecha und Brüdern. Die 
kulturellen, moralischen Wurzeln konnten noch nicht zerstört werden. 


Grüne Marxisten 


Wir werfen den Marxisten und den Grünen vor, daß sie es für unmoralisch halten, im 
Leben erfolgreich und stark zu sein. Denn sie stellen sich an die Seite der Gescheiterten 
und verwerfen ein System, in welchem der Lohn der Arbeit geschützt wird vor dem Zu- 
griff der Faulen. Dabei vermeinen die Grünen, angehäufter Reichtum sei in jedem Falle zu 
Unrecht erworben, sei das Ergebnis von Spekulation und Korruption. Niemals kann ein 
einfacher Arbeiter Millionen „machen“. Solche Millionen sind darum unrecht erworbenes 
Eigentum und darum abzunehmen, die gerechte Gleichheit wieder herzustellen. Die ande- 
re Seite aber verschließt die Augen vor der Korruption. Diese gehört heute zum eisernen 
Bestand der kapitalistisch-freimaurerisch organisierten Welt der „Demokratie“. Und sie 
hat gigantische Ausmaße angenommen, ist wesentlicher Bestandteil geworden der 
„freien“ Welt. Gedeckt wird sie von der Brüderlichkeit. Von den Spendenempfängern in 
Bonn geht es zum „Fall Lucona“ in Wien, und weiter, wie wir noch sehen werden, nach 
Bern. „Gekaufte Republiken“ („Spiegel“) verenden zu seiten des Weges in den Fort- 
schritt. Eine nach der anderen bricht zusammen. So ungeheuer groß sind die Kaufsum- 
men, sind die Diebesbeuten, daß das ehrlich durch Fleiß und Arbeit erworbene Geld dage- 
gen gar nicht mehr erwähnenswert erscheint. Und der Raub ermöglicht mit Leichtigkeit 
die Bestechung derjenigen, die beabsichtigen, ihn anzuprangern. Nur der Zusammen- 
schluß unter Roter Fahne macht wenigstens einige erfolgreiche Angriffe gegen die Diebe 
möglich. Die Ehe von Grün und Rot war daher zwangsläufig notwendig. 


Sozialismus und Ökologie 


Damit aber wurde gerade jener Teil des grünen Programms abgewürgt, der ihnen ihren 
Namen gab. Die ökologische Bewegung wurde vereinnahmt von dem leninistischen Zweig 
der lebensfeindlichen utopistischen Freimaurerphilosophie. So wurden die ökologischen 
Forderungen dort mundtot gemacht, wo die roten Fahnen wehen. Nur noch der „Sozialis- 
mus“ stand im Blickfeld. Und die Umwelt und die Menschen verkamen. Wie kann auch 
jemand, der gar keine innerliche Beziehung zur Natur hat, der diese nur als Rohstofflager 
ansieht, diese schützen wollen? Es liefe doch immer nur auf Maßnahmen hinaus, die man 
aufgrund von Berechnungen treffen will. In vielen Fällen aber können auf diesem Gebiet 
exakte Berechnungen gar nicht angestellt werden, es bleibt bei Schätzungen. 

Beziehungen sind die Handwerkzeuge der Leichenfledderer unserer Kultur. Im Schoße 
dieser Beziehungsverschwörung werden die Bedürfnisse geschaffen, denen dann die Natur 
geopfert wird. Doch, was rührt es sie, wenn die Natur zerstört wird? Haben sie dafür noch 
ein Gefühl? Was hat das mit ihrem Produktionssoll zu tun? Sie haben niemals einen Sinn 
für Natur gehabt. Sie haben niemals den Rhythmus von Schöpfung, Säen und Ernten be- 
griffen, für Wetter, Klima, Pflanzen, Tiere. Das sind Worte, die in keiner ihrer Bildungs- 
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institutionen, weder im Osten noch im Westen, vorkommen und die auch niemals mit ein- 
geplant wurden. Was uns heute aus dem Osten berichtet wird, ist ungeheuerlich, über- 
schreitet bei weitem die an sich schon gerade ausreichend fürchterlichen Vorgänge im We- 
sten. Die gemeinsame Handschrift unter dieser Entwicklung ist die der Freimaurerei (121). 
Letzten Endes ist es die „Mesalliance von Rot und Grün“, die sowohl im Westen wie im 
Osten ein handfestes Eingreifen zum Schutze der Natur verhindert. Im Januar 1989 haben 
73 westdeutsche Umweltschutzorganisationen der Regierung, dem Bundestag und den po- 
litischen Parteien ein Memorandum vorgelegt, worin gefordert wird, Brasilien einen Kre- 
dit der Weltbank zu verweigern, der zur Errichtung von 145 Wasserkraftwerken auf dem 
Gebiet des derzeitigen Amazonaswaldes dienen soll. Kohl hatte, wie wir berichteten, in 
Toronto gefordert, daß ökologische Themen auf den Gipfelkonferenzen behandelt wer- 
den. Die Brüderlichkeit gegenüber so vielen von ernsten Maßnahmen Betroffenen rangiert 
jedoch weiterhin völlig fraglos vor dem Recht auf Überleben der Natur. Und Brüderlich- 
keit ist heute, wie wir belehrt wurden, der wichtigste Teil der trilateralen Freimaurerparo- 
le. Das ist nicht Polemik, sondern sachliche Analyse unserer Zeit. Auch dann, wenn es 
Freimaurern verboten ist, dieses Buch zu lesen. 

Die Unentschlossenheit, ja Uninteressiertheit der Machtfaktoren einer freien Gesell- 
schaft (etwa Sandoz in Basel) oder einer sogenannten sozialen Marktwirtschaft, gegenüber 
den Gefahren, die die Gier der großen Firmen für die Natur bedeutet, ist heute bereits 
deutlich Kreuzungspunkt für viele Strategen der Grünen geworden. Je weiter die Zerstö- 

‚rung der Natur durch den technisch-industriellen Fortschritt voranschreitet, um so schwe- 
rer haben es die Advokaten einer Privatisierung der Wirtschaft. Denn jede Privatisierung 
erhöht in der heutigen Realität die Gefahren für unsere Umwelt. Je mächtiger die Wirt- 
schaftskonglomerate werden, um so leichter haben sie es, die staatlich vorgesehenen Ver- 
teidigungsmaßnahmen zu umgehen. So hat die Verbindung rot-grün eine sehr ernste Be- 
gründung. Wir wollen auch nicht vergessen, daß die Verbindung braun-grün in den Jahren 
vor dem II. Weltkrieg bereits die heutige Formierung der Kräfte vorwegnahm. Wäre nicht 
heute die Lähmung der staatlichen Einrichtungen durch die Freimaurerei bereits so stark, 
daß der Staat in vielfacher Hinsicht keine Alternative darstellt, kaum energischer vorge- 
hen würde als es die Privatwirtschaft mit ihren vorrangigen Rentabilitätsberechnungen 
tut, das schöne Modell einer „freien Wirtschaft“ wäre kaum noch akzeptabel. Das alles 
gilt es zu bedenken, wenn wir später im Falle Chiles der Kontroverse Marxismus - Freie 
Marktwirtschaft begegnen. Unsere heutige politische Ordnung kennt weder im Osten noch 
im Westen Kräfte, die geschlossen zum Schutz der Umwelt eingesetzt werden könnten. 
Auch die Kirchen versagen da. Die Franziskaner gelten als (unbedeutende) Ausnahme. 
Überall führt dieses Thema immer noch trotz allem ein Aschenputteldasein. Überall wird 
unlauterer Absichten verdächtigt, wer sich der Umwelt annehmen will. Entweder nennt 
man sie Fortschrittler oder aber Fundamentalisten. Daß das öffentliche Vertrauen im Ge- 
folge der zweihundert Jahre gültigen Freimaureraktivität verschwunden ist, wirkt sich 
heute auch auf einem Gebiet aus, das nur auf der Grundlage der Glaubwürdigkeit selbstlo- 
ser Absichten Erfolge zeitigen könnte. Wer aber glaubt heute schon noch irgendeinem, 
daß er altruistisch handelt? Nachdem uns seit Generationen in Wort und Ton und Bild 
dargestellt wird, daß alles auf dieser Erde nur Falschheit und Betrug ist und daß es 
menschliche Größe einfach nicht gibt. Daß die Dekadenz Thomas-Mann-scher Figuren 
mit den ekelerregenden Gestalten bei Berthold Brecht konkurrieren, daß alles Heldische, 
Hohe, Treue in widerlichster Weise lächerlich gemacht und in den Dreck gezogen wurde, 
daß man allen Vorbildern Häßliches andichtet. Man müßte mit der Säuberung und Ret- 
tung des Menschenbildes beginnen, bevor man mit Erfolgen bei der Rettung der Natur 
rechnen kann. 
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Angst vor Entscheidungen 


Wenn man ein „Spiegel“-Gespräch liest, wie jenes am 7. November 1988 mit Professor 
Wilfrid Bach über die von ihm aufgestellte Behauptung: „die Menschheit verwandelt die 
Atmosphäre mit ihren Abgasen in eine chemisch-klimatologische Langzeitbombe“, dann 
fragt man sich, warum dieser Freimaurer- „Spiegel“ überhaupt ein solches Thema an- 
schneidet. So, wie die argentinischen Antarktisschiffer sich (unbelästigt) aus der Verant- 
wortung stahlen, und damit den Anfang für die Beschmutzung und Vergiftung auch des 
letzten Kontinents setzten, so ist es hervorstechendstes Merkmal aller Politiker heute welt- 
um, vor allem nichts Konkretes unternehmen! Sie alle haben ohne Unterschied der Haut- 
farbe die gleiche höllische Angst vor Entscheidungen. Alles muß seinen demokratischen, 
parlamentarischen Instanzenweg gehen. Das ist viel, viel wichtiger als die notwendige 
Maßnahme selbst. Jedes andere Vorgehen, und sei es auch, um den Massenmord an 
100.000 Chilenen zu verhindern, ist eo ipso ein ganz ungeheuerliches Kapitalverbrechen. 
Das ist die Rangordnung im derzeitig gültigen Weltstrafgesetzbuch. Es erstaunt daher kei- 
neswegs, wenn man von dem österreichischen Bundeskanzler, Dr. Franz Vranitzky, etwa 
hört („Der Scheinwerfer“, April 1989, S. 11): „Von Vranitzky hört man nur dann, wenn er 
wieder einmal eine Entscheidung auf die lange Bank schiebt. Denn Vranitzky ist dafür be- 
kannt, daß er keine Entscheidungen trifft“. 

Keine einzige Behörde darf übergangen werden, alles muß gegengezeichnet werden, 
und es wird ein jeder sich darum bemühen, daß man ihm nicht hinterher nachweisen kann, 
es sei gerade seine Unterschrift unter einem ganz bestimmten Dokument das Entscheiden- 
de gewesen. 


Ungebremste Naturzerstörung 


In Indien herrschte 1988 die größte Dürre seit 100 Jahren. Der Norden Argentiniens er- 
lebte eine monatelange Trockenheit von nicht gekannten Ausmaßen. Im Sudan und in 
Äthiopien fallen sintflutartige Regen, wie sie niemals bis dahin zu verzeichnen waren. Die 
Folgen für die Landwirtschaft waren verheerend. Der Oranjefluß in Südafrika trat über 
seine Ufer und riß die Mauern von Staudämmen mit sich. Das Seehundsterben in Nord- 
und Ostsee nimmt immer dramatischere Ausmaße an. In der Magellanstraße werden hun- 
derte von Walfischen an Land gespült und verenden. Das gleiche geschieht vor der süd- 
afrikanischen Küste. Mindestens 200.000 Quadratkilometer brasilianischen Urwaldes sind 
zusätzlich 1987 abgebrannt worden. Weitere 200.000 qkm folgten in den ersten Monaten 
von 1988. Der Wald in der BRD ist hochgradig in seiner Existenz gefährdet, meint der 
Bund deutscher Forstleute. Versteppung und Erosion bedrohen den Süden Spaniens. An 
Schleswig-Holsteins Westküste sterben jetzt auch die Möven. Der Mississippi ist fast aus- 
getrocknet. Die ganze Nordsee ist stark vergiftet. In der Hauptstadt von Mexiko leben 21 
Millionen Menschen in einer Luft, die weltweit verglichen die schlimmste Verschmutzung 
aufweist. Die Regenerierung dieses Raumes ist nach einer solchen ökologischen Katastro- 
phe unwahrscheinlich. 1987 brannte der Wald von Hing-gan am Amur nieder. Er war 800 
km lang und 450 km tief, eine der schlimmsten Umweltkatastrophen dieses Jahrhunderts. 
Etwa 70% des argentinischen Staatsgebietes sind infolge starker Abholzung von Wäldern 
und Überschwemmungen von Bodenerosion bedroht. Im Kattegat und Skagerrak sterben 
immer mehr Fische durch giftige Algen. Das Goldfieber bringt im Amazonasgebiet eine 
Quecksilberverseuchung mit sich. In Mittelasien trocknet der Aralsee langsam aus, da sei- 
ne Zuflüsse überbeansprucht werden. Die Gründe für diese gigantischen Zerstörungen 
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sind bekannt. In der Freimaurerphilosophie verschlampte unfähige Regierungen haben sie 
40 Jahre lang geduldet oder gar gefördert. Sie sind die dafür Schuldigen! Ratschläge aber 
zerbrechen an einer Mauer von Egoismus und an ideologischer Verkrampftheit, wonach 
Eingreifen unanständig und unstatthaft ist. So, wie die Vereinigten Staaten und die EG 
längst alle Vorsätze in Richtung des ihnen heiligen Welthandels zugunsten protektionisti- 
scher Notwendigkeiten über den Haufen warfen, könnte auch hier mit masonischen Vor- 
. urteilen aufgeräumt werden. Doch alle vorgetragenen ökologischen Pläne zerschellen an 
der Gier von Interessenten, die im Bruderbund ein großes Wort mitzureden haben. 


Amazonien brennt 


„Man will nur das wirtschaftliche Wachstum Brasiliens verhindern“ antwortete man in 
Brasilia auf die von uns bereits erwähnte Bitte, das Abbrennen des Urwaldes einzustellen. 
Der Außenminister Roberto de Abreu Sondre assisiert: „Brasilien wird sich niemals zur 
ökologischen Reserve für die übrige Menschheit machen lassen. Brasilien will die Entwick- 
lung“. Staatspräsident Sarney weist die Überwachung Amazoniens durch eine Internatio- 
nale Kommission von sich: „Das brasilianische Volk wacht genauso eifersüchtig über seine 
Souveränität wie das französische“. Vorschläge ähnlicher Art, die aus den USA kamen, 
werden angesehen, „als Vorwand, um den Urwald zu kaufen und seine Verwaltung zu in- 
ternationalisieren“. 

Man geht sogar noch einen bedeutenden Schritt weiter. Am 6. März 1989 treffen sich 
in Quito, der Hauptstadt Ecuadors, die Außenminister der acht Länder, die den Pacto 
Amazonico unterzeichneten. Es handelt sich um Bolivien, Brasilien, Kolumbien, Ecuador, 
Guyana, Perü, Surinam und Venezuela. Den Vorsitz der dreitägigen Verhandlungen führt 
der Präsident von Ecuador, Rodrigo Borja. Gegenstand des Treffens sind „Pläne zur Zu- 
sammenarbeit bei der Ausbeutung dieses Gebietes, doch in erster Linie ein gemeinsamer 
scharfer Protest dagegen, daß fremde Mächte, wie sie sagen, die Zerstörung der natürli- 
chen Reserven unterbinden wollen, die die Amazonasurwälder darstellen.“ „Sie zerstören 
die Erdatmosphäre“, meint Brasiliens Präsident Sarney gleichzeitig, „und den größten 
Teil der Vegetation, bedrohen Leben und Überleben der Menschen, nicht zuletzt durch die 
Anhäufung von Atomwaffen, mit denen unser Planet mehrfach vernichtet werden könn- 
te. Insofern ist schwerlich einzusehen, weshalb wir uns irgendeinem Direktorium unter- 
werfen sollen, das befiehlt, auf welche Weise wir unsere Natur nutzen... Wir widersetzen 
uns einer Umwandlung Amazoniens in eine Art grünen Persischen Golfes“. Die Wortfüh- 
rer auf dieser Konferenz können sich nicht genug tun an der Produzierung von Freimau- 
rerzinken bei ihren Aussagen. 

: Auf einer weiteren Tagung von 15 Ministern und Technikern aus 32 lateinamerikani- 
schen Ländern in Brasilia zu dem Thema der Umwelt findet Brasiliens Präsident Sarney so- 
dann Ende März 1989 weitere Worte, die zur Klärung der Fronten beitragen: „Die Länder 
der Ersten Welt (= Europa) haben die Pflanzendecke des Planeten zerstört, sie schufen und 
entwickelten die Zivilisation der Gase und vergeudeten die natürlichen Hilfsquellen zugun- 
sten eines steigenden Wohlstandes ... Wenn die Unterentwickelten in etwas dazu beitrugen, 
dann mit der Vergiftung durch Armut. Armut und Erniedrigung stellen Teile eines Teufels- 
kreises dar, in welchem Millionen in Verhältnissen leben müssen, die unvereinbar sind mit 
der menschlichen Würde . ... Wir fordern die Schaffung einer internationalen wirtschaftli- 
chen Umgebung, die hilft, die Arbeitslosigkeit und die Armut zu beseitigen anstatt sie zu 
verewigen“. Eine „Erklärung von Brasilia“ faßte diese Gedanken zusammen. 

In der Tat stößt die dringende Forderung auf Rettung der Natur in Amazonien (und 
anderen Gebieten) auf die im gleichen Augenblick akut werdende Forderung nach einer 
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radikalen Änderung des wirtschaftlichen Vorgehens, vor allem der mit Zinsen bewehrten - 
Finanzpolitik der sogenannten Ersten Welt. In dem Augenblick, da diese zu ihrer Erhal- 
tung die Unverletzlichkeit überseeischer Gebiete fordert, muß sie den dort Lebenden einen ° 
Status ermöglichen, der das Opfer ausgleicht, das darin besteht, nicht ganz genauso rigu- 
ros mit der Natur umgehen zu dürfen wie es die Europäer seit der Vernichtung der Wälder 
im heutigen Karst und der Vernichtung der Urwälder in Gallien und Germanien vorge- : 
führt haben. Denn Naturvernichtung hat es in Europa 2.000 Jahre lang gegeben. Aller- 
dings wurde sie ausgeglichen durch die Schaffung tragbarer menschlicher Landschaften, 
die noch bis vor ganz kurzem (wir dürfen 1945 als Grenze nennen!) das Ergebnis solcher 
Umwandlung eher positiv erscheinen ließen. Eine tüchtige Forstwissenschaft und Wasser- 
behörden haben das garantiert. In Übersee hat man Rücksichten, wie sie unsere waidge- 
rechten Jagdgesetze und unsere Anbauformen darstellten, fast nirgends gekannt, schon 
gar nicht nach Beendigung der Kolonialphase. 

Man hatte Übersee den Status von souveränen Staaten gegeben in der irrealen Annah- 
me (und Sachkenner hatten in massivster Form davor gewarnt, wurden aber als eine Art 
Sklavenhalter niedergeschrien), daß dort das gleiche ethische Niveau, die gleiche Regie- 
rungsfähigkeit und das gleiche Verantwortungsbewußtsein entstehen würde, wie es bis et- 
wa zu dem Augenblick der Entkolonialisierung in Europa Tatsache war. Man gab der 
Dritten Welt Gedanken ein, die sie nicht erwartungsgemäß verarbeitete, in denen sie sich 
Rechte heraussuchte ohne Pflichten anzuerkennen. Brasilien denkt heute nicht daran, an 
die Stelle von Urwäldern eine Umgebung zu setzen, die für den Planeten tragbar zu sein 
hat, aber Brasilien keinen Nutzen bringt. So daß heute der brasilianischen Forderung auf 
Hebung der Lebensverhältnisse die andere Forderung auf Rettung des Urwaldes entgegen- 
gestellt werden muß. Man wird schwerlich bei den Europäern Verständnis finden für eine 
Anhebung des brasilianischen Lebensstandards auf Kosten der Weltgesundheit, aber 
ebenso schwer in Brasilien wirksamen Schutz der Natur erwarten dürfen. Für das Urteil in 
Europa fällt weiter ins Gewicht, daß es Folge einer ideologisch belasteten sozialistischen 
brasilianischen Regierung ist, wenn heute Brasilien in einer sehr schweren Wirtschaftskrise 
steckt. Man kann nicht erwarten, daß man den Brasilianern zahlt, weil sie eine unfähige 
Regierung besitzen. Die Vernichtung der Indianer, die Abholzung von Staaten wie Para- 
na, sind im übrigen allzudeutliche Beispiele für ein für Brasilianer typisches brutales Vor- 
gehen im Zentrum Südamerikas. Und dennoch wird diese hier aufgezeigte Problematik al- 
lerschnellstens gelöst werden müssen. Sehr hart im Raum und in der Zeit stoßen sich daher 
die zwingenden Notwendigkeiten. Und wieder sind es die aus den Logen gekommenen 
Führungskräfte hüben wie drüben, denen gerade dieses, eine schnelle Entschlußfassung, 
vollständig unmöglich ist. 

Hört man, was erneut die Wissenschaft sagt (264), so wird es Zeit, über Bemerkungen 
wie die folgenden nicht unachtsam hinwegzulesen: „Wir schätzen, daß etwa 50 Tierarten 
und Pflanzen zwischen 1990 und 2020 täglich verschwinden werden wegen des Treibhaus- 
effektes, dem die Erde bereits heute infolge von Entwaldungen und Industrieemissionen 
unterworfen ist“. Alle noch verantwortungsbewußt warnenden Menschen haben bereits 
ihre Zelte in Feindes Land aufgeschlagen, in dieser Welt von heute nämlich, in welcher je- 
ne bestimmen, die mit Spitzfindigkeiten und extravaganten Wortformulierungen weiter- 
hin dabei sind, der Welt den Garaus zu machen. 

Das derzeitige Geplänkel im Kreise der „Reichen“, das den brasilianischen (und ande- 
ren) Vorwürfen gegenübersteht, spiegelt die übliche Unentschlossenheit wider. Wir neh- 
men zum Gegenstand für diese Behauptung die Gespräche, die Anfang April 1989 in Was- 
hington in Weltbank und Weltwährungsfonds stattfanden. Die Strategie war klar: G 5, 
das sind USA, BRD, Großbritannien, Frankreich und Japan, versuchten als erste, sich 
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über einen Beitrag an die Ärmeren einig zu werden. G 7, das waren die Genannten zusätz- 
lich Kanada und Italien, kamen ebensowenig zu einem Entschluß. Man warf den USA 
vor, ihre Zinsen zu erhöhen und damit sogar noch die Kapitalflucht aus den weniger ent- 
wickelten Ländern anzuheizen. Die BRD war nicht bereit, eine neue Sonderleistung an die 
Weltbank zu entrichten, der Engländer Percy Mistry meinte, die Lage dieser Länder sei 
nicht eine Folge der Auslandsschuld, sondern des Ausbleibens einer angemessenen Ent- 
wicklung. Die Gruppe der 24 (je acht Länder in Lateinamerika, Asien und Afrika) konnte 
so nur noch ihrer Enttäuschung Ausdruck verleihen. Der hochgespielte „Plan Brady“, der 
die Hergabe von 25 Mrd. Dollar an die Unterentwickelten vorsieht, stellte sich damit als 
ein Wunschtraum heraus. Die Milliarden existierten überhaupt nicht. Der Urwald brennt 
ruhig weiter. Auch in diesem Falle wird etwaige Entscheidung zu spät kommen. Bereits 
seit Jahren läuft ja die Niederbrennung des Urwaldes auf Hochtouren und wird derzeit 
Tag und Nacht fortgesetzt. Wir nehmen etwas vorweg, aber riskieren kaum ein Fehlurteil, 
wenn wir behaupten, daß sich auch in diesem ernsten Fall das Weltregierungssystem der 
Freimaurerei als unfähig zur Verhinderung größter Zerstörungen erweisen wird. Es muß 
sogar hinzugefügt werden, daß erneut die Vermutung nahe liegt, daß Kräfte am Werke 
sind, die dieses System deswegen gerne beibehalten, weil es derartige Zerstörungen ermög- 
‚licht. Wer kennt die wahren Absichten im dunklen Hintergrund? Einige Seiten weiter wer- 
den wir andere Beispiele von Unentschlossenheit als typisch für unsere Weltlage erleben 
und wir werden Zitate lesen, nach denen dieses Dilemma mit konkreter Nüchternheit be- 
reits von vielen Seiten erkannt wurde. 

So fragt man sich: Ist es etwa auch „unvermeidlich“, daß die Feigsten, die Unehrlich- 
sten regieren? Ist das die Folge davon, daß unsere Sprache schwammig und unbestimmt 
geworden ist, oder ist es umgekehrt, daß wir gummiartig die gängigen politischen Begriffe 
dem Augenblick anpassen und in solcher geistigen Umgebung diejenigen nach oben ge- 
schwemmt werden müssen, die sich mit einem nichtssagenden politischen Vokabularium 
gerne umgeben, weil ihnen konkrete Pläne entweder fehlen oder diese ungesagt bleiben 
müssen? Straucheln alle anderen in solcher Regierungsform, weil sie irgendwann einmal 
Farbe bekannten, wie es Jenninger versuchte? Jedenfalls ist es zum Schaden aller, daß wir 
inmitten einer politischen Gesellschaft leben, die es vermeidet, die grundsätzlichen Proble- 
me beim Namen zu nennen. Das Umschreiben, Ausdemweggehen, Ausweichen, Brillen- 
hantieren, ist an der Tagesordnung. Meint man, noch etwas retten zu können, wenn man 
diese Regierungsform, diese Beinahemoral befürwortet? Man spricht von „freiheitlich de- _ 
mokratischer Grundordnung“, von „Rechtsstaatlichkeit“, von „Demokratie“, von „so- 
zialer Fortentwicklung“, von „mehr Individualität“, von einer „noch lebenswerten Welt“, 
vom „konfliktreichen Nebeneinander“, von „herrschaftskonform“, weil „wertfrei“, wäh- 
rend ganz konkret die Kriminalstatistik und die Geburtenzahlen und die Arbeitslosigkeit 
und die Selbstmorde und der Drogenkonsum und die Sprachreform eine ganz andere Be- 
nennung rechtfertigen würden. Überall beschmiert man die Gegenwart mit Plakaten, die 
an eine Schmierenbühne erinnern. Und alles wird begleitet von den Freimaurerposen als 
dem eigentlichen Salz aller Politik. 

Der Vorgang zwingt zu einigen weiteren Anmerkungen. Wir haben es mehrfach zur 
Kenntnis nehmen müssen, daß Außenminister (wir denken da besonders an den deutsch- 
sprechenden Herrn Genscher) darauf hinweisen, daß es in unserer Welt für die Verfolgung 
gewisser Delikte keine staatlichen Grenzen mehr gibt. In Sachen der Wahrung der Men- 
schenrechte soll es keine nationale Immunität mehr geben. Wir lassen es hier unberührt, 
daß diese Weiterentwicklung des Völkerrechts nur einseitig geschieht, nämlich nur auf 
Fälle angewandt wird, da Marxisten und deren Weggefährten dadurch begünstigt werden. 
Daß es sich also in der Praxis nicht um ein objektives Recht handelt, sondern um eine poli- 
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tische Richtlinie, die man anwendet, soweit man sie im Rahmen der eigenen Philosophie 
brauchen kann. Es ist nun ohne weiteres denkbar, und wurde bereits mehrfach von Inter- 
nationalen Umweltschutzorganisationen ausgesprochen, daß es heute Umweltverschmut- 
zungen und Umweltzerstörungen gibt, die in ihren Folgen über die Grenzen jener Länder 
hinausragen, in denen sie erfolgen. Und daß daher eine internationale Zusammenarbeit 
(wie von Kohl 1987 in Toronto vorgeschlagen) und Gesetzgebung am Platze wäre. Man 
sollte den Fall Amazonien daher als gegebenes Anwendungsgebiet dafür ansehen. Aber, 
wie in allen ähnlichen Fällen, da es auf Einschreiten ankommt, bleibt es bei Erörterungen 
auf Distanz, bei lahmen Protesten. 

Genau umgekehrt verhält sich Chile in Bezug auf die Antarktis. Da bemüht man sich 
vergebens darum, daß die Ortsfremden nicht den letzten sauberen Fleck auf dieser Welt 
auch noch versauen. Mit dem argentinischen Kriegsschiff „Bahia Paraiso“ (Gottseidank 
machte Greenpeace daraus gleich einen Weltskandal) fing es an, wie wir berichteten. (Im 
Juni 1989 wird von chilenischer Seite gemeldet, daß die „Bahia Paraiso“ inzwischen weiter 
abgesunken ist, und da sie auf unregelmäßigem Felsuntergrund ruht und noch 300 Tonnen 
Rohöl in ihren Tanks hat, bei einem eines Tages wahrscheinlichen Auseinanderbrechen ei- 
ne weitere Verpestung der Antarktis heraufbeschwören würde. Argentinien hat das Schiff 
völlig aufgegeben). Anfang März lief dann das peruanische Forschungsschiff „Humboldt“ 
auf einer Felsplatte auf. Es ergab sich, daß dieses „modernste lateinamerikanische For- 
schungsschiff“ für den Verkehr in der Antarktis viel zu leicht gebaut, zu dünn armiert ist. 
Manuel Baquedano, Direktor des amtlichen chilenischen Instituts für Politische Ökologie, 
sagt in einer Pressekonferenz: „Der antarktische Kontinent befindet sich heute in einer au- 
..Berordentlich ernsten Lage im Hinblick auf sein ökologisches Gleichgewicht. Da der Ant- 
arktisvertrag 1991 erlischt und dann der Prozeß der Entgegennahme von Landansprüchen 
und Vertragsänderungen beginnt, haben jene Länder, die daran interessiert sind, einen 
Teil jenes Kontinents zu bekommen, einen verrückten Wettlauf begonnen, um alle Art 
von Vorwänden und Präzedenzfällen zu schaffen, die Souveränitätsansprüche über jene 
Gebiete begründen könnten. In diesem Rahmen sind besonders ernst zu nehmen die För- 
derung des Tourismus und die Kolonialisierung sowie die Unterzeichnung von Verträgen, 
die die Ausbeute von Mineralien erlaubt. So gehört z.B. der Unfall des argentinischen 
Kriegsschiffes hierher. Es versorgte argentinische Militärstützpunkte und hatte gleichzeitig 
300 Touristen an Bord. Der Vorfall ist ein Beweis für das unverantwortliche Handeln von 
Mitgliedern des Antarktisvertrages. Dieser erste Fall zeigt, wohin man kommen wird... 
Diese beiden Unglücksfälle zeigen, daß wir uns nicht vor einer zufälligen oder vereinzelten 
Angelegenheit befinden und daß der antarktische Kontinent in die Etappe einer umweltli- 
chen Notlage eintritt. Es ist daher international zu fordern: die Beendigung jeglicher kom- 
merzieller Betätigung, die Einstellung von Touristenflügen, wie sie für die Monate März 
und Oktober vorgesehen sind sowie die Einberufung einer öffentlichen internationalen 
Antarktiskonferenz mit Beteiligung von Umweltschutzorganisationen wie Greenpeace und 
das chilenische Institut“. Einen Tag darauf wurde bekannt, daß das britische Schiff „En- 
durance“ mit einem Eisberg zusammenstieß und Beschädigungen oberhalb der Wasserli- 
nie erlitt. Bricht die Antarktis zusammen noch bevor sie für die Menschheit geboren wird? 
Gilt da nur für die Pinguine das „Rette sich, wer kann“? 

Im April 1989 lädt der argentinische Außenminister Dante Caputo seinen chilenischen 
Kollegen, Hernän Felipe Erräzuriz ein und man kommt in Buenos Aires überein, in Ant- 
arktisfragen gemeinsam vorzugehen. 

Die Wegrichtung wird darum nicht geändert, weder in der Antarktis noch am Amazo- 
nas. Alles geht weiter, weil ganz im Gegensatz zu den großen Worten bei allen diesen Frei- 
maurern (denn das sind sie. Vgl. VII, 264) die Eine Welt immer nur gesehen wird als billi- 
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ger Vorwand, um das Heute zu zerstören und in den Trümmern den Brüdern ein reicheres 
Dasein zu verschaffen. Niemals ist die Utopie ein Opfer wert, eine Verpflichtung. Kommt 
sie näher, so macht man aus ihr schnell eine Garantie für die Zunahme von Rechten und 
schiebt jede Verantwortung weit von sich. Der ganz faule Zauber der Freimaurerei wird 
sich von jetzt an täglich deutlicher erweisen. Wo kann auch etwas ehrlich gemeint gewesen 
sein, wo man Helden und Führer ablehnt und bespeit. Wann wird endlich eingegriffen? 
Bis dahin aber heißt es noch einmal: Rette sich, wer kann! 

Nicht selten ist es aber nicht nur fehlende Kraft zum Handeln, die einen Freimaurer 
zum Unterlassungsverbrechen führt. Oft (und das ausgeprochen als Folge der Erziehung 
zur Loge, zur Absage an alle höheren Werte) ist es völlige Gefühlsroheit. Der Freimaurer 
und Nobelpreisträger(!) Max von Laue (123) äußerte einmal: „Physikalisch betrachtet, 
handelt es sich bei der Atomexplosion um das größte Experiment, welches die Menschen 
bis dahin angestellt hatten. Es war die glänzende Bestätigung einer kühnen, von der Über- 
zeugung der objektiven Wahrheit der Physik getragenen Voraussage“. Man kann eben 
auch einen Berg von 200.000 Leichen „wissenschaftlich“ bewerten und loben. Sollte man 
nicht derartigen Unmenschen den Nobelpreis aberkennen, und den Dr. Titel? 

Wir brachten bereits die Sprache auf die lebensfeindliche Konstellation der Werte in 
der Freimaurerei und verteidigten die Tatsache, daß ein Gotteslästerer zum Tode verurteilt 
wurde. Wir dehnen diese in unseren Augen selbstverständliche Wertung aber nun auch auf 
jene aus, die die Natur frevelhaft zerstören. Selbst die Vernichtung des einmaligen Yellow- 
stone-Nationalparks durch Brand, 1988, wird aber die Herren der Schöpfung in Washing- 
ton nicht dazu bewegen, auch der Natur gegenüber die einzig heute noch haltbaren Maß- 
stäbe anzuwenden: Todesstrafe für Naturzerstörer! Man wird so die freimaurerische Gro- 
ße Rebellion gegen Gott und die Natur mit allen Kräften blutig und verlogen fortsetzen, 
solange noch ein Baum und noch ein freier Mensch am Leben ist. Personen, die an Stellen 
gesetzt werden sollen, an denen sie Naturzerstörung betreiben können, dürfen dafür nur 
mit Zustimmung des Parlaments ernannt werden. Nachdem selbst eine Gottesplage wie 
Aids den Logenbrüdern nicht die Augen geöffnet hat, wird auch die kommende weitere 
Naturzerstörung und Anpöbelung alles Wertvollen nicht die Freimaurer zum Umkehren 
bewegen. Alle Stimmen wie die von Appel und Rohrmoser — selbst dann, wenn sie ehrlich 
gemeint sein sollten — werden nicht durchdringen. Man wird derartige Abweichler genau- 
so ausschalten, wie man Lefebvre exkommunizierte. 
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Deutsche als Freiwild 


Was war Strauß? 


Man wird sie von uns aus sogar als das betrachten, als was man etwa einen Franz Josef 
Strauß sehen muß. Der Vorsitzende des Zentralrats der Juden in Deutschland, Galinski, 
kommentierte zum Tod von Strauß so: Galinski: „Strauß hat rechte Kräfte aufgefangen“. 
Überschrift in der „Allgemeinen Jüdischen Wochenzeitung“ vom 14. Oktober 1988. Und 
im Artikel: „Insofern hat er dazu beigetragen, gewisse Kräfte, die sich sonst vielleicht 
rechts angesiedelt hätten, aufzufangen. Er hat bestimmt manche davon abgehalten, sich in 
einem rechtsradikalen Lager zu organisieren...“ und „Strauß habe es verstanden, Grup- 
pen an sich zu binden und dem Rechtsaußen-Lager zu entziehen. Das war eine wichtige 
Aufgabe...“ 





Franz-Josef Strauß 


Jenningers Irrtum 


Wenn wirklich einmal ein Freimaurer meint, er müsse ein Zeichen setzen, fallen sie alle 
über ihn her. Nicht immer kommt er dann mit dem Leben davon, wie es Philipp Jenninger 
geschah. Es fing ganz klein an. Da stand irgendein (offensichtlich geschichtlich nicht sehr 
gebildeter und politisch kaum weitsehender) Abgeordneter auf und verließ den Sitzungs- 

.saal als Herr Jenninger in Erinnerung an die „Reichskristallnacht“ im Bundestag meinte: 
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Franz Schönhuber 


Prof. Carl Zimmerer (früher FDP) in Düsseldorf vor 100 gelade- 
nen Gästen aus Wirtschaft und Politik: „Die Herren Baum und 
Hirsch (er vergaß Genscher) brauchen mal einen Schuß vor den 
Bug. Ich bin bereit, eine Bürgschaft für Schönhuber zu überneh- 
men“. 

Seine Partei „Die Republikaner“ beschreibt er als „Sammlungsbe- 
wegung demokratischer Patrioten“. SZ/dpa teilt am 2.2.1989 mit: 
„Nach Einschätzung des Hamburger Verfassungsschutzchefs 
Christian Lochte (CDU) bewegen sich die ‚Republikaner‘ am äu- 
Bersten rechten Rand des demokratischen Spektrums. Die ‚Repu- 
blikaner‘ seien aber keine extremistische Bewegung. Die Grenze 
sei allerdings fließend. Als ‚Neonazis‘ sind die ‚Republikaner‘ 
aber nach dem obersten Hamburger Verfassungsschutzchefs nicht 
einzustufen“, 





Jean-Marie Le Pen, Frankreich den Franzosen! 
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„Die Jahre von 1933 bis 1938 sind selbst aus der distanzierten Rückschau und in Kenntnis 
des Folgenden noch heute ein Faszinosum insofern, als es in der Geschichte kaum eine Pa- 
rallele zu dem politischen Triumphzug Hitlers während jener ersten Jahre gibt. Wiederein- 
gliederung der Saar, Einführung der allgemeinen Wehrpflicht, massive Aufrüstung, Ab- 
schluß des deutsch-britischen Flottenabkommens, Besetzung des Rheinlandes, Olympi- 
sche Sommerspiele in Berlin, ‚Anschluß‘ Österreichs und ‚Großdeutsches Reich‘ und 
schließlich, nur wenige Wochen vor den Novemberpogromen, Münchner Abkommen, 
Zerstückelung der Tschechoslowakei — der Versailler Vertrag war wirklich nur noch ein 
Fetzen Papier und das Deutsche Reich mit einem Mal die Hegemonialmacht des Alten 
Kontinents. Für die Deutschen, die die Weimarer Republik überwiegend als eine Abfolge 
außenpolitischer Demütigungen empfunden hatten, mußte dies alles wie ein Wunder er- 
scheinen. Und nicht genug damit: aus Massenarbeitslosigkeit war Vollbeschäftigung, aus 
Massenelend so etwas wie Wohlstand für breiteste Schichten geworden. Statt Verzweif- 
lung und Hoffnungslosigkeit herrschten Optimismus und Selbstvertrauen. Machte Hitler 
nicht wahr, was Wilhelm II. nur versprochen hatte, nämlich die Deutschen herrlichen Zei- 
ten entgegenzuführen? War er nicht wirklich von der Vorsehung auserwählt, ein Führer, 
wie er einem Volke nur einmal in tausend Jahren geschenkt wird?“. So langsam folgten 
die anderen Vertreter der Oppositionsparteien, denn jetzt wäre Sitzenbleiben das Ende der 
politischen Karriere gewesen. Die Worte Jenningers verstießen gegen ein ganz wesentliches 
Tabu unserer Gesellschaft, die Nennung eines Großen. Man muß einen Salazar verheimli- 
chen, einen Hitler in seinen Friedensjahren, denn es waren Könner. Sie waren in jenem ur- 
sprünglichen Sinne anständig, den man heute nicht mehr nennen darf. Sie besaßen, was sie 
für ihr Land erreicht hatten, aus Arbeit. Nicht ein Pfennig war erbettelt und geliehen. Sie 
lebten, weil sie gearbeitet hatten. Und sie waren das Beispiel für ihre Untertanen, die es ih- 
nen nachmachten. Und sie haben sich niemals für ihr Können entschuldigt, haben niemals 
aus ihrer Leistung abgeleitet, daß sie verpflichtet seien, deswegen Unfähigeren etwas von 
dem Ergebnis ihrer Arbeit abzugeben. Sie haben niemals eine Schuld irgendwelchen 
„Schwarzen“ gegenüber empfunden, weil sie etwas geleistet hatten. Sie haben niemals sich 
verpflichtet gefühlt, das Ergebnis ihrer Arbeit und der Arbeit ihrer Landsleute wegzu- 
schenken an weniger Fähige. Ja, sie hatten sich ganz im Gegensatz zu den heutigen Frei- 
maurerpräsidenten Deutschlands (und Portugals usw.) verpflichtet gefühlt, das Wohl ih- 
res fleißigen Volkes zu mehren und ihrem Volke eine innere Organisation zu geben, die 
von diesem Volke als gerecht empfunden wurde, in der die Leistung belohnt wird und der 
Betrug bestraft. Sie haben menschliche Ziellosigkeit verworfen und darum ein ganz kon- 
kretes Ziel vor sich gesehen, nicht in unendlicher Ferne in Utopia, sondern auf dieser Erde 
und in dieser Zeit: die Volksgemeinschaft. 
Alles, was Jenninger sagte und was wir hier in dem vorigen Absatz zum Ausdruck 
brachten, bezieht sich auf einen Hitler, wie wir ihn bis 1939 selbst erlebt haben. Das Bild 
ändert sich dann aber. Aus dem deutschen Staatsmann und Volksführer Hitler wurde 
dann ein Eroberer. Mit dieser Entwicklung hat er seinen weltmachthungrigen ideologi- 
schen Gegnern alle Handhabe gegeben, das Bild der Weltgeschichte in ihrem Sinne zu ver- 
fälschen. Es besteht überhaupt kein Zweifel darüber, daß Adolf Hitler mitschuldig ist an 
dem für das deutsche Volk verheerenden Ausgang des II. Weltkrieges (248). Für uns Deut- 
sche bedeutet diese Feststellung, daß wir nicht im Jahre 1939 bei der Beurteilung dieses 
Mannes stehenbleiben dürfen. Das aber geschieht heute bei der einen Hälfte unserer Zeit- 
genossen, während auf der anderen Seite die Zeit bis 1939 entweder überhaupt nicht be- 
trachtet werden darf (wie man es bei Jenningers Rede vorführte), oder aber diese wird völ- 
lig verlogen und falsch dargestellt, um auch ihr ein negatives Vorzeichen geben zu können. 
Das sind zwei recht einfache Lösungsvorschläge für die Betrachtung unserer Geschichte, 
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aber sie gehen beide an der heute bereits erkennbaren Wahrheit vorbei. Dabei ist das Bild, 
das eine wahrheitsgemäße Geschichtsdarstellung geben würde, ohne weiteres für alle an- 
nehmbar. Die Machtgelüste der heute Herrschenden würden dadurch gar nicht berührt. 
Im Gegenteil, die Zahl derjenigen, die sich von einem „Hitler der Große“ trennen würden, 
wäre im Wachsen. Und das kann ja denen in New York nur lieb sein. Also denn: Adolf 
Hitler hat sich als ein einmalig bedeutender Staatsmann erwiesen, hat das Deutsche Volk 
„aus Verzweiflung und Hoffnungslosigkeit zu Optimismus und Selbstvertrauen geführt“ 
(Jenninger); Noch heute sind es alle die unzähligen Kassetten und Bücher und Flugblätter, 
die diesen Hitler loben und die Erinnerung an eine ganz große Zeit in allen Deutschen und 
sehr vielen Europäern wachhalten. Aber es ist sehr an der Zeit, allen denjenigen, die gerne 
die Aufmärsche sehen und die Freudenkundgebungen und die Musikkapellen hören, ganz 
eindringlich zu sagen: Das alles war bereits 1939 Geschichte! Das alles wurde von 1939 bis 
1945 vernichtet! Bitte verstehen Sie doch, daß gerade jener Adolf Hitler, der uns ein Reich 
aufbaute, das sauber und sozialgerecht war und in dem glückliche Menschen wohnten, 
mithalf, durch seinen Krieg gegen das russische Volk und sein Verschonen der Engländer, 
das alles und viel mehr noch wieder zu zerstören. Bitte verstehen Sie, daß es Millionen von 
Deutschen gibt, denen es unmöglich ist, den Hitler der Kriegsjahre zu vergessen und nur 
auf das zu sehen, was vorher war. Dabei soll nicht übersehen werden, daß diese innerdeut- 
sche Bereinigung unserer jüngsten Vergangenheit dauernd unter den Beeinflussungsversu- 
chen unserer Gegner steht und daß ein jedes deutsche Wort einem sofort im Munde ver- 
dreht wird von Leuten, die damit nur ihr eigenes Schäflein ins Trockene bringen wollen. 
Wer diese hier dargestellte Problematik verwenden will, um Superkriegsverbrecher wie 
Churchill, Stalin und Roosevelt und De Gaulle reinzuwaschen, kann nicht ernst genom- 
men werden. Die soeben Genannten und ihre Parteigänger haben sich vor der Geschichte 
längst des Rechts benommen, ihr Maul aufzureißen. Geschichtsbücher, in denen sie zu 
Worte kommen oder gelobt werden, sind substanzlose politische Machwerte. Von Bonn 
bis Pankow ist daher kein Beitrag zur Deutschen Geschichtsdarstellung zu erwarten. Das 
war der Irrtum von Dr. Jenninger. 

Die Judenheit hatte gar nichts gegen Jenningers Worte. Er hatte seine Rede sogar 
schwer bestückt mit Phrasen, die ihnen vollauf entgegenkamen, hat ihre eigentümliche 
Geschichtssicht ohne Abschwächungen in die deutsche Geschichte eingebaut. Trotzdem 
war Deutsche Geschichte nicht mehr vertretbar. Selbst ein ausgesprochener Israelfreund, 
ein bewährter Sprecher unserer Zeit durfte es sich nicht erlauben, einen Anfang von Sach- 
lichkeit in das öffentliche Denken einzubringen. Der Fall Jenninger hat es (zumindest der 
deutschen) Welt gezeigt, daß es nicht angeht, daß auch nur ein minimaler Rest von Tat- 
sächlichkeit und von positiver Substanz für Deutsche Geschichte existieren darf. Geistiges 
Vegetieren auf dem Nullpunkt ist das Wesen unserer Freimaurerwelt. Daran ändert auch 
das Kaltenbrunnersche Freikorps nichts. Durchgesetzt wird nicht mit polternden Befeh- 
len, sondern mit lautlosem Verlassen des Saales. Es gibt immer noch Millionen, die die 
Existenz solcher Kampfesart nicht zur Kenntnis genommen haben. Gewisserweise gehört 
dazu auch ein Fidel Castro, wie wir hörten. Gorbatschow dagegen hat die neue Taktik er- 
koren. In La Tablada in Argentinien wurden noch völlig nutzlos junge Soldaten geopfert. 
Man kommt viel weiter mit den unsichtbareren, unblutigeren Methoden. Wir leben in ei- 
ner Zeit schleichender Revolutionen. 

In Bonn hat man davon noch kaum Kenntnis genommen. „Wann immer die Rede auf 
die Hitlerzeit und ihre moralische Bewertung kommt, ändert sich unversehens die Tonla- 
ge. Entweder drängt man mit formelhaften Captationen und Schuldbeteuerungen, die so 
inhaltsleer wie unglaubwürdig sind, auf die Seite der kompakten Moralität, oder alles en- 
det in moralischer Denunziation“. (125). „Er kritisiert die Rituale einer falschen Unter- 
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würfigkeit, die in Westdeutschland von einem ‚Konformismus‘ noch immer gefordert wer- 
den, der jede Position, die sich die Freiheit des Fragens bewahrt, unter moralischen Ver- 
dacht stellt. Spätestens seit dem Ende der sechziger Jahre wurde es üblich, jede historische 
Wahrnehmung, die nicht den damals herrschend werdenden Vorstellungen folgte, der 
heimlichen Komplizenschaft mit dem ‚Faschismus‘ zu zeihen“ (125). 

Hat man schon einmal über die Unredlichkeit nachgedacht, mit der man auf Adolf 
Hitler zu schimpfen pflegt? Sie werfen ihm vor, daß er dieses oder jenes falsch gemacht 
hat, und niemand stellt ihnen die Frage, was sie getan hätten, um Deutschland zum Siege 
zu führen. Oder hätten sie etwas gegen ein solches Ergebnis gehabt? Und niemand stellt ih- 
nen auch die Frage, was sie getan hätten, wenn Hitler gesiegt hätte. Sie legen uns heute 
täglich schlagende Beweise dafür vor, daß sie kein starkes Deutsches Reich, keinen Volks- 
staat haben wollen, daß sie einen Staat mit Mittelmäßigen und Unentschlossenen und Un- 
gläubigen wünschen, einen Staat mit möglichst mehr noch als den derzeitigen fünf Millio- 
nen von Ausländern, und auch den nur, weil er unvermeidbar ist, mit einer Auslands- 
schuld von mehr noch als den heutigen 40 Mrd DM, der sich in den Ruf einer schuldbe- 
wußten Räuberbande stellen läßt. Sie müßten doch in Wirklichkeit darüber froh sein, daß 
Hitler nicht gesiegt hat und sie taten ja auch im einen und anderen Falle das Notwendige 
dazu, um es zu verhindern. Sie haben also gar kein Recht, auf Hitler schlecht zu sprechen 
zu sein, weil er versagt hat, weil er etwas falsch gemacht hat, denn ihnen kam das doch ge- 
rade sehr gelegen in ihren negativen Plänen (126). Sie müßten ihm eigentlich ein Denkmal 
setzen. 


Warum wurde Rudolf Hess ermordet? 


Auch schleichende Revolutionen fordern hier und dort Blut. Am 17. August 1987 wur- 
de Rudolf Hess in Spandau von Engländern auf Freimaurerbefehl ermordet. Wir haben in 
unseren früheren Büchern einiges zur Vorgeschichte dieses Verbrechens gesagt (insbeson- 
dere X, 474). Wir wissen, daß Rudolf Hess einer der ersten Brüder des Thuleordens war 
(VIII, 150 ff). Er führte Adolf Hitler in diesen Orden ein. Wir haben mit Fotos belegt (in 
VIII, IX und X), daß Rudolf Hess zu den Eingeweihten gehörte. Wir haben aus dem Buch 
von Frau Ilse Hess, „England, Nürnberg, Spandau“ (Seite 12) zitiert: „Trotzdem schien es 
mir unbegreiflich, als in den Morgenstunden des 13. Mai 1941 meines Mannes alter, väter- 
licher Freund, Professor Dr. Karl Haushofer, zu mir kam — unerschütterlich vom Tode 
meines Mannes überzeugt ....“ Wir haben daran erinnert, daß das Ziel des Fluges vom 10. 
Mai 1941 der hochgradige Freimaurer Herzog von Hamilton war. Wir berichteten, daß 
Haushofer sich im I. Weltkrieg (in dem er als bayrischer General diente) als ein Mann er- 
wies, der in die Zukunft schauen konnte. Er war später Mitglied einer der bedeutendsten 
buddhistischen Geheimgesellschaften geworden, wie Pauwels berichtete. 

.. Und wir haben von uns aus gemeint, daß Haushofer angesichts einer in der modernen 
Strafgeschichte völlig ungewohnten tatsächlich lebenslagen Haft „in schweigender Ein- 
samkeit“ (Ilse Hess S. 7) so sehr sich nicht von der Wahrheit entfernte, als er „von seinem 
Tode unerschütterlich überzeugt war“. Hess war von jenem Augenblick an von der Frei- 
maurerei zur „Unperson“ erklärt worden. Ihm wurde keine Möglichkeit mehr gegeben, 
noch irgendetwas Relevantes auszusagen, selbst wenn er es gewollt hätte. 

Wir haben bereits ausführlich in unseren früheren Büchern über den geheimgesell- 
schaftlichen Hintergrund Adolf Hitlers gesprochen (in VIII, S. 149 - 170; IX, S. 102 - 113; 
XS. 467 - 469. Wir halten es für sehr empfehlenswert, sich diese drei Bücher zu beschaffen 
und sich diese Stellen mit ihren eindeutigen Fotos und ihrem Klartext noch einmal anzuse- 
hen. Sie enthalten den Schlüssel für das Geschehen in der vorigen Generation!). 
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Die Haltung Hitlers gewinnt weiteres Profil und wird uns Heutigen noch deutlicher, 
wenn wir auf ein beredtes Beispiel aus der Gegenwart schauen. Da wurde Bonn vorgewor- 
fen, die Beteiligung der Firma Imhausen-Chemie an dem Projekt einer libyschen Fabrik 
geduldet zu haben, die Giftgas hätte herstellen wollen. Ein ausführlicher Aufsatz von Jim 
Hoagland in der „Washington Post“ vom 26. Januar 1989, der in dieser Sache gegen Bonn 
giftet, ist zunächst für uns von Interesse, als es darin heißt: „Es ist lehrreich, daß Kohls 
Außenminister Hans-Dietrich Genscher in dem Libyschen Skandal Verschleppungstaktik 
anwandte, aber sich nicht daran beteiligte, öffentliche Romane darum herum zu spinnen. 
Wie in dieser Zeitung im letzten Sommer dargestellt wurde, ist Genscher ein vollendeter 
Wortverdreher, wenn es um die Handhabung der Wahrheit geht. Er ist auch ein politi- 
scher Pfiffikus . . .“ Doch mehr noch interessiert uns dann das folgende Foto in der glei- 
chen Angelegenheit. Mehr als deutlich verschanzt sich da nämlich eine Gruppe führender 
westdeutscher Politiker hinter Freimaurerzeichen wegen der gegen sie vorgebrachten An- 





Wenn Maurer mauern. 

Zwei Zeigefinger und eine Krawatte stehen Wache. 
Finanzminister Gerhard Stoltenberg (rechts) und Wirtschaftsmi- 
nister Helmut Haussmann verfolgen die Bundestagsdebatte über 
das Giftgasprojekt Libyens am Dienstag dieser Woche sichtlich 
mit gespannter Aufmerksamkeit. 
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BY KFF DANZIGER 





Auf S. 496 im X. Buch spreche ich in der letzten Zeile eine ernste 
Warnung aus. Ich halte sie mit dieser Karikatur aus der „Was- 
hington Post“ aufrecht. Es gibt dafür mehr Beweise als nur Im- 
hausen-Chemie. Wieder sind es die gleichen Kreise wie 1939, die 
leichtfertig mit dem Frieden in fremdem Interesse spielen. 


klage einer ernsten Gefährdung jüdischer Lebensfragen. Und dieses moderne Beispiel ei- 
ner Einschaltung von geheimbündlerischen Schutzmauern, ein Rückgriff auf die Freimau- 
rerei in Antwort auf jüdische Anklagen läßt natürlich sofort die Frage aufkommen, ob 
nicht ebenfalls Hitler und Goebbels sich hinter den gleichen Freimaurerzinken versteck- 
ten, um ihre antijüdische Politik vorantreiben zu können. Wir haben bereits in unseren 
früheren Büchern bewiesen, daß Hitler ganz bewußt Freimaurersignale gab und haben 
daran in allgemeiner Form die Frage geknüpft, ob er es nicht getan hat, um ungehinderter 
seine politischen Pläne im Osten durchführen zu können. Wir haben behauptet, und wie- 
derholen hier diese Behauptung, daß Hitler durch die Möglichkeit, diese Zeichen verwen- 
den zu dürfen, in dem festen Glauben an einen Sieg seiner gewagten Pläne bestärkt wurde. 
Heute meinen wir, noch viel konkreter fragen zu dürfen, ob sich nicht diese Rücken- 
-deckung durch die Freimaurerei gezielt auf seine antijüdische Politik bezog. Was wir in 
unseren vorhergehenden Büchern dazu vorgelegt haben, berechtigt uns, diese Frage ohne 
Einschränkung mit „Ja“ zu beantworten. Nimmt man hinzu, was man aus den bekannten 
Werken von Walter Laqueur (The Terrible Secret) und David S. Wyman (The Abandon- 
ment of the Jews) inzwischen erfuhr, dann schließt sich der Kreis, wenn man hinzufügt, 
daß F.D. Roosevelts Handlungsweise nur zu verstehen ist, wenn man ihn als das nimmt, 
was er war, als einen führenden Freimaurer. Von Churchill trifft bekanntlich das gleiche 
zu. War der II. Weltkrieg ein wichtiger Akt in dem Tauziehen um die Macht zwischen 
Freimaurerei und Judentum? 
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Dieses Bild aus dem Berchtes- 
gadener Haushalt Hiitlers 
wirkt regelrecht komisch. 
Denn während Hitler in Be- 
antwortung des Fotografen 
spontan den Zeigefinger nach 
vorne streckt, nehmen weder 
- seine in der Mitte stehende 
Halbschwester Angela noch 
die andere Frau überhaupt 
Kenntnis davon. Sie machen 
so dem Betrachter klar, daß 
es in Wirklichkeit gar nichts 
zu zeigen gab und von ganz 
etwas anderem die Rede war. 
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Hitler im Wahlkampf (vor 1933) 
Hitler macht mit beiden Händen das Zeichen der Bruderkette. 
(Wir wiederholen dieses Bild aus VIII, 157 wegen der damaligen 
schlechten Wiedergabe). 


Nach dem Erscheinen unseres vorherigen Buches (X) haben sich nun weitere Dinge in 
Sachen Rudolf Hess ereignet, die wir hier in Fortsetzung unserer Berichte anfügen müs- 
sen. Unter dem Datum des 21. Juni 1987 erhält unser Leser R. Leiber in Solingen einen 
Brief von „Radio Moskau“, den wir hier in Ablichtung wiedergeben. Er lautet: „Werter 
Herr Leiber! Die Beantwortung Ihrer Post vom 13. April d.J. wollen wir mit einem Dan- 
keschön einleiten. Wie jüngste Aussagen unseres Regierungsoberhauptes M. Gorbatschow 
hoffen lassen, werden Ihre langjährigen Bemühungen um die Freilassung des Kriegsver- 
brechers R. Hess bald von Erfolg gekrönt sein. In der Hoffnung, daß Ihnen unsere Sen- 
dung eine Ihren Anforderungen an umfassende und objektive Berichterstattung gerecht 
werdende Informationsquelle scheinen, verbleiben wir mit freundschaftlichen Grüßen und 
besten Wünschen! Redaktion der Sendungen in deutscher Sprache. Unterschrift“. Also, 
wir wiederholen: Wie jüngste Aussagen unseres Regierungsoberhauptes hoffen lassen, 
werden Ihre langjährigen Bemühungen um die Freilassung des Kriegsverbrechers R. Hess 
bald von Erfolg gekrönt sein. Wenn es stimmt, daß Rudolf Hess deswegen seinen Eng- 
landflug zu Lord Hamilton unternahm, weil er die Hoffnung hegte, in seiner Person eine 
Gewähr dafür zu haben, daß sein Vorbringen zum Frieden führen würde, wenn für seine 
Person etwas galt, was in der Führung des Dritten Reiches einmalig war, nämlich einer- 
seits allerengste Verbindung zu Adolf Hitler persönlich, andererseits feste Kontakte zu 
führenden Kreisen der Weltfreimaurerei, wenn diese beiden heute nicht mehr bestrittenen 
Tatsachen damals der Kriegspartei in England, und da insbesondere Winston Churchill 
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bekannt waren, dann wird verständlich, mit welcher Vehemenz dieser Churchill sofort bei 
Bekanntwerden der Landung von Rudolf Hess in Schottland alles nur erdenkliche unter- 
nahm, die Absichten Rudolf Hess’ zum Scheitern zu bringen. Das Vorgehen Churchills in 
diesem Sinne ist bekannt. Man weiß heute, daß ohne Churchill eine Verständigung mit der 
britischen Regierung sehr wahrscheinlich gewesen wäre (dazu Irving und auch unsere frü- 
heren Bücher). 

Wenn es also 1941 gelang, Rudolf Hess zu einem lebenden Leichnam zu machen, dann 
ergab sich daraus die zwingende Notwendigkeit, diesen Zustand auch unbedingt bis zu sei- 
nem physischen Tode beizubehalten. Gerade das nervöse, überhitzte Vorgehen Churchills, 
das Ausbleiben einer Antwort auf sein Vorbringen in Schottland, müssen ja Rudolf Hess 
Material in die Hände gegeben haben, das niemals ausgesprochen werden durfte. Und die- 
ses Material häufte sich zusätzlich zu jenem, welches er in seinen Händen hatte als er nach 
England startete. Er wußte um die Hintergründe zum II. Weltkrieg. Er wußte um Eng- 
lands Kriegsschuld. Lange, lange Jahrzente hat England sich darum bemüht, seine ent- 
scheidende Rolle bei der lebenslangen Einkerkerung von Hess zu verschleiern. Völlig im 
Einvernehnien mit jener Taktik, die Englands Politik immer ausgezeichnet hat, hat man es 
vermieden, sich frontal gegen eine Entlassung von Hess zu stellen. Man hat die Sowjet- 
union vorgeschoben, die dazu nicht bereit sei. (Siehe den Brief des Bundespräsidialamtes 
in X, 477). Diese Haltung war aber nach dem Vorgehen von Gorbatschow nicht mehr 
möglich. Jetzt mußte einer Freilassung in anderer Form ein Riegel vorgeschoben werden. 

Albion hatte es dabei nicht schwer, diesen von ihm so oft schon eingeschlagenen bluti- 
gen Weg zu beschreiten. Darin hatte man Erfahrung. Doch, wie schon in früheren Fällen, 
begingen die Mörder einige kleine Kunstfehler. Wie sollte man in London z.B. ahnen, daß 
die Ermordung Napoleons auf St. Helena 160 Jahre danach von schwedischen Ärzten an- 
hand des arsenhaltigen Haares des Toten nachgewiesen werden würde. Nun in unserem 
Falle verschloß man zunächst alle Akten zum „Fall Hess“ bis zum Jahre 2017 in London. 
„Als nach den widersprüchlichen amtlichen Meldungen“ (schreibt Wolfgang Wildenburg 
im „Bismarck-Deutschen“ Nr. 5 u. 6, 1988) „über den plötzlichen Tod des einsamsten Ge- 
fangenen der Welt auch von ‚Mord‘ gesprochen wurde, sträubte man sich zunächst in- 
stinktiv. ‚Rudolf Hess mußte sterben, weil seine Entlassung aus der Spandauer Haft in 
Moskau beschlossene Sache war“. (Wildenburg). „Was hatten die beiden britischen Ge- 
heimdienstler am Todestag von Rudolf Hess im Spandauer Gefängnis zu suchen, obwohl 
im August die US-Armee die Wachmannschaft stellte“ (Wildenburg). 

„Der sogenannte ‚Abschiedsbrief‘ gilt als Fälschung“ (Wildenburg). Inzwischen aber 
häufen sich weitere Unterlagen. Der Spandauer Gefängnisgeistliche Charles Gabel (127) 
sagte in London aus: „Ein mir bekannter Krankenpfleger sah Hess unmittelbar nach dem 
Tod. Er ging zur Polizei. Ermittlungen wegen Mordverdachts liefen an, wurden aber von 
den Engländer abgewürgt“. Nach einer weiteren Meldung aus London (128) sagt der lang- 
jährige Pfleger von Rudolf Hess, der Tunesier Abdallah Melaouhi im englischen Fernse- 
hen aus: „Hier handelt es sich um einen Mord. Der 93-jährige war viel zu schwach und 
gebrechlich, um sich selbst aufzuhängen“. Melaouhi demonstriert sodann im britischen 
Fernsehen sehr anschaulich, wie mühsam sich Hess erheben mußte. Auch die englische 
Reporterin von BBC, die sich auf das Gelände des ehemaligen Spandauer Gefängniskom- 
plexes begab, ist davon überzeugt, „daß das Gefängnis nur deshalb so schnell abgerissen 
wurde, weil alle noch eventuell vorhandenen Spuren von dem Mord verwischt werden soll- 
ten!“ 

Der britische Arzt Dr. Hugh Thomas behauptet nach dem Studium der Obduktionsbe- 
funde: „Rudolf Hess ist am 17. August 1987 in der Gartenlaube des Spandauer Gefängnis- 
ses ermordet worden“ („Bild“ 14.3.1988). 
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Die Hand auf der Brust als Zeichen der Verehrung, von und ge- 
genüber Staatsoberhäuptern (hier angewandt von Adolf Hitler 
1933, Uruguays Präsident Sanguinetti 1989 und Staatspräsident 
Sia-ul Hak; auch bereits vorgeführt in V, 20, 21, 78.und 460, wo 
es ausgeführt wurde von den Präsidenten Ford und Carter. Von 
Helmut Schmidt und dem span. General Mellado) tritt weltweit in 
Erscheinung und belegt eine maurerische rituelle Vorstufe zur Ei- 
nen Welt. Im Falle Adolf Hitlers gibt sie einen Bruch mit der Tra- 
dition des Deutschen Reiches zu erkennen, denn diese hat niemals 
von einem solchen Geheimzeichen Gebrauch gemacht. 





157 


Die erste Autopsie war von dem britischen Pathologen Prof. James Cameron durchge- 
führt worden. Cameron hatte Tod durch Erhängen festgestellt. 

Auch der deutsche Professor Wolfgang Spann aus München, der Rudolf Hess (auf 
Wunsch seiner Familie) untersuchen durfte, spricht davon, daß Hess sich nicht selbst um- 
gebracht hat, ist er doch im Besitz eindeutiger Fotos (129) von einer Strangulation am. 
Hals. Das Genick zeigt danach deutlich zwei nebeneinanderliegende Streifen, von denen 
Prof. Spann als „Würgemalen“ spricht. Also wurde das angebliche „Elektrokabel“ zwei-: 
mal um den Hals von Hess gewickelt, ehe der oder die Mörder zuzogen. Von diesem (erst: 
zwei Tage nach dem Tode erwähnten) „Elektrokabel“ sagt Melaouhi, daß es an seinem: 
normalen Platz gewesen sein, und zwar als Verbindung zwischen der Lampe und einem- 
Stecker an der Wand. Der Pfleger erklärte ebenfalls im Fernsehen, Hess habe arthritische 
Hände gehabt und sei zu schwach gewesen, um ohne Hilfe aufrecht zu stehen (130). 

Von großer Bedeutung ist auch, daß die Presse zeitiger über den Hesstod informiert 
war, als der sogenannte „Selbstmord“ tatsächlich geschehen war (131). 

Ein Wissender, ja der Wissende um die Hintergründe jenes Geschehens, in welchem 
Adolf Hitler und mit ihm das ganze deutsche Volk und großen Teilen Europas die Haupt- 
rolle zugefallen war, ist beseitigt worden. Er ist mundtot gemacht worden, weil er die 
Drahtzieher hinter dem, was als II. Weltkrieg über die Menschheit kam, kannte und weil 
er von deren bösen, verbrecherischen Absichten wußte, weil er das falsche Spiel am eige- 
nen Leibe erlebt hatte, das man in Geheimgesellschaften mit Deutschland gespielt hatte. 
Der Mord an Rudolf Hess ist die historische Anklage Churchills als Massenmörder. Keine 
anderen Beweggründe waren für die katastrophale Entwicklung der europäischen Dinge 
derart entscheidend wie der in der Freimaurerei geborene und von ihr hundertprozentig 
unterstützte Kriegswille Winston Churchills. Es muß schon verflucht notwendig gewesen 
sein, diesen Mord an einem uralten Greis, der ein vorbildliches Leben geführt, zu planen 
und auszuführen. Ohne diesen Mord hätte die Weltfreimaurerei mit der Entlassung von 
Hess aus dem Gefängnis und dessen Bekenntnis ihre Glaubwürdigkeit als friedliebende 
Elite endgültig verloren und wäre in die Geschichte als das eingegangen, als was man sie 
ansehen muß, als „Verbrecherische Organisation“. Sie selbst hat durch den Mund ihrer 
Freimaurerstaatsanwälte (133) in Nürnberg diesen Ausdruck ins politisch-historische Ge- 
spräch gebracht. 

„Scheinwerfer“ sagt: „Wenn also Hess von englischer Seite ermordert wurde, kann ein 
solcher Befehl nur von ganz oben gekommen sein. Bleibt also auf Frau Thatcher der allei- 
nige Verdacht zur Mordanstiftung — was ja angesichts eines beabsichtigten Atombombe- 
nabwurfes auf die Malwinen keineswegs etwas überraschendes ist“. 

Auch wir sind der Meinung, daß der Mordbefehl nur von ganz oben gekommen sein 
kann. Und daß er aus England kam, von dort, wo erst vor wenigen Jahren ein Calvi unter 
einer Themsebrücke ermorde t wurde. Von wo auch der Mordbefehl gegen Gracia Patri- 
cia kam (132). Nur eben, dieses „ganz oben“ ist nicht Miss Thatcher, sondern die Große 
Mutterloge in London. 

Für uns Deutsche steht damit fest: Während man dem letzten Reichskanzler Mordbe- 
fehle zur Last legt, die niemals gegeben wurden, wird vor allen unseren Augen dessen grei- 
ser Stellvertreter aus niedrigsten Motiven im Gefängnis von Engländern erwürgt. 

Und es gibt nach wie vor westdeutsche Beamte, die täglich im Widerspruch zur bewie- 
senen Wirklichkeit unschuldige Deutsche belasten und verurteilen, aber überführte feind- 
liche Mörder ehren und loben. 

Verflucht sei, wer dem widerspricht. 
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Ermordete Freimaurer 


Wir haben am Ende unseres vorigen Buches eine Liste der uns bekanntgewordenen 
Morde an Gegnern der Freimaurerei veröffentlicht. Nach dem Morde an Rudolf Hess, der 
nunmehr in diese Liste aufgenommen werden muß, ist es vielleicht um der Vollständigkeit 
willen an der Zeit, auch einmal eine Liste derjenigen Freimaurer aufzustellen, die nicht na- 
türlichen Todes starben. Wir kommen da zur folgenden Zusammenstellung: 


Marat, 13.7.1779 

Herzog von Orleans, 16.10.1793 

Hebert, 24.3.1794 

Danton, 31.3.1794 

Robespierre, 27.7.1794 

Baboeuf, 8.1797 

Napoleon I, 5.5.1821 

Robert Blum, 9.11.1848 

Jaures, Jean 31.7.1914 

Nabokov, Kerenskis, Gesandter in London, 1919 
Rathenau, Walther, 24.6.1922 

Kurt Tucholsky, 21.12.1935 (Selbstmord) 

Carl von Ossietzky, 4.5.1938 

Jon Antonescu, 1.6.1946 

Aung San (Birma) 19.7.1947 

Folke Graf Bernadotte, 17.9.1948 

Pedro Eugenio Aramburu, Juni 1970 

Anwar As-Sadat 

Indira Ghandi, 31.10.1984 

Olaf Palme, 28.2.1986 

Im II. Weltkrieg wurden 62 Freimaurer im Deutschen 
Reich wegen Landesverrat hingerichtet (dazu VI, 167) 
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Colonia Dignidad 


Im Jahre 1961 begann eine Gruppe von etwa 300 Deutschen, die eine größere Fläche 
unbebauten Landes in der Nähe der chilenischen Stadt Parral erworben hatte, mit dessen 
Erschließung. Es geschah unter dem Namen eines eingetragenen Vereins „Sociedad Bene- 
factora y Educacional ‚Dignidad‘ “ (Wohltätigkeits- und Erziehungsverein ‚Würde‘). 
Nach fünfzehn Jahren gab man ein Heft heraus, in welchem die Ergebnisse dieses Anfangs 
dargestellt werden. Begleitet werden die Zahlen von Buntfotos, die das Bild einer Entwick- 
lung wiedergeben, wie sie positiver nicht gedacht werden kann: 


Urbargemachtes Land: 817 ha 
Aufforstungen 286.000 Kiefern 
5.000 Douglastannen 
8.630 Laubbäume 
900 Obstbäume 
Geerntet wurden in diesen ersten 15 Jahren: 
33.616 Doppelzentner Weizen 
18.867 Doppelzentner Roggen 
9,093 Doppelzentner Hafer 
2.718 Doppelzentner Ölfrüchte 
32.071 Doppelzentner Kartoffeln 
69.828 kg Hagebutten wurden gesammelt 
Im Rahmen der Nachbarschaftshilfe wurden 
1.504 Paar Schuhe repariert 
10.157 Nachbarn wurden in der Schlosserwerkstatt bedient 
Zinslos wurden die folgenden Kunstdüngermengen an Nachbarn verliehen: 
1.895 Sack Salpeter 
1.122 Sack Superphosphat 
Schotter wurde hergestellt und verwandt für die folgenden Straßen: 


insgesamt 241.360 kg 


Carampagne - Curanilahue 31km 
Carampagne - Arauco 9km 
Curanilahue - Los Alamos 33 km 
Chillan - Recinto 53km 
Loncomilla - Constituciön 40 km 
Talagante - Melipilla 15km 
Freire - Villarica 40 km 
Temuco - Nueva Imperial 45 km 
Landwege bei Talca 4km 
Neue Bio-Bio-Brücke mit Zubringerstraße 5km 


An Bauten wurden errichtet: 
86.126 m? umbauter Raum 
20.780 m? bebaute Fläche 
8.004 m? Betonflächen 
Die Betonproduktion umfaßte: 
304.428 Dachpfannen 
70.627 Fußbodenplatten 
33.301 Betonrohre 
Es wurden 9.576.000 Kilowattstunden Strom erzeugt. 
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Es wurden 58 Betonbrücken gebaut. 

Es wurden 126,8 km Straßen gebaut. 

Es wurden 166,9 km Gräben gezogen für Entwässerung und Bewässerung. 
Die Viehzucht ergab: 


1.114 Kühe 2.538 Schweine 
1.445 Schafe 162 Ziegen 
59 Alpacas 
Die Geflügelzucht ergab: 
29.122 Hühner 1.796 Gänse 
3.502 Enten 1.767 Truthennen 
1.637 Tauben 2.637.459 Hühnereier 
3.631 Gänseeier 8.678 Enteneier 
6.333 Truthenneneier 7.944 Taubeneier 


Und es wurden erzeugt: 
35.732 Hl Milch 
99.844 Kg Butter 
54.112 Kg Käse 
In dem modernst eingerichteten, selbst erbauten Krankenhaus nebst eigenem Kran- 
kentransportflugzeug und Krankenauto erfolgten: 
92.433 ambulante Behandlungen 
12.678 Patienten in ständiger Betreuung 
Stationäre Aufnahme von 5.774 Kindern 
4.233 Erwachsenen 
was 182.861 Pflegetage bedeutete 
1.424 Bluttransfusionen, für welche 116 Liter Blut von 
Angehörigen der Sociedad gespendet wurden 
97.186 Laboruntersuchungen 
1.630 Röntgenaufnahmen 
Medikamente an Patienten wurden ausgegeben 


für 158.688 DM aus Europa 
für 94.635 Pesos in Chile gekauft 
Es erfolgten 
6.169 Krankentransporte 
über 294.009 Straßenkilometer im Krankenauto 
über 19.160 Flugkilometer im Sanitätsflugzeug, nämlich Hin- 


und Rücktransporte von Patienten zu fachärztlicher 
Behandlung in Santiago, Concepciön, Linares, 
Chillan und Talca, einschl. Betreuung während 
® der Transporte. 
Es wurden in diesen ersten 15 Jahren ausgegeben: 
57.753 warme Essen an ambulante Patienten 
4.503 Frühstücks- und Kaffeemahlzeiten 
4.209 Flaschen mit Säuglingsnahrung 
Dauernd befanden sich 18 Kinder in ständiger Heimpflege und Adoption. 


Alle diese Leistungen waren für alle Patienten immer kostenlos. In 15 Jahren hatte die- 
se Gruppe so „aus einer Kiesgrube ein Paradies gemacht“, wie ein Nachbar berichtete. Na- 
türlich hatte man Rückschläge. In dem viertel Jahrhundert, da die Kolonie besteht, haben 
20 bis 25 diese verlassen. Unter diesen befanden sich einige, die strafrechtlicher Verfol- 
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gung in Chile entwichen und dann in der Bundesrepublik mit Unterstützung von linksex- 
tremen chilenischen Elementen schlecht sprachen von der Kolonie. Sie konnten dann-so- 
gar vor einem Ausschuß für Menschenrechte des Bundestages ihre Aussagen machen. Da 
diese Zeugenaussagen dann der Ausgangspunkt für eine beispiellose Verfolgung der Kolo- 
nie wurden, wollen wir einen Augenblick bei diesen Personen verweilen. 

Die deutschen Behörden nennen einen Baptistenprediger Hugo Baar. Er sagte aus, daß 
„die Siedlungsbewohner praktisch wie Gefangene gehalten werden durch 20 Meter hohe 
Zäune, elektrisch gesicherte Stolperdrähte sowie durch mit Infrarot- und Funkgeräten und 
scharfen Hunden ausgerüsteten Wachen. Diese schirmen sie von der Außenwelt ab“, Seine 
Kinder erklärten später vor Gericht in Chile, daß die Aussagen des Vaters falsch seien. Ein 
34jähriger Sohn sagt aus: „Mein Vater hatte hier in der Kolonie niemals eine leitende Stel- 
lung. Er kam als Schwerkranker 1975 in die Kolonie, weil er Unmengen von Drogen und 
Alkohol jahrelang eingenommen hatte. Er erholte sich niemals von seiner Krankheit. Er 
war unfähig, eine Arbeit gut zu Ende zu führen, weder an der Fernsehkamera, noch bei 
der Honigernte, noch in der Tischlerei, so daß es undenkbar ist, er hätte eine leitende 
Funktion gehabt“. Seine Schwester sagt aus: „Ich befinde mich nicht gegen meinen Willen 
in der Gesellschaft“ (wie es ihr Vater behauptet). „Ich bin hier aus eigenem Willen und 
bleibe hier und fühle mich glücklich. Alle, die ich kenne, bestätigen mir, daß sie nicht ge- 
gen ihren Willen hier sind, meine Brüder usw. Was die Existenz von Wächtern und sophi- 
stischen Wachanlagen angeht, Schäferhunde, Autos ohne Licht, um die zu suchen, die den 
Hof verlassen, so weiß ich nichts davon. Die Frage erinnert mich an Horrorfilme. Wir sind 
frei und es ist nicht nötig, daß man uns bewacht. Jeder hat seine Arbeit, und das ist alles“. 
In ähnlicher Form äußern sich dann alle Vernommenen (164). Man erfährt zu diesem Zeu- 
gen noch: „Nach gemeinsamem Schlafzimmer, das sie seit Jahren teilten, stellten sich der 
Baptistenpfarrer Hugo Baar und die ehrenwerte Frau Packmor den deutschen Behörden 
am 22. Februar 1988 im Bundestag vor, unterstützt von Herrn Bischof Frenz, um ihre un- 
glaubwürdigen Verleumdungen vorzubringen“ (144). 

Außerdem sagt ein Herr „Kneese“ aus. „Wer ist überhaupt dieser Wolfgang Müller, 
der sich heute Kneese nennt? Müller wurde wegen Verleumdung zu 3 Jahren und einem 
Tag Gefängnis in Chile verurteilt. Er gibt sich heute den Titel ‚Präsident einer Notgemein- 
schaft zugunsten der Mitglieder der Gesellschaft Dignidad‘, die dort in Gefangenschaft le- 
ben. Wenn wir, die eigentlich Interessierten, uns nicht beschweren, woher kam dann dieser 
Erlöser, der sich so viele Sorgen um uns macht? Im schlimmsten Falle hätten wir wohl 
kaum ein Exemplar mit solcher Moral gewählt, um uns zu verteidigen“. 

Dann sagt ein gewisser Heinz Kuhn aus, der sich im Jahre 1968 von der Kolonie absetz- 
te und also zu den Zuständen gar nichts aussagen kann. 

Der Gatte der genannten Frau Lotti Packmor „flüchtete aus ‚Dignidad‘, nachdem sei- 
ne Frau ihn in Liebschaften mit anderen Frauen erwischte. Er nutzte die Stellung aus, die 
er als Verbindungsmann bei der Straßenarbeit an der Strecke Yumbel - Panamericana hat- 
te, wo er den Auftrag hatte, die Gelder in Empfang zu nehmen, die ‚Dignidad‘ für gelie- 
Jferte Baumaterialien erhielt. Er flüchtete mit dem Geld und wurde zu fünf Jahren Gefäng- 
nis wegen Unterschlagung verurteilt. Heute greift er ‚Dignidad‘ in Deutschland an, um 
von seinen eigenen Schweinereien abzulenken. Man erfuhr, daß er im Ausland ähnliche 
Probleme hat. Das Traurige ist, daß der Bundestag ihm eine Tribüne gibt, um Aufmerk- 
samkeit erregen zu können“ (156). 

Der genannte Kneese alias Müller sagt in Bonn aus: „Wer sich dem Terrorregime von - 
Paul Schäffer (dem Leiter von Dignidad) nicht beugen wollte, der wurde so lange geprü- 
gelt, bis sein Wille gebrochen war. Oder er wurde für geisteskrank erklärt und mit Tablet- 
ten und Spritzen traktiert. Nicht folgsamen Jungen wurden sogar Spritzen in die Hoden 
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verabreicht“. Herr Müller wurde in Chile wegen Beleidigungen und Verleumdungen zu 
drei Jahren und einem Tag Gefängnis verurteilt. Er entging der Strafe durch seine Flucht 
nach Deutschland, im Jahre 1966. 

Dann hieß es, daß ein gewisser Miguel Becerra Valdivia in „Dignidad“ Selbstmord ver- 
übt hätte. Der Richter von Linares mußte dazu feststellen, „daß dieser Selbstmord in der 
Stadt Linares geschah und gar nichts mit der Kolonie ‚Dignidad‘ zu tun hat. Es hatte sich 
um einen durch und durch unmoralischen Mann gehandelt.“ 

Im Dezember 1979 verlautet (134) „gerüchteweise, daß der Naziverbrecher Josef Men- 
gele sich in der Kolonie aufhalten soll“. Man weiß ja inzwischen daß Dr. Mengele niemals 
in seinem Leben in Chile war. In Deutschland erscheinen Zeitungsmeldungen, wonach die 
Kolonie „ein Folterlager“ sei (135). Im Oktober 1976 öffnet die Missionszeitschrift „Kon- 
tinente“ ihre Spalten dem berüchtigten ehemaligen Bischof in Chile, Helmut Frenz, der in- 
zwischen aus Chile ausgewiesen wurde und dann Generalsekretär der promarxistischen 
Organisation Amnesty International (AI) wurde. Die Marxisten diesseits und jenseits des 
Atlantik warfen sich ihre Bälle zu. 

„Dignidad-Führung ist bis an die Zähne bewaffnet“, berichtet ein Herr Gebhard Hil- 
mer in der deutschen Presse nach der Sitzung des genannten Unterausschusses des Bundes- 
tages. Am 18. Januar 1988 kommt es zu einem Attentat. Es explodiert eine Bombe vor 
dem Hauptgebäude. Die Zeitschrift „Stern“ bringt einen Bericht unter dem Titel „Muni- 
tion für das Folterlager“ von Gero Gambala (136). Darin heißt es: „Die Polizei, die sehr 
schnell kam, mußte vor der mehr als drei Meter hohen Mauer fast eine Stunde warten, bis 
die Deutschen sie einließen“. Der Arzt des Hospitals sagt dazu der Presse: „Es war anders. 
Unsere Leute bewunderten, wie schnell die Polizei kam“. 

Ohne sich diejenigen etwas näher anzusehen, die das aussagen und beeindruckt von 
den Presseartikeln entsendet Bundesaußenminister Genscher am 14. Dezember 1987 eine 
siebenköpfige Kommission nach Chile. Ihr gehören unter Leitung des Botschafters Johan- 
nes Marre der Bischof Emil Stehle, Hauptgeschäftsführer der linksextremen Organisation 
„Adveniat“ (137), ein Mitglied des Deutschen Roten Kreuzes, ein Psychiater, ein Justizbe- 
amter, ein Vertreter des Düsseldorfer Justizministeriums sowie der Botschafter in Santia- 
go, Kullack-Ublick, an. Welcher Geist bei dieser Gruppe herrscht, ergibt sich aus einem 
Kommentar aus Anlaß ihres Abfluges nach Chile: „Die Mitglieder dieser Gesellschaft hei- 
raten relativ spät und die Ehe ist ein Tabu-Thema, die jeweilige und intime Angelegenheit 
eines jeden einzelnen, über die man nicht öffentlich spricht. Um eine Familie zu gründen, 
müsse man ein geformter Mensch sein“. Die Leitung der Kolonie erreicht nach einer Gene- 
ralversammlung durch gerichtlichen Beschluß, daß dieser Kommission der Zutritt zur Ko- 
lonie untersagt wird. Sie muß von Santiago aus unverrichteter Dinge nach Bonn zurück- 
fliegen. 

Die Kolonie „Dignidad“ hatte schon lange vorher gegen die Zeitschrift „Stern“ und ge- 
gen Amnesty International Klage wegen Verleumdung angestrengt. Im Rahmen dieses in 
Köln angängigen Verfahrens wird das deutsche Gericht aufgefordert, Rechtsgutachten 
von chilenischen Gerichten einzuholen. So kam es zu einem deutschen Gerichtshilfeersu- 
chen (exhorto). Im Mai 1988 begab sich daraufhin mehrfach der zuständige Richter von 
Parral, Fraul Lidia Villagran, in Begleitung des Anwalts von AI, Dr. Pacheco, auf das 
Landgut. Das Ergebnis dieser richterlichen Untersuchung verlief, wie vorauszusehen, im 
Sinne der Kolonie. Was „Stern“ und AI behauptet hatten, war Verleumdung. Natürlich 
brachte die Presse, vor allem auch im sozialistisch regierten benachbarten Argentinien lan- 
ge Ausführungen des Dr. Pacheco, die sich über diese Tatsache hinwegsetzten. In der ar- 
gentinischen Zeitung „Rio Negro“ heißt es am 22. Mai 1988: „Experimente mit Menschen. 
‘Die rechte Enklave innerhalb Chiles — ihr Gebiet grenzt an Argentinien an und niemand 
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darf ohne Genehmigung das Gebiet betreten — hat zweifellos einen idyllischen Anblick, 
dem nur die Stacheldrähte widersprechen und die ausdrucklosen Gesichter ihrer Bewoh- 
ner, die nach den Aussagen von Flüchtlingen keinen eigenen Willen haben. Eduardo Gar- 
ces, eines der Opfer, zeigte in Bonn an, daß ihm einer der Folterknechte gesagt habe: ‚Ich 
kann dir nur sagen, daß du hier nicht lebendig herauskommst. Wir haben in Dignidad vie- 
le Leute, die im II. Weltkrieg in der Gestapo waren‘. Die anderen Zeugen im Bundestag 
sprachen ebenfalls von Schlägen auf die Insassen, religiösem Fanatismus, strengster Über- 
wachung, um eine Flucht zu verhindern und Heimweh nach dem Nazismus. Bei einer der 
vielen Gelegenheiten, da General Pinochet die Kolonie besichtigte, hatte der Chor das 
Lied vom guten Kameraden gesungen.“ 

Um solche Hetze unterbringen zu können, heizte man bereits wochenlang vorher die 
Leser an. Im folgenden eine Seite aus der Zeitung „Rio Negro“ vom 15. Mai 1988. Das Fo- 
to hat überhaupt nichts mit Chile zu tun. Der Inhalt ist entsprechend. Der weitere Artikel 
auf jener Seite lautet: „Man sagt, die ersten, die in den fünfziger Jahren kamen, waren fa- 
schistische Italiener. Sie verschwanden wieder, denn das Gebiet war ihnen zu steinig, die 
Bewässerung mit Kanälen und Gräben zu schwierig. Danach kam eine Gruppe aus Mittel- 
europa und ließ sich nieder. Sie errichtete Zäune, um sich von der chilenischen Armut ab- 
zuschließen, der staubigen Unterentwicklung. Und entdeckten erneut auch die ideologi- 
schen Stacheldrähte, die in ihren Ursprungsländern niedergerissen worden waren. Man 
mußte sich ja verteidigen gegen die dekadente Moderne und gegen die langen Fangarme - 
des Marxismus. Es wäre nicht außergewöhnlich gewesen, hätte man sie in Zusammenar- 
beit gesehen mit den ‚Ordnungskräften‘ nach dem Staatsstreich im September 1973 (gegen 
Allende). Sie haben eine fanatische und altherrührende Berufung, die sie vor allem ande- 
ren hinzieht zu Ordnung und Disziplin und Asepsis. Sie backen sich ihr eigenes Brot, essen 
ihre eigenen Produkte, schneidern ihre eigenen Kleider. Um sich nicht anzustecken! Wir 
können uns leicht vorstellen, was sie denken und fühlen: Nach der Niederlage, nach den 
Flammen und dem Blut, wird die Zukunft aus der Asche wiedererstehen. Sie sind die In- 
karnation der Zukunft. In Deutschland sind die deutschen Ideale verloren gegangen, dort 
in dem alten und verendeten Europa, aber sie sind lebendig in ihnen, den Überlebenden. 
In ihr Gebiet kommt weder Tabak noch Alkohol. Auch die schwachen und ängstlichen 
Rassen haben keinen Zutritt. Wir stellen uns ihren verrückten Dogmatismus vor, ihre Hin- 
gebung, ihre Wut. Könnte hier in dieser letzten Zuflucht der Große Bruder noch einmal ei- 
nen Zusammenbruch erleben? Könnten seine Ideale zerfressen werden von der krankhaf- 
ten Neugierde, von der Manie des Informierens? Von der Kritik, von der Macht der Pres- 
se? Welch andere Schutzhütte bliebe dann noch jenseits dieses Endes der Welt?“ (165) 

Dies alles ist nur möglich, weil ein FDP-Außenminister in Bonn schützend und anfeu- 
ernd dahintersteht. Ist er wirklich so naiv, die bodenlosen Schwindeleien von sehr suspek- 
ten, übel beleumundeten Justizflüchtlingen zu glauben, oder aber meint er, mit derartigen 
windigen Subjekten weiterreichende politische Pläne verwirklichen zu können? Der Bür- 
germeister von Parral, Alfonso Rodriguez, spricht offen aus: „Das Problem ‚Dignidad‘ ist 
rein politisch ..... Die Kolonisten werden von linken Sektoren in Deutschland angegriffen, 
weil sie rechts eingestellt sind“. Er fügt hinzu, daß die Wohltaten der Kolonie „Dignidad“, 
die diese der Stadt antat, beachtlich sind. Ein Mitglied der Gemeinschaft ist gleichzeitig 
Mitglied des örtlichen Entwicklungsrats (Codeco). „Sie haben eine Schule eingerichtet, 
holen die Kinder ab und bringen sie abends wieder nach Hause“. 

Zu den falschen Aussagen ehemaliger Angehöriger von „Dignidad“ meint der Präsi- 
dent der „Freunde von Dignidad“, Carlos Eberhardt: „Die Angriffe haben sich auf Paul 
Schäffer konzentriert, weil diejenigen, die ‚Dignidad‘ verließen, Machtgelüste hatten und 
damit nicht durchkamen“ (143). Von Schäffer wird gesagt, allen falle als erstes seine große 
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XVIt por el gobernador Ambrosio O'Higgins. el 
gran representante entre nosotros del despo- 
tismo ilustrado, el padre de nuestro heroe 
nacional Bernardo O’Higgins, con el nombre de 
reina Luisa dei Parral, en homenaje a Maria 
Luisa, la esposa dse Carlos IV. Ahl naci6, 3 
comienzos de este siglo. con ei nombre civil de 
Nettali Ricardo Reyes, de una familia de 
vihateros y pequeflos propietarios agricolas, el 
poeta Pablo Neruda. EI pueblo, ahora, estä 
algo modernizado, pero ni don Ambrosio, ni 
Pablo Neruda, han dejado huellas visibles. Sölo 
hay huellas de viejs cartelas y de Camıunos 
que trasportan arroz, porque le relativa 
novedad, no tan nueva, es que la regiön se ha 
trasformado en un centro arrocero 

EI Club Social es una casona tranquila, 


fresca, canstruida con cierta categoria arqui- 
tecinichen &pocas dse Art Deco. Tiene un 
sölido mMesön de madera enchapada en 


aluminio y un telelono con manivela. Ofrece 
una carta sorprendentemente variada: corvinas 
en salsa de camarones. zongrio, empanadas 
de horno, riäones. filetes. Hay un vino pipenio 
de la zona, de color intenso, mäs bien dutzön, y 
un blanco de Santa Emiliana que se deja beber 
muy bien. Pronio se establece una conver- 
saciön con nuestro vecino de mesa, camionero 
de unos sesenta ahos. conocedor de la regiön 
desde antiyuo, con e! mozo y con el 
administrador del club. ;La Colonia Dignidad? 
Ahl no entra nadie, dicen: ni el Ejercito de 





Por 
Jorge 
Edwards 


chileno. Los alemanes salen a veces de sus 
modernos vehiculos de cristrales opacos, 


4 dejan sus producios agricolas. recogen mer- 


caderia y regresan. No se bajan ni para beber 
un refresco y prefieren que nadie los vea. Las 
mujeres no se muestran fuera de la colonia 


fi nunca. Se cuentan cosas lerribles. Se cuenta 


que torturan a las mujeres disidentes por medio 


a de perros amaestrados. Eı camionero hace una 


descripciön ‚minuciosa. Asegura que no nos 
dejarän entrar, pero podremos formarnos una 
dea desde el exterior. "Yo no ira ni 
amarrado”, dice el administrador: "Ni aunque 
me phgaran!” 

Se sale de Parrai y se toma un camino 
pedregoso, pero ancho y bien mantenido, 
rumbo a las termas de Catillo. Es un tlpico 
paisaje del sur: potreros extensos, lomajes 
suaves con macinoz de arbustos chilenos, 
hileras de eucaliptos a la orilla del camino, la 
cordillera nevada como telön de fondo. De vez 
en cuando una casa de adobes resquebrajados 
con techo de tejas, sauces llorones al lado de 
una acequia, bonilos caballos, perros sueltos 
Le preguntamos a un campesıno si vamos bien 
en direcciön a la Colonia. "Mäs üdelante verän 
un letrero que dice Villa Baviera. Atıl doblan a 
la derecha”. "Y usted, ;ha entrado alguna 
vez?" Nos cuenta que sölo ha ido al hospital 
cada vez que lo ha necesilado. La atenciön 
medica es biena. Pero ese fundo, que llega 
hasta los pies de la cordillera, miles de 
hectäreas, emplea a muy pocos trabajadores 
chilenos, el minimo indispensabie. 

Doblamos a la derecha y nos internamos por 
un camino mäs estrecho, solitario, que inicia un 
descenso entre curvas pronunciadas. Han 
explotado unas plantaciones de pinos insignes 
y acaban de reptantarlos. En un bajo, en !a 
distancia, se abre un valle de un verdor 
extraordinario. (EI valle de Utopia. el de los 
suehos medievales de la abundancia perenne? 
‚La cara oscura, los subterräneos donde 
trabajan los torturadores, es el teverso exacto 
de un espacio idilico? ;Interviene en todo esto 










dıcencia, la mediocridad, la envidia 
Olla? "A una pareja de amigos alemanes 
—comenta mi. compafero de viaje— les 
permitieror entrar y les ofrecieron un refresco. 
Ella visit6 el hospital y se sorprendi6 al ver una 
sala llena de ninos rubios, de ojos azules, en 
perfecto estado de salud. ;Qu& hacian ahi? 
«Los estaban preparando para difundir la raza 
superior por el resto del universo?" 

En una de las curvas dei camino encontra- 
mos un enrejado perfecto, pintado de verde, 
sostenido por pilares de cemento con el 
extremo dobiado hacia adelante, que contrasta 
en forma evidente con las estacas pobretonas 
y los alambres rotos que habiamos visto antes 
Divisamos, despues de la curva, en el plano, 
un conjunto de edificios no muy grandes, pero 
impecabiemente cuidados y pintados. Unos 
silos metälicos resplandecen bajo el sol törrido 
de la hora de la siesta dominical. En un 
pehasco pulido, colocado en un pedestal, 
leemos: Villa Baviera. Y a! pie de la loma, en 
medio de un boscaje, se alza una iglesia 
bävara en miniatura, Con su torre de aguja, su 
techo con alerones, sus ventanas altas y 
angostas. Los senderos que conducen hasta la 
pequeta igiesia tienen algunns simbolos, 
algunos hitos recordatorios. Abajo, al lado de 
un potrero de un verdor intenso, estä la 
escuela, rodeada por un jardin de juegos 
infantiles, el "kindergarten" en su quinta 
esencia. Al otro lado, lo que parece la puerta 
principal de la instituciön, enmarcada entre dos 
campanas de bronce, que relucen de limpias, y 
bajo un arco donde han pintado tres cumbres 
blancas y donde se iee: Benefactora Dignidad: 

“jEl arco de todas las puertas de los campos 
de concentraciön!", exclama, asombrado, mi 
compaflero de viaje: “Satvo que en los tiempos 
de Hitier la leyenda era: EI trabajo nos hace 
libres..." 

Tocamos el timbre y nd’$ale nadie, a pesar 
de que se escucha el Ilanto de un nifio de una 
de las casas. Ese Ilanto es el ünico signo de 
vida; la iglesia, las plantaciones, los caminos, 
los edificios, se ven completamente desiertos. 
Nos imaginamos las instrucciones perentorias 
del jefe de la instituciön, el sehor Paul 
Schaefer: “No abrirle a nadie. No hablar con 
nadie, salvo en presencia mia”. 

Avanzamos en automövil por uno de los 
caminos laterales. Pasa en direcciön contraria 
un camiön de color verde, Mercedes Benz, 
conducido por un hombre mayor que va 
arompaftado de dos jövenes rubicundas, 
enteramente germänicas, vestidas con delan- 
es y blusas lirolesas Despu6s, Cuando nos 
internamos por una ruta sin salida, entra deträs 
de nosotros un cami6n basurero, aparente- 
mente para vigilarnos. Desde el interior nos 








miran dos hombres jövenes, vestidos de verde, 


con gorras del mismo color provistas de 
amplias viseras, Los saludamos y ellos sölo 
atinan a mover la cabeza, perplejos. 

No hemos encontrado el aeropuerto, pero 
lejos, en la cumbre de una colina, se diviga una 
torre de radar. Segün algunos testimonios, ese 
radar detecta a los intrusos desde bastante 
distancia. Nosotros, cuando nos desviamos del 
camino longitudinal y nos internamos por esos 
pedregales, ya habriamos ingresado en las 
pantallas de la Sociedad Benefactora. Pero, 
wqu& podemos saber? ;Cömo comprobar at 
existencia de }os tüneles, de los depösitos de 
armas? ;Cuäl es ei enigma de la famosa 
Colonia, su sentido ültimo? (© Cambio 16) 
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Kinderliebe auf. Im II. Weltkrieg war er als Sanitäter tätig. Wer ihn kennt, nennt ihn einen 
„lieben Menschen“. Darum beschwert es seine Umgebung, als er infolge der Genscher- 
schen schmutzigen Anwürfe herzleidend wird und sogar nicht zu den anberaumten Ver- 
nehmungen erscheinen kann. Seine Beliebtheit wächst gerade unter dem Eindruck der Kü- 
bel von Unrat, die der westdeutsche Außenminister auf sein Lebenswerk ausschüttet. 
Doch den Chronisten beirrt derartige Bosheit. Weiß dieser Atheist in Bonn, wen er mit sol- 
cher Handlungsweise herausfordert? Wird nicht ihm eines Tages jener sich in den Weg 
stellen, den er in allen seinen Handlungen ignoriert hat und dem in sein „läppisches Hand- 
werk“ als Übermensch maurerischer Provenienz zu pfuschen er das unbestrittene Recht ei- 
nes „mündigen Menschen“ zu haben behauptet? Herr Genscher! Haben Sie acht! Gott hat 
das letzte Wort! Er richtet die Lebendigen und die Toten! 

Anfang März 1988 wird der westdeutsche Botschafter Kullak-Ublick zur Berichterstat- 
tung nach Bonn gerufen, weil die Dinge gegen „Dignidad“ nicht vorangehen. Am 17. 
März macht der deutsche Konsul in Concepciön, Horst Kriegler, abfällige und unwahre 
Bemerkungen gegen „Dignidad“ in der Zeitung „El Sur“. Eine Reihe von Mitgliedern der 
Kolonie stellt daraufhin unter Berufung auf Art. 19,4 der Chilenischen Verfassung ein 
Schutzansuchen. Der genannte Artikel garantiert den Schutz des Privatlebens und der ei- 
genen persönlichen Ehre und den der Familie. Sie fordern, daß Herr Kriegler Abstand da- 
von nimmt, sich in das Privatleben und das private Verhalten von Mitgliedern von „Digni- 
dad“ einzumischen. Das Dokument trägt 233 Unterschriften. Alle sagen unter Eid aus, 
daß sie in jeder Hinsicht völlige Freiheit genießen. Als das Berufungsgericht von Concep- 
ciön dem Ersuchen stattgibt, zieht sich Herr Kriegler hinter seine Immunität zurück, ver- 
weist auf die Botschaft und äußert sich nicht mehr 

Am 22. April 1988 wandte sich der Pressemann der Botschaft, Andreas Kuligk an die 
Öffentlichkeit (145): „Wir bestehen darauf, daß eine tiefgehende Untersuchung gegen die 
Leitung der Kolonie ‚Dignidad‘ vorgenommen wird, nicht gegen die ganze Kolonie, son- 
dern nur gegen einige Mitglieder des Direktoriums“. Man wird sehen, wie dann die Wirk- 
lichkeit aussah. 

Inmitten dieser Hetze ohne Beweisunterlagen, gestützt auf unglaubwürdige Zeugen 
schien dann Ende April 1988 ein Ereignis Herrn Genscher und seinen Mitarbeitern recht zu 
geben. Ein junger Mann war „geflüchtet“. So hatte es die Presse verkündet. Er wurde dann 
wieder in den Fundo (= Landgut, Farm) zurückgebracht. Die Fernschreiber liefen heiß. 
Man kann sich vorstellen, wie diese Nachricht in Bonn einschlug. Die promarxistischen Zei- 
tungen überschlugen sich mit ihren Überschriften. Die westdeutsche Botschaft in Santiago 
wurde in Alarm versetzt. Das war ja das gefundene Fressen! Jetzt hatte man die Menschen- 
schinder in flagranti ertappt. Jetzt war klar, daß alle ihre Aussagen gelogen waren, In Bonn 
wurde der chilenische Botschafter, Ricardo Riesco Jaramillo sofort zu Staatssekretär Jürgen 
Sudhoff bestellt. In Santiago übergab man gleichzeitig eine scharfe Note dem chilenischen 
Außenminister: „Die Beziehungen zwischen Wetdeutschland und Chile könnten sich ver- 
schlechtern, wenn dieser Fall nicht geklärt wird. Wir wünschen mit dem Flüchtling, der die 
deutsche Staatsangehörigkeit besitzt, persönlich Kontakt aufzunehmen.“ 

Gerade hat die Richterin (am 28. April) in Erfüllung des Bonner, von „Dignidad“ 
selbst angestrengten Ersuchens ersten persönlichen Augenschein in der Kolonie „Digni- 
dad“ vorgenommen und beabsichtigte, 35 von Bonn genannte Personen einzuvernehmen. 
In der Kolonie herrscht darüber keinerlei Beunruhigung, denn man weiß, daß die Ver- 
leumdungen in Deutschland falsch sind (146). Man hofft, auf diesem Wege ein für allemal 
Klarheit zu schaffen. 

Was man auf der deutschen Botschaft durch die chilenische Presse erfuhr, war haarge- 
nau das, was man brauchte: „Der Flüchtling hatte sich bei der chilenischen Polizei gemel- 
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det, dort aber keinen Schutz erhalten. So flüchtete er anschließend weiter, wurde aber 

schließlich von einem Suchkommando der Siedler mit Schäferhunden aufgespürt und in 

die Kolonie zurückgebracht.“ (So „Austral“, Osorno). 

Da „erschienen vor dem Notar Jorge Condeza Vazcaro in Concepciön die Eltern des 
24jährigen Jürgen Szurgelies wegen des Entweichens ihres Sohnes in den letzten Tagen des 
März aus dem Fundo der Wohltätigkeits- und Erziehungsinstitution ‚Dignidad“ bei Par- 
ral. Die deutschen Staatsangehörigen Walter Szurgelies Hoyer und seine Gattin Mathilde 
Selent Szurgelies, geborene Ritz, erklärten eidesstattlich, daß ‚als Folge einer Frühgeburt 
und anderen Komplikationen während der Schwangerschaft ihr Sohn Jürgen, chilenischer 
Staatsbürger und jüngstes Kind von sieben Geschwistern, mit physischen Fehlern sowie 
mit ernstem Gehirnschaden geboren wurde und daß wir nach vielen Jahren zahlreicher Be- 
: handlungen sowohl in dem Hospital der Gesellschaft wie in Santiago Fortschritte in seiner 

Entwicklung erreichten, obwohl er weiterhin mit einer sehr mangelhaften psychiatrischen 
Aktionsfähigkeit belastet ist, abgesehen von Bewegungsschwierigkeiten‘.“ 

„Das Ehepaar fügte hinzu, daß ‚sie mit großer Anstrengung und Hingabe sich bemüh- 
ten, ihn unterrichten zu lassen und ein normales Leben zu führen, wie die anderen sechs 
Geschwister, die alle zusammen mit ihm auf dem Fundo leben‘. 

‚Unglücklicherweise bewirkten jedoch tiefe Depressionen und ein unausgeglichenes 
Verhalten unerwartete Reaktionen, Wahnideen und Fluchtwünsche. Es ist oft vorgekom- 
men, daß er den Fundo verließ und schwankend herumstrich, unzusammenhängende 
Worte stammelte und sich bemühte, allen Menschen auszuweichen. Er ist unfähig, pro- 
duktive Arbeiten auzsuführen und verlangt von uns eben eine dauernde Sorge seiner Per- 

son‘ bestätigten die Eltern.“ 

5» ,4Aus allen diesen Gründen‘, betonten sie, ‚sei es ihnen ganz besonders schmerzhaft, 
traurig und unmenschlich, daß man beabsichtigt, mit dem Unglück unseres Sohnes eine 
unglaubwürdige Geschichte von Flucht, Freiheitsberaubung und Entführung aufzubauen‘, 
Sie meinen ‚Uns ist bekannt, daß alle Menschen, die ein Herz haben, mit ihren Kindern in 
solcher Lage leiden. Sie werden uns in der traurigen Lage verstehen können, in der wir tag- 
täglich mit dem Zustand unseres Sohnes leben‘. “ 

„Seinerseits stellte der Anwalt Fernando Sänger Gianoni als Rechtsberater der Gesell- 
schaft im Hinblick auf die Erklärungen des Ehepaares und von Mitgliedern der Kolonie 
fest, daß es sich um eine familiäre Angelegenheit handle und nicht um eine polizeiliche, die 
ihren Ursprung in einer traurigen Krankheit des Jungen habe. Er protestiert darum scharf 
gegen die Einmischung der Deutschen Botschaft und des Außenministeriums der Bundes- 
republik Deutschland. “ 

Die Botschaft entsandte dennoch ihren ersten Sekretär, Botschaftsrat Hans Ulrich 
Spohn nach Parral. Als dieser von den Behörden abgewiesen wurde (wir bringen noch den 
Text), erschienen in der deutschen Presse Texte unter der dicken Überschrift Mit Hilfe von 
Spürhunden gefangen / Flucht gescheitert / Polizei half nicht / Botschaft abgewiesen. 
Man fühlte sich offenbar an der Berliner Mauer. 

"Am 25. Juli 1988 erschien sodann die folgende dpa-Mitteilung aus Santiago: „Die Ko- 
lonie ‚Dignidad‘, eine Siedlung deutscher Auswanderer, hat gegen Hans Ulrich Spohn, 
den Ersten Sekretär der Bonner Botschaft in Santiago und Horst Kriegler, den deutschen 
Konsul in Concepciön vor einem chilenischen Gericht Verfahren angestrengt wegen ‚Ver- 
letzung der Intimsphäre‘ und ‚Verleumdung‘. Der Oberste Gerichtshof Chiles hob die Im- 
munität der beiden Diplomaten auf und will sie vorladen. Ein Sprecher des Auswärtigen 
Amtes meinte dazu: ‚Diplomaten können nür ausgewiesen werden, eine Aberkennung ih- 
res Status gibt es nach dem Völkerrecht nicht‘ “. 

; Was tun? sprach Zeus. Wieder einmal war es nichts mit dem KZ in Chile. Sich ent- 
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Ein gestrauchelter Diplomat 





bettelt um Vergebung ° 


Vergebens suchten wir Herrn Ulrich Spohn auf den verschiedenen 
Fotos von dem Presseempfang auf der Botschaft. Er ließ sich 
nicht sehen. Erst am 10. April 1989, aus Anlaß einer Ausstellung 
deutscher Künstler und Wissenschaftler, die Chile in der 1. Hälfte 
des vorigen Jahrh. besuchten, taucht er wieder auf. Deutlich seine 
Versöhnungsgeste mit den gefalteten Händen. Doch wem gilt sie? 
Nur denen, die diese brüderliche Geste verstehen. Schon gar nicht 
der belästigten und verleumdeten Familie Szurgelies. Sie können 
sich alles erlauben, diese Herren deutschen Diplomaten. Sie fallen 
auf jede Mitteilung herein, in der schlecht gesprochen wird von 
fleißigen Deutschen draußen in der Welt. Nimmt man sie beim 
Wort, sprechen sie von einer Belastung für die bilateralen Bezie- 
hungen. Was für eine Ehre, deutscher Diplomat zu sein! Welche 
Voraussetzungen muß er mitbringen! 


schuldigen bei der Familie Szurgelies, das kam schon gar nicht in Frage. Genscher sandte 
einen neuen Mann. Es muß doch gelingen, diese Deutschen dort zu vernichten. Wenn man 
schon ein ganzes Volk erfolgreich verleumden kann, so muß das doch auch mit lächerli- 
chen 300 harmlosen deutschen Bauern möglich sein! Wozu hat nur der FDP-Außenmini- 
ster im eigenen Lande die Presse zur Verfügung und hat auf der ganzen Welt seine brüder- 
lichen Freunde? Am 6. Mai 1989 wird der bisherige ständige Vertreter Bonns beim Euro- 
parat, Dr. Günter Knackstedt (58) zum neuen Botschafter in Chile ernannt. „Aufgrund 
seiner persönlichen Statur und seiner politischen Erfahrung hält ihn Bundesaußenminister 
Hans-Dietrich Genscher offenbar für besonders geeignet, gegenüber der Militärjunta in 
Chile Profil zu zeigen“ (Co., Bonn 6.5.1988). 

Herr Spohn hatte, wie wir hörten, um Schutz für den deutschen Staatsbürger Jürgen 
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Szurgelies angesucht. Einstimmig wurde dieses Ansuchen von der 1. Kammer des Höch- 
sten Gerichts am 3. Juni 1988 aus drei Gründen abgewiesen: 

1) Jürgen Szurgelies ist chilenischer Staatsbürger. Es ist nicht möglich, daß der Erste 
Botschaftsrat der Botschaft der Bundesrepublik Deutschland ersucht oder folgert, um 
Schutz für einen chilenischen Staatsbürger einzukommen. 

2) Jürgen Szurgelies selbst bestreitet die Tatsachen, auf die sich das Ansuchen gründet. 

3) Das gleiche tun die Eltern des Betroffenen. 

Die Blamage war vollständig. 

Inwischen hatte Bonn eine Demarche über die UN unternommen, um die beiden Di- 
plomaten, die sich die Finger im Genscherschen Spiel verbrannt hatten, vor dem Kadi zu 
retten. Die chilenische Regierung ließ darauf von den beiden Herren ab. Das geschah am 
29, September 1988. 

Noch am 7. September 1988 erlebten wir jedoch in Argentinien weiter ungehindert an- 
tideutsche Greuelpropaganda. Es war anschließend an die abendlichen Radionachrichten, 
daß über das staatliche nationale Fernsehnetz eine Sendung über die Kolonie „Dignidad“ 
gegeben wurde. Man wollte ersichtlich die Linken in Chile in ihrem Kampf um die Lüge 
unterstützen. Da hörte man: Man kam der deutschen Kolonie näher und man teilte mit, 
was das dort für Nazis seien. Eine alte Frau am Wege wurde gefragt, was hier los sei. Sie 
sprach von ‚Alemanes‘, von ‚Deutschen‘. Dann wurde der Zaun fotografiert. Man kam 

.nicht rein und es war auch niemand zu sehen. Dann blendete man über die ganze Fläche ein 
Meer von Hakenkreuzfahnen und dann einen militärischen Vorbeimarsch aus dem II. Welt- 
krieg, ausgeführt von deutschen Soldaten im Paradeschritt. Und dann zeigte man auf die 
Häuser im Hintergrund mit der Bemerkung „Wer weiß, was da jetzt vor sich geht!“ Man 
sah, wie dank Bonn die Deutschen in Südamerika für vogelfrei erklärt werden können. 

Die Richterin in Parral war weiterhin sehr fleißig. Die Akten vermehrten sich und die Er- 
gebnisse entsprachen den Erwartungen. Es war unmöglich, noch von „unterirdischen Fol- 
terzentren und Gefängnissen“ zu sprechen. Die westdeutsche Presse aber stellte es so dar, als 
handle es sich um eine gerichtliche Tätigkeit gegen die deutsche Kolonie. Man sprach von 
„befriedigendem Augenschein“ und gab dem den falschen Sinn, man hätte etwas gegen 
„Dignidad“ entdeckt. Der Pressebeauftragte der westdeutschen Botschaft in Santiago hat in 
keinem einzigen Falle dieser neuerlichen Brunnenvergiftung widersprochen. 

Die Lage wird in einem Leserbrief im „Mercurio“ am 5.12.88 mit Humor geschildert 

" (147). Da liest man: „Ich kenne die Mitglieder der Wohltätigkeits- und Erziehungsgesell- 

schaft ‚Dignidad‘ und streiche darum die uneigennützige Arbeit dieser Personen heraus, 
die mit Verantwortungsgefühl, viel Mühe und Liebe und einer tiefen Achtung vor dem Le- 
ben ihrer Nächsten in einem weiten Bereich wohltätige Hilfe Mittellosen gewähren. Das 
spiegelt sich in der Tätigkeit des Hospitals, in der Erziehung und in der verschiedenartig- 
sten Nachbarschaftshilfe..... Die Falschmeldungen häufen sich. Einige sind recht male- 
risch, wie z.B. jene, wonach auf dem Fundo sich ein. großer Magnet befindet, der Flugzeu- 
ge herunterholt. Das wurde von jenem Trio vorgebracht, das kam, um hier die ‚Menschen- 
rechte‘ zu inspizieren. Nach all dem Geschwätz von Folterungen, Gewalttätigkeiten, Kon- 
zentrationslagern bleibt nur noch zu behaupten, sie hätten einen interplanetarischen 

Dienst und einen Turm, um von dort Außerirdische abzuschießen.: Alles ist so naiv, und 
würden die guten Menschen dort nicht so darunter leiden, es wäre zum Lachen . . . Jour- 
nalisten, die über die Wirklichkeit in ‚Dignidad“ berichten wollten, hatten Schwierigkei- 
ten, ihre Arbeiten zu veröffentlichen, denn das sei nicht verkaufbar. Und was noch 
schlimmer ist, ich erfuhr, daß eine christliche Kirche ihre Gläubigen auffordert, von der 
Kolonie keine Lebensmittel mehr zu kaufen. Das ist schon nicht mehr Feindseligkeit, das 
ist böse! Denn, da diese Gesellschaft unabhängig ist von Regierungen und Kirchen, sich 
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nur von ihrer Arbeit finanziert, sind diejenigen, die man schädigt, unsere bedürftigen Mit- 
bürger...“ 

Behoirı vor Jahren hat sich eine „Nationale Gesellschaft der Freunde von Dignidad“ ge- 
bildet. Mitte 1988 zählt sie etwa 10.000 Mitglieder zwischen den Städten Talca und Los 
Angeles. Ihr Präsident ist der (bereits bekannte) chilenische Landwirt Carlos Eberhardt. 
Diese Organisation wendet sich nun im Juni 1988, zusammen mit dem Verteidiger’ von 
„Dignidad“, dem Rechtsanwalt Fernando Sänger Gianoni (er ist Direktor der Rechtswis- 
senschaftlichen Fakultät der Katholischen Universität in Concepciön und dort auch Pro- 
fessor für Politisches Recht und Verfassungsrecht) (141) sehr energisch gegen „beleidigen- 
de und verleumderische Erklärungen, die sich der westdeutsche Botschafter Kullack-Ub- 
lich am Tage seiner Abreise im ‚Mercurio‘ erlaubte. In der Presse war eine Meldung er: 
schienen, wonach sich auf dem Fundo eine Falle für Hubschrauber befinde, die mit Hilfe 
der Polizei eingerichtet worden sei, und in die er beinahe geraten wäre (auf dem Flugplatz 
ausgelegte Platten) und der Botschafter wies jetzt erneut auf diese ‚Tatsache‘ hin, obwohl 
er selbst der anonyme Erfinder dieser ‚Falle‘ war, denn niemand anders als er (nach sei- 
nem Flug über ‚Dignidad‘ im November 1987) konnte so etwas erfinden. Die Polizei hatte 
inzwischen längst seine Lügen dementiert. Und er wiederholte sie im Augenblick seines 
Abfliegens, um nicht zur Rede gestellt zu werden. Es war das ein Racheakt des Ex-Diplo- 
maten, weil er mit einer ausländischen siebenköpfigen Kommission auf chilenischem Ge- 
biet nichts erreicht hatte“. 

Sänger fügte hinzu: „Obwohl der Ex-Botschafter nur einmal in dem Fundo war, es 
zeichnet er uns als ‚Marionetten in den Händen einer einzigen Person (gemeint ist Schäf- 
fer). Er nahm sich nicht einmal die Mühe, den Schotterbetrieb, noch das Familienkasino 
in Bulnes anzusehen. Er behauptet, man verbiete unseren Mitgliedern, rauszugehen und es 
bestünde Freiheitsberaubung und ernste Verletzung der persönlichen Rechte“. Mit diesen 
Worten entwertet Sänger die Abschiedserklärung des Botschafters und klagt ihn an, sich 
hinter der diplomatischen Immunität zu verstecken. „Der Botschafter ist ein bezahlter 
Funktionär, der mechanisch wiederholen muß, was Minister Genscher ihn zwingt zu sa- 
gen. Was er nicht sagt, ist, daß alle seine Angriffe erfolgen, um so in indirekter Form die 
übelbeleumundete Zeitschrift ‚Stern‘ und die promarxistische Organisation AI zu verteidi- 
gen. Erstere fälschte die Tagebücher von Hitler, wie alle Welt weiß. Im übrigen beweist 
der Botschafter grobe Rechtsunwissenheit, wenn er meint, daß mehr als 40 unserer in Chi- 
le geborenen Mitglieder Deutsche seien, weil sie von deutschen Eltern abstammen. Für 
Chile, und weil sie hier geboren wurden, sind sie Chilenen im Sinne aller gesetzlichen Vor: 
gänge. Er kritisiert unsere Sozialarbeit und behauptet, daß wir Weihnachten nicht feiern 
und daß wir keinen Weihnachtsbaum haben. Es fehlte gerade noch, daß er meint, der 
Osterhase käme nicht zu uns. Wir fordern den tapferen Botschafter auf, doch einmal ohne 
diplomatische Immunität nach Ostberlin zu reisen und dort über die Presse — wenn er das 
schafft — Berücksichtigung der Menschenrechte und der Freiheit zu fordern und die Be- 
seitigung der Berliner Mauer. 23 Millionen unserer Volksgenossen wären dankbar für eine 
so edle Sorge... .. Die Angriffe werden beeinflußt von Leuten, die die Mitglieder unserer 
Gesellschaft schädigen und beleidigen wollen. Sie haben politische Ziele und sind Teil ei- 
ner nationalen und internationalen Campagne, die keine sachliche Basis hat“ (142). 

Am 22. Juni 1988 lesen wir im „Mercurio“, daß eine Gruppe von Anwälten politischer 
Gefangener, die der chilenischen marxistischen Terror-Organisation FMR angehören, in 
Bonn finanzielle Hilfe zur Einrichtung einer Rechtsberatungsstelle zur Verteidigung der 
Eingekerkerten in Santiago fordert. Der Gruppe, die dort agitiert, steht die Gattin eines an 
dem Attentat auf Pinochet beteiligten und verhafteten Terroristen vor. Sie unternimmt in 
diesem Zusammenhang eine Reise durch verschiedene Städte Westdeutschlands und wird 
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de „El Mercurio“ de Valparaiso; Dr. Günter Knackstedt, Emba- 
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de „El Mercurio“. 
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dort überall von westdeutschen Politikern eingeführt. 

Im Oktober 1988 richtet die Bundesregierung ein Ersuchen an den damaligen chileni- 
schen Außenminister Ricardo Garcia (Genscher überreichte Ende September 1988 das 
Schreiben persönlich seinem chilenischen Kollegen in New York), man möge einen Unter- 
suchungsrichter (ministro en visita) ernennen, der aufgrund der Bonner Anklagen (ge- 
meint sind die Aussagen der genannten, straffälligen beiden Ehepaare) Untersuchungen 
vornehmen. ‚Garcia leitete das Ersuchen befürwortet weiter an das Höchste Gericht. Er 
stützte sich dabei auf einen Absatz des Gerichtsverfassungsgesetzes (148), der eine solche 
Ernennung für den Fall vorsieht, daß es sich um die Klärung von Tatbeständen handelt, 
die die internationalen Beziehungen beeinträchtigen können. Das Gericht 2. Instanz in 
Chillan aber wies dieses Ansuchen zurück, weil keine Anzeige bei irgendeinem Gericht 
vorliegt, um bestimmte Vergehen oder Vorgänge als strafbar innerhalb der Zuständigkeit 
chilenischer Gerichte behandeln zu können. Außerdem weist der Anwalt der Kolonie dar- 
auf hin, daß die in Gang gesetzten Untersuchungen der Richterin von Parral über die glei- 
chen Vorgänge befinden. Niemand könne zweimal in der gleichen Sache verfolgt werden. 
Man würde so in Deutschland wie in Chile die gleichen Tatsachen untersuchen. 

Doch Herr Genscher läßt nicht locker. Er weiß, wozu ihn seine Partei an jenen Posten 
gestellt hat. Er ist ein unermüdlicher und harter Verteidiger der „Menschenrechte“, auch 
dann, wenn Trunkenbolde, Diebe und Hurenböcke die Anzeigen erstatteten. Er schreibt 
einen persönlichen Brief an den neuen Außenminister Chiles, Hernan Felipe Erräzuriz. 
Dieser handelt, wie es „einem befreundeten Staat gegenüber angebracht ist“ und begibt 
sich am 4. Januar 1989 persönlich zum Obersten Gericht und verlangt dort die Bestellung 
eines Untersuchungsrichters unter Hinweis auf die gefährdeten internationalen Beziehun- 
gen. Am 22. Januar 1989 wird dem stattgegeben nachdem drei vorhergehende gleiche Er- 
suchen von der chilenischen Justiz abgelehnt worden waren. Der genaue Auftrag lautet, 
„die etwaigen Freiheitsbeschränkungen und vermuteten Verletzungen des Postgeheimnis- 
ses der Insassen zu untersuchen“, So lautet der ganze Auftrag (149). Wir werden sehen, 
was daraus gemacht wird. 

Drei Tage bevor sich der chilenische Außenminister zum Höchsten Gericht begibt, prä- 
sentieren sich Jugendliche chilenischer Nationalität aus der Kolonie Dignidad beim Innen- 
minister und im Außenministerium und ersuchen darum, daß man die deutschen Behör- 
den auffordere, den Untersuchungsantrag zurückzuziehen. In ihrem Vorbringen sagen sie, 
„stolz darauf zu sein, zur Kolonie Dignidad zu gehören, und daß sie sich beleidigt fühlen 
von den abstoßenden Versuchen, unsere Arbeit zu zerstören und unsere Väter moralisch 
und physisch zu vernichten, alles als Folge eines international aufgezogenen Feldzuges, 
der geheizt wird von niedrigen Intressen von Individuen voller Haß und böser Absichten.“ 
Außerdem traten die 112 Jugendlichen in der Kolonie in einen dreitägigen Hungerstreik 
als Protest gegen diese „Ungerechtigkei“. 

Bei dieser Gelegenheit teilen sie mit, daß eine Anzahl von pensionierten Personen nicht 
mehr ihre deutsche Rente ausgezahlt bekommt, weil diese nicht die 800 Kilometer nach 
Santiago hin- und zurückreisen können, wie man es von der Botschaft verlangt, um dort 
ihre Lebensbescheinigung zu unterschreiben. Sie beschuldigen namentlich den Exbot- 
schafter Kullack-Ublick und den Exkonsul Haller (siehe Fotos). Denn vor diesen wurden 
in der Kolonie im November 1987 die entsprechenden Bescheinigungen unterschrieben. Sie 
kamen jedoch niemals bei den vier Kassen in Deutschland an. Außerdem hatte man die 
Zuständigkeit des deutschen Konsulats in Concepciön aufgehoben, das in der Nähe lag. 
Die Mehrzahl der in der Kolonie lebenden Deutschen hat ihre deutschen Pässe nicht erneu- 
ert (152). 

Der Untersuchungsrichter, Ministro en visita, Guillermo Navas, begann also mit In- 
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spektionen auf dem Fundo und mit Vernehmungen. Alle bei dem Apellationsgericht in 
Chillan archivierten Unterlagen, die Ablehnung der westdeutschen Forderungen, wurden 
ihm überstellt. 
Zu dieser Tatsache der Bestellung eines Untersuchungsrichters, meint Dr. Sänger: „Es 
handelt sich um den ersten Fall in der chilenischen Rechtsgeschichte, daß so etwa ge- 
schieht. Es ist die Folge eines Drucks, den die deutsche Regierung, persönlich vertreten 
durch Herrn Genscher, auf Chile ausübt“ (150). Der Botschafter widerspricht dem: „Die 
deutsche Öffentliche Meinung hat (nach der Anhörung im Bundestag) von der Regierung 
gefordert, sie solle handeln“ (151). Mit diesen Worten wurde die Katze aus dem Sack ge- 
lassen. Minderwertigste Hetze in Skandalblättern wie ‚Stern‘, die sich auf die Aussagen 
von Alkoholikern und Dieben, auf vorbestraftes Gesindel stützen, dienen dazu, eine He- 
xenjagd gegen 300 unbescholtene Deutsche in Chile aufzuziehen. Daß das dann von Herrn 
Genscher in dieser, den Rahmen einer zivilisierten Staatsführung überschreitenden Form 
geschieht, hat allerdings dann noch weitere Gründe. Wir sehen sie in seiner ideologischen 
Bindung an eine Gruppe, die FDP, die auch in andrer Weise bewußt dem Deutschen Volk 
schweren Schaden zuzufügen beabsichtigt, 
Chilenische Mitglieder der Kolonie „Dignidad“ richten sodann am 12. Januar 1989 ei- 
nen Brief an den Botschafter Dr. Knackstedt, in welchem es (in Rückübersetzung einer 
spanischsprachigen Pressemeldung) heißt: „Einerseits vorgeben, Besserungen für die Mit- 
glieder der Kolonie „Dignidad‘ zu erstreben und andererseits jedweden Amtsschritt diesen 
Personen zu erschweren, den diese vor deutschen Behörden zu erledigen haben — wie z.B. 
keine Pässe aushändigen, die Erledigung von Bescheinigungen und Legalisierungen von 
Unterschriften und Dokumenten verweigern, für Alte und Gebrechliche undurchführbare 
" Reisen verlangen und soweit zu gehen, die Zahlung von Renten zu streichen — das alles ist 
. ein grausamer und grotesker Hohn. Man fragt sich, ob sich das nicht gegen die Menschen- 
rechte richtet. Auch ist es Mangel an Wahrhaftigkeit zu sagen, es habe keinen Druck gege- 
ben, um die Ernennung eines Untersuchungsrichters zu erzwingen. In der Tat hat die BRD 

— wie man aus völlig vertrauenswürdigen Quellen weiß — mit dem Abbruch der Bezie- 
hungen oder der Einschränkung der bilateralen Kontakte gedroht. Wenn man schon Ver- 
trauen in die chilenische Justiz gehabt hätte, warum half man dann 1967 dem von der Ju- 
stiz verfolgten Wolfgang Müller, heimlich und illegal das Land zu verlassen? einem Mann, 
der heute der Bundesregierung als Zeuge dient, obwohl er auch in jenem Lande erneut we- 
gen Verleumdung verurteilt wurde... . Im Grunde sind es die gleichen Urheber von: Ver- 
leumdungen, die seit 20 Jahren am Werk sind. Es fing an mit einer gerichtlichen Untersu- 
chung des chilenischen Kongresses 1968 (unter Allende also) und alles endete immer. wie- 
der mit der Feststellung von böswilligen Verleumdungen. Das Ganze geschieht im Interes- 
se bestimmter politischer Sektoren.“ 

Dr. Sänger weist darauf hin, daß in anderen Fällen, da ebenfalls „die Beziehungen zu 
anderen Staaten berührt werden“, kein Untersuchungsrichter ernannt wurde. Er erwähnt 
den Fall der Vicaria de la Solidaridad, auf den wir ja schon zu sprechen kamen, Er fügt 
hinzu: „In dieser Kolonie werden keine Menschenrechte verletzt. Soviel ich weiß, hat man 
niemals eine Abtreibung vorgenommen, aber ich kann Ihnen versichern, daß in der BRD 
viele Abtreibungen vorgenommen werden, weil es das Gesetz erlaubt. Wenn man schon 
von Menschenrechten spricht, so stelle ich mich auf den Standpunkt der kirchlichen Dok- 
trin und auf das, was der Papst dazu gesagt hat, daß die Abtreibung ein Verbrechen ist“. 
Er weist darauf hin, daß der deutsche Druck auf Chile möglich ist, „weil unser Land mit 
Jenem einen jährlichen Handelsaustausch von fast 1000 Millionen Dollar hat“. 

Im Rahmen seines Auftrages geht sodann der Richter Navas vor. Bei einem seiner Be- 
suche wird die Presse von der Polizei vom Eingangstor zurückgehalten und es kommt zu 
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Protestrufen von Zivilpersonen gegen die Sensationspresse und gegen das belästigende 
Vorgehen der Justizbehörden. Unter den „Freunden von Dignidad“ macht sich ein wach- 

sender Ärger bemerkbar. Am 27. Januar 1989 übergibt Dr. Sänger dem Richter 130 eides- 
stattliche beglaubigte Erklärungen von Bewohnern der Kolonie, in denen diese BrkEheT in 
voller Freiheit zu leben und daß ihre Korrespondenz nicht eingesehen wird. 

Der Verteidiger von Amnistia Internacional und jetzt der deutschen Botschaft, Dr. 
Maximo Pacheco, sagt am 28. Januar 1989 der Presse: „Was eine Strafanzeige angeht, so 
glaubten wir, daß das, was man von der Botschaft vorlege (die Aussagen in Bonn usw.) 
und das, was der Richter inzwischen gefunden hat, RUSFOICHEN würde, um eine Strafakte 
anzulegen.“ 

Am 31. Januar 1989 teilt der Richter Navas mit, daß nur die Minderjährigen unter 15 
Jahren und die über 60jährigen nicht vorgeladen werden. So spricht die Presse von 200 
Vernehmungen, die vorgenommenwerden sollen! Am gleichen Tage teilt er mit, daß es 
noch viel zu früh ist, um eine Strafrechtsakte anzulegen. Am 7. Februar heißt es, daß be- 
reits 100 Personen vernommen wurden. Man spricht davon, in diesem Monsterverfahren 
täglich 16 weitere vorzuladen. Die bereits Vernommenen teilen mit, daß sich die Fragen 
auf die folgenden beiden Gesichtspunkte beziehen: 1) Ob die Kolonisten persönliche Frei- 
heit besitzen. Ob sie sich dort aus freiem Willen befinden. Ob sie hinausgehen können aus 
der Kolonie, wenn sie wollen. 2) Ob sie Post erhalten und ob sie Post aufgeben (153). 
„Mittlerweile gehen die Arbeiten der Kolonisten ungestört weiter. Bei dem Ort Nuble be: 
steht ein Kieswerk, in welchem 14 Lastkraftwagen und 100 Personen tätig sind und in 
Richtung Concepciön gibt es ein Restaurant, das den ganzen Tag über in Betrieb ist. Am 
letzten Sonntag sah man dort 150 Autos. Am Tag werden bis zu 3000 Personen von bis zu 
120 Kolonisten bedient.“ (153). 

Die Botschaft fordert sodann über Dr. Pacheco vom Richter, daß Soziologen, Bear 
logen und Psychiater hinzugezogen werden. Dr. Sänger meint dazu: „So etwas ließe uns 
200 Jahre in der Geschichte zurückgehen, um ein Inquisitionstribunal zu errichten, um die 
Gewissen zu erforschen und zu bestrafen. Der vorgeschlagene Schritt verletzt eindeutig die 
Grundrechte, richtet sich gegen die persönliche Freiheit, wonach eine Person ihr Leben 
entsprechend ihrer Berufung und Bestimmung, ihrer Interessen und Fähigkeiten einrich- 
ten kann. Niemand ist bisher auf so eine Idee gekommen, denn ein Mann oder eine Frau, : 
die in einen religiösen Orden eintreten, werden nicht angegriffen, weil sie ein Gelübde der 
Armut, des Gehorsams und der Keuschheit ablegen oder gar in ein Kloster eintreten ohne 
die Möglichkeit zu haben, ihre Familie wiederzusehen und sich ganz der Versenkung zu 
widmen ... Die Jungen werden mit 21 Jahren eingegliedert in die Gemeinschaft. Sie sind 
geformt durch eine Berufung in einer breiten Palette von kulturellen, gesellschaftlichen 
und wissenschaftlichen Möglichkeiten zu dienen, die es ihnen erlauben, sich auf verschie- 
denen Gebieten wie der Musik, des Theaters, der Krankenpflege oder der Arbeit auszu- 
drücken. Diese Kenntnisse sind der Grund dafür, daß hier in 25 Jahren etwas in Chile er- 
reicht wurde, was nirgend woanders mit derartig schlechtem Boden und derart wenig Geld 
geschaffen wurde... Das Ersuchen der Bundesrepublik verletzt die Gewissensfreiheit der 
Mitglieder von ‚Dignidad“‘ und stellt eine nicht duldbare Geistesverirrung dar, denn man 
schlägt ein Vorgehen vor, das man nur anwendet, wenn es sich um Geisteskranke handelt 
und nicht um Personen, die geistig und körperlich normal sind . . . Außerdem wird hier 
das Recht zu freiem Zusammenschluß verletzt, das die Verfassung garantiert. Ein solcher 
Zusammenschluß muß nach unserem Recht gesetzlich geregelt sein und muß sich inner- 
halb der Gesetze bewegen, darf keinen Angriff auf die Öffentliche Ordnung, gegen die 
Moral und die nationale Sicherheit darstellen. Es wird niemandem einfallen, so etwas von 
‚Dignidad“ behaupten zu wollen.“ (154). 
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Der Präsident des Nationalvereins der Freunde von „Dignidad“, Carlos Eberhardt, 
teilt am 21. Februar der Presse mit: „Ich werde in den nächsten Tagen konkrete Anzeige 
erstatten wegen Pressionen der bundesdeutschen Regierung, die insbesondere die deut- 
schen Erziehungseinrichtungen in unserem Lande angehen. In einigen Tagen wird etwas 
an die Öffentlichkeit dringen, was wie eine Bombe einschlagen wird. Es ist ein Druck, der 
ausgeübt wird wegen dem Geld, das diesen Einrichtungen in Chile, die mit der Botschaft 
in Verbindung stehen, gesandt wird. Diese Tatsache ist nun schon wirklich das letzte, denn 
das richtet sich nicht nur gegen jene Einrichtungen, sondern gegen die chilenische Regie- 
rung“ (155). 

Der Professor Huib Tollenaar an der Landwirtschaftlichen Fakultät der Universität in 
Concepciön, teilt in seiner Eigenschaft als landwirtschaftlicher Berater der Kolonie der 
Presse mit: „Man hat viel von der Kolonie ‚Dignidad‘ geredet, die nichts Geheimnisvolles 
hat. Dort herrscht ein Gemeinschaftssozialismus. Die Gemeinschaft sorgt für Ernährung, 
Dach über dem Kopf, Erziehung und gibt alles. Die Kolonisten arbeiten gratis für die Auf- 
rechterhaltung des Sozialwerks, das Wohltätigkeit auf dem Gebiet der Erziehung, der Ge- 
sundheit usw. ausübt.“ 

Wenn man diese Situation betrachtet, die sich mit ihren Anwürfen und Belästigungen 
bereits über Jahre hinzieht, nimmt es nicht wunder, wenn am 23. Februar 1989 Dr. Sänger 
verkündet, daß sich die Kolonie nunmehr an den Gerichtshof für Menschenrechte in 
Straßburg wenden wird. „Man wird die Menschenrechte der Deutschen, die in Chile leben, 
vor jenem Gericht anrufen, da die hier wohnenden Deutschen theoretisch konsularen und 
diplomatischen Schutz genießen, sich aber belästigt und verfolgt fühlen und es erleben 
müssen, daß die Bundesrepublik, anstatt ihnen zu helfen und sie zu schützen, versucht, sie 
zu erniedrigen und zu vernichten. Alles dieses wird direkt gesteuert von dem Außenmini- 
ster der Bundesrepublik, Hans-Dietrich Genscher auf dem Wege über die diplomatische 
Vertretung in Chile... Der psychologische Schaden, den die Bevölkerung von ‚Dignidad‘ 
erlitt, ist bedeutend, denn alle fühlen sich beobachtet, überwacht und enttäuscht über die 
Art, wie man sie von ihrer Heimat her behandelt.“ 

Nachdem bereits mehr als 130 Personen vernommen worden waren und es immer noch 
nicht reichte, um eine Strafakte anzulegen, weil eben nichts strafbares gefunden wurde, 
suchen die Vertreter der Botschaft unter Führung von Dr. Pacheco erneut den Richter Na- 
vas auf. Sie sind nicht einverstanden mit der, wie sie sagen, „restriktiven“ Behandlung sei- 
ner Aufgabe. „Wir werden darauf drängen, daß der Minister seine Zuständigkeit erweitert 
und alles untersucht, was mit den Menschenrechten zu tun hat“. (157) 

Bezeichnend für das Niveau, auf welchem gegen „Dignidad“ vorgegangen wird, ist, 
daß etwa am 30. November 1988 ein Überfall auf das Büro der Kolonie Dignidad in 
Deutschland erfolgt. Man weiß, daß es sich dabei um sechs Personen gehandelt hat, 4 
Männer und zwei Frauen, aber man kennt nicht ihre Staatsangehörigkeit. Sie fesselten die 
Anwesenden und schlugen den einzigen anwesenden Mann und stahlen verschiedene Do- 
kumente. Herr Eberhardt erklärt dazu der Presse: „Das ist kein Einzelfall, sondern Teil ei- 
nes nationalen und internationalen Vorgehens gegen ‚Dignidad‘. . . Er alarmiert die öf- 
/entliche Meinung, denn dieser Feldzug versucht nicht nur, die Gesellschaft ‚Dignidad‘ zu 
zerstören, es geht auch darum, das Gewissen freier Menschen einzuschläfern, so daß die 
Gegenmaßnahmen nach und nach schwächer werden und wir uns an diese Gewaltakte ge- 
wöhnen . . . Die Gesellschaft der Freunde von ‚Dignidad“‘ hofft, daß die deutschen Behör- 
den, die so sehr besorgt sind über das, was in Chile passiert, die Rechte derjenigen schütze, 
die derart feige angegriffen wurden von Elementen im Rahmen einer infamen Campagne 
(166). An sich haben Unterlagen, die widerrechtlich erworben werden, keinerlei öffentli- 
che Beweiskraft. Doch in diesem Fall hat man bereits derart oft die Grenzen einer gesitte- 
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ten Gesellschaft überschritten, so daß man schon längst den Eindruck hat, beim deutschen 
Auswärtigen Amt handelt es sich um eine Verlängerung der ‚Hafenstraße‘ “. 

Unvorhergesehen wird die örtliche Zuständigkeit der Gerichte geändert, Parral gehört 
jetzt zu Talca, anstatt zu Chillan. Das Oberste Gericht entscheidet mit Einklang damit, 
aber nur mit sieben gegen sechs Stimmen, daß der bisherige Richter, obwohl er in schät- 
zungsweise drei Wochen seine Arbeit beendet hätte, abgelöst wird von einem Richter aus 
dem jetzt zuständigen Gerichtsbezirk (158). 

Der dann neuernannte Ministro en visita, Hernan Robert Arias, benötigt zunächst ei- 
nige Tage zum Einarbeiten und setzt alsdann die Untersuchungen fort. Mehr als 250 Per- 
sonen sind bei seinem Amtsantritt bereits vernommen worden in der Zeit zwischen dem 
18. Januar 1989 und dem 15. März 1989. Mehr als 900 Seiten umfassen bereits die Akten. 

Die Vernehmungen werden also fortgesetzt. „Es geschieht mit weitester Unterstützung 
durch die Kolonie ‚Dignidad‘ “, wie Dr. Sänger feststellt, „in gleicher Form wie es gegen- 
über dem Vorgänger von Minister Robert geschah“. 

Am 31. März 1989 platzt dann die „Bombe“, von der der Präsident der Freunde von 
„Dignidad“ sprach. „Arm 2. Februar dieses Jahres“, teilt er der Presse mit (159), „wird der 
Direktor der Deutschen Schule in Los Angeles, Martin Bornhard, vom Botschafter Günter 
Knackstedt persönlich angerufen. Dieser teilt ihm mit, daß irgendwelche weitere Wirt- 
schaftshilfe als auch die Lieferung von Lehrmitteln und die Einstellung von Lehrern ab so- 
fort eingestellt wird, solange man nicht vier Personen der Schulleitung auswechselt oder . 
ausschließt, die als Mitglieder der Gesellschaft der Freunde von ‚Dignidad‘ bekannt seien, 
nämlich den Vizepräsidenten Carlos Eberhardt, die Sekretärin Carmen Hildebrand und 
die Direktoren Edgardo Neumann und Jose Miguel Stegmeier. Als man den Botschafter 
nach dem Grund für diese Maßnahme fragt, antwortet er: ‚Das ist ein Krieg gegen „Digni- 
dad‘. Und daß er klare Befehle des deutschen Außenministers Genscher in dem Sinne ha- 
be, jegliche Unterstützung oder Schenkungen an Schulen und Einrichtungen streichen, 
beenden oder zu unterbrechen habe, die direkt oder indirekt mit Dignidad in Verbindung 
stehen“. Eberhard stellt fest „daß in Wirklichkeit nur zwei der vier von dem Botschafter 
genannten Personen der Gesellschaft der Freunde angehören. In einer ordentlichen Gene- 
ralversammlung des Schulvereins drückt diese ihr Mißfallen über die Forderung der Bot- 
schaft aus und bezeichnete sie als ‚Verfolgung‘. Trotzdem bat mich die Mehrheit, von mei- 
nem Posten zurückzutreten, um Repressalien der Botschaft zu vermeiden“... , „Die Deut- 

„sche: Schule in Los Angeles“, fügt „El Mercurio“ hinzu, „ist eine der drei ältesten Schulen 
im Lande. Sie wurde 1890 gegründet und hat heute 387 Schüler“. „So wie heute unsere 
Schule. unter Druck gesetzt wird“, fügt Eberhard hinzu, „kann es morgen irgendeine Im- : 
portfirma sein. Auf diese Weise wird die Handelsbilanz von der Deutschen Botschaft ge- 
handhabt. Darüber gibt es keine Zweifel mehr. Es wird Druck ausgeübt und die deutschen 
Exporteure sind verängstigt angesichts dieser Tatsache. Genau solche Angst, sich mit 

‚Dignidad‘ zu verbinden, besteht bei den in Chile ansässigen deutschen Staatsbürgern, 
denn heute oder morgen kann man ihnen und ihren Kindern die Einreise nach Deutsch- 
land verweigern“ (159). 

Im gleichen Augenblick greift auch Dr. Sänger die westdeutsche Botschaft schwer an: 
„Die Vertreter der Bundesregierung haben auf ihre Immunität zu verzichten und ihre An- 
zeigen hier selbst vor den Gerichten zu machen für Vergehen, die nach ihrer Meinung be- 
gangen wurden. So wären sie auch verantwortlich für die Folgen. Jetzt aber handeln sie 
feige, denn sie haben von Chile eine Untersuchung verlangt und anschließend greifen sie 
Dignidad an. Das aber ist nicht mehr ‚Untersuchen‘, sondern so handelt eine Prozeßpar- 
tei. Es ist eine anmaßende und willkürliche Weise zu handeln“. 

„Die Differenzen zwischen der Kolonie Dignidad und der deutschen Botschaft in San- 
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. tiago verschärften sich gestern (160), als jene Gemeinschaft die chilenische Regierung auf- 
. forderte, den Missionschef Botschafter Knackstedt zur persona no grata zu erklären“... 
„Der Rechtsanwalt Fernando Sänger übergab die entsprechende Note, begleitet von Car- 
los Eberhardt, dem Präsidenten der Freunde von Dignidad, im Büro für Rechtssachen der 
Präsidentschaft“. In jener Note heißt es: „.. .. Bisher haben 230 Mitglieder der Gesell- 
schaft Dignidad und 70 Zeugen ausgesagt und vier Inspektionen wurden vorgenommen. 
Die Botschaft der Bundesrepublik hat, wie man weiß, und ohne Anzeige zu erstatten und 
ohne Anklage zu erheben, zahllose Eingaben und Ersuchen im Rahmen dieser verwal- 
tungsrechtlichen Untersuchung vorgelegt, als ob sie prozeßrechtlich legale Partei sei, ohne 
dieses jedoch nach dem Gesetz zu sein.“ 

„Der ernsteste Vorgang in unseren Augen ereignete sich, als der Botschafter Dr. Gün- 
ter Knackstedt am 24. Februar nachmittags persönlich auf dem Gericht in Parral erschien, 
um den damaligen Minister Navas aufzusuchen und um mit ihm Angelegenheiten der lau- 
Senden Untersuchung zu behandeln. Damit erfüllt sich ein Tatbestand, der vollständig ge- 
setzeswidrig ist, der sich außerhalb des chilenischen Rechtssystems stellt und der schweren 
Schaden den Interessen der Wohltätigkeitsgesellschaft zufügt, die ich bei diesen Amts- 
handlungen vertrete“. Er fügt hinzu: „Da erwiesen ist, daß die Botschaft der Bundesregie- 
rung Deutschland vor chilenischen Gerichten in Angelegenheiten tätig wird, die Teil der 
chilenischen Souveränität sind, und dieses geschieht, ohne daß Klage erhoben wird und 
ohne, daß auf die diplomatische Immunität verzichtet wird, begeht sie eine schwere Verlet- 
zung des chilenischen Verfassungs- und Gesetzessystems und verletzt außerdem das inter- 
nationale Recht“. Und Sänger holt dann etwas weiter aus: „Es scheint als sei diese Form 
zu handeln, üblich in der Deutschen Botschaft. 1988 geschah etwas ähnliches bei einem 
Hilfeersuchen vor dem Berufungsgericht in Chillan, das der Botschaftsrat Spohn vorlegte. 
Bei jener Gelegenheit legte er ein Schriftstück vor, dessen Tatbestände falsch waren, und, 
was noch ernster ist, betrog in gröbster Form das Gericht, indem er dem Betroffenen Wor- 
te in den Mund legte, die dieser niemals gesagt hatte. Das ist aktenkundig. Eine Verteidi- 
gung der angegriffenen Familie aber war unmöglich, da der genannte Herr Spohn sich in 
die diplomatische Immunität zurückzog. Ähnliche Umstände ergaben sich im Falle des 
Konsuls Kriegler 1988 in Concepciön. Dieser verleumdete und beleidigte in gröbster Form 
‚Dignidad‘ in der Presse. Als dagegen das Rechtsmittel des Einspruchs vorgebracht wurde, 
sprach die Botschaft von der diplomatischen Immunität“. 

Am 23, April 1989 teilt Sänger mit, daß er in Deutschland war, um dort sowohl in Köln 
vor dem zuständigen Gericht wie auch in Straßburg mit Hilfe der dortigen Anwälte gegen 
den deutschen Außenminister Genscher wegen Verletzung der Menschenrechte vorzuge- 
hen (161). 

In einer einzigen Woche kam es dann zu drei weiteren Inspektionen auf dem Fundo 
durch den neuen Minister Robert. Bei dem dritten Besuch wurde der Präsident der Gesell- 
schaft, Hermann Schmidt, zum fünften Mal von ihm verhört. Die Amtshandlung erfolgte 
ohne Voranmeldung, begann um 10 Uhr und endete um 19 Uhr. Für Minuten begab er 
sich auch in das Zimmer, in welchem Paul Schäffer wegen Herzleiden interniert ist und 
teilte dann mit, daß Schäffer, sobald es sein Gesundheitszustand erlaubt, vernommen 
wird, zusammen mit weiteren 60 Mitgliedern der Kolonie (162). 

Die Zeitung „El Mecurio“ teilt sodann mit, „daß sich am Dienstag den 11. April 1989 
ein Zwischenfall nahe dem Eingangstor zu „Dignidad“ ereignete. Dort hatten sich etwa 
100 Personen wie üblich eingefunden, um ärztlich im Hospital der Gesellschaft behandelt 
zu werden, als der Minister Robert eintraf. Am Eingang war ein Schild angebracht wor- 
den, welches besagte: ‚Bedauerlicherweise können das Hospital und die Mühle heute nicht 
bedienen wegen Amtsschritten des Untersuchungsministers. Nur dringende Fälle können 
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behandelt werden. Es handelt sich um die dritte Inspektion seitens des Strafgerichts auf- 
grund der politischen Verfolgung durch den deutschen Botschafter und seinen Vorgesetz- - 
ten Genscher, die beabsichtigen, unsere Familie und Gemeinschaft zu zerstören. Die Gene- 
ralversammlung‘.“ (163) 

In der deutschsprachigen Wochenzeitung „El Condor“ (Santiago) erscheint sodann ei- 
ne Mitteilung folgenden Inhalts: „... Aus Anlaß des 40. Jahrestages der Gründung der 
Bundesrepublik Deutschland werden die Deutsche Botschaft und die deutsch-chilenischen 
Institutionen am 13. Mai 1989 ein DEUTSCHES FEST im Club Deportivo (Sportklub) 
Manquehue in Santiago veranstalten. Dieses Zusammentreffen aller Deutschen und 
Deutsch-Chilenen soll insbesondere das Zusammengehörigkeitsgefühl stärken, den Kon- 
takt erleichtern und im übrigen der chilenischen Öffentlichkeit den Anteil der Deutschen 
am Aufbau und der Entwicklung Chiles demonstrieren. Während dieser Veranstaltung 
werden deutsch-chilenische Gruppen und Künstler auftreten ..... Die ‚Grußworte‘ wird da- 
nach um 13 Uhr der Botschafter Dr. Günter Knackstedt an die Anwesenden richten.“ 

In der betreffenden Nummer der erwähnten Zeitschrift „El Condor“ wird dann in 
breitester Form Unterricht erteilt, wie die „Bundesrepublik Deutschland“ vor 40 Jahren 
entstanden ist. Vom „Anteil der Deutschen am Aufbau Chiles“ kein einziges Wort. Was 
im übrigen auch gar nicht notwendig war und schon gar nicht von einer westdeutschen 
Vertretung zu erfolgen braucht, die in ihrer Kulturpolitik und ihrer Berichterstattung über 
Chile in diesen 40 Jahren laufend auch gerade in den Spalten des „Condor“ Anstoß erreg- 
te. Daß man natürlich die 300 Deutschen in „Dignidad“ und ihre tausenden von Freunden 
nicht einlud, zeigt, was diesmal gespielt werden soll. Wenig später erfährt man, daß die 
westdeutsche Botschaft eine Reihe von Rollstühlen an Behinderte der chilenischen Regie- 
rung übergibt. Es drängt sich einem der Satz auf: Quidquid id est timeo Danaos et dona 
ferentes (276). 

Der Verteidiger von „Dignidad“ präsentiert am 30 April 1989 der Presse eine Beschei- 
nigung, wonach „in den letzten zwei Jahren bis zum heutigen Tage keine Strafanzeige oder 
Strafverfahren irgendwelcher Art vor dem zuständigen Gericht von Parral eingereicht 
worden seien, die sich auf den Präsidenten und die Mitglieder des Direktoriums von ‚Dig- . 
nidad‘ beziehen.“ Er fügt hinzu, daß „es falsch ist, daß sich die deutsche Botschaft die 
Aufgabe irgendwelchen Schutzes entsprechend Art. 5 des Deutschen Konsulargesetzes an- 
maßt, solange niemand um solchen Schutz angesucht hat“. 

Am 17. Mai 1989 teilt der Untersuchungsminister Robert mit, „daß die Untersuchung 
sehr fortgeschritten ist und sich in ihrer Schlußphase befindet. Fast alle 307 Mitglieder 
deutscher Abstammung wurden vernommen und 76 chilenische Arbeiter, die auf dem 
Fundo arbeiten.“ Außerdem hat er 12 Mal persönlichen Augenschein genommen und 
schließt nicht aus, es vielleicht noch mehrere Male zu tun. 

Da geschieht etwas sehr merkwürdiges. Am 24. Mai wird eine Gruppe von Journalisten 
aus Europa in der Nähe der Colonia Dignidad überfallen. (Siehe die folgende Anzeige aus 
der NZZ). Die Überfallenen halten eine Pressekonferenz in Santiago in Gegenwart des 
Präsidenten des chilenischen Journalistenverbandes in der Wohnung des Vizepräsidenten _ 
ab, wobei der Fernsehmann vom „Spiegel“ und „Stern“, Wagner Pölchau, aussagt, „sie 
seien von acht Individuen hart geschlagen worden, von denen sechs deutscher Abstam- : 
mung gewesen seien“. Führend beteiligt gewesen an dem Überfall sei ein Omnibuschauf- _ 
feur namens Fuentes. So berichtet es die chilenische Presse. Der Präsident der chilenischen 
Journalisten, Jaime Moreno Laval, beeilt sich zu verkünden, „daß das Colegio de Periodi- 
stas in Chile, sich in brüderlicher Solidarität mit unseren Kollegen verbunden fühlt. Wir 
betonen, daß wenn im Falle einer Strafanzeige diese uns bitten, in den Prozeß miteinzu- 
steigen, wir positiv reagieren und Mitankläger sein werden“. In Bonn wird der chilenische 
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Gewaltsamer Zwischenfall 
bei Colonia Dignidad 


Deutscher Journalist und chilenische Helfer 
zusammengeschlagen 


Eantiäsh, 24. Mai. (ap) Ein deutscher Fern- 
sehjournalist und zwei chilenische Mitarbeiter 
sind am Dienstag von rund 20 Männern zu- 
sammengeschlagen .worden, als sie sich der ins 
Zwielicht geratenen Siedlung Colonia Digni- 
dad, rund 340 Kilometer südlich der Haupt- 
‚stadt Santiago de Chile, zu nähern versuchten. 
Dies teilte ein für Amnesty International tätiger 
Anwalt in Santiago mit. Mitglieder der Bot- 
schaft der Bundesrepublik Deutschland in Sant- 
iago bestätigten den Zwischenfall. Laut diesen 
Angaben befanden sich der für einen norddeut- 
schen Privatkanal arbeitende Journalist und 
seine beiden chilenischen Begleiter mit einem 
Auto auf dem Weg zu der von deutschen Sek- 
tenangehörigen betriebenen Siedlung. Als sie 
die Strasse kurz vor Erreichen der Kolonie mit 
Steinen versperrt fanden, stiegen die drei Män- 
ner aus, um die letzte Strecke zu Fuss zurückzu- 
legen. Dabei hätten sie sich plötzlich von etwa 
20 Männern umringt gefunden, die auf sie ein- 
geschlagen und ihre Kameras zerstört hätten. 
Da sich der Vorfall auf einer öffentlichen 
Strasse und nicht auf dem Gelände der Colonia 
abgespielt habe, sei die Polizei verständigt wor- 
den. Mitglieder der Colonia Dignidad sind in 
den vergangenen „Jahren von verschiedenen 
Bürgerrechtsgruppen massiver Verletzungen der 
Menschenrechte, insbesondere der Durchfüh- 
rung von Folterungen beschuldigt worden. 


Weder die Darstellung des Vorfalls noch die üblen Verleumdun- 
gen im letzten Satz wurden jemals von der über alles Deutsche wie 
Südamerikanische so erhabenen NZZ richtiggestellt. 


Botschafter Ricardo Riesco ins Auswärtige Amt gerufen und ihm das Unbehagen und die 
Besorgnis der deutschen Regierung bezüglich des Überfalls der deutschen Journalisten 
ausgedrückt. Von chilenischer amtlicher Seite wird der Vorfall bedauert und darauf hinge- 
wiesen, daß die Betroffenen bereits Anzeige erstatten hätten und die Strafjustiz von Parral 
zu untersuchen und zu richten haben. 

' Doch einen Tag später schon, am Sonnabend dem 27. Mai, bekommen die Dinge sehr 
schnell ein ganz anderes Aussehen. Der uns bereits bekannte Präsident der „Freunde von 
Dignidad“, Carlos Eberhardt, erklärt der Presse: „Über das Vorgefallene erfuhr ich durch 
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die Zeitungen. Ich begab mich sofort zu dem Fundo, wo man mich sofort über den Vor- 
gang unterrichtete. Dabei kam ich auch ins Gespräch gerade mit jener Person, die angeb- 
lich als Angreifer und Mitglied unserer Vereinigung dabei gewesen sein sollte. Herr Fuen- 
tes war zu jenem Zeitpunkt in einer Sitzung beim Bürgermeister von Parral, wie wir es 
schriftlich haben“. Eberhardt wunderte sich sodann darüber „daß ausgerechnet in jenem 
Augenblick die Advokaten der Bundesrepublik sich in Parral aufhielten, und dort auf 
Nachrichten von den Journalisten warteten. Für mich sind das nichts anderes als die letz- 
ten verzweifelten Versuche der deutschen Regierung, die Deutschen in der Wohltätigkeits- 
gesellschaft zu provozieren. Das, was sie so gerne erreicht hätten, ist ihnen nicht gelungen, 
denn die Untersuchungen sind abgeschlossen und man hat absolut gar nichts gefunden.“ 

Es versteht sich von selbst, daß dieser neuerliche Rohrkrepierer im Genscherschen 
„Krieg“ nicht in die europäische Presse gelangte. 

Im Zusammenhang mit diesem Kontakt mit der Presse erfährt man von Dr. Sänger, 
„daß der Fundo laufend den üblichen Inspektionen unterworfen wurde bezüglich seines ' 
Schlachthofes, seiner Lebensmittelherstellung, insgesamt waren es in letzter Zeit 28 In- 
spektionen. Niemals wurde irgendeine Beanstandung festgestellt. Die Anzeigen gegen 
‚Dignidad“ haben politische, psychologische, soziologische und soziale Beweggründe, eine 
klassische Mentalität des Neides gegen jeden, der über das gewöhnliche Maß hinausragt. 
Diese Leute, die man da immer wieder angreift, kennen nur die Arbeit als Lebensinhalt. 
Darum auch sind sie so gut vorangekommen. Der große Unterschied zu Einrichtungen wie 
der Kirche, dem Roten Kreuz, Coanil usw. ist, daß ‚Dignidad‘ niemals irgendeine Sub- 
vention erhalten hat wie das bei den größeren Hilfsorganisationen in unserem Lande üb- 
lich ist.“ 

Es hätte etwas gefehlt, wenn die Republik Österreich (sie verstehen, die der Lucona 
und der Mörderkrankenschwestern) sich nicht auch eingemischt hätte. Die Österreichische 
Botschaft ersuchte darum, festzustellen, ob die (dann namentlich genannten) sechs Ange- 
hörigen der Familie Wagner unter Menschenrechtsverletzungen leideten. Man teilte ihr zur 
Beruhigung mit, daß alle Mitglieder in die Untersuchung aufgenommen würden. 

Am 9. Juni 1989 teilt der Verteidiger der Kolonie, Dr. Sänger, nach Einsichtnahme in 
die Akten mit, „daß es keinen Tatbestand gibt, der ein Delikt darstellt, noch gibt es Ver- 
mutungen in dieser Hinsicht“. Er fügt hinzu: „Man könnte auch keine Person als Täter, 
Mittäter, Gehilfe oder Hehler strafbarer Handlungen feststellen. Man kann natürlich 
nicht im Plural sprechen, denn das Strafrecht verlangt einen genauen Strafbestand und ei- 
nen Täter. Es ist klar, daß eingetragene Vereine als juristische Personen kein Verbrechen 
begehen können. Darum ist es unmöglich, daß 300 Personen im gleichen Augenblick eine 
strafbare Handlung begehen. Wenn jemand so etwas getan hat, dann muß man ihm den 
Prozeß machen, doch gerade in dieser Hinsicht gibt es keinerlei Unterlage dafür, daß ein 
Delikt begangen worden sei.“ 

In ordentlicher Sitzung teilt das Höchste Gericht am 10.6.1989 mit, „daß der Untersu- 
chungsrichter die notwendigen Schritte unternehmen wird, um so bald wie möglich die 
ihm aufgetragene Untersuchung abzuschließen.“ 

Am gleichen Tage wird bekannt (277), daß der Subsekretär des deutschen Justizmini- 
steriums, Klaus Kinkel, sich einige Tage in Chile aufhält, „um an einem Seminar der ‚Cor- 
poraciön de Estudios Liberales‘ über ‚Wirtschaft und Recht‘ teilzunehmen“. Er macht ei- 
nen protokolarischen Besuch beim Außenminister, und anschließend begibt sich dieser 
ehemalige Kabinettschef von Genscher, als dieser noch Innenminister und Justizminister 
war, zum deutschen Botschafter. Mit diesem „analysiert er unter anderem die Lage im 
Falle von Dignidad“, betont aber, „daß das nicht der Grund seines Besuches sei“. Wie 
sollte man das auch denken! 
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Nachdem der Untersuchungsrichter Robert am 15. Juni seine Untersuchungen offiziell 
abgeschlossen hatte, teilt er am 20. Juni mit, daß er diese erneut eröffnen werde. Das ge- 
schah nach einer anhaltenden Unterredung mit den Advokaten der Botschaft, in der ihm 
von seiten des Botschafters neue Schritte erbeten wurden. Es wurde bekannt, daß sich die- 
se Schritte um Auskünfte beim Arbeitsamt über bestimmte arbeitsrechtliche Dinge der 
Mitglieder von Dignidad bezüglich ihrer Sozialabgaben handelt und um die Anzahl von 
Ausländern und Chilenen, die in einigen Betrieben angestellt werden dürfen. 

Man geht nicht fehl, wenn man sich die Beurteilung dieser Entwicklung mit den Wor- 
ten des Dr. Sänger zu eigen macht: es handelt sich um die verzweifelten Versuche Gen- 
schers und seines Botschafters, die Dinge weiter noch in die Länge zu ziehen. Schon der 
vorherige unglückselige Botschafter Kuligk hatte ja schon gemeint: „Wenn diese Regie- 
rung nicht den Fall löst, dann wird man bei der kommenden Regierung, die im nächsten 
Jahr an die Macht kommt, weiterbohren und das so lange wie es dort noch Zweifel bezüg- 
lich der Menschenrechte gibt.“ 

Am Freitag, den 30. Juni schloß der Untersuchungsrichter Hernän Robert Arias defi- 
nitiv die Untersuchung und teilte mit, er würde nunmehr die sehr umfangreichen Unterla- 
gen studieren, ob eine strafrechtliche Klage erhoben werden könne oder nicht. Im letzteren 
Falle würde er die Unterlagen dem Höchsten Gericht als erledigt weitergeben. Die West- 
deutsche Botschaft und deren Advokaten waren aus dem Häuschen. Verzagt meinte der zu 
jenem Lager gehörende Guillermo Corni: „Der Abschluß der Untersuchung ist Privatan- 
gelegenheit (!) des Richters (329). Wir glauben allerdings, daß es noch Vorgänge gibt, die 
eine strafrechtliche Untersuchung notwendig machen“. Der Richter seinerseits machte 
darauf aufmerksam, daß auf ausdrückliche höchstrichterliche Anordnung und auf Ersu- 
chen des Vertreters von „Dignidad“ keine Einzelheiten über die bisherige Untersuchung 
der Öffentlichkeit bekanntgegeben werden. Er betonte, daß er selbst und auch schon sein 
Vorgänger, der Richter Guillermo Navas, nicht nur Untersuchungen (wie erbeten) in Rich- 
tung auf angebliche Freiheitsberaubung und Verletzung des Postgeheimnisses angestellt 
hätten, sondern auch arbeitsrechtliche Fragen, Erziehungsangelegenheiten und geschäftli- 
che Vorgänge, sowie solche des Unternehmens als solchem, der Gesundheit und familiärer 
Art untersucht worden wären. Vergebens ersuchte der Anwalt der Botschaft, Dr. Pache- 
co, die Untersuchung erneut zu eröffnen. Der Richter lehnte das Ersuchen ab. Doch die 
westdeutsche Regierung wandte sich erneut an das Höchste Gericht und dieses ordnete an, 
daß die Untersuchung erneut eröffnet werde. Man mag von Zähigkeit sprechen, wenn 
man dieses ungewöhnliche Benehmen eines deutschen Außenministers sieht. In Chile ist 
inzwischen die Meinung eine etwas andere. Man fühlt sich einfach belästigt, und das von 
einem Lande, von welchem die schmutzigsten und widerlichsten Anwürfe gegen Chile in 
den letzten Jahren erfolgten. Die Höflichkeit, mit der man deutschen Diplomaten dort 
noch begegnet, ist vielfach nur noch Maske. Wie sollte man es auch anders in einem Lande 
erwarten, das turmhoch in seinen gesellschaftlichen Allüren über dem steht, was heute 
gang und gebe ist in der Bundesrepublik Deutschland. Befragt, was denn etwa noch offen 
stehen könnte, meint Dr. Pacheco, „daß 24 chilenische Kinder von Angehörigen der Kolo- 
nie adoptiert worden seien (was bis dahin von allen beteiligten Seiten als eine ganz beson- 
ders anständige soziale Geste angesehen wurde. Es war nicht so, wie im Falle der Adoption 
eines Indianerjungen durch Scheel, daß es auf das maurerische Image einer solchen Tat 
ankam. Es ging um aufopfernde Hilfsbereitschaft in einer kargen Landschaft Chiles, um 
ganz konkrete, von Herzen kommende Unterstützung. Es war christliche Nächstenliebe 
im reinsten Sinne des Wortes), und man müsse feststellen, ob es sich dabei etwa um die 
Kinder von ‚Verschwundenen‘ handle, d.h. von Personen, die von der Polizei umgebracht 
worden seien“! Wie in allen solchen Fällen, wird eine solche Frage aufgeworfen, sie mag 
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so böswillig und abfällig wie nur etwas sein, sie ergibt sich als das, was sie sein sollte, als 
üble Vergiftung der Atmosphäre. Denn die dann erfolgende Antwort, daß es sich über- 
haupt nicht um politische Vorgänge handelt, daß es sich um Kinder ärmlicher Nachbarn 
handelt, die wird nirgends mehr veröffentlicht. Das ist das schöne, so aufrichtige, ehrliche 
System, das leider für die Bundesrepublik Deutschland so bezeichnend geworden ist. 

Ja, und die andere noch offenstehende Frage ist, ob jene Ärzte, die vor 1985 (!) in dem 
Hospital der Kolonie tätig waren, die notwendigen gesetzlichen Genehmigungen gehabt 
hätten, um als Ärzte in Chile tätig zu sein. Mir ist nicht bekannt, ob Dr. Schweitzer die 
notwendigen Genehmigungen hatte, um in Gabun tätig werden zu können. Mir ist nur be- 
kannt, und das ist, wie man hier sagt, „de publico conocimiento“, gilt als allgemein be- 
kannt, daß hunderte von Fällen in jenem Hospital von den dortigen Ärzten (gratis!) be- 
handelt wurden, daß eine ganze Provinz des Lobes voll ist über diese Samariterarbeit, daß 
offensichtlich die fehlende bürokratische Sanktionierung im Jahre 1985 erfolgte. Man 
fragt sich, was diese noch offenstehende Angelegenheit mit dem Schutz deutscher Staats- 
bürger in Chile zu tun hat, wo es da um verletzte Menschenrechte geht, um Verletzung des - 
Postgeheimnisses, wie die von Herrn Hans-Dietrich Genscher formulierten Anklagen lau- 
ten. Geht da dieser Amoklauf eines westdeutschen Außenministers nicht langsam doch ein 
wenig zu weit? 

Das Vorgehen des westdeutschen Außenministers auf chilenischem Boden gegen dort 
arbeitende deutsche Staatsbürger kann als Beispiel angesehen werden für eine internatio- 
nale Lage, die einen Lebensraum ohne Rechtsschutz geschaffen hat. Wenn etwa auf dem 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland ein deutscher Staatsbürger im Verdacht einer 
strafbaren Handlung steht, so wird dieser Verdacht ausgeräumt oder bestätigt von ganz 
bestimmten Organen der Untersuchungsjustiz und es kommt zu einem allfälligen Urteil 
auf dem Wege über ordentliche Gerichte. Das alles aber ist nicht der Fall, wenn sich der 
westdeutsche Außenminister an einen Kollegen in einem anderen Staat wendet, mit dem 
die BRD diplomatische Beziehungen hat. Wie es das Beispiel Dignidad belegt, wird dann 
vorgegangen aufgrund von Behauptungen, die für die Gesetze des jetzt untersuchenden 
Staates gerichtlich nicht existieren. Das Vorbringen Genschers wird ohne Kritik angenom- 
men. Schlimmer noch ist es in den zahllosen (!) Fällen, da ein Vorgehen über Interpol er- 
beten wird. In solchen Fällen werden die Angeschwärzten überhaupt nicht erst verstän- 
digt, und eine ganze Welt „befreundeter“ Staaten wird mit ihren Polizeiorganen in Bewe- 
gung gesetzt. Man kann getrost sagen, daß hier von einer Rechtsstaatlichkeit nicht mehr 
gesprochen werden kann. Auf internationalem Gebiet haben die Diktatoren das ganz gro- 
Be Wort! 

Das gleiche Bild haben wir auch im Vorfeld der Justiz, im Gebiet der Medien. Da wird 
etwa von der BRD ein Carl Otto Saur (auf Einladung des Goethe-Instituts) nach Buenos 
Aires geschickt, um „die widersprüchlichen Phänomena der gegenwärtigen deutschen Ge- 
sellschaft“ zu erklären (Clarin 21.5.1989). Der Inhalt seines Vortrages und seiner Inter- 
views ist eine eindeutige Propagierung jener Ideologie, die die gegenwärtige Bonner Regie- 
rung vertritt. Es geht so weit, daß die innerdeutsche Opposition im Ausland in ein falsches 
Licht gesetzt wird und etwa ein Schönhuber als „Rassist“ verschrieen, seine Partei als Auf- 
fangbecken von „Neonazis“ hingestellt wird. Wir sind es gewohnt, daß Alfonsin in glei- 
cher Weise für sich und seine utopischen Absichten im Ausland (mit Staatsgeldern!) über- 
all Propaganda machte. Der Erfolg war, daß man heute mit einem sehr tiefen Mißver- 
ständnis zwischen argentinischer Bevölkerung und dem Ausland sprechen muß, und daß 
sich in Argentinien eine immer weiter ausbreitende Aversion gegen Fremde breitmacht, 
weil diese mit einer Auffassung über Argentinien und über dessen bisherige Regierung 
kommen, die mit der hier hautnah erlebten schlimmen Wirklichkeit überhaupt nichts zu 
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tun hat, die aber mit einer derart voreingenommenen Haltung vorgetragen wird, daß es 
beleidigend wirkt. Man hat das gleiche in und über Chile erlebt, wo ja noch immer der 
Verbrecher Allende gelobt und der Retter Pinochet beschimpft wird von Personen, die ihr 
Fehlurteil aus der Presse beziehen. 

Wir könnten die Beispiele vermehren. Ähnliches erleben wir bezüglich des Iran, Süd- 
afrikas, Südkoreas usw., usw. Auf der Basis einer falsch und unvollständig informieren- 
den Presse ist es möglich, mit also unlauteren Mitteln juristisch im Niemandsland zwi- 
schen den Staaten vorzugehen. Kein Privatmann hat das Geld, um sich auf dieser Ebene 
zur Wehr zu setzen. Die Journalisten und Diplomaten, die bei diesem schmutzigen Spiel 
eingesetzt werden, leben mit Staatsgeldern am jeweiligen Ort der Handlung. Sie wissen, 
was sie ihren Geldgebern schuldig sind und handeln entsprechend. Ihre Namen erscheinen 
in keiner Zeitung ihres Landes. Was sie tun, wird dort nirgends veröffentlicht. Sie können 
nicht vor Gericht gestellt werden, da sie Immunität besitzen. Deutsche im Ausland leben 
daher auf einem latenten Vulkan. 

Die in einem Buch wie diesem notwendige Erwähnung des westdeutschen Außenmini- 
sters als blindwütigem Kriegsgott, wegen seiner ideologischen Voreingenommenheit blind- 
lings auf verlogene Aussagen minderwertigster, von der Justiz international verfolgter 
Subjekte hineingefallen, hat ihre ganz ernste Seite. Unnötigerweise wird die verwundbar- 
ste Stelle aller deutschen Politik hier bloßgelegt. Denn langsam, aber mit unwiderstehli- 
cher Macht schiebt sich doch in unsere Öffentlichkeit seit einigen Jahren ein Wort ein, das 
Genscher wohl auch gebraucht, aber im gleichen Augenblick mit plumper Rabulistik miß- 
braucht und in den Dienst eines sehr dummen persönlichen Ehrgeizes stellt: Moral. Er hat 
trotz Watergate und Kennedymord gemeint, sich in Sachen Imhausen-Chemie sowohl wie 
in Sachen Dignidad schlaubergerisch auf dem dünnen Eis äußerst zweifelhafter Aussagen 
mit dem schweren Geschütz der Menschenrechte bewegen zu dürfen. Seine persönlichen 
Erfahrungen in Süd- und Südwestafrika, wo er leichtfertig „weiß“ gleich „böse“ setzen woll- 
te und eine lächerliche Bauchlandung machte, hätten ihn warnen sollen. Er bleibt in seinem 
. Lebensgesetz, wenn er jetzt eine zweite Abfuhr sucht. Natürlich, er konnte damit rechnen, 
daß ihm bei den von ihm verkündeten Bulletins sofort eine ganze Meute profit-und ruhmgie- 
riger Journalisten rund um den Erdball unbesehen applaudieren würden. Einziges Resultat: 
Das kostet den davon keineswegs überzeugten wirklichen, unabhängigen Moralisten in aller 
Welt mühevolle Extraarbeit, um die Wahrheit freizulegen. Doch steht schon heute, nach den 
jahrelangen, immer lächerlicher wirkenden Bemühungen um die Verdammung einer im vol- 
len Sonnenlicht einwandfrei und sogar vorbildlich tätigen Wohltätigkeitsgesellschaft, zu er- 
wirken, fest, daß es nichts werden wird mit seinem erhofften veni, vidi, vici. Sogar bestge- 
schulte Intriganten in seinen Diensten vermögen da am Endergebnis nichts zu ändern. Selbst 
ein mit Drohungen (wie bereits geschehen!) von dem wirtschaftsschwachen Chile erzwunge- 
ner günstiger Richterspruch wäre nur ein Pyrrhussieg. Denn mit einem solchen hätte Gen- 
schers Gesicht in der Geschichte die aschfahle Farbe angenommen, die man den Gesichtern 
der Dominikaner bei einem Autodafe nachsagt. Genscher schwimmt im Jahre 1989 mit sei- 
nem Krieg gegen Dignidad gegen den Strom unserer Zeit, von dem man behauptet hat (302), 
er fördere eine Wiedergeburt der öffentlichen Ethik. 


Antigermanismus auf vollen Touren 


Es paßt so unmöglich in das von einem fremden unzuständigen Kontinent stammenden 
Bild von Vorwürfen gegen „Dignidad“, wenn man dort die frischerstandenen Wälder, die 
grünen Wisen, die sauberen Straßen, die Brücken, die schmucken Häuser hinter den Korn- 
feldern, die Obstgärten, die freundlichen Stuben, die E-Werke, die Werkstätten und Schu- 
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len in der grünen Natur sieht, die dreihundert Deutsche im kargen Moränenboden am 
Rande der Kordillere in Mittelchile in mehr als dreißig Jahren fröhlicher und uneigennüt- 
ziger Arbeit — beinahe möchte man sagen, hingezaubert haben. Wir Auslandsdeutsche er- 
leben nicht zum ersten Male, daß erfolglose „Politiker“ vor dem Ergebnis unserer Arbeit 
vor Neid platzen und nichts als hämische Worte dafür übrig haben. Während man sie in 
den Kneipen sah, ihren cafecito trinken und mit ihrem Geschwätz die Welt zu verbessern 
versuchen, haben wir Deutsche gearbeitet. Denn das war ja hier draußen immer schon auf 
Sicht gesehen, das einzige, was man uns nicht stehlen konnte, die Arbeit. Seit Jahrhunder- 
ten ist es das gleiche Lied hier in Übersee. Zur festen Arbeit waren die Hiesigen zu be- 
quem. Die Arbeit, die blieb uns. Und dann kam wieder so ein Umsturz und man beraubte 
die Deutschen. Chonchol und Baitelman-Goldenberg in Chile, Roosevelt vor einer Gene- 
ration in den USA, Vargas in Brasilien, die SWAPO in Südwest, ja weltum mit ganz weni- 
gen Ausnahmen ging die Deutschenhetze vor sich. Nach jedem der letzten Kriege nahm 
man den Deutschen, was sie hatten, war oft genug der Kriegseintritt der Länder nur ge- 
dacht mit diesem Raub als Beweggrund. Und niemand hat jemals an einen Lastenaus- 
gleich im Volksganzen gedacht. Friedrich Hebbel schon spürte diesen Antigermanismus: 
Es ist möglich, daß der Deutsche noch einmal von der Weltbühne verschwindet, denn er 
hat alle Eigenschaften, sich den Himmel zu erwerben, aber keine einzige, sich auf dieser 
Erde zu behaupten. Und alle Nationen hassen ihn wie die Bösen den Guten. Also, es ist für 
uns nichts neues, was wir da von den Angriffen auf die Deutschen bei Parral erfahren. Im 
chilenischen amtlichen Touristenführer „Turisten“ liest man von einem anderen Fall: 
„1935 kamen vier junge Deutsche durch undurchdringlichen Urwald nach Puyuhuapi im 
Süden, gefolgt von einer Reihe von Sudetendeutschen, deren Heimat von den Tschechen 
besetzt worden war. Sie schufen eine blühende Landwirtschaft nebst zugehöriger Indu- 
strie, aber 1971 wurden sie (unter Allende) enteignet. Die Mehrzahl der Nachkommen 
wanderte nach Europa zurück“. Täglich erfahren wir neue Meldungen zu diesem Thema, 
aus den USA, aus Kolumbien, aus Australien, aus Südwest. Es ist wirklich nichts neues 
für uns hier. Es ist auch nicht neu für uns, daß die Bonner Regierung in allen diesen Fällen 
keine Hilfe leistete. Die Schließung etwa des deutschen Generalkonsulats in Windhoek 
mag beispielhaft für die westdeutsche Reaktion in solcher Lage genannt werden. Aber, wir 
haben nicht erwartet, daß eine solche antideutsche Haltung sich gleichzeitig völlig unver- 
froren und schamlos mit faustdicken Lügen und Verleumdungen paaren würde, wie es im 
Falle der Kolonie „Dignidad“ geschieht. Wir nehmen zur Kenntnis, daß es die gleichen 
Parlamentarier waren, die das schmutzige Tribunal im Bundestag mit Hilfe von verworfe- 
nen Gestalten aufzogen, die dann bei der Rede Jenningers den Saal verließen, die dort in 
Deutschenhetze machten. 
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Die Weißen müssen gehen 


Aber auch jene gleichen Weißen, die unter dem Kommando der Bestie Churchill den 
Weg in die desolate Gegenwart öffneten, werden nicht verschont von den Angriffen der 
hochgepäppelten Regierungen der Minusvölker. Der „neue Wind“, der Afrika die „Frei- 
heit“, Uhuru gab, zog auch über jene Gebiete des schwarzen Kontinents, in denen seit Ge- 
nerationen Weiße lebten und arbeiteten und regierten. Die Mittel, mit denen man sie ver- 
trieb, waren nicht sehr unterschiedlich. Manchmal dauerte es etwas länger, manchmal 
ging es schnell vonstatten. Immer geschah es mit größter Brutalität und mit Waffengewalt. 
. Denn Weißen gegenüber war alles erlaubt. Das bekam man sehr schnell spitz. Von Alge- 
rien bis zum Kap, von Abessinien bis Rhodesien (167). In der Windhoeker Allgemeinen 
en finden wir sozusagen in der Endphase dieses Krieges im Juni 1988 die folgende 

eldung: 


Allgemeine-Beitung 
Mugabe über die Weißen 


New York (SAPA/Reuter/Fe 
Is die Weißen am Sonntag aufwachten, wurden sieim Rundfunk 
! nd auf den Titelseiten der Presse von Mugabes Einschätzungen 
egrüßt. Der Präsident von Zimbabwe war enttäuscht von seinen 
eißen Mitbürgern. Vor schwarzen US-Journalisten hatte er in 
"New York gesagt, daß ein Teilder weißen Gemeinschaft nicht loyal 
ı'sei. „Wir haben uns wirklich Mühe gegeben und eine Hand der 
Freundschaft urd Versöhnung ausgestreckt, aber die Antwort der 
Il Weißen stellt uns nicht zufrieden. Jetzt wissen wir nicht mehr, was 
wir noch tun sollen. Zu Beginn unserer Unabhängigkeit stellten 
wir sie vor eine Wahl. Nach acht Jahren versuchen weiße Eltern 
immer noch, ihre Kinder in politischen, kulturellen und sozialen 
Laagern zu halten“, Das Auftreten einiger weißer Eltern begrün- 
ete Mugabe mit der Tatsache, daß sie zu lange britisch orientiert 
ewesen seien und daß „Briten nun einmal Briten bleiben. Wo sie 
uch immer sind, führen sie sich als Herren auf. Unsere Weißen 
aben einiges von der britischen Arroganz übernommen“ Etwa 
ie Hälfte der Weißen hat Zimbabwe seit der Unabhängigkeit ver- 
lassen. Heute dürfte ihre Anzahl kaum noch 100 000 betragen, 
ie meisten zogen nach Südafrika. 
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AUSWÄRTIGES AMT Bonn, den 11.10.1988 
320-321.39 NAM Tel.: 17-0 
Aessnanennnennnsnsrnunnnssnenneenareen Durchwahl: 17-2782 
{Bitte beı Antwort angeben) 1 10 1988 

Auswärtiges Amt - Postfach 1148 - 5300 Bonn I 





An 
Deutsche Aktion 
Deutsch-Südwester Komitee 


Postfach 11716 
Windhuk/Namibia 


Sehr geehrte Damen und Herren, 


im Auftrag von Bundesminister Genscher beantworte ich Ihr Schreiben vom 
19.09.1988 an den Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit, der 
Ihr Schreiben zuständigkeitshalber an das Auswärtige Amt abgegeben hat, 
wie folgt: 


Die Bundesregierung pflegt in Namibia den Dialog mit allen politisch und 
gesellschaftlich relevanten Kräften. Dabei ist es ihr vorrangiges Ziel, die 
Bereitschaft zu einem friedlichen, demokratischen Übergang in eine in- 
ternational anerkannte Unabhängigkeit und die Unterstützung des Lö- 
sungsplans der Vereinten Nationen als Grundlage hierfür zu stärken. Sie 
hält die Vertrauensbildung zwischen Gruppen mit unterschiedlichen poli- 
tischen Grundauffassungen für eine besonders wichtige Aufgabe. 


In diesem Zusammenhang unterstützt die Bundesregierung die Bemühun- 
gen der Interessengemeinschaft deutschsprachiger Südwester, durch Zu- 
sammenarbeit mit SWAPO und den anderen relevanten Gruppen zur Lö- 
sung der Namibia-Frage gemäß Sicherheitsratsresolution 435 beizutragen. 


Mit freundlichen Grüßen 


Im Auftrag 

Nöldeke 

Dienstgebäude Bundeskasse Bonn, Postgiro Köln 11900-505 
Bonn, Adenauerallee 99-103 Bankleitzahl 370 100 50 


Eingang Tempelstr 5 
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Die heutigen Fronten 


Blutige Experimente mit den Erben 


Südwestafrika — Namibia 


Es fällt nach der eben wiedergegebenen Meldung nicht schwer, was man eines Tages 
von den Deutschen in Südwest sagen wird (168), nachdem die SWAPO aufgrund der UN- 
Resolution 435 und unter dem Schutz von Blauhelmen die Macht ergriffen haben wird. 
Schon jetzt hat Herr Genscher dem Deutsch-Südwester Komitee erneut bestätigt, daß die 
BRD die marxistische Ovamboorganisation SWAPO und einen von ihr geführten Staat Na- 
mibia anerkennt. Für diesen Fall ist sie bereit, mit jenem Lande wieder normale Beziehun- 
gen einzurichten: „Die Bundesregierung bereitet sich auf die Aufnahme diplomatischer Be- 
ziehungen zu Namibia unmittlbar nach dessen Unabhängigkeit vor. Die Vorbereitung der 
Errichtung einer Botschaft in Windhoek gehört zu den Aufgaben eines Beobachters aus dem 
Auswärtigen Amt, der Anfang März 1989 zusammen mit einem kleinen Stab in Namibia die 
Arbeit aufnehmen soll“ (169). Alle übrigen Völker Südwestafrikas (man zählt elf) sind der 
völligen Vernichtung preisgegeben. Als deutschsprachige Partner nennt das Auswärtige Amt 
ausgerechnet die „Interessengemeinschaft deutschsprachiger Südwester“, die IG (siehe IX, 
160), von der man weiß, daß es sich um eine freimaurerische Hilfsorganisation handelt. Ihre 
Einschaltung soll bewirken, daß den deutschsprachigen Freimaurern ein Überlaben in mög- 
lichst vorteilhafter Form ermöglich wird. So, wie wir es vor vierzig Jahren im Sudetenland 
erlebten, werden dann diese zuletzt rausgeschmissen. Damals wurden die „antifaschistischen 
Deutschen“ von den Tschechen als letzte ausgewiesen. 

Ohne mit der Wimper zu zucken, wird auf ein radikales Genozid gleich von elf Völkern 
in aller Öffentlichkeit hingearbeitet. Daß eine derartige verbrecherische Politik einhergeht 
mit einer Flut von Falschinformationen versteht sich bei den dafür Zuständigen von 
selbst. Man geht sogar so weit, bereits vor Beginn der Enteignungen und Abschlachtungen 
sich in Bonn bereit zu erklären, den Deutschen bei eventuellen Problemen (!) zu helfen 
und verspricht, dafür im geeigneten Augenblick Gelder zur Verfügung zu stellen. Deut- 
sche werden dann auf das Niveau von mittellosen farbigen Taugenichtsen gestellt. Almo- 
sen will man bereitstellen für die Enterbten, denen man vorher ihr ehrlich erarbeitetes Hab 
und Gut gestohlen hat. Und man erwartet sogar noch ein devotes Dankeschön für diesen 
Genscherschen Zynismus. Alles, um die glückliche Einwelt zu schaffen. Ursprünglich hat- 
ten in ihr Völker, irgendwelche Völker keinen Platz mehr. Es sollte nur noch „Staatsange- 
hörige“ geben. Mit dem von Habgier und Machtdünkel aber in erster Linie einseitig gegen 
Weiße gerichteten Kampf wird diese Einwelt jedoch eine solche, in der der Dreck oben 
schwimmt. Da die Freimaurerei unfähig ist, eine Kehrtwendung zu machen, muß zwangs- 
läufig das Ergebnis ihrer Tätigkeit schauderhaft sein. Während die katholische Kirche die 
Ernennung weiterer Kardinäle in der farbigen Welt bekanntgibt, etwa Erzbischof Simon 
Ignatius Pimente in Bombay, Erzbischof Christian Wighan Tumi in Garoua und Erzbi- 
schof John Babtist Wu Cheng-Chung in Hongkong, erfährt man nichts über die gleichzei- 
tige Schwerpunktsverlagerung in der Internationalen Freimaurerei. 
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Bevor wir nun eintreten in eine Erörterung der entscheidenden Veränderungen, die 
Südwestafrika bevorstehen, und dabei uns für berechtigt halten, den Schwerpunkt auf die 
davon berührten deutschen Dinge zu legen, wollen wir nicht an der Herzlosigkeit und Ge- 
fühlsarmut unserer Gegenwart teilnehmen und etwa ebenfalls wortlos hinweggehen über 
das, was durch das laute Geschehen endgültig begraben werden soll. Ich meine die Seele 
jener Völker, die seit Jahrhunderten in diesem Lande wohnen und durch es und mit ihm 
gelebt und geglaubt haben. „Wenn sie auch nicht alles ist, so durchdringt die Religion 
doch alles in Schwarz-Afrika und der Schwarze kann sich als ein ‚unheilbar religiöses We- 
sen‘ definieren. Seinen Traditionen folgend lebt er in der Tat in engster Gemeinsamkeit 
mit dem Unsichtbaren und dem Heiligen. Und wenn Islam und Christentum sich unauf- 
haltsam und in einem irreversiblen Vorgang an die Stelle der Glaubensvorstellungen der 
Ahnen setzen, so scheint es — wenigstens was die unmittelbare Zukunft angeht — daß 
Gottlosigkeit dort keine Erfolgschance hat“. So beurteilt ein Franzose (328), der Dekan 
der Geisteswissenschaftlichen Fakultät der Universität von Dakar das religiöse Bild, das 
sich uns auch in Südwestafrika bietet. Was auch immer heute den Menschen dort und uns 
hier draußen vorgesetzt wird, das sind Zahlen und Wirtschaftsvorhaben und Gesetzesän- 
derungen und technische Einrichtungen und politische Probleme mit Parlamenten und mit 
Abstimmungen und von weit hergeholte Begriffe und Phrasen über das Zusammenleben 
von Menschen, die das eben Erwogene überhaupt nicht zur Kenntnis nehmen und einen 
mit technischer Macht und militärischem Zwang begonnenen Weg mit nur noch größerer 
Geschwindigkeit als schon bisher durchjagen. Sie ahnen nicht, daß sie dem Glücksgefühl 
der Schwarzen den Todesstoß versetzen. Alle jene Schwarzen, die mit den besten Absich- 
ten teilhaben an diesem Teufelstanz und sich bemühen, dabei Tageserfolge für ihre Stäm- 
me herauszuschlagen, können doch niemals damit die noch bis hierher vorhandenen Reste 
ihrer Welt am Leben erhalten. Gerade der mit so vielfältiger Kraft, mit Millionen von Dol- 
lar bestückte und von Menschen aus allen fremden Kontinenten bemannte Schritt zur 
„Unabhängigkeit“ führt unerbittlich in die Abhängigkeit von einer Welt, in der es keinem 
Schwarzen mehr wohl sein kann. Die meisten von ihnen werden jedoch derart von dem 
Neuen herumgestoßen und regelrecht verführt werden, daß sie gar keine Zeit mehr dafür 
finden werden, noch nach innen zu horchen. Vor die von uns gefühlte Trauer um das bis- 
herige Südwestafrika wollen wir darum die Bemerkung stellen, daß wir Deutsche nicht die 
einzigen sind, die weinen könnten. 

In den vergangenen Jahren wurden viele, sehr ehrliche Versuche unternommen, das 
Verbrechen der Weltfreimaurerei in Südwest zu unterlaufen. Es geschah mit Zustimmung 
der großen Mehrheit, daß sich nach dem Abschied von der „Turnhalle“ (170) eine proviso- 
rische „Übergangsregierung“ (Interimsregierung) und eine provisorische Nationalver- 
sammlung bildete. Die SWAPO wurde immer wieder aufgefordert, sich an den Wahlen 
und an den Parlamentssitzungen zu beteiligen. Ihre einzige Antwort waren terroristische 
Anschläge, die Schwarzen wie Weißen das Leben kosteten. Wollte man sich mit dieser Op- 
position auseinandersetzen, blieb nichts anderes übrig, als die von der SWAPO veröffent- 
lichte Anregung zu einem Verfassungsentwurf vom 27. August 1975 heranzuziehen. Der 
Abgeordnete der DTA, Hans-Eric Staby unterzog sich am 3. November 1987 der Mühe, 
dieses Papier zu kommentieren. Aus seiner Rede vor der Nationalversammlung zitieren 
wir (171): 

Im Rahmen dieser Entwurfsanregung wird Namibia als Einheitsstaat gesehen mit ei- 
nem Exekutivpräsidenten, welcher direkt vom Volke gewählt wird und einer Nationalver- 
sammlung, welche auf der Basis des Mehrheitsprinzips gewählt wird. Die Rechtspflege soll 
total unabhängig sein... . Eine Freiheitsurkunde (Bill of Rights) war beabsichtigt unter 
Aufsicht eines Verfassungsgerichts. Außerdem war ein Ombudsmann mit Befugnissen, 
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ähnlich wie in skandinavischen Ländern vorgesehen. Eine interessante Idee war auch das 
sg. Häuptlingshaus (House of Chiefs), welches gewisse beratende Funktionen haben soll- 
te. Stammensgebundenheit und/oder eine Föderation auf ethnischer Basus wurde von An- 
fang an abgelehnt. Eine gewisse Art von Kommunalverwaltung wurde als notwendig be- 
trachtet, um, wie sie es ausdrückten, die etwaige Gefahr des Totalitarismus zu kontern... 
Unter der Überschrift ‚Heutige und zukünftige Aufgaben‘ in dem 1976 von der SVAPO 
veröffentlichten Politischen Programm finden wir einige bedeutsame und enthüllende 
Verlautbarungen, und ich zitiere x-beliebig: ..... ‚alle namibischen Menschen, besonders 
die Arbeiterklasse, den Bauernstand und progressive Intellektuelle in einer Vorhutpartei 
zu vereinigen, welche fähig ist, die nationale Unabhängigkeit zu schützen und eine klas- 
senlose, nicht-ausbeuterische Gesellschaft zu bauen, welche auf den Idealen und Grund- 
sätzen des wissenschaftlichen Sozialismus basiert ... .‘ Vorhutspartei, klassenlose Gesell- 
schaft, wissenschaftlicher Sozialismus — diese Begriffe erregen einigen Verdacht in mir, 
denn sie riechen genau nach dem totalitären Regime, welches SWAPO angeblich in unse- 
rem Lande verhüten will.“ 

„Ich möchte es klar herausstellen, daß wir Namibier fest entschlossen sind, daß Impe- 
rialismus, Kolonialismus, Neo-Kolonialismus und Armut unter keinen Umständen die 
Souveränität und Lebensfähigkeit des neuen Staates beeinträchtigen dürfen. Gleichzeitig 
muß ich Ihre Aufmerksamkeit auf die Tatsache lenken, daß der von SWAPO benutzte 
Wortschatz und politische Jargon kennzeichnend für die Mehrheit der Einparteien-Staa- 
ten ist, welche, unter dem Schein, dem Volke die Macht zu geben, eine bevorzugte Clique, 
. angeführt von einem Präsidenten, auf Lebenszeit mit fast unbeschränkter Macht einsetz- 
te. Leider oder vielleicht unvermeidlich, erhalten die Begriffe wie Menschenrechte und De- 
mokratie in allen Ländern nichts mehr als Lippenbekenntnisse, und Wirtschaftsangelegen- 
heiten sind auf nur ein paar bevorzugte Parteibürokraten beschränkt.“ 

„Wenn man SWAPO-Dokumente über Verfassungsbegriffe studiert und ihre Ideen 
über die zukünftige sozio-ökonomische Ordnung und Außenpolitik prüft, kann man viele 
romantische und naive Verallgemeinerungen über ‚Befreiung‘, ‚wissenschaftlichen Sozia- 
lismus‘ und ‚Alle Macht dem Volke‘ usw., usw. finden. Man findet viele mehrdeutige und 
nebelhafte Hinweise auf Kommunismus und Marxismus. Vieles deutet auch daraufhin, 
daß die SWAPO einen Einparteienstaat beabsichtigt. Ihr Daueranspruch, die ‚einzige und 
authentische Vertreterin (aller) Menschen Namibias‘ zu sein, zeigt, daß die SWAPO nicht 
bereit ist, irgendwelche politische Konkurrenz oder Opposition zu dulden ..... Ich glaube, 
daß die SWAPO erst im Falle ihrer Machtübernahme ihre wahren Farben zeigen wird... 
Auch Moses Garoeb sagte 1981, daß die SVAPO gewiß nicht Namibia den Einparteien- 
staat auferlegen würde. Ihm zufolge würde jedoch das Volk beschließen, ob es einen Ein- 
parteienstaat geben würde oder nicht... . Das Programm (SWAPO Verfassung von 1976) 
verweist ausdrücklich auf SVAPOS Anspruch, die ‚einzige und authentische Vertreterin 
des Volkes‘ zu sein, d.h. sie sieht sich selbst als die obengenannte Vorhutspartei.“ 

„Man kann SWAPOs ausschließlichen Machtanspruch kaum anzweifeln, wenn man 
sich z.B. Nujomas Behauptung, ‚daß SWAPO nicht daran denkt, Wahlen zu verlieren‘ 
anhört... SWAPOs hartnäckige Weigerung, mit anderen namibischen Parteien zu ver- 
handeln, ihre offensichtliche Abneigung, pragmatische Lösungen im Interesse aller Nami- 
bier zu suchen, weist darauf hin, daß sie ihren Kampf so lange fortsetzen wird, bis sie alle 
Macht an sich gerissen hat. Dies ist kein gutes Zeichen für die friedliche Schlichtung der 
namibischen Frage... . Nujoma sagte provozierend: ‚Die sogenannten internen Parteien 
sind Marionetten von Südafrikas rassistischem Regime und sie haben überhaupt keine 
Macht. Sie sind nicht einmal organisiert. Sie sind von den Südafrikanern auserlesene Ein- 
zelpersonen. Also, worüber sollen wir mit ihnen reden?‘... Die Konsequenzen, die man 
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aus diesen und zahllosen anderen Bemerkungen ziehen muß, sind unverkennbar. Alle die- 
Jenigen, die SWAPO nicht unterstützen, sind degenerierte, unmoralische Marionetten. Er- 
go: SWAPO ist die Vorhutpartei, die ‚einzige und authentische Vertreterin des namibi- 
schen Volkes“ und muß, unter totalem Ausschluß aller anderen, allein regieren. All dies 
weist wiederum besorgniserweckend auf SWAPOs Machtstreben zu einem Einparteien- 
staat hin . ... Soweit ich weiß, hat der ‚bewaffnete Kampf‘, eine sprachliche Verhüllung 
für Krieg, nirgendwo in der Welt irgendwelche Probleme gelöst. Hier und dort hat er ge- 
wissen Cliquen zur Macht verholfen, aber er brachte weder Frieden noch eine dauerhafte 
sozio-ökonomische Ordnung zum Vorteil der Menschen, egal ob der Kampf moralisch ge- 
rechtfertigt war oder nicht. Nebenbei, nur diejenigen, welche kein Realitätsverhältnis 
mehr haben, glauben immer noch an den Endsieg des bewaffneten Kampfes. Krieg war nie 
eine lebensfähige Möglichkeit in Namibia und wird es auch nie sein. 

Weder die SWAPO noch die Interimsregierung halten an Stammesgebundenheit und 
Ethnizität fest (wie es noch die „Turnhalle“ tat), die für das geschichtlich gewordene Süd- 
west bis heute wesentlich sind. Doch, in einem so tief religiös verankerten Lande wie In- 
dien erzwang die Freimaurerei auch über ihre Kongreßpartei einen Säkularen Staat. Es 
hatte ein bitterböses, blutiges Jahrhundert zur Folge, das noch heute anhält. Wird der 
Staat ohne Völker in Südwestafrika eine unblutige Geschichte haben? Im Gegensatz zu 
dem Staat ohne Religion in Indien? 

Clemens Matuurunge Kapuuo, Oberhäuptling der Hereros, am 27. März 1978 von 
SWAPO-Terroristen ermordet, Philemon Elifas, Oberhäuptling der Ovambos, am 18: 
August 1978 von SWAPO-Terroristen ermordet, machten den Anfang. Diese Morde sind 
kennzeichnend für die Vorgeschichte von Namibia. Mehr als 10.000 Hereros erwiesen dem 
ermordeten Häuptling die letzte Ehre. Aus dem ganzen weiten Lande waren sie in ihrer tie- 
fen Trauer herbeigekommen. Als sich der Leichenzug von Katutura aus in Bewegung setz- 
te, die Männer in den Uniformen, die sie von der deutschen Schutztruppe übernommen 
haben, da wurden sie von fünf SWAPO-Leuten mit Steinen beworfen. Die Terroristen 
wurden von den Hereros niedergemacht (173). 

Die komplexe Natur dieses Landes wird von dem Bundesminister für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit, Hans Klein, in einer Rede erfaßt, die dieser am 3. November 1987 vor der 
Deutsch-Namibischen Entwicklungsgesellschaft hält (174). Wir bringen daraus Auszüge: 

„Unsere Arbeit schließt die Menschen in den sogenannten Frontstaaten (175) ebenso 
ein wie die Menschen in Namibia, dem ehemailgen Deutsch-Südwest. Ich bin heute mehr 
denn je überzeugt, daß es eine friedliche Lösung der Probleme im südlichen Afrika nur ge- 
ben wird, wenn es zu einer gemeinsamen Entwicklung der ganzen Region kommt. Durch 
sie müssen wirtschaftlicher Fortschritt und Rechtsstaatlichkeit, Selbstbestimmung und 
Minderheitenschutz, politische Gleichberechtigung und soziale Gerechtigkeit verwirklicht 
werden. Das alles ist indes nicht erreichbar mit den Zu-spät-und-zu-wenig Methoden ho- 
möopathischer Entwicklungshilfe-Bemühungen und schon gar nicht mit opportunistischer 
Zuwendung zu gewalttätigen Extremisten links oder rechts. Gefordert ist eine große ver- 
antwortungsbewußte und intelligente Kraftanstrengung der westlichen Industrienationen, 
um diesen Weg der Staaten, Völker und Volksgruppen im südlichen Afrika zu ermögli- 
chen und um Oswald Spenglers in gefährlicher Weise aktuell gewordene Schreckensvision 
nicht wahr werden zu lassen, daß sich Rassenkampf und Klassenkampf vermischen“. 

„So wie die klassischen Kolonialmächte Frankreich und England, Belgien, Portugal, 
Spanien und Holland heute besondere Beziehungen zu ihren ehemaligen Kolonien pflegen, 
so ist es nur natürlich, daß sich Deutschland seiner historischen Verbindung zu Namibia 
bewußt ist... Namibia, das mit seiner kargen Schönheit eine seltsame Faszination ausübt, 
das dreieinhalbmal so groß ist wie die Bundesrepublik Deutschland und in dem nur gut ei- 
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ne Million Menschen wohnen, trägt noch weithin ein deutsches Gesicht. Von den knapp 
80.000 Weißen sind ein Drittel Deutsche. Unsere kurze, von 1886 bis 1916 währende Kolo- 
nialzeit in dem Lande ist gekennzeichnet von eindrucksvoll zukunftsweisenden Aufbaulei- 
stungen ... Wir, die Deutschen, aber auch die anderen Europäer und die Nordamerika- 
ner, sind an einem Scheideweg angelangt. Wollen wir die auf Frieden und Gemeinsamkeit 
gerichtete Bewußtseinsentwicklung durch entsprechende Taten voranbringen oder zurück- 
drehen? So lautet die schicksalshafte Frage, die wir uns vor jeder Entscheidung im Blick 
auf das südliche Afrika und damit auch auf Namibia stellen müssen. Es ist eine Frage nach 
unserer eigenen Moral.“ 

„Natürlich eignen jeglicher Politik Pragmatismus und Opportunitätsverhalten, Buhlen 
um öffentliche Zustimmung und die Verfolgung eigener Interessen. Längst aber wissen 
wir, daß es beispielsweise im bestverstandenen Eigeninteresse der Deutschen liegt, die In- 
teressen nicht nur ihrer unmittelbaren Nachbarn, sondern aller Völker dieser Welt zu be- 
rücksichtigen. Die internationale gegenseitige Abhängigkeit ist unauflöslich geworden. 
War die Türkei zu Goethes Zeiten noch weit hinten, ist Afrika heute ganz nah.“ 

„Wer also glaubt, Moral könnte in der Politik pragmatisch oder opportunistisch ver- 
kürzt angewandt und auf aktuelle öffentliche Wirkung abgestimmt werden, schadet letzt- 
lich sich und anderen. Weil er das Ende nicht bedenkt.“ 

„So lade ich alle ein, die nach Boykott und Sanktionen rufen, die moderate afrikanische 
Führer als Marionetten diffamieren und gewalttätige Machtpolitiker zu Freiheitshelden stili- 
sieren, sich die zwangsläufigen Folgen ihres Verhaltens in einer Stunde ehrlicher Nachdenk- 
lichkeit vor Augen zu führen. Uns Europäern ist es zumindest im freien demokratischen Teil 
unseres Kontinents gelungen, den Teufelskreis von Gewalt und Gegengewalt, von Macht 
und Gegenmacht zu durchbrechen. Jahrzehntelang haben wir mehr oder weniger tatenlos 
zugesehen, mit welch tödlicher Konsequenz sich das afrikanische Verhaltensmuster nach 
dem der jeweils stärkste Stamm die anderen unterwirft, durchgesetzt hat.“ 

„Einschneidende politische Veränderungen, beispielsweise die Unabhängigkeitsprozes- 
se, fürten oft genug zu neuen Kräfteverhältnisses. Dann wurde ein anderer Stamm der 
stärkste und nahm Rache an den früheren Unterjochern. Daß dies meistens im Namen von 
Parteien oder Bewegungen geschah, diente vornehmlich dazu, die Weltöffentlichkeit von 
traditionellen Strukturen und Substrukturen, auch der modernen afrikanischen Staaten, 
abzulenken...“ i 

„Namibia bietet die Chance, einen Weg in die Unabhängigkeit ohne Blut und Tod, oh- 
ne Hunger und Zerstörung zu finden. Das können wir befördern oder verhindern. Wir 
können gegensätzliche politische Auffassungen in der Bundesrepublik auf die einzelnen 
Gruppierungen in Namibia transponieren. Die einen können jede selbstbezogene Groß- 
händigkeit der südafrikanischen Regierung zu rechtfertigen trachten. Die anderen können 
die SWAPO direkt oder indirekt mit Waffen versorgen.“ 

„Unsere Verantwortung ist groß. Politisch und moralisch. Niemand in der Welt nimmt 
soviel Anteil am Schicksal jenes Landes wie wir Deutschen.“ 

Klein geht sodann darauf ein, daß die fünf Länder der sogenannten Namibia-Kontakt- 


‚gruppe (BRD, USA, England, Frankreich, Kanada), die in den 70er Jahren dem Sicher- 


heitsrat angehörten, wohl insofern scheiterten, als sie den Unabhängigkeitsprozeß nicht 
voranbrachten. Doch haben sie einen wichtigen Beitrag dazu geleistet, die damals gefähr- 
lich zugespitzte Situation zu entzerren. 

„Immerhin hatten die Vereinten Nationen in einem Akt intellektueller Demokratie- 
Vergewaltigung(!) die SWAPO gerade erst als einzige und authentische Vertreterin des na- 
mibischen Volkes bezeichnet. Immerhin war ein so fanatischer Parteigänger Moskaus wie 
Sean McBride (176) UN-Namibia-Beauftragter. Und immerhin wurde in jenen Jahren der 
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rote Griff nach dem schwarzen Kontinent, also die sowjetische Subversionspolitik in Afri- 
ka fester. Die Fünfer-Gruppe hat das Verdienst, daß eben geredet und nicht geschossen 
wurde. “ 

„Und sie hat die UN-Resolution 435 ausgehandelt, eine — wenn auch stark verbesse- 
rungswürdige — Grundlage, auf der Namibia zu international anerkannter Unabhängig- 
keit kommen könnte. Ich verdränge alle Betrachtungen darüber, welch strenge demokrati- 
sche Anforderungen die Völkergemeinschaft ausgerechnet an Namibia richtet, und wie be- 
flissen diplomatische Anerkennungen anderswo erfolgten, wo sich irgendeine von nieman- 
dem gewählte Befreiungsbewegung oder einfach nur eine Militärjunta an die Macht ge- 
putscht haben.“ 


„Die UN-Resolution 435 hat aber zwei ernstzunehmende Schwächen, die mehr sind als 


Schönheitsfehler.“ 

„1. Die Kontaktgruppe hat diese Resolution ausschließlich mit Kräften außerhalb Na- 
mibias ausgehandelt. Mit der südafrikanischen Regierung und mit der SWAPO. Sie hat 
sich mit den Regierungen einiger Frontstaaten dabei abgestimmt. Die Menschen im Lan- 
de, also die Millionen Einwohner Namibias, wurden äußerstenfalls sporadisch über die 
Ergebnisse informiert.“ 

„2. Angesichts des Ausmaßes, in dem die Vereinten Nationen die SWAPO favorisie- 
ren, politisch und materiell unterstützen, würden natürlich UN-überwachte Wahlen schon 
eine Art psychologischen Sieges der SWAPO signalisieren. “ 

„Doch dies alles könnte unter vernünftigen Voraussetzungen — bei denen die Halang 
aller afrikanischen Nachbarstaaten eine ebenso wichtige Rolle spielt wie kubanische Trup- 
penpräsenz, Bürgerkrieg und Operationsbasen der SWAPO in Angola — sicher so weit in 
Ordnung gebracht werden, daß in Namibia freie Wahlen stattfinden und die Vereinten 
Nationen das Ergebnis anerkennen.“ 

„Es gab ja schon einmal freie Wahlen in Namibia. Das war 1978. Ihr Ergebnis ist aber 
nicht international anerkannt worden. Damals hatte die SWAPO zum Wahlboykott auf- 


gerufen. Zusammen mit dem heutigen Verfassungsrichter und damaligen Bundestagsabge- _ 


"“ 


ordneten, Prof. Dr. Hans-Hugo Klein, sowie einer stattlichen Zahl anderer internationaler 


Beobachter, im wesentlichen Mitglieder europäischer und amerikanischer Parlamente ha- 


be ich den Wahlvorgang seinerzeit vor Ort beobachtet. Auf die Frage, warum sie denn zur 
Wahl gehe, antwortete mir eine schwarze Wählerin im Caprivi-Zipfel, weil sie für eine 
Partei sei, die man auch bei Tage sehe, und nicht Leuten folgte, die nur nachts auftauch- 
ten. Über 80 Prozent der wahlberechtigten Namibier ging zur Urne.“ 

„Und die Demokratische Turnhallen-Allianz, dieses schier übermenschliche Unterfan- 

gen, mit dem Dirk Mudge die Angehörigen der 11 höchst unterschiedlichen Volksgruppen 
zusammengeführt hatte, ging als klare Siegerin aus diesen Wahlen hervor.“ 
„Aber der Vorwurf gegen diese allgemeinen, freien und geheimen Wahlen lautete, es seien 
interne Wahlen gewesen. Ein verräterischer Begriff. Sind denn Wahlen bei uns oder in 
Frankreich oder in der Schweiz, oder wo auch immer, extern? Nein. Das Schlagwort von 
den internen Wahlen offenbarte, daß sie den externen Kräften eine schwere Schlappe zu- 
gefügt hatten.“ 

„Doch kurz darauf schlug — so zumindest stellte es sich mir als einigermaßen infor- 
mierter Beobachter dar — die südafrikanische Regierung zu. Sie preßte zunächst die Ver- 
treter obskurer, der NP nahestehender Gruppierungen in die parlamentarischen Gremien 
Namibias und führte jahrelange demokratische Überzeugungsarbeit vor allem bei den 
Schwarzen ad absurdum. Schließlich ließ sie das Modell ganz auslaufen.“ 

„Der Begriff Modell hat in diesem Zusammenhang eine doppelte Bedeutung. Denn 
ganz offensichtlich fürchtete die Nationalpartei Südafrikas um ihren nächsten Wahler- 
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Jfolg, wenn ein Teil ihrer Wählerschaft durch das apartheidüberwindende Modell Namibia 
abgeschreckt würde. Und in der Tat war dies auch die Zeit, in der sich der äußerste rechte 
Flügel der NP abspaltete. P.W. Botha fürchtete um die notwendige parlamentarische 
Mehrheit für den in seinen Augen revolutionären und große Anstrengungen erfordernden, 
aus der Perspektive der westlichen Welt aber späten und zögernden Reformprozeß.“ 

„Die Jahre später nach mühseliger Vorbereitung ins Leben gerufene namibische Über- 
gangsregierung der Nationalen Versöhnung steht folglich auf einer arg schmalen Legiti- 
mationsbasis. Dennoch repräsentiert sie alle wichtigen Bevölkerungsgruppen. Und unter 
ihrer Ägide ist die Apartheid bis auf winzige, wenn auch wichtige Ausnahmen, völlig abge- 
schafft worden. Unter ihrer Ägide geht der wirtschaftliche Aufbau weiter. Unter ihrer 
Ägide wurde ein Verfassungsentwurf ausgearbeitet, der sich übrigens stark an die Verfas- 
sung der Bundesrepublik Deutschland anlehnt. Unter ihrer Ägide können nicht nur ein 
paar Dutzend schwarze Führungspersönlichkeiten, sondern auch rund 25.000 schwarze 
Verwaltungsbeamte für die Zeit nach der Unabhängigkeit praktische Erfahrungen sam- 
meln. Und unter ihrer Ägide werden über 60 Prozent der namibischen Verteidigungskräfte 
und die gesamte namibische Polizei von Namibiern, hauptsächlich Schwarzen, gestellt.“ 

„Dies sind Faktoren, die man zwar für null und nichtig erklären, aber nicht mehr aus 
der Welt schaffen kann. Sie werden bei der Unabhängigkeit des Landes eine wichtige Rolle 
spielen.“ , 

„Noch sind Besitz und Eigentum in Namibia ungleich verteilt. Die schwarze Mehrheit 
hat bislang nur geringen Anteil daran. Das gleiche gilt für Bildung und Ausbildung. Sollen 
die Menschen dafür bestraft werden, daß die Machtkonstellation im südlichen Afrika ihre 
Unabhängigkeit und Eigenstaatlichkeit bis jetzt vereitelten. Oder sollen wir ihnen vorher 
schon helfen, Schreiben und Lesen oder einen Beruf zu lernen, Farmen zu erwerben und 
zu bewirtschaften, ihre Infrastruktureinrichtungen zu verbessern? . . .“ 

„Diese Erfahrung lehrt, daß auch mit der SWAPO über solche Vorhaben zu reden ist. 
Wenn ihr nicht gewisse politische Kräfte in Europa und Amerika das Gefühl geben, sie 
brauche mit niemandem zu verhandeln, eines Tages werde sie mit Gewalt an die Macht ge- 
langen.“ 

„Als mich vor einigen Monaten der SWAPO-Vertreter Moses Garoeb öffentlich an- 
griff, die Vernichtung deutscher Entwicklungsprojekte in Namibia und die Verstümme- 
lung oder Ermordung deutscher Entwicklungshelfer androhte, war ich zunächst empört. 
Vor allem darüber, daß solche Frechheit auf deutschem Boden geduldet wird. Später aber 
habe ich die Unterlagen jener ominösen Namibia-Konferenz gelesen und dabei festgestellt, 
daß dem Guerilla-Funktionär angesichts der von deutschen Tagungsteilnehmern ge- 
brauchten hetzerischen Gewaltsprache ja fast nichts übrig geblieben war als diese unglaub- 
lichen Unterstellungen, Behauptungen und Drohungen zu übertrumpfen . . .“ 

i Herr Minister Klein vergißt zu sagen, daß die Generalversammlung der UN am 21. No- 

vember 1986 erneut die SWAPO zum einzigen legitimen Vertreter des namibischen Volkes 
erhebt (177). Im übrigen zwingen eine ganze Reihe seiner Zukunftsbilder heute zu einer 
sehr bitteren Beurteilung dieses Mannes. Als sehr ernste Anklage gegen die bundesdeut- 
sche Regierung in Bonn schält sich die Tatsache heraus, daß ein Regierungsmitglied deut- 
lich die gefährliche Beeinflussung der Vorgänge um Namibia durch „gewisse Kräfte in 
Deutschland“ erkannt hat und daß die Bonner Regierung dennoch nicht nur nichts dage- 
gen unternahm, sondern insbesondere ihrem eigenen Außenminister Genscher völlig freie 
Hand in der hundertprozentigen Unterstützung der marxistischen Terrororganisation 
SWAPO gab. Ja, mehr noch: im Mai 1988 übergibt die Internationale Gesellschaft für 
Menschenrechte (IGFM) in Frankfurt dem Auswärtigen Amt in Bonn, dem Rat der Ver- 
einten Nationen für Namibia in New York und Amnesty International in London „eine 
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Liste von namentlich genannten 37 weiteren Personen, die in SWAPO-Lagern in Angola. 
und in Sambia festgenommen, verschwunden und ermordet wurden“ (178). Die „Allge- 
meine Zeitung“ in Windhoek sagt dazu: „In dem Brief an Bundesaußenminister Genscher 
appellierte die IGFM an die Bundesregierung, die Situation in den SWAPO-Lagern mit 
wenigstens ebensolcher Intensität anzugreifen wie die Lage in der ‚Colonia Dignidad‘ in 
Chile. Die mißhandelten namibischen Flüchtlinge hätten keinen Fürsprecher auf interna- 
tionaler Ebene. “. In der Tat gerät das an sich schon als verwerflich anzusehende Verhalten 
des Außenministers Genscher in Sachen Dignidad durch diese Untätigkeit gegenüber be- 
wiesenen erschütternden Vorgängen bei der SWAPO und die unbedingte Unterstützung, - 
die diese verbrecherische Organisation von ihm erfährt, in ein besonders grelles Licht. Es 
geschieht da weitaus mehr als nur „Demokratievergewaltigung“, wie sich Bundesminister 
Klein ausdrückt. 

Die journalistisch hervorragend gestaltete Windhoeker „Allgemeine Zeitung“ soll uns 
jetzt dazu dienen, uns einen Überblick zu geben über die für jenes Land entscheidende Zeit 
vor dessen Unabhängigkeitserklärung. Räumlich müssen dabei sowohl Angola wie Süd- 
afrika in diesen Ablauf mit hineingenommen werden. 

5.10.88 „25 Jahre Tsumeb Reitclub“. „Von nah und fern kamen die Reiter mit ihren 
Pferden in den hohen Norden gereist... . Anwesende Gründungsmitglieder erinnerten sich 
nur noch schwach an die ‚Blechhütten‘ von damals und erfreuten sich jetzt an dem ausge- 
bauten Klubhaus mit seiner einladenden Terrasse, von der ein jeder auch in sengender Mit- 
tagshitze den Reitsport verfolgen kann“ (179). 

4.10.88 „Angolas Präsident Jose Eduardo Dos Santos lehnte die Idee von Gesprächen 
über eine Machtteilung mit der UNITA (Savimbi) ab. ‚Angolas Staat ist, wie manch ein 
anderer Afrikastaat, ein Einparteienstaat. Deshalb können wir eine politische Organisa- 
tion wie UNITA nicht akzeptieren‘ “ (179). 

4.10.88 „Das amerikanische Außenministerium betonte, daß es bei der letzten Ge- 
sprächsrunde in Brazzaville enorme Fortschritte gegeben hat. Ein endgültiges Abkommen 
erfordert jetzt Entscheidungen auf allerhöchster Ebene in Kuba, Angola und Südafrika“ 
(179) 

4.10.88 „Der Generalsekretär des namibischen Kirchenrates, Dr. Abisai Shejavali er- 
klärte auf einem Treffen der Nationalen Kirchenräte im südlichen Afrika in Harare, daß 
Südafrika kein aufrichtiger Partner bei den derzeitigen Verhandlungen mit Angola und 
Kuba sei, wenn es um die Unabhängigkeit Namibias ging . ... Südafrika sei durch Angola 
und Kuba ‚militärisch besiegt‘ worden, junge’ Weiße verweigerten den Wehrdienst, der 
Kampf bei Calueque, wo über 12 weiße Soldaten und ‚einige schwarze Kollegen‘ getötet 
wurden und die Kosten des Krieges in Namibia und Angola (angeblich eine Milliarde Rand 
im Jahr) hätten Südafrika zu Verhandlungen gezwungen“ (179). 

4.10.88 Anliegend verkleinert eine Anzeige, in welcher die UN Kontrahenten für die 
Versorgung der UN-Truppen in Namibia suchen. 

4.10.88 Der Tod von Franz Josef Strauß trifft Südwestafrika schwer. „Er war in 
Windhoek ein gerngesehener Gast. Noch in dieser Woche war ein Treffen des südafrikani- 
schen Außenministers Pik Botha mit Strauß in München vorgesehen. Als Strauß Ende Ja- 
nuar 1988 das südliche Afrika besuchte, hatte er sich für eine Regionalkonferenz einge- 
setzt“ (179). 

6.10.88 Der Weltkirchenrat in Genf hat am Dienstag bekanntgegeben, daß er seine 
jährlichen Zuschüsse für „politische Organisationen und anti-rassistische Gruppen im 
südlichen Afrika erhöht. Geld für Terror. Die SWAPO wird vom Weltkirchenrat 360.000 
Rand erhalten. Im vergangenen Jahr hatte sie aus Genf 270.000 Rand bekommen. Weitere 
360.000 Rand werden an den African National Congress (ANC) und den Pan Africanist 
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UNITED NATIONS TECHNICAL 
SURVEY MISSION IN NAMIBIA 


CALL FOR EXPRESSIONS OF INTEREST 


In connection with the possible implementation of Security Council Resolution 435 
and the emplacement of UNTAG [the United Nations Transition Assistance Group in 
Namibia], the United Nations invites expressions of interest for the bulk provision of 
a wide range of products and services such as but not limited to the following: 


petroleum, oil and lubricants, petroleum tanks and pumps; construction 
equipment, maintenance, materials and supplies; office furniture and 
equipment, accommodation; rations (fresh, frozen dry/non-perishable ra- 
tions and drinking water); catering services and supplies; commisary sup- 
plies (PX); miscellaneous equipment; electrical and communications 
supplies; septic tanks, services, sanitation and cleaning supplies; sta- 
tionery and office supplies; quartermaster stores (security supplies, barbed 
wire, etc.); welfare and recreation supplies and equipment. Alltypes of ve- 
hicles for purchase, rental and maintenance workshop, prefabricated 
buildings and tentage. 


interested parties, which should be major suppliers capable of fast delivery of very 
large quantities respectively may obtain further information by contacting: 


Mr. Allan B. Robertson Chief 

Commercial, Purchase and Transportation Service 
at Kalahari Sands Hotel, Room 1204, Windhoek, 
from 4 to 13 October 1988, 9 am to 5 pm 
Telephone number: 061-36900, Ext 330 


After the above date, expressions of interest may also be communicated to Mr. Robert- 
son at United Nations Headquarters, Room 5-2149A, New York 10017. 


Telephone numbers: 212-963-6225, 212-963-0377 


AMA/United Nations 


Congress (PAC) gemeinsam verteilt. Der südafrikanische Verband der Gewerkschaften 
wird den doppelten Betrag von 1987 erhalten. Der Weltkirchenrat ist die Dachorganisa- 
tion für etwa 3000 protestantische Kirchen in aller Welt“. (179). 

7.10.88 „Während der Sondergesandte der UN, Martti Ahtisaari, seine 23köpfige Un- 
tersuchungsmannschaft nach SWA geschickt hat, wo Ingenieure, Ärzte und Vertreter des 
Hochkommissariats für Flüchtlinge dieser Tage feststellen sollen, wie knapp 10.000 UN- 
Beamte und 80.000 Flüchtlinge im Lande untergebracht werden können, schwinden die 
Aussichten, daß der Unabhängigkeitsprozeß bereits am 1. November 1988 beginnen kann. 
Nujoma (SWAPO) lud 180 Personen aus dem Lande nach Lusaka ein, wo er ‚in einer 
Fortsetzung der ‚Stockholmer Gespräche‘ nochmals versprechen wird, daß von einer 
SWAPO-Regierung nichts negatives zu befürchten sei‘. Der Vorsitzende der Übergangsre- 
gierung, Dirk Mudge, versprach seinerseits, daß Nujomas Sicherheit bei einer Rückkehr 
nach Windhoek gewährleistet sei. Es wurde gefragt, warum er nicht zu Gesprächen nach 
Windhoek käme“. (179) 

7.10.88 „In der westdeutschen ‚Bundeswehrzeitschrift für den Offizier - Truppenpra- 
xis‘, herausgegeben vom Führungsstab der Streitkräfte, erschien in der Oktoberausgabe 
ein Kommentar von Dr. K.H. Harenberg, der sich kritisch mit der Möglichkeit eines Ein- 
satzes der Bundeswehr als Teil einer UN-Friedenstruppe auseinandersetzt .... Er schreibt, 
nach einer Untersuchung, ob dieses nach dem Grundgesetz erlaubt sei; ‚Um den Streit auf 
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den Höhepunkt zu bringen, fehlt nur noch die offizielle Anfrage aus dem UN-Hauptquar- 
tier, wegen eines Einsatzes in Namibia, vormals Deutsch-Südwestafrika. Welcher deutsche 
Politiker, welcher deutsche Soldat kann sich das ernsthaft wünschen?‘... Zunächst ein- 
mal ist die mitteldeutsche DDR keineswegs von solchen oder ähnlichen Skrupeln geplagt. 
Am allerwenigsten von einem historisch bedingten ‚Schlechten Gewissen‘. Mitteldeutsche 
Truppen sind als Militärberater in Algerien, Äthiopien, Guinea, Irak, Libyen, Südjemen, 
Syrien, Mozambique und Angola eingesetzt. Die Einsatzstärke in Angola wurde 1988 auf 
2.500 Mann erhöht“. (179). 

7.10.88 „Der Afrikanische Heimatkalender 1989, nunmehr die 60. Ausgabe seit der er- 
sten, die 1930 ebenfalls in Windhoek erschien, ist jetzt im Buchhandel erhältlich“ (179). 

10.10.88 „In New York erklärten US-Beamte, daß sich Angola, Kuba und Südafrika 
am Sonntag geeinigt hätten, daß Kuba seine Truppen in 24 bis 30 Monaten aus Angola ab- 
ziehen muß. Zwar hängt die endgültige Durchführung der Resolution 435 davon ab, wann 
es dem UN-Generalsekretär paßt, seine Friedenstruppe zu schicken, aber schon jetzt deu- 
tet sich an, daß der 1. November als Stichtag praktisch nicht mehr möglich ist“. (179). 

11.10.88 „Minister Moses Katjiuonga hat bei einer öffentlichen Versammlung der 
SWANU in Rietfontein gesagt: ‚Vor allem jedoch sollte SWAPO sich darüber klar sein, 
daß nicht diejenigen, die sie nach Stockholm und Lusaka eingeladen und einem Prozeß 
der Gehirnwäsche unterzogen hat, die Zügel übernehmen werden. An die Regierung wer- 
den die wichtigen politischen Parteien kommen, vor allem diejenigen, deren Vertreter 
schon jetzt in der Übergangsregierung sitzen. Die Swapo wird erkennen müssen, daß ihre 
Führer, die so lange im Exil gelebt haben, Tagträumer geworden sind, die von der Realität 
keine Ahnung haben‘. “ (179%. 

12.10.88 „Seit dem I. September 1988, als SWAPO-Chef Sam Nujoma sich freiwillig 
einem Waffenstillstand aufgrund des Genfer Abkommens angeschlossen hatte, haben die 
Aktivitäten bewaffneter SWAPO-Terroristen im Norden des Landes zugenommen. An 
verschiedenen Vorfällen sollen 349 Terroristen beteiligt gewesen sein“. (179). 

14.10.88 „Aus zuverlässiger Quelle vernehmen wir, daß die UN das Windhoeker Aus- 
stellungsgelände als Hauptquartier ihrer 10.000 Mann einrichten möchte. Die UNTAG-Vor- 
hut, die zuletzt Katima Mulilo, Lüderitzbucht, Keetmanshop, Walfischbucht und Ruacana 
besuchte, hatte Schwierigkeiten, Büros und Wohnungen zu finden. Sie verhandelte auch mit 
Krankenhäusern und Kliniken und suchte Möglichkeiten, eigene Radiostationen einzurich- 
ten... Zwar möchte die UN soviel wie möglich im Lande investieren, wenn die Soldaten 
und Polizisten per Flugzeug und Schiff kommen, aber man rechnet damit, daß sie 600 eigene 
Autos mitbringen wird... . Die’haben sich nicht einmal die Frage gestellt, wie 7.500 UN-. 
Soldaten eine Welle von 50.000 Kubanern an der Grenze aufhalten können“ (179). 

14.10.88 „Am 13.10.88 erklärte Sambias Außenminister vor der UN-Vollversamm-. 
lung, daß man in Lusaka an dem Ernst der Südafrikaner bei den derzeitigen Friedensver- 
handlungen über die Zukunft Namibias zweifle. Er forderte die internationale Gemein- 
schaft auf, schärfere Wirtschaftssanktionen gegen Südafrika zu verhängen“ (179). 

17.10.88 „Der Führer der angolanischen Widerstandsbewegung UNITA, Dr. Jonas 
Savimbi erklärte, daß die Verhandlungen über einen Abzug der Kubaner und Namibias 
Unabhängigkeit in ein schwieriges aber unabwendbares Stadium eintreten. Savimbi mein- 
te, UNITA könnte ohne direkte Hilfe der Südafrikaner überleben. Südafrika hat am 30. 
August 1988 seine letzten Soldaten aus dem südlichen Angola zurückgezogen. Savimbi 
rechnet nicht mit ihrer Rückkehr nach Angola, da die weiße Bevölkerung über den Tod ih- 
rer Soldaten sehr sensitiv ist. Zwar sei die UNITA geschwächt worden, aber die Glaubwür- 
digkeit habe enorm zugenommen und es gibt neue Sympathien für die nationale Versöh- 
nung“ (179). 
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18.10.88 „Gestern bot sich die Sowjetunion an, Nachschub und Transport für eine 
UN-Friedenstruppe in Namibia zu übernehmen. Der Stellvertretende Außenminister Vla- 
dimir Petrowski machte dieses Angebot“ (179). 

18.10.88 „Angolas Präsident Dos Santos kam gestern in Tansania an. Von dort aus 
wird er nach China, in die Sowjetunion und in die Tschechoslowakei reisen (179). 

18.10.88 „Informationsminister Kozonguizi erklärte auf einer DTA-Versammlung in 
Oshakati, ‚es müsse nationale Versöhnung geben, egal wie die Regierung des Landes in 
Zukunft aussehen werde. Man wisse, daß mit der Durchführung von Resolution 435 Süd- 
afrikas Generaladministrator die Verwaltung des Landes übernehmen werde. Als Minister 
wisse er, Kozonguizi, jedoch nichts von Vorbereitungen, daß wir unsere Ämter niederle- 
gen sollen‘. Werden wir erst an jenem Tage informiert?“ (179). 

18.10.88 „Die Wirtschaftsbehörde gab bekannt, daß der Verbraucherpreisindex für 
August 1988 bei 266 lag, im August 1987: 239,1, was eine jährliche Inflationsrate von 
11,3% bedeutet“. (179). 

19.10.88 „Der südafrikanische Polizeiminister Adriaan Vlok teilte mit, daß in Zukunft 
jeder Waffenbesitzer eine entsprechende Bescheinigung haben und bereithalten muß. Es 
wurde darauf hingewiesen, daß die südafrikanische Polizei keineswegs Waffenbesitz ein- 
schränken, jedoch Waffendiebstahl und Waffenmißbrauch verringern möchte“. (179). 

20.10.88 „Otto Wolff von Amerongen reiste vor wenigen Tagen als Vorsitzender des 
Ost-Ausschusses der deutschen Wirtschaft nach Kuba auf Einladung der dortigen Regie- 
rung. Kuba verfügt über keine nennenswerte Industrie. Die Zuckerproduktion ging von 8 
Millionen Tonnen 1982 auf sechs Millionen zurück. Die sowjetischen Hilfen fließen nicht 
mehr in gewohntem Umfang. Die ‚Welt‘ vermutet, daß Wolff Hinweise geben soll, wie es 
mit der Wirtschaft Kubas weitergehen kann“ (179). 

21.10.88 „Kürzlich hatte der Informationssekretär der SWAPO, Hidipo Hamutenya, 
behauptet, daß derzeit nur sechs Prozent der Bevölkerung das Farmgebiet besitzen und die 
meisten Eigentümer Ausländer sind, die nicht im Lande leben. Auf diese Bemerkungen 
ging der Kabinettsvorsitzende Andreas Shipanga in seiner Rede während der Verleihung 
des Atlas Copco Preises für Industrielle Berichterstattung ein. Hamutenya hatte erklärt, 
daß wahre Versöhnung mit der Demokratisierung der Gesellschaft und einer Neuvertei- 

‚lung des Landes beginnen würde. Heutzutage erhielten die meisten Firmen hohe Profite, 
während sie nur geringe Steuern zahlten. Eine SWAPO-Regierung würde ein einheitliches 
Steuersystem einführen, um die Plünderung namibischer Ressourcen zu beenden. Demge- 
genüber appellierte Shipanga an die Geschäftswelt, sich nicht von solchen wilden Behaup- 
tungen verwirren zu lassen, die nur ein mangelhaftes Verständnis der Wirtschaftsprinzi- 
pien beinhalten. Im Gegenteil, man sollte die Landesbürger, die so lange in einem ideolo- 
gischen Kokon von der realen Welt isoliert gelebt hatten, erziehen. Schließlich hielten sie 
sich zu lange in Ländern auf, deren Wirtschaftssysteme selbst ausgesprochen erfolglos sei- 
en. Die Qualität der namibischen Industrie werde die Qualität der Unabhängigkeit bestim- 
men“ (179). 

21.10.88 „Das Exekutiv-Komitee des ANC wurde erweitert und erfuhr dabei eine deut- 
liche Radikalisierung. Von den 10 neuen Mitgliedern des ANC-Exekutiv-Komitees kom- 
men allein vier von der für Terroranschläge in Südafrika unmittelbar verantwortlichen 
Untergrundorganisation Umkhonto we Sizwe (MK). Unter ihnen befinden sich auch der 
Chef des geheimen Nachrichtendienstes des MK, Ronnie Kasrils, der zugleich Mitglied der 
Südafrikanischen Kommunistischen Partei (SACP) ist. In dem in der DDR gedruckten 
Organ des ANC, ‚Secheba‘ sagt er im Mai 1986: ‚Unsere Volksarmee ist gewaltig ange- 
wachsen. Unser Volk ist zum Handeln erwacht .... Unsere Aufgabe ist es, die politische 
Kraft in eine revolutionäre Volksarmee umzuwandeln. Lenin hat das als Umwandlung der 
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politischen Armee der Revolution bezeichnet. Das ist es, was unsere Bewegung Volksar- 


mee genannt hat“ (179). 
21.10.88 Am gleichen Tag erscheint die hier wiedergegebene Anzeige einer Burengrup- 


pierung, deren Inhalt für sich spricht. 


VOLKSVERSAMMLUNG 


WIDERSTAND .. .PROTEST GEGEN 435 


— SÜDWEST — 


es geht um 
„LEBEN ODER SELBSTMORD“ 


Eine Entscheidung muß JETZT getroften werden 
und die Ilegt bei IHNEN. 
Freiheit ın einem Völkergemisch gemäß Resolution 435, bedeu- 
tet keine BEFREIUNG fürs Volk, sondern eine VERSKLAVUNG 
unter SWAPO. 
Wir sind nicht nur Gäste oder Pächter ın diesem Land 
Wir beherrschen unser Gebiet. 
Keiner kann uns dazu auffordern, 
unser LAND ZU VERLASSEN. 
Afrikaner-Burenvolkgenossen und andere Weiße Südwests, die 
dem Appell folgen möchten, werden aufgefordert, sich für ihre 
Freiheit in ihrem Teil von Südwest zur Wehr zu setzen. 
. Daher geben wir bekannt, daß wir 
®. uns nicht mit einer UNO-Besatzung unseres Landes 
zufrieden geben 
e fremde Kontrolle über uns ablehnen und sie bekämpfen 
werden 
e jede Verfassung, die ein gemischtes Zusammenleben 
innerhalb eines unverteilten Südwestafrikas 
anstrebt, anfechten werden und auch nicht bereit sind, 
darüber zu verhandeln. 


EUGENE TERRE’BLANCHE 
CHRIS DE JAGER, LP 
HENDRIK VAN AS 


SIND DIE SPRECHER 
AUSSTELLUNGSSAAL — WINDHOEK 
FREITAG, 28. OKTOBER 1988 UM 19.30 UHR 
KOMMEN SIE ZEITIG! BRINGEN SIE IHRE FAMILIE UND 
FREUNDE MIT! 
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24.10.88 Immer wieder stößt man in den Zeitungen auf Hinweise über die Verschmut- 
zung der Landschaft durch von Touristen weggeworfenen Müll. Besonders ausgeprägt 
wird das bei bekannten Ausflugszielen. Von der Großen Spitzkopje werden in dieser Num- 
mer Fotos vorgelegt von Haufen von Konservendosen, halbgeleerten Müllplastiksäcken, 
von „Buschmannszeichnungen die schon fast nicht mehr zu erkennen sind, denn es wurde 
versucht, sie herauszumeißeln oder die Zeichnungen mit Spray und verschiedenen Geträn- 
ken zu übergießen“. „Es nützt auch nichts, den Unrat zu vergraben, da Tiere auf der Su- 
che nach Futter diesen wieder ausbuddeln oder der Regen den Sand wegspült und den Müll 
wieder an die Oberfläche bringt.“ 

27.10.88 Am 25.10. schrieb noch Karl Breyer in der AZ zu Pen Kommunalwahlen, die 
am nächsten Tag in Südafrika stattfinden sollten. Es war das erste Mal in der Geschichte 
der Republik, daß die gesamte Bevölkerung an Wahlen beteiligt ist. Nicht mehr die Propa- 
ganda zählte mehr, der Mann auf der Straße hatte jetzt selbst das Wort. Breyer schrieb: 
„Beobachter bezeichnen das Ereignis als den Anfang einer Wende in der Reformpolitik 
des Staatspräsidenten Pieter Willem Botha. Eine massive Teilnahme der schwarzen Wäh- 
ler wäre eine Bestätigung für die bisherigen Veränderungen ... Die weißen Wähler haben 
es ebenfalls in der Hand, sich für Fortschritt und Reformen oder für eine Rückkehr zur al- 
ten Apartheid zu entscheiden. Ein Wahlsieg der Konservativen würde das Ende der Refor- 
men bedeuten. Eine neue Welle schwerer Unruhen rechts- und linksradikaler Kräfte könn- 
te die Republik am Kap heimsuchen. “ 

Das Ergebnis der Wahlen war etwas anders: Als nur noch die Ergebnisse aus zehn 
Wahlbezirken im Transvaal fehlten, hatte die Konservative Partei in 42 Stadträten (Indu- 
striestädte des östlichen Witwatersrand und ländliche Gebiete) die Kontrolle übernom- 
men, allerdings nicht das selbstgesteckte Ziel erreicht, den Stadtrat von Pretoria zu über- 
nehmen. Dort gewann die NP 22 der 41 Sitze, die KP eroberte 19. In Johannesburg gelang 
es der NP erstmals, den Stadtrat mit einer Mehrheit (26 von 51) zu übernehmen. Erstaun- 
lich ist, daß die NP im Oranje Freistaat alleiniger Herrscher unter den Weißen blieb. Die 
Wahlbeteiligung unter Weißen erreichte in mehreren Orten 100 Prozent und lag landesweit 
bei einem neuen Rekord. Von den schwarzen Wählern hatten sich 78 Prozent registrieren 
lassen und auch hier lag die Wahlbeteiligung teilweise über 50 Prozent, jedenfalls ergab 
sich die höchste Wahlbeteiligung in der Geschichte südafrikanischer Kommunalwahlen. 
Traurig nur die Tatsache, daß die UN-Vollversammlung bei zwei Stimmenthaltungen 
(USA und Großbritannien) die südafrikanischen Bemühungen um eine Ausweitung der 
Demokratie ablehnte. In der UN hatte Tansania den Antrag gestellt, daß die Kommunal- 
wahlen in Südafrika abgelehnt werden sollten, da sie den Prinzipien der UN-Charta wider- 
sprechen. 126 Mitgliedsstaaten unterstützten die Resolution, nur die USA und Großbri- 
tannien enthielten sich der Stimme. Starke Sicherheitsmaßnahmen begleiteten die Wahl in 
Soweto, da der ANC und einige Kirchenführer zum Boykott aufgerufen und mit ernsten 
Folgen gedroht hatten (179). 

31.10.88 „Der Befehlshaber der Landesstreitkräfte von Südwestafrika, General Willie 
Meyer, erklärte in Opuwa, daß die SWAPO so große Verluste an Kämpfern und Ausrü- 
stung erlitten habe, daß sie jetzt am demokratischen Prozeß teilnehmen wolle. Aber, das 
Ende ist nocht nicht in Sicht. Wir müssen geduldig bleiben, während die Gespräche auf 
hoher Ebene fortgesetzt werden. Wir müssen mit jeder Möglichkeit rechnen und parat 
bleiben, weil wir wissen, daß SWAPO nicht vertraut werden kann. In der Vergangenheit 
hat es zu viele Lügen gegeben. Während man jetzt an Friedensgesprächen teilnimmt, setzt 
SWAPO die Angriffe an anderen Fronten fort, indem Unruhen geschaffen werden, Kin- 
der zum Boykott des Unterrichts und der Examen aufgefordert werden, Gewerkschaften 
für politische Ziele mißbraucht werden. In den Kirchen des CCN wird die Theologie der 
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Revolution gepredigt und der Propagandafeldzug ist schärfer als je zuvor. Der Kampf ist 
noch nicht vorbei. Die Einwohner von SWA müssen stark bleiben, zusammenstehen und 
dem Feind einen endgültigen Schlag an den Wahlurnen versetzen“. 

„Der Generaladministrator (GA) von Südwest, Rechtsanwalt Louis Pienaar betont bei 
einer Zusammenkunft: ‚Die Verbindung der Unabhängigkeit mit Resolution 435 ist ein 
Durchbruch für die südafrikanische Diplomatie gewesen. Res. 435 war der einzige Plan, der 
zur anerkannten Unabhängigkeit führen kann. Sie beinhaltet Wahlen nach sieben Monaten, 
die jedoch frei und fair sein müssen. Es darf keine Gewalt, Drohung und Einschüchterung 
geben. Die Kubaner jedoch bedeuten einen psychologischen Vorteil für eine Partei, die 73 
Prozent der Einwohner, alle an der nördlichen Grenze, bedrohen könnte‘. “ (179). 

31.10.88 Nach den Kommunalwahlen in Südafrika erscheint ein Aufsatz von Monika 
Germani in der AZ, in dem es heißt: „Der schärfste Gegner und Kritiker der südafrikani- 
schen Reformpolitik, Dr. Andries Treurnicht, konnte mit den Regionalwahlen einen wich- 
tigen Sieg verbuchen: seine Konservative Partei hat in den ländlichen Bezirken und den In- 
dustriestädten des Ostrands bei Johannesburg in der wichtigsten Provinz des Landes, 
Transvaal, die Kontrolle erhalten. Damit ist er seinem Ziel, Südafrika in eigene Heimat- 
länder für jede Bevölkerungsgruppe, auch für die Weißen einzuteilen, erheblich näher ge- 
kommen. Seine Forderungen sind, das müssen auch seine Gegner ihm zugestehen, von den 
negativen Ereignissen Afrikas in 25 Jahren Uhuru (Befreiung) geprägt worden. ‚Unser 
Programm ist das Überleben der Identität unseres Volkes‘, sagte er kürzlich einem süd- 
afrikanischen Magazin. Er sprach sich für gute Beziehungen zu den anderen Bevölke- 
rungsgruppen aus, aber ‚Machtteilung ist gleichbedeutend mit dem Verlust der Macht‘. 
Stammeskämpfe afrikanischer Völker nach der Unabhängigkeit, die Länder wie Uganda, 
Burundi, den Kongo zeitweise in die Katastrophe geführt hatten, oder sogar Zimbabwe, 
wo die Gegensätze zwischen Matabele und Maschona nur mühsam im Einparteienstaat 
übertüncht wurden, sind für Treurnicht abschreckendes Beispiel und stichhaltiges Argu- 
ment, um künftig die Eigenständigkeit einzelner ethnischer Gruppen durchzusetzen“. 

„Für dieses Recht auf Selbstbestimmung hat der ehemalige Minister im Botha-Kabi- 
nett die Parteispaltung der Nationalen herbeigeführt. Anlaß war im März 1982 die Absicht 
Pieter Willem Bothas, Inder und Kapfarbige mit je einem eigenen Parlament in den Regie- 
rungsprozeß einzubeziehen, damit die Machtteilung zu versuchen. Mit 21 weiteren natio- 
nalen Abgeordneten rebellierte Treurnicht gegen Bothas vorsichtige Reformpläne und 
gründete die Konservative Partei... Das Wahlergebnis setzte nun vorläufig allen Reform- 
bestrebungen Bothas einen Riegel vor. Treurnichts Konservative zogen als zweitstärkste 
Partei und damit als offizielle Opposition ins weiße Parlament. Die Nationalen hingegen 
konnten einen Großteil der progressiven Sitze für sich verbuchen, stärkten damit jedoch 
die Argumente des Gegners, der sie beschuldigt, die Politik eines Daniel Malan und Hen- 
drik Verwoord verraten zu haben. Unter Pieter Botha haben sie die Wege der inzwischen 
aufgelösten United Party eines Jan Smuts eingeschlagen. Treurnicht sieht seine Partei als 
die rechtmäßigen Erben des Burentums . ... Botha hat mit seiner Reformpolitik eines un- 
terschätzt: Die Bereitwilligkeit seines ‚Volkes‘ zur Machtteilung mit den Schwarzen. War- 
nungen hatte er nicht ernst genommen: die zunehmende Liberalisierung hatte einen emp- 
findlichen Verlust an Sicherheit zur Folge gehabt (180). Statt der erhofften Anerkennung 
und Dankbarkeit der Schwarzen oder aus dem Ausland, wurden Botha immer höhere For- 
derungen präsentiert, die er mit Rücksicht auf die weiße Wählerschaft nicht erfüllen konn- 
te. Die Sanktionen gegen Südafrika haben den Rechtsruck im Lande gefördert...“ (179). 

Die amtliche westdeutsch Meinung zu den hier vorgetragenen politischen Richtungen 
in Südafrika bringt der Handelsattache der Botschaft in Pretoria, Fritz Ziefer, in einer Re- 
de vor der Deutsch-Südafrikanischen Handelskammer im November 1987 zum Ausdruck: 
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Wegen der erhöhten Kriminalität ist es s0 wichtig geworden, sich einem schnel- 
len und bewaffneten Sicherheitsunternehmen anzuschließen. 

Sie, als Individuums, wollen nicht übers Telefon Erklarungen abgeben, wenn Sie 
dringend Hilfe brauchen — obendrein besteht die Möglichkeit daß Teiefonli- 
nien nicht funktionieren oder unterbrochen sind — dann sind jegliche Mög 
lichkeiten für sofortige Hilfe ausgeschlossen. 

Wenn Sie sich der G.S.S.A. anschließen, bekommen Sie: 


© cine tragbare Alarmiastatur (immer griffbereit), welche Signale über einen 
Radiosender, der in Ihrem Haus eingobaut ist, zum Kontrollraum sendet. 

® Wir haben auch Alarmanlagen, die mit cineım Kadiosender verbunden 
sind. Ihre augenblickliche Alarmanlage kann auch an den Sender ange- 
schlossen werden. 

© das Signal aktiviert unseren Computer, der dann alle Einzelheiten, wie Ih- 
ren Namen, Adresse, Telefonnummer und die genaue Zeit des Alarıns, 
angibt. 

GSSA. bat zu jeder Zeit Autos, die ihren Bezirk ständig patrouillieren. Das 
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4 Minuten wenn GS3.A. Ihr Eigentum intensiver bewachen 
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chi und biimen See um eine Vorführung. 
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weis Sicherheitsdeamie eıngeniell sind — wenn 
IN Leben oder das Ihrer Familie aufs Spiel pe 
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Prufen Sıc. ob qualifizierter Personal Ihre Anla- 
sen iamallert 


Bıtten Sie Ihre Verucherung urn Rabatt. OSSA. 
arbeitet engsiens mul angeschen Vermaherungs- 
firmen susammen; \ıe erhalich bis au 50% Ra- 
dal, wenn ne mul unserem Kontrollnetz 
verbunden sind 


_._ 655 


GERMAN SPECIAL SECURITY ADVISORS Tr 
Je = = 




















eagie-watch 


bedeutet; daß der Kunde immer einen Patrouillewagen 24 Stunden am Tag, ? 
Tage die Woche hat, der Sie innerhalb 4 Minuten erreicht. Nachdem Ihr Signal 
empfangen wurde, benachrichtigi.der Konurollsaum sofort einen Patrouillewa- 
sen in Ihrer Umgebung. 

Sie können sofortige Reaktion erwarten, weil der Beamte im Patrouilicwagen 
genau weiß, wo Ihr Haus liegt. Wir garantieren Ihnen, daß wir innerhalb von 
4 Minuten bei Ihnen sind. Wir stellen weder Fragen noch argumentieren wir 
— wir garantieren sofortige Reaktion! 


GS.S.A. bedeutet professionelle Sicherbeit! 


Denken Sie unter keinen Umständen, daß Sie sicher sind, wenn Sie im Besitz 


sind von: Alarmanlagen, einbruchsicherer Vergitterung, ferngesteuerten Toren 
und Garagenturen, Außenlampen, Waffen im Haus und von hohen Mauern 
umgeben sind. 


Wenn Sie Hilfe benötigen, muß es schnell und professionell sein. 
Rufen Sie G.S.5.A. heute nuch an. 
Warten Sie nicht bis Ihrer Familie etwas zustoßt. 
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„Deutsche Unternehmen in Südafrika haben über viele Jahrzehnte in bedeutendem Maße 
zur industriellen Entwicklung Südafrikas beigetragen. Sie haben diesen Beitrag mit Ge- 
winn für das Land und sich selbst geleitet. Die in Südafrika engagierten Unternehmen der 
EG haben mit dem EG-Verhaltenskodex ein deutliches Signal gesetzt. Ziel dieser Verhal- 
tensregeln ist es, die Arbeits- und Lebensbedingungen der schwarzen Arbeitnehmer zu ver- 
bessern und Diskriminierungen abzubauen. Unsere Unternehmen haben über die Jahre er- 
hebliche Anstrengungen bei der Anwendung des Kodex gemacht. Die Bundesregierung er- 
kennt dies an und ermutigt die Firmen, diesen konstruktiven Weg fortzusetzen und somit 
weiter aktiv zum Abbau von Apartheid und Rassenschranken beizutragen . ... Besondere 
Verantwortung der deutschen Wirtschaft in Südafrika heißt, daß sie Überzeugungsarbeit 
leisten muß, Überzeugungsarbeit als ein sozialpolitischer Vorreiter, aber auch als ein bei- 
spielgebender politischer Mahner. Eine solche Rolle erwarten in ihrer Mehrheit nicht nur 
die Anteileigner der deutschen Mutterhäuser, dieses erwarten insbesondere auch die Ar- 
beitnehmer der deutschen Unternehmen in Südafrika und natürlich die Mehrheit aller 
Südafrikaner .... Die deutsche Wirtschaft in Südafrika hat die moralische Pflicht, die po- 
litische Führung dieses Landes nachhaltig und ständig darauf hinzuweisen, was nach ihrer 
Auffassung, die sich auf erfolgreiche nationale und weltweite Erfolgserfahrungen stützen 
kann, getan werden muß, um die Probleme Südafrikas zu lösen und damit die Vorausset- 
zungen für gedeihliche, die wirtschaftliche Präsenz der deutschen Unternehmen in Süd- 
afrika rechtfertigende Rahmenbedingungen zu schaffen . 

Diese Drohungen sind nicht ganz zu verstehen, wenn man nicht zur - Kenntnis nimmt, 
was sich im westdeutschen Hinterland abspielt. Da „wollen die sozialdemokratischen Par- 
teien, die in Rotterdam, Hamburg und Bremen die Regierung stellen, einen EG-weiten 
wirtschaftlichen und politischen Boykott gegenüber Südafrika durchsetzen“. Da soll „sich 
Bremen durch den Stop von Uranimporten aus Südafrika und anderen Boykottmaßnah- 
men gegen das Rassenregime als ‚Anti-Apartheid-Stadt‘ auszeichnen“. 

Aus einer ideologisch verursachten Einseitigkeit ist man besorgt um das Leben von 
Farbigen, nicht aber um das der Weißen. Deren Recht auf Selbstbestimmung wird nicht 
anerkannt. Dabei ist doch wohl die Frage berechtigt, ob nicht die hier vorgetragenen un- 
terschiedlichen politischen Ziele vereinbar sind. Warum sollte es nicht möglich sein, eth- 
nisch identifizierbare Länder in einem Staat zu vereinen, wobei auf der gesamtnationalen 
Ebene dann Machtverteilung ohne Diskriminierung des einen oder anderen Landes be- 
steht, auf der Ebene des homelands jedoch die Identität des jeweiligen Volkes Landesrai- 
son ist? Daß die Freimaurerei sich schärfstens gegen jede „Identität“ wendet (denn Identi- 
tät setzt unterschiedliche Wertungen voraus, wertet Menschen erst dann, wenn sie mehr 
sind als nur animalische Wesen), hat bereits sehr viel Blut gekostet und hat nirgends zu ei- 
nem politischen Frieden und wirtschaftlichem Wohlstand geführt. Die Aussage Ziefers, 
daß es andersartige „Erfolgserfahrungen“ gibt, läßt sich sehr leicht widerlegen. Der lan- 
gen Reihe von Mißerfolgen jetzt auch noch Südafrika hinzufügen zu wollen, bedeutet 
(böswilliges?) Nichtzurkenntnisnehmen der bisherigen Ergebnisse bei der Schaffung und 
Organisation von Freimaurerstaaten. Sie alle leben nur noch, weil man „großzügig“ Ven- 
tile öffnete, um den vollständigen Zusammenbruch zu vermeiden. Die Geschichte der 
zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts besteht fast ausschließlich aus diesem Überlebens- 
kampf der Völker, und damit der Menschheit und dem dauernd neu ansetzenden Vernich- 
tungswillen der Freimaurerei. 
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Verlust des Geschichtsbewußtseins 


Zur Identität gehört, daß sich die Menschen bewußt sind, wo sie stehen, zeitlich wie 
örtlich. Wenn irgendwo in Afrika, so haben die Menschen in Südwestafrika bis heute ihre 
Identität bewahrt und sind sich alle, vom Buschmann bis zum Buren, dieser sehr bewußt. 
Alles Große, alles Schöne, was in Südwestafrika geschaffen wurde, hat seinen Ursprung in 
völkischer Identität. Und es hat zum Glücksgefühl aller dortigen Menschen beigetragen, 
sich in einer Welt sauberer Identitäten bewegen und arbeiten zu können. Wenn man sich 
diese unumstößlichen Tatsachen klargemacht hat, steht sofort die Frage auf, warum gera- 
de angesichts eines so positiven Ergebnisses des Bekennens zu einem Volk, zu einer Ge- 
schichte die ganze Welt in ihren regierenden Schichten sich vereint bemüht, dieses Einma- 
lige, Gewachsene zu zerstören. Der Erzbischof Dr. Johannes Dyba, Fulda, hielt am 14. 
November 1988 in Straßburg eine Rede, aus der wir hier zitieren möchten, um eine Ant- 
wort auf die obige Frage zu finden: „Es ist ein Irrtum und gelegentlich sogar ein gefährli- 
cher Wahn, wenn ein Individuum oder eine Gesellschaft meint, ihre Zeit von Grund auf 
neu und voraussetzungslos aufbauen zu können. Unendlich viel Erfahrung geht dabei ver- 
loren. Viele Mühen und Irrwege müssen in Kauf genommen werden, weil man nicht bereit 
ist, die alten und vielfach bewährten Lösungen gelten zu lassen. Gerade hier sehe ich aber 
eine gefährliche Tendenz unserer Zeit. Als andere Seite eines ursprünglich von Naturwis- 
senschaft und Technik genährten Fortschrittsglaubens und naiver Zukunftsillusionen hat 
sich eine Abwendung des Menschen von seinem Herkommen vollzogen, mehr noch bei 
uns in Mitteleuropa als im tiefsten Afrika. Die Mühe, sich eines eigenen Herkommens 
auch durch geistige Anstrengungen zu versichern — ‚was du ererbt von deinen Vätern 
hast, erwirb es, um es zu besitzen“ — ist in breiten Schichten der Bevölkerung verlorenge- 
gangen. Wir sind weitgehend geschichtslos geworden. Dies spiegelt sich, konkret etwa, in 
der Geringschätzung der Geschichte als Unterrichtsfach, in der in kurzer Zeit auf küm- 
merliche Reste zusammengeschmolzenen Kenntnis der lateinischen Sprache ebenso wie in 
den durch Verwaltungsneuordnungen durchgeführten Einebnungen gewachsener Dörfer 
zu neuen seelenlosen Verwaltungseinheiten. Die Zerstörung, ja der Verlust des Geschichts- 
bewußtseins macht aber heute vor allem den Menschen manipulierbar. Die verlorengegan- 
genen Strukturen und tragenden Ordnungen führen dazu, daß der einzelne irgendwelchen 
Heilslehren oder Ideologien gegenüber viel leichter anfällig ist... Der Verlust des Ge- 
schichtsbewußtseins hat etwas von einer kollektiven Gehirnwäsche. Es geschieht die Preis- 
gabe aller den Menschen entlastenden hilfreichen und tragenden Traditionen, Gewohnhei- 
ten und Bräuche. So entwurzelt, wird er zu einem Rohr, das im Winde schwankt, von 
kurzfristigen und zumeist hedonistischen Wünschen hin- und hergetrieben.“ 

Das also ist die Antwort: Die Menschen in Namibia werden manipulierbarer sein. Bei 
solchen „neuen“ Menschen kann man leichter und mehr Macht ausüben. Und es fällt 
leichter, zu stehlen und zu töten. Einen Vorgeschmack davon hat man schon, bevor Nami- 
bia aus der Taufe gehoben wird. 

Erzbischof Dr. Dyba steht wahrhaftig nicht alleine da mit seiner pessimistischen Zeit- 
betrachtung. Wir werden den Dingen um uns herum gerechter, wenn wir eine weitere 
Stimme zitieren, den Professor Aquilino Polaino-Lorente (265): „Die Zeit des Menschen 
ist dabei, auseinanderzubrechen und in ‚clics‘ zu zerfallen, in einzelne Augenblicke, die alle 
so vergnüglich sind wie man nur möchte, aber unaussprechbar und ohne Rückgrat, denn 
das menschliche Gewissen wird unfähig, sie einzugliedern in eine Gefühlseinheit, die als 
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Grundlage menschlicher Identität dienen könnte. Alles dient nur der augenblicklichen Be- 
Jriedigung und es gibt Schalter für alle Wünsche, die im Augenblick erfüllt werden kön- 
nen, mit einem ‚clic‘. Das ist ein Leben ohne Raum und ohne Zeit. Doch, es gibt keine 
Kultur ohne Zeit und ohne Raum. Jeder kulturelle Augenblick orientiert sich an diesen 
beiden innerhalb eines Prozesses zwischen Vergangenheit und Zukunft, zwischen Tradi- 
tionen und dem Fortschritt. Noch vor zehn Jahren, wenn sich jemand etwas vorgenom- 
men hatte, sagen wir, ein Auto zu kaufen, umzuziehen, zu heiraten usw. überdachte er es 
zeitlich, unterwarf sich einem aufgestellten Kalender. Heute ist das überholt und veraltet. 
Heute kauft man im voraus, ohne die ermüdende Geduld, die man früher aufbringen 
mußte, um das Geld zusammenzubringen, was gebraucht wurde. Heute wachsen nicht die 
Vorstellungen und Illusionen, während man weiter arbeitet, um später etwa eine Kreuz- 
fahrt zu machen, heute fährt man zuerst und zahlt später.“ (Es ist das gleiche, was die 
Staaten, allesamt machen, sie leihen sich auf die Zukunft — wir werden sehen, wie virtuos 
und betrügerisch da Alfonsin vorging, im Inland und im Ausland sich zu pumpen, um der 
Gegenwart ein höheres Niveau vorzugaukeln. Möglich gemacht hat uns dies der elektroni- 
sche Rechner, der Computer. Siehe III, 35. Ohne Gewissensbisse wurden dessen Möglich- 
keiten sofort von jenen aufgegriffen, denen Geschichte sowieso nur eine Anhäufung von 
Vorurteilen und ein Tummelplatz für das ihnen im Wege stehende Konglomerat von 
Thron und Altar bedeutet. Die Kultur des ‚clic‘ ist die Idylle der Freimaurerei). „Der 
Mensch von heute kann nicht mehr warten. Er bricht zusammen, wenn er dazu gezwungen 
wird. Wir leben in der Kultur des Augenblicks. Selbst der Kaffee muß instantaneo sein, 
augenblicklich serviert. Die Kultur des ‚clic‘ bedeutet den Bruch und die Auflösung des 
Fortdauernden. Definitiv zerbrach die Achse, die Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft 
vereinigt, d.h. die Geschichte. Und da heute nur noch der Augenblick gilt, der ‚clic‘, gibt 
es keine Geschichte mehr. Alles, was nicht sofort da ist, existiert einfach nicht mehr. Jeder 
Augenblick bringt uns etwas vollständig Neues, unterschieden von dem Vorherigen und 
dem Nachfolgenden. Diese Zerstückelung, diese augenblicklichen Unterscheidungen ver- 
urteilen den Menschen zur Indifferenz und zur Kompromißlosigkeit, denn er kann sich 
mit nichts mehr verbinden. Der Bruch, den das Augenblicksgefühl (‚Instantaneismus‘) der 
menschlichen Einheit und Identität versetzt, führt uns an den schwindelerregenden Ab- 
grund des Nichts, an einen Ort, an welchem leicht der Ekel des Überdrusses und die Übel- 
keit einen überkommen. Nur alle diese mit einem ‚clic‘ erreichten Augenblicke bedeuten 
noch etwas. Die Kultur des Augenblicks verwandelt den Menschen in ein neues Tier, das 
nichts mehr versprechen kann. So er nur für den Augenblick stimmt, kann er sein Wort 
nicht mehr vergeben in einem Versprechen, das ihn verpflichtet. Doch ohne noch verspre- 
chen zu können, ist der Mensch völlig verloren. Wenn wir die Dauer auf einen Augenblick 
reduzieren, amputieren wir dem Menschen einen wichtigen Bestandteil: seine Fähigkeit 
zur Treue, und das bedeutet etwas sehr ernstes und schmerzliches: die Unmöglichkeit, 
noch glücklich sein zu können. Der Mensch ohne Bindung kann sich an vielen angeneh- 
men Augenblicken berauschen, aber nur in dem Maße als er darauf verzichtet, glücklich 
zu sein. Wenn dem Menschen alles gestattet ist, dann bleibt ihm keine andere Wahl als nur 
sich selbst und dem Augenblick zu leben. Die Kultur des ‚clic‘ wird zum Nihilismus, zur 
Antikultur. Doch nur einem Menschen mit Kultur gibt man mit dieser die feste Stütze, mit 
der er wachsen und voranschreiten kann, das heißt würdiger zu werden.“ 
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Ghana fand einen Führer 


Man bringt so gute Menschen wie etwa Herrn Carl Friedrich von Weizsäcker (soweit 
sie ein Schamgefühl besitzen) in Verlegenheit, wenn man das von ihm verfluchte Südwest- 
afrika mit den übrigen Kindern der Freimaurerei in Afrika vergleicht. Eing Ausnahme 
macht Ghana. Es handelt sich um die maurererische Zweitgeburt in Afrika, (Die Erstge- 
burt, Liberia, vegetiert bereits 140 Jahre (181) und man hat wenig Grund, auf sie stolz zu 
sein). Ghana wurde bereits 1957 in die Freiheit entlassen, mit vollem Staatssäckel von 550 
Millionen Dollar. Was kommen mußte, kam: Eine immer mehr anwachsende Bürokratie, 
insolvente Staatsbetriebe und eine Korruption, die man als „Kleptokratie“ (Stanislaus An- 
dreski) bezeichnete. Die Hälfte der Nahrungsmittel mußte eingeführt werden, Die Men- 
schen gingen arbeiten in Nigeria. Als 1982 zwei Millionen Ghanesen dort brutal an die 
. Grenze gesetzt wurden und heimkehren mußten, war die Stunde reif für Leutnant Jerry I. 

Rawlings. Er putschte. Er schmiß 50.000 öffentliche Angestellte auf die Straße, verkaufte 
32 staatliche Unternehmen, richtete einen freien Deyisenmarkt ein mit dem Erfolg, daß 
der Staatshaushalt poitiv wurde; die jährliche Inflation sank von 123 Prozent 1983 auf 20 
Prozent 1988, nur noch 15 Prozent des Lebensmittelbedarfs braucht eingeführt zu wer- 
: den. Mit Diktatormanieren setzte Rawlings dieses durch. Er fand Zustimmung bei der 
Weltbank und erhielt 1988 40 Dollar pro Kopf Hilfe aus dem Ausland, doppelt so viel wie 
im übrigen Afrika. Jetzt fragen sich die Experten, ob Ghanas Sonderrolle eine Folge dieser 
Auslandshilfe ist oder aber der klugen Regierungskunst eines Rawlings. Zur Beantwor- 
tung dieser Frage kann man auf Jordanien schauen. Da geschah nämlich das genaue Ge- 
genteil. Da schloß der Premierminister Zeid Al Rifai im Februar 1989 fünfundsiebzig 
Wechselstuben. Er klagte sie der Spekulation an und der Mithilfe bei der Kapitalflucht, 
Dieser Maßnahme ging eine Plünderung der Geschäfte voraus, bei der elf Personen ums 


p" Leben kamen. Es nimmt fatal vorweg, was drei Monate später in Argentinien geschieht, 


Es wurde verboten, Dollar zu kaufen und es begann der Devisenschmuggel. Die Banken 
: sind praktisch ausgeschaltet, die Devisenreserven der Zentralbank unbekannt, aber sicher 
gering. Der Dollarschwarzmarkt wächst von Tag zu Tag und zieht immer weitere Kreise in 
allen Teilen der Bevölkerung. Geholfen ist mit diesen Maßnahmen am letzten der armen 
Bevölkerung die im Februar ans Plündern gegangen war. 

Jedenfalls ist Ghana ein Land ohne die bekannte afrikanische Mißwirtschaft, wie wir 
sie etwa auch laufend von dem bedeutendsten Lande Schwarzafrikas erfahren, von Zaire, 
dem ehemaligen Belgischen Kongo. 

Der Papstbesuch 1980 kostete Zaire 260 Millionen belgische Francs. Es wurden bei die- 
ser Gelegenheit 30 Millionen für 51 neue Mercedes ausgegeben, (182). Doch nicht nur die- 
se Korruption kennzeichnet Freimaurerstaaten. Gerade in Zaire gilt auch, was 38 von den 
41 Ländern Schwarzafrikas kennen: Man lebt unter der Regierung einer Einheitspartei 
und kennt keine freien Wahlen. Und es gibt noch ein weiteres, Folge dieser Zustände: Am- 
nesty International berichtet, daß 1983 etwa 50 Gefangene in den Gefängnissen Mobutus 
verhungert sind. Zwischen Oktober und Dezember 1985 wurden mehr als 100 Menschen, 
Mitglieder einer Oppositionspartei, gefoltert und getötet. 

Dabei hat ein Land, das wohl am besten über die Zustände in Zaire informiert ist, Bel- 
gien, recht viel auszusetzen. 7 Mrd. Dollar Auslandsschulden, obwohl jährlich 135 Mio 
Dollar Entwicklungsgelder von Brüssel alleine nach Zaire gehen. Doch es wird bezweifelt, 
ob dieses Geld wirklich dem verarmten Lande zugute kommt, oder nur dem Präsidenten 


205 





Sese Sekos. Sein Vermögen wird von der amerikanischen Sozialwissenschaftlerin Susan 
George auf 4,8 Mrd. Dollar geshätzt, elf Villen in Frankreich und Belgien eingeschlossen. 
Nachdem solche Dinge in Belgien von der Presse und im Parlament breitgetreten wurden, 
befahl Kinshasa, daß die 13.000 in Belgien lebenden zairischen Staatsangehörigen dort ih- 
ren Besitz verkaufen und sofort heimkehren. „Diplomatische Beziehungen zwischen Bel- 
gien und Zaire werden weiterhin als nicht bestehend angesehen“. Seine 1,2 Mrd Dollar 
Schulden an Belgien will Sese nicht zurückzahlen und Belgien hat die Finanzierung von 
zairischen Entwicklungsprojekten eingestellt. 

Ist das das Idealbild eines Staates, wie man ihn in Washington und Bonn mit so viel 
Geld und Mühe und Falschunterrichtung anstrebt? Sieht man auf die praktischen Schritte, 
die von dort ausgehen und nicht auf die leeren Worte, auf die mehr als wohlwollende Dul- 
dung solcher Zustände, so muß man die Frage ohne Zögern bejahen. Und dann ist auch 
klar, was Bonn und Washington in Südwestafrika aufbauen werden. Ein zweites Zaire, ein 
zweites Zimbabwe, eben einen weiteren afrikanischen Freimaurerstaat. Es mag eine ganze 
Reihe von Gründen gegeben haben, warum die Vereinigten Staaten Männer wie Somoza 
aus Nikaragua (183) und Marcos von den Philippinen verjagten. Daß dadurch das vorgeb- 
lich voranstehende Wohl der Bewohner dieser Länder tatsächlich eine Besserung erfuhr 
oder daß dadurch wenigstens Interessen der USA besser geschützt wurden, kann heute nie- 
mand mehr behaupten wollen. Rette sich, wer kann! 


Ausnahmezustand in Caracas 


Der Zusammenbruch hat verschiedene Gesichter, aber eine Ursache. In Venezuela war 
Carlos Andres Perez in Gegenwart aller demokratischen Präsidenten Südamerikas erst im 
Februar 1989 an die Macht gekommen. Er hatte dem Weltwährungsfond versprochen, die 
Zinszahlungen einzuhalten und hatte noch vor der Wahl seinen Mitbürgern gesagt, daß 
darum sehr schwere Zeiten kommen würden. Am 27. Februar ließ er dann den Benzinpreis 
um 90% erhöhen und die Verkehrstarife um 30 Prozent. Das war dem Volk zuviel. Der 
Staat brach zusammen. Es dauerte drei Tage, bis man in heftigen Kämpfen eine Friedhofs- 
ruhe hergestellt hatte. 200 Tote waren Opfer der internationalen Geldpolitik geworden. 
Die Anzahl der zerstörten und ausgeraubten Geschäfte war noch nicht zu übersehen. Neun 
Geschäftsviertel der Hauptstadt wurden leergemacht. Die Polizei war unfähig, die Ord- 
nung aufrechtzuerhalten. In etwa erinnerte es an das Desaster in der Nacht vom 1. zum 2. 
Mai 1987, als in Berlin am Kreuzberg Supermärkte geplündert und niedergebrannt wur- 
den, als Straßenschlachten die Bundesrepublik Deutschland erschütterten. Mehrfach war 
bereits ähnliches in den Vereinigten Staaten passiert, doch blieb es in der Erinnerung nur 
immer bei den unmittelbar Betroffenen. Bis es eben eines Tages gleichzeitig weltweit 
kracht. 

Von Caracas hörten wir: Hunderte von aufgebrachten Menschen stürmten um die Mit- 
tagszeit den Supermarkt Arauco in San Bernardino und in einer Stunde war nichts mehr in 
dem großen Lokal. Alle kleineren Geschäfte wurden völlig ausgeraubt, einschließlich Re- 
galen und Vitrinen. Die empörten Menschen kamen in so großer Zahl, daß an eine Gegen- 
wehr überhaupt nicht zu denken war. Sie nahmen, was sie fanden. Sie gingen davon mit 
Lebensmitteln, Elektrogeräten, Wäsche, Matratzen, Schukartons, Konservendosen. Eini- 
ge kamen mit Lastkraftwagen oder Lieferwagen. Das bewaffnete Vorgehen der Polizei 
wurde einfach ignoriert. Aufrufe der Regierung über Radio und Fernsehen, man möge die 
Ruhe bewahren und von der Straße gehen, wurden einfach überhört. Im Kongreß verlie- 
Ben die Abgeordneten die Sitzung, in der gerade über eine Absichtserklärung des Welt- 
währungsfonds verhandelt werden sollte. Es war sinnlos, daß die Regierung den Ausnah- 
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mezustand erklärte und alle verfassungsmäßigen Rechte aufhob. Man pfiff auf diesen 
Staat. Niemals hatte man in Venezuela etwas Ähnliches erlebt. Nicht nur Tote und hun- 
derte von Verwundeten waren zu beklagen. Dreitausend Familien verloren alles, was sie 
hatten, was sie sich in schwerster Arbeit, oft Tag und Nacht, oft die ganze Familie im 
schweren Daseinskampf, ehrlich erworben hatten. Bettelarm standen sie vor den Trüm- 
mern ihrer Geschäfte und mußten sich noch beschimpfen lassen als „Kapitalisten“. Das 
war das Ergebnis einer Generation sozialistischer Maßnahmen und Volkserziehung. Das 
hatte man davon, eine Regierung aufzubauen auf Mitleid und Hilfe und Neid, anstatt auf 
Produktion und Leistung und Verantwortung. Das war eines der Gesichter, die der Zu- 


‘.. sammenbruch hat. 


Mord auf Mord 


In Kolumbien sind erst zwei Drittel des Landes in den Händen von Aufständischen. In 
den blutigen Kampf aller gegen alle hinein weht der Wind der Perestroika und die Fuerzas 
Armadas Revolucionarias de Colombia (FARC), die stärkste und größte Guerillaorgani- 
sation Kolumbiens stellt am 1. März 1989 einseitig den Kampf ein. Präsident Virgilio Bar- 
co erklärte sich bereit, sofort mit den Rebellen zu verhandeln. Die Friedenskommission, 
die führende Persönlichkeiten parallel zur Regierung bildeten, wird gebeten, sich nicht 
einzuschalten, „obwohl alle 17 Minuten ein Toter im Lande zu beklagen ist“. Es ist der 
dritte Waffenstillstand, der dort ausbricht. Auch diesmal wird sein Beginn begleitet von 
einem Mord an drei kommunistischen Führern und einem Pfarrer, bezahlt von Groß- 
grundbesitzern. 

In EI Salvador höhnt die „Frente Farabundo Marti de Liberaciön Nacional“ (FMLN) 
über die von den Militärs angebotene Feuereinstellung: „Es ist eine Manipulation für die 
Medien. Wir sind sicher, daß der vorgeschlagene Waffenstillstand weder die Unter- 
drückung in den Städten noch den Rückzug der Truppen vom flachen Land beinhaltet“. 
In den vergangenen 9 Jahren starben 70.000 Menschen in diesem Bürgerkrieg. Die Gueril- 
la fordert als Bedingung für inneren Frieden die Reduzierung der Streitkräfte und die Be- 
strafung der Verantwortlichen für die „politischen Verbrechen“. Die Antwort auf derarti- 
ge Forderungen ist der eindeutige Wahlsieg der Rechtspartei ARENA im April 1989. Am 
19. April wird der Generalstaatsanwalt des Landes, Alberto Garcia Alvarado, in einem 
Bombenattentat ermordet. Er hatte ein schärferes Vorgehen der Justiz gegen die Terrori- 
sten angekündigt. Der soeben gewählte neue Staatspräsident, Alfredo Cristiani, wird so 
auf einen harten Kurs gezwungen. Doch es kommt noch ernster, noch deutlicher: Am 1. 
Juni 1989 übernimmt Alfredo Cristiani in Gegenwart der Präsidenten von Costa Rica, 

. Honduras, Guatemala und den Außenministern von Mexiko, Venezuela und Chile die Re- 
gierung. Doch schon neun Tage danach wird sein neuer Ministerpräsident und wichtigster 
Ratgeber, Antonio Rodriguez Porth, ermordet! Soeben erst hat die neue Regierung das 
Plazet der katholischen Hierarchie für ihre Aufbaupläne bekommen, da schreibt sich die 
marxistische Opposition mit einem weiteren Mord ein in die blutige Gegenwartsgeschichte 
von El Salvador. Es stellt sich damit auf die gleiche traurige Ebene, auf der das einst im 
Freimaurerbunde Südamerikas führende Kolumbien, dem Gesetz seiner Gründung treu, 
abrutschte, da am 30 April 1984 der Justizminister Rodrigo Lara Bonilla ermordet wurde. 
Das alles sind für einen Deutschen unbekannte Namen, obwohl gerade in El Salvador und 
in Kolumbien so viele deutsche Aufbauarbeit Generationen hindurch geleistet wurde. 
Auch das hier Mitgeteilte wird in seinem ganzen Ernst nicht zur Kenntnis genommen wer- 
den, denn es liegt ja so weit weg und wird nicht mit dem Gekeife und Gebrüll von Chaoten 
vorgetragen. Dutzende von Bürgermeistern und Hunderte von Zivilisten wurden von dem 
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linken Terror bereits „zum Tode verurteilt“. Mehr als hundert Bewaffnete stürmten die 
Viehzuchtfarm Monte Grande und eröffneten das Feuer auf die Milchkühe. 204 Tiere 
starben im Kugelhagel. Die Begründung? „Radio Venceremos“ der Marxisten sagt es: 
„Nur die besseren Bevölkerungsschichten hatten die Molkereiprodukte genossen. Entwe- 
der essen alle oder es ißt niemand“. Die wirtschaftlichen Schäden durch den Terrorismus 
betrugen im Jahre 1988 in diesem kleinen Lande 2 Mrd Dollar. Doch seit Jahren sammelt 
man in der Bundesrepublik Deutschland Geld, um „Waffen für Salvador“ zu finanzieren. 
Kein deutscher Staatsanwalt wendet da etwa Abs. 2 des Artikels 26 des Grundgesetzes an. 
Auch schreitet kein Außenminister Genscher zum Schutze deutscher Staatsbürger ein, 
wenn da z.B. unser Freund NN in Kolumbien entführt wird. Man geht sogar nonchalant 
darüber hinweg, wenn der salvadorianische Bischof Lacalle die Berichterstattung über 
sein Land als eine „Mischung von Desinformation und Halbwahrheiten“ bezeichnet die 
„bereits kriminelle Ausmaße angenommen hat“. Er sagt das in Bad Kreuth, im Lande der 
dpa. 

Seit Wochen schon rechnet man mit täglich 24 Toten in Rio de Janeiro. 

In Perü rechnet man mit einer Inflation von 7.000 Prozent für das Jahr 1989. 

In Ecuador sieht es ebenfalls schlimm aus. Ein einziges Mal sagt man uns in Argenti- 
nien etwas über diesen lateinamerikanischen Bruder. Das geschieht aus Anlaß des Regie- 
rungsantritts des neuen Präsidenten Rodrigo Borja 1988. Alfonsin fliegt nämlich hin, um 
bei diesem „feierlichen demokratischen Akt“ gegenwärtig zu sein. Aber, ebensowenig wie 
er die Armenviertel in Simbabwe sah, als er dorthin flog, um ganz große Worte über’die 
glückliche Zukunft einer demokratischen Welt von sich zu geben, sieht er, was in Ecuador 
synonym ist mit „Demokratie“, Die größte Tageszeitung des Landes „El Pais“, zitiert, 
was der neue Präsident von der Lage hält: „Das Land ist bankrott. Das Unglück läßt sich 
nicht mehr steuern, denn wir geben weiterhin aus, als wäre nichts geschehen, weder der 
Preiszerfall des Petroleums noch das Erdbeben mit der Zerstörung der Ölleitung. Die Ein- 
Juhren wuchsen und die öffentlichen Ausgaben stiegen“. Und es war bereits der vierte 
Präsident, der solche Worte fand. Jaime Roldos meinte bei seinem Amtsantritt, „er müsse 
daran gehen, einen Paralytiker zum Gehen zu bringen“. Sein Nachfolger Osvaldo Hurta- 
do stand bereits vor dem Problem der Außenschuld, und dessen Nachfolger, Leön Febres 
Cordero bezeichnete bei seinem Amtsantritt 1984 „das vorhergehende Regime als das 
schlechteste in der Geschichte Ecuadors“. Und wieder vier Jahre später hören wir, was zu 
Beginn dieses Abschnittes gesagt wurde. Die Inflation beträgt bereits 60% und unser Mit- 
arbeiter schreibt im Mai 1989 dazu: „Wir werden bald auf 100% Inflation kommen“. Als 
Gründe für diese Entwicklung gibt „El Pais“ (= der Wirtschaftssachverständige Abelardo 
Pachano) an: Die steigenden Unkosten der Verwaltung. Das starke Anwachsen der öffent- 
lichen Angestellten. Die Nichtzahlung der Auslandszinsen. Das Vorlegen falscher Bilan- 
zen der Zentralbank, Die illegale Vergebung von Krediten. Die ungehinderte Einfuhr von :: 
Autos. Eine Vetternwirtschaft im Umkreis der Zentralbank, die unter der sozialchristli- 
chen vorherigen Regierung herrschte. So schreibt „El Pais“: „Die Wirtschaftsprobleme 
sind in unserer Geschichte bereits endemisch. Doch in den letzten zehn Jahren wurden sie 
ein Teil des Lebens für einen normalen Bürger. Krise, Inflation und Arbeitslosigkeit sind 
Worte, an die wir uns bereits gewöhnt haben“. Das alles war für Alfonsin nicht der Rede 
wert. Was galt, war die Präsidentenschärpe, die um eine neue Brust gelegt wurde, Wenn 
aber das der Maßstab der Regierenden ist, dann muß das geschehen, was Alfonsin im Jah- 
re 1989 in Argentinien erlebte. 
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Das kubanische System 


Kuba versucht, den neuen Wind in der Karibik zu überhören. Chilenische Jugendorga- 
nisationen haben der UN ein Dokument überreicht, worin sie fordern, daß man Fidel 
“Castro einem gleichen Plebiszit unterwerfe, wie es Pinochet für sich selbst anordnete. In- 
teressanterweise unterschrieben die marxistischen chilenischen Jugendgruppen nicht. Fidel 
Castro meinte dazu: „Ein schlechter Sozialismus ist immer noch gesser als ein guter Kapi- 
talismus“. Bei der soeben erwähnten Amtsübernahme von P£rez in Caracas wurde Fidel 
Castro mit seinen 30 Jahren im Amt sogar als der Veteran unter den südamerikanischen 
Präsidenten gefeiert. Der Gelobte meinte, daß das Überleben seiner Revolution nur ver- 
gleichbar sei mit dem des Christentums und dem der ewigen Werte wie Gerechtigkeit und 
Nächstenliebe. Schlecht paßt das allerdings zu einem Bericht der amerikanischen, den 
Menschenrechten verpflichteten Zeitschrift „America’s Watch“, in der es am 28. Januar 
1989 heißt: „Von allen Rechten ist das Recht auf Privatleben in Kuba am meisten verletzt. 
Alle Seiten des Lebens in Kuba sind einem penetranten Überwachungssystem unterwor- 
fen, wonach die Bürger überwacht werden in ihren Wohnvierteln, in ihrer Arbeit und in 
den Schulen. Darum gibt es hunderte von Gefangenene in den dortigen Kerkern wegen 
nichtgewaltsamer Delikte“. 
Man ist versucht, an dieser Stelle die argentinischen Verhältnisse noch einmal zu strei- 
fen. Mit dem schiefgegangenen Linksputsch in La Tablada (184) verschwanden auch so- 
fort die „agentes en la calle“, die Polizeispitzel. Man meinte, es nicht riskieren zu können, 
daß so ein „bolche“, wie der Volksmund sie nennt, von einem Offizier aufgegriffen und 
der Polizei übergeben worden wäre. Es fehlte ohnehin sehr wenig, die Regierung wegen ih- 
rer Nähe zu den Putschisten von La Tablada aus dem Sattel zu heben. Würde zu all den 
anderen Anklagen (Der Innenminister habe sich im Januar mit den Hintermännern von La 
Tablada getroffen) noch gesagt werden können, daß ein direkt dem Staatspräsidenten un- 
terstehendes Organ der Regierung ein Netz linksradikaler Elemente als Spitzel über das 
ganze Land gelegt hat, so hätte Alfonsin sich wohl kaum noch halten können. Doch ir- 
gendwie mußte man wieder ins Spiel kommen. Der Währungszusammenbruch im Februar 
1989 (auf den wir noch zu sprechen kommen werden) gab die Möglichkeit. Alfonsin gab 
dem SIDE, eben der Geheimpolizei, den Befehl, festzustellen, welche Personen hinter dem 
"Anstieg des Dollars standen. Zwiefach war das lächerlich. Zunächst einmal ist es wohl ei- 
nigermaßen unnormal, Befehle an die Geheimpolizei in dicken Schlagzeilen zu veröffentli- 
chen, und dann hat wohl die Geheimpolizei reichlich wenig zu tun mit Wechselstuben. 
Doch so konnten die altbekannten roten Gestalten wieder auftauchen und man sah sie tat- 
sächlich zunächst in der Nähe von Wechselstuben herumstehen. Einige Tage weiter sah 
man sie dann wieder an allen wirklich für eine Geheimpolizei wichtigen Orten wie Straßen- 
kreuzungen, Flugplätzen, Omnibushaltestellen, Steuerbehörden usw. Das kubanische Sy- 
stem war wieder hergestellt worden. 


Frieden in Nikaragua 


Auch im übrigen Mittelamerika ist man sich des ewigen Totschießens für fremde Rech- 
nung und in fremdem Auftrag müde geworden. Unter Umdrehung von Ursache und Wir- 
kung äußert sich Flora Lewis darüber in der New York Times am 1.3.1989 und schiebt so 
die Beweggründe für die von ganz oben unter dem Schlagwort „Perestroika“ dekretierte 
Kampfeinstellung den dort Lebenden zu. Sie meint 1.) denken diejenigen, die einen Um- 
schwung wollen, nicht mehr an Waffenkäufe, sondern an Fortschritt und Entwicklung. 
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Das heißt, man versucht, ihr Image zu retten und suggeriert ihnen schönklingende nebel- 
hafte Ziele. 2.) droht in ihrer Einbildung der für 1992 für Westeuropa vorgesehene Ge- 
meinsame Markt, durch den ein unorganisiertes Mittelamerika von der übrigen Welt aus- 
geschlossen werden könnte. In Wirklichkeit macht sich heute noch niemand in Zentral- 
amerika Gedanken über diese ferne Zukunft. Und 3.) sei man neidisch auf Chile gewor- 
den. Auch dies trifft deswegen nicht zu, weil den Linken in Mittelamerika gar nicht be- 
kannt ist, wie die wirkliche Lage in Chile heute ist. 

Schlecht paßt es zu diesem angeblichen Blick der Mittelamerikaner über die Grenzen, 
daß der Kongreß von Guatemala dem Präsidenten Vinicio Cerezo verbietet, an den Feier- 
lichkeiten in Caracas zum Amtsantritt von Perez teilzunehmen. 

Im Hintergrund zu diesem Artikel aus New York spürt man die eigentlichen Sorgen, 
daß nämlich die seit Jahrzehnten in einem blutigen Bürgerkrieg für die Demokratie Ge- 
narrten erkennen, daß sie jetzt unter anderer Flagge nur wieder erneut sich abrackern sol- 
len für die Ziele der Internationalen. Vermieden werden muß, daß sich irgendwo auf der 
Welt Kräftepole unabhängig von den „demokratischen“ Kräften entwickeln. Denn das 
Spiel hat die folgenden Regeln: Es wird jeglicher Propaganda für „linke“ Ziele, insbeson- 
dere auf den Universitäten und in der Kirche freier Lauf gelassen. Es geschieht unter dem 
maurerischen Slogan von der „Freiheit“. So schafft man sich erst einmal das nötige Kano- 
nenfutter. Dann werden die Contras rekrutiert, es kommt zur Antiterrorgesetzgebung, 
wird aber immer wieder abgebremst, bevor es zu einer wirklichen Festigung der Ordnungs- 
kräfte kommt. Erneut sorgt die „Freiheit“ für neuen menschlichen Nachschub usw. So 
schaukelt man die Staaten hin und her zwischen dem, was die Freimaurerei Linksextremis- 
mus und Rechtsextremismus nennt. Wer dieses überdenkt, sollte zu dem Schluß kommen, 
daß dieses kostspielige und blutige Spiel nur dann mitgemacht werden dürfte, wenn die 
Schaukel außer Gefecht gesetzt wird. Das müßte der erste Schritt für eine Konsolidierung 
der Welt sein. 

Da die Gefahr des Durchschautwerdens bei den Militärs am größten ist, muß man auch : 
deren Aufmucken gegen neue Versklavung versüßen. Das geschieht so: Flora Lewis 
schreibt, „Die Militärs, die weiterhin Bedeutung haben werden, verkünden (wo?), daß sie 
nicht die Verantwortung für die Verwaltung ihres Landes (gemeint ist Nikaragua) über- 
nehmen wollen. Als Grund wird angegeben: ‚Wir müssen unsere besten Kräfte in die öf- 
Jentliche Verwaltung schicken. Das Heer wurde dann zweitrangig werden“ on Chile ist das 
geschehen, ohne irgendwelchen Prestigeverlust für das Militär) “. 

Tatsächlich haben die Militärs wenig Lust, sich in den Vordergrund der neuen Ent- 
wicklung zu stellen. Der eigentliche Grund aber für diese Haltung, die ganz allgemein auch 
in den anderen Ländern Lateinamerikas vorherrscht, ist die Tatsache, daß man immer 
wieder in völlig verfahrenen Lagen auf die Militärs zurückgriff, um die Staaten vor dem 
moralischen und wirtschaftlichen Zusammenbruch zu retten. Hinterher aber hatte man 
nur Beschimpfungen für diejenigen übrig, die mit großen Opfern ihre Pflicht erfüllt hat- 
ten. In Argentinien sind die beständigen, völlig schiefen Vorwürfe gegen Rico und Seinel- 
din dafür bezeichnend. Bei dpa gelten sie als Putschisten, obwohl sie niemals auch nur ent- 
fernt daran gedacht haben, die Regirung zu stürzen oder zu übernehmen. Sie haben es im- 
mer wieder ganz deutlich gesagt. Sie waren die einzige wirkliche Macht gegen den Marxis- 
mus und sie sind es in dem heutigen Schaukelsystem (siehe oben) in allen fünf Kontinen- 
ten. In Südamerika hat sich eine Zeit genähert, in der die Militärs kein Interesse mehr an 
sachfremden Dingen haben und es vorziehen werden, in den Kasernen zu bleiben. Für das, 
was kommt, wollen sie ihre Hände in Unschuld waschen können. Es nähert sich eine Zeit, 
in der ein auf den Weg des materiellen Fortschritts gerichtetes Lateinamerika einen Sozia- 
lismus annehmen soll, in welchem die Gefängniszellen ähnlich angefüllt sind wie die in Ku- 
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ba, wo dumpfe Mittelmäßigkeit Trumpf ist und die Überwachung so komplett wie es der 
SIDE in Argentinien vorexerziert. Es wird darum lange währen, bis wieder einmal ein Ge- 
neral aufsteht und der Misere ein Ende bereitet und reinen Tisch mit den Ratten und Ka- 
naillen macht. Das in solchen Fällen so köstliche Schauspiel werden wir so bald nicht wie- 
der erleben. Daß nämlich verdammt wenig notwendig ist, dieses ganze Kartenhaus der 
„Demokratie“ umzukippen. Beim ersten Kettenlärm eines Panzers, bei der Durchgabe des 
ersten Kommuniquss verkrochen sich ja dann die roten und rötlichen Cucarachas eiligst in 
ihre Schlupflöcher oder verdünnisierten sich ins Ausland (um von dort über gerne zur Ver- 
fügung gestellte Sender von Brutalität zu sprechen). Im ersten Augenblick brachten die 
Zeitungen in solchen Fällen auf der ganzen Welt Balkenüberschriften. Denn man wartete 


auf den Aufstand der Massen, auf tapfere Worte der Volksführer, auf Generalstreik, auf 


Schießereien an allen Enden, auf Barrikaden vor den Regierungsgebäuden und auf ein 
Meer von roten Fahnen in allen Fenstern. Doch nichts dergleichen geschah. Die verzwei- 
felten Menschen sahen in ihrer demokratisch organisierten Armseligkeit jetzt nur einen 
ganz kleinen Hoffnungsstrahl und gingen in diesem Licht am nächsten Morgen zur Arbeit. 
Wir haben es mehrfach erlebt. Ein einsamer Tank fuhr ihrgendeine Hauptstraße entlang 
und die Neugierigen schauten ihm nach. Vielleicht gab es einen Bankfeiertag, jedenfalls 
viel weniger als jene, die die „Demokratie“ vorher dauern fabriziert hatte, um sich vor den 
verzweifelten Sparern und Geschäftsleuten zu schützen. Pappriesen brachen in solchen 
Augenblicken zusammen. Offensichtlich hatte die Presse schon seit langem gelogen, hatte 
nichtigen und unfähigen Figuren übertriebene Aufmerksamkeit geschenkt und hatte über 
die wachsende Verzweiflung der Entrechteten und Verarmten geschwiegen. Nur so waren 
die Putsche zu verstehen. Immer war die Lage überreif, wenn das Militär einschritt, Ar- 
gentinien vor völligem Untergang und Chaos zu retten. Längst waren in solchen Augen- 
blicken die Ehrlichen, die Starken und Tüchtigen ausgeschieden, hatten angeekelt den kor- 
‚ rupten Nutznießern und flügellahmen Besserwissern Platz gemacht, die mit geschwollenen 
Reden Moral und Macht vortäuschten, die nicht vorhanden waren. Es war zu einer Schan- 
de geworden, an solcher Regierung noch mitzuarbeiten. Ohne uns, war die Parole gewor- 
den. 


Chiles Opposition deckt die Karten auf 


Es fällt nicht schwer, sich eine solche Entwicklung auch eines Tages wieder für Chile 
vorzustellen. Wir haben das chilenische Buch „La revoluciön silenciosa“ („Die stille Revo- 
lution“) erwähnt. Tritt Pinochet ab, so werden von dieser Neukleidung Chiles diejenigen 
profitieren, die sie niemals zuwege gebracht hätten, ja, die alles getan hätten — wären sie 
an der Macht gewesen — um sie zu verhindern. Ja, die alles tun werden, wenn sie es eines 
Tages etwa können, um sie wieder zu vernichten. Der Schritt vorwärts, den die chilenische 
Gesellschaft tat, soll wieder beseitigt werden. Sie werden das mit großem Getöse tun von 
. Hilfe für die Armen und Hilfe für diejenigen, die man unterstützen muß. Sie werden in an- 
gelernter Schlappheit alle die unter Pinochet und Büchi und Siebert angesammelten Akti- 
ven verschenken, vertun, sie dem Dreck vor die Füße werfen. Und sie werden das als sozial 
-. preisen, als große Wohltätigkeit, als eine Pflicht, als eine menschliche Handlung, mit der 
sie sich von den „Unmenschen“ unterscheiden, die es fertig gebracht haben, im Kampf mit 
einer ganzen Welt einen Staat wieder aus dem Sumpf zu ziehen, einen Staat, den man gera- 
de in diesen Sumpf hineintunken wollte. Sie können es gar nicht abwarten, daß sie zum 
Zuge kommen für ihre Vernichtungsarbeit. Noch sind sie nicht an der Macht und trotz- 
dem geben sie schon den Feinden chilenischer Unabhängigkeit und Kraft die Zeichen. 

Schon Anfang März 1989 fordert Jose Cademärtori, Mitglied der kommunistischen 
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Partei, ehemaliger Wirtschaftsminister unter Allende und somit Hauptverantwortlicher 
für das damalige Versagen, eine „Reform des Steuerwesens“, damit „diejenigen mehr zah- 
len, die mehr haben“. Man wünscht „eine unbegrenzte Demontage der staatlichen Ein- 
richtungen, die derzeit bestehen“. Aber nicht nur Steuererhöhung wird gefordert, sondern 
— so unglaublich es klingt — auch eine Verschuldung Chiles! In den letzten Oktobertagen 
1988 trafen sich in Punta del Este in Uruguay Vertreter von Argentinien, Brasilien, Ko- 
lumbien, Perü, Mexiko, Uruguay und Venezuela, um u.a. als „grundsätzliches Thema“ 
die Auslandsverschuldung (la deuda externa) zum Gegenstand einer gemeinsamen Erklä- 
rung ihrer Präsidenten zu machen. Die Präsidenten der Gruppe betonen die Tatsache, daß 
das Gewicht der Auslandsschuld die Entwicklungsmöglichkeiten begrenzt und gefährdet 
in einigen Ländern der Region die Festigung der Demokratie (185) erklärt als Gastgeber 
der uruguayische Außenminister und die Nachrichtenagentur EFE fügt hinzu: „Die Sach- 
verständigen stimmen darin überein, daß vor allem die regionale Entwicklung betrachtet 
werden muß angesichts der fehlenden Auslandsfinanzierung, dem Ausbleiben privater In- 
versionen und den Problemen der Zahlungsbilanz“. (186). 

Es war in der Tat für die genannten Länder eine Wiedergabe ihrer wirtschaftlichen Si- 
tuation. Aber Erstaunen, ja größte Unruhe mußte es erwecken, wenn man im gleichen Au- 
genblick erfuhr, daß führende Mitglieder der chilenischen Opposition sich über Buenos 
Aires nach Uruguay begaben, um an diesen Besprechungen der Achtergruppe in Punta del’ 
Este teilzunehmen. Genannt werden Gabriel Valdez, Ricardo Lagos, Tomas Hirsch, Enri- 
que Silva Cima und Luis Maira. Besorgt fragt man sich in Chile, was Politiker eines Lan- 
des, dessen Außenwirtschaft und Finanzlage kein einziges der eben genannten Probleme 
kennt, auf einer solchen Konferenz zu suchen haben. Wenn überhaupt, konnte eine solche 
Reise einen Sinn nur bekommen, wenn man zur Kenntnis nimmt, daß diese chilenischen 
Oppositionsführer die feste Absicht haben, ihr Land morgen in die Gemeinschaft der ge- 
nannten acht verschuldeten Staaten einzureihen! Die Reise dieser Herren konnte nur die 
Beseitigung der wirtschaftlichen Unabhängigkeit Chiles zum Ziele haben. Diese Reise be- 
deutet nicht mehr und nicht weniger, als daß sich die chilenische (marxistische) Opposition 
die Maske vom Gesicht gerissen hat. Ihr Ziel ist, wie sich daraus ergibt, Chile in die gleiche 
armselige Lage zu bringen, in der das übrige Südamerika sich befindet: Verschuldung, In- 
flation, Abhängigkeit von denjenigen, die in Voraussicht solcher Ergebnisse, vereint sich 
darum bemüht hatten, das NO zu unterstützen und den Aufstieg unter Pinochet zu beenden. 

Die Gedankenlosigkeit dieser Meute zeigte sich später noch einmal, als nämlich am 7. 
Mai 1989, eine Woche vor dem völligen politischen und wirtschaftlichen und moralischen 
Zusammenbruch der Regierung Alfonsins, sich in der Residenz dieses lebenden Leichnams 
in Olivos bei Buenos Aires die drei chilenischen Oppositionspolitiker Präsidentschaftskan- 
didat Enrique Silva Cima, Alejandro Montesino und Jorge Marquez Canto in Begleitung 
des argentinischen Diplomaten Raül Alconada Sempe eintrafen, „um den Präsidenten aus 
Anlaß der bevorstehenden Wahlen in Argentinien zu begrüßen“. Wie blamabel damit die- 
se Herren der Schöpfung ins Fettnäpfchen traten, werden wir bei der Wiedergabe des ar- 
gentinischen Zusammenbruches noch sehen. 

Und die Wirtschaftsexperten der Opposition hetzen: Seht sie nur an, wie gierig sie sind, 
wie sie nur an ihren Vorteil denken, wie asozial sie sich ihren Reichtum aufbauen. Alle die- 
se Eisschränke und alle diese Fernsehapparate, die sie da herstellen, was bringt ihnen das 
für einen Riesenverdienst ein. Und wie sie sich abkapseln, in eigenen Klubs verkehren und 
sich aufspielen, Manager zu sein, was es früher in Chile nicht gab. Und wie sie verächtlich 
herabsehen auf diejenigen, die wirklich an das Volk denken und sich abtoben, mit roten 
Fahnen durch die Stadt ziehen und die Unglücklichen aufrufen und zusammentrommeln, 
damit sie aufstehen, gegen die unersättliche Klasse der Fabrikbesitzer und Exporteure. 
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Wer schon von den Armen in den Vorstädten und auf dem flachen Lande kann eine 
Fabrik bauen, ein Schiff mit Waren füllen? Niemals gibt man ihnen das Geld dafür. Zur 
Arbeit nur will man sie zwingen, damit man dann sagen kann, es gibt in Chile keine Ar- 
beitslosigkeit mehr. Das muß anders werden. Man muß es denen nehmen, die bisher damit 
geprotzt haben und denen geben, die nichts besitzen. Man muß ihnen die Chance geben, 
auch einmal aus dem Vollen leben zu können. Sind nicht alle Menschen vor Gott gleich? 
Wenn die da oben, die Antreiber, es nicht freiwillig geben, so muß man Gesetze machen, 
mit denen man es ihnen nimmt. Sie haben kein Recht, nur an sich zu denken, sie haben 
den halben Tag, wenn nicht mehr, für jene zu arbeiten, die nicht vorankamen im Leben. 
Das ist christliche Nächstenliebe, wie es der Kardinal versteht. Das nennt man Sozialis- 
mus. So reden und schreiben sie. Und rufen zur Arbeitseinstellung auf und geraten ganz 
aus der Haut, wenn sie deswegen vor Gericht gestellt werden — wie wir noch hören wer- 
den. 
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Getarnter Marxismus 


Nationalsozialismus und Sozialismus 


Es herrscht da eine den Dunkelmännern sehr willkommene Begriffsverwirrung. Darum 
wollen wir noch einmal klar stellen, was die Gesellschaftssysteme „Nationalsozialismus“ 
und „Sozialismus“ voneinander unterscheidet. Zunächst einmal muß dazu gesagt werden, 
daß wir hier nicht von weltfremden Ideen, rein geistigen Gebäuden reden, sondern von 
zwei ganz konkreten geschichtlichen Ereignissen, von der Praxis, die hinter diesen Worten 
steht. Der Nationalsozialismus stellt eine ihm eigene Wirtschaftsgestaltung in den Jahren 
1933 bis 1945 im Deutschen Reich vor. Er war so eine geschichtlich einmalige deutsche Le- 
bensform, die sich auf zum Teil weit zurückliegenden Gedanken aufbaute und die in der 
gleichen Form sich nicht am gleichen Ort wird wiederholen können und die ebensowenig 
an anderen Orten in der gleichen Form entstehen kann; (187). In den „Schulungsbriefen“ 
der NSDAP lesen wir zu dem Thema „Nationalsozialismus und Arbeit“: „Der Nationalso- 
zialismus erkennt in der Arbeit den Lebenszweck und die Grundlage des menschlichen Da- 
seins. Der Mensch lebt, um zu arbeiten. Das ist seine ihm von der Natur gegebene tiefere 
Zweckbestimmung. Dafür ist er biologisch und physisch geschaffen. Naturgesetzlich be- 
stimmt, durch Arbeit für seine Erhaltung und die Gestaltung der Umwelt, in welcher er 
lebt, zu sorgen. Jeder Arbeitende findet in dem Produkt und dem Erfolg seiner Arbeitslei- 
stung Erfüllung und Sinn seines Lebens. Das ist auch zugleich für ihn Ansporn und Lei- 
stungswettbewerb“. 

„Der Mensch ist von Natur aus ein geselliges Wesen. Er kann nur bestehen, wenn er im 
Verein mit anderen Menschen lebt und arbeitet, um das ihm gegebene Leben lebenswert zu 
gestalten.“ 

„In der Nationalsozialistischen Volksgemeinschaft findet er die hierfür notwendigen 
und erforderlichen Voraussetzungen. Hier hat jeder Volksgenosse (Genossin) das Recht, 
aber auch die Pflicht zur Arbeit. Er trägt für den Bestand und das Fortkommen seiner 
Mitmenschen, seines Volkes, bei. Das erfüllt ihn mit Stolz, Freude und Befriedigung.“ 

„Keine Arbeit ist unnütz oder wertlos. Jede sinnvolle Arbeit ist notwendig für die Ge- 
meinschaft.“ 

„Der Nationalsozialismus sieht also in der Arbeit Sinn und Erfüllung des menschlichen 
Lebens überhaupt.“ 

„Die Arbeit jedes Einzelnen dient dem Wohl der gesamten Volksgemeinschaft und er- 
hält dadurch ihren hohen ethischen Wert.“ 

„Der arbeitende Mensch fühlt eine innere Verpflichtung, etwas zu leisten. Das be- 
stimmt seine idealistische Lebensauffassung. “ 

Dem steht die „sozialistische“ Welt gegenüber. In dieser besteht ebenfalls die Pflicht 
zum Arbeiten, zur Erfüllung des „Soll“. Doch ist positiv zu würdigen dort nur jene Ar- 
beit, die hilft, ein ganz bestimmtes, ideologisch fest umrissenes, aber in weiter Ferne lie- 
gendes menschliches Paradies zu errichten, in welchem es keine „Klassen“ mehr gibt, son- 
dern alle Menschen austauschbar sich wie Nummern in einer Weltmaschine bewegen. Der 
Mensch muß arbeiten im Rahmen eines „Plans“. Er hat das zu arbeiten, was ihm vorge- 
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schrieben wird. Das Wesentliche sind Zahlen. Freude an der Arbeit gibt es nicht mehr. Der 
Lohn wird gemäß der Planerfüllung festgesetzt und wird nach Stunden bemessen. Eine 
Bürokratie berechnet in alle Einzelheiten hinein, was gezahlt werden muß. Nicht Angebot 
und Nachfrage, nicht also persönliche Wünsche gelten, sondern der Produktionsbefehl. 
Die Qualität des Arbeitsprodukts ist uninteressant. Der Geschmack, die Kunst der Aus- 
. führung, gelten nichts. Ramsch und Massenproduktion sind typisch für den Staatskapita- 
lismus wie für den Privatkapitalismus. Beide behaupten, eine soziale Funktion auszuüben. 
Doch nicht der Arbeiter (der Stirn und derFaust) bestimmt, sondern Apparatschniks, Be- 
- amte, die am grünen Tisch ausrechnen, was getan werden soll. Die Zahl der. in dieses Sy- 
stem Eingereihten umfaßt alle Arbeitsfähigen, Männer wie Frauen. Was sie sich für den 
Arbeitslohn kaufen können, bestimmt ebenfalls der Plan. Typisch für alle sozialistisch re- 
gierten Länder in allen Kontinenten sind daher die Schlangen vor den Geschäften, ist die 
Wohnungsnot der Arbeiter. Man gehe uns weg mit guten Absichten, wir sprechen hier von 
der mehrfach selbst erlebten Praxis. Und weil diese Systeme Elend und Unzufriedenheit 
automatisch verbreiten, steigt in den Menschen der Wunsch auf Änderung, darauf, aus 
der geistlosen unmenschlichen kalten Planung auszusteigen. Und weil die Regierenden in 
allen sozialistischen Ländern fest davon überzeugt sind, daß die schlechten Zeiten, die sie 
über ihre Länder brachten, nur Kinderkrankheiten ihres Systems sind und daß diese von 
geheimen Mächten und bösen Gegnern gefördert werden, versucht man, den Systemfein- 
den auf die Spur zu kommen und richtet darum eine Geheimpolizei ein, die das gesamte 
Volk bespitzelt. Geheimpolizei und Bespitzelung sind daher feste Bestandteile einer jeden 
sozialistischen Regierung (wir bringen dazu noch Beispiele). Sozialismus und Geheimpoli- 
zei sind ein und dasselbe, sie ernähren sich gegenseitig. Und weil diese Geheimpolizei die 
‘Dinge nur noch mehr verschlechtert, akzentuiert, verstärkt man ihr Wirken, füllt die Ge- 
fängnisse und kontrolliert die Zeitungen und den Büchermarkt. Und beginnt, in den Schu- 
len und Universitäten offen die Unwahrheit zu sagen über Geschichte und Gegenwart. So 
erreicht man, daß ein Teil der noch unerfahrenen Jugend ihnen glaubt. Erst mit dem Alter 
gehen auch diesen die Augen auf, eine ebenfalls allgemeine Erscheinung in allen Sozialisti- 
schen Republiken. Nur mit diesem Tenor kann sich ein sozialistisches System aufrechter- 
halten. Schon seine Entstehung ruht niemals auf dem Wahlzettel. Immer wurde es mit 
Waffengewalt, von außen oder von innen, in einem bestimmten Augenblick seiner Entste- 
hung, installiert. Die Wahlzettel kamen immer erst dann, wenn man sich deren „richtige“ 
Ausfüllung gesichert hatte. 
. Sozialismus also hat: nichts mit dem Wort „Nationalsozialismus“ zu tun. Marxismus 
ist nun jener Sozialismus, der das unbarmherzige Gedankengebäude einer Welt von blau- 
en Ameisen am weitesten ausgebaut hat. Marxistische Staaten haben darum auch ihren 
Untertanen das größte Unglück bereitet. Ein nicht enden wollender blutiger Strom zieht 
sich durch diese Länder und durch das XX. Jahrhundert. Der Umfang jener Gebiete, die 
diesem fürchterlichen Zwangssystem unterworfen wurden, wuchs beständig. Die Gefahr, 
ebenfalls unterjocht zu werden, laufen auch die noch nicht ihm Geopferten. Es ist überall 
in der nichtmarxistischen Welt gestattet, den Marxismus zu preisen, zu lehren und vieler- 
orts auch zu wählen. Bis heute hat es — seit dem Ende der Antikomintern — keine ge- 
meinsame Aktion der übrigen Welt gegeben, die armen Menschen in den marxistischen, 
sozialistischen Staaten zu befreien und das System ein für alle Male zu verfemen. Man hat 
die Wirtschaftsform des Nationalsozialismus als solche bekämpft und falsch dargestellt, 
hat seine Befürworter für vogelfrei erklärt, aber niemals wurde ähnliches weltweit mit dem 
Kommunismus vorgenommen. Im Gegenteil, dort, wo sich die Völker gegen die bolsche- 
wistische Gefahr auflehnten, da fiel man über sie her. Franco und Pinochet und schon fast 
Vergessene wie Diem (188) und Van Thieu (189) erscheinen nur noch in häßlichen Karika- 
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turen und man nennt diejenigen Mörder und Folterer, die sich gegen Massenmord und 
Massenquälerei empört hatten. Und aus jenen Ländern, die man „westlich“ nennt, kom- 
men die Gelder und die Waffen, um den Marxismus weiter auszubreiten. Mit Straßenter- 
ror geht man gegen die Bürger vor, und wenn die Polizei die Ruhe herstellt, hetzt die Pres- 
se unter dem Motto von „Repression“ gegen die „Bullen“, 

Sie, die Marxisten, sagen, daß sie aufbauen wollen und in Wirklichkeit zerstören sie 
nur. Und sie zerstören um so mehr, je mehr sie sich an ihre Philosophie gebunden fühlen, 
Und sie haben es eingerichtet, daß wir mit jedem Handschlag, mit jedem Gedanken, den 
wir formen, ihnen zahlen, damit sie zerstören können. Sie haben die ganze Erde — denken 
wir an ihre Hintermänner — in ihren Händen und formen die Gesetze so, daß ein jedes 
Haus, das wir bauen, ihnen Geld einbringt, jede Fabrik, die wir errichten, ihnen Waffen 
liefert zu ihrem Zerstörungswerk. Wir sind es, die die Welt trotzdem am Leben erhalten. 
Wir tun es sogar noch in Zeiten, wo dieses positive Tun immer schwerer wird. Wir zahlen 
ihnen in der Form von Steuern dafür, daß wir etwas herstellen, was dazu dient, das Leben 
zu erhalten. Sie selbst wären dazu niemals fähig. Ihre einzige Handlung besteht darin, zu 
reden und aufzuhetzen und falsche Prioritäten zu setzen. Fronten zu schaffen, an denen 
sich die Menschen zerfleischen. Sie tun es alles mit schönen Worten, sie behaupten, damit 
den Menschen zu helfen, die nicht fleißig und klug genug sind, um sich von selbst am Le- 
ben zu erhalten. Sie bezeichnen das als Nächstenliebe. Sie haben aber nicht nur sich selbst 
dieses Bild eines Tollhauses vorgehalten, sondern haben es erreicht, daß wir freiwillig ih- 
nen geben, Brot für die Welt. Sie beten die Unfähigkeit und die Brutalität an und wir ma- 
chen dabei mit. Sie werden noch hören, was ein Staatspräsident redet, als sein Land ins 
Chaos stürzt. Wir alle sind bereits zu Freimaurern geworden. Wir richten das gleiche Stoß- 
gebet gen Himmel, wie sie es tun: Hilfe für die Dummen, für die Untätigen und Unfähigen 
möge man uns ermöglichen. Dann würde alles besser. Und es wird dadurch nur mit jedem 
Wegwerfen von unseren Produkten schlimmer auf Erden. Wozu ist der Geist da. Wozu ist 
die Kraft da? Wozu der Wille? Um zu schaffen für diejenigen, die es verdient haben oder 
für diejenigen, die weder Geist noch Kraft noch Willen haben, oder, wenn sie es haben, es 
nicht anwenden, sondern lieber in die Flasche sehen? Es ist unsere große Schuld, daß wir 
bereit sind, zu zahlen. Wir halten die Menschheit am Leben und erlauben es ihr im glei- 
chen Augenblick, uns zu verachten und uns zu beschimpfen und uns auszunehmen. Wir 
Weiße sind klug und sind stark, aber wir sind feige zugleich. Ein Rudel mit dem Zeigefin- 
ger (190) ist typisch für diese unsere Schuld. Sie verdienen Unverdientes, haben keinerlei 
Anrecht auf das, was wir ihnen auf dem Umweg über tausende von Verbänden und Insti- 
tutionen und in vielerlei Verpackung hinwerfen. Man hat die Tüchtigen enterbt. Während 
man davon redet, die Armen seien ohne Erbe geblieben und deswegen ungerecht benach- 
teiligt, hat man in Wirklichkeit die Eigentümer der Weltproduktion, die Erfinder und die 
Dichter, ihres geistigen und materiellen Eigentums beraubt. Man hat ihnen dreingeredet, 
wenn sie etwas schaffen wollten und ihnen befohlen, nur so etwas herzustellen, was den 
Feinden dazu dienen kann, sich Ruhm zu erwerben bei der verblödeten Masse. Kommt et- 
was anderes dabei heraus, so haben sie genügend Mittel, es schnell wieder zu zerstören. 
Unliebsame Bücher wie etwa die eines Knut Hamsun, eines Ezra Pound, eines St. Exupe- 
ry, einer Ayn Rand, die werden fern gehalten von den Bibliotheken und von den Schulen, 
die verschwinden vom Markt. Sie wissen, daß wir dennoch weiter arbeiten und weiter pro- 
duzieren werden, auch wenn wir es erleben, daß unsere Werke vernichtet oder mißbraucht 
werden. Sie wissen, daß es uns auf die Leistung ankommt, daß wir uns erfüllt sehen, wenn 
wir etwas leisten, daß wir einer inneren Stimme folgen, die sie niemals gehört haben, daß 
wir ein moralisches Ziel vor Augen haben, das sie überhaupt nicht kennen. So ist es, daß 
unsere Feinde, die Feinde der Menschheit, uns mit jenen Mitteln zerstören, die wir ge- 
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schaffen haben. Sie zerstören uns mit unerer eigenen Macht. Unsere Großzügigkeit und 
unsere Geduld sind ihre stärksten Waffen. Sie rufen auf zur Rebellion, lassen die Aufge- 
hetzten sich zusammenrotten vor den Fabriktoren und vor den Universitäten und wir las- 
sen sie toben und — arbeiten weiter. Nicht wir hängen vom materiellen Besitz ab. Sie hän- 
gen davon ab. Sie sind es, die immer nur in Geld denken. Wir haben diesen Besitz und wir 
bemühen uns, ihn anzureichern. Aber wir werden niemals davon abhängig. Habt ihr die 
russischen Großfürstinnen gesehen, wie man sie 1917 in Moskau zwang, die Straßen zu 
kehren? Angetan in ihren prächtigen Kleidern taten sie es lächelnd. Und die Fotos davon 
gingen um die Welt zur Freude derjenigen, die so etwas erreicht hatten. Haben Sie die Pro- 
letarier in den Elendsvierteln der Großstädte gesehen, wie sie im Dreck versanken, ohne ei- 
nen Finger zu krümmen, vor ihrer eigenen Hütte auszufegen? Erinnern Sie sich an das 
deutsche Wirtschaftswunder und sahen Sie, was es möglich machte? Die Tugend der flei- 
Bigen Menschen, die in einer verkommenen Welt zu Parias gemacht werden sollten, aber 
dieser Welt zeigten, daß es Kräfte und Geist gibt, den man nicht zerstören kann, auch 
nicht mit eintausend Terrorbombern und mit einem Wald von Galgen, den man damals in 
Europa errichtete für die Treuen und Pflichtbewußten. Die ewige Schande der Spruch- 
kammern fiel zurück auf die „Sieger“. Wir sind diejenigen, die immer produzieren wer- 
den, schaffen werden, etwas leisten werden, in jedem Kontinent, in den es uns verschlägt. 
Sie aber haben den Geist von Räubern. Darum leben sie immer in einer angeborenen Be- 
dürftigkeit, in dauernder Lebenskrise, in dauernder Daseinsangst, sind niemals zufrieden 
und fordern immer Neues. „Keinen Pfennig den Fürsten!“ hieß ihr Ruf 1919. Sie-haben 
alles bekommen, was greifbar war und sie blieben bis zum heutigen Tage die Hungrigen, 
die brüllenden Bettler in Lumpen, auf der Plaza de Mayo in Buenos Aires genauso wie am 
Kreuzberg in Berlin. Und alle ihre Schröpferei, ihr wahnsinniges Anziehen der Steuer- 
schraube bei denen „die mehr haben“, was hat es ihnen gebracht? Die Fleißigen wurden in 
ihren hohen Plänen gebremst und gehindert und das Elend breitete sich weiter um sie aus. 
Und die Tüchtigen fanden dennoch immer wieder eine Quelle des Lebens. Dieses System 
mag als Sozialismus und als Marxismus noch weiter poltern, es wird sich niemals das Er- 
gebnis ändern. Und wir werden immer wieder zu beiden Seiten dieses Zusammenlebens die 
gleichen Gesichter sehen. Trotz aller Versuche, aus der Welt einen biologischen Saustall zu 
machen, indem man Tüchtige und Fleißige nicht mehr ausmachen kann, es wird noch auf 
lange Zeit hinaus möglich sein, die ursprünglichen, von Gott gesetzten menschlichen Un- 
terscheidungen auszumachen. Schäbige, kleine Nichtskönner werden es weiterhin versu- 
chen, die Erzeugnisse der Genies auszubeuten und zu beherrschen. Ein engmaschiges Netz 
hat man über die Menschheit gelegt, damit es so sei. Man hat diesen Diebstahl legalisiert 
und als Sünde bezeichnet, ihn zu bekämpfen. Als Nächstenliebe hat man bezeichnet, was 
Raub und Plünderung geworden sind. Soll ich Ihnen die lange Liste der verbrecherischen 
Organisationen vorführen, die schamlos aufrufen, in Südafrika den Brüdern ihrer Mei- 
nungsfabrik zu helfen? _ 

So stellt sich uns die Frage, wie ein solches Weltsystem entstehen und bestehen kann. 
Eine Weltvolksabstimmung würde ein vernichtendes Urteil über diese Zustände ergeben. 
Solschenizyn hat es beschrieben und im ersten Anlauf. die Welt überzeugt. Doch dann legte 
man auch ihm einen Maulkorb an. Die Welt lief Gefahr, aus seinen weckenden Worten die 
Folgerungen zu ziehen. Das wollte man ganz deutlich nicht im „Westen“. Während man 
Gorby Gorbatschow die liebsten Leitartikel widmet, während die „Deutsche Welle“ am 8. 
März 1989 in die Welt die Frohe Botschaft rief, „daß sich Marxismus und Christentum ge- 
genseitig befruchten“, dürfen die gleichen Marxisten offen die radikale Vernichtung jener 
Staaten fordern, die den Marxismus ablehnen. Mit Millionen von DM werden sie dafür 
ausgerüstet, . 
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Volksgemeinschaft und Weltgemeinschaft 


Eine Volksgemeinschaft ist etwas Konkretes, Meßbares. Sie unterscheidet sich von an- 
deren Volksgemeinschaften, kann sich mit ihnen messen und werten und lernen und aus- 
bauen. Eine Weltgemeinschaft ist etwas völlig Unbestimmtes, hat überhaupt keine sachli- 
chen Parameter, richtet sich in ihrem Aufbau, in ihren Resultaten lediglich nach schwam- 
migen, ideologischen Phrasen, ist ein Objekt bürokratischer Manipulation und hat keiner- 
lei sachliche Beziehungen und praktische Forderungen, keinen Impuls, keinen Ehrgeiz, 
geht nach Gesichtspunkten vor, die in ihrer Machbarkeit nicht kontrollierbar sind. Eine 
Weltgemeinschaft könnte sich höchstens messen mit einer solchen auf dem Mars oder auf 
der Venus oder theoretisch mit vorher gewesenen Volksgemeinschaften, die aber ganz an- 
dere räumliche und rassische Grundlagen und Voraussetzungen hatten wie sie eine Weltge- 
meinschaft haben kann, der man Dinge andichten kann, die nicht im Kampf ums Dasein 
und in der Verwirklichung eines inneren Dranges sich formen wollen, sondern solche, die 
irgendwelche Philosophen für erreichenswert halten. So ist es dann möglich, sie auszurich- 
ten nach an sich leeren Parolen wie Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit, die keinerlei Be- 
ziehung haben zum Leben. In einer Volksgemeinschaft wird das Leben aufgebaut auf 
Sehnsüchten, die begründet sind in der Zugehörigkeit zu einem gemeinsamen Volk, zu ei- 
ner gemeinsamen Geschichte, zu den Erlebnissen und Opfern einer gemeinsamen Tradi- 
tion und wesensgemäßen Lebensführung, arteigenen Kunst- und Kulturformen. Eine 
Volksgemeinschaft ist daher lebendig, wirkend, formend, wärmend, heiter und ernst zu- 
gleich, von tiefem Geist beseelt. Eine Weltgemeinschaft ist höchst langweilig, neigt zur 
Verblödung, ist stumpfsinnig, herzlos und geistlos, unehrlich und oberflächlich in den 
menschlichen Beziehungen, taub gegenüber Gefühlen, bringt sie die Unfähigkeit zum 
Trauern hervor, wie Mitscherlich (191) das Ergebnis der Weltkollektivgefühle nennt, aber 
auch die Unfähigkeit zu echter Freude, zu Tränen der Freude. Sichtbar wird schon heute 
in den staatlichen Abteilungen der Weltrepublik „eine Reaktionsträgheit, die sich in unse- 
rem gesamten politischen und sozialen Organismus bemerkbar macht“, es ist angeblich ei- 
ne Folge „der großen Produktions- und Verwaltungskombinate“, die „lähmend auf die 
Initiative wirken“ ... .„Für alle Länder, die vom Prozeß der Industrialisierung ergriffen 
wurden, wird die fatale Frage immer drängender, wie man politisches Engagement der 
Massen gerade an den Prozessen erreichen könnte, die über ihr Fortleben und die Art des 
Zusammenlebens entscheiden, auf die sie aber unter den gegenwärtigen Verhältnissen 
schwindende Möglichkeiten des Einflusses haben“. (192). In einer Weltgemeinschaft geht 
die Erfüllung des Einzelnen hin zum Saufen und zur Sensation als Ersatzbefriedigung ei- 
ner abgetöteten Seele. 

Bei den Regierenden in einer Weltgemeinschaft (und bei denen, die schon heute Teile 
von ihr formen möchten) ist Staatsfeind Nummer Eins der Volksgenosse, aber auch der 
Vater, die Mutter, der Lehrer, die Frau, die Kinder. Derartige Identitäten fühlen, bedeutet 
einen Rückschritt in eine Welt voller Vorurteile. 

In der Weltgemeinschaft ist man niemals glücklich, niemals zufrieden. Es herrscht eine 
Dauerkrise und gemeinsam gilt nur für alle die Gier. Kommt es zu einer Katastrophe, dann 
zerbricht sofort alles Zusammengehörigkeitsgefühl und die Leichen liegen wochenlang un- 
bestattet auf den Straßen, wie es in Mexiko geschah, oder die Politiker halten nächtelange 
Reden, ohne einzugreifen, wie es in Argentinien im Mai 1989 geschah. 
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Die Statistik ist die einzige Grundlage des Allgemeinwohls in einer Weltrepublik. Die 
Zeitungen schreiben vor, wie man fühlen soll und sie führen Beispiele an, mit denen die 
Mehrheit aber nichts anfangen kann. Es herrscht eine dauernde Desinformation, ein dau- 
erndes Beeinflussen, eine dauernde ideologische Verfärbung, um die weiter schlummern- 
den, untötbaren völkischen Bewertungen abzudrängen. Man weiß von dieser Unruhe, die 
immer wieder ausbrechen kann und man gibt ihr völlig falsche Gründe. „Es ist die Ver- 
leugnung der Geschehnisse im Dritten Reich, deren Folgen nicht anerkannt werden sollen. 
Vielmehr will man die Sieger aufgrund ihrer eigenen moralischen und politischen Maßstä- 
be zwingen, die Konsequenzen der Naziverbrechen so zu handhaben, als ob es sich um ei- 
nen belanglosen kriegerischen Konflikt gehandelt hätte... Das Dritte Reich, Hitlers 
Krieg, nur ein Traum“ (193). So soll der Eintritt in die Weltrepublik gewürzt werden mit 
Geschichtsfälschungen und man merkt nicht, daß durch derartige Versuche, dem Gewis- 
sen verlogene Nahrung zuzuführen, die Befreiungstat hinterher um so heftiger erfolgen 
muß. Ethnische Unruhen, wie sie dann überall ausbrechen, werden mit Polizei und Trup- 
pen niedergeschlagen wie in Kossovo und in Estland und in Zaire und in den USA und 
morgen in Südwestafrika. Den vorangegangenen Weltkriegen wird daher ein Weltbürger- 
krieg folgen, zu dem gleichen Ziel, einer im Dunkeln tätigen Gruppe von grenzenlos 
Machtgierigen die Welt zu Füßen zu legen. Niemals hat es ein verwerflicheres politisches 
Ziel gegeben. 

Es sollen hier aber nicht nur aus großem Abstand gewonnene Überlegungen zu Worte 
kommen. Wir schließen darum dieses Thema mit einem Dokument, das den Geist wieder- 


Ansprache uzemuulläilisisne. zum Tag der Deutschen Arbeit 
1. Mai 1933 auf dem Tempelhofer Feld zu Berlin: 


“Das ist der Sinn des 1. Mai, der von nun ab durch die Jahrhunderte 
hindurch in Deutschland gefeiert werden soll, daß an ihm alle die 
Menschen, die im großen Räderwerk unserer nationalen Arbeit tätig sind, 
zueinander finden und gegenseitig sich einmal im Jahre wieder die Hände 
reichen in der Erkenntnis, daß nichts geschehen könnte, wenn nicht alle 
ihren Teil der Leistung und der Arbeit dabei vollbringen. 

. Wir wollen tätig sein, arbeiten, uns brüderlich vertragen, mitein- 
ander ringen, auf dass einmal die Stunde kommt, da wir vor ihn hintreten 
können und ihn bitten dürfen: Herr, du siehst, wir haben uns geändert. Das 
Deutsche Volk ist nicht mehr das Volk der Ehrlosigkeit, der Schande, der . 
Selbstzerfleischung, der Kleinmütigkeit und der Kleingläubigkeit. Nein, 
Herr, das Deutsche Volk ist wieder stark geworden in seinem Geiste, stark 
in seinem Willen, stark in seiner Beharrlichkeit, stark im Ertragen aller 
Opfer. Herr, wir lassen nicht von Dir. Nun segne unseren Kampf um unsere 
Freiheit und damit um unser deutsches Volk und Vaterland.” 


gibt, der uns Deutsche 1933 beseelte und zu dem wir uns heute noch völlig offen und frei 
bekennen. Wir wollen es den Lesern überlassen, damit zu vergleichen, was heıte an Gedan- 
kengut am Arbeitsplatz herrscht, irgendwo in der Bundesrepublik Deutschland, in der 
Deutschen Demokratischen Republik und in der Bundesrepublik Österreich. Wir wollen 
dazu dann die Frage stellen, ob das, was in unserer Welt heute geschieht und was sich in 
ihr mit dem Segen der Herrschenden vorbereitet, möglich wäre, wenn noch jener Geist 
herrschte, den wir einst miterlebten und mitformten. Vielleicht hängt diese Frage mit der 
anderen eng zusammen: ob der Weg in den II. Weltkrieg vielleicht bestimmt war von jenen 
Förderern einer Weltrepublik, denen solcher Geist im Wege stand. 
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Die Ziele der „Vereinigten Linken“ 


Guillermo Sherpping, Leiter der kommunistischen chilenischen Jugend, hält im Nor- 
den in Antofagasta am 1. März 1989 eine Rede: „Das, was wir auf dem Gebiet der Demo- 
kratie erreicht haben, war immer Ergebnis der Rebellion gegen die Ungerechtigkeit. Im 
Licht der geschichtlichen Erfahrungen erklären wir, daß die einzige Form, tiefgreifende 
demokratische Reformen zu erreichen, im Kampf und im Aufstand gegen die Ungerech- 
tigkeit besteht. Diejenigen, die heute ihre Interessen vertreten, jene Multinationalen, die 
Finanzmächte und der Imperialismus, die sind nicht dazu bereit, gütlich und als erstes ein- 
mal das abzutreten, was absolutes Eigentum des Volkes ist, das 15 Jahre hindurch in ei- 
nem diktatorialen Regime gelebt hat.“ Und am gleichen Tage veröffentlicht die „Vereinig- 
te Linke“ (Izquierda Unida) ein Dokument, in welchem sie fordert, daß eine Übergangsre- 
gierung in vier Jahren nach der vollständigen Beseitigung der derzeitigen staatlichen Orga- 
ne die Bedingungen schaffen muß für ein neues politisches, authentisch demokratisches 
Regime, das sich in einer vollständig neuen Verfassung ausdrückt. 

Ja, dieser General (Pinochet). Das war eine sehr schlechte Regierung. Nur Uniformen, 
nur Polizei. Nichts wurde für das Volk getan. Nur das zählte, was die Fabriken abliefer- 
ten, was aus den Feldern und Gärten kam und was auf die Schiffe verfrachtet wurde. Wer 
da nicht mitschuften wollte, der war abgeschrieben, den übersah die Regierung einfach. 
Für die galt nur, wer etwas leistete, produzierte, erntete und wer diese neuen Maschinen 
bauen und bedienen konnte, mit denen man schnell ausrechnen konnte, was produziert 
worden war. Das menschliche Elend, die abseitsstehende Menge derjenigen, die sich an 
diesem Geschehen nicht beteiligte, die bekam nichts, nur weil sie nicht mitmachen wollte. 
Das war die große Ungerechtigkeit, der Schlag ins Gesicht aller Menschlichkeit, denn 
„menschlich“ war es doch, einem jeden zu gestatten, nicht mitzumachen, zu warten, bis 
der Staat einsprang und Lebensmittel und Kleider kostenlos verteilte. Die da, die arbeite-“ 
ten und nicht genug zusammenraffen konnten, sie hatten die hehre sozialistische Pflicht, 
von dem Eingeheimsten abzugeben denen, die nichts hatten. Das war Gottes Wille, das 
war der Sinn dieser Welt von heute und von morgen, im Gegensatz zu der brutalen Welt 
von gestern, in der jeder das behalten durfte, was er erarbeitete, auch, wenn er es nicht 
selbst aufessen konnte. Und wenn sie trotzdem weiterarbeiten, so muß man es ihnen ver- 
sauen, dieses Ziel eines glücklichen und reichen Landes, dann muß man Blausäure in die 
Exporttrauben tun, wie man es dann in Chile tat. Wozu hat man einen amerikanischen 
Botschafter im Lande, der weiß, worauf es heute ankommt, und der dafür sorgt, daß so 
eine Tat in den Vereinigten Staaten auch gleich genutzt wird, um diese frechen Tüchtigen 
in Chile zu Boden zu zwingen, und wozu hat man einen deutschen Botschafter im Lande, 
der die dortigen fleißigen Deutschen als Nazi-Enklave anpöbelt. Vor vierzig Jahren war 
man schon einmal in einer ähnlichen Lage’ gewesen. Da hatte jenes Volk in Europa der 
‚Welt gezeigt, daß „Demokratie“ ein schlechtes Herrschaftssystem ist und daß man mit ei- 
ner fleißigen Volksgemeinschaft weiterkommt. Damals hat man sie mit Krieg überzogen 
(194). Heute stiehlt man ihnen die Frucht ihrer Arbeit und treibt sie ins Elend, damit sie 
nicht mehr als Beispiel für eine mögliche bessere Welt genannt werden können. Wenn uns 
die Superreichen im Norden beiseitestehen, dann wird es uns, den Abseitigen, den Marxi- 
sten in Chile, gelingen, auch unser Land von den Fleißigen, diesen Störenfrieden einer 
friedlichen Welt zu befreien, damit wir in Ruhe uns vollsaufen können wie es nach den 
Worten unserer Bischöfe der Wille Gottes ist. Gottseidank hat man es in Europa und in 


220 


den anderen führenden Demokratien längst begriffen, worauf es ankommt. Schluß muß 
gemacht werden mit dem dummen Gerede von der Arbeit, die ehrt, von dem Gemeinnutz, 
der vor Eigennutz geht, von dem „Ziel“, daß sich ein Mensch geben muß, von so dummen 
Begriffen wie Verantwortlichkeit, Pflichterfüllung, Nächstenliebe, Menschenwürde, Sau- 
berkeit, elitärem Denken und Handeln. Da, wo sich so etwas noch oder wieder breit 
macht, muß man mit Verleumdungen und mit Zwang die Gestrigen zur Vernunft bringen, 
wie man es mit „Dignidad“ versucht. Man muß sie bestrafen, diese Leute, die so viel arbei- 
ten und dadurch andere zwingen, ebenfalls zu arbeiten, um mitkommen zu können. Denn 
sie machen sich schuldig mit jedem Peso, den sie nicht selbst verzehren können und den sie 
nicht sofort an einen Armen verschenken. Nur, wenn sie in ihren Gesellschaften Einrich- 
tungen schaffen, die das Erarbeitete immer sofort weiterleiten an die Schwächeren, kann 
man sie noch bestehen lassen. 

Und es erfüllt die Weltverbesserer mit Angst, ja, mit Panik, daß sich die Tüchtigen 
nicht einmal schuldig fühlen. Denn das ist die Hauptsache bei diesem System, man muß 
denen, die man bestehlen will, einreden, daß sie schuldig sind, daß sie etwas wieder gutzu- 
machen haben, daß sie Wiedergutmachung leisten müssen an den Armen und Unterent- 
wickelten. Sie müssen sich selbst verachten lernen, weil sie reich sind. Es kann kein allge- 
meines Wohl, keinen allgemeinen Wohlstand geben, ohne diese Umerziehung derjenigen, 
die die Mittel geschaffen haben für den allgemeinen Nutzen. Sie müssen nur noch ein 
menschliches Ziel vor sich sehen: sich selbst zu vernichten. Ihnen darf gar keine andere 
‚Wahl bleiben, Sie müssen diesem Opfer selbst zustimmen, freiwillig müssen sie Beiträge 
leisten für die Volkswohlfahrt, und sie müssen es tun als Abtragung einer schweren 
Schuld, die darin besteht, daß sie fleißiger und arbeitsamer waren, und die sie auf sich ge- 
laden haben, weil sie erbarmungslos waren, weil sie Kraft und Selbstdisziplin gezeigt ha- 
ben, weil sie neue Wege gegangen sind, die noch niemand entdeckt hatte, und weil sie so 
Maschinen und Werkzeuge und Früchte produzierten, die nach ihrer Meinung ihnen ge- 
hörten, während doch alles verteilt werden muß. Sie haben einen falschen Moralkodex ge- 
habt, diese arroganten, geistig unabhängigen Einsamen über der Masse, die sie meinten, 
verachten zu dürfen, weil sie etwas tat, was sie selbst niemals getan: Betteln und um Hilfe 
. zu bitten. Um ihrer Leistung willen sind sie verhaßt. Und das müssen sie mit „Hilfe“ kom- 
pensieren. 

Auch in Europa kam es nicht von selbst, die große Wende hin zu einer besseren Welt. 
Man mußte erst mit einem Krieg aufwarten, mußte erst die Menschheit aufklären über das 
grausame einer auf das eigene Volk begrenzten Volksgemeinschaft, die in Wirklichkeit nur 
die Starken und Erbgesunden und Tüchtigen und Treuen anerkannte, mußte den Weg frei 
machen für Mitleid und Hilfe auch und gerade für Volksfremde. Es wurde nicht alles er- 
reicht, was gewollt war. Es blieb noch vieles zu tun übrig. Doch hatte man wenigstens ei- 
nen Anfang gemacht, hatte Institutionen geschaffen, auf denen der Jugend auseinander- 
gesetzt werden konnte, worauf es im Leben ankommt und welche Feinde der kleine Mann 
hat. Man hatte wenigstens — in Nordamerika wurde der glückliche Gedanke geboren und 
in Europa hat man es kopiert — Foundations, Stiftungen, geschaffen, die jetzt in der Lage 
sind, große, ganz große Geldsummen aufzubringen, um dem Steuer der Geschichte aueh 
in Chile eine andere Richtung zu geben. Man befreite diese Waffenträger der Zukunft von 
allen Steuern und gab so dem ganzen Geldsystem eine besondere Färbung. Diese Gelder 
waren es, die auch die niederträchtige Rede von der schweigenden Revolution in Chile un- 
terdrückten und die underdogs ans Ruder brachten. 55% der Wähler Chiles haben dank 
dieser Gelder eingesehen, daß das ganze Gehabe von einer großen Leistung der Regierung 
Pinochets, von einer verbesserten Wirtschaftslage, von einer Festigung und Beruhigung 
der Verhältnisse, eingestampft und zum Schweigen gebracht werden muß, denn es beruht 
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auf der Achtung vor der Leistung. Es will nur den Fleißigen und Tüchtigen etwas geben 
und sieht nicht auf die Beiseitegedrängten, die im Straßengraben Lebenden, von denen 
man böslich behauptet, niemand hätte sie dorthin geschoben, es sei denn ihre eigene Unfä- 
higkeit und Trunksucht und der Neid und die unberechtigte Eingebildetheit, die sie zu Pa- 
rias macht, während es in Wirklichkeit doch nur das berechnete Ergebnis eines unanstän- 
digen Wirtschaftssystems ist. Das gilt es jetzt zu beseitigen. Schluß mit der dummen Re- 
densart von der wirtschaftlichen Unabhängigkeit Chiles, die sie erkämpft haben wollen, 
mit der Bewertung der Menschen von ihrem Können her. Alle Menschen sind gleich, und 
dieser Gleichheit muß nachgeholfen werden. Und wenn dazu Geld gebraucht wird, dann 
muß man es sich leihen. Rockefeller bietet es mit Handkuß an. Und wenn es nicht zurück- 
gezahlt werden kann, weil nicht erarbeitet wurde, was man dafür braucht, dann muß man 
eben neues leihen. In unserem Nachbarlande Argentinien sieht man, wie so etwas ganz 
glänzend funktioniert. Was schadet es dem Arbeiter, wenn irgendwelche Zahlen in soge- 
nannten Bilanzen sich laufend um weitere Nullen verlängern. Ihm kommt es darauf an, 
billig zu wohnen und zu essen. Er hat ein Anrecht darauf. Es ist gemeine, niederträchtige, 
grausarne Züchtigung, ihm von Pflichten zu reden, bloß weil andere an so etwas glauben. 
Das Wort Pflicht ist eine Erfindung der Ausbeuter. Aasgeier sind sie und Schurken. 

Doch, wie war es jenen zumute, denen.da „geholfen“ werden sollte? Sie hatten ehrlich 
gehofft, daß ein „Diktator“ davongejagt werden würde und daß es jetzt für sie gelte, die 
Unteren würden die Oberen werden. So stand es an Hauswände geschmiert. Doch, wie 
wird es nun weitergehen? Wie lange wird dieses Leben in Saus und Braus anhalten, das 
nach dem Abwählen Pinochets den Chilenen bevorsteht? Wie hoch können die dann gelie-. 
henen Summen noch klettern? Wie lange werden die Tüchtigen dann noch mitmachen, an- 
statt daß sie auf halbe Fahrt gehen, weil es ihnen zu dumm ist, für andere zu schuften? 
Und wenn dann alles so langsam zusammenbricht, nichts mehr funktioniert, die Verspre- 
chen nicht mehr eingehalten werden können, wie es diesseits der Kordillere schon heute so 
prächtig vorexerziert wird? Wenn sich das Heer der Enttäuschten von Tag zu Tag mehrt 
und von Stunde zu Stunde ihm klarer wird, in welcher Lage sie sich befinden, daß man sie 
genarrt hat, daß die schönen Zahlenspiele mit dem wachsenden Vertrauensschwund im- 
mer närrischer werden? ‘Wenn sie vergeblich Umschau halten, wie noch irgendwelche 
Hoffnung zu schöpfen? Wenn sie, wie in so vielen „Demokratien“, sich verzweifelt fra- 
gen, wen man noch wählen soll, weil ihnen diese Regierungskunst nur Nullen anbietet und 
Korrupte? Wenn so der Prozentsatz der weißen, unausgefüllten Stimmzettel die größte 
Partei darstellt, wie es bei den jüngsten Präsidentenwahlen in den so vorbildlichen Verei- 
nigten Staaten der Fall war? Wo mehr als 50% der Wähler gar nicht erst zur Wahl gingen? 
Dann ist auch in Chile der von ihnen erhoffte, gewollte Zusammenbruch da, dann kann 
man Chile einreihen in Lateinamerika. 

Noch ist.das Zukunftsmusik, doch zeichnet sich dieser Weg schon ab. Noch steht Chile 
auf der Höhe niegekannten Aufwärtsdranges. Und wir werden noch manches zu dem Weg 
hin zu den Wahlen am Ende der Ära Pinochet zu berichten haben. Da aber diese chileni- 
sche Entwicklung parallel verläuft zu gleich lehrreichen Vorgängen in anderen Weltgegen- 
den, wollen wir auch diese Entwicklungen verfolgen. Insbesondere Argentinien und Süd- | 
westafrika haben wir da als Gegenstand unserer Kommentare herausgegriffen. Als Kitt 
zwischen diesen Türmen des „Fortschritts“ in unserer Gegenwart seien ein paar Worte ge- 
stattet über gewisse übernationale Vorgänge, ohne die Utopia nicht geboren werden kann. 
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Geld regiert die Unterwelt 


Die Tatsache, daß „der Westen“ größere Geldmengen zur Verfügung hat und diese 
politisch.in anderen Weltteilen einsetzt (es ist das sogar wesentlicher Teil der bewilligten 
Daseinsberechtigung dieser Staaten), verpflichtet eigentlich die „westlichen“ Nationen, ei- 
nen Informationsdienst einzurichten, der über die dunklen Fäden der Freimaurerei und ih- 
rer Hilfsorganisationen hinausreicht und so eine Weitergabe der Gelder in verantwor- 

‘tungsvoller Weise garantiert. Von dem bereits genannten Nationalen Sicherheitsrat Argen- 
tiniens erfahren wir, daß dessen heterogene sektorial ausgesuchten Mitglieder sich das Er- 
‚gebnis ihrer jeweiligen Erkundungen nicht gegenseitig mitteilen, daß das dazu führen 
würde, daß auf dem Wege über andere anwesende Mitglieder des gleichen Konklaves die 
‘entdeckten Staatsfeinde gewarnt würden (195). Wir erfahren weiter, daß man an einem 
Gesetz gegen den Terrorismus herumdoktert. Da man verschiedene Ziele im Auge hat, es 
einige Regierungsmitglieder innerlich zum Marxismus hinzieht, andere wieder in lauwar- 
mer Unentschlossenheit am liebsten alles hinauszögern möchten, sieht der Gesetzesent- 

. wurf entsprechend aus. Der im Cosena vertretenen Linken liegt es daran, am liebsten das 

Heer bei der Bekämpfung des Terrorismus völlig auszuschalten. Auch bei den früheren 
Umwälzungen stand am Anfang immer die Ausschaltung des Staatsschutzes. Das war so 
von den Tagen der Bastille bis hin zur Oktoberrevolution (196). Doch mit einem solchen 

: Gesetz ist man in der Bevölkerung keineswegs einverstanden. So überläßt man grundsätz- 
lich die Bekämpfung der Staatsgegner der Polizei und erst, wenn diese über den Haufen 
gerannt wurde, darf das Militär eingreifen. Verhindert werden soll auch, daß das Militär 

' Staatsfeinde aufstöbert und geheimdienstlich verfolgt. Man will sich deren Sympathien 
auf der Linken nicht verscherzen. So wird angeordnet, daß nur der Oberste Befehlshaber 
der Streitkräfte bestimmen darf, in welcher Weise die Geheimdienste der Wehrmacht tätig 
sein dürfen. Und das ist der Präsident der Republik. Und der heißt derzeit Dr. Raül 

Alfonsin. : 

So müssen wir uns auch die Lage in anderen Staaten vorstellen. Die Unterwanderung 

‘durch die Freimaurerei macht den Aufbau eines schlagkräftigen Instruments zur Auf- 
rechterhaltung von Ordnung und Sicherheit überall unmöglich. Derzeit, und dieses seit- 
dem wir uns in dieser Weltlage befinden, kann daher auch von einer korrekten, sachlich 
einwandfreien Unterrichtung (deren Ergebnis von den jeweils Ortsansässigen und daher 
Sachkundigen akzeptiert werden würde) nicht die Rede sein. Im Gegenteil, gerade die In- 
"formation etwa der Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland, über die politische La- 
ge in anderen Kontinenten ist in katastrophalem Umfang unrichtig und unvollständig. Es 
werden daher sehr große Summen vergeben an Personen und Klüngel, die für ähnliche Be- 
richterstattung in der BRD selbst unter den Augen der Wähler nicht einen einzigen Pfen- 
nig bewilligt bekommen würden. Das liegt zunächst daran, daß die Sachkenntnis über 
überseeische Länder mehr als rudimentär ist, und zwar nicht nur bei den Abiturienten, 
sondern selbst an Stellen, wo man solches nicht erwarten würde. (Ich möchte nicht das Er- 
gebnis einer Befragung der westdeutschen Bundestagsabgeordneten sehen). Und es liegt 
auch daran, daß die gegenwärtigen Meldungen von drüben einem übergeordneten politi- 
schen Ziel dienen sollen und deswegen vielfach stark gefälscht und entstellt sind. Und zwar 
von Kräften, die ganz etwas anderes im Auge haben als nutzbare Unterrichtung, wie sie 
für Existenz und Zukunft eines unabhängigen und gesunden Deutschlands erforderlich 

. wäre, Oft genug arbeiten sie sogar deutlich diesem Ziele entgegen. 

Diese Kräfte sind beherrschend, wohin wir auch sehen. Das amerikanische National 

Geographic Magazine, um ein erstes Beispiel anzuführen, bemüht sich, am gleichen Stran- 
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ge zu ziehen. Man sehe sich nur einmal die Nummer 2/88 zum Thema „Australien“ an. 
Nicht nur, daß man bei einer Vorstellung der Erforscher des Kontinents den bedeutend- 
sten Entdecker des Innern, den Deutschen (!) Ludwig Leichhardt überhaupt nicht er- 
wähnt. Es scheint nach den Bildern ein Kontinent zu sein, belebt von Asiaten. Zeigt man 
einen Weißen, so ist er das Ebenbild von Brutalität und Stumpfsinn. An mancher Propa- 
gandazeile sieht man, wie um den Leserbestand gekämpft wird. Es wird darum von Num- 
mer zu Nummer zusehends primitiver, oberflächlicher, sensationeller, antiweißer, anti- 
deutscher. Das mangelnde Interesse der Jüngeren an Schriftlichem, eine Folge gerade der 
Maurererziehung hin zur Oberflächlichkeit und Wertelosigkeit, und dem von ihr Vorge- 
setzten trifft eben auch gerade die Produkte der Umerzieher. Die „Alpina“ der Schweizer 
Großloge will (seit 4/88) darum keine „Vereinspublikation“ mehr sein. Der Großmeister 
zeichnet mit dem Titel „Chefredakteur“. „Nicht nur Freimaurer sollen die ‚Alpina‘ lesen“. 
So aber liest sie bald keiner mehr. 


Auswandern? 


Wenn so Vieles versagt hat und andererseits große Bewegung in menschliche Zusam- 
menhänge gekommen ist, fragt es sich doch, ob ein derart für Ortswechsel günstiger Au- 
genblick, eine solche Zeit des völligen Umbruchs, der Einnivellierung und der Krise nicht 
vielleicht genutzt werden könnte. Nicht nur, wie wir es bereits ausriefen, um das Christen- 
tum wieder neu zu formen, sondern vielleicht auch, um mit Hilfe der nun einmal zugege- 
benen deutschen Organisationsfähigkeit, der deutschen Naturliebe und deutschem Fleiß 
die Schaffung bzw. erneute Schaffung konstruktiver Verhältnisse in verschiedenen Welt- 
gegenden anzugehen. Dabei müßte man natürlich in erster Linie an Gebiete denken, die | 
bereits einmal unter deutschem Schutz standen und in denen man an einstige deutsche Lei- 
stungen anknüpfen kann. Man möchte dabei an einen Verband denken, der sich aus jun- 
gen Deutschen rekrutiert, von Deutschland ausgebildet und erzogen und finanziert wird. 
Daß heute eine deutlich gegensätzliche Strömung vorherrscht, man überall aufbauende 
Arbeit (vor allem von Deutschen) zu hintertreiben versucht, darf bei solchen Gedanken 
nicht übersehen werden. Man würde sicher mit allen möglichen Mitteln, Verleumdung und 
konkreter Sabotage, versuchen, sich kein starkes Politikum entwickeln zu lassen. Trumpf 
ist nun einmal heute der Antigermanismus und in weiterem Sinne die Ausschaltung der 
Europäer als solcher. Trotzdem sollte man daran gehen und gewisse Richtlinien aufstellen, 
im Rahmen derselben überall dort im kleinsten Bereich, wo Aussicht auf Durchstehen be- 
steht, vorangeschritten wird. 

Auslandsdeutsche Hilfsstellen für deutsche Einwanderer könnten sich so herausbilden, 
die es Landsleuten erleichtern, Fuß zu fassen und sich eine Existenz aufzubauen als Zelle 
darauf aufbauender Mitarbeit in der Fremde. Uns sind bereits hunderte solcher Fälle be- 
kannt, doch schlagen sie trotz oft bemerkenswerter Anfangserfolge nicht zu Buch, da ih- 
nen Wirkung in die Breite (Zeitschriften usw.) und in die Tiefe (Schulen) fehlen. 

Und ein weiteres ist hier zu sagen: Mit Hilfsstellen alleine ist am wenigsten getan. Wer 
mit fremder Hilfe hinausgeht, kommt nicht weit. Wer sich nicht mit den geringen eigenen 
Mitteln durchbeißen will, soll lieber zu Hause bleiben. Wenn ich mich umsehe nach aus- 
landsdeutschen Leistungen (und denen anderer Europäer) in Übersee in den letzten vierzig 
Jahren, so ist ihr gemeinsames Merkmal, daß niemand von diesen gebettelt hat. Erst in 
diesen Tagen erlebte ich es jedoch erneut, daß sich Europäer diesen Sommer dazu ausersa- 
hen, um sich in Südamerika ein warmes Nest zu suchen. In den meisten Fällen zeigte schon 
ihre Uninteressiertheit an lokalen Ereignissen und am familiären Zusammenleben ihrer 
Gastgeber, ihre blasierte Manier, auf unsere nicht so reich mit technischem Fortschritt 
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ausgerüstete Welt herabzuschauen, daß sie besser tun, wieder heim zu reisen zu Arbeitslo- 
senhilfe und Pensionsanspruch. Wenn ich sagte, daß der Augenblick günstig ist, um zu 
Neuem aufzurufen, so denke ich an einen Loyola, an einen Codreanu, nicht an einen gut- 
bestallten Entwicklungshelfer oder an einen eingebildeten Vertreter einer verstiegenen po- 
litischen Klique mit klingenden nationalen Sprüchen, der sich niemals aus dem Schatten- 
bereich seines Fahnenmastes entfernt hat und nun meint, hier für seine Kirchturmsideen 
missionieren zu können. Das sind keine Auswanderer, das sind Abenteurer. 

Inzwischen ging die Geschichte in Chile weiter und wir wollen den Faden wieder auf- 
nehmen. Nach einem warmen und trockenen Sommer 1988/89 mit den entsprechend ange- 
brachten politischen Ferien unternahm General Pinochet eine Reise in Richtung Süden. 
Von den dort wohnenden Mapuches wurde er zum Großen Conductor ernannt und mit 
den Insignien seiner neuen Würde beliehen, insbesondere dem Marschallstab der Indianer. 
In einer Rede, die über alle Sender des Landes übertragen wurde, sagte er am 17.2.1989 
aus Temuco: „Die Führer der Opposition reisten nicht ins Ausland, um um Geld zu bitten. 
Sie weinten um Geld. Sie waren richtige Ratten, die Geld suchten, und dabei Geschichten 
erfanden und Verleumdungen“. Er betonte, daß er die Dokumente in Händen hat, wo- 
nach die Opposition hundert Millionen Dollar bekam. Der Subsekretär der Christdemo- 
kraten, Jose de Gregorio, bezeichnete diese Äußerungen als übertrieben und meinte, „es 
stimmt nicht, daß er das beweisen kann“(!). Da wir inzwischen ähnliche Ratten für die 
(marxistischen!) Schwarzen in Südafrika am Werk gesehen haben, wird der Leser verste- 
hen, wenn im Mai 1988 das Parlament in Pretoria „den Zufluß ausländischer Geldmittel 
für politische Zwecke beschränkt hat“. Nimmt man dazu, was wir von den Reisen argenti- 
nischer Politiker durch die Presse erfuhren, so liegt es nahe, von einem Zeitalter der Rat- 
ten zu sprechen. 


Das Moralgesetz dieser Welt 


Anfang März 1989 sieht man Pinochet, begleitet von mehreren Ministern, erneut im 
Süden. Er weiht bei dieser Gelegenheit u.a. einen modernen Fischereihafen bei Puerto 
Montt ein. Ja, dieser General kann stolz sein auf das Geleistete. Er hat gezeigt, daß er et- 
was vom Regieren versteht. Handeln ist ihm immer die erste Pflicht gewesen. Wie bezeich- 
nend: An dem gleichen Tag, da Pinochet einen neuen Hafen dem Verkehr übergibt, hält 
- Alfonsin in Buenos Aires eine Rede (in der Cämara de Granos, der Getreidekammer). Po- 
_litischer Streit ist Pinochet zuwider. Hat es überhaupt Sinn, gegen das anzukämpfen, was 

da alles gegen ihn geredet wird? Führt er nicht tagtäglich dem chilenischen Volk vor, was 
geschaffen wurde, was sich geändert hat, was sich gebessert hat? Ist das nicht genug? Was 
tut es, daß die Welt der Maurer davor in „mündiger Vollkommenheit“ die Augen ver- 
schließt, daß man keine Kenntnis nehmen will von dem, was dieser Mann und die Seinen 
für Chile geleistet haben. Vielleicht wird man, wie man es etwa mit der „Brücke Salazar“ 
über den Hafen von Lissabon tat, seinen Namen aus der chilenischen Geschichte zu lö- 
schen versuchen. Was hat es ihnen aber geholfen, die Reichskanzlei und den Berghof zu 
sprengen? Meint man wirklich, Zerstören als Regierungsaufgabe hinstellen zu können? 
Wird man wirklich auf ewig gegen die Moralgesetze dieser Welt anstinken können, gegen 
das Leistungsprinzip? 

Gleichzeitig errichtet die Firma Lever-Chile eine Fabrik zur Herstellung von Fischfut- 
ter. Es geschieht im Rahmen eines Gesetzes zur Erleichterung ausländischer Inversionen. 
45 Millionen Dollar umfassen diese derzeitigen Projekte. „Chile ist mit eigener Identität in 
die Welt integriert und belegt dieses mit einem weiteren Ansteigen seines Außenhandels“, 
wie Wirtschaftsminister Manuel Concha betont. Er fügt hinzu, daß die X. Region um 
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Puerto Montt die geringste Arbeitslosenquote von Chile (2,8%) hat. Uns interessiert auch, 
daß es sich um einen Raum handelt, der seit je deutsch-chilenisches Arbeitsfeld ist. 

Politisch wird die Lage im März 1989 gekennzeichnet von einer Unklarheit bezüglich 
der Präsidentschaftskandidaten. Die Linke zeigt sich disziplinierter als die Rechte in Ange- 
sicht der politischen Notwendigkeit, nur einen Kandidaten aufzustellen. Die Regierung da- 
gegen legt für den Augenblick mehr Gewicht auf die Fortsetzung ihrer Aufbauarbeit als 
auf politische Themen. 

Wesentlich zur Entwicklung abseits liegender Gebiete trägt bei, daß die Regierung den 
Gemeinden größere Beträge zur Verfügung stellt, um die Dienste lokaler Natur auszubau- 
en. Für Straßenbau und Elektrifizierung ärmerer Ortschaften werden 3.200 Millionen Pe- 
sos zur Verfügung gestellt und weitere 4.000 Millionen in der zweiten Hälfte 1989 bereitge- 
stellt. Die Verwendung der Gelder liegt in den Händen der Bürgermeister (alcaldes) und 
der Consejos Comunales de Desarollo, einer Art Bürgerinitiativen, die überall geschaffen 
wurden. 

Irritierend und störend ist der Komplex eines etwaigen zweiten Plebiszits, das die Op- 
position fordert, um einige Verfassungsänderungen noch vor der Präsidentenwahl zu er- 
reichen. Die Regierung hat den Gedanken aufgegriffen, doch, als sie dann ihre Vorschläge 
zur Besprechung mit der Opposition vorlegt, da zieht diese sich zurück. Sie wünscht wei- 
tergehende Reformen. Pinochet lehnt diese energisch ab: „Die Institutionen des Landes 
werden nicht geändert“. (2.5.89). Doch dann einigt man sich. Abseits steht nur die marxi- 
stische Linke. Da 84% der Wähler den Änderungen am 31.7.1989 zustimmen, kann man 
den Linken 16% zusprechen. Bisher schätzte man sie auf 30%. Damit wird der Marxismus 
von den Christdemokraten bei der gemeinsamen zukünfitgen Regierung stark überbewer- 
tet. Erneut helfen sie dem Marxismus in den Sattel. 

Wenn man sich den kostspieligen Aufwand ansieht, mit dem man Chiles Bevölkerung 
bestimmen wollte, gegen Pinochet zu stimmen, wenn man überall, auch bei den deut- 
schen, amerikanischen usw. Geldgebern der Opposition sehr gut weiß, daß Chile ganz im 
Gegensatz zu seinen „demokratisch“ gelenkten lateinamerikanischen Nachbarn aufblüht, 
wenn man den moralischen Sumpf zur Kenntnis nimmt, der sich stinkend rund um dieses 
saubere Land ausbreitet, so gibt es überhaupt keine andere Erklärung für diese gigantische 
Ausgabe von einhundert Millionen Dollar als die erkannte zwingende Notwendigkeit, den 
eklatanten Beweis von der Unbrauchbarkeit der „Demokratie“, den Pinochet heute gelie- 
fert hat — koste es, was es wolle — zu beseitigen. Ein gutes Beispiel verdirbt die schlechte 
Routine. Der gelungene Beweis für die Dreckigkeit und Unfähigkeit der „Demokratie“, 
Menschen glücklich machen zu können, mußte um jeden und wenn schon sechsstelligen 
Preis, unter den Tisch gefegt werden. Es geht nicht in diesem Falle und auch in keinem an- 
deren darum, einem besseren Regime zum Siege zu verhelfen, sondern darum, ein aner- 
kannt und bewiesenermaßen besseres zu vernichten — um der Philosophie willen! Es ist 
die gleiche Zielsetzung, die einen F.D. Roosevelt bewegte, gegen den Nationalsozialismus, 
gegen die europäischen Traditionen zu kämpfen, als sein Land in Verderbnis und in Wirt- 
schaftskrisen versank. Auch damals schon war das ein sehr kostspieliger und sehr schmut- 
ziger Kampf. Und er hat eine Welt aus der Taufe gehoben, die für die Mehrheit ihrer Be- 
wohner zur Unwelt, zur Hölle wurde. Von jenseits der Oder und Neiße bis ans Chinesische 
Meer, von Riga bis in die Urwälder Schwarzafrikas, von Kuba bis Sansibar und Äthiopien 
mußten Millionen und Abermillionen eines schrecklichen Todes sterben, nur weil einige 
Wahnsinnige, Machtgierige vorgaben, die Welt verbessern zu wollen. Wir waren bereits in 
den Seiten dieses Buches Zeugen davon, daß ein Großmeister der Freimaurerei 1988 „das 
Glück des Menschen und seine volle Erfüllung hier auf Erden“ als Ziel maurerischer Be- 
mühungen nennt, während gleichzeitig sein jenseits der Kordillere benachbarter Rangge- 
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nosse in Europa „um die Unterstützung der Demokratie“ bettelt, die in seinen Augen per- 
sonifiziert ist in einem Staatspräsidenten, der sein Land objektiv gesehen in sechs Jahren 
in den moralischen und wirtschaftlichen Ruin geführt hat und dafür am 14. Mai 1989 von 
seinem Volk die Rechnung präsentiert bekam, wie wir noch hören werden. 

Präsident Pinochet greift das Thema der finanziellen Unterstützung der Opposition 
aus dem Ausland noch einmal in einer Rede auf, die er am 2. Mai 1989 in Antofagasta 
hält: „Dieses Land befindet sich erneut am Rande einer der finstersten Epochen seiner Ge- 
schichte, wenn man es marxistischen Sektoren mit dem Aval sogenannter Christen, die 
sich so nennen, obwohl sie eingefleischte Atheisten in ihren Reihen haben, gestattet, sich 
unseres Bodens erneut zu bemächtigen. Wir waren soeben Zeugen davon, daß diese angeb- 
lichen Demokraten Vorschläge für eine Verfassungsreform zurückweisen mit einer Be- 
gründung, die zeigt, daß ihr einziges Ziel die Vernichtung der gegenwärtigen Einrichtun- 
gen ist... Sie können sicher sein, daß die Mittel, die diese Regierung anwandte, immer 
nationalen Notwendigkeiten dienten, aber niemals den blinden Befehlen einer internatio- 
nalen Ideologie folgte, die nur das als wirklich ansieht, was sie diktiert und niemals den 
Richtlinien fremder Mächte folgte, die die Gewissen schwächerer Nationen kaufen und 
mit Gewalt ihre demokratischen Konzepte Völkern aufzwingen wollen, die diese ablehnen, 
denn sie haben die imperialistische Zielsetzung erkannt, die dahinter steckt, uns nämlich 
zu unterjochen. “ 

„Wieviel Geld gab das nordamerikanische Auswärtige Amt den Politikern für den ver- 
gangenen 5. Oktober? Noch heute verteilen sie Prämien an diejenigen, die mit ihnen zu- 
sammenarbeiteten. Wieviel zahlte Holland mit seinen Beiträgen zum NOVIB und anderer 
für Projekte, sich gegen die Regierung zu erheben? Wieviel Italien mit seiner Hilfe für die 
Demomarkxista-cristianos und manche anderen. Und das nicht etwa, um moralischen Bei- 
trags willen, denn im Leben der Völker gibt es nichts gratis. Wer Geld vom Ausland für in- 
terne Zwecke bekommt, verkauft die Erde, auf der er geboren. Er ist ein Vendepatria, ein 
Vaterlandsverkäufer!“ 


Mit Atombomben und Blausäure 


Das ist das Panorama, vor dem ein neues Verbrechen geschieht: 

1.) In Paris treffen sich Mitte März 1989 die Spitzen der Finanzwirtschaft von 43 Indu- 
striestaaten und den Lateinamerikanischen Ländern, um die ernsten Probleme zu studie- 
ren, die durch die mit Zinsen belastete unzahlbar gewordene Auslandsschuld der letztge- 
nannten Gruppe entstanden sind. Chile ist nicht daran beteiligt, denn es tilgt seine wenigen 
Schulden pünktlich mit dem Ergebnis seiner soliden Arbeit und seiner wertvollen Exporte. 

2.) Das Defizit des US-amerikanischen Haushalts für 1989 beträgt 131 Milliarden Dollar. 

3.) In der Zeitschrift „Deutsche Polizei“, 8/1987, wird von der „Organisierten Krimi- 
nalität in den USA“ berichtet: „Das organisierte Verbrechen hat die Gewerkschaften be- 
nutzt, Gangstergeschäften ein ehrbares Gewand zu geben .. . In vielen solchen krummen 
Touren haben legale Unternehmen nur allzuwillig mit dem organisierten Verbrechen zu- 
sammengearbeitet“. Warum sollte es abwegig sein, einem solchen Staat, einem zugegeben 
verkommenen Emporkömmiling in unserer zivilisierten Welt, zuzutrauen, daß er seine in- 
nenpolitischen Methoden auch dem Ausland gegenüber anwendet? Maine, Pearl Har- 
bour, Tongking, Libyen, sollten sie ihre Fortsetzung mit dem Wort „Chile“ haben können? 

4.) Die Ausfuhr von Früchten erbrachte Chile 1988 den Betrag von 584,1 Millionen 
Dollar. Für 1989 wurde ein deutlich noch höherer Betrag erwartet. 40 Prozent der Ausfuhr 
von Früchten entfällt auf Weintrauben. Größter Abnehmer sind die Vereinigten Staaten. 
1988 importierten diese 433.371 Tonnen an Früchten im Werte von 285 Millionen Dollar. 
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In den Häfen Chiles warten schon die Kühlschiffe auf das Einladen. Alles läuft auf Hoch- 
touren, pünktlich, sauber und ordentlich. Es gibt keine Streiks, es gibt kaum Arbeitslose, 
es gibt überall neue Straßen, neue Wohnviertel, neue Schulen, neue Krankenhäuser, neue 
Hafenanlagen, die mit den hier verdienten Dollar gebaut wurden. Das Land ist frei von 
Seuchen, und die Tiere frei von Krankheiten, wie sie in den anliegenden Ländern herr- 
schen. Überall wird Neuland unter den Pflug genommen. Seit zwei Jahren ist man unab- 
hängig bei Weizen und bei Fleisch. Das ganze Land summt wie ein riesiger Bienen- 
schwarm. Die frischgestrichenen Häuser und die geschmackvollen Kleider der Frauen auf 
der Straße und die vollen Supermärkte mit Feinkostwaren, wie man sie in der Nachbar- 
schaft gar nicht kennt, das alles sticht ins Auge, stellt ein Land vor, wie man es in Südame- 
rika nicht erwartet. 

Da entdeckt am Montag den 13. März 1989 die nordamerikanische Gesundheitspolizei 
in Philadelphia in einer Kiste voller Weintrauben, in der ersten Kiste, die sie dort von tau- 
senden öffnet, „zwei Trauben mit eingespritzter Blausäure“. Sofort wurde der Verkauf al- 
ler chilenischen Früchte in den USA verboten. Kanada und Japan folgten am gleichen Ta- 
ge mit ähnlichen Verboten. 

Stunden bereits danach erfährt die Welt weitere Einzelheiten. Zwei Trauben waren mit 
jeweils 0,003 Milligramm Blausäure injiziert worden. Die tödliche Dosis liegt bei einem 
Erwachsenen zwischen 50 und 300 Milligramm. Zwischen 25 und 50 Milligramm erzeugen 
vorübergehende Vergiftungserscheinungen. Die gefundene Menge hätte also nicht einmal 
einem Säugling geschadet. 

Doch wer beging diese Sabotage? Natürlich suchte man als erste den oder die Urheber. 
Befanden sie sich in Chile oder in den Vereinigten Staaten oder in beiden Ländern? 

Der Präsident Chiles, General Pinochet, beschuldigt sofort „gewisse Politiker und 
Führer kommunistischer Gewerkschaften hier in unserem Lande“. Doch vieles spricht da- 
gegen. Feststellungen, daß die beanstandete Kiste auf der „Almeria Star“ ankam, die ih- 
rerseits die Ware von dem Weingut „Campo Lindo“ erhalten hatte, führten zu keinem Er- 
gebnis. 

Zur Klärung der Lage aber trägt wesentlich das Ergebnis klinischer Untersuchungen 
bei, die auf Ansuchen einer Entwicklungsgesellschaft (Corporaciön para la Regionaliza- 
ciön y Desarollo de la Regiön del Maule) im Laboratorium der Dr. Rene Christen y Cia. 
Ltda. in Talca yon der Chemikerin und Apothekerin Ines Artozon Sylvester angestellt 
wurden. Am 20. März 1989 veröffentlicht „El Mercurio“ das Ergebnis: „Der starke Au- 
Bendruck (Druck nach außen) einer reifen Weintraube verhindert die Einführung irgendei- 
ner Lösung, weil theoretisch die Kraft der Zurückweisung so stark ist, daß die Flüssigkeit 
nicht in der Traube bleibt, sondern sofort wieder ausgeschieden wird“, Der Text geht weiter: 

„Experiment Nr. 1: 6 schwarze Trauben (je etwa 20 g schwer) werden mit einer Blau- 
säurelösung ähnlich jener, die in der nordamerikanischen Analyse gefunden wurde 
(0,52 ppm) injiziert. Es werden 10 Mikroliter (0,01 ml) je Traube eingeführt. Ergebnis: 
Der innere Druck der Traube zwingt die Flüssigkeit auszutreten und die Trauben, die von 
Porzellankapseln gehalten bei 4 Grad Celsius in einem Kühlraum liegen, beginnen lang- 
sam Saft aus dem kleinen Loch der Injektion zu verlieren. Benutzt wurde eine Tuberkel- 
spritze wegen der Feinheit der Nadel“. 

„Bei dem zweiten Experiment entzieht man der Traube etwas Saft und führt durch die 
gleiche Öffnung Blausäure ein. Das Ergebnis ist das gleiche wie beim ersten Experiment, 
das heißt, die Flüssigkeit wird nach außen abgewiesen“. 

In dem dritten Experiment wird der Vorgang wiederholt, aber diesmal wird eine destil- 
lierte Nadel (aguja destilada) verwandt, um zu sehen, ob die Blausäurelösung in der Lage 
ist, eine Entfärbung der Traube hervorzurufen, von der der nordamerikanische Untersu- 
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chungsbericht spricht“. 

„Die Schlüsse, die der Bericht über diese Experimente zwingend hervorruft, lauten: Nach 
zwei vollen Beobachtungstagen nach den drei genannten Experimenten findet man dau- 
ernde und anhaltende Spuren eines beständigen Verlustes von Flüssigkeit bei allen injizier- 
ten Trauben“. 

So stellt der Bericht fest, „daß es höchst unwahrscheinlich ist, auf diesem Wege eine 
Vergiftung der Traube zu erreichen, weil es der Flüssigkeit nicht gelingt, einzudringen. Sie 
wird von dem Saft nach außen gedrängt.“ 

„Gleichzeitig wird festgestellt, daß dann, wenn das Gift in Chile eingeführt worden 
wäre, die 16 bis 18 Tage der Überfahrt zwischen dem Verlassen des Verpackungsraumes 
an Land in Chile bis zu seiner Ankunft in Philadelphia ausreichen würden, damit die 
Traube einen Großteil ihres Saftes verliert und also an seinem Bestimmungshafen mit ei- 
nem deutlich sichtbaren natürlichen Verlust ihrer Rundung eintrifft, was nicht der Fall ist 
bei den vergifteten Weintrauben, die die nordamerikanischen Behörden gefunden haben.“ 

Abschließend weist der Bericht darauf hin, „daß ein Hineinstechen ein Eingriff für die 
Frucht ist, der diese der Infektion durch Pilze und Bakterien aussetzt, die trotz der abge- 
laufenen Zeit nicht stattgefunden hat.“ 

Vom ersten Augenblick an häuften sich aber auch die Stimmen in aller Welt, die von 
der höchst seltsamen Tatsache ausgingen, daß von 4,5 Millionen Kisten, die eingeführt 
wurden, die erste, die man in Philadelphia öffnete, diese beiden „vergifteten“ Trauben 
enthielt. Auch bei allen dann angesetzten zusätzlichen Kontrollen der bereits im Lande be- 
findlichen Kisten wurde keinerlei Vergiftung mehr gefunden. 

Während man schon in Chile das „Gangstergesicht des vorigen amerikanischen Bot- 
schafters Barnes“ (siehe unsere Bemerkung in diesem Buch) vor sich sieht, tritt am 20. 
März 1989 der Expräsident des chilenisch-nordamerikanischen Instituts, der Rechtsanwalt 
Ricardo Claro im Fernsehen mit sensationellen Erklärungen auf: „Seit mehr als einem 
Jahr schon befragten mich Personen, die in der Botschaft der Vereinigten Staaten in San- 
tiago arbeiten, welche Meinung ich darüber habe, was die Reaktionen des chilenischen 
Volkes sein würden, wenn die Vereinigten Staaten die Einfuhr chilenischer Früchte verbie- 
ten würde“. Offensichtlich war dieser Vorgang ein Dorn im Auge gewisser Gruppen in den 
USA. Claro fährt fort: „Die Blausäure wandten Agenten der Vereinigten Staaten an. Ich 
bin zu der Überzeugung gekommen, daß es von Agenten der Vereinigten Staaten ausge- 
führt wurde. Ich werde Ihnen keine Einzelheiten nennen, denn wir werden vor Gericht ge- 
hen und werden Anzeige vor dem nordamerikanischen Senat erstatten“. Er fügte dem hin- 
zu: „Ich ersuche den nordamerikanischen Botschafter in Chile, Charles Gillespie, wenn er 
mir widerspricht, daß er nicht von der Wahrheit abgehe. Er kann falsch informiert sein, 
aber wenn er eine Erklärung abgibt, die meine Aussagen dementiert, dann möge er sehr 
vorsichtig sein. Die Maßnahme, die Einfuhr chilenischer Früchte zu verbieten, ist vollstän- 
dig absurd und entbehrt jeglicher Logik.“ 

Die chilenische Regierung hatte sofort ihren Außenminister, den vormaligen Botschaf- 
ter Chiles in Washington, Hernän Erräzuriz und den Landwirtschaftsminister, Jaime de 
La Sotta nach Washington entsandt, um eine Aufhebung des Einfuhrverbots zu erwirken. 
Obwohl man sich in Washington inzwischen bereits mehr als klar sein mußte, daß es sich 
um einen Vorfall handelte, der in keinerlei Beziehung zu der international anerkannten 
Qualität und Sauberkeit der chilenischen Waren stand, tat man weiterhin alles mögliche, 
um unter dem Vorwand einer Verantwortung für die Gesundheit des Volkes die Aufhe- 
bung des Einfuhrverbots hinauszuziehen. Die Verbrecher in Philadelphia standen eben 
von Anfang an nicht allein. So, wie es die Vereinten Nationen — wie wir zu Beginn dieses 
Buches zitierten — forderten, standen also in der Tat, wie man sieht, beispielhafte „Ein- 


229 


zelmenschen bereit, die sich durch ein hohes Maß an Tugendhaftigkeit und Rechtschaffen- 
heit auszeichnen“. 

Erst nach einer weiteren Woche gestattete man dann auch erneut Ausschiffungen von 
Weintrauben. Erst weitere Tage später erlaubte man die Ausschiffung von Birnen. Und 
weitaus später noch die Lieferung von Äpfeln. Man begründete diese Verzögerungen mit 
der humanen Erkenntnis, daß die Kontrolle bei diesen Früchten schwieriger sei. Die be- 
reits ins Land gekommenen Mengen aber sollten vernichtet werden, da sie ja nicht beson- 
ders kontrolliert worden waren. Der direkte diesbezügliche Schaden beläuft sich auf 
2.700.000 Dollar. 

Zusätzlich wurde sogar eine Kontrolle der chilenischen Weine angeordnet, und zwar 
von einer anderen amerikanischen Behörde (Kontrolle von Alkoholika, Tabak und Feuer- 
waffen), die denn auch sofort mitmachte. Zehn Weinproben mußten je Wein vorgelegt 
werden! Allerdings wurde diese liebe, humanitäre Sondermaßnahme, die am 14. März er- 
lassen worden war, dann am 20. März wieder aufgehoben. Es ist erstaunlich, wie weit der 
Neid vor chilenischem Können die amerikanischen Behörden treiben konnte. Wir Deut- 
schen haben nach dem Erlebnis des II. von Washington betriebenen Weltkriegs, als man 
uns unsere Patente stahl, volles Verständnis für die chilenischen Gefühle. 

Bei der Mitteilung dieser Vorgänge teilte der Vizepräsident der Nationalen chilenischen 
landwirtschaftlichen Gesellschaft, Sergio Romero, mit, „daß es keinen Zweifel mehr gibt, 
daß die Weintrauben in den USA vergiftet wurden“. 

Die chilenische Regierung unternahm sofort großzügige Hilfsmaßnahmen, um den so- 
zialen Schaden auszugleichen, der durch die plötzliche Arbeitslosigkeit von mehr als 
300.000 Landarbeitern entstanden war. In Dankbarkeit für diese rasche Reaktion der Re- 
gierung wurde der Präsident von den Landwirten der Provinz Maipo Ende April zu einem 
Fest eingeladen. Bei dieser Gelegenheit sagte er: „Ich danke für diese Einladung. Diese Ge- 
Jühlsausbrüche haben für mich eine tiefe Bedeutung, denn sie kommen von Chilenen, die 
ihr Vaterland lieben“. 

„Umso häßlicher die Angriffe sein mögen, die jene steuern, die nur Haß und Groll sä- 
en können, sie erregen nicht nur mein Mißachten, sondern stärken so nur weiter unseren 
Kampfgeist für die Befreiung. Es gibt Mächte, die eine indirekte Herrschaft aufrechterhal- 
ten wollen, die die Chilenen ablehnen, denn Vasallen werden wir niemals sein, auch wenn 
wir alleine dastehen in der Welt. Bei dieser Aggression findet man sie vereint, die zu fehl- 
geschlagenen Streiks aufrufen, die zur Gewalt greifen, die den Terrorismus unterstützen 
und deren einzige Richtschnur nicht der Fortschritt des chilenischen Volkes ist, sondern 
die Vernichtung unserer Lebensform. Es sind jene, die zur Zerstörung einer Nation aufru- 
fen und auf den Ruinen utopische Gesellschaften errichten wollen, die nicht in unsere mo- 
derne Welt passen“ (197). 

Nur ganz wenige Tage vergehen nach diesem amerikanischen Verbrechen, als ein ande- 
res die Welt erschüttert. Ein besoffener amerikanischer vorbestrafter Kapitän verläßt die 
Kommandobrücke seines mit elf Millionen Galonen Rohöl gefüllten Supertankers Exxon 
Valdes und legt sich ins Bett, während sein Schiff unter der Führung eines dafür nicht zu- 
gelassenen Gehilfen gegen ein Riff fährt und damit zur Ursache des bisher größten Flur- 
schadens in amerikanischen Gewässern wird. 1.300 Quadratkilometer weit dehnt sich der 
Ölfleck auf dem Meer aus. Er kann aber nicht einmal bekämpft werden, weil die für sol- 
che Fälle vorgesehene Schutzbarkasse seit 14 Tagen in Reparatur ist und es kein Reserve- 
schiff dafür gibt. Es ist ganz das gleiche Bild also wie bei den vernachlässigten Generato- 
ren, die zur Energiekrise in Buenos Aires führten. 

Doch die großzügige Toleranz geht noch etwas weiter. Herr Kapitän Hazelwood hat 
bereits zwei Strafen wegen Führung des Schiffes in betrunkenem Zustand laufen. Nach- 
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dem das Kind in den Brunnen gefallen ist, besinnt sich auch der Staat Alaska, mit einer 
Schließung der Öllinie zu drohen, wenn die Ölfirma in Zukunft nicht die notwendigen 
Schutzmittel zur Verhinderung solcher Katastrophen bereit hält. Hinterher, wie heutzuta- 
ge üblich, fordert man, daß die entsprechenden Einrichtungen immer funktionsbereit sein 
müssen. 

Als aber die paraguayische Regierung um ein Besuchsvisum für den abgesetzten Präsi- 
denten Stroessner ansucht, damit er ein Krebsleiden in den USA behandeln lassen kann, 
wo entsprechende modernste medizinische Einrichtungen dafür vorhanden sind, wird ihr 
das von den Unmenschen in Washington abgelehnt. Erfährt man dann noch gleichzeitig, 
daß sich die Beweise verdichten, wonach das am 27. Juni 1980 über italienischem Boden 
abgeschossene italienische Verkehrsflugzeug mit seinen 81 Insassen leichtfertig einer ame- 
rikanischen Rakete zum Opfer fiel, die bei der Verfolgung einer libyschen MIG abgefeuert 
wurde, so ist es vielleicht an der Zeit, weltweit zu konkreten Strafmaßnahmen gegen die 
USA aufzurufen, wie diese es so gerne gegen andere Staaten mit heuchlerischem Appell an 
die Moral zu tun pflegen. Immerhin waren es auch Nordamerikaner, die am 19. Oktober 
1987 nicht nur einen weitaus ehrlicheren und saubereren Staat mit einem gemeinen Sabo- 
tageakt in Abhängigkeit bringen wollten, sondern der ganzen Welt mit dem Mittel einer 
künstlich geschaffenen Börsenspekulation einen Schaden zufügten, der in die Milliarden 
ging und in allen Kontinenten spürbar war. Die Ballung von mehr als tausend Milliarden 
Dollar Aktien in den Händen von zehn bis zwölf Superinvestoren (so der Bericht der Bra- 
dy-Kommission) zeigt in einem deswegen angesetzten Probefall die Entscheidungsfähig- 
keit einer von übelsten Verbrechern durchsetzten Regierung gegenüber der Weltwirtschaft 
als Ganzes. Rette sich, wer kann! 

Die Nornen ziehen die Fäden und sie haben sicher ihre Freude daran, uns schon recht 
bald nach diesem amerikanischen Terrorakt zu zeigen, mit wes Geistes Kindern wir es bei 
. amerikanischen Politikern zu tun haben. Da sieht sich der Sprecher der Demokraten im 
Kongreß, Tony Coelho, am 27. Mai 1989 gezwungen, seinen Rücktritt einzureichen, nach- 
dem die „Washington Post“ herausbekommen hatte, daß er schmutzige Geschäfte ge- 
macht hatte, und ganze drei Tage später muß der Sprecher des Kongresses, der zweite 
Mann in der politischen Hierarchie der Vereinigten Staaten, Jim Wright abdanken. Man 
. wirft auch ihm Korruption vor. In 69 Fällen soll er den Verhaltenskodex für Abgeordnete 

verletzt haben. Beides sind Demokraten. Erst vor wenigen Monaten hatte diese Partei vom 
hohen Roß herunter die Ernennung des Republikaners John Tower zum Verteidigungsmi- 
nister aus ähnlichen Gründen torpediert. So etwas will über Chile die Nase rümpfen! 

Am Montag den 20. März 1989 abends, spricht Pinochet zu dem Blausäureattentat 
über das Fernsehen: „Es ist meine Pflicht, alle Mitbürger zu warnen, daß dieser Angriff 
gegen unser Vaterland nicht der letzte sein wird. Sie waren Zeugen davon, daß eine Unzahl 
von Drohungen und Boykott gegen unsere nationale Wirtschaft bereits früher ausgespro- 
chen wurde. Heute zeige ich vor dem Volk und vor der Internationalen Gemeinschaft an, 
daß Chile einen neuen und hinterlistigen Angriff erfahren hat, der sich diesmal gegen eine 
seiner wichtigsten Überlebensquellen wendet und der von jenen erfolgte, die es uns nicht 
verziehen haben, daß wir die unverzichtbare Bedingung einer unabhängigen Nation er- 
reicht haben, wie sie uns von unseren Vorfahren übergeben wurde... Nicht nur einen 
Schaden von unberechenbaren Proportionen hat diese Aktion hervorgerufen, sondern sie 
hat den Schatten der Angst und Unsicherheit auf tausende von Heimstätten unserer Volks- 
genossen gelegt, die ihren Arbeitsplatz und darum die berechtigte Möglichkeit einer Le- 
bensgrundlage in Gefahr sahen . .. . Ich versichere jedoch, daß kein einziger Volksgenosse 
ohne unseren Schutz bleiben wird.“ 

Die Zeitungen brachten Bemerkungen zu dieser Rede. William Thayer, führender Poli- 
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tiker der „Renovaciön Nacional“ betont, „daß die Botschaft des Präsidenten der Republik 
die allgemeine Überzeugung ausspricht, daß wir jetzt ein einiges Volk sind, einig in seiner 
ungerechten Lage“. Arturo Venegas meint: „Das Volk hat verstanden, daß nur durch Un- 
terstützung, Zustimmung und Einigkeit mit der Regierung diese Krise überwunden werden 
kann, die das Land getroffen hat“. Der Präsident des Syndikats der Lastwagenbesitzer, 
Julio Lagos, fügt hinzu: „Der befohlene Einfuhrstop hat Verzweiflung bei Unternehmern 
und Arbeitern erregt, denn unsere Anstrengungen wurden schwer gezüchtigt von der größ- 
ten kapitalistischen Nation der Welt... .. Viele politische Sektoren und Gewerkschaftler 
hatten bisher das nationale Interesse fremden Interessen geopfert, ohne zu sehen, daß sie 
dadurch dem Lande großen Schaden zufügten.“ 

In der Tat gab es da einige ganz seltsame Stimmen. Eine marxistisch orientierte „Aso- 
ciacidn Chilena del Consumidor“ meinte, vertreten durch ihren Präsidenten Luis Sanchez, 
„ganz unabhängig davon, ob es oder ob es keine Sabotage an den Trauben gegeben hat (!), 
verwenden die chilenischen Landwirte ohne Unterschied Pesticide, die in anderen Staaten 
verboten sind“. Und eine Gruppe von exilierten Chilenen, die trotz der angebotenen Mög- 
lichkeit nicht in ihre Heimat zurückkehrten, ruft in den Vereinigten Staaten die Konsu- 
menten zum Boykott chilenischer Waren auf! Sie verweisen auf die Notwendigkeit eines - 
„Kampfes für die Demokratie“ hin. „Nichts von Pinochet! Nichts für Pinochet!“ heißt es 
in einem entsprechenden Flugblatt. Bei den Unterschriften findet man auch Organisatio- 
nen in Kanada und in Nikaragua. Man sieht, daß der Marxismus sofort international zur 
Stelle war. 

Daß die internationalen Nachrichtenagenturen auch sofort mitmachten, versteht sich 
eigentlich von selbst, wenn man ihren Aufgabenkreis kennt. Man sprach da von einem 
„Boykott“, während es eine sanitäre vorübergehende Maßnahme war. 

Unsererseits möchten wir an dieser Stelle noch einmal auf die stolz-frechen Worte des 
Präsidenten der Vereinigten Staaten, Georg Bush, hinweisen, der zu dem von Khomeini 
gegen einen Gotteslästerer ausgesprochenen Todesurteil meinte, im Namen der „zivilisier- 
ten Welt“ protestieren zu dürfen. Immerhin war dieser Herr George Bush Gründer und Ei- 
gentümer der Zapata Corporation, die ihre gewichtige Rolle zu beginn des Falles Lucona 
spielte (198). Gerade über diesen Namen Bush verknüpfen sich dann noch mehrfach CIA 
und Weißes Haus. Ist es wirklich nur Zufall, daß man in Philadelphia in chilenischen Wein- 
trauben Blausäure „fand“, nachdem Herr Bush Präsident jenes Landes geworden war? 

Und wie paßt es zu dieser Sabotage gegen den chilenischen Außenhandel, wenn die 
Vereinigten Staaten 1988 ein Handelsgesetz erlassen, nach welchem (in Artikel super 301) 
fremde Staaten nordamerikanische Repressalien zu gewärtigen haben, wenn sie „unan- 
ständige Handelspraktiken“ den USA gegenüber anwenden? Ende Mai 1989 wird solcher 
Vorwurf erstmalig Brasilien, Indien und Japan gegenüber erhoben. Weitere 25 Länder 
werden „unter Beobachtung“ gestellt. Die amerikanischen Repressalien können bis zu 
100% des Wertes der in die Staaten importierten Waren ausmachen. 

Hochmut kommt vor dem Fall! Alles Gesagte ist nur ein kleiner Teil jenes Bildes, das 
uns das heutige Amerika bietet. Da hatte man in der Universität von Stanford einen Jah- 
reskursus „Westliche Kultur“ angesetzt, der mit den klassischen Autoren westlicher Zivili- 
sation von der Antike bis heute bekannt machen sollte. Das aber erregte den Ärger des de- 
mokratischen Präsidentschaftskandidaten, des Negers Jesse Jackson und er stimmte bei 
einer Campusvisite den Sang an: „Hey, hey, ho, ho, Western Culture has got to go“. Man 
erreichte, daß die genannte Vorlesung abgesetzt wurde. Der Erziehungsminister William 
Benett hielt daraufhin ein klares Wort für notwendig: „Die Lautesten gewannen, nicht 
weil sie bessere Argumente hatten, sondern dank ihres bulligen Auftretens, ihrer Drohun- 
gen und weil sie Namen nannten. Eine große Universität wurde niedergetrampelt von 
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gerade jenen Kräften, gegen die sie entstanden war: Unwissenheit Vernunftlosigkeit und 
Drohungen.“ 

„Die Angreifer behaupteten, westliche Zivilisation sei rassistisch, sexuell, ausbeute- 
risch und den ganzen Rest der Litanei der von Links außen. Ein Gegenkursus wurde eröff- 
net, der sich vorstellte als ‚Antwort auf eine edle, mystische Angelegenheit, deren amtlli- 
cher Name Westliche Kultur heißt. Wir verachten deren sogenannten große Werke, die in 
Wirklichkeit nichts anderes sind als moderne Erfindungen, die dazu dienen sollen, den 
Westen in seinen Weltkonflikten und in seinen internen Machtkämpfen zwischen Klassen, 
Rassen und Personen, männlichen wie weiblichen, zu rechtfertigen‘. Ihnen genügte es 
nicht, jetzt einen eigenen ‚Hasse den Westen‘-Kursus zu haben. Sie griffen auch die andere 
Vorlesung über Westliche Kultur an“ (318). 

Und wirtschaftlich? Wie sieht es da mit Uncle Sam aus? Noch 1950 kontrollierten die 
USA 80 Prozent der Weltgoldreserven und produzierten 60 Prozent der Industriegüter der 
Erde. Heute gehören ganze Stadtteile Ausländern wie z.B. das halbe Stadtzentrum von 
Los Angeles, ein Drittel von Houston und von Minneapolis. Seit 1986 ist die nordamerika- 
nische Auslandsschuld größer als die Brasiliens (319). 

Vorübergehend hatte auch Japan sich den nordamerikanischen Maßnahmen ange- 
schlossen. Die chilenische Antwort war die sofortige Beschlagnahme von fünf japanischen 
Fischereischiffen in chilenischen Häfen. Als der chilenische Außenminister aus New York 
zurückkehrte, beeilte sich darum der japanische Botschafter in Santiago, ihn sofort auf 
dem Flugplatz selbst abzufangen und im mitzuteilen, daß Japan keinerlei Restriktionen 
für chilenische Einfuhren mehr aufrechterhalte. 

Die Präsidenten der Auslandshandelskammern in Santiago stellten auf einer Sitzung 
fest, daß nunmehr der nationalen Produktion neue Märkte eröffnet werden müßten. Nur 
einen Tag darauf konnten wir in Chile persönlich Unterlagen einsehen, wonach diese Füh- 
ler bereits positive Antworten gefunden haben. 

Die chilenische Regierung wird diesen Fall von wirtschaftlichem Terrorismus vor 
GATT und UNCTAD bringen, um eine internationale Gesetzgebung zu veranlassen, wo- 
nach derartige Taten automatisch internationalen Strafmaßnahmen unterworfen werden. 
Doch darf man von einem Lande, das dafür bekannt ist, mit Gangstermethoden den inter- 
nationalen Wettbewerb zu verzerren, kaum annehmen, daß es sich in Zukunft zivilisierter 
verhalten wird als es das bisher der Welt vor Augen geführt hat. Seit den Tagen der Boston 
Tea-Party 1773 hat man in Nordamerika recht eigenartige Normen, um mit fremdem Gut 
unzugehen. Deutsche Staatsangehörige können davon ein Lied singen. Der Schaden, der 
Chile entstanden ist, beträgt etwa 600 Millionen Dollar. Chile wird darum trotz voller Kas- 
sen einen Teil seiner sozialen Aufbaupläne zurückstellen müssen. Spitäler und Wohnun- 
gen werden warten müssen, Es gibt weite Kreise in Chile die diese Zusammenhänge deut- 
lich sehen, und ihre Quelle. Aber es gibt andere Personen, die dafür vom Auslande bezahlt 
werden, daß sie Ursache und Wirkung verdrehen. Besonders klar sieht man das in 
deutsch-chilenischen Kreisen, wo man seit Jahren Zeuge einer sehr ähnlichen hinterhälti- 
gen westdeutschen Politik gegenüber der Colonia Dignidad ist, wo man es erleben mußte, 
daß sich ein westdeutscher Botschafter nach dem anderen zusammentut mit gesuchten 
Verbrechern, um anständige Landarbeiter zu schädigen. Man sieht in den genannten Krei- 
sen, wie wir konkret wissen, kaum einen Unterschied zwischen den beiden im Gespräch 
. befindlichen Vertretern kapitalistischer Großmächte. Die gemeinsamen Sanktionen der 
“ BRD und der USA gegenüber Argentinien im Malvinenkrieg sind auch nicht vergessen. 

Adolf Hitler, wie jetzt Khomeini nannten die Amerikaner „Terroristen“. 
Die Ansprache, die der Chef der chilenischen Luftwaffe, der Deutschchilene General 
“Fernando Matthei, am 22. März 1989 aus Anlaß des Jahrestages seiner Waffe hält, faßt 
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noch einmal die Lage zusammen: „Die Verfassung von 1980, die erste in unserer ganzen 
Geschichte, die durch eine Volksabstimmung bestätigt wurde, und zwar einer, an der das 
ganze Volk teilnahm, wurde mit überwältigender Mehrheit angenommen. Sie wurde von 
uns allen beschworen und stellt den granitenen Boden unserer Einrichtungen dar. Sie kann 
vervollkommnet werden, aber niemand möge auf die Idee kommen zu versuchen, sie zu 
übersehen. Die Regierung und die Wehrmacht haben jeden einzelnen und die Gesamtheit 
ihrer Grundsätze pflichteifrigst befolgt. Keine Bedrohung, kein Boykott oder Embargo, 
kein Aufruhr oder Protest, keine Schmeichelei hat uns jemals schwankend machen kön- 
nen in unserer Pflichterfüllung noch hat es uns ein Tüpfelchen von unserem Wege abbrin- 
gen können... Richtig sagt das Sprichwort: Wer weiß, der schweigt, weil er weiß und weil 
er schweigt, vergißt er. Wenn aber heute die Kommunistische Partei ruft: ‚Kein Vergessen, 
kein Verzeihen‘, dann muß unsere Antwort lauten: ‚Auch wir haben nichts vergessen!‘ “ 

„In wenigen fünfzehn Jahren wurde die Arbeit einer ganzen Epoche der Republik ge- 
leistet. Alles, was wir taten, leisteten wir Chilenen, ohne niemandem etwas zu schulden. 
Ganz im Gegenteil, die Welt, beherrscht von den Nachrichtenmitteln der liberalen Massen 
oder schlechthin der Marxisten, war bemüht, uns vom ersten Augenblick an moralisch zu 
morden. Das, was uns in trauriger Erinnerung bleiben wird, ist dabei die Haltung der 
Westmächte, die niemals die Notwendigkeit des Prozesses einer chilenischen Richtigstel- 
lung begreifen wollten. Doppelter Standard und Heuchelei wurden zur internationalen 
Norm... Heute erst weckt uns eine neue und wilde Ohrfeige der nordamerikanischen Re- 
gierung auf. Ich kann dazu nur allen Chilenen sagen: Kopf hoch! Mehr produzieren und 
noch besser vor allem, laßt uns weiter von Tag zu Tag Neues schaffen. Chile, an Erdbeben 
und Katastrophen gewöhnt, wird sich nicht unterkriegen lassen.“ 

Wie ist diese Reaktion möglich? Wie kommt es, daß heute das Volk in Chile Tuchfüh- 
lung genommen hat? Hat der Gegner eine Dummheit begangen? War dieses Verbrechen, 
dieser große Schaden vielleicht ein gottgerufener Appell zu neuerlichem Anpacken inmit- 
ten einer Welt, deren abgrundtiefe Bosheit man inmitten aller Arbeit vergessen hatte? 
„Was dich nicht umbringt, macht dich stärker“ heißt ein altes deutsches Sprichwort. Man 
kann es auf Chile 1989 anwenden. 
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Schmutziges Geld 


Bodenlose Hilfe 


Ayn Rand (199) gibt den Lebensfeinden das Wort, wie wir es täglich im Radio in allen 
Sprachen über uns ergehen lassen müssen: „Das ist eine Grausamkeit, das ist das Nieder- 
trächtige und Selbstsüchtige an dir. Wenn du deinen Bruder liebtest, würdest du ihm eine 
Stellung in deinem Werk geben, die er nicht verdient, gerade, weil er sie nicht verdiente. 
Das würde wahre Liebe, Güte und Brüderlichkeit sein. Was hat Liebe sonst für einen 
Sinn? Wenn ein Mensch eine Stellung verdient, weil er tüchtig ist, dann ist es keine Tu- 
gend, sie ihm zu geben. Tugend ist es, sie dem zu geben, der sie nicht verdient.“ 

Gerade das ist ja so grausam an den unbelehrbaren Kritikern der Entwicklungshilfe, so 
stöhnen sie, daß sie auf die Unfähigkeit der Schwarzen, auf ihre Prunksucht, ihre Ver- 
schwendung, ihren mangelnden Ernst hinweisen. Es ist doch kein Grund, Hilfe zu versa- 
gen, flehen sie, weil der, dem geholfen werden soll, aus reiner Faulheit und Bequemlich- 
keit und Dummheit in seine armselige Lage gekommen ist. Es kommt doch gar nicht dar- 
auf an, was für ein Charakter der Hilfsbedürftige hat. Es ist doch abgrundtiefe Gemein- 
heit, arme heimatlos gewordene Asylanten zu kritisieren. Da kriegt es doch tatsächlich die 
Genfer Polizei fertig, einen Container zu beschlagnahmen. Mit demokratischem Recht be- 
schwert sich die „Tribune de Geneve“ darüber und kritisiert das forsche Vorgehen der Po- 
lizei. Was war geschehen? Vier Ghanesen hatten einen Container heimschicken wollen 
nach Afrika. „Bei einem Gesamtgewicht von mehr als fünf Tonnen (wie die NZZ am 
9.2.89 mitteilt) enthielt er unter anderem folgendes: Ein Auto, fünf Fernsehgeräte, 4 Ste- 
reoanlagen, Videogeräte, Kassettenradios, Kühlschränke und Nähmaschinen, 10 Laut- 
sprecher usw. in einem Wert von mehreren zehntausend Franken. Die Beschlagnahme er- 
Jolgte zur Sicherstellung der Rückzahlung von Unterstützungsbeiträgen, welche die vier 
Neger in der Schweiz erhalten hatten“. Sie hatten in einem Asylantenheim gewohnt. „Daß 
es hier nicht um politisch Verfolgte (Asylanten), sondern um den Wunsch nach einem gu- 
ten Einkommen während 2 bis 5 Jahren in einem reichen Lande gegangen sei, werde auch 
durch den Hausbau eines der Ghanesen in seiner Heimat während der Dauer des Asylver- 
Jahrens belegt.“ Die Journalisten bei der „Tribune de Gen&ve“ hatten vollkommen recht! 
Wozu setllt die reiche Schweiz Radios und Fernsehapparate her? Was kann es schöneres, 
lieberes geben, als daß man sie Negern, dazu noch Asylanten, schenkt? Ja, es ist doch 
egal, was für einen Charakter der Hilfsbedürftige hat, es kommt alleine auf die Seelenlage 
der Gebenden an, und diese handeln um so fortschrittlicher je unverdienter die Gabe für 
den Empfänger ist. Es ist doch gleichgültig, ob der „Asylant“ aus eigener Schuld oder in- 
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folge eines Naturereignisses in seine böse Lage gekommen ist. Es kommt doch nur darauf 
an, daß der Reiche einem Armen etwas abgibt. Und damit man keine Gewissensbisse be- 
kommt beim Spenden, wenn man das Säufergesicht des Empfängers vor sich sieht, haben 
sich herzliebe Hilfsorganisationen dazwischengeschaltet. So braucht man nur der Evange- 
lischen Kirche das Geld zu geben oder der Chilehilfe oder... . es gibt hunderte von solchen 
Organisationen, die in christlichem oder marxistischem Geiste dafür sorgen, daß das Geld 
richtig angewandt und in die richtigen Hände gelangt. Bei einem solchen System können 
keine Zweifel mehr aufkommen an dem guten Kern unserer Welt. Nicht zuletzt hat auch 
der von uns geschilderte „Fall Lucona“ das bewiesen. Selbst als Bruder Udo Proksch 
flüchten mußte, und von sturen Amtsböcken steckbrieflich als Mörder gesucht wurde (er 
soll sich in die Philippinen verkrochen haben), da war es noch lange nicht aus mit der Hil- 
fe. Außenminister Gratz bewies mit der Beschaffung rumänicher Dokumente sein Bruder- 
herz, der Präsident des Arbeits- und Sozialgerichts Demel, telefonierte sogar mit dem ar- 
men Verfolgten — man weiß nicht, wer dabei wen angerufen hat — um klarzustellen, wel- 
che Dokumente man in Wien in seiner Abwesenheit verschwinden lassen muß. Menschen, 
die allzusehr noch von Moral beleckt sind, erreichten völlig ungerechtfertigter Weise, daß 
der Innenminister Blecha und der Außenminister Gratz ihren Rücktritt einreichten, Demel 
wurde sogar brutalerweise abgesetzt. Doch der „Club 45“, die „Rote Loge“ besteht nach 
wie vor und wenn man dazugehört, kann man die Genannten dort wie eh und je einkehren 
sehen. 

„Ich kämpfe gegen den Egoismus“ ruft Hochgrad Alfonsin verzweifelt aus, als ihm al- 
les in den Händen zerbricht. Wohin soll es auch führen, wenn man fälschlicherweise war- 
tet, daß die Hilfegabe es dem Geholfenen ermöglicht, eine Stufe höher zu klettern und er 
dann keine weitere Hilfe mehr braucht, da es jetzt von alleine weiterläuft. Es ist doch egal, 
ob man zehnmal oder gar in alle Ewigkeit weiter helfen muß, weil die Hilfe nicht an- 
schlägt. Auf die innere Haltung des Gebenden kommt es alleine an. Ohne nachzudenken, 
ohne auf Erfolg zu sehen, muß er geben und es ist höchste Tugend, wenn sein Geben sinn- 
los ist und wenn er das merkt und trotzdem weitergibt. Er wird es auch dann noch als Tu- 
gend ansehen, wenn er es nur deswegen tut, um nicht von der Loge boykottiert zu werden. 
Darum auch funktioniert die Entwicklungshilfe schon mehr als eine Generation lang und 
immer noch hört man von eifrigen Spendern. Das ist ja gerade das Neue, das Faszinieren- 
de an unserer Welt, die 1945 geboren wurde. Man berichtet uns von den schmutzigen Zu- 
ständen in allen Großstädten der Welt, von Autoleichen in den Straßen New Yorks, von 
den Gangstern, den Bettlern, den menschlichen Wracks, den Huren und den Aidskranken, 
von halbabgerissenen Fabriken überall, überwuchert von Unkraut und mit verrosteten 
Drähten, die in den grauen Himmel ragen, von diesem Elend im Zentrum der Geldmächte, 
die täglich den Arbeitsertrag des mächtigsten Landes der Welt fortschaffen und an aufge- 
putzte Potentaten, die umgeben sind von kundigen Schmarotzern in fernen Urwäldern 
oder Wüsten, aushändigen, weil diese die richtigen Losungsworte und Handgriffe erlern- 
ten und unter Todesdrohung versprachen, niemals aus dem Teufelskreis der Nutznießer 
dieses Systems auszubrechen und ihn niemals zu verraten. Doch alle diese Geldströme ver- 
siegen eines Tages in der Unersättlichkeit einer bodenlosen „Hilfe“. Und werden zu einem 
schrecklichen Bumerang für die Geber und für die vermittelnden Banken und für die Emp- 
fänger. Denn hinzukommt, es wird mit Zinsen vergeben und die Zinsen können nicht erar- 
beitet werden. Im September 1988 kommt es in Berlin zu einer Welttheatervorführung ge- 
waltigen Ausmaßes: 
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Weltfinanztagung in Berlin 


Vom 26. bis 29. September 1988 tagen in Berlin-West die Weltbank und der Internatio- 
nale Währungsfond. Die Gegner der Weltwährungs- und Weltumweltpolitik rufen zu ei- 
nem Gegenkongreß auf. 12.500 Polizisten sollen darum die mehr als 10.000 Geldfachleu- 
te, Notenbankchefs und Finanzminister aus 151 Ländern schützen, nicht mitgezählt mehr 
als 100 persönliche Bewacher. Vorsorglich befiehlt Bundeskanzler Kohl: „In Berlin darf 
nichts passieren“. In den Polizeidienststellen hängt ein Papier: „Kräfte aller Abschnitte/ 
Einsatzabschnitte sollen verstärkt in Eigeninitiative handeln. Hierbei auftretende Fehler 
werden in jedem vertretbaren Maß durch Polizeiführung und Politik gedeckt“. Es kommt 
pünktlich zu einem rüden Vorgehen gegen die Journalisten. „Wort- und Bildjournalisten, 
die in Ausübung ihrer Berichterstattungspflicht die Demonstrationen und den Polizeiein- 
satz beobachteten, wurden massiv behindert, bedroht und geschlagen“. So teilen es die 
Chefredakteure von dpa, AP und Reuter dem Berliner Innensenator Kewenig mit. Man 
hat den Eindruck, „die freie Berichterstattung über Protest und Opposition gegen den 
Kongreß von IWD und Weltbank sollte verhindert werden“. 

Der Gegenkongreß tagt als „Dauertribunal des Volkes“ unter Teilnahme von mehr als 
120 Organisationen an der TU Berlin drei Tage und vernimmt Zeugen und Opfer der der- 
zeitigen Weltpolitik. In einer „Berliner Erklärung“ wird das vernichtende Urteil zusam- 
mengefaßt. Selbst weitere 2.500 Polizisten, die man eilfertig aus der übrigen Bundesrepu- 
blik herbeitrommelt, können den Ablauf des Gegenkongresses und die Berichterstattung 
darüber nicht verhindern. 

Sie haben recht, und es ist keine große Leistung, wenn sie feststellen, daß viel Armut in 
der Welt herrscht. 512 Millionen Menschen leiden Hunger, verkündet eine FAO im Mai 
1989, und die Zahl steigt jährlich um 10 Millionen. 14 Millionen Kinder sterben jährlich 
auf der Welt vor Hunger. Gleichzeitig können mehr als eine Billion Dollar Auslandsschul- 
den der „Dritten Welt“ nicht bezahlt werden. Sie haben Recht, daß der Versuch, diese ein- 
zutreiben, brutal und unmenschlich ist. Aber die Veranstalter dieses Gegenkongresses ir- 
ren sich ihrerseits gewaltig, wenn sie meinen, daß sich irgendetwas ändern würde, wenn 
man diese Schulden streicht und wieder von vorne anfängt mit Helfen. Mit solchen mone- 
taristischen Mitteln wird nichts erreicht. Das bewies Chile und das beweist Argentinien. 
Unsere Welt ist aus den Angeln gehoben worden in jenem Augenblick, da man in ihr die 
Parole von der Gleichheit und Freiheit verwirklichen wollte, da man „moralisch“ regieren 
wollte. Da fiel sie auseinander, als man von den Tüchtigen verlangte, den Unfähigen zu 
helfen. Das ist wider alle menschliche Natur. Man kann keine Löwen zu Vegetariern ma- 
chen. Nur diejenigen sollten auf den Märkten zugelassen werden, die etwas schaffen und 
damit bezahlen, nicht die Spekulanten und Zinseintreiber. Doch heute ist es soweit, daß 
diejenigen, die am meisten leisten, am wenigsten zu sagen haben. Die Straße, der Pöbel, 
der philosophische Wahnsinn regieren. Wer brachte die Massen auf den Dreh von den De- 
monstrationen und der Zeitungshetze? Denen sich die Regierungen und die Justiz dann 
beugen, obwohl es eine Minderheit ist, die da für ihr Toben bezahlt wird. Es wird und muß 
so weit kommen, daß den Tüchtigen, die diese Welt aufgebaut und erhalten haben, alles 
_ Öffentliche gleichgültig wird. Schon sinken die Wahlbeteiligungen überall dort, wo es 
nicht um ethnische Probleme geht. Was ist außer diesen noch kampfeswert? Erst, wenn im 
„reichen“ Westen (warum ist er so reich?) nichts mehr dem utopischen Wahnsinn geopfert 
wird, dann wird eine bessere Welt geboren, das Gegenteil der Einen Welt der Freimaure- 
rei, der Utopie der verschleierten Habgier jener, die sich einen besonders heimtückischen 
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Plan zur Eroberung dieser Welt ausgedacht haben. Doch nichts Schöpferisches ist auf die- 
sem Wege zu Utopia. Da weint die argentinische Regierung Alfonsin, daß mehr als 10.000 
argentinische Ingenieure in den Vereinigten Staaten leben und arbeiten. Warum gehen sie 
fort? Weil man sie nicht so bezahlt, wie es ihrer Leistung entspricht. 

Und das ist das gleiche Bild weltum. Das ist der Ursprung der Berliner Mauer. Warum 
ist das neue Industriegesetz in Chile so positiv? Weil es den Patentinhabern gibt, was sie 
verdienen. Darum wird es in Kürze in Chile mehr Medikamente und billigere geben als 
vorher, während in Argentinien Medikamente nicht zu bekommen oder teuer sind. 

Wenn man Entwicklungshilfe verschenkt, dann darf man das erst tun, nachdem man 
diejenigen bezahlt hat, die diese Gelder erarbeitet haben. Das Elend gleichmäßig über die 
Welt verteilen ist kontraproduzent. Das ist niemals der Anfang einer allgemeinen Anhe- 
bung des Lebensniveaus, sondern des allgemeinen Absinkens desselben. Mit solchen Me- 
thoden hört die Mitarbeit der Produktiven eines baldigen Tages ganz auf. Waren es etwa 
Bewohner von Elendsvierteln, die das Deutsche Reich schufen? Es waren bestimmt keine 
satten Bürger, es waren einfache, oft genug arme Menschen, doch sie hatten ein Ziel vor 
Augen, hörten auf ihr Pflichtgefühl und erzwangen sich mit ihrer Arbeit, ihrem Fleiß und 
ihrem Können einen Platz im Licht. Sie erhielten keine Anleihen, und bettelten auch nie- 
mals um solche. In ihren Wohnungen herrschte kein Wohlstand, aber Sauberkeit und Zu- 
sammengehörigkeitsgefühl. Keine Arbeit war ihnen Schande und darum war ihnen die 
Welt kein Jammertal, wie man es heute dem Stimmvieh der Utopisten vorgaukelt. Jeder 
Herzschlag war dem Ziel dienlich. Niemals fühlte man sich in einem Zirkus, in einem Kar- 
neval oder in einer Karawane, wie es etwa Herrn Kohl geht. Man konnte fröhlich sein, weil 
man wußte, was ernst zu nehmen war. Und diese Weltanschauung trug man auch in alle 
fernen Länder, in denen man kolonisieren, aufbauen wollte. Paternalismus, Kolonialis- 
mus waren Regierungsformen, unter denen weniger Armut, weniger Unzufriedenheit, we- 
niger Elend, weniger Unruhe, weniger Aufruhr herrschten als unter dem Zeichen der Ent- 
wicklungshilfe und der Partnerschaft in den neuen Republiken. Wenn eine Gesellschaft 
Verbrecher und Räuber durch Gesetz und Recht schützt, Menschen nämlich, die sich der 
öffentlichen Gewalt bedienen, um sich des Reichtums wehrloser Opfer zu bemächtigen, 
dann wird das Geld, das solches fertigbringt, zum Werkzeug der Unterwelt. Wenn solche 
Räuber, sie nennen sich Sozialisten, es für ungefährlich halten, wehrlose Menschen auf ge- 
setzlichem Wege auszuplündern, wenn sie erst einmal ein Gesetz durchgebracht haben, das 
die Menschen entwaffnet, dann haben wir den idealen Freimaurerstaat vor uns, wie wir 
ihn hier beschrieben. Aber der erste Raub wird der Magnet für andere Räuber. Dann be- 
ginnt der Wettlauf darum, wer der Brutalste und nicht, wer der Produktivste ist. Dann 
kommen die Drogenkapitäne und Mafiabosse an die Reihe. Und der Aufkauf der Großen 
(200). Wenn die Gewalt der Maßstab geworden ist, dann siegen die Mörder über die Ta- 
schendiebe und dann geht eine solche Gesellschaft in Ruinen und Gemetzel unter (201). Sie 
ist dabei. Tausende von Studenten erheben sich in Peking und die Generale schießen da- 
zwischen. Der Gegenkongreß in Berlin meint, vor der „Schuldenfalle“ warnen zu müssen. 
Er macht es noch schlimmer, indem er an ihre Stelle die „Hilfenfalle“ setzt. 
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Hilfe oder Kameradschaft 


Es gibt Hilfe, die ihren gerechten Platz in der Welt hat. Das ist die Katastrophenhilfe. 
Denn da wurde etwas Gesundes zerschlagen und kann wieder aufgebaut werden. Hilfe und 
Kameradschaft sind Gegensätze. Hilfe ist die Falle Satans. Mit der anwachsenden Liste 
der „Bedürftigen“ schrumpft die Produktion zusammen und verliert ihren Arbeitswert, 
bis der Motor dieser Welt zum Stehen kommt. Kameradschaft ist Lebenserfüllung (202). 
„Widerstände sind nicht da, daß man vor ihnen kapituliert, sondern daß man sie bricht“. 
Wer so denkt — der Satz stammt von Adolf Hitler — der geht nicht betteln wie es heute 
von Staatspräsidenten vorgemacht wird. Wer kapituliert, hat kein Recht darauf, daß die 
Kämpfer im Leben für ihn schuften. Das wäre falsch, schmutzig, unangebracht und unge- 
recht. Kämpfer, laßt euch nicht mehr ausnutzen! 

Es ist eine ganz alte semitische Masche: Impfe den Menschen ein Schuldgefühl ein und 
sie sind bereit, zu zahlen, Von der Erbsünde über die Nächstenliebe und die Gleichheit bis 
zur Wiedergutmachung. Zustimmen zu solchen Wertungen werden immer die Unter- 
drückten, die Lebensuntüchtigen, die jammernden Schlappschwänze, die (angeblich vom 
Schicksal) Benachteiligten. Alle Gleichmacherei dient nur den niederen Menschen, den 
weniger intelligenten, den Duckmäusern, den weniger Tüchtigen. Der Forscher Hermann 
Güntert hat das einmal klar ausgedrückt: „Allgemeine Menschengleichheit ist ein volks- 
und naturfeindliches Pöbelideal, geboren aus dem Widergefühl der Knechtsgesinnung“ 
(203). Heute wissen wir aus bitterer, weltweiter Erfahrung, daß dieses Pöbelideal, zur Re- 
gierungsmaxime erhoben, die Staaten zerfrißt, verantwortlich ist für deren Zusammen- 
bruch. Und wir wissen, daß es die Freimaurerei ist, die dieses Pöbelideal durchzupeitschen 
versucht. Zu diesem Zweck hat sie ihre Leute an die Schalthebel gesetzt in Bonn und in 
Washington und in Moskau. Rette sich, wer kann! Doch nicht in einer Kapitulation, son- 
dern im Kampf liegt die Rettung! 

Es gibt einen Terror, dem man oben verschwistert ist. Es ist der Terror mit den Geset- 
zen, mit der Verfassung. Gegen ihn wird keine Polizei eingesetzt. Er soll ungehindert zer- 
stören, soll beseitigen, was irgendwo aufgebaut wird ohne Genehmigung des Staates. Un- 
ter ihm wird Korruption beschützt und Ehrlichkeit zum Selbstopfer. Niemand aber macht 
sich gerne zum Fraß der Unmoral. Gehört sie einmal zum Wesen unserer Freimaurerwelt 
mit Spendengeldern und Geheimtips der Insider, so wird auch der Ehrlichste von ihr ange- 
kränkelt, denn er muß mitmachen, um seine Familie zu ernähren. 

Wer zerstört also unsere heutige Welt? Wir leben inmitten der größten technischen Lei- 
stungen, die die Geschichte kennt. Es ist die produktivste aller Zivilisationen, die es seit 
Menschengedenken gibt. Und trotzdem ist die Zunahme des Elends ihr erstes Merkmal. 
Wenn etwas falsch ist, so ist es also etwas, was vor dem steht, was wir erfahren, was wir 
aufgetischt bekommen, was wir zählen können. Eine Prämisse unseres Zusammenlebens 
ist falsch, grundfalsch. Es ist die Freimaurerlosung Freiheit-Gleichheit-Brüderlichkeit, un- 
ter der wir leben sollen und die a priori nicht zur Diskussion steht. Nicht in die Hände von 
Demagogen und Ideologen gehört das Produzierte, sondern in die Hände der Produzen- 
ten. Solange man sie beschimpft und mordet als Kapitalistenschweine, als Blutsauger des 
Volkes, ihnen stiehlt, was sie erarbeitet haben (wozu niemand anderes fähig gewesen 
wäre!), solange herrscht lautlos und offen bei uns die Unmoral. Und das schlimmste ist die 

.ekelhafte Kaste der Politiker und Schönredner, die sich dazwischenschaltet, de sich den 
Industriellen anbietet, ohne Änderung des Systems auf Umwegen etwas zu retten. Die 
Scheel und von Lambsdorff, die ernten ohne gesät zu haben. Unter den deutlichen Zei- 
chen der Loge üben sie ihr Handwerk aus. 
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Unter solchen Zeichen wird dann Wohlstand zur Schuld, denn man kann ihn offen- 
sichtlich leicht und ohne Arbeit erwerben durch Korruption und Spekulation. In solcher 
Lage muß dann Reichtum forgegeben werden, weil es ungerecht ist, reich zu sein. Doch 
man vergißt, daß man hier vom Bösen her verallgemeinert, daß es nicht der eigentliche 
Weg zum Reichtum ist, dieses Schiebertum in den Präsidentenstühlen und Ministersesseln 
von Marcos bis Papandreou. Man hat unsere gesamte Politik, im Inneren wie im Äußeren 
auf geduldete Unredlichkeit gestellt. Das ist der Hauptgrund ihres Versagens. 

Es liegt in der Natur unserer Welt, daß dieses möglich war. Denn man hatte alle Para- 
meter der Anständigkeit beseitigt, hatte sie verpönt. Nur noch Geld galt. Geld, ohne zu 
fragen, woher es kam, immer aber mit der Möglichkeit, unsauberen Erwerbs und durch 
Zinsen vermehrt. Wer schon hat jemals dem Gründer des Internationalen Roten Kreuzes, 
Dunant, vorgeworfen, daß er ein großer Gauner war, der aus seiner Heimstadt Genf flie- 
hen mußte, weil man ihn wegen seiner Betrügereien einsperren wollte? 

Dennoch gilt der Mann als eines der schönsten Beispiele edlen Maurertums. So etwas 
sehr ähnliches hat sich nun in unseren Tagen erneut in der gleichen Eidgenossenschaft zu- 
getragen. 


Von Proksch zu Kopp 


Im Herbst 1984 stand die Zürcher Freisinnige Partei vor dem Problem, wen man in die 
Landesregierung delegieren sollte. Da fiel sehr gerufen der Blick auf eine Frau, Elisabeth 
Kopp. Es wurde ein Wahlschlager: „Die erste Frau in der Landesregierung“. „Mit dem 
Frauenbonus sollte sie das Ziel relativ mühelos erreichen“ (Marcel H. Keiser). Es war ein 
freimaurerischer Volltreffer. Nichts paßte besser in die Philosophie als dieser Durchbruch 
hin zur Gleichheit von Mann und Frau. Alle (ganz leise vorgebrachten) Warnungen wur- 
den aus dem Winde geschlagen. Immerhin hatte ihr Mann schon damals keine saubere 
Weste, war bereits mehrfach mit den Gesetzen in Kollision geraten. Die Zeitungen waren 
übervoll des Lobes. Man war mehr als glücklich, einen solchen Beweis des Gehorsams ge- 
genüber der Philosophie gebracht zu haben. Als dann noch Frau Katharina E. Schoop (38) 
der neugekürten Bundesrätin als persönliche Mitarbeiterin zur Seite gestellt wurde, da war 
alles wirklich in tieferem Sinne in bester Ortnung. „Wenn Frau Schoop noch in die Suppe 
gespuckt hatte, erhielt alles seine einzig richtige ideologische Färbung“ (204). Man gab ihr 
im Büro den Namen „Polit-Offizierin“. 

Am 18. Januar 1989 verdächtigte der Vertreter des Bundesanwalts, Hans Hungerbüh- 
ler, Frau Kopp des Bruchs des Amtsgeheimnisses. Einen Tag darauf legte die Bundesrätin 
(= Ministerin) ihr Amt nieder. Der Straftatbestand war mit bis zu drei Jahren Gefängnis 
geahndet. Sie hatte ihrem Manne eine Warnung durchgegeben für eine Firma, die in eine 
Geldwaschaffaire verwickelt war. Und sie bat ihre Mitarbeiterin, ihren Mann über den In- 
halt der Akten zu informieren. Diese befaßten sich mit dem illegalen Betäubungsmittel- 
handel. 

Es versteht sich von selbst, daß sofort versucht wurde, die Angelegenheit zu minimisie- 
ren. Es war bisher tabu, kam jedoch auch in die Presse unter diesen Umständen, daß der 
Urgroßvater von Elisabeth Kopp, Moses Ikl&e (Isaak Levi), jüdischer Textilhändler in 
Hamburg gewesen war. Ihr Großvater, Adolf Ikl& hatte sich für konfessionslos erklärt 
und war nach St. Gallen übergesiedelt. Ihr Vater, Max Ikle, wurde dann Protestant und 
arbeitete bis 1933 in Berlin. Er kehrte rechtzeitig in die Schweiz zurück und wurde Beamter 
in der Bundesregierung. 

Man weiß, wie alergisch die Schweiz in Geldsachen sein muß. Ihre Existenz als Welt- 
bankier und als neutrale Drehscheibe stehen auf dem Spiel. Ausgerechnet mit dem maure- 
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rischen Wahlschlager „Eine Frau im Bundesrat“ hat sie nun ein derartiges Pech gehabt. 
Wem soll man jetzt noch trauen? War es richtig, philosophische Grundsätze allen War- 
nungen zum Trotz durchzupauken? Geht man in Zukunft nicht sehr, sehr vorsichtig um 
mit den Fallen, die die Freimaurerideologie einem gesunden Staat stellt, dann wankt eine 
gewichtige Freimaurerrepublik. 

Überdies geschieht dieses alles in einem Augenblick, da der Welt ein anderes, keines- 
wegs sehr sauberes Beispiel für die eidgenössische Meinungsfreiheit geboten wird. Die be- 
kannte Zeitschrift „Eidgenoss“, Winterthur, steht im Schußfeld der gleichen Kreise, die 
der Kopp in den Damensattel verhalfen. Zum dritten Mal in wenigen Monaten wird eine 
Druckerei in der Presse angegriffen, weil sie diese Zeitschrift herstellt. Während es auf der 
einen Seite mit der Verschwiegenheit und Unabhängigkeit höchster Beamten hapert, wirft 
man die so hoch gepriesene Pressefreiheit über den Haufen. Schon im Falle von Frau Pa- 
schoud mußte man von der Schweiz als einem Rechtsstaat Abstand nehmen. Diese gleiche 
Behauptung stellt übrigens niemand anderes als die Regierung des Kantons Genf auf. Wir 
hatten Herrn Licio Gelli verlassen, als er aus dem Gefängnis Champ Dollon mit Erfolg ge- 
flüchtet war (205). Dem Untersuchungsrichter Jean-Pierre Trembley gelang es dann, in 
Unterhandlungen mit den Anwälten Gellis in Brasilien dessen „reumütige“ Rückkehr nach 
Genf auszuhandeln. Versprochen hatte man Gelli die Einweisung in ein privates Kranken- 
zimmer des Kantonspitals und daß man ihn nur nach Italien ausliefern würde soweit er 
dort nicht für Delikte belangt wird, die in der Schweiz nicht strafbar sind. Das aber waren 
alle Vergehen politischer, militärischer und fiskalischer Natur. Als politisch galt die etwaige 
Mittäterschaft bei dem Bombenattentat von Bologna (206), als fiskalisch der Vorgang um 
den Zusammenbruch des Banco Ambrosiano (207). So wurde Gelli wegen Beamtenbeste- 
chung in Genf bestraft und dann nach Italien abgeschoben, wo er unangetastet blieb. 

Man umgibt dieses Resultat mit einem Schleier, der es erlaubt, fünfzehn Jahre der Ver- 
leumdung der italienischen Neofaschisten aufrechterhalten zu können. Sie sollen es ja ge- 
wesen sein, die die Schlächterei von der Piazza Fontana (Mailand 1969) und das Attentat 
auf dem Bahnhof von Bologna auf dem Gewissen haben. Hauptzielscheibe der italieni- 
schen Polizei und Justiz war dabei Stefano Delle Chiaie. Als es 1988 zum Prozeß gegen ihn 
kam, begab er sich von Venezuela aus sofort nach Italien, um eine Verurteilung in Abwe- 
senheit zu verhindern. „Die Fälschung von Beweisunterlagen durch die italienische Ge- 
'heimpolizei war unglaublich und wurde vervollständigt von der Beschaffung falscher Zeu- 
gen“ sagt Chiaie in einem Interview der Bonarenser Zeitschrift „SOMOS“ im April 1989. 
Er wurde freigesprochen, und das in der ganzen Welt immer wieder neu vorgebrachte 
Märchen von den faschistischen Attentaten in Italien brach zusammen. Damit auch die 
angebliche Teilnahme Gellis daran. Man kann heute nicht mehr leugnen, daß die argenti- 
nische Aktion „La Tablada“ ihre Vorläufer in Italien hatte. Ebenso wie hier, hat man dort 
nicht gescheut, Blut, viel Blut zu vergießen, um den Blick der Öffentlichkeit und der Be- 
hörden abzulenken von der marxistisch-sozialistischen Terroristenszene und auf die daran 
völlig unbeteiligten „Faschisten“ zu lenken. Es wird darum Zeit, höchste Zeit, auch den 
Freund Gellis, den Admiral Massera in Buenos Aires freizulassen (siehe VIII, 45, 372, 373 
und IX, 229, 221). Ein weltweites Lügengebäude im Vorfelde von Utopia kracht zusam- 
men. Daß die linksstehende Freimaurerei mit einer Reihe mißlungener Versuche politi- 
sches Kapital aus selbstfabrizierten Verbrechen schlagen wollte, muß jetzt wie ein Bume- 
rang auf die eigenen Reihen zurückschlagen. Trotz aller weiterhin angestellen amtlichen 
Nebelwerfer werden die Dinge langsam durchsichtiger. Weder das Konzept noch die Metho- 
den erlauben es heute noch, irgendwelche Hoffnungen an die Freimaurerei zu knüpfen. 

Daß Gelli aber frei ausgehen sollte, gefiel dem Großen Rat, der Kantonsregierung in 
Genf, keineswegs. Über ihren Justiz- und Polizeichef Bernard Ziegler griff sie das Vorge- 
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hen des Untersuchungsrichters an. Dieser aber wurde wiederum vom Generalstaatsanwalt 
Bernard Corboz und vom Präsidenten des Richterverbandes, Pierre-Yves Demeule, ver- 
dammt, sich mit. seinem Vorgehen gegen das demokratische Prinzip der Gewaltenteilung 
zu vergehen. Der Kantonsregierung wird Befangenheit vorgeworfen. Im Streit um die heile 
Haut eines Bruders kommt so das ganze Gebäude ins Wanken, das Staatsrechtlern in der 
ganzen Welt bislang als Vorbild gedient hat. Der letzte Akt dieser Tragikomödie besteht 
darin, daß Gelli um sein Geld bei der Schweizerischen Bankgesellschaft in Genf noch 
kämpfen muß. Erster Schritt ist die Veröffentlichung eines 400 Seiten dicken Buches „Veri- 
te“, in welchem Gelli schweizer Staatsanwälte unsanft anfaßt. Bricht die Schweiz ebenfalls 
zusammen? 

Auch für die Schweiz gilt, was anderswo Parole ist: Die Mittelmäßigen haben sich zu- 
sammengeschlossen, um die Großen zu vernichten. Mit was beschäftigen sich die Zeitun- 
gen? Welches sind die Ereignisse, die sie mitteilen? Von der schmierigen Korruptheit, an 
der alles krankt; daß man alle Arbeiter, der Stirn wie der Faust, längst der Sklaverei für 
die zu Heiligen gemachten Bedürftigen überliefert hat; daß man einen Menschen um so 
rechtloser macht, je mehr er arbeitet, je aufrechter er ist; von dem Gehorsam einer Obrig- 
keit gegenüber, die längst nur noch Befehle ausführt, nach denen die Produktion des Lan- 
des weggeschenkt werden soll; nach denen ein hergelaufener Tamile zum Gegenstand kon- 
zentrierten Mitleides wird? Nirgends ist von diesen Dingen die Rede. Ein Blick in die Pres- 
se spricht von der selbstverständlichen Unehrlichkeit, mit der alle diese brennenden The- 
men nur im künstlichen Licht der Freimaurerphilosophie gesehen werden dürfen, und von 
der Dauerpflicht aller Schweizer, über das Eigentliche sehr still zu sein. Denn Reden könn- 
te an den Geldbeutel gehen. So haben sich die Schlechten zusammengeschlossen, um die 
Großen zu vernichten. Und sie wundern sich, daß es dann immer schlechter wird, daß das 
Wort Lebensqualität in der Schweiz zusammenschrumpft. Machen Sie sich einmal die Mü- 
he und nehmen Sie eine ganz beliebige Seite etwa der NZZ oder des Oltner Tageblattes zur 
Hand und Sie werden Beispiele in Hülle und Fülle für diese Kommentare finden. Nicht der 
Rütlischwur war falsch. Aber die Etablierung des Völkerbundes am Genfer See vertrug 
sich nicht mehr mit dem einigen Volk von Brüdern (212). Schon kann man vom Prock- 
schen Tätigkeitsfeld sagen: „In Österreich, dem Lande des galoppierenden Verfalls der öf- 
fentlichen Moral und weitgehender Kriminalisierung der politischen Sitten“ (269). Wann 
wird man, was in der Schweiz geschieht, gleich tief veranschlagen? 


Die Schuldigen 


Schuld an dieser Entwicklung sind jene, die die Gesetze befolgten. Denn Befolgung der 
Gesetze bedeutete von einem bestimmten geschichtlichen Augenblick an, sich eine Wertung 
anzueignen, die nicht auf der Wirklichkeit und auf der gewachsenen Moral, sondern auf 
einer weltfremden Ideologie aufgebaut war. Die heutigen Gesetze fordern etwas Widersin- 
niges, fordern Freiheit - Gleichheit - Brüderlichkeit. Und sie erwecken den Eindruck, als 
kommen wir mit ihrer Hilfe zu einer anderen Welt, in der dann das gelte, was die Gesetze 
heute schon für gerecht halten und deswegen erzwingen wollen: Daß diejenigen ernten 
dürfen, die nicht gesät hatten. Diejenigen aber, die gesät hatten, nichts erhielten, als Kapi- 
talisten und als Fundamentalisten verflucht wurden. Diejenigen, die nicht denken konn- 
ten, durften befehlen. Diejenigen, die denken und konstruieren konnten, aber mußten den 
gesetzlich Geschützten gehorchen. Und wenn sie nicht gehorchten, dann wurde man 
fürchterlich ärgerlich, wie es Alfonsin z.B. dann vorführte. Das aber, was die Tüchtigen 
aufgebaut hatten, ging so in die Hände von Unfähigen über. Sie konnten damit nichts an- 
fangen. Es zerronn ihnen zwischen den Fingern, die Unternehmen, die Geschäfte, die 
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Kunstsammlungen, die Häuser, die Felder. Sobald jene verschwunden waren, die das alles 
aufgebaut hatten, waren ihre Werke nur noch Fassaden ohne Inhalt. Niemand sah sie noch 
mit jener Liebe und Treue an wie diejenigen, die sie in einem arbeitsreichen Leben Stein für 
Stein, Satz für Satz, aufgebaut hatten. Jetzt kam die Zeit, da die Meister vom Himmel fielen 
— und Schiffbruch erlitten. Es geschah nicht an einem Tage. Es ging langsam. Aber mit je- 
dem kleinen Gesetz und Befehl fuhren sie das Schiff weiter hinein in die untiefen Gewässer 
des „Allgemeinwohls“, der „Partnerschaft“, der „Menschenliebe“, der „Toleranz“. Und die 
Starken stiegen aus und die Ratten blieben an Bord — bis alles zerfiel. 

Und manchmal kommt den Führenden doch ein kaltes Grausen ob ihrer Zerstörung. 
Dann setzt sich Woytila hin und verfaßt einen Schrieb an alle Bischöfe aus Anlaß des 25. 
Geburtstages des Satanskonzils (208) und mahnt, „Die heiligen Dinge müssen in heiliger 
Form vorgetragen werden“ Er meint, den Marsch in die Tiefe, den er selbst beschreitet, 
noch in einem bestimmten Moment anhalten zu können: „Der Priester darf keine profa- 
nen Dinge in die Messe einfügen und er muß das ordentliche Priesterkleid tragen“, „Alle 
Ratten auf der Stelle treten!“ Perestroika auf vatikanisch. 

Wer sind schon die Mörder? Ist es wirklich Jutta Speitel? Sind es nicht vielmehr jene, 
die sie erzogen, die sie in eine zutiefst ungerechte Welt gesetzt? Jene sanften Stimmen in 
den Hörsälen der Universitäten, die predigen, den Armen zu helfen, den Unterdrückten 
beizustehen, den Reichen ihr Erarbeitetes zu nehmen (und die daher die Spekulation so 
gerne sehen, weil so auch Reiche geschaffen werden, die etwas unmoralisch erwarben und 
man dann verallgemeinernd alle Reichen als Gauner behandeln kann), die es geflissentlich 
unterließen, die Fragen eines jungen Menschen an das Leben und an die Gesellschaft sach- 
lich zu beantworten, die mit Vergnügen die Gehirne vergifteten, die Reichtum gleichsetz- 
ten mit den kranken Auswüchsen ihrer eigenen Gesellschaft, mit Spekulation und Raub. 
Die ihnen Waffen verschafften und sich dann über den Mord als Ergebnis ihres Tugend- 
bundes freuten. Wer aber wirklich erziehen wollte, der wurde verschrien als autoritär, als 
Missetäter, als Diener der Mächtigen. Und wenn sie sich dann zusammenscharen zu be- 
waffnetem Aufstand, dann sind sie blind für alles, im Wunsch, sich selbst ohne Rücksicht 
auf Ritterlichkeit und auf Sauberkeit feige zu retten, wie sie es in La Tablada taten, wo sie 
die jungen Soldaten als Kugelfang vor sich hinstellten. Alles endet darum bei ihnen in ei- 
nem La Tablada. Und die Zeitungen, in denen die eigentlichen Mörder den Ton angeben, 
machen Helden aus ihnen. Die Aufrührer in La Tablada hatten gar nicht mit bewaffnetem 
Widerstand gerechnet. Sie hatten gemeint, ein Theater spielen zu können, bei dessen Ab- 
schluß eine Volksrepublik entstehen würde. Sie waren auf Blut aus und es war ihr eigenes 
Blut, das floß. Das war nicht ihr Wille, nicht der Wille der Regierung. Das war Fügung. 

Alle Kritik an der Freimaurerei macht diese nur noch bockbeiniger und wird von ihr 
mit Terror beantwortet. Dieser erstreckt sich auch sofort auf alle jene, die sich nur infor- 
mativ mit solcher Kritik befassen. Dadurch vergrößert die Freimaurerei zunächst ihre 
Überlebenschancen selbst bei einer weiteren wesentlichen Verschlechterung der Weltsitua- 
tion als Folge ihrer Herrschaft. Die Freimaurerei ist grenzenlos überheblich von der Rich- 
tigkeit ihrer Vorstellungen, der Gerechtigkeit ihrer Ziele und der Notwendigkeit ihres zer- 
störenden Vorgehens überzeugt. Vor uns steht da das Beispiel des Katastrophenpolitikers 
Alfonsin (242). 

Aus diesen Gründen heraus ist es denkbar, daß es in einer Endphase des Lebens auf 
dieser Erde zu sehr schweren Kämpfen kommt, bei denen die Freimaurerei sich nicht 
scheuen wird, selbst chemische Waffen und Atombomben anzuwenden, nachdem sie alle 
möglichen anderen Terrorformen eingesetzt hat. Sie wird buchstäblich vor nichts mehr zu- 
rückschrecken, um sich an der Macht zu halten. Man kann schon nach den bisherigen Er- 
eignissen feststellen, daß es nichts Unmenschlicheres geben wird als die Freimaurerei. Kein 
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nationales oder soziales „Vorurteil“ wird sie mehr bremsen. Lauter und lauter wird dann 
der Schreckensruf erschallen: Rette sich, wer kann! 

Es ist etwas Sonderbares mit unseren Zeitungen. Sehr oft erfährt man Neuigkeiten da- 
durch, daß sie geleugnet werden. „Der Benzinpreis wird nicht erhöht werden“. Und schon 
wird er erhöht. Man spricht von „Festigung des Friedens“ und schon ist der Krieg da. „Es 
ist eine vorübergehende Krise“ und schon setzt es an zur nächsten, noch schwereren. „Es 
ist alles unter Kontrolle“ und schon geht alles drunter und drüber. „Man wird den Asylan- 
tenstrom bremsen“ und schon kommen weitere hunderttausend neu ins Land. „Man wird 
den Visumszwang einführen“ und nach wie vor überschreiten sie die Grenzen ungehindert, 
und vor allem, schon spricht niemand mehr von den bereits Eingeschleusten. Niemals wer- 
den sie die Bundesrepublik Deutschland wieder säubern von den Fremdrassigen. So ein 
Ausdruck schon ist verboten. So einfach ist das. Warum eigentlich? Wann hat das Deut- 
sche Volk darüber abgestimmt, daß so etwas verboten sein soll? Wann jemals hat man 
über diese Grundfrage des Zusammenlebens einen freien Meinungsaustausch gestattet? 
Man spricht von „nationaler Opposition“ und übersieht, daß sich diese in den fünfziger 
Jahren gegen die Besatzungsmächte richtete und so mancher Minister zu ihr gezählt wer- 
den mußte. Und daß sie sich heute gegen die „deutsche“ Regierung in Bonn wendet. 

Wo bleibt da die Toleranz? Täglich wird es nur gewalttätiger unter ihrer Fuchtel. Doch 
davon berichten die Journalisten nichts, jedenfalls nichts im gleichen Augenblick, da es 
angebracht war, so etwas Grausiges in seinen richtigen Zusammenhang zu stellen. Es re- 
giert das Gesetz, es regiert das Gefängnis, es regiert der Steuereinnehmer. Erst dann, wenn 
der nichts mehr erreicht und wenn auch der politische Mob auf den Straßen nichts mehr 
erreicht, dann geht man ans Töten. Dann kommen die Ponto und Schleyer an die Reihe 
(209). Und man hat wieder einmal „die Demokratie“ gerettet. Und die abgestumpfte Men- 
ge sieht in den Zeitungen nach, was sie sagen darf. Niemals wird mehr vom „Öffentlichen 
Wohl“ gesprochen als in dem korrupten Sumpf der Demokratie. Kein Staat verteidigt sich 
protziger und lauthalser als der demokratische, in Worten, in Plakaten, mit Lobhudeleien 
der Nachplapperer, in unzähligen wichtigtuenden Organisönchen. Den Religionen klaut 
man Worte wie „heilig“ und „göttlich“ und hängt sie der Gipsfigur auf dem Platz vor der 
Börse um. Aus der Vergangenheit holt man sich Begriffe wie „heldisch“ und „ritterlich“ 
und schmückt damit Fußballspieler. 

Gerüchte schleichen sich dann durch die Menge. Die Leute lesen nach wie vor ihre Zei- 
tungen, aber es ist, als läsen sie über die Buchstaben hinweg. Sie wetteifern untereinander 
darin, das zu glauben, was sie lesen, und sie sagen es ihrem Nächsten, doch gleichzeitig 
machen sie die größte Anstrengung, das Eigentliche zu verschweigen, das, was sie ganz in 
ihrem Innern wissen und doch nicht wahrhaben wollen. Daß nämlich alles in Eimer geht, 
daß sie vergebens dem Glück nachjagen, bei immer weniger Wochenstunden Arbeit, bei 
immer längeren Urlaubsfahrten, bei immer sensationellerer Glotze. Daß sie keine Zeit 
mehr haben für den Freund, daß eine stumpfe Langeweile sie dauernd quält, daß sie kein 
Interesse mehr haben an den Dingen und an den eigenen Kindern. Daß Schimpfen das 
einst traute Heim erfüllt (und man so etwas gleich dafür benutzt, um das „Heim“ lächer- 
lich zu machen) und daß sie nichts mehr glauben von all dem, was man ihnen mitteilt. Sie 
jagen durch die kleinen schwarzumrahmten Kästen mit den Sensationsmeldungen in 
„Bild“ und „Kronen-Zeitung“ und haben es schon nach wenigen Minuten wieder verges- 
sen. Engagement empfinden sie niemals mehr, so ganz im Gegensatz zu fast allen Deut- 
schen vor 1933. Und wenn man diesen Unterschied gesehen hat, dann fragt man sich: Wa- 
rum sollte man denn heute anders handeln als vor 1933? Vergebens sucht man nach Er- 
kenntnissen, die den Weg der Deutschen hin zum 30. Januar 1933 als falsch bewerten. 
Heute hören sie von Gipfelkonferenzen und sind sich doch nicht bewußt, daß da auch ihr 
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Alfonsin setzt seinem Wirtschaftsminister Souroulle ein Maurer- 
denkmal. Am Sockel das Zeichen der von ihm eingeführten Wäh- 
rung, der (dreieckige) Austral. „Digito“ hier gleich „Zeigefinger“. 


eigenes gewähltes Regierungsoberhaupt mittönt und sie begreifen nicht einmal, daß dort 
verstörte Präsidenten verzweifelt und vergebens nach Auswegen aus einer sich immer tol- 
ler gebärdenden Weltkrise suchen, daß es allerhöchste Zeit wäre, die dortigen Eisenbärte 
zum Teufel zu jagen. Und tatkräftig wirklich Hand anzulegen, den Schmutz zu beseitigen. 
Nicht aber wieder angeführt von „Brillenschlangen“ und „Zeigefingerakrobaten“, son- 
dern endlich einmal von Männern. 

Sie haben alles zerstört, was sie für böse hielten und aufgebaut, was sie für gut hielten. 
Und was ist daraus geworden? Sollte es nicht vielleicht daran liegen, daß man verkehrte 
Maßstäbe an Gut und Böse legt? Ist nicht vielleicht gerade umgekehrt Gutes vernichtet 
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und Böses aufgebaut worden? Ist nicht vielleicht Unverstand, vielleicht sogar böser Wille 
der Motor gewesen, den man mit Vernunft bezeichnete und mit Moral? Hat es nicht viel- 
leicht bessere, fähigere, verantwortungsbewußtere Staatsmänner gegeben, bevor man die- 
sen Weg ins allgemeine Unglück antrat? Daß es verboten ist, derartige Fragen zu beant- 
worten, spricht nicht gerade dafür, daß die heute Führenden von ihrer eigenen Güte und 
ihren eigenen Fähigkeiten überzeugt sind. 

Sie verstehen nicht zu leben. Sie töten alles Lebenswerte ab. Sie zählen nur noch die 
Tage bis zu ihrem Tode. Sie wollen gar nicht wirklich leben, für niemanden und für nichts. 
Es gibt keinen Glauben mehr und kein Vaterland und keine Familie. Alles haben sie abge- 
trieben. Sie wissen, daß sie etwas Schrecklichem entgegenrasen, sie sehen es undeutlich, 
aber ganz gewiß und mit Entsetzen vor sich. Alle ihre Tätigkeit besteht nur noch darin, so- 
viel Utopie wie nur irgend möglich noch zu verwirklichen, bevor der Zusammenbruch es 
unmöglich macht. Es ist ein Wettrennen mit der Sanduhr. Was haben sie nicht alles schon 
erreicht mit dieser Hatz! Millionen von Ausländern im Lande, abgestorbene Wälder, tote 
Robben, verseuchte Flüsse (210), Milliarden an erarbeitetem Volksvermögen in fremden 
Kontinenten nutzlos vertan, die Erziehung zerstört, die Achtung vor einem Menschenle- 
ben verspottet, die schlimmste Geschlechtsseuche sanktioniert und ihr Zusammenleben 
damit erreicht, und sie haben immer noch nicht begriffen, daß ihre Moral die Moral des 
Todes ist. 

Verdammung ist der Ausgangspunkt ihrer Moral, Verdammung der Nazis, der Faschi- 
sten, der Fundamentalisten, Verdammung und Rache. Zerstörung ist der sichtbare Inhalt 
ihrer Moral, ist ihr Daseinszweck. Und bevor es ans Aufbauen kommen kann, führt diese 
Moral uns auf dem Wege über demokratische Spottgeburten alle ans Ende dieser Welt. Sie 
ahnen es sogar alle. Einige von ihnen wissen es sogar bestimmt. Und doch gibt es keinen 
Halt mehr für sie. Sie sehen, daß sie es nicht meistern werden, was da auf sie zukommt, 
was sie selbst ausgelöst haben, die steigenden Meere, die verseuchte Atmosphäre, die mit: 
Blausäure hantierenden neidischen Unregierungen, die Verformung der menschlichen Ge- 
hirne, der Krieg in den Sternen, die Verteufelung der Weißen, der Antigermanismus. 
Gleichzeitig beanspruchen sie persönliche Bequemlichkeit und grenzenlosen Reichtum, 
stehlen, wo sie können und schieben sich in einer durch und durch korrupten internationa- 
len Führungsschicht gegenseitig die angerafften Güter zu. Doch sie genießen nicht den 
Reichtum, es ist leere Beschäftigung auf der Flucht vor dem Leben. Sie wollen, daß die 
Tüchtigen scheitern, daß sie abdanken, aber sie wollen nicht deren Pflichten übernehmen, 
nur ihr Hab und Gut, mit dem sie nichts anzufangen wissen. Sie laufen Amok gegen dieje- 
nigen, die Tiefenschärfe besitzen und haben Angst vor ihnen, weil sie sie für genauso 
schlecht halten wie sie selbst es sind. Es ist eine Art Verschwörung ohne Anführer und oh- 
ne Befehle. Zeichen bewegen die Welt. Proksch hat es ausgenutzt, Frau Kopp hat es ausge- 
nutzt, Papandreou hat es ausgenutzt, Scheel und Lambsdorff haben es ausgenutzt und alle 
Brüder haben geholfen, daß sie den Rebbach behielten. Es sind die Geschäftsführer der 
platten Klebrigkeit, die — selber unfähig zu Geistesblitzen und zu Aktionen — sich zusam- 
mentun, um den fleißigen Rivalen zu vernichten, wie es die USA mit Chile versuchen. Sie 
haben keinerlei Grund zur Selbstachtung, sie verachten einander sogar stillschweigend und 
sind sich einig, daß man den berechtigten Stolz der Großen brechen muß. Es sind die 
Stümper, die sich verschworen darum bemühen, Leistungen nicht aufkommen zu lassen. 
Es sind die Mittelmäßigen, die Flauen, die alles Starke hinunterziehen wollen. Und sie re- 
den sich und uns ein, daß das gerecht sei, daß auf diese Weise eine für alle erträglichere 
Welt voller Glückseligkeit aufgebaut wird. Wir haben sie ausführlich am Anfang dieses 
Buches zu Worte kommen lassen. Und sie sind die Totengräber der Menschheit. Die Im- 
potenz beten sie an, die Kinderlosigkeit, nicht, weil Überbevölkerung droht. Das ist nur 
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ein Vorwand. Weil sie nicht die Verantwortung für Kinder tragen wollen. Weil sie nicht 
Väter genannt werden wollen. Aber alles erscheint ihnen „menschlich“, was in Wirklich- 
keit Ausdruck ekler Verkommenbheit ist. Menschen sind ihnen die Schwächlinge und Nar- 
ren, die Lügner und Versager. Feinde der Menschheit sind ihnen die Starken und Ernsten 
und Fähigen und Klugen. Ehrlichkeit ist unerbeten und überflüssige Ausnahme, Betrug ist 
menschlich, das Normale, das man nur lernen muß, zu verstehen. Danach sieht ihre Ge- 
sellschaft aus, danach ihre Zusammenkünfte, wenn sie unter sich sind. 

Sie haben aber bereits alle Hoffnung aufgegeben, dem Leben eine Silhouette zu geben. 
Sie wissen, es bleibt ihnen nichts anderes übrig, als zu verachten, zu zerstören. Sie versu- 
chen es mit allen möglichen Tricks, sie setzen alle unterworfene Technik ein, um die Welt 
umzukrempeln. Im Mai 1989 treffen sich 600 Menschen in England, die dank künstlicher 
Befruchtung zur Welt kamen und keinen Vater kennen. Immer wieder versuchen sie, die 
Welt nach neuen sinnlosen Gesichtspunkten zu ordnen. Die Tagungen auf höchster Ebene 
werden immer häufiger. Vor Jahrzehnten traf man sich noch alljährlich (211), jetzt schon 
allmonatlich und gleichzeitig am einen Ende der Welt die Finanzminister, am anderen die 
Agrarexperten, und die ganz Großen werfen das Steuer in gerissener Schaukelpolitik ein- 
mal hierhin, einmal dorthin und der Chor der schreibfleißigen Journalisten begrüßt einen 
jeden solchen Aufmarsch als die erhoffte Lösung aller Probleme. Doch niemand wagt es, 
zu schreiben und zu drucken und zu verbreiten: Abtreten! meine Herrschaften. Jetzt ist es 
aber wirklich genug! Wir wünschen das Weiterleben der Menschheit und die Erhaltung der 
Natur! Nichts anderes. Schon heute sind sie ganz erbärmliche, angstgeschüttelte, ratlose, 
um ihren Ruf und ihr Leben laufende zweibeinige Ratten. Sie sind Karikaturen ihrer 
selbst, Gespenster nur noch, die niemals mehr etwas Positives erreichen werden. Wie 
schon seit Jahrzehnten, zerbricht ihnen alles, was sie in ihre unbeholfenen Hände nehmen. 
Und sie wissen es! 

Sie meinen, sie könnten nicht abdanken, so wie es ein Alfonsin von sich sagt. Sie mei- 
nen, dann würde ein weltweites Chaos entstehen, und es entsteht gerade, weil sie nicht ab- 
danken. Wir erleben es gerade in Argentinien. So sehr sind sie noch immer eingenommen 
von sich und ganz bitterböse, daß man nicht nur über sie lacht, sondern beginnt, sie zu 
hassen. Und sie begreifen nicht, daß nach ihrem Verschwinden die Welt sich in viel, viel 
kürzerer Zeit wieder erholen wird als sich selbst ihre Gegner vorstellen. Die gemordeten 
Menschen, Tiere und Pflanzen, die Vernichtung des Klimas lassen sich nicht wieder gut- 
machen. Doch die Vernichtung wird um so größer, je länger sie sich an ihre Stühle klam- 
mern. Und ihre Schuld! 


Weltuntergang 


Wann wird das Heute zur Vorgeschichte werden? Einer Welt, die wieder Geschichte 
macht? Auch wieder darstellt, was Geschichte war im Heute. In diesem Heute, über das 
man dann nur den Kopf schütteln wird, wenn man die Tränen getrocknet hat in Erinne- 
rung an all das, was „damals“ unwiederbringlich zerstört wurde. 

In unserer Zeit kreuzen sich die Ebenen. Da bewegt sich auf der einen die Freimaurerei 
in immer noch wachsender Macht. Der Boden wird heiß und berstet unter ihren Füßen. 
Und da ist eine andere Ebene, auf der sich die Kräfte sammeln, die auf das Ende der Frei- 
maurerei warten. Sie werden Geduld, noch sehr viel Geduld haben müssen, denn nichts 
wird von der Freimaurerei freiwillig aufgegeben werden. Mit jedem Verlust, mit jedem 
Schlag, den ihr die Natur verpaßt, werden sie nur noch verbissener. Denn ihr Weg ist ganz 
bestimmt der richtige, sagen sie sich. In Fulda konnte Bonifazius die Eiche abschlagen, 
und die Germanen begannen zu zweifeln. Für den Freimaurer gibt es keine verwundbaren 
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Eichen. Wollen aber etwa Menschen auf sie einschlagen, in letzter Verzweiflung, dann ver- 
schwinden sie in ihre Rattenlöcher, dann „legen sie sich schlafen“. Und warten auf den 
nächsten möglichen Auftritt. Und haben in keinem einzigen Punkt ihres Programms und 
ihrer Weltauffassung nachgegeben. Ihre Schuld wächst so bis an den Himmel. Wird die 
größte sein, die sich je auf Erden angehäuft hat und registriert worden ist. Es wird unend- 
lich schwer sein, sich vor diesem Weltuntergang zu retten, sich und die Seinen und die Na- 
tur. 


Doch, was dem Abgrund kühn entstiegen 
kann durch ein ehernes Geschick 

den halben Weltkreis übersiegen. 

Zum Abgrund muß es doch zurück! 


So hofft schon Goethe. Hätte er noch ähnlich gehofft, wenn er heute unter uns wan- 
delte? Wir meinen, der Kampf ums Dasein hat auch hier seine heiligen Gesetze. Er hat 
schon heute ein vielfältiges Gesicht. Der geistige Widerstand steht auf an allen tausend 
Fronten, an denen die Freimaurerei arbeitet. An der richtigen Stelle steht in dieser Lage, 
wer nach innen hört. 
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Frontbericht von einer Katastrophe 


Ein beispielhafter Zusammenbruch 


Das letzte, was wir von dem Ablauf der Dinge in Argentinien hörten, war die kurze Er- 
wähnung von dem Zusammenbruch des Wirtschaftsplanes der Regierung Alfonsin im Fe- 
bruar 1989. Ihm vorausgegangen war die Energiekrise und der marxistische mißlungene 
Überfall auf die Kaserne von La Tablada. Die Regierung Alfonsin muß am 14. Dezember 
1989, genau sechs Jahre nach ihrem Amtsantritt, an den Nachfolger übergeben. Es steht 
der Regierung frei, den Wahltermin für den neuen Präsidenten von sich aus festzulegen. 
Spätestens muß das am 14. August 1989 der Fall sein. Nun hatte aber die sozialistische Re- 
gierung Alfonsin sich in einem derart großen Umfang im Lande selbst Geld geliehen, daß 
eine pünktliche Rückzahlung nebst Zinsen schon seit längerem für alle Sachverständigen 
völlig unmöglich schien. Es mußte der Regierung also darum gehen, die Wahlen so zu le- 
gen, daß der Staatsbankrott erst nach diesen erfolgte. Denn das bereits stark angeschlage- 
ne Image der Regierung der UCR (etwa den Unabhängigen Sozialdemokraten am Ende 
des I. Weltkrieges im Deutschen Reich gleichzusetzen) — das war der Regierung selbst völ- 
lig klar — würde sich in einem Sieg der peronistischen Opposition bei den Wahlen aus- 
drücken. So setzte die Regierung die Wahlen für den 14. Mai 1989 fest. 

Doch der Zusammenbruch kam bereits früher. Er zeigte sich deutlich im international 
verfallenden Kurs der argentinischen Währung, des „Austral“. Der erste Paukenschlag in 
diesem Höllenkonzert erfolgte am 8. Februar 1989. Die Währung entwertete um 40 % an 
einem Tage. Von da an bis hin zu den Wahlen tanzt die Regierung auf einem Vulkan, gibt 
täglich Meldungen heraus, die das Volk beruhigen sollen, wird aber schon am folgenden 
Tag von den Ereignissen überholt und Lügen gestraft. Wir bringen im folgenden die jewei- 
ligen Zeitungsmeldungen. Für den aufmerksamen Leser rollt sich so das Bild einer Tragö- 
die ab, die trotz ihres Umfanges und der beispielhaften Bedeutung, die sie für die übrige 
Welt hat, von den Nachrichtenagenturen in ihrem Wesen verschwiegen wurde. 

Um diese letzten Worte richtig zu verstehen, wollen wir rückblickend nur noch einmal 
kurz erwähnen, mit welchen Worten die westdeutsche Presse den Besuch eines der Haupt- 
schuldigen an dem Zusammenbruch Argentiniens vorstellt. „Nach einem Essen mit Fi- 
nanzminister Stoltenberg dankte Sourouille für die Gegenwart privater Unternehmen (in 
Argentinien) und für den Beitrag der deutschen Regierung, uns bei der Festigung der De- 
mokratie in Argentinien geholfen zu haben! Er unterstrich die sehr guten Beziehungen 
zwischen der BRD und Argentinien sowohl auf politischem wie auf wirtschaftlichem Ge- 
biet“. dpa gegenüber äußerte Sourouille: „Das Problem, das heute besteht, ist eng verbun- 
den mit zwei Fragen: der Festigung des Wirtschaftsprozesses in unserem Lande, wobei wir 
noch Vorgänge zu meistern haben werden wie die Staatsfinanzen und daß man einen kla- 
ren Horizont gewinnt, und hängt zusammen mit einigen Finanzoperationen, die mit der 
Handhabung der Auslandsschuld zusammenhängen... Wir erwarten, in Kürze Verhand- 
lungen abschließen zu können, die den Horizont wenigstens bis zum Ende der derzeitigen 
Regierung Ende 1989 klären werden“. Diesen Salat las man im Juni 1988. Wir werden 
jetzt erfahren, was in Wirklichkeit geschah (230). 
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Die künstliche Niederhaltung des Dollarkurses kostete in der zweiten Hälfte des Januars 
1989 der argentinischen Zentralbank wöchentlich 181.000 Dollar. An einem einzigen Tage 
wurden dann 45.000 Dollar in den Markt geworfen. Es wird von den Peronisten entdeckt, 
daß Unbekannte am Freitag den 3. Februar 500 Millionen Dollar um 30% billiger kauften 
als diese am darauffolgenden Montag wert waren. Man spricht erstmals von einer Abdan- 
kung des Wirtschaftsministers Sourouille (Ambito financiero - AF - 8.2.). Am 15.2.: „Der 
Dollar stieg am freien Markt um 8% und schloß bei A 27,80. Die monatlichen (!!!) Zinsen 
stiegen auf 22%. Die Unglaubwürdigkeit des Wirtschaftsministeriums, ob es diese Lage 
unter Kontrolle bringen kann, ist groß, und täglich, Stunde für Stunde, tauchen neue Ver- 
sionen über einen Rücktritt des Wirtschaftsministers und seiner Mitarbeiter auf und wer- 
den Namen des neuen Ministers genannt. Die Regierung verfällt nur immer wieder auf ihre 
nutzlose Technik, nichts zu lösen, doch die Lage verschärft sich ... . Die Zentralbank kann 
so kein Vertrauen und keine Glaubwürdigkeit wiedererlangen“. 

Der Dollar steigt von Tag zu Tag. Man erhöht die Zinsen, um die Bevölkerung davon 
abzuhalten, Dollar zu kaufen und ihr Geld in Staatsanleihen anzulegen. Solche öffentli- 
chen Anleihen wurden in den vergangenen Jahren mehr und mehr angeboten, mit immer 
höheren Zinsen. Lange hält man die Öffentlichkeit hin mit genauen Zahlen. Erst am 30. 
April erfährt man durch eine Darstellung im (regierungsnahen) „Clarin“, daß „die derzei- 
tige Regierung in den Jahren 1987 bis 1989 Anleihen in der Gesamthöhe von 3.676 Millio- 
nen Dollar unterbrachte, mit immer vorteilhafteren Bedingungen für den Anleger“. Au- 
ßerdem erfährt man, daß „1989 insgesamt 1.342 Millionen Dollar fällig werden“. Der op- 
positionelle liberale Politiker Alvaro Alsogaray beziffert zwei Tage vor der Wahl diese 

"Summe auf 965.000 Millionen einschließlich der Zinsen. Das sind Zahlen, an deren Rück- 
zahlung niemand auch nur entferntest denken kann. Hätte ein Privatmann diese Summe 
aufgenommen, so wäre er längst im Gefängnis gelandet wegen Betruges. Der liberale Ab- 
geordnete Alberto Albamonte sagt schon am 5. April: „Die Junta Coordinadora (d.i. jene 
Gruppe von Politikern, die wir als „ERP in der Regierung“ also als promarxistische Wirt- 
schaftsterroristen bezeichneten) ist die eigentliche Regierung. Sie setzt sich zusammen aus 
Skrupellosen, die das Land ausgeplündert haben ... . Die Bilanz der Regierung der Coordi- 
nadora ist Korruption und Unfähigkeit“ (213). 

Die Lage überschlägt sich. Sourouille, der in Fortsetzung der Praktiken eines Martinez 
de Hoz das Land nach außen und dann auch nach innen in große Schulden stürzte, ist 
nicht mehr zu halten. In den ersten Apriltagen 1989 reicht er seinen Rücktritt ein. Alfonsin 
ersetzt ihn durch einen treuen, menschlich farblosen Maurer, Juan Carlos Pugliese. Nach 
einer inhaltsleeren Eröffnung seiner Tätigkeit meint man, mit diesem Personenwechsel 
den Zerfall der Währung aufhalten zu können. Doch die harten Tatsachen sind stärker. 
Munter steigt der Dollar weiter, und zeigt so, wie alles beurteilt wird, was von dieser Re- 
gierung kommt. 

Als sich zum Erstaunen des neuen Wirtschaftsministers nichts ändert, der Dollar nur 
immer weiter nach oben klettert, meint er verbittert: „/ch kämpfe mit dem Herzen und 
man antwortet mir mit dem Geldbeutel... Ich kann nicht sagen, daß der, der sich mit 
Dollars eindeckt, verliert, ich sage nur, daß der, der so handelt, das Land schädigt“. Der 
Mann verlangt Opfer von einer Bevölkerung, die seit Jahren betrogen wurde (214). Der 
Präsidentschaftskandidat Alfonsins, Angeloz, betont mehr und mehr, daß er „anders re- 
gieren wird, als es seine Partei getan hat“. Das beunruhigt den linkslastigen Außenmini- 
ster, Mitglied der Coordinadora, Dante Caputo. „Was mir an Angeloz nicht gefällt, sind 
die Krawatten, die er trägt“ (215). Mit einer solchen Bemerkung erinnert er Wissende dar- 
an, daß z.B. bei der Öffnung der Geheimarchive der Logen in Frankreich und Belgien un- 
ter deutscher Besetzung 1940 sich herausstellte, daß 90 Prozent der sozialistischen Politi- 
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ker Freimaurer waren. Caputos unvorsichtige Bemerkung klärt, daß eine Wahlniederlage 
Alfonsins eine solche der internationalen Freimaurerei darstellt. 

Der Generalsekretär der CGT, Saül Ubaldini am 16. April: „Wir appellieren an das 
Gewissen jener Kreise, die von der Kaufkraft der Bevölkerung leben und trotzdem ihre 
Gelder in der Spekulation laufen lassen“. 

Der peronistische Präsidentschaftskandidat Carlos Menem klagt die Regierung an, die 
Atomenergiebehörde abgebaut zu haben. In der Tat war es der Präsident Alfonsin persön- 
lich, der bei einem Essen in jener Lehranstalt in Bariloche sagte, er hätte kein Geld mehr 
für sie. Damit bewirkte er nicht nur einen Abzug argentinischer Akademiker und Techni- 
ker ins Ausland, sondern machte auch sich anbietende Exportgeschäfte mit un 
den medizinischen .und technischen Produkten unmöglich (216). 

Das dauernde Ansteigen der Preise im Verfolg der laufenden Entwertung bestimmt 
den Handel, entweder die Geschäfte zu schließen oder aber es wird „ohne Rechnung“ ver- 
kauft. Man verpflichtet sich, jenen Betrag zu zahlen, der bei einer Normalisierung zustan- 
dekommt. Die mittleren und kleinen Kaufleute sind dazu gezwungen, denn sie wissen 
nicht, zu welchem Preis sie ihre Ware wieder neu einkaufen können. Natürlich geht das 
nur dort, wo Käufer und Verkäufer sich persönlich kennen. 

Als kennzeichnend für die verkrampfte Lage kann man aufzählen: Ein Absinken der 
Verkäufe etwa ab Mitte April um 70 Prozent, Preisangaben und Preislisten in Dollar, Be- 
zahlung nur noch in bar und mehr und mehr nur noch in Dollarscheinen, Kreditkarten 
werden nirgends mehr angenommen. In den Supermärkten erscheinen vor den meisten 
Grundnahrungsmitteln Zettel mit der Bemerkung: Nur ein Paket je Person. Die Fabriken 
nehmen keine Bestellungen an, schicken mitgesandte Schecks wieder zurück. Verzweifelt 
gehen Kranke von Apotheke zu Apotheke, um benötigte Medikamente zu kaufen, Opera- 
tionen können nicht ausgeführt werden, weil die dafür der Klinik auszuhändigenden far- 
mazeutischen und chirurgischen Mittel nicht beschafft werden können. 

Im Rahmen einer Diskussion gibt die mit der Regierungspartei verbundene Gruppe 


-  „Socialismo Unificado“ (deren Abgeordneter Simon Lazara) zu, „aus dem Ausland Un- 


terstüzung für unsere Untersuchungen und die politische Entwicklung zu bekommen. Die 
Sozialdemokratie unterstützt wirtschaftlich viele Studienzentren anderer Parteien. Es ist 
brutal, zu sagen, daß wir deswegen das Vaterland verraten“ (217). Es ergibt sich bei der 
Gelegenheit, daß die staatliche Geheimpolizei SIDE der genannten marxistischen Partei 
gefälschte Unterlagen für eine irreführende Anzeige verschaffte. Der Abgeordnete der Pe- 
ronistischen Partei, Ruben Cardozo hält es in diesem Zusammenhang für möglich, daß 
der Absturz des Privatflugzeuges von Menem (bei dem drei Personen ums Leben kamen) 
infolge eines Attentats erfolgt sei, das eben diese SIDE ausgeführt hätte (218). Bei den so- 
eben genannten Unterlagen für eine Zeitungsanzeige handelte es sich um den Inhalt von 
Kassetten mit einer von Menem niemals gehaltenen Rede, in der dieser einen Krieg mit 
Großbritannien um die Malvinen für möglich gehalten hätte. Nicht nur in diesem Falle, 
sondernd laufend, wird von Seiten der Regierung ein Ton in die Wahlpropaganda ge- 
bracht, der demokratisch nicht tragbar ist. Menem und seine Familie werden dauernd übel 
beschmutzt. Als Angeloz sich auf einer Wahlreise durch La Rioja, der Provinz Menems, 
befindet, wird sein Auto mit Steinen beworfen. Während die Regierung das jugendlichen 
Peronisten zur Last legt, bezeichnet man es auf Seiten der Opposition als eine provokative 
Handlung, die der SIDE ausgeführt habe. Sie stützt sich auf frühere Vorgänge auf der 
Plaza de Mayo in Buenos Aires, wo ebenfalls Scheiben eingeschlagen und Geschäfte ge- 
plündert wurden und man sofort auf die dunkle Ursache dieser Vorgänge hinweisen konn- 
te. Von den Peronisten wird Angeloz vorgeworfen, „einen Wahlfeldzug voller Beleidigun- 
gen und Schmähungen aufzuziehen ohne Rücksicht auf die Stabilität der Demokratie“ 
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Gleichzeitig macht man sich in der Regierung Kopfschmerzen, wie die riesige innere 
Schuld bezahlt werden soll. Man erwartet eine starke Erhöhung der Steuern. Die natürlich 
von denen gezahlt werden sollen, die mehr haben. Dabei taucht im Gespräch die Frage 
auf, ob es nicht beiderseits unethisch ist, Anleihen zu horrenden Zinssätzen in Umlauf zu 
bringen. 

Der zum Peronismus gehörige Dauerkongreß Wirtschaftlicher Zentren „wiederholt, 
daß es nicht nur darum gehen kann, schlechte Beamte auszuwechseln, sondern auch einen 
Rahmen verkehrter Grundsätze zu sprengen. Man wiederholt immer nur rückschrittliche, 
monetaristische und fiskalistische Kriterien des entlassenen Ministers Sourouille“ (219). 

Neu und beachtet ist eine Versammlung von 7000 kleinen Unternehmern am 17. April 
1989, bei der ebenfalls „das Fortbestehen monetaristischer Praktiken angeprangert wird, 
so daß sich die Schlangen arbeitsloser Akademiker von unseren Fabriken weg hin zu den 
Gesandtschaften entwickelter Länder begeben und sich so der Verfall unseres Landes noch 
beschleunigt“ (220). Am gleichen Tag steht der Dollar auf 54,40 Australes und die monat- 
lichen Zinsen betragen mehr als 40 Prozent! Die Preise sind von der Regierung eingefro- 
ren, doch niemand kann sich daran halten. In den Supermärkten werden die Wachen ver- 
stärkt. Am 20. April 1989 erscheint zum ersten Mal in einem Zeitungsartikel der Satz: 
„Salvese quien pueda“ Rette sich, wer kann! (221). Am nächsten Tag steht der Dollar auf 
mehr als 70 Australes. „Wenn man sich ansieht, was bei diesem Dollar aus der inneren 
Verschuldung in Dollar geworden ist, dann fragt man sich: Wenn das nicht pervers ist und 
höllisch, dann ist die Hölle selbst es nicht“ (Graziano). Auf der gleichen Seite erscheint die 
folgende Anzeige: „Es spricht Ihr Arzt! Um heute einen Schwerkranken zu behandeln, 24 
Stunden lang in einer Intensivstation, werde ich 45 bis 60 Tage danach mit 152,37 Austra- 
les bezahlt“. 

24 Stunden weiter geht der Dollar auf mehr als 100 Australes. Unter einem Foto aus 
dem Stadtzentrum von Buenos Aires heißt es: „Die Wechselstuben sind überfüllt. Drau- 
‚Ben davor stehen die, die weder kaufen noch verkaufen. Sie kommentieren die Ökonomie 
und erwarten eine Antwort. Sie sind in der gleichen Lage wie die Experten: Niemand be- 
greift mehr, was da vor sich geht“. 

Es fällt auf, daß überhaupt keine Meldungen mehr über die Außenschuld Argentiniens 
erscheinen. Dabei hat Argentinien bereits seit mehr als einem Jahr die Zinszahlungen ein- 
gestellt und ist damit bei der Weltbank aus der Liste kreditwürdiger Kunden gestrichen 
worden. 3.000 Millionen Dollar haben sich bereits an unbezahlten Zinsen Mitte Mai 1989 
angesummt (231). Diese Funkstille bezüglich der Auslandsschuld ist deswegen besonders 
bemerkenswert, weil bis dahin und seit Jahren und um die ganze Welt gerade diese inter- 
nationale Verschuldung hauptsächlichster Gegenstand großer Beunruhigung auf zahlrei- 
chen Konferenzen war und alles immer wieder mit dem Bescheid endete, daß ein Schulden- 
erlaß oder Schuldenaufschub überhaupt nicht in Frage komme. 

Und immer noch schätzt man die Unentschiedenen für die nächste Wahl auf 30 Pro- 
zent. Dabei bieten sich mehr als 60 verschiedene Parteien an. Der Präsident Alfonsin lädt 
die Führer der Opposition zu sich. Von der Unterhaltung berichtet Alsogaray dann: „Ich 
habe bereits meine Skepsis über Zusammenkünfte wie die gestrige zum Ausdruck ge- 
bracht. Ich glaube nicht, daß dabei etwas Konkretes herauskommen kann. Wir meinten, 
man würde uns einen Wirtschaftsplan vorlegen oder Sofortmaßnahmen, aber das war 
nicht so. Bei diesem Gedankenaustausch kann nichts herauskommen“. 

Am 30. April erscheint ein Artikel des tüchtigen Journalisten Alejandro Matvejczuk 
im „Clarin“, der auf ein anderes, überhaupt noch nicht behandeltes Problem hinweist: 
„Die Zentralbank gab zu, daß der letztliche Bankfeiertag notwendig war wegen der Verzö- 
gerung von Papierlieferungen für den Druck von Banknoten und wegen dem Streik der 
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„Es spricht Ihr Arzt“. Er teilt mit, was er für die 24-stündige Be- 
handlung eines sehr schweren Falles bekommt (etwa 3 Dollar). 


Beamten in der Notenbank. Es ist eine unglaubliche Erklärung in einer Wirtschaft, von 
der man meint, daß das was zuviel sei, die Gelddruckerei ist. Doch die Staatsdruckerei 
(Casa de Moneda) kann maschinell 2.000 Millionen Australes drucken, wenn es sich um 
Tausender handelt und wenn mit voller Kraft gearbeitet wird. Das heißt in vier Tagen bei 
geschlossenen Banken schafft man einen Vorrat von 8.000 Millionen Australes, also etwa 
10% des aktuellen Geldumlaufs .. . Man kann also etwa 70% dem Publikum zur Verfü- 
gung stellen für die Fälligkeiten, die sich morgen ergeben. “ In dieser Lage stiegen die Zins- 
füße auf 112% monatlich. Das Geld reichte wirklich nicht mehr aus. Wer seinen Banksal- 
do aber ausgleichen wollte und Geld eingenommen hatte, der mußte warten, bis die Ban- 
ken wieder öffneten. Und er zahlte für diese Tage für seinen Saldo im Roten 55% monatli- 
che Zinsen! 

Der peronistische Abgeordnete Jose Luis Manzano meint: „Um die Krise Argentiniens 
zu lösen, braucht es Mut, Einbildungskraft und Talent. Wir dürfen es nicht zulassen, daß 
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die Technokraten seltsame Alchemie anwenden, was dann immer wieder angepaßt werden 
muß“. Das Mißtrauen des Publikums drückt sich täglich klarer aus. Fällig gewordenes 
Geld wird nicht wieder angelegt. Man kauft Dollar und eine Heerschar wandert ins benach- 
barte Montevideo, wo die verzweifelten Menschen Konten in der Höhe von eintausend 
Dollar eröffnen, um sich einen Notgroschen zu retten. Aus allen Aufsätzen und Reden 
spricht immer wieder eines: „Die Wirtschaft erfordert schnelle und drastische Lösungen, 
um die hohen wirtschaftlichen und sozialen Kosten zu mäßigen, die bereits unvermeidlich - 
geworden sind“ (222). Doch der Wirtschaftsminister Pugliese wiederholt nur immer wie- 
der: „Es wird keine Maßnahmen geben. In den Markt wird nicht eingegriffen“. (223). 

„Wat dem eenen sin Uhl, is dem andern sin Nachtigall“. Ausländer, die in diesen Ta- 
gen in Buenos Aires landen, finden alles sehr, sehr billig. Ein bife de chorizo kostet sie ei- 
nen Dollar. Ein Uruguayer berichtet, daß er zuhause für ein Mittagessen 15 Dollar zahlt, 
hier kostet es ihn 5 Dollar. Ein Belgier vergleicht 45 Dollar in Brüssel für ein Essen, das ihn 
hier fünf kostet. „Ein Ehepaar geht durchs Zentrum, bepackt wie Beduinen. Sie wollten 
drei Tage Buenos Aires genießen, hatten 1.800. Dollar mit. Sie wissen nicht, wie sie diese 
Riesensumme ausgeben sollen“. 

Und es kommen die letzten vierzehn Tage vor der Wahl. Obwohl ihm die letzte Hoff- 
nung in den Händen zergangen sein muß, hört man immer noch gelegentlich Alfonsins _ 
Stimme. Er. kann nun einmal nicht das Reden lassen. Aus dem Paket unerhörter Meldun- 
gen aus diesen beiden Wochen suche ich aus, um zu zeigen, wie man „Zusammenbruch“ 
auf argentinisch schreibt. . 

9. Mai: Menem ist auf seiner Wahlreise durch Argentinien nach Tucumän gekommen. 
Wie überall strömen die Massen zusammen. „Schluß jetzt mit den Streifenwagen. Es ge- 
nügen zwei an der Spitze der Karawane.. Das sieht ja mehr nach einem Polizeiaufmarsch 
aus als nach einer politischen Kundgebung“, ordnet Menem an. In Paranä hatte man ihm 
vor einigen Tagen eine kugelsichere Weste angeboten. Er lehnte sie ab mit den Worten 
„Niemand stirbt am Vorabend. Männer sterben nicht durch Kugeln, sondern wie es das 
Schicksal bestimmt“. Tatsächlich wirft das Auftreten Menems alle polizeilichen Ordnungs- 
absichten über den Haufen. Gestern war er in Rosario. Die Kundgebung begann um drei 
Uhr morgens am einen Ende der Stadt und endete am. Nachmittag am anderen Ende. Als 
er bei uns in Bariloche war, war das Stadtzentrum eine einzige Kundgebung. Mit Omni- 
bussen und Lastkraftwagen waren die Menschen hunderte von Kilometern herangefahren, 
drei Omnibusse kamen von den Talsperrbauten bei Piedra del Aguila, 200 km entfernt. 

Am gleichen Tage stiegen die monatlichen Bankzinsen auf 112%, auf 2,74% täglich 
und auf über 1000% jährlich. „Es gibt keine Spielregeln mehr“, meint ein Bankier (224). 
Man versteht die Wahlparole für Menem: „Die Hoffnung marschiert“ (La Esperanza en 
marcha). Der Wirtschaftsminister Juan Carlos Pugliese meint: „Es gibt einen Wirtschafts- 
terrorismus und wir werden Gerüchtemacher suchen“. 

Groß aufgemacht wird am 11. Mai mitgeteilt, daß der Staatspräsident morgen, am 
Freitag, eine Rede halten wird. Man schüttelt sich schon, wenn man nur hört, daß 
Alfonsin reden will. Aus Washington wird gemeldet, daß Alfonsin für seine Tätigkeit auf 
dem Gebiet der Menschenrechte „einen der höchsten internationalen Orden“ von der In- 
ternational Human Rights Law Group erhalten wird. Die Mitteilung erscheint neben der 
anderen, daß die wichtige Stadt 9 de Julio das Verteilernetz für Gas mit allen zugehörigen 
Maschinen fertiggestellt hat, aber die staatliche Firma Gas del Estado das von der Regie- 
rung versprochene Gas nur zu einem erhöhten Preis liefern will. Man fordert die Privati- 
sierung dieses Staatsunternehmens. 

In einer ganzseitigen Anzeige ruft eine „Gruppe bis gestern Unentschlossener“ dazu 
auf, Menem zu wählen: „Für uns ist die Option klar. Entweder geben wir unseren Segen 
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„Auch ich bin ein geprügelter Mensch.“ 


dem Status-quo der Radikalen oder wir helfen mit, den Kollaps unseres Landes zu: vermei- 
den“. Alfonsin hält die angekündigte Rede. Es ist 48 Stunden vor dem Wahltag. Das Land 
ist kaputt, die Preise steigen täglich. Was wird er den verzweifelten Menschen sagen?: 
„Weit über den Wahlkampf hinaus bedeutet diese Wahl die geschichtliche Tatsache, daß 
zum ersten Mal seit 60 Jahren ein gewählter Präsident die Staatsführung einem anderen 
vom Volke gewählten übergibt“. Einleitend sagt der Regierungssprecher: „Alfonsin ist 
beinahe verpflichtet, an die Bürger vor diesen Wahlen zu sprechen, um die Aufmerksam- 
keit auf diesen Vorgang zu lenken und den berechtigten Stolz auszudrücken, den er und 
die gesamte Bevölkerung mit Recht fühlen angesichts dieses Erfolges, für den so viele Ar- 
gentinier kämpften. Es wäre ungerecht, wenn die Argentinier die Bedeutung dieses Ereig- 
nisses aus dem Auge verlieren würden, das die meisten Argentinier bis heute nicht miterle- 
ben konnten“. Wenn man gleichzeitig erfährt, daß eine „kaum noch abzuschätzende Men- 
schenmenge an jenem Freitag den Weg Menems durch Buenos Aires von Liniers bis zum 
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Kongreßgebäude die Rivadavia entlang in einem unbeschreiblichen, wunderbaren Schau- 
spiel säumte“ (225), darf man annehmen, daß Alfonsin in den Wind gesprochen hatte. 
Am Freitagabend hat auch Menem eine Botschaft über das Fernsehen zu verbreiten: „Ich 
‚fühle mich weder den Machtklüngeln verpflichtet, noch denen, die Druck ausüben wollen, 
noch den finsteren Kreisen (los entornos siniestros), noch einer gewissen Straffreiheit, 
noch jenen, die die nationale Regierung in ein Parteikommitee umwandelten. Ich fühle 
mich dem Volke verpflichtet, das heißt jedem einzelnen Argentinier... Ich verspreche 
keine Wunder über Nacht, noch verspreche ich Zauberkünste. Ich bin kein Supermann, 
ich bin kein Lügner (in enger Allusion an den Beinamen, den Alfonsin sich im Volke er- 
warb: „mentiroso“), noch. bin ich ein Heuchler oder ein Demagoge. Das einzige, was ich 
als Präsident anzubieten habe, ist Arbeit, Arbeit und noch mehr Arbeit, um eine Revolu- 
tion der Produktion herbeizuführen“. Aufmerksamen Beobachtern fällt allerdings auf, 
daß Menem zweimal kurz vor dem Wahltag zum ersten Male unseres Wissens in seiner bis- 
herigen politischen Tätigkeit deutlich mit dem Zeigefinger grüßt. Wir bringen die beiden 
entsprechenden Pressefotos mit der deutschen Übersetzung des begleitenden Textes. So- 
lange Alfonsin noch meinen kann, er stecke ideologische Grenzpfähle zurück, wenn er 
Menem seinen Platz einräumt, ist ein vorzeitiges Übergeben an Menem unwahrscheinlich. 
Es kann also sein, daß Menem mit diesen Zeichen einen (für das Land so notwendigen) ra- 
schen Wechsel erleichtern will. Denn Alfonsin hat diese Signale sicher nicht übersehen. 
Man darf mit Sicherheit annehmen, daß das persönliche Entgegenkommen, das Menem 
dann schon bald dem Hauptschuldigen für die Leiden Argentiniens Alfonsin gegenüber 
bezeigt, in dem Wort „Brüderlichkeit“ seinen Ursprung hat. 

Der Wahlsonntag vergeht in Ruhe. Etwa um 21 Uhr wird Alfonsin klar, daß er verlo- 
ren hat. Der Sieg Menems ist bei weitem größer als es selbst die günstigsten Voraussagen 
meinten. Mit 47% der Stimmen wird er gewählt. Die einfachen Menschen beginnen wieder 
zu hoffen. 

Doch für die Regierung ist das Erwachen schrecklich. Bis zum Wahltag hat selbst die 
neutrale Presse es vermieden, die gefährliche Lage des Landes klar darzustellen. Jetzt wer- 
den die Rechnungen fällig, die Sourouille über den Wahltag hinausgeschoben hatte. Die 
Zeitungsüberschriften rufen die Regierung in die Wirklichkeit zurück: „Der Zentralbank 
bleibt keine andere Alternative. Montag müssen etwa 24.850 Millionen Australes für die 
Anleihe „TACAM“ bezahlt werden“ Dabei ist es technisch unmöglich, bis dahin über- 
haupt die notwendigen Banknoten zu drucken. Das Brot ist von 40 Australes auf 120 Aus- 
trales gestiegen, nimmt man den erhöhten Mehlpreis als Grundlage (226). Alfonsin sucht 
sich zu retten. Er schlägt Menem eine Mitregierung vor. In jedes Ministerium soll ein Pe- 
ronist als Mitarbeiter einziehen (226), Der Wirtschaftsminister teilt mit, „daß er die gelten- 
de Finanzpolitik ohne Änderung beibehalten wird, ohne Kontrollen, die Anleihen werden 
bezahlt und die Tarife werden steigen“. Es kommt zu einem Zusammentreffen zwischen 
ihm und Eduardo Bauzä als Vertreter Menems. Die Unterhaltungen dienen als Grundlage 
für ein Treffen zwischen Alfonsin und Menem. Menem betont, daß die Lage von der bis- 
herigen Regierung zu verantworten ist und daß er dieser nicht abnehmen kann, weiter zu 
regieren. In einem Fernsehgespräch (227) ist der radikale Abgeordnete Cesar Jaroslavsky 
der Meinung, daß der Radikalismus überhaupt keine Schuld an der Entwicklung hat. 
„Diese Krise ist eine Folge der Tatsache, daß wir alleine die Verantwortung tragen muß- 
ten. Wir werden nicht behaupten, daß die Peronisten irrsinnig sind, weil sie versprachen, 
die Krise zu beseitigen und weil das Land ihnen glaubte. Jetzt haben sie (die Peronisten) 
die Verantwortung und wir werden helfen, obwohl sie uns nicht halfen“. Doch mit diesem 
„jetzt“ hat es seine gute Weile. Die Regierung wird erst am 14. Dezember übergeben. Bis 
dahin muß Alfonsin noch die Suppe auslöffeln, die er sich und dem Lande einbrockte. 
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Carlos Menem en un momento de su discurso, durante el acto de 


cierre del justicialismo realizado ayer en Gregorio de Laferrere, 
partido de La Matanza. 
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Luego de votar ayer en La Rioja y antes de pilotear su aviön para 
dirigirse a Anillaco. 


Menem hat seine Stimme abgegeben und fährt nach Hause. 
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Es sind das noch sieben Monate. Das ist kaum durchzuhalten. So analysieren Alfonsin 
und seine Mitarbeiter die Möglichkeit, die Macht bereits früher zu übergeben. Man spricht 
vom 9. Juli als möglichem Datum. Menem hat nichts gegen diese Pläne, stellt aber als Be- 
dingung, daß sämtliche Faktoren des Landes ohne Ausnahme, also nicht nur die gegen- 
wärtige Regierung, sondern sämtliche Parteien, die Kirche und die Gewerkschaften und 
das Militär dem zustimmen. Er muß verhindern, daß irgendjemand hinterher sagt, er habe 
sich die Macht angeeignet. Es kommt zu einer ganzen Reihe von Besprechungen in politi- 
schem wie in wirtschaftlichem Rahmen. Allgemein und eigentlich ohne Ausnahme wird 
diese Vorverlegung der Machtübernahme begrüßt. Die Verhandlungen finden unter dem 
Damoklesschwert einer für Mai mit 60 Prozent geschätzten Inflation bei einem mittleren 
Einkommen von 40 Dollar statt. Eine Reihe von Rentenzahlungen sind rückständig (5.500 
Millionen Australes), Staatslieferanten wurden nicht bezahlt (9.000 Millionen Australes), 
die Zahlungen an die Provinzen sind im Rückstand (5.000 Millionen Australes), die Tarife 
haben die Dollarerhöhung nicht mitgemacht (170.000 Millionen Australes) (228). Der Ofi- 
cialismo, die Regierung, erwartet eine „Geste der Größe, un gesto de grandeza, von Me- 
nem, der jedoch „Mitarbeiten, aber nicht Mitregieren“ will. „Einmütige Zustimmung zur 
Vorverlegung der Amtsübergabe“ ist die Lage am 23. Mai (Überschrift im Clarin). Menem 
ist nicht bereit, die Taschenspielerkünste Alfonsins mitzumachen und besteht auf klaren ° 
Fronten. Als der Präsident merkt, daß’er den Peronismus nicht für dumm verkaufen 
kann, entschließt er sich zu einem Gewaltakt. Am Dienstag, den 23. Mai abends verkündet 
er, daß er bis zum Dezember im Amt bleiben wird und daß er die Krise mit einer „Kriegs- 
wirtschaft“ niederringen werde. Er ernennt nach einem Gesamtrücktritt des Kabinetts ei- 
nen neuen Wirtschaftsminister, Jesus Rodriguez, und entlässt Innen- und Außenminister. 
Der feierliche Akt des Abitritts der bisherigen und der Einführung der neuen Minister hat 
seine Begleitmusik. Tausend Frauen haben sich vor der Casa Rosada, dem Regierungsge- 
bäude, eingefunden und veranstalten dort nach dem Vorbild jener chilenischer Frauen, die 
einem Allende ähnliche Konzerte brachten, einen Lärm mit ihren Kochtöpfen. Durch einen 
Nebeneingang erreichen die Herren Minister den Saal, in welchem sie schwören werden. 

Der Mitteilung Alfonsins war die peronistische Zurückweisung eines Ultimatums der 
Regierung vorangegangen. Die CGT stimmt Menem zu, daß er Abstand genommen hat 
von den Wirtschaftsmaßnahmen der Regierung und eine entsprechende auf Stunden befri- 
stete Aufforderung zur Zustimmung abgelehnt hatte. Jetzt wartet man 'auf den Kriegs- 
plan, den Alfonsin vorlegen will. Seine Rede war fast nur Schimpfen. „Mit Ärger löst man 
keine Probleme“ warnt ihn Ambito financiero. „Schon gar nicht, wenn man keine Macht 
hat und noch weniger, wenn einem niemand mehr glaubt“ (229). Von peronistischer Seite 
heißt es (Bauzä): „Uns überrascht dieses Vorgehen, während wir noch im Dialog standen. 
Immer wieder brechen sie die Spielregeln. In jedem Falle sind wir weiterhin bereit, uns zu 
unterhalten. Wir werden keinem Plan Knüppel zwischen die Beine werfen, doch die Ver- 
antwortung ist unausweichlich bei der Regierung“. Im Blick auf die peronistischen Pläne 
sagt er: „Wir werden fortfahren mit unseren Anfragen bei den sozialwirtschaftlichen 
Kräften im Lande und uns nicht in Gegensatz zu diesen stellen, wie es die Regierung tat, 
sondern weil Argentinien einen Sozialpakt benötigt“ Menem meint konziliant: „Die Hal- 
tung des Präsidenten scheint mir richtig“. 

Am gleichen Tage nimmt die künftige Wirtschaftspolitik Menems deutlichere Kontu- 
ren an. Der gewählte Präsident trifft im Hauptquartier von Bunge und Born in Buenos Ai- 
res ein, der einzigen multinationalen Firma Argentiniens, um einen Wirtschaftsplan zur 
Kenntnis zu nehmen und zuzustimmen, den der nordamerikanische Volkswirtschaftler 
Lawrence Klein für Argentinien ausgearbeitet hat. Es werden Nägel mit Köpfen gemacht. 
Menem stimmt zu, daß die neue Wirtschaftspolitik von Miguel Roig geführt wird, einem 
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El presidente Alfonsin al pronunciar su mensaje. 


Mit beiden Zeigefingern untermalt er seine Kriegserklärung. 


leitenden Direktor bei Bunge und Born und weithin angesehener Wirtschaftsführer. Schon 
die Nennung dieses Namens hebt die neue Mannschaft haushoch empor über das alfonsi- 
nische Milieu mehr oder weniger verkrachter, aber dafür um so wichtigtuerischer Parteige- 
nossen und utopistischer Kunkeleien. 

Die Regierung fummelt indessen an der „Kriegswirtschaft“ herum und schließt einst- 
weilen die Banken und Wechselstuben. Während das Land ohne Wirtschaftsministerium 
ist — denn alle höheren Chargen wurden entlassen — ist das Land eine Woche und weitere 
zwei Tage auch ohne Banken. Der Tag der Öffnung wird immer wieder hinausgeschoben, 
weil man kein Geld hat, um den fälligen Bono TACAM zu bezahlen. Das Wort alleine er- 
regt Unruhe wie der Name eines Zyklons in der Karibe. 

Am Sonntagabend, 28. Mai 1989, verkündet nun Alfonsin seinen Kriegsplan, wie er es 
nennt. Es wird ein Zwangskurs für alle Dollargeschäfte festgesetzt (A 176,—). Ein Steuer- 
paket wird dem Kongreß vorgelegt werden. Die erste Antwort ist eine Reihe von Plünde- 
rungen von Supermärkten in Cordoba, Mendoza, Rosario und Buenos Aires. Angeloz 
fragt bei Menem an, ob dieser damit einverstanden sei, daß gegen die Plünderer vorgegan- 
gen wird. Erneut will man Menem hineinziehen in eine Lage, die Alfonsin und Anhang 
verschuldet haben. Im Fernsehen wird eine solche Plünderung vorgeführt. Die Polizei läßt 
jene ungehindert passieren, die „nur“ Lebensmittel, wenn auch säckeweise, wegschleppen. 
Privateigentum hat offensichtlich seine Schutzgrenzen. Wir sind bereits genau dort, wo 
uns unsere (von Ayn Rand inspirierten) Überlegungen hinbringen müssen. Wer viel hat, 
muß zahlen. Es ist seine Schuld, fleißig gewesen zu sein. Die Spekulanten gehen nach wie 
vor frei aus. Die Asociaciön Bancaria der Bankangestellten meldet sich zum Wort: 
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„Wir Bankleute kennen sehr genau die Geschäfte der Finanzspekulation, Herr Präsident. 
Wir können Ihnen versichern, daß diese Geschäfte heute für sie viel nutzbringender sind 
als unter der Militärdiktatur, und wir können, wir müssen Ihnen sagen, daß, obwohl die 
Banken unrentabel geworden sind, der Wucher nicht aufgehört hat... . Diese Worte haben 
wir in einem offenen Brief im Februar 1984 ausgesprochen. Wir wiederholen sie heute, am 
28. Mai 1989, denn sie sind heute noch vollgültig. Das Land beobachtet, wirr im Kopf, ge- 
lähmt, das Überborden aller wirtschaftlichen Grundlagen, fort von jeder Voraussicht, auf 
dem offenen Wege hin in eine Hyperinflation, ins soziale Chaos und die gefährliche 
Schwächung nicht nur des Finanzsystems, sondern auch dessen, was noch an wenigem 
übrigblieb von unseren produktiven Möglichkeiten. Wir fordern, daß sich so bald wie 
möglich die von Dr. Carlos Menem vorgeschlagene Runde eines allgemeinen Consenses 
zusammenfinde, an der wir uns finden wollen, Gleiche unter Gleichen, mit Arbeitern und 
Unternehmern, Politischen Parteien und der Katholischen Kirche.“ 

Die Antwort Alfonsins auf die Plünderungen am ersten Tag nach Verkündung seiner 
Kriegswirtschaft ist der Belagerungszustand für das ganze Land. Er tritt am 29. Mai in 
Kraft. Auch hier hat Alfonsin wieder Hintergedanken. Denn während eines Belagerungs- 
zustandes kann der Präsident nicht gewechselt werden. So gibt es Stimmen, die behaup- 
ten, es seien Kreise um Alfonsin (SIDE) gewesen, die es zu den Plünderungen kommen lie- 
Ben, eben, damit Alfonsin den Belagerungszustand erklären konnte. Er tat es, obwohl es 
kaum dem Ansehen eines demokratischen Präsidenten zusagt, dann — wie es geschah — 
mit Ablauf dieser Periode ohne gesetzlichen Schutz der Bevölkerung vom fahrenden Zug 
abzuspringen, nachdem alle Bremsen versagten. 

Gleichzeitig tauchen natürlich erneut Gerüchte auf in Bezug auf die Notwendigkeit ei- 
ner Vorverlegung der Amtsübergabe des Präsidenten. Doch der Parteichef der Peronisten, 
Cafiero, verkündet im Einverständnis mit Menem und mit Bauzä: „Der Peronismus wird 
unter gar keinen Umständen mit der Regierung Alfonsin zusammenregieren“. Menem er- 
klärt seinerseits aus seiner Bergprovinz La Rioja: „Wir sind bereit, jeden Augenblick zu 
übernehmen. Dafür ist die Abdankung des Präsidenten Alfonsin und des Vizepräsidenten 
Victor Martinez notwendig“. 

Inzwischen ist man auch im Ausland langsam aufgewacht. Während man noch bis zum 
Wahltag in Alfonsin den großen Heiligen sah, während die Zeitungen noch nach dem Sieg 
Menems diesen als einen Populisten, einen „unfähigen, typisch südamerikanischen Volks- 
führer“ sahen, muß Clarin jetzt aus Paris melden: „In absoluter Einstimmigkeit wird die 
Niederlage Alfonsins in den Zeitungen festgestellt. Es ist eine Strafwahl für die Fehler, die 
in der Wirtschaftsführung begangen worden waren, die Alfonsin unpopulär machten. 
Der, der während mehr als fünf Jahren von einer ungewöhnlich guten Presse sein Nutznie- 
‚Sen hatte, und den man unterstützte mit Bemerkungen über den ‚peronistischen Koopera- 
tivismus“ und ‚die korrupte CGT‘, wird heute dargestellt als ‚unfähig‘ und ‚schwächlich‘. “ 
(232). Man darf aber ganz sicher sein, daß trotz des hier mehr als deutlich werdenden völli- 
gen Versagens der Berichterstatter in Buenos Aires, nicht ein einziger von ihnen, nicht ein 
Agenturvertreter, nicht ein Pressereferent, auf irgendeiner Botschaft als unfähig oder vor- 
eingenommen abgelöst. werden wird. 

Warum Alfonsin eine derart „gute Presse“ hatte, ergibt sich einzig und alleine aus der 
Tatsache, daß er es vom ersten bis zum letzten Augenblick verstand, unter den richtigen 
Zeichen aufzutreten. 
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Hyperinflation 


Vierzehn Tote zählen die ersten beiden Tage bei den Plünderungen. „Die Hyperinfla- 
tion tritt in ihre zweite Phase ein“ (234). Und zugleich fragt man sich, wie man dieser für 
Argentinien neuen Entwicklung Herr werden kann. „Bei Preisen, die sich monatlich ver- 
doppeln, bei geschlossenen Banken, bei der Unmöglichkeit, Geschäfte abzuschließen, weil 
man die Preise nicht kennt, ohne Bargeld, um kaufen zu können... .. das ist das Drama des 
Landes“ (234). Wie es bei den Plünderungen vor sich ging, wird in den Zeitungen darge- 
stellt: „Am morgen führten Frauen die Plünderung an. Sie kamen mit ihren Kindern und 
draußen warteten die Männer mit Säcken. Um die Mittagszeit mischten sich Erwachsene 
ein, die anfingen, zu zerstören. Die Plünderer, die um 19 Uhr 30 im Zentrum der Stadt 
vorgingen, waren bereits Berufseinbrecher. Sie benutzten Taschentücher, um ihr Gesicht 
zu verdecken, Feuerwaffen und leichte Schuhe, um schnell fliehen zu können. Sie begrüß- 
ten die Polizei mit Steinen und wichen auch vor den Gummikugeln nicht zurück. Sie nah- 
men nicht nur Lebensmittel, sondern beluden sich mit Waschmaschinen, Videokassetten, 
Besen, Waschbecken, die sie in Lieferwagen wegfuhren ..... Gruppen von Plünderern 
drangen von Norden, Westen und Süden auf das Zentrum der Stadt Rosario vor und stah- 
len alles, was sie auf ihrem Wege fanden. Die Eigentümer einiger Geschäfte im Stadtinne- 
ren begannen, sich mit Feuerwaffen zu verteidigen und warfen Steine und Mauerstücke 
von den Terrassen hinunter auf die Plünderer . . . Der (jetzt als Innenminister fungieren- 
de) Pugliese stellte fest, daß die dabei verteilten Flugblätter herausgegeben waren von der 
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Partei MAS, Obrero, Todos por la Patria (die hinter La Tablada stand), Partido de la Li- 
beraciön und Partido del Trabajo y del Pueblo..... 1.200 Gendarmen versuchten in der 
darauffolgenden Nacht die Stadt zu überwachen nachdem sich die Provinzpolizei zurück- 
gezogen hatte. Etwa um Mitternacht beruhigte sich die Lage. Die Bevölkerung blieb in ih- 
ren Häusern und Truppen patroullierten durch die Straßen“. Der Innenminister gab be- 
kannt, daß die Ordnungskräfte nur den Befehlt hätten, die Aufrührer zu zerstreuen und 
nur im Notfall angreifen dürften. Von militärischer Seite wurde darauf hingewiesen, daß 
dem Militär nach dem neuen Verteidigungsgesetz keinerlei Aufgaben bei inneren Unruhen 
zufallen. Man würde also nicht mit Truppen eingreifen. 

Die Wirtschaftslage verschlimmerte sich. Die Zentralbank ließ einfach das ganze Wirt- 
schaftsleben austrocknen. Keine Bank, kein Geschäft, kein Privatmann verfügte mehr 
über das notwendige Bargeld. Die Zinsen stiegen weiter angesichts der Geldknappheit. 
Wer eine größere Summe vom Staat zu bekommen hatte (Auszahlung einer Anleihe etwa), 
der erhielt nur 20.000 Australes in Scheinen und den Rest in einem Scheck. „Wir haben 
jetzt zwei Werte: Bargeld und Scheck“. Wer etwas kaufen will, zahlt eine andere Summe, 
wenn er nicht bar, sondern mit Scheck zahlen muß. Der Umsatz schrumpft so erheblich 
weiter. Ein Sonderberichterstatter, der erst um 2.30 nach Rosario gelangt, berichtet: „Erst 
zu diesem Zeitpunkt konnte ich nach Rosario hinein. Die Provinzpolizei hielt alle Fahr- 
zeuge in San Nicolas an. Da sah man eine Anzahl von Lastkraftwagen und Privatwagen, 
die unter dem Eindruck der Nachrichten aus Rosario nach Buenos Aires umkehrten. Eine 
Frau stieg aus dem Auto und weinte herzzerreißend. Sie war gerade eben an einer Straßen- 
kreuzung angegriffen worden. Sie wurde von den Plünderern gezwungen, auszusteigen, 
wurde von diesen getätschelt und ausgeraubt. Am gleichen Polizeiposten sah ich einen 
Lkw-Fahrer, der angehalten hatte, geschlagen und beraubt worden war. Eine Einzelheit, 
die man nicht übersehen konnte, war, daß die Lastwagen mit Nahrungsmitteln wieder um- 
kehrten. Sie hatten richtig gehandelt, denn hinter dem Chronisten fuhren zwei Lastwagen 
nach Rosario hinein und wurden gestohlen (die Lastwagen als Ganzes!). Einer von ihnen 
hatte 25.000 Kilo Exportfleisch. So wird es klar, daß es keine Lebensmittel mehr in Rosa- 
rio gibt. Die großen Depots der Großhändler im Westteil von Rosario wurden ausgeplün- 
dert. Die Kleinhändler, die sich retten konnten, nahmen die Ware aus den Geschäften und 
transportierten sie an sichere Orte. Die Warenknappheit verursachte ein unhaltbares An- 
steigen der Preise... Als Zeichen dafür, daß sie widerstanden, rettete sich der Hyper- 
Tiger, dessen Scheiben ersetzt worden waren durch Ziegelsteinmauern und dessen Gitter 
am Boden festgeschweißt waren und der bewaffnete Wächter auf den Dächern hatte. Ähn- 
lich sah der Supermarkt „La Reina“ aus, der sich ebenfalls retten konnte... Die wenig- 
sten waren gegen Diebstahl versichert. Sie verfielen auf die Idee, auf der Landstraße den 
Lastwagen entgegenzufahren und sie zu verhindern, mit ihrer Ware weiterzufahren...... 
Die Provinzbehörden erklärten Rosario zur Katastrophenzone. Damit wird es möglich, 
Lebensmittel zu beschlagnahmen, um eine normale Versorgung der Stadt zu gewährlei- 
sten“. Im Stadtzentrum von Buenos Aires detonierten zwei Bomben in Wechselstuben. 
Nach den neuen Gesetzen darf kein Privatmann mehr Devisen erwerben. Infolge der Bom- 
benattentate revidierte die Polizei die Aktentaschen und Handtaschen. „Das brachte wei- 
tere Unannehmlichkeiten dem Publikum, das im Stadtzentrum nach zehn Tagen ohne 
Banken, sich vor den Türen angesammelt hatte, um ein paar Australes von den dort einge- 
sperrten Konten zu bekommen . .... Bevor die Banken aufmachten, sah man eine unge- 
wöhnliche Anzahl von Polizisten, meistens Frauen, die in Gruppen zu zweien oder zu vie- 
ren durchs Zentrum von Buenos Aires zogen“ (235). 

Verzweifelt fragt man sich, wie man mit einer Hyperinflation fertigwerden soll. Die 
Zeitungen sind ganz ehrlich voll von Fragen: Was ist das eigentlich? 
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Vertrauenskrise 


Eine Inflation hat wirtschaftliche Gründe. Auf der Warenseite oder auf der Seite der 
Währung liegen die Gründe. Eine Hyperinflation hat außer diesen wirtschaftlichen Grün- 
den (sie durchläuft immer erst eine Inflationsphase) einen politischen Grund. Wollen wir 
ihn so allgemein fassen wie möglich, muß man ihn als Vertrauenskrise bezeichnen. 

Ist damit das Wesentliche in fünf Zeilen gesagt, so hat jeder Fall natürlich seine Beson- 
derheiten. Im konkreten Falle Argentiniens ist das Mißtrauen ein mehr als deutlicher 
Grund für die Entwicklung. Die Regierung ist unglaubwürdig geworden (discredibilidad). 
Personifiziert wird sie mit Alfonsin. Der Graben des Mißtrauens zwischen ihm und der Be- 
völkerung wurde mit einer jeden seiner vielen Reden nur noch tiefer. Man häte eine Hy- 
perinflation nur noch durch einen Rücktritt, ein Abdanken Alfonsins vermeiden können. 
Diesen wünschten, wie wir berichteten, sämtliche Faktoren im Lande ohne Ausnahme. Als 
er aus persönlichen Gründen diesen notwendigen Preis für seine unfähige und als unehr- 
lich empfundene Geschäftsführung nicht zahlen wollte, als er von einer „Kriegswirtschaft“ 
sprach, die er aufrichten wollte, da waren die Würfel gefallen. Einen Tag nur dauerte es, 
bis er den Belagerungszustand ausrufen mußte. Schuld an dem, was von da an geschah, an 
Toten und an Schäden trägt für jeden Beobachter Alfonsin. 

Unsere Bemerkungen mögen die folgenden Zitate unterstreichen: „Ursache der Speku- 
lation ist das Mißtrauen in die Währung“ (236). „Wenn der Staat die Entwicklung der de- 
ponierten Gelder bremst und Zweifel aufkommen läßt über die Zahlung von öffentlichen 
Titeln bei Fälligkeit, ist klar, daß damit die Kapitalflucht gefördert wird. Die Hyperinfla- 
tion entwickelt sich dann, wenn das Mißtrauen in die Währung so groß wird, daß keine ge- 
naue Vorstellung mehr über die Preise besteht“. „Es ist bereits klar, daß nicht eine Geld- 
menge in Überfluß die Inflation bewirkt, sondern das wachsende Mißtrauen, das durch ei- 
ne mangelhafte Stützung der Währung bei den Trägern der Wirtschaft hervorgerufen 
wird“, „Alles weist darauf hin, daß, solange die Regierung nicht wieder Vertrauen schafft, 


.. die groben Vorgänge einer Beengung des Geldumlaufs, wie sie heute stattfinden, die Dinge 


nur noch verschlimmern können“. 

Im Hinblick auf die Roßkur, die Alfonsin angeordnet hat, bestehen Zweifel, ob bei ei- 
ner Hyperinflation mit höheren Steuern etwas erreicht werden kann. „Je mehr man die 
Steuern erhöht, um so weniger wird man in realen Zahlen einnehmen. Das heißt, die Steu- 
ern entwerten schneller als man sie einziehen kann“ (237). Ebenfalls wird vermerkt, „daß 
das Kapital vor hohen Zinsen flüchtet“. Die Regierung meinte, mit hohen Zinsen eine An- 
lage in Australes zu erreichen, doch der Dollar stieg weiter, fand also nach wie vor immer 
mehr Käufer. Auch wird darauf hingewiesen, daß die deutsche Inflation 1923 beweist, daß 
eine Kontrolle des Wechselkurses einer Währung während einer Hyperinflation unmöglich 
ist. Sie bricht sich trotzdem Bahn. Man kann nur noch einmal wiederholen: Es ist unmög- 
- lich, mit Maßnahmen im Bereich der Wirtschaft etwas gegen eine Hyperinflation zu errei- 

chen. Da diese einen politischen Grund hat, kann man sie nur auf dem Gebiet der Politik 
bekämpfen und besiegen. Man muß das entstandene Mißtrauen zwischen Regierung und 
Regierten beseitigen. Das aber kann nur geschehen durch eine tiefgreifende Änderung im 
Personenkreis und vielleicht sogar in den Institutionen. Das Mißtrauen kann nämlich her- 
rühren von dem Verhalten eines Präsidenten oder von der Eignung der bestehenden Insti- 
tutionen. 

Stimmt das, was hier allgemein von einer Hyperinflation gesagt wird, dann sind alle 
„kriegswirtschaftlichen“ Maßnahmen Alfonsins wieder einmal nichts anderes, als ein Hin- 
ausschieben einer Rechnung. Genauso, wie Sourouille es verstand, in Unmassen Geld aus 
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der Zukunft zu holen, will man auch jetzt wieder unter Belastung der Zukunft über die 
Gegenwart kommen. Während man mit den Fälligkeiten der Anleihen über den Wahltag 
hinwegzukommen meinte, hofft man jetzt, bis zur Amtsübergabe am 14. Dezember zu 
kommen. Wieder wird das Erwachen grausam sein. Nur mit dem Unterschied, daß 
Alfonsin das nur noch von ferne miterleben wird, denn er ist dann nicht mehr Präsident. 
Sein teuflisches Spiel ist also diesmal noch weitaus häßlicher, antiargentinischer als beim 
ersten Male. Um seinen Namen in der Geschichte zu retten, setzt er die alakan! Reste Ar- 
gentiniens frivol aufs Spiel. 


Plünderungen 


Wie weit Alfonsin die Dinge hat kommen lassen, ergibt sich aus weiteren Berichten von 
den Meutereien am 30. und 31. Mai. Von dem Bonarenser Vorort San Miguel wird folgen- 
der Frontbericht gebracht (238): „Alle trugen weiße Stirnbänder. Sie nannten sich ‚Die 
Guten‘. Einige waren mit Gewehren bewaffnet, andere mit großen Buschmessern (mache- 
tes), einige mit Revolvern und die meisten mit Knüppeln, auf denen sie Küchenmesser be- 
festigt hatten, oder Steinschleudern aus Gummi (hondas). Das war nicht im Fernen We- 
sten, sondern im Stadtteil Santa Brigida und in San Miguel, um fünf Uhr nachmittags am 
31. Mai. Die Bewohner hatten sich organisiert, um die Angriffe der ‚von da‘ abzuwehren 
und die ‚von da‘ hatten dasselbe getan gegen die ‚von da‘. Barrikaden aus Autoreifen und 
Zweigen brannten an jeder Ecke, um einen erwarteten Angriff zurückzuschlagen, den man 
schon für zwei Uhr nachmittags erwartet hatte. Ein aufgeladener Draht war vor der Barri- 
kade gespannt und Frauen warnten Ankommende: ‚Aufpassen, du kannst zu viel bekom- 
men‘. Mit einem Buschmesser, wie es die Zuckerrohrarbeiter benutzen, in der Hand und 
einem Gesicht, das zeigte, daß er es zu benutzen wußte, stand Julio Flores Wache, zusam- 
men mit 20 Nachbarn an einer nichtgepflasterten Straßenkreuzung: ‚Alles kann man hin- 
nehmen, nicht aber, daß man uns das wenige anrühren will, das wir besitzen. Wenn einer 
diese Nacht rankommt, dann gibt es keine andere Lösung: Ich schlage ihm den Kopf ab. 
Die Polizei hat uns gestattet, uns selbst zu verteidigen‘. In der Nacht davor war Santa 
Brigida von Plünderern heimgesucht worden. Sie überfielen die Schlächtereien, die klei- 
nen Selbstbedienungsläden dieses ärmlichen Viertels, in welchem Arbeiter und fliegende 
Händler wohnen. Und sie überfielen die Gemüseläden. Sogar in einige Privathäuser dran- 
gen sie ein und stahlen Fernsehapparate, Lebensmittel und Kleidung. Die Bewohner leiste- 
ten keinen Widerstand. Sie kamen in Gruppen zu fünfzig, schlugen an die Türen der Ge- 
schäfte, und die Eigentümer zogen es vor, zu öffnen, bevor sie im Vorbeigehen alles ka- 
puttschlugen. Der Schlachter Julio Fantini konnte schlecht nein sagen. Eine Pistole zielte 
auf seinen Kopf. Dahinter standen 100 Mann. Sie nahmen die drei Rinder, die er im Ge- 

Jrierraum hängen hatte und alles Fleisch, das geschnitten in der Gefriertruhe lag. ‚Ich will 
nicht einem Putsch das Wort reden, aber hier sollte das Militär auf die Straße kommen 
und uns Sicherheit geben. Das hier ist heimgesuchte Erde, Niemandsland‘, meint er dazu. 
Für die Bewohner von Santa Brigida war es besonders dramatisch, daß der Vandalismus 
von ‚alten Bekannten‘ begangen wurde, die vorher noch in ihren Geschäften gekauft hat- 
ten und bekommen hatten, was sie wünschten ... Die Polizei ließ sich nicht sehen. Nur ei- 
nige in Zivil kamen und meinten: ‚Wenn die von da kommen, dann verteidigt euch. Jeder 
ist berechtigt, in seiner Verteidigung zu schießen‘. Auf den Dächern sah man Leute mit 
Gewehren, während einige Frauen ihnen den Mate reichten. Die Omnibusse hatten nach 
der Plündernacht ihren Dienst eingestellt. Hunderte von Wachfeuern brannten in der 
kommenden Nacht. An der Ecke Mitre und Ruta 202 hatten sie eine Nudelfabrik überfal- 
len. Nicht nur, daß sie alles Eßbare stahlen. Sie zerstörten mit Fußtritten die Türen der 
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Eisschränke und die Gläser der Kühltruhen usw. ‚Das ist Wut und nicht etwa Hunger. Die- 
se Haufen, die alles zerschlagen, denen der Haß ins Gesicht geschrieben steht, wenn sie zu- 
schlagen, die sind mehr als nur Hungerleider‘ sagt der Apotheker an der Ecke, der aus un- 
bekanntem Grund verschont blieb. Rund um ihn herum ist Verzweiflung. Die Supermärk- 
te Sol und El Chivo wurden am Montag abend geleert, zusammen mit der Eisenhandlung 
und dem Möbelgeschäft. Dienstag und Mittwoch vervollständigten sie den Überfall in den 
noch fehlenden Geschäften. Verzweifelt schrieben die Opfer auf die herabgelassenen Rol- 
läden: ‚Dieses Geschäft wurde bereits geplündert‘ ..... ‚Aber, was ich nicht verstehe, ist, 
daß die Polizei nicht handelt und nicht zurückschlägt‘. Zwei Franziskaner versuchten, die 
Leute zu beruhigen. ‚Wir wollen kein Essen, Pater. Das ist da. Jetzt muß das Gefängnis 
kommen. Das ist es was Sie uns beschaffen müssen. Sie haben uns alles gestohlen. Sie fin- 
gen schon an, in die Häuser einzudringen. Alles werden wir verlieren. Tun Sie etwas, Pa- 
ter‘ wiederholte Hector, ein Bauarbeiter und Vater von sieben Kindern.“ 

„Im Süden von Rosario, da, wo sich Boulevard Osorio und Viedma kreuzen, kam es 
am Mittwoch abend zu heftigen Kämpfen zwischen zwei Wohnvierteln im Kampf um die 
Beute. Schüsse fielen, Häuser wurden in Brand gesteckt. Ein weiteres Drama im Zerfall 
unserer Gesellschaft“ (239). 

Alfonsin und Menem treffen sich daraufhin erneut. Man kommt zurück auf die Not- 
wendigkeit einer Vorverlegung der Amtsübergabe. Doch der ehemalige Präsident Frondizi 
erklärt: „Das vollständige Chaos und der Zerfall unserer Gesellschaft bedrohen uns nicht. 
Sie haben sich bereits voll bestätigt. Der Präsident und sein enger Mitarbeiterkreis verfielen 
immer wieder in den Hochmut der Unwissenheit oder in leere Redensarten, in persönliche 
Beleidigungen und bis in unverantwortliche und grobe Anklagen...... Der gewählte Präsident 
Carlos Menem hat sofort seine Funktion in vollem Umfang zu übernehmen, damit auf diese 
Weise in glaubwürdiger Form wieder eine Festigkeit unserer Institutionen eintritt.“ 

Doch das Zusammentreffen der beiden Präsidenten wird zu einem lächerlichen Thea- 
ter. Sie machen dumme Scherze, während vor den Augen der Polizei ungehindert tausend- 
fach gestohlen wird. Die folgende Gegenüberstellung von zwei Bildern vom gleichen Tage 
zeigt, wie sich offensichtlich die Regierung erneut vom Ernst der Lage entfernt. Ganz si- 
cher wird auf diese Weise nicht das zerstörte Vertrauen wieder hergestellt. 


Zwei Bilder von Argentinien 
Zum oberen Bild: „Scherze entspannen, aber man muß den richtigen Augenblick dafür 
wählen. Gestern ahmte Carlos Menem den für Alfonsin typischen Gruß nach und 
Alfonsin antwortete mit dem „V“ von Menem. Dann wiederholten sie den Austausch von 
Witzen und lachten. Der Augenblick forderte etwas anderes. Gestern gab es weitere Tote 
bei den Plünderungen“. 
Dos imägenes de la Argentina 
Las bromas distienden, pero hay que elegir el momento. Ayer, 
Carlos Menem hizo el saludo caracteristico de Raül Alfonsin y Al- 
fonsin retribuyo con los dedos en V. Repitieron el intercambio de 
bromas y se rieron. El momento exigia otra actitud. Ayer hubo 
mäs muertos por los saqueos. 


Zum unteren Bild: /n Brasilien macht sich der Hunger in einzelnen Plünderungen von 
Supermärkten Luft. Nur Lebensmittel werden mitgenommen. In Argentinien wandelte 
sich die Methode in ein Erobern von Kriegsbeute. Kann der Besitzer dieses Lieferwagens 
Hunger haben, der dabei ist, die Gefrieranlage einer Schlächterei zu stehlen? Gestern teilte 
sich das Land in Angreifer und Angegriffene“. 
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En el Brasil el Hambre se manifiesta por saqueos aislados a super- 
mercados. Sölo se llevan comida. En la Argentina el m&todo se 
transformd en un sistema con botines de guerra. Puede tener ham- 
bre el duerlo de esta camioneta que se roba un equipo refrigerador 
de carniceria? Ayer el pais se dividiö entre atacantes y atacados. 


Wir sprachen von den theoretischen Überlegungen, was eine Hyperinflation sei. Die 
Zeitung „Ambito financiero“ bringt in diesem Rahmen einen alten Schmöker von Thomas 
Mann. Da heißt es nun: „Es besteht eine direkte Beziehung (Rückübersetzung aus dem 
Spanischen) zwischen dem Wahnsinn der Inflation und dem Wahnsinn des Dritten Reichs. 
Genauso wie die Deutschen es erlebten, wie sich ihre Mark aufblähte zu Millionen und 
tausenden von Millionen, um dann zu platzen, sahen sie später ihren Staat sich aufblähen 
zum ‚Reiche aller Deutschen‘, dem ‚deutschen Lebensraum‘, der ‚Neuen Weltordnung‘ 
und genauso sahen sie ihn dann platzen. Damals verlangte die Marktfrau hundert Millio- 
nen für ein Ei. Sie hatte die Kraft der Überraschung verloren. Und nichts von dem, was 
dann geschah, war genügend sinnlos und grausam. um sie noch überraschen zu können.“ 
Also Gottseidank! da wären wir wieder beim Thema. Eben noch sagt Rassenbruder Jaros- 
lavsky, daß die Peronisten an allem Schuld sind. Jetzt sind es die Nazis. Die haben uns ei- 
ne Hyperinflation vorgemacht. Nur keine Gelegenheit verlieren, die bösen Deutschen an- 
zuprangern. In der Tat, es hat uns nicht überrascht, daß man Herrn Thomas Mann in die- 
sem Augenblick in Argentinien zitierte. 

: Aber, wie wäre es, wenn wir, die wir hier leben und so vieles Scheußliche miterlebt ha- 
ben, uns einmal vor die Frage stellten, ob uns noch etwas überrascht? Da erinnern wir an 
die Folterungen in der technischen Marineschule, da erinnern wir an die feigen Generale 
auf den Malvinen und wie sie ihre Soldaten behandelten, da erinnern wir an die Diebereien 
eines Gelbard und nicht zuletzt an La Tablada. Und da sehen wir jetzt zwei Präsidenten 
Scherze machen, während ihr Land moralisch restlos vor die Hunde geht. Wir müssen uns 
in der Tat täglich anstrengen, im Umgang mit so unendlich vielen anständigen und fleißi- 
gen Argentiniern zu vergessen, was uns seit dem Fortjagen Onganias an Regierungen vor- 
gesetzt wurde. Bernardo Neustadt versucht, die Lage in Worte einzufangen (240): „Alle 
wissen, die kurzfristige Lösung besteht darin, Carlos Menem mit Unterstützung von 
Eduardo Angeloz in Szene zu setzen. Jetzt, sofort! Die Formalitäten müssen im Eiltempo 
erledigt werden. 14 Millionen Wähler glaubten an einen Regierungswechsel. Und jetzt sagt 
man ihnen: ‚wartet sieben Monate‘. Das können sie nicht, das wollen sie nicht. Der Bruch 
des Gesellschaftsvertrages — und der ist genauso wichtig wie die Demokratie und wie die 
bedingungslose Freiheit — ist sehr, sehr schwerwiegend. Man redet uns von Hunger, um 
Diebstahl zu rechtfertigen. Andere wieder sagen, daß der, der eine Schreibmaschine mit- 
nahm oder einen Computer, ein Delinquent sei, aber der, der 10.Flaschen Wein stahl oder 
20 Dosen Speiseöl ein armer Hungerleider sei, der rechtmäßigen Anspruch hat auf Nah- 
rung... . Ich habe das gehört und habe es gelesen. Viele sehr arme Leuten stehlen nicht. Ist 
das eben genannte Argument der Politiker vielleicht eine Einladung zum Stehlen? Wenn 
der Gesellschaftskontrakt auseinanderbricht — der da sagt, daß das, was ich besitze, wenn 
ich es erworben habe und die Besitztitel es bestätigen, mit Recht mein Eigentum ist und 
daß, wenn ich stehle, die Justiz mich straft — dann stehe ich ungeschützt da. Dann stehen 
wir alle ungeschützt da. Alle, die ein Eigentum, ein Gut besitzen. Man hat uns ohne Geld 
gelassen, was gleichbedeutend ist mit dem totalen Verlust unserer Souveränität. Umgeben 
von Hyperinflation und uns Belehrungen und Beschimpfungen von oben erteilend. Die al- 
te Linke, subversiv, ohne Stimmen (denn nur 2% stimmten für sie), doch mit Getöse, 
kann heute mit dem ganzen Lande verbleiben. Und man meine nicht, ich sagte dieses aus 
Furcht. Ich habe das alles schon einmal mitgemacht. Es ist da, latent, in La Tablada, in 
der Einnahme der Supermärkte, in den Ladenbesetzungen, fremden Boden besetzen und 
darauf seine Häuser bauen, und die Regierung schaut weg, während die Gewalttätigkeit 
vor sich geht. Oder ist das etwa nicht wahr? Und wenn es zuerst das Land ist, warum sol- 
len es dann nicht die Supermärkte sein und die Geschäfte und die Countryclubs, die heute 
in Panik leben und in vielen Fällen sich bewaffnet haben, um das Ergebnis ihrer Arbeit zu 
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verteidigen, und dann die Fabriken? Während die Polizei Befehl hat, nicht einzuschreiten. 
Es sei denn, sie würde angegriffen. Und wenn sie sie nicht angreifen und stur mit dem Ei- 
gentum bleiben? ..... Der Innenminister in Person fordert von der Polizei eine ‚weiche 
Hand‘... Schon stehen sich Arme und Arme gegenüber. Der verarmte, ausgeplünderte 
Kaufmann, der beraubt wurde von einigen Verblendeten, einigen Raufbolden, einigen 
Ideologen, die die Türen öffneten, von Politikern, die anstifteten und erst ganz danach 
von einigen Armen. Sie wissen, daß der Staat ihre Güter nicht schützt. Was wollen sie 
noch, was ein junger Mann, 32 Jahre alt, aus Rosario von Alfonsin oder von Sourouille 
denkt, dem man seinen bescheidenen Laden ausgeleert hat? Was soll er seinen kleinen Kin- 
dern sagen von Sicherheit?“ 

„Wenn die Armen, die nicht stehlen wollen — und das ist die große Mehrheit des Lan- 
des — nicht kaufen können, weil es nichts gibt, welche Erklärung haben da die Wirt- 
schaftsgenies der letzten fünf Jahre zur Hand? Warum, wenn am vergangenen Freitag je- 
mand in ein Geschäft gekommen wäre und eine Matratze mitgenommen hätte ohne zu be- 
zahlen, als Delinquent festgenommen worden wäre, und wenn im Gegensatz dazu hundert 
Mann eindringen und stehlen, ‚Hungeropfer‘ heißen und aller Strafe enthoben sind? Man 
hat sie fotografiert, gefilmt, hat ihren Wagemut zur Schau gestellt und sie haben Bischöfe, 
Soziologen, Politiker die das rechtfertigen, denn jetzt haben sie ein Wort entdeckt, das das 
alles rechtfertigt: Hunger“. 

„Sie treten den Gesellschaftsvertrag mit Füßen. Indem die Regierung unterscheidet 
zwischen dem guten Raub und dem bösen Raub. Eine Registriermaschine, das ist ein De- 
likt. Zehn Kilo Zucker, nicht. Und im gleichen Augenblick erlangt ein Bankpräsident, der 
gemäß Richtersprüchen und Zeugenaussagen 110 Millionen Dollar stahl, gegen eine Mil- 
lionengarantie die Freiheit. Und kein einziger angeklagter, gerichtlich untersuchter und 
‚prozessierter Beamter wurde verurteilt und befindet sich hinter Gittern. Die Leute beach- 
ten so etwas... Ich möchte, daß eine Regierung, die den Glauben an die Nation vergeu- 
det, nicht ihre Tage beendet, ohne vor diese Tatsachen gestellt zu werden...“ 

Während ein egozentrischer Präsident nur mit dem vollen Pomp einer demokratischen 
Übergabe abtreten will und sich die Toten darum häufen, während ein gewählter Präsi- 
dent bereits für alle Fälle und im Glauben an ein gutwilliges oder unter dem Zwang weite- 
rer Vorgänge erfolgendes Weichen seines Vorgängers sich bemüht, gute Miene zu einem 
bitterbösen Spiel mit der Demokratie zu machen und vorsorglich bereits sein Kabinett auf- 
stellt, ist an anderer Stelle der gepeinigten Erde ein noch viel größeres Unwetter aufgezogen 
und wir wollen uns darum jetzt nach Südwestafrika begeben. Wir haben den „Krieg“ (!) ei- 
nes westdeutschen Außenministers gegen deutsche Bauern in Chile erlebt, wir haben den 
Krieg eines argentinischen Präsidenten gegen sein Volk erlebt. Wir sind so auf einiges vorbe- 
reitet, wenn wir jetzt den Südatlantik überqueren. 
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Dreimal Krieg 


Südwestafrika auf der Schlachtbank 


Der Zug fährt 


Der jetzt zu bearbeitende Abschnitt im zuendegehenden Leben Südwestafrikas soll uns 
in Kurzmeldungen zeigen, wie man „damals“ noch gelebt hat, nämlich in jener Zeit, da 
das Land noch nicht zu einem besetzten Gebiet unter der Fürsorge von UN-Blauhelmen 
wurde. Einstreuen werden wir den Lauf der Verhandlungen, die Südwest in die „Unab- 
hängigkeit“ geleiten sollen. 

„Der Zug fährt — keiner weiß, wohin die Schienen nach der nächsten Kurve führen. 
Noch können einzelne Wagen ausgetauscht werden, vielleicht auch die Vorräte im Speise- 
wagen, aber: der Zug fährt. Wer jetzt nicht aufspringt, wird ihn verpassen. So etwa sieht 
die derzeitige Lage aus. Die Supermächte sind einverstanden, also fährt die führerlose Lo- 
komotive weiter“ (243). 

„Eine Gruppe von Modeschöpfern und Mannequins kommt an diesem Wochenende 
nach Windhoek und wird im Kalahari Sands Hotel eine Modenschau halten. Adele Dallas 
Orr und Andre Conje werden zu sehen sein. Nächste Woche wird die Show auf der Achille 
Lauro auf ihrer Fahrt von Windhoek nach Kapstadt gezeigt werden“ (243). 

„Noch bis zum 2.12.1988 können alle Kinder im Alter von 4 - 12 Jahren an dem Mal- 
wettbewerb bei LIC Garden & Pool Centre teilnehmen. Das Thema ‚Wer malt den schön- 
sten Gartenzwerg?‘ dürfte doch sehr viele Kinder ansprechen und in ihrer Kreativität be- 
stärken“ (243). 

„Gestern berichteten wir, daß die Zinsen für Hypotheken ab 1. Januar 1989 um 2,25% 
auf 18% und für Geschäftseigentum um 2% auf 19% erhöht werden. Ein enormer Zins- 
satz! Nun wird auch der Benzinpreis nicht nur in Südafrika, sondern auch in Südwest stei- 
. gen“ (244). 

„Das Defizit im südafrikanischen Haushalt für 1989 wird 10,8 Mrd. Rand betragen. 
600 Mio. Rand sollen aus der Privatisierung des Werkes ISCOR gewonnen werden, 300 
Mio. Rand aus der Erhöhung des Benzinpreises“ (244). 

In Brazzaville werden inzwischen die Hürden für eine Einigung über den Abzug der 
Kubaner aus Angola als Voraussetzung für das Inkrafttreten der UN-Resolution 435 (Un- 
abhängigkeit Namibias) immer höher. Die UN werden unter der Bezeichnung UNTAG ei- 
ne Kommission nach SWA entsenden, um dort die Wahlen zu überwachen. Die UN will 
nun für diese Leute Güter in Südafrika kaufen, doch das widerspricht den Sanktionen. 
Die USA setzt die UN unter Druck, keine Soldaten aus Panama anzuwerben. Gemeldet 
haben sich für eine Beteiligung an der UNTAG Malaysia, Bangladesch, Finnland, Sudan, 
Jugoslawien, Schweden, Panama und Togo. 
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„In der vergangenen Woche hielt die Deutsche Grundschule Swakopmund ihren ‚Tag 
der offenen Tür‘ speziell für die Schüler, die ab 1989 die Schulbank dort drücken werden. 
Aufmerksam liefen Muttis und Kinder durch die Klassen, um sich alles genau zu besehen 
und sich dann erschöpft und voller Eindrücke bei Saft, Kaffee und Kuchen zu erfrischen“ 
(244). 

„Die SWA/Namibia Naturschutzbehörde hat einige Pferdeantilopen dem Königreich 
Swaziland, der Naturschutzbehörde in Naila} und zwei Tiere dem Pretoria Zoo geschenkt“ 
(244). 

Zeitungsüberschriften: Weihnachtsbäckerei, Tips zum Backen für die Weihnachtszeit; 
Feine Baumkuchentorte; Krippenfiguren; Windhocks kleinstes Spielwarengeschäft mit 
der größten Auswahl; Weihnachtszeit im schönen Kleid; Neu eingetroffen: Deutsche 
Schlager, Volkslieder und Hitparaden, deutsche Weihnachtsmusik; Selber nähen, so 
leicht; Blaue Weihnachtsdecke; Unsere Möbel sind preiswert; . 

„In verschiedenen Regionen Zimbabwes (Ex Rhodesia) ist es erneut zu zwangsweisen 
Räumungen von Siedlungsgebieten, Zwangsumsiedlungen und brutalen Zerstörungen von 
Häusern durch Polizeieinheiten gekommen ... Die betroffenen Menschen leben jetzt zwi- 
schen den Ruinen ihrer zerstörten Häuser“ (245). 

Auf einer Tagung der Deutschen Südwestafrika-Namibia Vereinigung meinte einer der 
interessantesten Persönlichkeiten, Andreas Zack Shipanga, Minister der Übergangsregie- 
rung, „die SWAPO sei politisch ohne großes Gewicht und werde trotz großer finanzieller 
Mittel aus dem Ausland bei den für 1989 geplanten Wahlen nicht den allgemein erwarteten 
Erfolg erringen können. Schwierigkeiten befürchtet der Minister vor und während der 
Wahlen dennoch, da Nujoma auch vor Gewalttätigkeiten nicht zurückschreckt“. Er pro- 
phezeite den Aufbau einer stabilen Wirtschaft durch Bergbau, Landwirtschaft, Fischerei 
und Tourismus. Es dürfen aber keine Verstaatlichungen durchgeführt werden, und die 
Weißen müssen im Lande bleiben. Nur so könnten Investoren angezogen werden. „Aus ei- 
gener Kraft kann Namibia nicht seine größeren wirtschaftlichen Probleme lösen“. 

„Mit einer gelungenen Weihnachtsaufführung leitete der Kindergarten der Deutschen 
Schule Windhoek die Vorweihnachtszeit ein. Die Kleinen spielten mit großer Hingabe ihre 
Rollen und sangen fröhlich unsere Weihnachtslieder. Sie erfreuten damit Eltern, Familien- 
angehörige und Freunde des Kindergartens, die anschließend noch gerne bei Kaffee und 
Weihnachtsgebäck beisammen .saßen“ (245). 

Windhoek wird bald 117.000 Einwohner haben.1975 hatte es 74.000 Einwohner, von 
denen die meisten Weiße waren. 

Der Beschluß des Kabinetts der Übergangsregierung, keine neuen Parteien aufzuneh- 
men, trifft ebenfalls das Deutsch-Südwester Kommitee (siehe den von uns veröffentlichten 
Brief des Auswärtigen Amts) mit 1.629 registrierten und finanziell beitragenden Südwe- 
stern deutscher Ethnizität. Die Gruppe hatte sich wiederholt um Sitze in der National- 
Versammlung und Vertretung im Kabinett bemüht. 

Die Sportecke der Allgemeinen Zeitung bringt laufend ausführliche mit Fotos aus- 
geschmückte Berichte: Vereinsturnier Gymkhana Club Windhoek; heiße Autorennen auf 
der Tony Rust Rennstrecke; Motorradrennen; Erfolg im Schulvolleyball; Henties Bucht 
Golfmeisterschaft; 49 Einzelathleten und 56 Mannschaften traten zum jährlichen Old Mu- 
tual Namib Triathlon an. 

Am 9. Dezember muß die Zeitung mitteilen, daß das bekannteste natürliche Wahrzeichen 
von Südwest, die Fingerklippe (Mukorob) bei Asab bei einem Wirbelsturm zusammenge- 
stürzt ist. Viele können nicht verhehlen, darin ein böses Omen zu sehen. 


... - u 
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Wer sind wir 


Das Deutsch-Südwester-Komitee wurde am 13. 
Dezember 1987 in Karibib gegründet. 


Das DSK versteht sich im Sinne einer 
politischen Partei oder Bewegung. 


Die Satzungen des DSK stehen auf dem Boden 
demokratischer Grundsätze hellenistischer 
Prägung. 


Aktivitäten 


Nach Vorgesprächen mit dem 
Generaladministrator von Südwestafrika, Herrn 
Adv. L.A. Pienaar stellte das DSK am 13. Juni 
1988 bei dem damaligen Vorsitzenden der 
Übergangsregierung, Herrn Dirk Mudge, Antrag 
um Aufnahme in die Nationalversammlung, bzw, 
Kabinett. 


Begründung 


Auf Grund der historischen und wirtschaftlichen 
Leistungen der deutschstämmigen 
Bevölkerungsgruppen von Südwestafrika 
betrachten wir uns als eigenständige Gruppe 
mit eigenem Recht im Sinne der international 
gültigen Minderheitenschutzgesetzgebung der 
Vereinten Nationen (Bill of Rights). 


Daraus leiten wir die Forderung ab, in dem 
bevorstehenden Veränderungsprozeß von 
Südwestafrika einbezogen zu werden. 


Deutsche Aktion 


Deutsch-Südwester Komitee 


IN EIGENER SACHE 


Resultat 


‚Am 29. November 1988, lehnte der „liberale“ 
Flügel der Übergangsregierung, auf Grund 
einer Initiative von Minister A. Shipanga, das 
Gesuch des DSK um Aufnahme in die 
Nationalversammlung ab. 


Reaktion 


Auf Grund dieses Affront gegen das DSK und 
damit gegen die Mehrheit der 
deutschstämmigen Bevölkerungsgruppe von 
SWA, hat der Senat des DSK vorab Klage beim 
Ombudsmann gegen den Beschluß der 
Übergangsregierung am 12. Dezember 1988 
erhoben. 


Was wollen wir 


Auszüge aus den Ziei.«- : .. „ui: des Deutsch- 
Südwester-Komitees (Karibiber Manifest). 


Das DSK lehnt den UNO-Lösungsplan für 
Südwestafrika auf der Basis der Resolution 435 
in Verbindung mit Resolution 385 (30.1.1976) 
und Resolution 431/432 (27.7.1978) in ihren 
Grundformen ab, da in ihnen die elementaren 
Grundsätze der Menschenrechte (Bill of Rights) 
wie Minderheitenschutz, das Recht auf freie 
Meinungsäußerung (Pressefreiheit) sowie die 
Unantastbarkeit des beweglichen und festen 
Eigentums. nicht verankert sind. 


Fernerhin verlangen wir: 


® die gesetzliche Verankerung der deutschen 
Sprache als offizielle Landessprache neben 
Afrikaans, in einer zukünftigen Verfassung von 
Südwestafrika. 

© die Unantastbarkeit der kulturellen 
Einrichtungen der deutschstämmigen 
Bevölkerungsgruppe von SWA, wie Schulen, 
eigener Rundfunkdienst etc. 

© Die Unantastbarkeit des beweglichen und 
testen Eigentums ohne Ansehen der Person 
oder deren Nationalität 

® Gleichstellung der Bevölkerungsgruppen in 
SWA in bezug auf die Steuer-, Sozial- und 
Krankenversicherungsgesetzgebung 

® die Wiedereinführung von Recht und Gesetz 
(Law and Order) 

«@ den Kampf gegen jegliche Korruption im 
Staatsapparat von Südwestafrika 

® die Veröffentlichung des Berichtes der 
Thirion-Kommission und die gerichtliche 
Verfolgung der direkt oder indirekten 
Schuldigen ohne Ansehen der Person oder 
dessen Standes 

© verschärfte Umwelitschutzgesetzgebung 
gegen alle öffentlichen und privaten 
Körperschaften in Südwestafrika. 


Nachsatz 


- Deutsche Mitbürger von SWA - 

Wir hoffen Ihnen mit dieser Anzeige einen 
Überblick über unsere Bestrebungen gegeben 
zu haben. 

Politik geht uns heute alle an, um unsere 
Lebensqualität und unseren Lebensstandard zu 
erhalten und damit für unsere Kinder. 

Die Zeit mit der Parole: Die saak sal regkom ist 
vorbei. 


EINIGKEIT MACHT STARK 


Nur tote Fische schwimmen mit dem Strom, 
aber die Starken gegen den Strom. 

In diesem Sinne wünschen wir Ihnen ein frohes 
Weihnachtsfest und ein gesundes Neues Jahr 


Der Senat des Deutsch Südwester Komitees 
Weiter Informationen 
Postfach 987/Walfischbucht (9190) 


oder 
Postfach 11617/Windhuk (9000) 





Die Verträge von Brazzaville 


Am Dienstag, den 13. Dezember 1988 wurde in Brazzaville das vorläufige Friedensab- 
kommen von Südafrika unterzeichnet, das den Rückzug von 50.000 Kubanern aus Angola 
und die Unabhängigkeit SWA/Namibias vorsieht. Der amerikanische Unterhändler Dr. 
Chester Crocker, der die Verhandlungen leitete, konnte feststellen, daß die Unterzeich- 
nung „ein neues Symbol des Friedens in der Welt“. ist. Südafrikas Außenminister Pik 
Botha kam mit einer versöhnlichen Botschaft zu Worte: „Eine neue Ära hat begonnen. 
Wir schaffen die Rassendiskriminierung ab. Wir möchten von unseren afrikanischen Brü- 
dern akzeptiert werden. Wir brauchen einander“. 

„Politische Führer lobten gestern den Friedensvertrag von Brazzaville, der zur Unab- 
hängigkeit für Südwestafrika/Namibia führen könnte. Dies aber geschieht mit verhaltener 
Skepsis, da man erst nach dem Abzug der Südafrikaner aus der letzten Kolonie Afrikas an 
die Realisierung von Re. 435 glauben würde“. Shipanga meinte: „Das ganze könnte auch 
ein Aprilscherz sein. Dem Datum traue ich nicht, aber wir akzeptieren es“. Der Vorsitzen- 
de der Nationalen Gewerkschaft Namibischer Arbeiter war ebenfalls prompt zur Stelle: 
„Ich bleibe skeptisch, bis auch der letzte der südafrikanischen Soldaten das Land verlassen 
hat. Die Möglichkeit der Unabhängigkeit für dieses Land erscheint mir immer noch wie 
ein Traum. Wenn die ersten UNO-Truppen hier ankommen, werden die Leute aufwachen“, 
Die DTA ruft alle Gemäßigten dazu auf, sich mit der DTA zu verbünden und somit zu ge- 
währleisten, daß ein unabhängiges Namibia allen seinen Bewohnern eine sichere und fried- 
liche Zukunft bieten kann! 

„In Omaruru wird ein Seniorenwohnsitz geplant. Sechzig Senioren wurden zu der Be- 
sprechung eingeladen und es wurde ihnen erklärt, was die Vorstellungen und Einrichtung 
des Heimes beinhalte. Während der Besprechung brachte die Flötengruppe der Grund- 
schule Omarurus kurze Einlagen und sorgte so für eine gemütliche Atmosphäre“ (246). 
Auch hier wieder erinnerten die beigefügten Fotos in der Zeitung sehr an gleiche Bilder in 
der Kolonie Dignidad in Chile, die gleichen Zöpfe bei den Kindern, die gleichen Flöten, 
die gleichen Kleiderschnitte, die gleichen fröhlichen Gesichter. Kurz gesagt, Bilder von 
deutscher, unbeschwerter Geselligkeit. FDP’ler zittern in mephistophelischer Verzweif- 
lung bei solchem Anblick. Darum eben stehen Dignidad wie Südwestafrika auf der glei- 
chen Abschußliste der Genscher, Hirsch und Baum. 

Angeboten wird das Buch „Die deutschen Namen der Vögel im südlichen Afrika“ von 
Hermann Kolberg. 

Südafrika wird 1989 Fleisch importieren müssen, um der steigenden Nachfrage gerecht 
werden zu können. 

„Die Einwohner von Keetmanshoop wollen den Zusammenbruch ihres eigenen natio- 
nalen Denkmals nicht hinnehmen. Sie planen eine große und genaue Nachbildung des Mu- 
kurob — Finger Gottes. Der Bürgermeister von Keetmanshoop, Hampie Plichta, meinte, 
daß die Nachbildung aus Stahl oder Glasfiber gebaut werden soll“ (247). 

„Adventszeit, Zeit der Träume und süßen Geheimnisse, ausgefüllt mit Erwartungen 
und Herzklopfen überall dort in der Welt, wo Kinder die Tage bis zum Weihnachtsfest 
zählen, nicht zuletzt natürlich auch im ‚Wichtelwald‘, den Volksschulklassen der Deut- 
schen Schule Otjiwarongo. Eine verheißungsvolle Einladung der beiden Vorschullehrerin- 
nen flatterte all denjenigen ins Haus, die sich der DSO in irgendeiner Form verbunden 
fühlten. Und siehe, sie alle kamen! Es war doch von einer großen, sehr großen Überra- 
schung für die Kleinen gesprochen worden, und wer in der gegenwärtig verdüsterten, revo- 
lutionsträchtigen Allgemeinlage hätte sich die Aussicht auf eine noch wirklich hübsche 
Überraschung entgehen lassen? ... Während die Wichtelkinder mit ihren spitzen Mützen 
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HABEN SIE SICH 
.. SCHON ALS 
WAHLER EINGETRAGEN? 


Eintragung als Wähler für die allgemeine Wahl von 
Mitgliedern des Landesrats der Weißen, die am 1. 
März 1989 stattfinden wird, schließt am 4. Januar 
1989. 


Vergewissern Sie sich, daß Ihr Name auf der Wähler- 
liste erscheint, indem sie sich unverzüglich als Wähler 
eintragen lassen. Alle weißen Einwohner Südwestafri- 
kas, die älter sind als 18 Jahre und einen SWA- 
Ausweis haben und die für eine Periode von min- 
destens einem Jahr im Falle eines südafrikanischen 
Bürgers oder mindestens 5 Jahre im Falle eines nicht- 
südafrikanischen Bürgers permanent in dem Gebiet 
wohnhaft waren, sind gemäß der Wahlverordnung 
1986 (Verordnung 4 von 1986) verpflichtet, sich als 
Wähler eintragen zu lassen. 
Eintragungsformulare sind bei allen Büros und Ein- 
richtungen der Administration für Weiße (Kranken- 
häuser, Kliniken, Bibliotheken, Landwirtschaftsbera- 
tungsbüros und Bereichsbüros des Hochbauamts) er- 
hältlich. 
Nähere Einzelheiten sind beim Hauptwahlleiter in Er- 
fahrung zu bringen. 
Hauptwahlleiter 
Tel. (061) 229251 x 278 oder 684 
Administrationsgebäude 
PPS 13186 
Windhoek 
9000 


Weihnachtslieder sangen und dabei fieberhaft auf den Nikolaus warteten, näherte sich ein 
brummendes, knatterndes Geräusch. Alsbald konnte man deutlich einen Hubschrauber 
erkennen, der seine Runden über dem Schulkomplex drehte und aus dessen Luke eine rote 
Gestalt heftig winkte. Der Nikolaus kam im Hubschrauber. Auch im Himmel scheint man 
sich auf moderne Verkehrsmittel umgestellt zu haben. Doch praktischer als etwa ein 
Schlitten“ (247). 

Ganzseitig sodann das Weihnachts- und Neujahrsprogramm des SWA-Rundfunks. 
Und ebenfalls die Hochzeitsanzeigen. 

Das Direktöorat des Erziehungswesens der Weißen Administration teilte mit, daß 855 
Kandidaten das Abitur bestanden haben. Im Vorjahre waren es 888 Kandidaten. Die Na- 
men werden nach Schulen geordnet, veröffentlicht. 
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Die Stadt Boksburg bei Johannesburg ist eine jener Städte, die, wie mitgeteilt, nach 
den letzten Wahlen konservativ regiert wird. Daraufhin boykottieren Schwarze die dorti- . 
gen Geschäfte aus Protest gegen die „kleine Apartheid“ in der Stadtverwaltung. Fast alle 
Geschäfte sind ohne Kunden, selbst die Ladentische in manchen Supermärkten sind unbe- 
setzt. Die Straßen gähnen vor Leere. Man hatte die Rechnung ohne den Wirt gemacht. 

In New York wurden die endgültigen Verträge unterschrieben, die zur Unabhängigkeit 
von Südwestafrika führen sollen. Dabei wurde die südwestafrikanische Sicherheitseinheit 
Koeveot abgeschafft, um die Sicherheitskräfte von SWA von 8.300 auf 7.000 zu verrin- 
gern. Das dadurch erlangte Gleichgewicht mit den UNTAG-Truppen soll die Durchfüh- 
rung der Res. 435 reibungsloser und friedlicher gestalten. 

Die UNITA unter Sawimba, antimarxistische Rebellionsorganisation in Angola teilt 
mit, daß „sie die frischunterschriebenen Friedensverträge zwischen Südafrika, Angola 
und Kuba respektiert. Wir werden der Unabhängigkeit für Namibia keine Steine in den 
Weg legen, aber wir werden niemals ein uns feindlich gesinntes Regierungssystem in Nami- 
bia akzeptieren, selbst wenn Wahlen dies entscheiden sollten“. 

Der Weltwährungsfonds wird im Januar 1989 Beobachter nach Angola senden, die Be- 
dingungen erarbeiten, damit dieses vom Krieg zerstörte Land 1989 dem Währungsfonds 
beitreten kann. 

Das amerikanische Außenministerium teilte mit, daß es Angola diplomatisch anerken- 
nen werde. 

Der Rückzugsplan für die Kubaner lautet: 

Der Abzug wird von UNAVEM, einer 70 Mann starken Truppe militärischer Beobach- 
ter überwacht. Die Etappen sind: 

Bis zum 1. April 1989 (dem Beginn der Unabhängigkeit Namibias) werden 3.000 Kuba- 
ner Angola verlassen haben. 

Am 1. August 1989 müssen alle kubanischen Truppen nördlich des 15. Breitengrades 
zurückgezogen werden. 

Am 1. November 1989, dem Tag der Wahlen in Namibia, müssen sich alle kubanischen 
Truppen jenseits des 13. Breitengrades befinden. Bis zu diesem Datum müssen 50% der 
kubanischen Truppen Angola verlassen haben. 

Am 1. April 1990 müssen zwei Drittel der kubanischen Truppen Angola verlassen ha- 
ben. 

Am 1. Oktober 1990 müssen 76% der Kubaner das Land verlassen haben. 

Am 1. Januar 1991 dürfen nicht mehr als 12.000 Kubaner in Angola sein. 

Am 1. Juli 1991 müssen alle kubanischen Truppen aus Angola abgezogen sein. Nach : 
den unterzeichneten Verträgen verpflichten sich Südafrika und Angola, freie und faire 
Wahlen in SWA/Namibia zu unterstützen und durch keine Einmischung die Unabhängig- 
keit zu gefährden. Ferner müssen die Integrität und die Grenzen respektiert werden. Von 
keinem der beiden Länder aus dürfen Organisationen oder Personen Kriegsakte, Aggres- 
sionen oder Gewalttätigkeiten gegen SWA/Namibia starten . . . Die Parteien verpflichten 
sich, das Prinzip der Nichteinmischung in innere Angelegenheiten aller Staaten im südli- 
chen Afrika zu respektieren. Die Unverletzlichkeit der Grenzen im südlichen Afrika und 
deren Unabhängigkeit müssen akzeptiert werden. 

Der südewestafrikanische Erziehungsminister Andrew Matjila weist darauf hin, daß 
„die neuesten Verhandlungen über die Köpfe der namibischen Politiker hinweg, die man 
auch von den Entwicklungen hinter den Kulissen weitgehend im Dunkeln ließ, von Süda- 
Jrika, Angola und Kuba geführt wurden ..... Die Internationale Gemeinschaft bezeichnet 
ethnische Wahlen als illegal.“ 

In SWA befinden sich mehr Weiße Nashörner in Privatbesitz als in Naturschutzgebie- 
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ten der Behörde. Hyänenhunde und Pferdeantilopen sind die beiden bedrohtesten Säuge- 
tierarten im südlichen Afrika. Laufend werden Wildtiere von den Züchtern an fremde 
Farmen gespendet. Ob diese für die Umwelt günstigen Verhältnisse beibehalten werden? 

Der Vizeverteidigungsminister Südafrikas, Wynand Breytenbach, erklärte, daß Süd- 
afrika sich das Recht herausnehme, Terroristen nicht nur im eigenen, sondern auch in den 
Nachbarländern zu bekämpfen. 

„Um den vollständigen Rückzug der kubanischen Truppen aus Angola zu garantieren, 
wird sich die Truppe der UN auf die Informationen, die sie von Kuba und Angola erhält, 
verlassen. ‚Die beiden Länder sind Verbündete — es gibt keinen Grund, ihnen mit Miß- 
trauen zu begegnen‘, sagt Pericles Ferreira Gomes, der brasilianische Brigadegeneral, der 
die UN-Truppen leitet. ‚Wenn sie (die Kubaner) uns sagen, daß keine Truppen mehr da 
sind, werden wir den Vereinten Nationen mitteilen, daß sie abgezogen sind. Wir vertrauen 
den Informationen, die beide Länder geben. Es wäre anormal für zwei Länder, einen Ver- 
trag zu unterzeichnen und ihn nicht zu erfüllen‘ “. (256) 

Schachturnier in Swakopmund. Musikwoche in Swakopmund. 

Am 10. Januar ging eine sowjetische Landmine bei Oshigambo hoch. Die Spuren der 
Täter, SWAPO-Leute, führten bis an die Grenze nach Angola. Die Mine war von einem 
minensicheren Fahrzeug ausgelöst worden. In der letzten Zeit waren elf Sabotageanschlä- 
ge auf Wasserleitungen und Telefonmasten im Ovamboland durchgeführt worden. 
SWAPO-Terroristen waren in 13 Auseinandersetzungen mit den Streitkräften verwickelt, 
bei denen 23 Terroristen ums Leben kamen. Die Ausgangssperre für die Bevölkerung muß 
daher beibehalten werden. 

„Schon seit Anfang des Jahres versucht der Sicherheitsrat der UN — bisher vergeblich 
— die Kosten für die Friedenstruppe in SWA/Namibia zu reduzieren“. (257) 

„Vom 6. bis 8. Januar fand in Frankfurt der 9. Parteitag der Deutschen Kommunisti- 
schen Partei statt. N. Shoombe verlas dort persönlich eine Grußbotschaft der SWAPO, in 
der es heißt: ‚Die Verbindung zwischen dem bewaffneten Kampf, der diplomatischen Kam- 
pagne der SWAPO-Führer im Ausland, dem andauernden patriotischen Widerstand der 
SWAPO-Helfer und SWAPO-Sympathisanten in Namibia — der Jugend, den Frauen, den 
Studenten, Intellektuellen, Akademikern und Kirchenpersonen — und in der Tat dem Ar- 
beitskampf der namibischen kämpfenden Massen haben günstige Voraussetzungen geschaf- 
fen‘.“ (258). Man möchte in Zukunft an allen größeren Entscheidungen beteiligt sein. 

Kinder mit ihren Schultüten zeigt ein Foto, unter welchem es heißt: „Schulanfang. Für 
tausende Schüler der Regierungsschulen im ganzen Lande heißt es ab heute wieder die 
Schulbank drücken. Für viele bedeutet es zum ersten Mal Bekanntschaft mit der Schule zu 
machen. In Windhoek alleine wurden über 420 Kinder eingeschult. In der Deutschen 
Schule Windhoek, Unterstufe, sind es 84 ABC-Schützen, 50 davon sind Mädchen. Zum 
Glück wurde der Schulanfang mit einer Zuckertüte versüßt, die so manchen als Halt dien- 
te, nachdem die Hand oder der Rockzipfel der Mutter verschwunden war.“ (258). 

Der offizielle Wahlkampf für die im November 1989 stattfindenden Wahlen zu einer 
Verfassungsgebenden Versammlung beginnt am 25. Juni 1989, wenn nur noch 1.500 süd- 
afrikanische Soldaten im Lande sein dürfen. Die Landstreitkräfte müssen auf 7.100 Mann 
reduziert werden. „Mindestens drei Koalitionen und einige Einzelparteien werden außer 
der SWAPO antreten ...... Für die Zukunft liegen widersprüchliche SWAPO-Aussagen vor. 
Ein Teil der SWAPO möchte weiterkämpfen, denn 20 Jahre Buschkrieg sollten zur alleini- 
gen Machtübernahme führen. Nathaniel Maxhuilili besänftigt jedoch: ‚Wenn wir verlieren 
(nicht die Zweidrittel Mehrheit erlangen), wird der Krieg nicht fortgesetzt. SWAPO nimmt 
an einer Koalition teil und wird auf einen Wahlsieg bei den ersten Parlamentswahlen hin- 
arbeiten‘. “ (258) 
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Ganzseitig werden Bilder gebracht vom „Wildern mit Drahtschlinge“. „In der Nähe 

des verendeten Kudus wurden sechs weitere Drahtschlingen zwischen den Büschen auf der 
Farm Okaputa gefunden. Die Wilderer hatten die Schlingen zwischen Büschen, die um ei- 
ne Wasserstelle herumwuchsen, gestellt. Der Durchmesser jeder Schlinge betrug etwa ei- 
nen Meter. Wildwechsel neben den Schlingen wurden mit abgeschlagenen Büschen und 
Ästen versperrt. Die Wilderer verkaufen meist ihr Fleisch auf dem Schwarzmarkt in Wind- 
hoek. Fast nie gelingt es, Wilderer auf frischer Tat zu ertappen“. (259) 
Andere Bilder führen uns in die Namib nach einem Regen. „Sehr selten regnet es in dem 
Dünengürtel der Namib. Aber wenn dann etwa 15 mm fallen, bedeutet es für die Fauna 
und Flora Freude und Leid. Dieser Palmatogecko, der nur in der Nacht in den Dünen auf 
Jagd geht, hatte Schwierigkeiten, sich bei Tagesanbruch unter den schützenden Dünen zu 
vergraben. Der sonst weiche Dünensand war im nassen Zustand knüppelhart. Für zwei 
Tage war die Dünenlandschaft bei Swakopmund wie verzaubert. Die Windbewegungen 
waren wie eingefroren in verschiedenen Sandfarben auf der Dünenoberfläche. Einen Tag 
nach dem Regen erblühten die ersten Wüstenpflanzen und viele Insekten umschwärmten 
die frische Pflanzenpracht. Vielleicht wird der nächste Regen erst wieder in fünf Jahren in 
diesem Wüstengebiet fallen“. (259) 

Schätzungsweise 40.000 Herero, die Anfang des Jahrhunderts nach Botswana zogen, 
wollen wieder nach Südwestafrika zurückkehren. Etwa 100 haben sich bereits im Gam- 
Gebiet niedergelassen. Es wird bei der UN um Beistand bei Wasserlieferung, Schulen und 
Kliniken gebeten. 

„In New York findet derzeit das erste Treffen der Gemeinsamen Überwachungskom- 
mission für SWA/Namibia statt, an der Südafrika, Angola und Kuba teilnehmen, wäh- 
rend die USA und die Sowjetunion als Beobachter vertreten sind. Eine unabhängige 
Windhoeker Regierung soll eines Tages als Mitglied in der Kommission aufgenommen 
werden, die ‚spätestens 30 Tage nach Unterzeichnung des Abkommens von Brazzaville 
konstituiert werden sollte“. (260) 
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Die „Allgemeine Zeitung“ beginnt mit der vollständigen Veröffentlichung wichtiger 
Dokumente. „Auf vielfachen Wunsch der Leser beginnt die AZ heute mit dem Abdruck 
- wichtiger Dokumente (darunter auch UN-Resolution 435), die zwar inhaltlich wenig aus- 
sagen mögen, in ihrer Bedeutung jedoch weit über das hinausgehen, was tatsächlich ent- 
halten ist. Eine Warnung: Resolution 435 umfaßt nicht allein ein nichtssagendes UN-Do- 
dokument, sondern ‚alle Vorhaben, Rechtsauffassungen, Folgerungen und besonderen 
Umstände, die zur Unabhängigkeit Namibias führen‘. Es ist also eher ein Prozeß, ständig 
aufgewertet und überwacht vom Sicherheitsrat, als ein Dokument mit klaren Aussagen. 
Unklarheiten entstehen, weil Resolution 435 vor zehn Jahren ein Beschluß des Sicherheits- 
rates war, dem zunächst zwingende Bindungswirkung fehlte. Heute versteht man unter 
‚435‘ eher einen Unabhängigkeitsprozeß, der zwischen RSA, Angola und Kuba in Brazza- 
ville und New York ratifiziert wurde. “ (259) 

„Polizeikommissar General Dolf Gous bestätigt, daß die Polizei in SWA/Namibia von 
8.300 auf 6.000 reduziert werden soll. Man bemüht sich, für die überzähligen Polizisten 
andere Arbeitsstellen zu finden. Gewisse Funktionen (z.B. im Rahmen der Terrorismusbe- 
kämpfung) seien nicht mehr nötig“ (261). Der Polizeibericht spricht täglich von Morden 
und Überfällen im ganzen Lande. Die Unsicherheit nimmt deutlich zu. Wird man an der 
falschen Stelle sparen? 


Die Kosten der UNTAG 


UN-Generalsekretär Perez de Cuellar gab den fünf ständigen Mitgliedern des Sicher- 
heitsrats nach, die eine Kosteneinschränkung gefordert hatten, da sie 58% der UNTAG- 
Ausgaben zahlen sollen. Als Höchstgrenze für einen Einsatz in SWA/N gelten 7.500 Sol- 
daten. Davon werden aber nur 4.650 geschickt, die insgesamt 416 Mio. Dollar kosten sol- 
len. Damit ist die UN-Friedensmission das teuerste Unternehmen der UN in der Geschich- 
te. Zu den 4.650 Personen zählen 300 Beobachter, 2.550 Soldaten und Nachschubperso- 
nal, die Soldaten mit leichten Waffen. Sie sollen ab 1. April nach SWA/N kommen. 
SWAPO-Lager sollen in Angola und Sambia überwacht werden, die UN wird sich ab 1. 
April ‚absolut neutral‘ verhalten. 

Die SWAPO erhält für 69.000 Flüchtlinge aus SWA/N Unterstützung von der UN. 
Nach Quellen aus Angola und englischen journalistischen Nachforschungen befinden sich 
aber nur 16.000 Flüchtlinge in Angola. Andreas Shipanga, Minister in der Übergangsre- 
gierung in Windhoek, befürchtet, daß bis zu 64.000 namibische Bürger in Angola von der 
SWAPO zurückbehalten werden könnten, um zu verhindern, daß sie gegen die SWAPO 
stimmen. Das UN-Hochkommissariat für Flüchtlinge hat selbst niemals Kontrollen vorge- 
nommen, sondern die von der SWAPO angegebenen Zahlen als Grundlage für die Flücht- 
lingshilfe unbesehen hingenommen (262). 

„Eine größere Gruppe von Windhoeker Karnevalisten flog am 25. Januar nach 
Deutschland, um dort an Karnevalsveranstaltungen teilzunehmen. Am Freitagabend wer- 
den die Südwester Karnevalisten an einer Sitzung beim Mainzer Karneval teilnehmen, am 
Samstag in Erbach und am 4. Februar in Köln bei den Roten Funken bei deren Biwak. Am 
Abend geht ein Teil der Gruppe zum Maskenball und die andere Hälfte zum Karnevalsball 
der Eschweiler. Am darauffolgenden Samstag sind die Südwester in Nieder-Kassel zum 
Frühschoppen der Rot-Weiß Ranzel und abends bei der Kölner Karnevalsgesellschaft ein- 
geladen. Drei Mann können als besondere Ehre am Rosenmontag auf dem Umzugswagen 
der Kölner mitfahren. Kölner, die dort mitfahren möchten, müssen dafür zwischen 8.000 
und 10.000 DM zahlen. Mit dieser Reise hoffen die Karnevalisten neue Ideen für den 
Windhoeker Karneval zu bekommen“ (263). 
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„Die Namib-Air bietet die Hälfte ihrer Luftflotte zum ‚Verkauf an. Experten sehen 
darin ein Zeichen, daß der Tourismus nach der Unabhängigkeit des Landes und einer zu 
erwartenden Machtübernahme durch die SWAPO zurückgehen wird“ (263). 

„UNTAG-Einkaufsliste: Vor allem für Südafrikas Autoindustrie wird es in den näch- 
sten Monaten einen (Schein-)Boom geben: Die UNTAG möchte über 1000 Fahrzeuge kau- 
fen, darunter 696 mit Vierradantrieb, 84 Limousinen, 59 Lkws, 53 größere Lastwagen und 
35 Busse. Das UN-Hauptquartier hat eine Bestelliste bereits an die Industrie- und Han- 
delskammer geschickt, die sich jetzt darüber Sorgen macht, ob die Produktion von Autos 
(bereits lange Wartelisten) so schnell vonstatten gehen kann... Auch Krankenwagen, 
Wassertanks, mobile Werkstätten, Kommunikationswagen, selbst Erdbewegungsmaschi- 
nen, Gabelstapler und Kräne werden von der UNTAG gewünscht, die auch 700 Zelte be- 
stellen wird. Über 600 Generatoren von 4,5 KVA bis 100 KVA stehen auf der Einkaufsli- 
ste, die auch andeutet, daß sie 70 Kühlkammern bestellen wird“ (264). 


Die Masken fallen 


Am 1. Februar 1989 wird dem Bundestag von mehreren Abgeordneten der CDU/CSU 
ein Antrag „über die besondere Verantwortung der Bundesrepublik für Namibia und alle 
seine Bürger“ vorgelegt. Darin werden Kontakte und Gespräche mit allen politischen 
Kräften Namibias gefordert. Es wird mitgeteilt, daß Bundesaußenminister Genscher den 
Antrag unterstützt. Um kurzschlüssige Kritik zu vermeiden, wollen wir diese Meldung zu- 
sammen mit der Tatsache bringen, daß Genscher den Chef der marxistischen SWAPO, 
Sam Nujoma, Mitte März empfing. Er hat damit „Wahlhilfe für ihn betrieben“ (280). 
Genscher gab dabei Nujoma Zusagen über Bonner Finanzhilfe nach der Unabhängigkeit! 
Bisher kamen nur geringe Summen nach Südwestafrika und diese nur, wenn der marxi- 
stisch orientierte „Namibische Kirchenrat“ (mit dem die Evangelische Kirche in Deutsch- 
land zusammenarbeitet!) zustimme, oder wenn das Entwicklungsministerium solche „be- 
wußt gegen das Auswärtige Amt“ (280) durchsetzte. Ebensowenig wie Genscher Sach- 
kenntnisse über die Lage im Chiledeutschtum nachgesagt werden kann, kann man „ihm 
intimere Kenntnis der Probleme des Südlichen Afrika nachsagen“ (280). „Von ähnlicher 
Wahlhilfe darf man wohl sprechen, wenn die Präsidentin des Deutschen Bundestages, Ri- 
ta Süßmuth vor Abgesandten der SWAPO in Harare politische und wirtschaftliche Hilfe 
zusagt, sonst aber niemandem Unterstützung verspricht“ (281). „Wahrscheinlich nimmt 
man in Bonn immer noch an, man könne notorische Menschenrechtsverletzer wie es die 
SWAPO darstellt, mit Entwicklungshilfe läutern oder durch deren Zahlung Voraussetzun- 
gen für eine demokratische Entwicklung schaffen“ (280). 

In einem Interview mit der Allgemeinen Zeitung in Windhoek meint der CSU-Abgeor- 
nete Ortwin Lowack, „daß es nach den maroden Erfahrungen mit sozialistischen Wirt- 
schaften in Europa ausgeschlossen ist, daß seine Partei oder gar die deutsche Regierung 
gern ein marxistisches Regime in Windhoek unterstützen werde. Solch ein Regime zerstört 
die Wirtschaft und bringt größere Probleme, als es den meisten vorstellbar ist... . Sozialis- 
mus als System hat überall in der Welt versagt“ (282). 

Hans Feddersen ruft in seiner Allgemeinen Zeitung am 24. Februar 1989 zur Besin- 
nung auf: „Man muß einsehen, daß die Zeit der Übergangsregierung (3 1/2 Jahre) nicht 
umsonst war. Die Verwaltung des Landes muß anerkannt werden. Weder gibt es ein 
Chaos bei den Finanzen, noch eine allgemeine Unsicherheit, die einen zivilisierten Verfas- 
sungsprozeß verhindern könnte... . In den letzten zehn Jahren ist unter der Bevölkerung 
ein politisches Bewußtsein entstanden, das den Prinzipien einer Demokratie entgegen- 
kommt“. Wir wollen von uns aus nur vergleichen, was ein Alfonsin in Argentinien seinem 
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Nachfolger überläßt! Nach uns die Sintflut! ist die Quintessenz seiner Regierungskunst. 
Zerrüttete Finanzen und Mißbrauch der Demokratie zugunsten einer verlogenen, unglaub- 
würdig gewordenen Führung. 

Die DTA faßte am 2. Februar den Entschluß, daß alle ethnischen Vertreter, die ihrer 
Kontrolle unterstehen, bis Ende März 1989 zurücktreten werden. Wie vorauszusehen, ist 
diese ethnische Frage unterschwellig brennend bei allen weiteren politischen Gesprächen. 
Da meint z.B. der Windhoeker Bürgermeister Dr. Bernard May: „Allerdings seien weiße 
Schulen, die unter die Kontrolle der Weißen Administration fallen, noch nicht gemischt 
oder allen Rassen zugänglich“ (283). Im Bundestag wird viel von Hilfe für das aus der 
Taufe zu hebende Namibia gesprochen. Da meint z.B. der Bundesminister für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit, Hans Klein (CSU): „Deutsche Farmer, Handwerker, Techniker, 
Gelehrte und Missionare haben eindrucksvolle Pionierleistungen vollbracht. Zugleich aber 
gab es rücksichtlose Ausbeutung und mörderische Kolonialkriege. Doch nicht nur das bei- 
spielhafte Schul- und Berufsausbildungssystem, die Straßen, die Eisenbahn, das eigene 
Bergrecht und das traulich-idyllische Ludwig-Richter-Erscheinungsbild der Städte haben 
dem Land deutsche Züge gegeben . ... Wir werden sie (= die Bewohner Namibias) nicht 
enttäuschen. Die Bundesrepublik Deutschland wird nach Kräften an einer schiedlich fried- 
lichen Entwicklung des Landes mitwirken. Dabei ist unser aller moralischer und materiel- 
ler Einsatz gefordert. Am Schluß des weltweiten Entkolonisierungsporzesses darf nicht 
noch einmal der Schreckensablauf stehen, der die ersten Jahrzehnte der Unabhängigkeit 
so vieler Staaten auf dem schwarzen Kontinent gekennzeichnet hat“. 

Es klingt wie eine Antwort auf diese schönen Worte, was am 15. März der von Außen- 
minister Genscher und Rita Süßmuth so bevorzugte Sam Nujoma vor der OEA in Addis 
Abeba sagte, nachdem ihm ein Scheck über fünf Mio. Dollar für seine Wahlkampagne 
überreicht worden war: „Ich weiß von Manövern der Rassisten in Südafrika, unterstützt 
von Großbritannien und den USA, unsere Kämpfer während der Wahlen in Lagern in 
Sambia und in Angola festzuhalten. Wir werden das nicht dulden. SWAPO wird das Feuer 
.. eröffnen und bis zum bitteren Ende kämpfen. Wir lassen es nicht zu, daß unsere Organisa- 
tion aus dem Lande getrieben wird, wenn dort Wahlen stattfinden“ (284). Der 
. SWAPO- Außenminister“ Ben Guriab sagte: „Wenn die Freischärlerorganisation auf An- 

hieb die absolute Mehrheit erlangt, erübrigen sich weitere Wahlgänge“. Also: „Ein Mann, 
eine Stimme, aber nur einmal“. „Die Bundesrepublik und die anderen westlichen Staaten 
hoffen, daß dieses ‚afrikanische Prinzip‘ nicht in Namibia angewandt wird. Doch bei 
nüchterner Betrachtung ist die Zukunft des südwestafrikanischen Landes mit großen Fra- 
gezeichen versehen“ (285). In der Tat hat man seit dreißig Jahren immer wieder in Afrika 
(und andernorts) etwas gehofft, und was dabei herauskam, war Massenmord und Hilfe an 
die Massenmörder durch Kirchen und Regierungen in der westlichen Welt. Schon der Vor- 
geschmack auf die Freiheit ist etwas seltsam. Während die Anker gelichtet werden zu neu- 
en Ufern, muß die Presse (286) von doch recht beunruhigenden Vorgängen berichten: 
„Unterdessen versuchten Lehrer in Rundu, die mit SWAPO sympathisieren, am 10. März 
eine Gruppe Schüler beim Geschäft in Shamvura einzuschüchtern. Die Kinder sollten so- 
fort aufhören, traditionelle Lieder zu singen. Als sie die Lehrer daraufhin auslachten, 
" wurden sie verletzt. Kurz darauf erklärten die Kinder, daß sie die DTA unterstützen; dann 
sangen sie weiter und wurden ein zweites Mal geschlagen. Daraufhin wehrten sich die Kin- 
der gegen die Lehrer. Beide Lehrer entschuldigten sich am nächsten Tag bei den Kindern, 
die inzwischen von ihren Eltern ermahnt worden waren, statt Politik lieber ihre Schular- 
beiten zu machen. Die Einschüchterungsversuche der SWAPO vor den Wahlen am 1. No- 
..vember unter UNO-Aufsicht sind neuerdings auch im Süden des Landes festzustellen — 
und nicht nur Schwarze wurden eingeschüchtert. Aus Keetmanshoop liegen Berichte 
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vor, daß Frauen von weißen Beamten Zielscheibe der Einschüchterung wurden. Ihnen sol- 
len auf offener Straße ‚unsittliche Annäherungen‘ gemacht worden seien, die stets eine 
Drohung mit dem 1. April enthielten (Beginn der UN-Aufsicht). Frauen von Beamten er- 
hielten Telefonanrufe, in denen ihnen mitgeteilt wurde, daß sie für SWAPO-Männer aus- 
erwählt seien. Einer Apothekerin wurde mit dem Tode gedroht. Eine Gruppe schwarzer 
Jugendlicher drang ins weiße Altersheim ein, wo sie auf die Toilette wollten. , Wir warten 
nur auf den 1. April‘, hieß es. Einige schwarze Angestellte, die ‚am 1. April die Geschäfts- 
unternehmen übernehmen wollen‘ blieben in letzter Zeit von der Arbeit fern. Aus Oranje- 
mund melden weiße Frauen, daß schwarze Jugendliche sie vor allem samstags beim Ein- 
kaufsbummel beleidigen. Die Schwarzen ‚provozieren uns wohl zu Reaktionen‘. Einer 
weißen Angestellten im Reisebüro wurde von einem Ovambo mitgeteilt, daß sie nach dem 
l. April ihnen gehöre. In der Umgebung von Bethanien soll ein Geistlicher Farmen be- 
sucht haben und nach seinem Gottesdienst wollten die Angestellten nicht mehr arbeiten. 
Ihnen wurde gedroht, daß ihre Frauen und Kinder verletzt würden“. (Allgemeine Zeitung, 
v. 21.3.1989). 

Was auf dem Spiel steht und mit flauen Protesten nicht aus der Welt geschaffen wer- 
den kann, entnehme man aus einem Interview, das Präsident Robert Mugabe am 14. März 
1989 der Zeitschrift ‚Tribute‘ gab: „Gegen Ende der ersten 10 Jahre möchte ich richtigstel- 
len, was wegen des Lancesterhouse-Abkommens bisher nicht möglich war (jenes Abkom- 
men mit Großbritannien band ihn an gewisse demokratische Regeln): Die Enteignung wei- 
‚Ber Farmer soll vorangetrieben werden. Die Klauseln und Vorbehalte in der Verfassung, 
die mit dem Erwerb von Land zu tun haben, können nur von einer 100%igen Zustimmung 
im Palament geändert werden. Das ist noch immer unmöglich, da sich die Weißen bedroht 
fühlen könnten.“ Mugabe wünscht, daß diese Klauseln mit Zweidrittelmehrheit geändert 
werden „und dann brauchen wir nicht hier und dort zu entschädigen. “ (286). 

In dieser Lage wird öffentlich die von Herrn Genscher als für die Vertretung der 
deutschsprachigen Südwester autorisierte IG (Interessengemeinschaft) gefragt (287), was 
nach Eintritt des wahrscheinlichsten Falles in der Zukunft geschehen wird: „Daß die UN- 
Besatzungsmacht nicht unbedingt unparteiisch auftreten wird, werden Sie mir uneinge- 
schränkt zustimmen müssen, denn für sie bleiben die weißen Südwester Rassisten und 
SWAPO die ‚alleinige Vertreterin des namibischen Volkes‘. Das heißt im Klartext: Die 
UN wird nur eine Wahl beaufsichtigen, bei der gewährleistet ist, daß SWAPO gewinnt 
und die ‚Welt‘ wird nur eine Regierung in ‚Namibia‘ anerkennen, bei der SWAPO als Sie- 
ger hervorgeht. Das bedeutet für mehr als 35.000 deutschstämmige Südwester zwangsläu- 
fig, ihre angestammte oder Wahlheimat verlassen zu müssen, wenn sie nicht unter zimbab- 
wischen oder sambischen Zuständen den Rest ihres Lebens dahinvegetieren wollen“. Un- 
ter Hinweis auf „die Interessenvertretung der deutschsprachigen Südwester bei der Bun- 
desrepublik und da Sie aufgrund ihrer finanziellen Zuwendungen aus der Bundesrepublik 
über erstklassige Beziehungen zum Bundesaußenministerium verfügen und damit zum 
Bundesaußenminister, stellen sich die folgenden Fragen (Handgeld bei Rückwanderung 
usw)...“ 

Die IG hatte am 21. November 1986 die Realisierung der Resolution 435 ohne Koppe- 
lung mit dem Kubanerabzug aus Angola (!) von der BRD erbeten! Seitdem wartet sie auf 

.die weiteren Stichworte aus Bonn. 

Auf diese Anfrage hin erscheint dann 14 Tage später die folgende Antwort (288): 
„Meines Wissens haben weder die IG noch andere Organisationen jemals eine Rücksied- 
lung der etwa 18.000 (nicht 35.000) deutschsprachigen Südwester erwogen, geschweige 
denn gefordert. Im Gegenteil, Personen wie ich und wohl die meisten deutschsprachigen 
Südwester haben immer wieder betont, daß sie im Lande bleiben, komme, was da wolle. 
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Es lohnt sich also nicht für Sie, auf die Wahl unter UN-Aufsicht zu warten, denn von der 
Bundesrepublik bekommen sie keine Entschädigung wie die Rücksiedler aus Osteuropaf!). 
Deshalb meinen Rat an Sie und all die anderen Angsthasen und Brunnenvergifter: Hauen 
Sie so schnell wie möglich ab!“ 

Zu dem gleichen Thema wird dann etwa einen Monat später noch der folgende Leser- 
brief gebracht (289): „Was sind das eigentlich für Leute, die immer wieder Kassandrarufe 
ausposaunen? Von wem geht diese ganze Bangemacherei bis zur Angstpsychose eigentlich 
aus? Bestimmt nicht von Landsleuten, die unser Land lieben und denen es Heimat ist. 
Auch nicht von Menschen, die schon immer jedem Miteinwohner die ihm gebührende 
Achtung entgegenbrachten. Sind es diejenigen, die ein schlechtes Gewissen haben? Wes- 
halb lassen sich so viele von dieser Schwarzseherei anstecken, einfach so, ohne nachzuden- 
ken, ohne sich eigene logische Gedanken zu machen? Überlege sich doch jeder nüchtern, 
wo und wie wir stehen! In keinem anderen Afrikastaat haben prozentual so viele Weiße 
gewohnt wie bei uns. Wer schon vor jeder politischen Entscheidung davonläuft, muß sich 
doch als Verräter aus seiner Heimat vorkommen. Auch, wer schon mit einem Bein weg- 
geschlichen ist. Zu keiner Zeit brauchte unser Land jeden einzelnen Heimatliebenden so 
sehr wie heute. In keinem anderen Afrikastaat haben selbst die Andersfarbigen immer 
wieder betont, daß die Weißen bei Aufbau und Organisation gebraucht werden. Und gera- 
de jetzt ist es für jeden Südwester Einwohner von größter Wichtigkeit, seinen Platz in un- 
serer Gemeinschaft zu behaupten. Was ein jeder von uns auch tut, welcher Partei er auch 
am nächsten steht, die erste Überlegung muß immer sein: Was ist das Beste für mein 
Land? Wie und womit kann ich zu seinem Gedeihen am besten helfen? Bangemachen gab 
noch nie ein gutes Resultat, und Angst vor etwas haben, das man sich nur selbst ausdenkt, 
macht einen vollends kaputt. Halten wir doch zu unserer Heimat Südwest!“ 

Nur kurz wollen wir richtigstellen: Es waren in Algier mehr als 2 Millionen Franzosen, 
die nach dem Verrat De Gaulles deportiert wurden. Es gibt heute in allen Afrikastaaten 
Weiße, die sich bemühen, den Betrieb aufrecht zu erhalten, doch leben z.B. die in Angola 
verbliebenen wenigen noch in jenem Angola, aus dem 700.000 Portugiesen abzogen? Ihre 
Worte in Gottes Gehörgang! Sie meinen, ein jeder möge sich fragen: Womit kann ich am 
besten helfen? Es sieht doch aber wahrlich eher so aus, als ob man die Lage bereits derart 
hingeschoben hat, daß kein einziger Weißer und sämtliche Weiße zusammen hier nicht 
mehr helfen können und wohl auch nicht mehr helfen sollen. Was ihnen reserviert bleibt, 
ist Arbeiten, genauso wie bisher, nur mit dem Unterschied, daß es jetzt für Unfähigere ge- 
schehen soll. Gewiß, es ist das in der heutigen Welt ganz allgemein das Los der Weißen. 
Namibia zieht da nur nach. Wir Weiße leben unter einer Herrschaft von Dunkelmännern, 
die dem Wort „gerecht“ einen anderen Sinn geben als wir es tun. Die Eingliederung der 
Weißen von Südwestafrika in diese „gerechte“ Einwelt mag schnell oder langsam vor sich 
gehen, mag wenig oder viel Blut kosten, mag „Angsthasen“ veranlassen, gegen die längst 
errichteten Mauern noch anzurennen, es wäre dem Strom der Zeit entgegen, wenn man für 
die Menschen in Namibia, die Deutschen, Buren, Herero, Ovambo, Kavango, Nama, Ca- 
privier, Buschmänner, Rehoboth-Baster, Tswana usw. eine bessere Welt erwartete. Ein je- 
des „demokratisches“ Schauspiel hat heute nur noch zum alleinigen Ziel, einer Utopie nä- 
her zu kommen, von der bereits Millionen von Menschen erleben mußten, daß ihre Ver- 
wirklichung alles Menschliche schrecklich verstümmelt. Und was ist das Vorgehen der UN 
anderes als ein solches exemplarisches demokratisches Schauspiel? „Wenn die UN die 
Wahlen in Südwest im November 1978 verdammte, die alle für eine freie Wahl notwendi- 
gen Bedingungen erfüllte und die nicht fairer hätte durchgeführt werden können, wenn die 
UN sie dennoch für null und nichtig erklärt hat, dann wird doch deutlich, daß sie eine an- 
dere Vorstellung von ‚freien und fairen‘ Wahlen hat und daß die von ihr beaufsichtigten 
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dann wohl auch in anderer Weise über die Bühne gehen werden als die von 1978“. Ist Afri- 
ka nicht seit dem wechselnden Wind von 1960 zum Symbol für „demokratisches Unrecht“, 
für „blutige Diktatur“, für „Versklavung der Minderheiten“ geworden, in beinahe aus- 
nahmslos allen dort erzwungenen Freimaurerstaaten? Genügen nicht Namen wie Idi 
Amin, Bokassa, Mengistu, Sekou Toure, Nkrumah, Kasawubu, Lumumba, Kenyatta, 
Obote? Ist es wirklich notwendig, im Falle Sam Nujomas noch auf die Wirklichkeit zu 
warten? Ist es wirklich gewagt, zu prophezeien, daß ein Mann, der das Vertrauen eines 
Genscher genießt, der Jahrzehnte hindurch als alleiniger Star der UN in Südwest galt, ganz 
besimmt keinen gerechten demokratischen Staat aufbauen wird? Was offen steht, ist je- 
dem einzelnen nur noch die Beantwortung der Frage: Kann ich in Erinnerung an mein 
Südwest noch unter diesen Umständen bleiben? Und es werden die Dinge „vorsichtig“ do- 
siert geändert werden und immer wieder ein Genscher „im Umgang mit der Wahrheit“, 
wie es die Washington Post sarkastisch nennt, neue schöne Worte finden für weitere 
Schritte hin zum geliebten Utopia, weg vom verhaßten Vielvölkerland Südwestafrika. 

Falls jemandem übrigens die von mir gebrachten Beispiele aus den 60er und 70er Jah- 
ren überholt aussehen, so nehme er zur Kenntnis, daß im Juli 1989 in Mogadischu in So- 
malia eine „Jagd auf Italiener“ eingesetzt hat (erste Zahlen: 1.500 Tote und 2.500 Verwun- 
detet). Wer mit dem nackten Leben davonkommen wollte, mußte in das nächste Flugzeug 
nach Rom flüchten. Das Datum für die „Jagd auf Deutsche“ in Windhoek, Swakopmund 
usw. steht noch nicht fest, kann sich sogar noch um Jahre verschieben, wie im Falle Soma- 
lias. Doch das ist das einzige, was noch unklar ist. 

Dan Tjongarero, Mitglied des SWAPO-Zentralkomitees erklärte (290): „Wir wissen 
von vielen Menschen, die Namibia aus Angst vor einem SWAPO-Sieg verlassen, aber von 
niemandem, dem wir nachtrauern werden“. In einer weiteren Mitteilung heißt es am glei- 
chen Tage: „Viele Leute versuchen, ihr Haus zunächst zu verkaufen und dann wieder zu 
mieten, da sie noch nicht unbedingt das Land verlassen wollen . . . Manche sollen ihre 
Bankkonten nach Südafrika verlegt haben. HNP-Führer Sarel Bekker erwartet nach ei- 
nem SWAPO-Sieg einen Exodus der Weißen, wie es ihn ‚in der Geschichte noch nie gege- 
ben hat‘.“ 

Am 3. März 1989 wird eine Erklärung von Professor Willie Breytenbach (Afrikastu- 
dien an der Uni Stellenbosch) bekannt: „SWAPO habe zwar in SWA selbst kein großes 
Ansehen, aber er erwarte, daß sie rund 58% der Stimmen bei Wahlen für eine Verfas- 
sungsgebende Versammlung gewinnen könnten. Namibia hat einen Weltrekord an politi- 
schen Parteien, nämlich 42. Die eigentliche Wahl sei zwischen Sam Nujoma (SWAPO) 
und Dirk Mudge (DTA) zu treffen. SWAPO werde nicht 67% erreichen, aber Allianzen 
mit anderen Parteien eingehen, wenn sie 50% schafft. Nujoma werde ein flexibles Pro- 
gramm anbieten und die meisten weißen Geschäftsleute würden in Namibia bleiben. Aller- 
dings sei eine Auswanderung weißer Beamten, Soldaten und einiger Farmer zu erwarten. 
Namibias Regierung erbe eine gutgehende Wirtschaft. Die Arbeitsrate und das persönliche 
Einkommen gehörten zu den höchsten im südlichen Afrika. Windhoek könnte eine City 
der Dritten Welt werden. Das Niveau wird sinken.“ 


Pantomime auf dem Vulkan 


Ende Februar 1989 trafen sich die deutschsprachigen Lehrer und Erzieher zu ihrer Ta- 
gung, die die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Schulen jährlich begeht. Aus dem bebilder- 
ten Aufsatz von Barbara Scholz in der „Allgemeinen Zeitung“ bringen wir Ausschnitte: 
„Nachdem im vorigen Jahr Kreativität {heoretisch erörtert worden war, wurde der 
Wunsch unter den Teilnehmern laut, sich auch auf einer praktischen Ebene mit der Kreati- 
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vität auseinanderzusetzen. Der diesjährige Tag der deutschsprachigen Lehrer und Erzie- 
her, den die AGDS wieder veranstaltete, fand auf Midgard statt, wo die beinahe 120 Teil- 
nehmer nicht nur eine wunderschöne Umgebung fanden, sondern von Familie List auf das 
Beste versorgt wurden .. . Am Freitagabend wurde den Teilnehmern Unterhaltung erster 
Klasse geboten. Unter der Regie von Irmela Erlank, die wie Irene Schier.auch auf der Büh- 
ne mit von der Partie war, bot Erika Huhn, musikalisch von Werner Kühlwetter unter- 
stützt, ein Kabaretiprogramm, das sich sehen lassen konnte... Einer der Kurse, in dem 
die Teilnehmer ihre Kreativität unter Beweis stellten, war ‚Dialogische und dramaturgi- 
sche Kreativität‘, den Irmela Erlank leitet... Der Kurs ‚Kreatives Schreiben‘ hatte sich 
am Samstag in kleinen Gruppen aufgeteilt, dann waren der Phantasie keine Grenzen mehr 
gesetzt, und beim Schreiben in reizvoller Umgebung kamen viele lustige Ideen zustande, 
an denen die Schreiber selber viel Spaß hatten... .. Während ein Teil der Kreativschaffen- 
den schrieb, malte oder sich in Reden und Vorträgen übte, nutzte ein anderer Teil die gro- 
Se Rasenfläche, die Midgard bietet, um sich in ‚Tänzerischer und rhythmischer Gestal- 
tung‘ zu üben. Am Samstagnachmittag übte die Gruppe einen Tanz ein, den sie am Abend 
zeigen wollte... Unten im ‚Keller‘ des Hauses hatte die Gruppe ‚Kreatives Malen und 
Zeichnen‘ ihren Raum bezogen. Sie arbeiteten mit Form und Farben und versuchten, ihrer 
Kreativität in diesem Bereich freien Lauf zu lassen.“ 

Wir haben dieses geschrieben und mitgeteilt unter dem Damoklesschwert der drohen- 
den marxistischen Ovamboherrschaft in einem verschandelten Südwestafrika. So kann 
man nur von Herzen wünschen, daß die Sorglosigkeit und Fröhlichkeit, die aus diesem 
und anderen Treffen spricht, auch in Zukunft möglich ist. Es hat sicher nicht viel Sinn, in 
Pessimismus zu machen, doch sehen wir nur einmal vor unseren Augen, wie anderswo 
Kreativität deutscher Menschen, die bewußt oder unbewußt ihre biologischen, ethnischen, 
harmlosen und unschuldigen Wurzeln hat, vertrocknet und abstirbt in einer Welt, wie sie 
die Regierenden, unter ihnen sichtbar Genscher und von Weizsäcker und Blüm mit allen 
ihnen in unermeßlichem Umfang zur Verfügung stehenden Mitteln durchsetzen wollen. 
Das ist ihr Lebensinhalt. Sie treiben sich in den Logen täglich an, dieses Ziel zu erkämp- 
fen. Vielleicht hat es nur den traurigen Sinn, in wenigen Monaten schon ein nie wiederkeh- 
rendes kreatives Treffen trauernd zu erinnern, vielleicht aber spornt es auch an, das schö- 
ne Lebensniveau von 1989 wach und lebendig zu halten, wenn man die obigen Zeilen noch 
einmal liest, während die Weißen zu Menschen dritter Klasse degradiert und ihre Kreativi- 
tät zum Öffentlichen Ärgernis erklärt wurde. Ich nehme es sehr gerne auf mich, von der 
Zukunft eines besseren belehrt zu werden. Ich halte jedoch die dynamischen Faktoren des 
sogenannten Fortschritts und die „Moral“ unbesorgter Naturen für weitaus stärker als al- 
ler guter deutscher Wille. 

„Die neue Wirtschaftspolitik der SWAPO (1983 war in Cabuta/Angola der ‚wissen- 
schaftliche Sozialismus‘ als Richtlinie verabschiedet worden) richtet sich angeblich nach 
wirtschaftlichen Realitäten. Ein Normalbürger soll einen Teil der Produktion erhalten, 
wenn er dafür ‚schwer gearbeitet hat‘. Außerdem wird erklärt, daß der Boden, das Was- 
ser, die natürlichen Ressourcen auf und im Boden, die Küste und das Gebietswasser, Ei- 
gentum des Staates seien. Ein Gesetz wird bestimmen, wie sie im Landesinteresse ausge- 
beutet werden können. In der Landwirtschaft spricht man von Farmen, die ‚der Bevölke- 
rung anvertraut‘ werden. Die Eigentümer sollen ‚besser als heute verteilt sein‘. Die Wirt- 
schaft sei nicht ‚absolute Verstaatlichung‘. Ausländer mit Farmen sollten jedoch mit Ver- 
staatlichung rechnen und jeder Farmer dürfe nur eine Farm behalten.“ (291) 

„De Beers (Abbau von Diamanten bei Oranjemund) bestätigt, daß Vertreter des Un- 
ternehmens an einem Essen in London teilgenommen hätten, zu dem auch SWAPO-Füh- 
rer eingeladen waren. Der „Guardian“ meldet: ‚Es ist eine wichtige Annäherung eines der 
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größten Unternehmen im reichen, leeren Gebiet Namibia an bisher unbekannte Männer, 
die voraussichtlich nach der Unabhängigkeit die neue Regierung bilden werden‘. Unter 
den ‚Befreiungsbewegungen Afrikas‘ zähle die SWAPO zu den gemäßigsten, meinte die 
Zeitung“ (292). 

„Wegen der ungeklärten Lage des Territoriums fangen derzeit ausländische Schiffe vor 
der Küste Namibias Fisch im Werte von über einer Milliarde DM pro Jahr. Die meisten 
Raubfischer stammen aus der UDSSR, Spanien und Rumänien“ (293). 

Wie man die Bundesrepublik Deutschland in marxistischen und subversiven Kreisen 
beurteilt, zeigt der Vorgang, daß vier geflohene Häftlinge in die westdeutsche Botschaft in 
Pretoria am 20. März 1989 flüchteten, um dort Asyl zu suchen. Mitglieder des Deutschen 
Klubs in Pretoria protestierten bei der Botschaft gegen die Anwesenheit der Häftlinge. 
Sollte diese Frage nicht in kürzester Zeit gelöst werden, sähe man sich gezwungen, vor dem 
Botschaftsgebäude zu protestieren (294). Man hatte beobachtet, wie Matratzen in die Bot- 
schaft gebracht wurden, und der Botschaftsrat Klaus Bönnemann versprach den asylsu- 
chenden Studenten ärztlichen Beistand. 

Im Zusammenhang mit der bundesdeutschen Absicht, in Windhoek später eine Bot- 
schaft zu errichten, taucht im Hinblick auf die wahrscheinlichste Entwicklung die Frage 
auf, ob man dann dort auch deutschen Flüchtlingen Asyl gewähren würde. Das feindselige 
Vorgehen der deutschen Botschaft in Chile gegen die deutschen Landarbeiter in Colonia 
Dignidad, läßt Zweifel an einer Anwendung des Asylrechts auf gefährdete Deutsche auf- 
kommen. 

Da, wie bereits mitgeteilt, die Bundesrepublik die Verwirklichung der UN-Resolution 
435 in Namibia unterstützen und dem Lande nach der Unabhängigkeit 1990 umfassende 
politische, wirtschaftliche und kulturelle Hilfe gewähren will, arbeitet man Pläne aus für 
den Beitritt Namibias zur UN, zur Weltbank und zum Lome-Abkommen für entwick- 
lungspolitische Zusammenarbeit, kulturelle Kooperation und die Gewährung von Her- 
mes-Bürgschaften (295). 

Die wenigen hier wiedergegebenen Meldungen geben bereits ein genügend klares Bild 
über die bedeutenden zivilen Verschiebungen in SWA/N. Eine kleine Gruppe von Ge- 
schäftsleuten wird, zusammengehalten und gefördert durch den Kitt der Freimaurerei, den 
neuen Staat administrativ und kapitalmäßig in die Hand bekommen. Ihnen wird man für 
die gute Erziehung ihrer Kinder keinerlei Schwierigkeiten in den Weg legen. Die Mehrzahl 
der Weißen, insbesondere der Deutschen aber, wird auf das Kultur- und Wirtschaftsni- 
veau von „Normalbürgern“, also auf das von Bonn ersehnte Niveau von Schwarzen ge- 
stellt werden. Die im vorigen Absatz genannten Pläne sind ganz die gleichen wie für ir- 
gendein anderes folgsames Entwicklungsland. Die Eingliederung in die Weltfinanz, wie sie 
dort beschrieben wird, macht den ganzen neuen Staat in gleichem Umfang zu einer Fi- 
nanzkolonie wie dieses etwa für das zukünftige Angola gilt. 

Nachdem wir bereits eine ganze Reihe von Optimisten zu Worte kommen ließen, nun 
auch noch den SPD-Bundestagsabgeordneten Hans-Günther Toetemeyer: „Es wird in Na- 
mibia nicht zur Errichtung einer SWAPO-Diktatur kommen. Es würde wohl bei den Wah- 
len zur Verfassunggebenden Versammlung eine Zwei-Drittel-Mehrheit für die SWAPO ge- 
ben, das würde sich bei den Parlamentswahlen jedoch nicht wiederholen. Der Einparteien- 
staat wird nicht kommen. Es gibt Mittel, die SWAPO dazu zu zwingen, das einzuhalten, 
was sie beispielsweise in Stockholm versprochen habe (Pluralismus). Namibia muß in 
Afrika zu einem Fanal dafür werden, daß demokratisch-rechtsstaatliches Zusammenleben 
von Schwarz und Weiß möglich ist. Versöhnung und Vertrauen sind das Gebot der Stunde 
in Namibia. Gewalt ist kein Mittel der Politik. Wer Schulen zerstört, der zerstört seine ei- 
gene Zukunft. Beide Seiten in Namibia müssen aufeinander zugehen und den Mut haben, 
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sich zu vertrauen. Eine schwarze Mehrheit in Windhoek wird nicht Diktatur bedeuten, 
sondern ein demokratisches, rechtsstaatliches Namibia“ (296) 

1926 trat der erste Landesrat der Weißen in SWA zusammen. Am 13. März 1989 trat 
der wahrscheinlich letzte, soeben gewählte zusammen. Da alle Regierungstätigkeit ab 1. 
April dem südafrikanischen Generaladministrator Loius Pienaar übertragen wird, hat der 
weiße Landesrat sich auf unbestimmte Zeit vertagt. Die Minister der Übergangsregierung 
verabschiedeten sich ebenfalls von Pienaar. Trotzdem hielt es der südafrikanische Staats- 
präsident Chris Heunis für angebracht, die Nationalversammlung per Dekret aufzulösen. 
Mit der Auflösung der Parteien wurde „das Ende eines weiteren historischen Kapitels in 
SWA/Namibia erreicht“, wie der Vorsitzende Skrywer feststellte. Er fügte, zu den bisheri- 
gen Ministern gewandt, hinzu: „Ich hoffe, daß Sie alle bei den kommenden Wahlen ge- 
winnen, damit wir uns im nächsten Jahr wieder hier treffen.“ (297). 

Man hat in Südwest jahrelang Zeit gehabt, sich auf das Ereignis einer Machtübernah- 
me durch die Schwarzen in einem Einparteienstaat vorzubereiten. Doch mit einer erstaun- 
lichen Verbissenheit dominiert bei den dann Abgelösten das Wunschdenken. Virtuos wer- 
den alle möglichen Dinge durcheinandergebracht, um die Entwicklung im Sinne der eige- 
nen Lebenspläne falsch zu sehen. Da heißt es, daß es keine ethnischen Unterschiede mehr 
geben darf. Und was anderes ist gerade die Siegerpartei, die SWAPO? Sie ist im wesentli- 
chen die Partei der Ovambos. Und diese zählen mehr als 500.000 Menschen. Die anderen 
Zahlen sind 


Herero 10.000 
Kavango 120.000 
Weiße 90.000 
Damara 70.000 
Hottentotten 45.000 
Caprivier 40.000 
Buschmänner 30.000 
Kapmischlinge 100.000 


Und das Gebiet der Ovambos liegt im Norden an der Grenze Angolas. Die Hauptstadt 
des neuen Staates, Windhoek, liegt weit davon entfernt. Dort also werden dann Ovambos 
regieren, für alle deutlich über Nichtovambos. Das darf nicht laut gesagt werden, denn es 
ist genauso verboten wie im Mittelalter die Behauptung, daß die Erde sich um die Sonne 
drehe. Und Windhoek ist heute noch eine Stadt, in der die neuesten Herren- und Damen- 
moden angeboten und getragen werden, wo weiße Exklusivität in Klubs und Kasinos und 
auf Rennplätzen und beim Golf den Daseinsinhalt der bisher Führenden und Wegweisen- 
den und Arbeitenden ist. Das alles wird es ab 1. November (nach und nach!) nicht mehr 
geben. Es wird nicht über Bord geworfen. Man wird nicht verzweifelt darauf verzichten. 
Es wird einfach ausgelassen werden, verschwinden, seelenlos werden. Man ist sich in Süd- 
west bei den Weißen gar nicht bewußt, daß man auf einem Lebens- und Kulturniveau lebt, 
das weit über jenem steht, das Weiße heute in vielen anderen Weltgegenden haben. Süd- 
amerika z.B. kann ihm nicht das Wasser reichen. Auch im Benehmen, im gegenseitigen 
Umgang ist trotz der einreißenden öffentlichen Unsicherheit immer noch sehr viel mehr 
Form und Anstand in Windhoek als in so mancher anderen Stadt in Nord- oder Südameri- 
ka oder auch in Asien und in Europa selbst. Mit dem Farbwechsel wird ein Niveau- 
schwund einsetzen, nicht nur bei den Weißen. Auch in den schwarzen Gemeinschaften 
wird alles formloser, häßlicher werden. Für viele wird so ein Leben nicht mehr lebenswert 
sein, trotz der geliebten Natur. Männer wie Genscher oder Weizsäcker wissen das. Sie ha- 
ben kein Gefühl für gewachsene Werte. Demokratie geht ihnen über alles, und sie meinen, 
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das müßten die Menschen in Südwest begreifen. Sie wollen nicht verstehen, daß der 
Zwang zur Ablegung der bisherigen kulturellen Kleidung die Ursache wird zu schwersten 
Rasseunruhen und zu weiterer Zunahme der entwurzelten Verbrecher aller Hautfarben. Ihr 
geliebtes Entwicklungsmodell wird unglückliche verunsicherte Menschen sehen, in dem sich 
nur ein paar Spekulanten und Gauner und clevere Journalisten bereichern werden. Man 
könnte heute schon einige Namen nennen! „Südwest“ wird seinen alten, guten Klang end- 
gültig verlieren und zur Wüstenei von Namibia werden. Rette sich, wer kann! 

Ende März vollendet sich dann, etwas verspätet in Teilen, der Aufmarsch der bunt zu- 
sammengewürfelten UN-Truppe zur Überwachung der Wahlen. Der einzige, der bislang 
nicht auftauchte, war Herr Sam Nujoma. Dessen „Sicherheit sei noch nicht garantiert“. 
Die Ankunft des Vertreters der UN, Martii Ahtisaari, wurde zur ersten größeren Wahl- 
kundgebung der DTA. Tausende von Farbigen und Weißen begrüßten ihn am Flugplatz 
und säumten den Weg zur Stadt. Louis Pienaar als oberste Gebietsautorität begrüßte den 
UN-Vertreter und hiel den Augenblick in einem kurzen Kommunique fest. Damit läuft der 
erste Teil der Geburt Namibias an: die Vorbereitung zur Wahl einer Verfassunggebenden 
Versammlung am 1. November 1989. 

Einher ging sie sofort mit einer massiven Falschinformation durch die in Horden auf- 
gekreuzte Presse. „Dirk Mudge erklärt, daß mindestens 50 Prozent der Weißen die DTA 
unterstützen, und in Formulierungen internationaler Agenturen heißt es plötzlich, die 
DTA bestehe hauptsächlich aus Weißen“ (301). So soll die größte Konkurrenz für den Fa- 
voriten der Internationalen, für die SWAPO, in Mißkredit gebracht werden. Daß der UN- 
Vertreter bei seinem Einzug in Windhoek von tausenden von Farbigen begrüßt wurde, die 
mit Plakaten und Fahnen sich zur DTA bekannten, fiel unter den Tisch. 

Wie nebenbei, liest man (301), daß der schwarze Millionär Frans Indongo sich in Swa- 
kopmund eine Residenz für etwa eine Million Rand bauen läßt. Er sei nicht mehr Mitglied 
der Kalangulapartei, sondern jetzt der SWAPO. 

Die Überwachung Südwestafrikas durch die UN begann am 1. April 1989. Pünktlich auf 
die Stunde genau begannen die Überfälle im Norden. An zahllosen Stellen überschritten be- 
waffnete SWAPO-Truppen den Grenzfluß, den Kunene, und fielen in Südwest ein. Süd- 
afrika sah sich gezwungen, ein Ultimatum an die Vereinten Nationen zu senden, gegen die- 
se Invasion vorzugehen, andernfalls Südafrika den Unabhängigkeitsplan für Südwestafri- 
ka suspendieren müsse. Sam Nujoma erklärte von sich aus, daß er die illegalen Verbände 
nicht zurückpfeifen werde. Nach vier Tagen heftiger Gefechte mit den noch vorhandenen 
restlichen südafrikanischen Truppen (die sich vereinbarungsgemäß aus der Grenzzone zu- 
rückgezogen hatten) zählte man bereits 262 Tote und sprach von der „blutigsten Periode in 
den 23 Jahren Unabhängigkeitskrieg“ (303). „Der Spiegel“ darf anderthalb Monate später 
in einem Gespräch mit Pik Botha sich so ausdrücken: „Als die SWAPO Anfang April das 
Namibia-Abkommen verletzte, hat Südafrika keine Minute gezögert, sie schwerstens da- 
für zu bestrafen und das mit offenkundig großem Vergnügen. Es waren Ihre Soldaten, 
Herr Botha, wer denn sonst, die SWAPO-Eindringlinge an der angolanischen Grenze zu- 
sammengeschossen haben — und sie hatten ersichtlich größten Spaß daran“. Wenn Geset- 
zesbrüchigen entgegengetreten wird, so handelt es sich in den Augen des „Spiegel“ um eine 
Strafaktion, die mit ersichtlich größtem Spaß durchgeführt wird!(343) 

Die bewaffneten Freischärler begannen ihren Kampf genau an jenem Tage, an wel- 
chem der Waffenstillstand an allen Fronten in Kraft treten sollte. Den südafrikanischen 
Verbänden gelang es sodann, die Eindringlinge wieder nach Angola zurückzudrängen. 
Kurz darauf wurde auf internationaler Ebene die SWAPO unter Druck gesetzt, diese 
Kämpfe einzustellen. Man kann sich unschwer ausrechnen, was dann geschieht, wenn die 
UN-Überwachungstruppen nach einer für die SWAPO günstigen Wahl wieder aus Süd- 
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west abziehen. Es darf betont werden, daß die Besitzungen von Weißen ausdrücklich zu 
„militärischen Objekten“ von den Guerrilleros erklärt worden waren. Man darf sich sicher 
sein, daß Herr Genscher selbst dann, wenn er davon erfährt, sich nicht darüber im klaren 
ist, Mördern und Dieben den Weg nach Südwestafrika geöffnet zu haben. Auch in diesem 
Falle gleicht er einem Amokläufer. 

Am 1. Juni 1989 befinden sich nur noch 4.000 südafrikanische Soldaten im Lande. 
Man beginnt schon allgemein von einer „Besatzungsmacht“ zu sprechen, wenn man an die 
UN-Truppen denkt. Das südwestafrikanische Obergericht sah sich veranlaßt, die SWA- 
Polizei anzuweisen, „Maßnahmen zum Schutz von Leben und Eigentum der traditionellen 
Stammeshäuptlinge im Norden (Ovambo, Kavango und Caprivi) zu treffen“. Auch ihre 
Angehörigen, Unterführer und Untertanen müßten geschützt werden. Die Häuptlinge hat- 
ten vorgebracht, daß sie sich durch die Rückkehrer aus Angola bedroht fühlen. Der Kir- 
chenrat hatte vor, die ausschließliche Betreuung der Rückkehrer in seinen Händen zusam- 
menzufassen. Dazu teilten die linksstehende SWANU sowie die SWAPO-D (Andreas Shi- 
panga) mit, daß auch Angehörige ihrer Parteien zurückkehren möchten, aber keineswegs 
vom Kirchenrat (CCN) oder von der SWAPO betreut werden möchten. Das UN-Hoch- 
kommissariat für Flüchtlinge wurde deswegen auch von CDU-Staatsminister Friedrich 
Vogel (MdB) scharf angegriffen (334). 

Von dem höchsten UN-Vertreter in Südwest, Ahtisaari, erfuhr man (335) „daß er ehe- 
maliger finnischer Botschafter in Tansania ist. Vor 10 Jahren wurde er zum UN-Beauf- 
tragten in Namibia ernannt, vorgeschlagen dazu von der SWAPO. Ahtisaari stammt aus 
Karelien und zählt zur politischen Linken. Schon als Attach& erwarb er sich den Ruf absolu- 
ter Humorlosigkeit, wilder Arbeitsbegeisterung und dennoch auch größter Verbindlichkeit. 
Unter Kollegen ist er nur mäßig geschätzt. Keiner mag ihn, keiner traut ihm. Da die SWA- 
PO offenkundig nicht bereit ist, nach der Unabhängigkeitserklärung die Macht mit ande- 
ren zu teilen, kann die Übergangsperiode länger als geplant ausfallen. Im UN-Hauptquar- 
tier von New York sagt man voraus, daß Ahtisaari eine ‚Lebensstellung‘ erhalten habe“. 

Am 6. Juni 1989 wurde dem Generaladministrator sowie dem UN-Vertreter in Wind- 
hoek eine Petition überreicht, die von 22 traditionellen Stammeshäuptlingen unterzeichnet 
war. Die Häuptlinge sind besorgt, „daß für ihre Bevölkerung nach der Rückkehr der 
Flüchtlinge große Probleme entstehen könnten. Eine fünfköpfige Delegation unter der 
Führung des Kwanjama-(Owambo)Chefs Gabriel Kautuima flog am 5. Juni in die 
Schweiz, wo mit verschiedenen Instanzen der UN und Berner Regierungsvertretern Ge- 
spräche geführt werden. Ihnen allen wird die umfangreiche Unterschriftensammlung mit 
einem allgemeinen Protest gegen die SWAPO überreicht werden. Dieser Protest gipfelt in 
dem Satz, daß aufgrund des militanten Auftretens der SWAPO seit dem 1. April — darun- 
ter Mißbrauch von Positionen wie im Falle von Lehrern und Kirchenführern zur Förde- 
rung von SWAPO-Propaganda bei gleichzeitiger Unterminierung der traditionellen Stam- 
mesführung — die SWAPO nicht an Wahlen teilnehmen solle und die Anzahl der Soldaten 
der Streitkräfte der UN und Südafrikas nicht reduziert werden solle, bis allen Wünschen 
der Stammeshäuptlinge stattgegeben worden sei. Die SWAPO dürfte nicht einseitig von 
der internationalen Gemeinschaft bevorteilt werden. Kirchengruppen sollten nach dem 
sonntäglichen Gottesdienst keine politischen Veranstaltungen der SWAPO auf dem Kir- 
chengelände gestatten... Nach dem Aufenthalt in Zürich und Genf geht es nach Bonn 
und München. Von dort fliegt die Gruppe nach Washington und New York. Ein kurzer 
Aufenthalt in London schließt sich an, bevor die Heimreise angetreten wird. Das Abkom- 
men des UN-Hochkommissariats für Flüchtlinge mit dem Kirchenrat , CCN, über die 

"Kontrolle der Heimkehrer wird abgelehnt, da der CCN eine Frontorganisation der SWA- 
PO ist“ (336). 
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Am 7. Juni 1989 kam es dann zu einem Abkommen zwischen den Vereinten Nationen 
und der südafrikanischen Verwaltung des Landes. Es sieht eine Generalamnestie vor. Die- 
ses Abkommen bedeutet u.a., daß 41.000 registrierte Flüchtlinge aus dem Exil zurück- 
kommen können, um an den Wahlen teilzunehmen. Die Flüchtlinge werden in Flugzeugen 
aus Luanda, Lubango und Lusaka nach Windhoek gebracht werden. Die ersten werden 
am Montag, den 12. Juni 1989 erwartet. 

Von der Reise Kautuimas nach Europa erfährt man sodann, daß man viel zu wenige 
Exemplare der Bittschrift angefertigt hatte. „Sie gingen so schnell weg, daß bereits neue 
Sendungen nach München und New York nachgeschickt werden mußten“. Es heißt weiter 
(337): „Der Kwanyama-Chef Kautuima fühlt sich übergangen. Die traditionellen Stam- 
messtrukturen sind älter als südafrikanische oder auch deutsche Gesetze, aber die UN hat 
uns nicht einmal um Erlaubnis gefragt, ob sie Strukturen für die Heimkehrer in meinem 
Gebiet errichten darf. Sie hat den Häuptlingen, die über 50 Prozent der Bevölkerung ver- 
treten, nicht einmal einen Höflichkeitsbesuch abgestattet. Wo sollen wir uns sonst be- 
schweren, wenn nicht direkt bei der UN? Beschweren über die Sorge der Chiefs, daß die 
SWAPO weiterhin einseitig bevorzugt wird — wenngleich indirekt durch den CCN —, daß 
SWAPO-Kämpfer ab Montag als Zivilisten ins Land kommen können, dann Waffen und 
Uniformen aus Verstecken holen und die Untertanen der Stammeshäuptlinge einschüch- 
tern, und Sorge, daß zunehmend — siehe Schulboykott — der Status der traditionellen 
Führung untergraben wird. In Resolution 435 ist von uns keine Rede... Außer den 22 
vollzogenen Unterschriften, sollen die Häuptlinge Mamili, Riruako, Muyongo und Justus 
Garoeb ebenfalls ihre Unterschrift zugesagt haben.“ 

Pöbeleien wurden längst zum normalen Handwerkszeug der Regierenden. In Berlin 
wurde beim 23. Deutschen Kirchentag der Sprecher der Internationalen Gesellschaft für 
Menschenrechte (IGfM), Jörn Ziegler gewaltsam daran gehindert, aufzutreten. Seine Or- 
ganisation hatte sich besonders für die SWAPO-Opfer in Lagern in Sambia und Angola 
eingesetzt. Bei der gleichen Kirchentagung bemängelte der schwarze südafrikanische Bi- 
schof Isaac Mokoena die einseitige Ausrichtung auf marxistische Organisationen wie den 
ANC in Südafrika und die SWAPO in Südwestafrika. Die einseitige Haltung der Kirchen 
wurde unter Beweis gestellt, als ein Pater Nordkamp bei der Ankunftsfeier mit den Flücht- 
lingen in Windhoek nicht etwa die Plakate der SWAPO beanstandete, sondern jene des EI- 
ternkomitees. Auf diesen hieß es nämlich: „SWAPO, wieviele habt ihr in Angola umge- 
bracht? — Willkommen, meine Kinder, wir warten auf euch. — SWAPO, wo sind meine 
beiden Verwandten? — CCN-Lager sind Gefangenenlager, in denen unsere Kinder beein- 
flußt werden. UNTAG-Personal schritt ein und verbot diese Schilder. Die Träger waren 
schwarze Angehörige von verschwundenen Angehörigen in Angola. Plakate der SWAPO 
wurden nicht beanstandet, obwohl „politische Veranstaltungen im Bereich der Flücht- 
lingslager nicht zugelassen sind“. 

Der soeben bereits kurz erwähnte Herero-Oberhäuptling Riruako gab aus Anlaß seiner 
Unterschrift unter die genannte Petition eine ausführliche Erklärung ab: „Es gibt keine 
Erbfeindschaft zwischen Ovambo und Herero. Uns verbinden in gewisser Hinsicht sogar 
Blutsbande. Unsere Urvölker kamen aus dem heutigen Erythrea, wo wir dem Kush-Impe- 
rium angehörten. Im Laufe der Zeit wanderten diese Völker über das heutige Uganda, 
dann Kenia, Tansania und Sambia nach Angola. Und dort sprechen viele Menschen besser 
Herero als Ovambo. Aber auch die Sprachen gleichen sich sehr. Rund 40.000 Herero leben 
heute in Botswana. Sie sind Nachkommen der Herero, die nach dem Kriege 1904/07 vor 
der kaiserlichen Schutztruppe dorthin geflohen waren. Über 1.500 haben sich entschlos- 
sen, nach Namibia zurückzukehren. Aber sie werden von den Vereinten Nationen nicht als 
Flüchtlinge, sondern als zu Repatriierende betrachtet“. 
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„Ich glaube nicht daran, daß jeder einzelne der von den Vereinten Nationen gezählten 
44.000 Flüchtlinge (aus Angola und Sambia) ein Namibier ist, besonders nicht von jenen, 
die aus Angola kommen. Dort hat die SWAPO durch ihre Präsenz aus Angolanern Nami- 
bier gemacht. Ich schätze, daß höchstens 9.000 von ihnen echte Namibier sind. Außerdem 
heißt es, daß 2000 Flüchtlinge keine Verwandte in Namibia haben. Das ist unmöglich, ab- 
surd. Das sind Leute, die eingeschleust werden, um die SWAPO zu wählen.“ x 

„Der CCN, der Kirchenrat Namibias, ist die SVAPO. Man kann keinen Unterschied 
zwischen den beiden Organisationen machen. Dem CCN ist der trickreiche Plan gelungen, 
sich von der UN/UNTAG zum Organisator der Flüchtlinge und deren Aufnahmelager er- 
nennen zu lassen, mit dem Ziel, alle Flüchtlinge zu indoktrinieren und ihnen keine Chance 
zu geben, zu tun und zu wählen, was und wen sie wollen. Die Flüchtlinge sind dem CCN 
mit Haut und Haar ausgeliefert und niemand kontrolliert das.“ 

„Mit unserem Protest gegen den CCN wollen wir unter anderem auch erreichen, daß, 
sollten sich die hiesigen UN/UNTAG-Vertreter weiterhin als parteiisch der SWAPO ge- 
genüber erweisen, den Vereinten Nationen nicht mehr erlaubt sein darf, die Wahlen alleine 
zu beobachten. Andere Gremien müssen dann hinzugezogen werden, die ihrerseits die Un- 
parteilichkeit der UN und ihre korrekte Arbeit bei den Wahlen überwachen. Ich denke dabei 
an die Gruppe der fünf Westmächte. Sie haben bereits ihre Unparteilichkeit bewiesen.“ 

„Das Flüchtlingslager Döbra außerhalb Windhoeks ist ein SWAPO-Nest. Dort könnte 
alles versteckt werden. Niemand überwacht das. Und was passiert mit den Flüchtlingen? 
Sie kommen aus Lagern in Angola und Sambia in Lager in Namibia. Die Chance ist gege- 
ben, daß diese Menschen hier genau so ‚verschwinden‘ könnten. Niemand kontrolliert 
das. Niemand schert sich darum. Wo sind die 200 Dissidenten, die angeblich aus SWAPO- 
Lagern in Angola freigelassen wurden? Der UN-Hochkommissar für Flüchtlinge war in 
Angola. Er war in den SWAPO-Lagern. Und die Menschen verschwanden trotzdem.“ 

„Es gibt einen Schulboykott im Norden. Die Kinder sind sicherlich enttäuscht. Mögli- 
cherweise werden sie in ihren Schulen vom CCN eingeschüchtert. Es kann auch sein, daß 
den Eltern von den Kirchen befohlen wird, ihren Mund zu halten. Ferner wird der SWA- 
PO erlaubt, auf den Schulhöfen politische Versammlungen abzuhalten. Und die UNTAG 
‚überwacht‘ das. Würden wir das gleiche in unseren Schulen tun, würde sich die UNTAG 
sofort beschweren“. 

„Die SWAPO kann anscheinend ohne Gewalt und Einschüchterungen keine erfolgrei- 
chen Versammlungen abhalten. Ohne Gewalt würde vielleicht kaum einer daran teilneh- 
men. Und die UNTAG nennt das dann einen freien und fairen Wahlkampf.“ 

- „Falls es zu einer Großoffensive der MPLA von Angola her kommen sollte, würde die 
namibische Polizei sich unserer annehmen. Nicht etwa die UNTAG. Die Vereinten Natio- 
nen haben in ihrer gesamten Geschichte noch nie ein Volk beschützt oder verteidigt... . 
Wir haben keine Angst vor der SWAPO. Doch wir können ihr nicht vertrauen, vor allem 
nicht nach dem, was sie ihren eigenen Leuten angetan hat. Übernähme die SWAPO unser 
Land, könnte es zum Blutbad kommen“. Dieser letzte Satz könnte Wort für Wort in Chile 
ausgesprochen worden sein. Für SWAPO setze man dann nur „Marxisten“. Machen Sie 
einmal die Probe. Doch der Vergleich geht noch viel weiter. Ebensowenig wie man in Eu- 
ropa von diesen Gefahren für Chile etwas erfährt, wird man über Südwest unterrichtet. 
Und in beiden Fällen werden von Bonn jene Kräfte unterstützt, die diese Länder dem Un- 
tergang geweiht haben. In beiden Fällen spielen die Kirchen dabei die vorrangige Rolle. 

Zu dem soeben erwähnten Schulboykott, der von der SWAPO angefacht worden war, 
um die öffentliche Ordnung dadurch in Mitleidenschaft zu ziehen, teilt Gerhard Roux als 
Sprecher des Generaladministrators am 13. Juni mit, daß noch 80 Schulen daran teilneh- 
men, während 515 Schulen den Unterricht wieder normal aufnahmen, soweit es sich um 
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die Ovambo-Verwaltung handelt. (Eine Woche danach kann gemeldet werden, daß der 
Boykott vollständig eingestellt wurde). Im Kavango verläuft der Unterricht überall nor- 
mal, ebenfalls im Caprivigebiet. Das Bild ist typisch für die Unruhe, die SWAPO bemüht 
ist, ins Land zu tragen und für die Tatsache, daß diese Angriffe nicht etwa von UN oder 
anderen Staaten gebremst wird. Als dann am 16. Juni die ersten leitenden SWAPO-Vertre- 
ter anreisen, bekommen sie es fertig, von Ahtisaari zu sagen: „Wir haben zwar Vertrauen 
in ihn, meinen aber, daß er in der Ausübung seiner Pflichten zu passiv ist“. Die ankom- 
menden SWAPO-Vertreter wurden bei einer Pressekonferenz im Kalahari Sands gefragt, 
„warum sie die 201 kürzlich entlassenen Gefangenen nicht gleich mitgebracht hätten und 
warum das Internationale Rote Kreuz keinen Zutritt zu SWAPO-Lagern erhielte“. Die 
Antwort war völlig ausweichend: „Die wirtschaftliche Situation im Lande ist schlecht, al- 
so muß das geändert werden: die arme Bevölkerung, das sind die meisten. Sie muß am 
Reichtum des Landes teilhaben können“. Befragt, warum nicht auch Herr Nujoma mitge- 
kommen sei, hieß es: „Er muß nach dem mißglückten Einmarsch am 1. April mit einem 
‚schlechten Empfang‘ rechnen“ (338). 

Francis M. Ssekandi, höchster Beamter in der Juristenabteilung der UN, ehemaliger 
Oberrichter aus Uganda kommt bei einem Besuch in Windhoek mit folgendem guten Rat- 
schlag zu Worte (339): „Eine Krise, wie sie in den meisten Afrikastaaten heraufbeschwo- 
ren wurde, kann noch für Namibia verhindert werden. Dazu müssen jedoch die Stammes- 
räte auch verfassungsrechtlich erfaßt und geschützt werden. Es wird für Namibia eine 
neue Verfassung geben, deshalb ist es richtig, wenn ihr euch mit Juristen unterhaltet. Poli- 
tische Parteien sind für Afrika nichts neues, aber in Uganda haben wir den Fehler began- 
gen, ein traditionelles System mit einem politischen mischen zu wollen. Es hilft nichts, daß 
man den Häuptlingsräten gewisse Sitze im Senat einräumt. Die Stammesgesetze müssen ir- 
gendwie geschützt werden, etwa indem man festlegt, daß die Häuptlingsräte regelmäßig 
zusammentreten. Das muß dann aber auch in der Verfassung stehen.“ 

Solche Meldungen werden dann unterbrochen durch einen Leserbrief (340). Wenn wir 
ihn mit Leserstimmen vergleichen, wie sie vor zwei Monaten veröffentlichet wurden, dann 
muß man feststellen, daß die Pessimisten die Dinge realer sahen als diejenigen, die auf den 
Zug stiegen, ohne sich die Richtung anzusehen, die er nehmen mußte. Da heißt es heute: 
„Interessant sind die Proteste der Ovambohäuptlinge gegen die 41.000 Rückkehrer. We- 
nigstens mal Menschen, die zeigen, daß sie diese ‚Flüchtlinge‘ durchschaut haben. Bei uns 
Weißen hört man zwar überall Klagen, schlägt man aber einen Protest vor, heißt es: ‚Zu 
spät, viel zu spät!‘ Was sind wir doch für ein rückgratloses, klägliches Volk geworden! 
Überall auf der Welt erheben sich geknechtete Menschen, überall kann die Wahrheit nicht 
mehr unterdrückt werden. Und wir dummen Südwester sehen nicht die Schrift an der 
Wand für die anderen, jammern ‚Zu Spät!‘ und gehen geduldig und ohne zu meutern un- 
serem Untergang entgegen!“ 

Verehrte Briefschreiberin, man versuche einmal festzustellen, wer von allen diesen, die 
heute ‚Zu spät!‘ rufen und die vorher ‚Es hat doch keine Eile!‘ riefen, Freimaurer sind. Sie 
werden ganz große Augen machen, wer Sie in diese Lage hineinmanövriert hat, von Bonn 
bis Windhoek und Pretoria und bis New York. Sie sind das Opfer einer Verschwörung, 
wieder einer neuen Verschwörung dieser Verbrecherbande geworden, die schon so viel Un- 
glück erwiesenermaßen auf dem Gewissen hat. Das ist der Schlüssel zu dem für Sie so un- 
klaren Geschehen. 

Inzwischen laufen weitere Nachrichten ein von der Bittreise des Ovambohäuptlings. 
Man bewerkstelligt erstaunend viele Kontakte, doch erregt noch mehr Erstaunen die Tat- 
sache, daß es anscheinend ein ganzes Heer von Dienststellen und Organisationen in der 
Welt gibt, von denen man nie etwas gehört hat, die überhaupt keinen Einfluß haben und 
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die es fertigbringen, mit vielen schönen Worten Gestrandeten Mut einzuflößen. In Bonn 
werden sie von zwei Herren empfangen, die nach der Bildunterschrift dem Auswärtigen 
Amt angehören. Sie nennen sich Schanze und Peter Schmidt. Natürlich kommt dabei gar- 
nichts heraus. Die Mauer, die man um Namibia gelegt hat, kann so nicht beseitigt werden. 
:Die beiden genannten Herren meinten höhnisch zu Kautuima gewandt, „daß die Bundes- 
regierung ‚volles Vertrauen‘(!) zum UN-Lösungsplan hat. Dennoch sagten sie eine sorgfäl- 
tige Überprüfung der Petition zu. Als Lösung für die Probleme der traditionellen Stam- 
mesführer schlugen die Beamten des Auswärtigen Amts dem Ovambo vor, eine neue Par- 
tei zu gründen und ‚damit gegen SWAPO anzutreten‘. Bonn werde nichts unternehmen, 
wodurch Resolution 435 beeinträchtigt werde. ‚Wir besitzen keine Information darüber, 
daß die UNTAG gegen 435 verstößt‘, erklärte Schmidt sinngemäß“ (342). 
„Sehr viel enthusiastischer war der Empfang beim Leiter des CSU-Büros für Auswärti- 
ge Beziehungen in München. Dieter A. Schmidt, der noch am Samstag offiziell Parteichef 
Dr. Theo Waigel und BMZ-Minister Jürgen Warnke (CSU) über die ‚dringende Situation 
in Namibia‘ und das Gespräch mit Kautuima informierte. Er meinte, ‚Wir müssen ein Not- 
programm entwickeln‘, im Hinblick auf die ausschließlich von UNTAG und Kirchenrat 
kontrollierte Rückkehr von ‚Flüchtlingen‘. ‚Wir sahen unsere Fehler in Windhoek, Bonn 
. und München nicht früh genug ein. Die wichtige Rolle der größeren ethnischen Gruppen 
wurde immer unterschätzt. Wie Wahlen bei politischer Einschüchterung ausgehen, hat 
kürzlich erst.das Beispiel Panama gezeigt, obwohl es dabei tausende von Beobachtern ge- 
geben hat... . Sie informieren uns eigentlich schon zu spät. Es dürfte jedoch nicht allzu- 
schwierig fallen, rund 300 Freiwillige aus der BRD ab sofort als Beobachter zu entsenden. 
Die Problematik für traditionelle Stammesstrukturen liegt wohl darin, wie man traditionelle 
Führungskräfte zu Säulen des demokratischen Prozesses macht, also jetzt demokratische 
Führungskräfte aufbaut. Die CSU kann über UN-Mitgliederstaaten einen Vorschlag über 
bessere Kontrolle unterbreiten. Die Bonner Regierung müsse jedoch entsprechende Appel- 
le an Nujoma richten, hartes Vorgehen gegen traditionelle Strukturen zu verhindern. Am 
kommenden Montag werden wir mit dem BMZ ein Notprogramm diskutieren. “ 
Sechzehn Tage nach Überreichung der Petition hat sich Namibias UN-Chef noch nicht 
darüber geäußert. Die „Allgemeine Zeitung“ fragt „Haben die UNTAG — und die SWA- 
PO — überhaupt ein Interesse daran, daß die Wahlen in der ersten Novemberwoche statt- 
finden? .... Man hat das Gefühl, daß die UNTAG, statt nur zu beobachten, gern den Sta- 
tus einer Besatzungsmacht haben möchte.“ Das haben andere schon vor Monaten gesagt 
und sie wurden deshalb in den Spalten der gleichen Zeitung beschimpft. Immerhin kommt 
hinzu, daß sich nach wie vor und im Widerspruch zu den Waffenstillstandsbedingungen 
direkt nördlich der Grenze mit Angola bewaffnete SWAPO-Kämpfer befinden. Am 9. Ju- 
ni sind 40 davon schwerbewaffnet nach Südwest einmarschiert. Die Resttruppen Südafri- 
kas sind in Oshivelo und Grootfontein praktisch eingesperrt und von der UNTAG be- 
wacht. Und die UN-Soldaten benehmen sich auch im übrigen so, wie es Besatzungstrup- 
pen zu tun pflegen. Selbst das Naturschutzgebiet der Etoschapfanne ist vor ihnen nicht si- 
cher. „Ärgerlich berichten Touristen aus dem Etoscha Nationalpark, daß UNTAG-Solda- 
ten an Wasserstellen aussteigen, die Tiere verjagen und oft ziemlich betrunken im Park 
herum- und selbst von der Straße herunterfahren. In dieser Woche landete auch eine Her- 
kules der UNTAG, die einen Volkswagen Kombi auslud und am Abend wieder abholte. 
Anscheinend sollen die Schweizer Piloten üben, auf Schotterlandeflächen zu landen und 
aufzusteigen. Ist dies aber nötig in einem Nationalpark?“ (341). Wenn man hört, daß im 
Rahmen der zunehmenden Kriminalisierung im Damaraland acht Nashornbullen um ihres 
Nashorns willen von Wilderern getötet wurden und daß man verzweifelt zusätzliche Si- 
cherheitsmaßnahmen erwägt, so fragt man sich, wie der Wildschutz unter SWAPO-Herr- 
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schaft wohl aussehen wird. Herr Genscher hat viel auf dem Gewissen! 

Ein anderes Bild bietet unter den derzeitigen Umständen der Wohnungsmarkt. Wäh- 
rend im übrigen Lande, insbesondere in Swakopmund, hunderte von Häusern bereits leer 
stehen, zahlen fremde Regierungen in Windhoek viel für Grundstücke und Büros. 

So war es kaum noch von Wichtigkeit, daß Hans-Dietrich Genscher am 19. Juni in 
Bonn eine Abordnung der DTA unter Führung des Herero-Häuptlings Riruako und Dirk 
Mudge empfängt. Tage zuvor hatte man sie in Wien empfangen, was wohl Herrn Gen- 
scher bewog, nachzuziehen und einige leere Worte auszuposaunen. Er erwähnte dabei, 
daß er bereits im März mit Herrn Nujoma gesprochen hätte. Er hatte diesem bereits alle 
Unterstützung zugesagt für die Zeit der (gewünschten) Machtübernahme. 

Es trägt zum Verständnis für die Gesamtentwicklung in Südafrika in den letzten Jahr- 
zehnten bei, wenn wir davon Notiz nehmen, daß die Freimaurerei laufend schon bei der 
Entstehung der staatsrechtlichen Grundlagen entscheidend mitgewirkt hat (331). Der Prä- 
sident des Freistaates J.H. Brand (1864-1888) war ein Deputy Grand Master der niederlän- 
dischen Richtung. Präsident F.W. Reitz (1889-1895) war praktizierender Freimaurer. Prä- 
sident M.W. Pretorius von Transvaal (1855-1860), der zeitweise auch noch Präsident des 
Freistaats war, war Freimaurer. Ebenso Präsident T.F. Burgers von Transvaal (1872- 
1877). Ebenfalls der Dichter der südafrikanischen Nationalhymne, C.J. Langenhoven. 
Als die Engländer 1877 in Transvaal (wegen der Goldfunde) einfielen, kapitulierte Burgers 
sofort (es erinnert an die deutschen Kapitulationen vor Napoleon, Siehe III. 104). Es ge- 
lang den Buren in den folgenden Jahren im Widerstand zu den maurerischen Kreisen, ihre 
Republik wieder zu erkämpfen. Als es 1899 zum zweiten Freiheitskrieg kam, ergab sich, 
daß die miserable militärische Führung zurückging auf eine Reihe von Freimaurern wie 
General P.J. Joubert und General Piet Cronje. Ihnen gegenüber standen Feldmarschall 
Lord Roberts (District Grand Master of Egypt and the Sudan) und Lord Kitchener (Senior 
Grand Warden of the United Grand Lodge of England). Die Burengeneräle Louis Botha 
und Smuts, beides Freimaurer, gingen in die Geschichte ein als Verräter ihres Volkes. 
Smuts reihte sich dann ja bekanntlich auch nahtlos ein in die antideutsche Front von 1914, 
Das welterschütternde Ereignis der Ermordung Verwoerds ist nur zu verstehen als frei- 
maurerisches Verbrechen. (332). Es hat sich, wie man in den darauffolgenden Jahrzehnten 
feststellen mußte, eindeutig bezahlt gemacht. 

Wir dürfen also abschließend feststellen, daß es der Freimaurerei gelungen ist, auch 
Südwestafrika auf den Weg in die Eine Welt zu zwingen. 

Dank einer zahlreichen Mannschaft in den unteren Graden ist es sogar gelungen, extre- 
me Reaktionen zu verhindern. Weder kam es zu Aufständen bei den zum Tode verurteil- 
. ten Völkerschaften, noch kam es zu einer Massenflucht. Die meisten Südwester blieben 
. wie gelähmt passiv dort, wo sie bisher lebten, umnebelt von phantastischen Träumen. Die- 
jenigen, die den Mut aufbringen, aus dieser Lage die notwendigen Konsequenzen zu zie- 
'hen, werden sogar als „Angsthasen“ verschrien. Diejenigen, die dem Leben auf dieser 
Welt den bisherigen Sinn nehmen wollen, die das Goldene Kalb anbeten und bereit sind, in 
ein solches Gebet jedweden Fluch einzubeziehen, den man von ihnen verlangt, werden 
nunmehr das Bild des vorbildlichen Freimaurermodells Namibia füllen. Der Selbstbetrug 
wird ganz große Mode werden nach den glücklich beendeten Wahlen. Das Land wurde da- 
mit nicht in den Frieden geführt, sondern wurde zum dauernden Kriegsgebiet für Ein- 
dringlinge, die den Einwohnern eine Lebenssicht aufzwingen wollen, in der die bisherigen 
Werte keinen Platz mehr haben. 
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Chile kämpft um seine Identität 


Wachsam und konstruktiv 


Während man Südwestafrika eine tiefgreifende Umwandlung aufzwingen will, von de- 
ren positiver Auswirkung auf das Land viele nicht überzeugt sind, legt Chile Zeugnis dafür 
ab, daß man auch ohne rethorische große Einleitung die Dinge ändern kann, und zwar, 
wie sich hier zeigt, eindeutig zum Guten. Wenn wir in den Zeitungen blättern, die die fol- 
genden Monate 1989 bis hin zu dem zweiten Plebiszit spiegeln, so fällt vor allem zweierlei 
ins Auge: Das gesunde Bemühen, alles das Tat werden zu lassen, was mit moderner Tech- 
nik möglich ist, ohne sich dabei an bisherige Klische&s für lateinamerikanische Nationen zu 
halten, und eine von der Regierung vorgegebene Linie größter Konzilianz, die die Aufbau- 
arbeit in ein ruhiges politisches Fahrwasser bettet. Damit zeigt das Bild, daß Chile in die- 
sem Jahre bietet, in vielem genau das Gegenteil der traurigen Entwicklung, die Argenti- 
nien gleichzeitig durchmacht. Wir greifen auf das in. diesem Buch bereits bewährte Mittel 
zurück, aus der Tagespresse laufend und in der datenmäßigen Ordnung wiederzugeben: 

11.3.1989: In jeweils mehr als fünf, aber weniger als zehn Jahren wird der nichtland- 
wirtschaftliche Grundbesitz neu taxiert. Die Angaben der Grundbesitzer erfolgen auf frei- 
williger Basis und berichtigen die Verzerrungen, die durch die städtischen Entwicklungen 
zu entstehen pflegen. Dieses Mal werden 145.540 Grundsteuerzahler in Zukunft weniger 
und 397.551 mehr zu zahlen haben. Insgesamt erhöht sich das Steuereinkommen erheb- 
lich, vor allem wegen des Wachstums der Stadtgebiete. 

15.3.1989: Die Zentralbank teilt mit, daß die chilenische Wirtschaft 1988 um 7% 
wuchs. Das stärkste Wachstum zeigten die Gebiete Transporte, Meldewesen, Handel, In- 
dustrie, Elektrizität und Gas. 

23.3.1989: Die Polizeiführung macht darauf aufmerksam, daß nach ihren Unterlagen 
die Zahl der Rückfälligen bei Diebstahl höher geworden ist, soweit es sich um bedingt 
Freigelassene handelt. 

12.3.1989: Am 8. Geburtstag der Verfassung von 1980 hielt Pinochet eine Rede, die 
allgemein guten Anklang fand und in der er sagte: „Unsere Abschicht liegt weit ab von je- 
nen Vorschlägen, die staatlichen Einrichtungen zu zerstören oder von jenen, die denken, 
daß der Präsident der Republik aus finsteren persönlichen Gründen handelt... Viele, die 
persönlich die Tage erlebt haben, da wir am Rande des Bürgerkrieges standen, scheinen 
die ‚tausend Tage‘ des Hasses und der Versuche, nach und nach das Nationalgefühl zu zer- 
stören und den vollständigen Ruin des produktiven Lebens unseres Landes herbeizufüh- 
ren, der so charakteristisch war für die marxistische Regierung der Unidad Popular, nie- 
mals existiert zu haben. Es war eine unausweichbare Notwendigkeit, Chile danach moder- 
ne Institutionen zu geben, die unserer sozialen Wirklichkeit angepaßt waren und die das 
Land in die Lage versetzten, erfolgreich die ideologischen Angriffe abzuwehren, die unse- 
re heutige Zeit kennzeichnen. Diese Arbeit war nicht leicht und vom ersten Tag unserer 
Amtsübernahme an hatten wir bis heute gegen einen Feldzug der Falschunterrichtung an- 
zukämpfen, für dessen Durchführung der Marxismus zahllose Bühnen in internationalen 
Organisationen und Nachrichtenmitteln dank Unwissenheit oder tendenziöser Parteilich- 
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keit fand.“ Er verglich dann das Damals mit dem Heute: „Die Inflation war außer Kon- 
trolle geraten, wir hatten keine Devisen, selbst für die wichtigsten Importe, die Löhne san- 
ken ins Grundlose und die Mutlosigkeit der Chilenen erreichte seine untersten Grenzen. 
(Wie trifft dieses alles doch auf die heutige Lage in Argentinien zu!) Heute jedoch stürmen 
wir vorwärts, in einem Lande, das tapfer und entschlußfreudig es verstanden hat, die 
schwierigsten Augenblicke zu überwinden, wie sie die Ölkrise 1975 und die der Auslands- 
schuld 1982 uns brachten. Dennoch versucht man heute, einen Unterschied zu machen 
zwischen der Wirtschaftspolitik und der Individualität der führenden Personen. Die Re- 
gierung, der ich vorstehe, weiß sehr wohl von den Schwierigkeiten, die die Chilenen ha- 

“ben. Leider gibt es nur wenige in Entwicklung befindliche Länder, die unsere Erfahrungen 
bestätigen können . . . Gewisse Sektoren der Opposition haben Betrug verübt, indem sie 
die Öffentliche Meinung mißbrauchten. Sie zögerten nicht, die nationale Souveränität in 
schwerste Gefahr zu bringen, indem sie millionenfache Unterstützung aus dem Auslande 
erbaten. Heute suchen diese gleichen Gruppen, die dem Lande und der ausländischen Ge- 
meinschaft ein so trauriges Bild boten, Wahlbündnisse mit marxistischen Gruppen im 
Austausch gegen Konzessionen und Zahlungen, die — darüber besteht kein Zweifel — 
schon sehr bald verletzt sein werden, genauso wie das den verfassungsmäßigen Garantien 
1970 geschah. Chile wird es niemals zulassen, daß es noch einmal dem internationalen 
Kommunismus unterworfen wird und weniger wird es dulden, daß sich wieder ein Trojani- 
sches Pferd in unsere Demokratie einschleicht. Ich rufe die politischen Parteien, die wirk- 
lich an die Demokratie glauben, auf, einen Zustand zu schaffen, an dem die verhängnis- 
volle Wunde des Terrorismus ein für alle Male aus unserem Vaterlande verschwindet. 
Wenn uns das gelingt, seien Sie versichert, daß der Haß und der Klassenkampf sich nie- 
mals wieder auf unserem souveränen Boden einnisten können... .“ 

29.3.1989: Minister Siebert inspektionierte die zukünftige „Frucht-Straße“ (Ruta de Fru- 
ta), die 148 km lang San Fernando direkt mit dem Hafen von San Antonio verbinden wird. 

29.3.1989: „Die Uneinigen Staaten von Iberoamerika“ überschreibt der uns bereits be- 
kannte Historiker Bernardino Bravo Lira einen Aufsatz, der im Schatten der nordameri- 
kanischen Sabotage an den Weintrauben geschrieben wurde. „Die beiden Weintrauben 
mit einer geringfügigen Menge Blausäure sind lächerlich. Aber sie haben den Vereinigten 
Staaten den Vorwand gegeben für die schwerste Aggression der Vereinigten Staaten gegen 
Chile in diesem Jahrhundert. Diese beiden jämmerlichen Trauben umschließen eine große 
Lehre. So darf es nicht weitergehen. Immerhin sind die Iberoamerikaner etwa 500 Millio- 
nen und die Nordamerikaner nicht einmal die Hälfte... Wir Iberoamerikaner können es 
uns nicht mehr leisten, uns gegenseitig den Rücken zuzudrehen. Damit verurteilen wir uns 
zur Kraftlosigkeit. Ganz besonders, wenn wir nahe einer Supermacht leben. Da ist das 
Haar in der Suppe für Mexiko, das immer zuerst die Fußtritte erhält. Schon haben die 
Vereinigten Staaten ihm die Hälfte seines Gebietes geraubt. Armes Mexiko! So weit weg 
von Gott und so nahe den Vereinigten Staaten... Wir brauchen die Einheit nicht erst zu 
formen. Im Grundsätzlichen besteht sie schon, weil wir eine gemeinsame Kultur haben. 
Diese Einheit ist nicht von vorgestern. Auch ist es kein Zukunftstraum. Sie ist eine erreich- 
bare Wirklichkeit... Was Iberoamerika fehlt ist der Schritt von der kulturellen Einheit 
zur Einheit des Handelns... .“ 

1.4.1989: Aus einer Zeitungsmeldung des „Mercurio“ geht hervor, daß das Minenwe- 
sen in Chile erste seit 1983, als ein neues Minengesetz das von 1932(!) ablöste, begann, sein 
heutiges Gesicht zu zeigen. Die Zahl der erteilten Konzessionen stieg von da an erheblich 
und erreichte 1989 eine Gebühreneinnahme von 2,2 Mrd. Pesos. 

Der Präsident des Centro Democratico Libre, Ex-General Luis Danus: „Bei den kom- 
menden Wahlen haben wir zu entscheiden zwischen einer freien Gesellschaft und einer ver- 
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staatlichten, nicht etwa zwischen Diktatur und Demokratie“. Der Generalsekretär der Re- 
gierung, Miguel Angel Poduje haute in die gleiche Kerbe: „Lassen Sie sich nicht verwirren 
von den falschen Gedankengängen einer ‚Demokratie‘, die nichts anderes ist als eine 
Staats-Monarchie, in der ein allmächtiger Staat nur gelten läßt, was er als ‚Volkswillen‘ 
ansieht. Man muß vorsichtig sein bei Worten, die verdreht werden, denn die eigentliche 
Demokratie ist nicht die der Staatsherrschaft und des Sozialismus, denn sie führen zu ent- 
gegengesetzten Ufern.“ 

1.4.1989: Unter auffällig starker Beteiligung von marxistischen Politikern fand der 
Kongreß der Kupfergewerkschaft (Confederaciön del Cobre) stat. Ricardo Lagos: „In Co- 
delco (Corporaciön del Cobre) geht das Gespenst der Privatisierung um. Erst die Verstaat- 
lichung der Kupferindustrie hat millionenfache Einnahmen dem Lande gebracht. Sie ist 
das wichtigste Werkzeug in der kommenden Dekade, um leistungsfähig zu bleiben.“ 

Es wurden die Bestimmungen veröffentlicht für eine direkte finanzielle Hilfe für die 
von der Traubensabotage Geschädigten. Diese Handlungsweise sticht deutlich ab von der- 
jenigen der argentinischen Regierung bezüglich der ausgeplünderten Geschäftsleute. 


Kraft gleich Gegenkraft 


7.4.1989: Die Leitung der Christdemokraten erklärt: „Der Feldzug des Schreckens, 
den Pinochet aufzieht bezüglich angeblicher Bedrohung der Freiheit und einer Gefahr des 
Chaos, entbehren jeglicher Fundamente. Im Gegenteil, die politischen und sozialen Sekto- 
ren, zu denen wir uns in der Opposition zusammengeschlossen haben, wollen im Lande ein 
Zusammenleben wieder herstellen auf der Basis der Freiheit, gegenseitigem Respekt, Ge- 
rechtigkeit und Solidarität.“ 

7.4.1989: Der Leiter der kommunistischen Partei, Jose Cademartori, teilt mit, daß sei- 
ne verbotene Partei ihre Stimmen der marxistischen Gruppe PAIS geben wird. Diese wird 
ihrerseits für den Fall, daß die Opposition einen einzigen Präsidentschaftskandidaten auf- 
stellt (etwa Aylwin, DC), für diesen stimmen lassen. Damit ist erneut das Bild einer Volks- 
front vorgezeichnet, mit der Allende das Land ruinierte. 

8.4.1989: Der Vizedirektor des Banco Esparol Chile erklärte: „Chile ist eine Insel in ei- 
nem Ozean.“ 

8.4.1989: Die sechs wahrscheinlichsten Sieger bei der bevorstehenden Präsidentenwahl 
und ihre geschätzten Aussichten sind: Patricio Aylwin, 24%; Hernan Büchi, 19%; Ricar- 
do Lagos , 9%; Francisco J. Erräruiz, 8%; Eduardo Frei, 7%; Sergio O. Jarpa, 6%. 

14.4.1989: Der Wirtschaftsminister Pablo Baraona: „Die Regierung des Generals Pi- 
nochet wird mit den Wahlen ein Land übergeben, das wirtschaftlich bestens dasteht, mit 
steigendem Wachstum, einer praktisch verschwundenen Inflation, ausgeglichenem Au- 
Senhandel und gutem Lauf aller industriellen Sektoren.“ 

14.4.1989: Die bereits erwähnten Wahlen für das Syndikat der Kupferminenarbeiter 
ergaben die Ernennung eines Christdemokraten, Darwin Bustamante, als neuen Leiter, 
sieben Vertreter der Linken, fünf der Christdemokraten und drei Unabhängige. 

7.4.1989: Eine Delegation westdeutscher Parlamentarier unter der Führung des Christ- 
demokraten Peter Höffkes, die eine Unterkommission für Menschenrechte bilden, verab- 
schiedete sich mit einer Pressekonferenz, von der es heißt: „Obwohl Höffkes klarstellte, 
daß das Thema ‚Colonia Dignidad‘ nicht im Mittelpunkt ihrer Besprechungen stand, be- 
kundete der Sozialdemokrat Ernst Waltemathe, daß völlige Übereinstimmung bei den 
deutschen Parteien besteht, daß jene Wohltätigkeitsgesellschaft ein ‚ernstes Problem‘ für 
die zwischenstaatlichen Beziehungen darstellt. ‚Diese Frage ist nicht interessant für eine 
einzige Partei, sondern für das ganze deutsche Parlament, denn es sind die Menschenrech- 
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te deutscher Staatsbürger auf chilenischem Boden im Spiel!‘ Waltemathe fügte hinzu, man 
wünsche eine vollständige Untersuchung der Zeugenaussagen, die in Bonn von Personen 
vorgelegt wurden, die aus Dignidad flüchteten. Für den Fall, daß die Ergebnisse nicht zu- 
Jriedenstellend sein sollten, werde man erneut eine Sitzung des Bundestages über diese Sa- 
chen einberufen, wobei nicht ausgeschlossen ist, daß es dann zu einem ‚chilenisch-deut- 
schen Skandal‘ kommen könnte, der die gegenseitigen Beziehungen beeinflussen würde. 
Höffkes gab dann vorsichtig zu, ‚daß in Europa sehr unterschiedliche Interpretationen der 
chilenischen Wirklichkeit bestehen. Die Nachrichtenagenturen haben sehr unterschiedli- 
che Informationen gebracht‘. “ 

7.4.1989: Der neue Generalsekretär der Regierung, Oscar Vargas Guzman, erklärte: 
„Vom Ausland her sieht man unsere interne politische Lage sehr konfus. Was ins Ausland 
gelangt, ist ein weiterer Grund dafür, warum bezüglich Chile ein Feldzug der Falschunter- 
richtung besteht. Das, was im Ausland in Zeitungen und Fernsehen erscheint, hat keinerlei 
Beziehung mit der Wirklichkeit hier im Lande.“ 

Deutlich wird also die Waffe der Presse (auf dem im „Mercurio“ gebrachten Foto von 
der westdeutschen Menschenrechtskommission sieht man rechts im Bild den Presseattach& 
der westdeutschen Botschaft anwesend) Chile weiterhin unter Druck gesetzt. Es wird offen 
damit gedroht, es zu einem Skandal kommen zu lassen, wenn man die verlogenen Zeugen- 
aussagen der zweifelhaften Individuen in Bonn nicht anerkennt. Hinter solchem Verhalten 
steht die von den Tatsachen bereits etwas überholte Einbildung eines europäischen Lan- 
des, in Chile Kolonialmethoden aufrechterhalten zu können. Man hat in Bonn noch nicht 
begriffen, daß es dafür zu spät ist. Weder mit vergifteten Weintrauben, noch mit direkteren 
Handelsdrohungen kann man ein von der Geschichte abgeschriebenes Regime am Leben er- 
halten. Die Sanktionen gegen Argentinien im Malvinenkrieg waren ein Pyrrhussieg. 

15.4.1989: Weiterhin werden „Consejos de Desarollo Comunal“ (Codecos) hier und 
dort gebildet. Es handelt sich um eine relativ neue Einrichtung um die Bevölkerung an den 
kommunalen Angelegenheiten zu beteiligen. Man sieht in ihnen ein markantes Zeichen der 
neuen Demokratie in Chile. Sie sollen dazu beitragen, daß das gegenwärtige politische Sy- 
stem einer freien und gerechten Gesellschaft sich festigt. In diesen Stadträten sollen alle 
wesentlichen Fragen wirtschaftlicher und sozialer Art behandelt werden. Berufen werden 
in diese bedeutende Persönlichkeiten der Gemeinden ohne Hinblick auf ihre Parteizugehö- 
rigkeit. 


Die Bäume und der Himmel 


12.4.1989: Es kam Bewegung in die innerpolitische Lage, einmal dadurch, daß der 
Wirtschaftsminister Büchi abdankte, um die Möglichkeit einer Kandidatur bei den kom- 
menden Präsidentschaftswahlen zu studieren, und zum anderen, weil Regierung und Op- 
position begannen, sich über Reformen der Verfassung zu unterhalten. Pinochet betonte 
dabei: „Etwaige Änderungen dürfen alleine als Ziel die Vervollkommnung der Bestim- 
mungen haben, ohne auch nur ein Tüpfelchen ihres Geistes zu beseitigen, denn es handelt 
sich um ein unteilbares Ganzes“. Bei anderer Gelegenheit erklärte er in Valdivia: „Wir 
werden weiterhin aufpassen, daß diejenigen, die politische Macht ausüben wollen, wahre 
Demokraten sind und ehrliche Verfechter des Modells einer freien Gesellschaft und der 
Freiheit des Menschen... Wir sind davon überzeugt, daß sich erneut eine ernste Gefahr 
über unserem geliebten Chile zusammenbraut mit populistischen, demagogischen und un- 
verantwortlichen Parolen, die die gleichen sind, die seinerzeit zu der Krise des Jahres 1973 
führten.“ 

Als eine Reihe von Führern der Opposition meinte, sich über Pinochet abfällig äußern 
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zu können, machte ihnen ein Sprecher der Wehrmacht den Magen rein: „Wir sind der Mei- 
nung, daß diese Äußerungen herausfordernd und ungerecht sind. Denn die Militärregie- 
rung hat ihre Sendung erfüllt, indem sie die nationale Souveränität beschützte als diese 
von Ideologen und Politikern bedroht war, die vorhatten in unserem Vaterland ein markxi- 
stisch-leninistisches Regime zu errichten . . .“ Dem antwortete der Vizepräsident der 
Christdemokraten, Genaro Arriagada: „Die Gegenwart Pinochets als Oberkommandie- 
render wäre gleichzusetzen mit einem Staat innerhalb des Staates. Mehr noch, ein bewaff- 
neter Staat gegenüber einem demokratischen ohne Waffen. Ein Militärstaat mit Sitz im 
Senat, im Verfassungsgericht und mit einer Mehrheit im Nationalen Sicherheitsrat... So 
etwas existiert in keiner politisch entwickelten Nation auf der Welt. Ich bedaure eine poli- 
tische Erklärung der Wehrmacht, die eine Ordnung verteidigt, die keinen Präzedenzfall 
kennt, es sei denn in zentralamerikanischen Diktaturen wie denen von Trujillo und Somo- 
za und jetzt der von Noriega.“ 

19.4.1989: Pinochet öffnete ein weiteres Stück der Carretera del Sud mit sieben 
Brücken und einer größeren Hängebrücke. Damit sind die Städte Coihaique und Cochra- 
ne miteinander verbunden. 

Minister Bruno Siebert, der sich um das Land hoch verdient gemacht hat, teilte mit, 
daß täglich öffentliche Bauten in Höhe von 1 Millionen Dollar genehmigt und drei bis vier 
Arbeiten irgendwo im Lande fertig übergeben werden. 

19.4.1989: Die Gewerkschaftsgruppe CUT rief zum Generalstreik auf, doch wurde die- 
ser bis auf einige klägliche Herde in den Vororten von Santiago nicht befolgt. Wie voraus- 
zusehen, kam es in diesen Gegenden zu Gewaltakten. Die Regierung nahm daraufhin die 
fünf Führer der Gewerkschaft in Untersuchungshaft. Es war das gleiche Verfahren, das 
die argentinische Regierung kurz darauf gegen die Verantwortlichen für die Plünderungen 
vornahm. 

17.5.1989: In einer Pressekonferenz teilt der Ex-Wirtschaftsminister Hernan Büchi 
mit, daß er seine Kandidatur für den Präsidentenposten niederlegt. Als Grund gab er an, 
einer solchen Aufgabe persönlich nicht gewachsen zu sein. 

17.5.1989: Der chilenische Außenminister Hernän Felipe Erräzuriz teilte mit, daß Chi- 
le die Ernennung eines neuen Sonderberichterstatters für die Menschenrechtskommission 
der Vereinten Nationen nicht hinnehmen würde. 

In Chuquicamata, der größten Kupfermine der Welt, wurde von Pinochet eine neue 
Aufbereitungsanlage in Tätigkeit gesetzt. Damit wird das Tagesergebnis um 50% erhöht. 

24.5.1989: Die Frist, sich als Präsidentschaftskandidat vorzustellen, wurde vom 11. 
Juli auf den 11. August verschoben. Pinochet rief in Valparaiso auf zur Schaffung einer 
„Gemeinschaft ohne Haß“. Die Wehrmacht forderte Pinochet auf, weiterhin im Amt zu 
bleiben. Der Vizekommandant General Jorge Zincke bezog sich dabei auf die nächsten 
acht Jahre unter der kommenden Regierung. 

Die Christdemokraten werden keine eigenen Kandidaten für den Senat in der Ersten, 
Neunten und Elften Region aufstellen, sondern diese Teile des Landes den Linken über- 
lassen. 

Der nordamerikanische Senator Jesse Helms (Rep) erreichte eine amtliche parlamenta- 
rische Untersuchung der Blausäuresabotage, nachdem er von dem von uns genannten An- 
walt Ricardo Claro ins Bild gesetzt worden war. 

Der chilenische Oberste Gerichtshof hat über den Außenminister Untersuchungshilfe 
bei den nordamerikanischen Behörden beantragt, um die Täter des Sabotageakts festzu- 
stellen. Aus dem sehr umfangreichen Fragenkomplex ist besonders erwähnenswert, daß 
der Inspektor der FDA (Lebensmittel und Drogen-Verwaltung) William Fidursky in allen 
Einzelheiten befragt werden soll, wie er die betreffenden Trauben gefunden hat, insbeson- 
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dere ob er etwas besonderes an den Trauben sah, in welchem Zustand die betreffende Ki- 
ste ankam, wie er gerade an diese Kiste kam und wie er an die betreffenden Trauben kam. 
Diese Untersuchungen können noch Monate in Anspruch nehmen. 

31.5.1989: Die Lage zwischen der Fünften und Neunten Region hat sich durch die an- 
haltende Trockenheit sehr verschlimmert. Erhebliche Schäden entstanden in der. Land- 
und Forstwirtschaft sowie im Energiesektor. Brunnen und Quellen beginnen zu versiegen. 
Der Oberlauf des Mapoche ist ausgetrocknet. 

Man hofft, bereits im Jahre 1991 das neue E-Werk Pehuenche einweihen zu können. 
Der Maschinensaal wird in einer Felsenhöhle untergebracht werden, die 47 Meter hoch 
und 95 Meter tief in den Felsen dynamitiert wurde. Die Wasser des Maule werden es be- 
treiben und es wird das größte Werk Chiles werden. 

Am 31. Mai 1989 kann Präsident Pinochet verkünden, daß Regierung und Opposition 
sich über eine Reihe von Änderungen der Verfassung geeinigt haben und daß diese Ände- 
rungen einer Volksabstimmung am 7. August 1989 unterworfen werden. Der Innenmini- 
ster Cäceres spricht von „einem wichtigen Punkt in Chiles Verfassungsgeschichte. Damit 
wird ein neues Kapitel unserer politischen Entwicklung geöffnet. “ Die marxistische Oppo- 
sition gibt sich mit der Hoffnung zufrieden, nach den nächsten Wahlen stark genug zu 
sein, um die damit eingeleitete ruhige Weiterentwicklung wieder unbekümmert über den 
Haufen zu werfen. Schon jetzt versucht sie, durch Bombenattentate und Überfälle ein 
Bürgerkriegsklima zu schaffen. 

7.6.1989: In den vergangenen 12 Monaten wuchs die chilenische Industrie um 18%! 
„So verfügt Chile heute über den größten und meistentwickelten Industriesektor, den es je 
gehabt hat. Das Ergebnis wird erhärtet durch Zahlen des Statistischen Amts, die Erhö- 
hung des Energieverbrauchs, die erhöhte Einfuhr von Rohstoffen, die höheren Steuerein- 
nahmen, die wachsende Beschäftigtenzahl, so daß man sie nicht in Zweifel ziehen kann.“ 

7.6.1989: Die Kommunistische Partei ordnet an, daß ihre Mitglieder sich von der Ter- 
rororganisation Frente Manuel Rodriguez distanzieren sollen. Es sei der Moment gekom- 
men, andere Taktiken anzuwenden und sich den Möglichkeiten zuzuwenden, die die Wah- 
len geben. Der Gedanke könnte ihr von Gorbatschow eingegeben worden sein. 

Der Politiker und Exkandidat für die Präsidentschaft, Pablo Rodriguez wünscht, „daß 
das Land nach den nächsten Wahlen regiert werden sollte von einer Koalition zwischen 
Christdemokraten und Renovaciön Nacional (also Aylwin und Jarpa). Dieser Vorschlag 
gibt zu denken, denn er würde die verhärteten bisherigen Fronten endlich auflösen. Sowohl 
Pinochet selber wie auch die Oppositionsparteien steuern mit ihren Äußerungen auf eine 
Wiederholung der Konstellation hin, die zur unglücklichen Allendeära führte. 

Der uns bereits bekannte Historiker Bernardino Bravo Lira sagt in einer Darstellung 
des „Militarismus in Chile“: „In der TaT bemühten sich die Streitkräfte darum, den Pa- 
triotismus über die Parteipolitik zu stellen. Sie übernahmen die Macht, 1924 wie 1970, in 
Beantwortung eines Fehlschlages der Politiker, der die Grundlage des Staates gefährdete. 
Ihre Aufgabe war ziemlich undankbar, wie jede Arbeit eines Syndikus bei einem Bankrott. 
Je weiter sie vorankommen, den Staat wieder flott zu kriegen, um so häufiger erscheinen 
die früheren Leiter, um — manchmal ohne jede Maskierung — wieder die leitenden Stel- 
lungen zu ergattern. Das ist der Inhalt und oft auch der Ton, in welchem die gleichen Poli- 
tiker von vorher die Militärregierung angreifen, um eine Rückkehr zu ziviler Regierung zu 
fordern... . In Chile könnte es jetzt passieren, daß eine Militärregierung den Zivilisten ein 
Land übergibt, das sich in vollem Aufschwung befindet und dessen blühender Zustand 
von niemandem in Zweifel gezogen wird“ (304). 

Das zuletzt Gesagte wird damit bestätigt, daß die Arbeitslosigkeit in den drei Monaten 
Februar-März-April 1989 landesweit 6,4% betrug, was eine Verminderung um 2,2% im 
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Vergleich zum gleichen Zeitraum im Vorjahr bedeutet. Beachtlich ist dabei, daß die Zah- 
len für die XI. Region im Süden (in der unter Pinochet und Siebert bedeutende Entwick- 
lungsvorhaben ausgeführt wurden) 0,6 und vor einem Jahr noch 3,8 waren. Es gibt daher 
dort im Süden praktisch keine Arbeitslosigkeit mehr. 

Doch nicht nur chilenische Fischereiboote nutzen die dortige Lage aus. 300.000 Ton- 
nen Fische werden monatlich in den Internationalen Gewässern des Südatlantik, 2 bis 3 
Tage Schiffsreise vom chilenischen Punta Arenas entfernt, von etwa 14 sowjetischen, acht 
kubanischen und zahllosen spanischen, koreanischen, polnischen und ganzen drei chileni- 
schen Schiffen gefangen. In der Nähe der Malvinen ortete man polnische, englische, grie- 
chische, italienische, portugiesische und japanische Schiffe. 

Auch der Minister und Generalsekretär der Regierung, Oscar Vargas, bemüht sich, die 
Lage des Landes vor der Machtübergabe darzustellen: „Wer auch zum Präsidenten ge- 
wählt werden wird, er wird ein Land vorfinden mit einem stabilen politischen System und 
starker Anteilnahme der Bevölkerung. Er wird ein völlig erneuertes Land übernehmen. 
Nicht zu vergleichen mit dem politischen Augenblick, der bei der Machtübernahme durch 
die Militärs am 11. September 1973 bestand, als sowohl was die Institutionen wie die Ju- 
stiz angeht, ein Zusammenbruch vorgelegen hatte. Das Land war lahm gelegt und für die 
Finanznot des Landes sprach eine Inflation von mehr als 1000 Prozent im Jahr. Der sozia- 
le Frieden existierte nicht mehr.“ 

Am 5. Juni 1989 bringt „El Mercurio“ ein Buntfoto aus dem Postgebäude von Santia- 
go: 445.000 Schecks werden kuvertiert. Es handelt sich um die Rückzahlung von Steuern. 
Das Postpersonal mußte in 24-stündiger Tätigkeit Überstunden machen, um alles pünkt- 
lich absenden zu können. Für den in Argentinien lebenden Autor dieses Buches etwas hier 
noch niemals erlebtes. Nun gut, wir haben eben auch keine Diktatur. 

Die Auslandsschuld betrug am 30. April 1989 17.365.000 Dollar. Nicht nur die niedri- 
ge Zahl an sich, auch die Tatsache, daß man anscheinend in Chile so viel Ordnung in Fi- 
nanzangelegenheiten hat, daß man auf 5.000 Dollar genau die Zahl errechnen kann, ist für 
argentinische Verhältnisse etwas völlig unbekanntes. Als Menem (etwa zur gleichen Zeit) 
an die Macht kommt, braucht er Wochen, um festzustellen, wieviel Geld man ihm in der 
Staatskasse gelassen hat. 

Die Sonderstellung Chiles in Lateinamerika muß auch der Exekutivsekretär der SELA, 
Carlos Perez del Castillo, feststellen. Er möchte gerne, daß Chile sich trotzdem an den ge- 
meinsamen Verhandlungen über die Auslandsschuld beteiligt, die den Nachbarstaaten auf 
der Haut brennen (305). 

Ein Problem ganz besonderer Art ist der Smog in Santiago. Mit scharfen Einschrän- 
kungsmaßnahmen für den hauptstädtischen Verkehr und die dortige Industrie hofft man, 
der Gefahr für die öffentliche Gesundheit Herr zu werden. Die Partei der Grünen wirft der 
Regierung vor, dieses Problem zu spät in Angriff genommen zu haben. Verschärft hat es 
sich in den letzten zwei Jahren. 

Der Unwille in der Bevölkerung wächst. Als es zu einem Proteststreik der Transport- 
unternehmer und Taxis kommt, weil die Stadtverwaltung eine 50prozentige Einschrän- 
kung des Verkehrs fordert und daraufhin der Stadtverkehr mit allen Folgen am 22. Juni 
1989 lahmgelegt wird, erklärt Raül Bettini, Gewerkschaftsführer der Transportunterneh- 
mer, „Die Verantwortlichen für all das, was hier geschieht sind die Berater des Transport- 
ministeriums, die seit 14 Jahren einen Luftsäuberungsplan ausarbeiten, der immer noch in 
den Kinderfüßen steckt“. Es kommt zum Krach zwischen den Eigentümern und den 
Chauffeuren. Keiner will den Streik verursacht haben: „Wir sind nicht dazu da, um Regie- 
rungen zu stürzen, unsere Aufgabe ist es, Passagiere zu befördern“, sagt ein Chauffeur. 
doch der Bürgermeister Honorato ist zufrieden: „Die öffentliche Meinung kann leicht 
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feststellen, daß die Luftverschmutzung stark zurückgegangen ist und daß man heute mor- 
gen einen so schönen blauen Himmel sehen konnte, wie wir es schon lange nicht mehr ge- 
wohnt sind“. Fünfzig Industriewerke im Raum von Santiago mußten ihre Tätigkeit ein- 
stellen. Sie dürfen nur noch arbeiten wenn die Luftverschmutzung so gering ist, daß der 
Ausstoß dieser Fabriken tragbar wird. In den Zeitungen erscheint täglich eine Übersicht 
über die „Luftlage“ in den verschiedenen Teilen der Hauptstadt. Es ist vorgekommen, daß 
Schulen geschlossen werden mußten wegen dieser Vergiftung. Wenn wir an die Vorgänge 
in Buenos Aires erinnern (wo übrigens immer noch keineswegs genügend Energie zur Ver- 
fügung gestellt wird, die Maschinen bei der SEGBA sogar zeitweise alle ausfielen), dann 
kann man damit beginnen, ein allgemeineres Urteil dahingehend zu fällen, daß mit demo- 
kratischen Manieren die Gegenwart und weitere Zukunft kaum noch zu meistern ist, ver- 
steht man darunter das, was sie derzeit gewöhnlich bedeuten. Nachlässigkeit kann von 
jetzt an tödlich werden für ganze Städte. Mit Strenge muß einer Entwicklung vorgebaut 
werden, die kaum noch zu bremsen ist. Vergleichsweise belegt die Entartung unserer Zeit, 
daß Tokio Mexiko einen Kredit von einer Milliarde Dollar zur Verfügung stellen will, um 
die Luftverschmutzung über der Hauptstadt des Aztekenstaates zu beseitigen. Es gibt 
Länder, die aus eigener Kraft nicht mehr weiterleben können! 

Ein anderes Problem stellt der Erziehungssektor dar. Nicht überall lobt man die von 
der Regierung Pinochet vorgenommene Dezentralisierung des Schulwesens, wonach dieses 
von den Gemeinden übernommen und gelenkt wird. Die Regierung hält dafür, daß auf 
diese Weise eine bessere und direktere Kontrolle über die Fähigkeit der Lehrer möglich ist. 
Im Rahmen des Universitätswesens haben bereits eine Reihe von höheren Lehranstalten 
sich selbst ihre Rektoren gewählt. Allerdings wird eine Teilnahme der Studenten an diesen 
Wahlen abgelehnt, vor allem auch von den Akademischen Lehrern selbst. Nach den Stati- 
stiken der Vereinten Nationen stehen die drei Staaten Chile, Cuba und Costa Rica an der 
Spitze in der Qualität der akademischen Bildung in Südamerika. Allerdings warnt der Prä- 
sident des Professorenkollegs von Chile, Osvaldo Verdugo, „daß die kommende Regie- 
rung den 20.000 entlassenen Professoren wieder einen Arbeitsplatz verschaffen muß. Alle 
Professoren, die ungerechterweise und willkürlich aus ideologischen, politischen und ver- 
waltungstechnischen Gründen entlassen wurden, müssen ihren Arbeitsplatz wiederbekom- 
men.“ (306). 

Alle Viertelstunde brachten die Senderketten in den USA die Warnung vor der chileni- 
schen Traube. Es war nicht eine kleine Gruppe von Verschwörern, die hinter dem Vorhang 
stand. Es sollte sich herausstellen, daß der Staat selbst dafür verantwortlich war. Der be- 
reits von uns genannte Anwalt Ricardo Claro Valdes machte bereits Mitte April Aussagen 
vor einem chilenischen Untersuchungsrichter in Valpariso. Er erklärte: „Das Problem mit 
den chilenischen Früchten wurde ausgeheckt und ausgeführt in den Vereinigten Staaten. 
Die Weintrauben waren gar nicht vergiftet worden!“ Später wird diese sensationelle Aus- 
sage von nordamerikanischen Senatoren und Anwälten bestätigt werden! Damit nimmt 
der Vorgang einen völlig unvorhergesehenen, aber noch weitaus ernsteren Verlauf, als bis 
dahin vermutet. Es handelt sich um einen (beinahe) einmaligen Vorgang in der Gegenwart, 
daß ein Staat mit kriminellen Mitteln gegen einen anderen Staat vorgeht, mit dem er diplo- 
matische Beziehungen unterhält. Claro fährt fort: „Ich bin an meine berufliche Geheim- 
haltung gebunden, denn wir arbeiten zusammen mit zwei Anwaltsbüros in den USA, eines 
davon mit 600 Anwälten, und wir handeln Zug um Zug im Norden und hier und ich kann 
daher noch keine weiteren Erklärungen abgeben. Es gibt eine Spur, die ich nennen werde 
und die interessant ist. In dieser Woche hat die Botschaft der Vereinigten Staaten neue 
Tatsachen mitgeteilt, die, wie alles, was man schon vorher bekanntgab, es möge wahr oder 
falsch gewesen sein, — denn man hat uns viele falsche und widersprüchliche Dinge mitge- 
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teilt — recht interessant sind... . Ich möchte feststellen, daß es in den Vereinigten Staaten 
Leute gibt, die genau wissen, wer die Schuldigen sind. Ich möchte wiederholen, daß die 
Nordamerikanische Botschaft systematisch laufend falsche Auskünfte erteilt hat. Nur ei- 
nige ganz wenige Bestätigungen waren wahr. Ich möchte betonen, daß es im Augenblick 
noch nicht klar ist, ob die Trauben überhaupt Blausäure enthielten und damit injiziert 
worden waren... Es handelt sich um ein Attentat gegen Chile und gegen alle seine Bür- 
ger. Es ist ein Tiefschlag, ein terroristischer Anschlag mit politischen Absichten, denn eini- 
ge Nordamerikaner meinen, sie seien Vizekönige, glauben, sie könnten uns Befehle ertei- 
len und wir seien arme Indianer . . . Es ist eine absolut verdammenswerte Aktion. Die Re- 
gierung der Vereinigten Staaten stellt sich schützend vor die Schuldigen in den Vereinigten 
Staaten und hier in Chile.“ Als man ihn bezüglich eines Schadensersatzes befragt, meint 
er: „Erst einmal wollen wir die Dinge aufklären und dann kommt die Wiedergutmachung, 
denn die Regierung der Vereinigten Staaten wird dieses Vergehen ihrer Agenten eines Ta- 
ges im Einklang mit der Öffentlichen Moral, die international ist und die in allen Staaten 
herrscht, zu verantworten haben. Ein Verbrechen wie dieses kann nicht ungestraft bleiben. 
Diese kopflose Geschichte hat sehr viel zu tun mit den Drohungen, die der vormalige Bot- 
schafter Barnes kurz vor dem Plebiszit ausstieß“. Mitte Mai (333) übergibt die Botschaft 
der Vereinigten Staaten eine neue Zusammenfassung für deren Aufstellung der Presseatta- 
che der Botschaft, Alan Shepard verantwortlich zeichnet. Man scheint in den Botschaften 
auf diese Posten die schmutzigen Dinge abzuwälzen, erinnert man an die Gegenwart des 
entsprechenden Beamten bei dem ähnlichen Vorgehen der westdeutschen Botschaft gegen 
die Colonia Dignidad. Daraus ergibt sich, daß jeder eigentliche Inspektor zehn weitere 
Personen als Gehilfen hat, die nicht zur Behörde gehören, — es handelt sich um Studenten 
und Arbeitslose — und daß das FDA den chilenischen Behörden weder den Namen des zu- 
ständigen FDA-Beamten mitteilte noch diejenigen der Hilfspersonen. Außerdem teilt das 
chilenische Innenministerium mit, daß den chilenischen Behörden immer nur schriftliche 
Mitteilungen als Beweisunterlagen übersandt wurden, niemals etwa eine Fotografie von 
den untersuchten Weintrauben. Man teilte den Chilenen sogar mit, daß die Muster (die 
vergifteten Weintrauben) nicht zur Verfügung stünden. Doch das alles ist erst der Anfang. 
Wir sagten, daß sich der Senator Jesse Helms um die Aufklärung bemühen wird. Er hat 
nun ein formales Ersuchen an den Contralor General, Charles E. Bowsher, auf dem Wege 
über das Senatskomittee für Auswärtige Angelegenheiten gerichtet, worin er um Klärung 
ansucht, wie es zu dem Befehl kam, sämtliche in den Staaten befindliche Früchte zu ver- 
nichten und die Einfuhr chilenischer Früchte zu verbieten. Unter den zu beantwortenden 
Fragen findet man diese: „Welche Regierungsbeamte waren in die Sache verwickelt und 
wurden befragt?“ Gleichzeitig übergibt das chilenische Innenministerium eine Reihe wei- 
terer Fragen an das FBI mit der Bitte um Klärung. Darin werden sieben amerikanische Be- 
amte ersucht, Aussagen zu machen. Die erste Folge dieses Vorgehens war, daß ein hoher 
Beamter der FDA, John Taylor, von seinem Posten zurücktrat. Es hatte sich nämlich ein 
nordamerikanischer Journalist und Rechtsanwalt aus Philadelphia, Herb Denenberg, ein 
wenig um die Dinge gekümmert und im Fernsehen recht erstaunliche Einzelheiten mitge- 
teilt. Die Kassette von diesem Fernsehbericht wurde sofort dem chilenischen Generalstaats- 
anwalt auf privatem Wege zugesandt. Darin heißt es unter anderem: „Die konkrete Ankla- 
ge lautet, daß die nordamerikanischen Gesetze verletzt wurden, die das prozessuale Vorge- 
hen bei gerichtlichen Sachverständigenaussagen festlegen. Damit ist das Delikt der Ver- 
.schwörung gegeben, deren Absicht es ist, Chile wirtschaftlich zu ruinieren, um den friedli- 
chen Übergang zur Demokratie unmöglich zu machen.“ Die Kassette wurde sofort auch 
über alle chilenischen Fernsehkanäle veröffentlicht. Der nordamerikanische Journalist 
teilte sodann mit, daß die Untersuchungen erst ihren Anfang nehmen. „Ich habe noch viel 
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mehr aufklärende Informationen im Laufe der kommenden Woche bekanntzugeben.“ 
Das Fernsehstudio CBS in Philadelphia teilte sodann „Mercurio“ mit, daß aufgrund der 
bisherigen Veröffentlichungen von Herb Denenberg zwei demokratische Kongreßabge- 
ordnete, Peter Kostmayer von Pensylvanien und James Florio von New Jersey, eine Un- 
tersuchung durch den Kongreß gefordert hätten. Kostmayer begleitete diesen Schritt mit 
den Worten: „Eine Bundesbehörde hat einen fürchterlichen Irrtum begangen“. Er teilte 
gleichzeitig seine Absicht mit, eine Reise nach Chile zu unternehmen. Außerdem läuft vor 
einem Gericht in Kalifornien ein Prozeß über diese Vorgänge an. Denenberg stellt sodann 
noch fest, daß das FDA die beanstandeten Trauben nicht sichergestellt, sondern vernichtet 
habe! Während die mit Recht etwas unruhig gewordene Behörde FDA Denenberg „unver- 
antwortlichen Journalismus“ vorwirft, nennt die Presse in Philadelphia ihn den „Helden 
der chilenischen Wirtschaft“. Der Angriffsfront traten sodann noch der Senator Robert 
Dornan und der Verteidiger der Rechte der Verbraucher bei, welch letzterer dem chileni- 
schen Botschafter in Washington einen Besuch abstattete. Außerdem hat sich das Energie- 
und Handelskomitee des Kongresses eingeschaltet und verlangt Aufklärung. Der Direktor 
des FBI, William Sessions, setzte sich persönlich mit dem Senator Dornan in Verbindung 
und teilte mit, daß das FBI ebenfalls Untersuchungen anstellen wird. 

Da Sie, verehrter Leser und Leserin, in einem Lande leben, das von sich selbst behaup- 
tet, es hätte niemals in seiner Geschichte mehr Freiheit und mehr Demokratie dort bei Ih- 
nen gegeben als heute, und daß Sie eine Regierung haben, die jede Mitwirkung bei unmo- 
ralischen Vorhaben weit von sich weist, so zweifle ich keinen Augenblick daran, daß Sie in 
Ihren dortigen, gut informierten Zeitungen alles Notwendige über den weiteren Verlauf 
dieser unerhörten nordamerikanischen Schuftigkeit erfahren werden. Watergate und Iran- 
gate stehen nicht isoliert da in der modernen Geschichte der Vereinigten Staaten. Aber ge- 
rade die Tatsache, daß es einen Denenberg, einen Leuchter, einen Jesse Helms noch gibt 
und daß sie — wenn auch mit großen Schwierigkeiten — zu Worte kommen, mag uns allen 
als Beweis dafür dienen, daß in jenem Lande noch Reste einer anständigen Staatsführung 
sichtbar sind. Und wir sehen in den eben aufgeführten Tatsachen einen unwiderlegbaren 
Beweis auch dafür, daß man in Chile nicht den Sinn für die Notwendigkeit harten Einsat- 
zes verloren hat, wenn es um den Ruf des Vaterlandes und das Wohl seiner Einwohner 
geht. In nahezu ununterbrochener harter Abwehr auf breitester Front hat Chile es verstan- 
den, seine Interessen und seine Souveränität zu verteidigen. Wir dürfen damit rechnen, 
daß Chile ganz die gleiche unbestechliche Haltung einnehmen wird in dem anderen von 
Außen kommenden Versuch, seine Unabhängigkeit zu untergraben. Die Einmischung in 
innerchilenische Angelegenheiten, die Belästigung chilenischer Behörden, der Versuch der 
Unruhestiftung und der Störung des dortigen Aufbaus, wie er von der Bundesrpublik 
Deutschland unter dem Vorwand eines notwendigen Schutzes für in Chile tätige deutsche 
Staatsbürger geschieht, ohne daß diese jemals etwas Derartiges erbeten hätten, dürfte sei- 
ne entsprechende Antwort aus Santiago finden. 
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Argentinien liegt am Boden 


Inflation ohne Geld 


Als wir — erst vor einigen Tagen — Argentinien verließen, mußten wir den Zusam- 
menbruch der öffentlichen Moral unter der Fuchtel eines Wüterichs erleben, der dem Lan- 
de, seinem Lande, den Krieg erklärte, als er mit dem Vonsichschieben der Verpflichtungen 
an die harte Wand unerfüllbarer. Zahlungsversprechen gestoßen war. Mehr schlecht als 
recht versuchten die Zeitungen dem aufgebrachten Volk in den nächsten Tagen den gan- 
zen Ernst der Lage zu verschweigen, um eine allgemeine Panik zu verhindern. Doch jede 
Besänftigung von dieser Seite wurde sofort als Atempause bei dem Schuldigen empfun- 
den. Schützte man ihn um des Landes und der Menschen willen, so nahm er das sofort als 
Freispruch hin. So müssen wir verstehen, was sich weiterhin zutrug. Wir dürfen anneh- 
men, daß die Vorgänge sorgfältig durchdacht waren, daß die geheimpolizeiliche Kontrolle 
des gesamten Volkes durch den SIDE, die Plünderungen und der Hunger, die wahnwitzige 
innere und äußere Verschuldung des Staates, die Schwächung der Polizeikräfte und die 
Beseitigung des Militärs, die klug montierte internationale Rückendeckung Teile eines 
Ganzen waren. Es hat dieser Vorgang sein geschichtliches Vorbild, 1789 in Frankreich! 
Wer Argentinien 1989 erlebt hat und dann das (im Literaturverzeichnis genannte) Büch- 
lein des französischen Historikers Güstave Bord liest, dem läuft es kalt über den Rücken. 
Daß die Absicht, Argentinien zu zerstören, mißlang, war Folge einer Reihe von nicht vor- 
hersehbaren „Zufällen“. Es hätte gelingen müssen. So gut war alles geplant gewesen. 

5.6.1989: „Der Ernst der Lage liegt nicht in den eigentlichen Plünderungen, sondern in 
den Befehlen, die man der Polizei gab. Der Innenminister (Pugliese unter Alfonsins Präsi- 
dentschaft) war nicht auf der Höhe der Ereignisse. Denn in seiner Gutmütigkeit („Tole- 
ranz“ nennt man es in der Freimaurerei) hatte er nicht nur, wie auch der Präsident, ge- 
glaubt, mit der Demokratie heile man, erziehe man, ißt und lebt man in Frieden, sondern 
gemeint, man könne auch gut zureden, abraten zu stehlen. Schöner Unsinn! Die Untätig- 
keit und Naivität mit der diese Regierung glaubt, was Demokratie sei, bewirkt keinerlei 
positive Reaktion bei den Plünderern, denn die Regierung scheint nicht zu verstehen, daß 
es sich nicht um Kavaliere handelt, bei denen eine gute Geste auf der Gegenseite eine gute 
Antwort findet. Die Terroristen und Unruhestifter, die gewöhnlichen Gauner und die ju- 
gendlichen Herumtreiber begreifen viel schneller die aktive Gegenwehr als die gutartige 
Überredung. Ich möchte klarstellen, daß ich nicht einem Gemetzel das Wort reden will wie 
es 1905 vor dem Winterpalast in Petersburg geschah, aber zwischen jener Orgie blutigen 
Schwachsinns und der Heilbehandlung einer gut zuredenden Demokratie gibt es eine Pa- 
lette beachtenswerter Möglichkeiten. Selbstverständlich mußte man zu Gummikugeln, 
zum Tränengas und zu den 14 Toten kommen, womit die Regierung davor warnte, daß 
sich etwa wieder ein Scheiterhaufen bildete, wie ihn die Jüngelchen der Coordinadora für 
Jene Heilige Woche 1988 vorbereitet hatten (als man gegen Rico vorgehen wollte)... Ein 
Polizeioffizier beruhigte mich, es gäbe genügend Ordnungskräfte. Was sie brauchen sind 
genaue Befehle, ausreichende Bewaffnung und Kampfeswillen. Über den letzten Punkt 
habe ich meine Zweifel. So heiß wie die Lage ist, so daß der Präsident — dieser Herr, der 
dicker oder flacher wird von einem Tag zum anderen, je nachdem ob man ihm die kugelsi- 
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chere Weste angezogen hat oder nicht und der sich damit befaßt, sein Volk zu beschimp- 
fen, als wären wir dafür verantwortlich, daß wir die schlechteste Regierung haben, die Ar- 
gentinien in diesem Jahrhundert erlebt hat — bereits ausdrückliche Bestimmungen des 
Verteidigungsgesetzes verletzt hat, indem auf seinen Befehl hin die Nachrichtendienste der 
Wehrmacht etwas tun, was ihnen ausdrücklich verboten ist: Interne Abwehr. Zu nichts 
führt das, solange der Präsident seine unveräußerlichen Sympathien für die terroristische 
Linke zeigt und in seiner engsten Umgebung Funktionäre beibehält die verdächtig sind, 
mit den Terrororganisationen der Linken verbunden zu sein und solange er sich nicht Re- 
chenschaft darüber ablegt, daß diese ihn brauchen als wäre er ein neuzeitlicher Idiot, et- 
was, woran ich glaube, denn er scheint wirklich für nichts nütze..... Das einzige Sachliche 
in unserer Lage ist, daß man ein Krisenkabinett gebildet hat, denn die Leute, die man da 
aufgestellt hat (mit Ausnahme von Pugliese) sind wirklich der Beweis dafür, daß wir uns in 
einer Krise befinden, denn selten hat das Land einen solchen Haufen von Stümpern gese- 
hen. Und wenn das als Beamtenbeleidigung aufgefaßt wird, hieße es, daß man einen neuen 
Paragraphen ins Strafgesetzbuch eingeführt hätte, den, die Wahrheit zu sagen.“ (270). 

5.6.1989: Innenminister Pugliese meinte: „Ich ziehe eine Plünderung einem Toten vor, 
denn das Leben hat Vorrecht. Wir werden die Panzer nicht auffahren lassen, solange nicht 
unser ganzes institutionelles System in Gefahr ist und die Sicherheitskräfte nicht ausrei- 
chen. Das aber wird nicht geschehen.“ 

Juan Aleman, Sekretär des Finanzministeriums unter Videla, antwortet sc die Auf- 
forderung Alfonsins, Anzeigen zu erstatten über Korruption. Er führt eine Reihe von 
reichlich bekannten, „bestürzenden“ Vorgängen auf (271). 

Peronisten und Radikale setzen sich zusammen, um eine vorgezogene Machtübernah- 
me zu besprechen. Man spricht als möglichen Daten vom 17. August und 12, Oktober an- 
stelle des verfassungsmäßig festgelegten 14. Dezember. 

Ein Richter erklärt die Ausstellung von Rechnungen in Dollar für gesetzmäßig. 

Die nordamerikanischen Banken erklärten Argentinien am 5. Juni in den Stand des 
„value impaired“, das heißt, es müssen an Argentinien gegebene Kredite auf Verlustliste 
gesetzt werden. Das betrifft eine Summe von 5.000 Millionen Dollar. Es wird angenom- 
men, daß Argentinien die Zinsen seiner Schulden im laufenden Jahr nicht zahlen kann. Sie 
wurden bereits seit 13 Monaten ohne vorherige Ankündigung nicht bezahlt. 

Die Banken dürfen bis zu 5.000 Australes aus Guthaben den Kunden auszahlen. 

Die fünf leitenden Politiker der Arbeiterpartei wurden festgenommen, da man sie für 
die Schäden bei den Plünderungen verantwortlich macht. 

Eine Reihe von bedeutenden Geschäftsleuten hat einen Wirtschaftsrat gebildet, der 
Menem auf dem Gebiet der Wirtschaft, der Unternehmen, den Nachrichtenmitteln und 
der Justiz ehrenhalber beraten wird. 

Der Dollar auf dem (verbotenen, aber allgemein zugänglichen) Parallelmarkt steht auf 
A 320,—. 

Etwa 1.200.000 Arbeiter sind vorläufig entlassen worden. 

Röntgenplatten gibt es nicht mehr. Man muß sie, wie viele andere Medizinen, in Uru- 
guay gegen Dollar kaufen. Es hat sich der Beruf von Zwischenhändlern eingebürgert, die 
die Reise auf die andere Seite des Rio de La Plata übernehmen. Insulin gibt es im Lande et- 
wa noch für sieben Tage. Das System der Krankenkassen ist am Zusammenbrechen (272). 

Menem stellt sein Kabinett vorsorglich zusammen. 

Alfonsin studiert einen Plan der Einschränkungen der öffentlichen Ausgaben, im Rah- 
men seiner „Kriegswirtschaft“. Man denkt an Massenentlassungen in den Behörden. Eine 
Reihe von Regierungsstellen soll aufgelöst werden, darunter befindet sich jene zur Vorbe- 
reitung einer neuen Hauptstadt im Süden. 
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ANALISIS Por Yacare 





Wenn ich jetzt abdanke, kann ich dann am 10. Dezember Arbeits- 
losengeld empfangen? 
Der Zeigefinger trommelt auf den Tisch. 


Die Lage verschlechtert sich von Stunde zu Stunde. Alles drängt darauf, daß Alfonsin 
abdankt. Doch „Es kommt nur noch darauf an, daß die Vorgänge zwischen Regierung 
und Opposition paktiert werden, damit Alfonsin seinen Traum erfüllt sieht, seinem Nach- 
Jolger die Präsidentenschärpe umzuhängen, wenn er abdankt, ein unmögliches Hirnge- 
spinst (quimera). Darum die neue Variante, wonach Alfonsin nicht abdanken würde, aber 
die Regierung doch shon im Juli übergibt“ (273). 

Es werden die Wirtschaftsindices für Mai bekanntgegeben. Sie schlagen alle bisherigen 
Rekorde der argentinischen Geschichte (und werden doch von den nächsten Monaten 
noch überholt werden!). Kleinhandel 78,5% und Großhandel 103%. „Ist das etwa keine 
Hoyperinflation?“ fragt „Ambito financiero“. Der Dollar steht am freien Markt auf 
320/340 Australes. 

Die bereits im wesentlichen von Menem zusammengestellte zukünftige Regierung (man 
spricht von einer „Parallelregierung“!) teilt mit, daß man auf vier Gebieten Inversionen 
vornehmen wird: Energie, Telefone, Straßenbau und Luftlinien. Man spricht von der Pri- 
vatisierung mehrerer staatlicher Firmen. Man nennt dabei das Telefonwesen. Der zukünf- 
tige Wirtschaftsminister, Miguel Roig, hat sich bereits an die Arbeit gemacht. Aller Augen 
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sind auf diesen bewährten und bekannten Wirtschaftsführer, leitenden Direktor bei Bunge 
& Born, gerichtet. Mit beispielloser Willenskraft meistert der Siebzigjährige die ihm aufge- 
lastete Arbeit, um im entscheidenden Augenblick dem drunter und drüber mit einem Ge- 
setzeswerk ein Ende zu bereiten, das dem Lande ein anderes Gesicht geben soll. 

Einer Vorverlegung der Machtübernahme durch Abdankung Alfonsins steht im Wege, 
daß Menem mit dem derzeitigen alten Kongreß (radikale Mehrheit) nicht arbeiten kann, 
der gewählte Kongreß aber erst im Dezember zusammentritt. 

Überall werden öffentliche Schulspeisungen eingeführt, die durch private Spenden be- 
zahlt werden. In unserem Bariloche erhalten 10.000 Personen, zumeist Kinder, täglich ein 
Essen. . 

“ Sie erinnern sich an den von uns gemeldeten Absturz des Privatflugzeuges von Menem. 
Es wird bekanntgegeben, daß tatsächlich Sabotage vorgelegen hat. Das Benzin war mit 
Wasser vermischt worden. Nach den bisherigen Erfahrungen auf diesem Gebiet (Bombe 
im Flugzeug von Isabela, Bomben in den Kinos, wobei die Täter vom Innenminister ge- 
schützt wurden, Bombe in einer Kaserne in Cordoba, die ein Attentat auf Alfonsin fingie- 
ren sollte) blickt man fragend in Richtung des amtierenden Präsidenten. Auch die Plünde- 
rungen sind nicht frei von Verdächtigungen. Es wiederholt sich ein immer gleiches Spiel. 
Unruhen, Attentate, Rebellionen geben dem Präsidenten Alfonsin die Möglichkeit, sich 
als Retter der Demokratie hinzustellen und von seiner eigenen Unfähigkeit und politischen 
Linkslastigkeit abzulenken. Als Alfonsin dann überraschend zurücktritt (wir werden so- 
fort berichten, wie es dazu kam) hält es der Fraktionsführer der Radikalen, Cesar Jaros- 
lavsky, für angebracht, zu betonen: „Die Schritte des Präsidenten sind über allen schufti- 
gen Spekulationen erhaben“. Er sagt es, nachdem man von einigen Oppositionsführern zu 
hören bekam: „Er geht, weil die Kartoffeln angebrannt sind“ (274). Wie kam es aber da- 
zu, daß Alfonsin plötzlich alles eben erst voller Wut und Vehemenz Verkündete über den 
Haufen warf und zum Staunen, aber auch zur Erleichterung des ganzen Volkes plötztlich 
abdankte? 


Alfonsins letzte Präsidentenstunden 


„Das Wochenende war ausschlaggebend für die Entscheidung des Präsidenten Raul 
Alfonsin, auf die Präsidentschaft am 30. dieses Monats zu verzichten (de resignar la pri- 
mera magistratura). Am Sonnabend und am Sonntag überstürzten sich die Zusammen- 
künfte zwischen dem persönlichen Vertreter des Staatschefs, Rodolfo Terragno, und den 
Vertretern des gewählten Präsidenten, Eduardo Bauzd und Eduardo Menem. Die Aufgabe 
hieß, ein Dokument auszuarbeiten, das die Machtübergabe vorverlegte und Regierbarkeit 
des zukünftigen Präsidenten mit dem Kongreß schuf“. 

„Alfonsin frühstückt in der Präsidentschaftsresidenz in Olivos mit den Morgenzeitun- 
gen La Naciön und Clarin, aus denen er Einzelheiten des neuen Wirtschaftsplanes des vor- 
gesehenen Wirtschaftsministers Miguel Roig ersieht. Nach den Berichten, die die Journali- 
sten dieser Zeitung (La Naciön) aus dem Regierungsgebäude bekamen, treffen der Wirt- 
schaftsminister Jesus Rodriguez und der Präsident der Zentralbank, Enrique Garcia Vaz- 
quez ‚wütend‘ (wie ein Zeuge es beschreibt) in der Residenz ein, um den Präsidenten zu 
sprechen.“ 

„ ‚So kann es nicht weitergehen‘. ‚Es gibt keine Macht und keine Glaubwürdigkeit 
mehr bei einem parallelen Wirtschaftsplan‘ dringen sie auf den Präsidenten ein. Noch am 
gleichen Morgen ersucht Alfonsin Terragno, er möge mit Carlos Menem sprechen. Der 
Berater des Präsidenten spricht mit dem zukünftigen Präsidenten und bittet ihn darum: 


ar i: 


‚die Kontakte bitte jetzt zwischen uns beiden“. 
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„Im Laufe des Sonnabendnachmittags finden unzählige Zusammenkünfte statt, an de- 
nen einige Minister und leitende Parteigrößen teilnehmen. Das Thema ist klar: die Vorver- 
legung der Machtübernahme.“ 

„Doch am Sonntag ereignen sich zwei Dinge, die den Staatschef in ‚schlechteste Lau- 
ne“ versetzen (lo ponen de pesimo humor). Zum einen erfährt man die Vorwegnahme des 
zukünftigen Wirtschaftssekretärs, Guido Di Tella, der prophezeit, daß der ‚Plan Null‘ des 
Kabinetts Miguel Roig einen ‚sehr hohen Dollarkurs‘ vorsieht.“ 

„Zum anderen die Erklärung Carlos Menems im brasilianischen Fernsehen Manchette, 
wonach er von Alfonsin ‚eine Geste‘ erwarte, um die Übergangszeit abzukürzen und daß 
dem Volk die Geduld ausgehen könnte.“ 

„Das alles führte zu einer plötzlichen Entfesselung der Lage. So bezeichneten es unsere 
Zeugen.“ 

„Es war 11 Uhr morgens, als der Präsident der Nation sich telefonisch mit Terragno in 
dessen Haus in Verbindung setzte und ihn bat, mit seinem Nachfolger zu sprechen. Ter- 
ragno sagte Menem, daß der Staatschef ‚sehr beunruhigt ist“ über einige wirtschaftliche 
Tragweiten und ob der Federal (die vorgesehene neue Währung, die den Austral Alfonsins 
ablösen soll) mit oder ohne Bild von Facundo Ouiroga gedruckt werden würde.“ 
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„Den Aussagen der Informanten nach versicherte ihm Menem, daß er am Flugplatz 
vor seinem Abflug in seine Provinz diese Veröffentlichungen dementieren werde. Doch 
das einzige, was Menem tat, war, daß er mitteilte, wenn es etwas zu sagen gäbe, er es spä- 
ter tun werde.“ 

„Alfonsin war nicht zufrieden, als er die Kabel der Nachrichtenagenturen über die Er- 
klärungen seines Nachfolgers erhielt.“ 

„Von Sonntag mittag an bis in die Nacht hinein folgten sich wieder unzählige Zusam- 
menkünfte in Olivos. Von 20.00 bis 22.30 Uhr befanden sich dort die Kabinettsminister, 
der Vizepräsident, die Parteiführer Juan Manuel Casella und Federico Storani sowie der 
Sprecher des Präsidenten. “ 

„Bei diesem Treffen teilte ihnen Alfonsin seinen Entschluß mit, zum 30. dieses Monats 
auf sein Amt zu ‚resignieren‘, und daß er zum Lande sprechen wolle. So wurde denn eine 
Erklärung ausgearbeitet, die gleichzeitig von Alfonsin und von Menem bekanntgegeben 
werden sollte und die die unvermeidlichen Punkte einer ordentlichen Machtübergabe ent- 
hielt.“ 

„Niemand äußerte sich gegen den Entschluß Alfonsins. Niemand opponierte einer Re- 
alisierung der Entscheidung des Präsidenten. So teilte man es uns mit.“ 
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„Vorgestern nun (Montag den 12. Juni) flog Terragno mit dem Dokument der Über- 
einstimmung in sechs Punkten und dem Datum der Machtübergabe am 30. Juni nach La 
Rioja. Im Laufe des Montags hatte der persönliche Delegierte des Präsidenten zahllose 
Zusammentreffen in der Residenz des Gouverneurs und im Regierungsgebäude mit Carlos 
Menem und Eduardo Duhalde (dem neuen Vizepräsidenten) unter anderen. Man kam zu 
keiner Einigung. Bis in die ersten Abendstunden hatte Terragno Besprechungen, um zu ei- 
ner Einigung zu kommen. Unterdessen besprach der Präsident auf Tonband die vorgese- 
hene Rede und machte einen letzten Versuch über den Arbeitsminister Ideler Tonelli, mit 
dem er sich telefonisch in Verbindung setzte.“ 

„Der Versuch schlug fehl. Immerhin bestand der Arbeitsminister auf der klärenden 
Festestellung, daß, falls Menem das Dokument nicht unterschreibt, trotzdem die sofortige 
Abdankung Alfonsins erfolgen würde. Es bleibe dabei, daß der Präsident sich von seinen 
Aufgaben lösen werde ab 30. dieses Monats und nicht genau an diesem Tag. Auf Wunsch 
des Nachfolgers sah man es nicht als Hindernis an, wenn er noch vier bis fünf Tage bleiben 
würde.“ 

„Um 21.25 sprach Terragno von dem Präsidentschaftsflugzeug aus auf dem Rückflug 
nach Buenos Aires telefonisch mit dem Büro des Sprechers des Präsidenten in der Casa 
Rosada.“ 

„Ich komme zurück, mit dem Dokument ohne Unterschrift! war die lapidare Mittei- 
lung. Zehn Minuten später begann Alfonsin mit der Ansage seiner historischen Botschaft. 
In 5.500 Meter Höhe hörte Terragno die Stimme des Präsidenten. “ (275). 

Der Vizepräsident Victor Martinez macht in dem erwähnten Dokument, das er 
Alfonsin übergab, darauf aufmerksam, daß es nach der Verfassung für die Führungslosig- 
keit des Staates nur vier Möglichkeiten gibt: Tod, Amtsenthebung, Abdankung (renuncia) 





RER 


Was für Allende der Selbstmord, war für Alfonsin die Abdan- 
kung. Mit der Brille in der Hand hofft er auf Brüderlichkeit. 


Raül Alfonsin anuncia su renuncia, agotada la mediaciön de Te- 
ragno. 
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oder Unfähigkeitserklärung. Das von Alfonsin gebrauchte Wort „resignar“ gibt es nicht 
als Grund. Immer wieder war in allen Zeitungen usw. die Rede von „renuncia“ gewesen. 
Aus welchen Gründen Alfonsin das entscheidendste Wort seiner Erklärung abänderte, 
kann nur erraten werden. Jedenfalls hält es die angesehene Zeitung „La Naciön“ in ihrem 
Leitartikel vom 14. Juni aus der Hand ihres Direktors Dr. Bartolome& Mitre für ange- 
bracht, dazu folgendes zu sagen: „Die Entscheidung des Präsidenten Alfonsin wurde mit 
einiger dialektischer Konfusion mitgeteilt. Er bekräftigte, daß er am letzten Tag dieses 
Monats auf sein Amt „resignieren“ werde, was einige Ungenauigkeit schafft, die hätte ver- 
mieden werden können bei direkter Anwendung des Verbums „renunciar“ (abdanken), 
welches das einzige Wort ist, welches die Verfassung für die Ablegung des Präsidenten- 
und Vizepräsidentenamts vorsieht. Aber lassen wir Gesichtspunkte beiseite, die man pro- 
zessuale nennen könnte — obwohl die strikte Befolgung verfassungsrechtlicher Bestim- 
mungen grundlegend ist, um einen Präzedenzfall mit großem Risiko für die Zukunft zu 
vermeiden und Einwände irgendwelcher Art bezüglich der Gesetzmäßigkeit der ins Amt 
eintretenden Regierung — ist es unausbleiblich, noch einige Gedanken anzuführen über 
den politischen Hintergrund der Angelegenheit.“ 

Und dann kommt Mitre in dem gleichen Leitartikel darauf zu sprechen, daß Alfonsin 
nicht hätte erwarten können, daß Menem das ihm vorgelegte Dokument unterschreibt. 
„Wahrscheinlich zog man (Alfonsin) nicht in Rechnung, daß nach sechs Jahren seiner Re- 
gierung viele Bürger heute anders denken als damals“. Das Dokument enthält eine ganze 
Reihe von Floskeln, die ihm eine Art Rechtfertigung der Alfonsinschen Regierung gibt. So 
wird die Vorverlegung der Amtsübergabe angesehen als notwendig wegen eines „Formalis- 
mus, der dem Geist der Verfassung widerspricht“, während der eigentliche Grund die völ- 
lige Unhaltbarkeit Alfonsins im Amt wegen dessen der Mehrheit der Staatsbürger klar ge- 
wordenen Unehrlichkeit, Selbstbeweihräucherung und Unfähigkeit ist. Mit dem hier wie- 
dergegebenen intriganten Vorgehen Alfonsins, bis zum letzten Augenblick eine verdiente 
Abdankung zu umgehen und sich in der Geschichte einen Namen zu erhalten, an den nur 
er selbst noch glaubt, hat sich erneut erwiesen, daß das Volk wieder einmal ein besseres 
Gespür für den wirklichen Charakter von Politikern hat als es die überall montierte Öf- 
fentliche Meinung besitzt, die ihre Aufgabe darin sieht, das Geschehen im Sinne einer Ide- 
ologie zu verbiegen, die nichts anderem als der Machterhaltung einer Geheimgesellschaft 
dient — in welcher Alfonsin eine führende Rolle spielt und mit deren Hilfe er meinte, im 
Trüben fischen zu können. 

Und noch etwas anderes vergißt Dr. Mitre zu erwähnen. Alfonsin spricht eine andere 
Sprache als Menem, als die große Mehrheit in Argentinien. Er meint, ohne Bedenken seine 
geistigen Richtlinien übertragen zu können auf geistig Gesundgebliebene. Die Gehirnwä- 
sche der Loge sitzt ihm so tief, daß er gar nicht merkt, wie er eine Wertordnung überträgt, 
welche für andere nicht besteht. Er meint, befehlen zu dürfen, wo ihm nur das mitleidige 
Staunen eines Irrenarztes entgegenkommt. Die Menschen fühlen anders, urteilen anders, 
denken anders, natürlicher, in ihre Umgebung eingebunden und weitab von den lebensun- 
fähigen Folgerungen einiger armseliger Logeneremiten. Daß Alfonsin es für wichtig hält, 
seinen Abgang von der Macht hinter der Mattscheibe eines maurerischen Ritus zwischen 
zwei demokratisch gewählten Präsidenten zu sehen anstatt auf die von ihm herbeigeführ- 
ten Leiden seines Volkes und deren notwendige Beendigung den Blick zu lenken, macht 
ihn verachtenswert, ja, zum Gegenstand des Hasses bei Volksgenossen, die niemals aus ih- 
rem Dorf herauskamen, aber inmitten ihrer blühenden Felder mehr von der Welt wußten 
als der weitgereiste Globetrotter in Brüderlichkeit. In keinem Augenblick hatte diese Lo- 
genpuppe inneren Anteil an dem, was sein Volk durchmachte. Wenn er es in seinen vielen 
Reden erwähnte, dann war es niemals mehr als phrasenbunte demagogische Intrige. Was 
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es bedeutete, daß hunderttausende von Parteifreunden (wie sich dann herausstellte) sich 
mit dem Recht ihrer hohen Posten unter den Nagel rissen, was ihnen in den Weg kam, daß 
Generatoren und Lokomotiven und Ölbohrungen und Schiffe verrosteten, das hat er sich 
niemals klargemacht. Dafür hatte er nicht das geringste Verständnis. Es war für ihn völli- 
ge Nebensache. Es paßt zu ihm, wenn er später einmal von sich sagt, er hätte niemals in 
seinem Leben Sport getrieben. Für eine Zeit wie die heutige war es der unfähigste, unpas- 
sendste Präsident, den sich Argentinien hatte erlauben können. 


Die Nebel steigen 


Wie weit man bei der Bedienungsmannschaft der Großlautsprecher in Europa von der 
Wahrheit entfernt ist, mit welchen billigen Mitteln man versucht, der Wahrheit ein 
Schnippchen zu schlagen, zeigt unter anderem auch wieder einmal Herr Redakteur Char- 
les E. Ritterbrand in der NZZ (309). Da heißt es in einem Kommentar unter der Über- 
schrift „Weinen um Argentinien“: „Ein Zusammenhang zwischen den Wahlen und den 
Jetzt ausgebrochenen Unruhen ist wohl darin zu sehen, daß die peronistische Opposition 
die an sich schon prekäre Situation vor dem Urnengang ausgenutzt und zusätzlich ge- 
schürt hatte, um den Radikalen unter Alfonsin noch mehr zu schaden. “ Bei diesen Bemer- 
kungen handelt es sich um böswillige Spekulationen, die in keiner Weise begründet sind. 
Es ist Brunnenvergiftung. Ganz im Gegenteil zeigt die Fälligkeit der inneren Schulden auf 
Daten unmittelbar nach der Wahl, daß es Alfonsin ganz eindeutig darauf abgesehen hatte, 
seinen Nachfolgern eine schwere, am liebsten nicht zu meisternde Lage im Lande zu über- 
geben. Miguel Roig spricht dann von einer „vergifteten Erbschaft“. Es heißt weiter: „Sei- 
ne (Menems) Beziehungen zu den Mächten Armee, Kirche und vor allem zu den Gewerk- 
schaften werden ihm zweifellos eine Gnadenfrist gewähren. Doch die Geister, die er rief, 
könnten auch ihm den Garaus machen — es sei denn, es gelinge ihm und seiner Regie- 
rungsmannschaft, aus den von Widersprüchen und Konzeptlosigkeit strotzenden Wahl- 
versprechungen zu einem wohldefinierten und kohärenten Wirtschaftsprogramm zu fin- 
den.“ Auch dieser Satz strotzt nur so von Unwahrheiten. Menem hat gerade im Gegensatz 

- zu dieser schweizer Behauptung keine Versprechungen gemacht, hat solche wortwörtlich 
abgelehnt, wie wir bereits zitierten. Er hat keine Geister gerufen. Der Satz paßt überhaupt 
nicht in die argentinische Wirklichkeit. Es gibt überhaupt keine Wahlversprechungen, als 
nur eine einzige: Einen Mann aus der Casa Rosada zu entfernen, der dem Lande in jeder 
Beziehung allerschwersten Schaden zufügte und als schlechtester Präsident in der ganzen 
argentinischen Geschichte gilt, den zu sehen oder zu hören, viele Menschen hier regelrecht 
anekelt. Auf diese Weise wird Herr Ritterband Herrn Alfonsin gewiß kein Hosenband ver- 
leihen. Die väterlichliebe Haltung eines ermahnenden und natürlich siebenmalklügeren 
Schweizers an die Argentinier wird hier, soweit man sie zur Kenntnis nahm, mit einer 
Handbewegung abgetan, wie man sie gegen Mücken braucht. Weinen um die Schweiz? 

Auf der Tagung der Acht in Caracas (Venezuela), an der auch der zukünftige argenti- 
nische Außenminister Domingo Cavallo auf Wunsch von Menem als Beobachter teil- 
nahm, erklärte dieser: „Argentinien wird die Zahlungen für die Auslandsschuld nicht auf- 
nehmen, bevor nicht die argentinische Wirtschaft neu geordnet und die Hyperinflation be- 
kämpft ist.“ (19. Juni 1989). 

Ein Bundesrichter nahm in der Steuerbehörde der Stadt Comodoro Rivadavia eine 
Hausdurchsuchung im Rahmen eines Verfahrens gegen den gegenwärtigen argentinischen 
höchsten Steuerchef vor. Es geht um Begünstigung und Amtsmißbrauch. Zur Hyperinfla- 
tion gehört die Hyperkorruption. 

Indirekt mit der Ernennung von Juan Bautista Yofre als neuem Chef der Geheimpoli- 
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zei SIDE wurde bekannt, daß der bisherige linkslastige Freund Alfonsins, Facundo Sua- 
rez, abgesetzt ist. Dabei wurde gesagt, daß der SIDE „eine weniger polizeiliche Struktur 
erhält und mehr sich mit den strategischen Plänen der Regierung befassen wird“. Das be- 
deutet, daß die kommunistischen Geheimagenten, die das gesamte private Leben der ar- 
gentinischen Bevölkerung unter Alfonsin nach dem Muster der Länder jenseits des Eiser- 
nen Vorhanges überwachten, auf die Straße gesetzt wurden (310). In der Tat macht man 
sich bald danach Sorge, was „mit den 4.000 jetzt Stellungslosen“ geschehen sollte. Unserer 
Schätzung nach handelt es sich aber um mehr als 20.000 solcher Burschen, die nicht nur 
zum Beobachten angestellt worden waren, sondern auch eine ganze Reihe von Verbrechen 
begingen. Der Mord an Martinez in Neuquen wird ihnen genauso zur Last gelegt wie eine 
Reihe von anderen Attentaten, die niemals aufgeklärt wurden. „Die größte Personalan- 
häufung hat man in der SIDE festgestellt“ (311). Es fand nicht allgemeine Zustimmung, 
daß dieser Wechsel mehr oder weniger stillschweigend erfolgte. Er hätte Gelegenheit geben 
können, den Charakter der alfonsinschen Regierungsführung (und ihrer europäischen 
Helfershelfer) aufzuhellen. 

Der nach dem Reinfall von La Tablada geschaffene Nationale Sicherheitsrat (wir be- 
richteten von dessen heterogener Zusammensetzung, die eher der Warnung subversiver, 
der Regierung nahestehender Elemente als ihrer Bekämpfung diente) ist ebenfalls bereits 
eingeschlafen, noch bevor Alfonsin abtrat. Der Raum, der ihm in der Präsidentschaft zu- 
gewiesen war, wurde ihm für eine andere präsidentielle Behörde fortgenommen, und sein 
Sekretär, der Admiral Barry Melbourne Hussey, reichte bereits seinen Rücktritt ein (316). 
Auch das ein Ende der Vorbereitungen für eine Räterepublik. 

Geschichtlich gesehen war die Epoche Alfonsin die größte Katastrophe, die Argenti- 
nien bis dahin erlebt hatte. Sie drückt sich am augenfälligsten in der Hyperinflation aus, 
denn Geld wurde zum allgemeinen Maßstab. Der Wichtigtuer auf dem Thron meinte, Po- 
litik zu machen, wenn ihm das in der Loge Gelernte, Worte und Zeichen, zur Unterlage 
seiner brillanten Reden diente, er aber im übrigen denen von seiner Partei ein mit tausend 
kleinen Vorteilchen gezuckertes Leben schenkte, dem keine Leistung entsprach. So rottete 
er langsam aber sicher den Anstand in den Behörden und Staatsbetrieben aus. Und weil er 
von diesen feigen Kreaturen dennoch keinen Schutz und keine Sicherheit spürte, kroch in 
ihm täglich die Angst um seinen Präsidentenstuhl (und um sein Leben!) immer näher sei- 
nem Herzen. Er konnte ihr nur mit ärgerlichen Reflexen und dann mit polterigen Angrif- 
fen auf selbst konstruierte „Verschwörungen“ antworten. Bald hatte er sich dafür inner- 
halb des SIDE eine Schar von Subjekten gesammelt, die charakterlos und unterwürfig zu 
jeder Schandtat bereit waren. Wäre er an der Macht geblieben, so wäre es mit den bisheri- 
gen staatstragenden Schichten sehr bald vorbei gewesen. Bestenfalls wären sie außer Lan- 
des geflüchtet. So hat Alfonsin eine Welt zu Grabe getragen, die sich am La Plata in 150 
Jahren unter den verschiedensten Zeichen, am ehesten noch unter dem der phrygischen 
Mütze der Freiheit im dauernden Kampf mit sehr viel Eigennutz gebildet hatte. Menem 
hat sich vorgenommen, sie in ihren positiven Teilen wieder zum Leben zu erwecken. Ob es 
ihm gelingen wird, wird man am ehesten an den Zahlen sehen. 

In dem Augenblick, da Alfonsin von der Bildfläche verschwindet, bekommt er es fer- 
tig, zu warnen: „Ich werde drei Monate Ruhe halten, wenn man mir nicht zuviel die Ohren 
füllt“. Dieser Volksschädling meint, wenn er wieder einmal zu reden anfängt, könne er all 
das, was man jetzt an Schmutz und Korruption und Unfähigkeit und Böswilligkeit in den 
Regierungsschubladen entdeckt, mit schönen Worten aus dem Wege schaffen. Schon die 
Tatsache dieser Drohung ist eine bodenlose Frechheit, nichts weiter. Das Schlimmste, was 
ihm passieren kann ist aber, daß Menem zum Ziele kommt ohne überhaupt noch ein einzi- 
ges Wort über diesen kläglichen Wurm zu verlieren. Inzwischen gestattet Menem nicht, 
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daß nunmehr, wie in südamerikanischen Republiken nicht selten, unverdiente Früchte ge- 
pflückt werden. 

Es trug wahrlich nicht zur Festigung seines Ansehens bei, wie Alfonsin sich in den letz- 
ten Monaten benahm. Die Untätigkeit war allzu deutlich. Das Trommeln mit der Kriegs- 
wirtschaft einerseits und dann das plötzliche Abdanken um jeden Preis andererseits, ver- 
stärkte noch den Eindruck, er tue alles Erdenkliche, um dem Nachfolger das Leben sauer 
zu machen. Er unternahm auch in den ernsten letzten Monaten nichts, um Brücken zu 
bauen, seinen Gegner zu gewinnen, es sei denn, man erinnere an den ganz anders zu deu- 
tenden Versuch, sich mit einem Cafiero als Nachfolger „zu arrangieren“. Letzte Klarheit 
ist über keinen einzigen seiner Schritte zu gewinnen. Er hütete sich davor, klare Farbe zu 
bekennen und überließ die Marschrichtung seinen Kumpanen, denen er zuschob, was er 
konnte, um ihnen einen Sieg zu ermöglichen. Alfonsins Herrschaft hat darum niemanden 
außerhalb seiner Umgebung überzeugt. Das Volk aber hat sofort auf den Verlust von Ord- 
nung und Sauberkeit reagiert und die niedrigsten Subjekte fanden schnell Löcher, um in 
die Freiheit der Selbstbedienung hinauszuschlüpfen. Es war wie mit dem Wasser, das auch 
durch die kleinsten Poren einer Mauer zu dringen pflegt. Das erbärmliche Ergebnis ließ 
sich von ihm auch mit seiner pompösen Kriegserklärung nicht mehr aus der Welt schaffen. 

Von wo holte sich Alfonsin das Recht zu seinen Handlungen? Was war das Wesen sei- 
ner Legitimität? Es lag in einem philosophischen Verständnis, das der überwiegenden 
Mehrheit der Wähler unbekannt war. Was man davon wußte, konnte man nur hinter ge- 
wissen Zeichen und Emblemen vermuten. Man hatte sogar hier und dort die böse Ahnung, 
daß so etwas eines Tages als Weltregierung gesetzmäßige Kraft erlangen könnte. Aber nie- 
mals konnte man hier und heute diesen Zinken Autorität zuschreiben. Dazu reichte die an- 
gebotene Information nicht aus, dazu hatte es an transparenter allgemeiner Zustimmung 
gefehlt. Gleichgesinnte und Gleichgeschaltete suchte Alfonsin in ausländischen Regie- 
rungsspitzen. Und er fand sie dort. Doch alle Hilfe, die man ihm aus anderen Erdenwin- 
keln gewährte — es waren oft sechsstellige Zahlen in Dollar — konnte das zwingende Got- 
tesurteil nur immer weiter hinausschieben. Die Unehrlichkeit seines Vortrages in Washing- 
ton und in Madrid und in Bonn und in Harare und in Delhi, schlug der Weltmannschaft 
als Teile einer laufenden Niederlage zu Buch, die nur dank eines raffinierten Aufbaus der 
heutigen Weltwirtschaft von den schuftenden Massen nicht zur Kenntnis genommen wur- 
de. Vergleicht man seine letzten Verlautbarungen mit den tatsächlichen Vorgängen, so 
wird man an einen Churchill erinnert, der noch auf dem Wege zum Begräbnis des von ihm 
getöteten Empires sich nicht genug tun konnte in Verwünschungen auf die Achsenmächte. 
Es gibt geschichtliche Augenblicke, in denen die Völker von Blinden geführt werden. Und 
wir sind auf dem besten Wege, den Lauf nicht nur dieses oder jenes Volkes, sondern der 
ganzen runden Welt solchen Blinden anzuvertrauen. Mit begeisterter gleichzeitiger Verflu- 
chung von Nazis, Faschisten und Fundamentalisten. 

Man sehe sich nur an, wen Alfonsin zusammengetrommelt hat, um ihn nach seiner 
(vom Vizepräsident übergebenen, nicht selbst ausgesprochenen) Abdankung am Ausgang 
des Kongreßgebäudes jubelnd zu verabschieden. Es waren Parteigenossen. Keine einzige 
davon unabhängige oder zählende Stimme war dabei. Er hat in seiner Regierung vieles ge- 
schehen lassen, was seinen Worten ins Gesicht schlägt und er hat dauernd alle Türen sperr- 
angelweit offen gelassen, um jene Kräfte hereinzulassen, die das dauernd kläglicher anzu- 
schauende Gebäude seiner „lieben“ Demokratie vollends zum Einsturz bringen lassen 
wollten. Er war ein falscher Freund des von ihm angeblich so teuer erkauften demokrati- 
schen Staates. Er hat sich in die Rolle seines Retters hineingespielt, um ihn um so unge- 
störter wieder im Sinne einer fortschrittlichen Volksrepublik beseitigen zu können. Es gibt 
für Freimaurer, wie wir schon feststellen mußten, in der Tat nichts Heiliges. Sie zögern in 
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keinem Augenblick, zugunsten neuerer „Erkenntnisse“ ihrer Zerstörungsagenten das nie- 
derzureißen, was sie angeblich bis dahin am höchsten schätzten. Seine Spießgesellen hat- 
ten darum immer das letzte Wort. Keine Hand hat er gerührt gegen die „Todos por la Pa- 
tria“ bis sie eben in die von Gott gestellte dumme Falle von La Tablada tappten. Immer 
wieder müssen wir uns vor Augen führen, daß er sein Amt als schwere Bürde nur in jenem 
Sinne auffaßte, als alles was davon Demokratieessenz war, immer nur ein Minimum sein 
sollte, das in täglicher und (mehr wohl noch) nächtlicher Arbeit aufgefüllt werden sollte zu 
einem immer besseren und vollkommeneren Zustand, an dessen Ende das gestaltlose und 
rechtlose und amoralische Utopia sich erheben sollte. So haben ihn alle seine Bundesbrü- 
der im In- und Ausland verstanden. So hat er sich selbst verstanden. 

Man begann, Menem etwas ernster zu nehmen, als er die bekannte liberale Politikerin 
Maria Julia Alsogaray gewann, um die staatliche Telefongesellschaft zu privatisieren. Es 
galt als Anzeichen dafür, daß es mit dem Vergeben von Pöstchen an Parteifreunde, wie so 
üblich in Lateinamerika, nichts werden würde unter Menem. 

Als Menem Octavio Frigerio an die Spitze der sehr wichtigen staatlichen Petroleumge- 
sellschaft YPF setzte, stieß er auf den Widerstand der Gewerkschaft der Petroleumarbei- 
ter und der Gewerkschaftsführung des Landes unter Ubaldini. Man meinte, „Es geht uns 
nicht um unsere Posten, sondern um die Verteidigung von YPF und den Staatsbesitz. “ 
Wie in diesem Falle engte er auch in anderen Fällen die Autorität der Leiter der Staatsbe- 
triebe sehr ein. Es waren die Quellen der Korruption. Der neue Arbeitsminister, ein ehe- 
maliger Gewerkschaftsführer, Jorge Triaca, stellte klar: „Wir werden nach oben ausglei- 
chen, anstatt denen zu nehmen, die mehr haben, und diese so den schlechter gestellten an- 
zugleichen“. Viele weitere Gedanken erinnern sehr an Äußerungen aus dem Kreise der ge- 
genwärtigen chilenischen Regierung. Was man an Zahlen erfährt, ist niederschmetternd. 
Ganze 140 Millionen Dollar fand man in der Staatsbank als Reserve. Kostenlose Lebens- 
mittelausgabe erfolgte bei Beginn der Regierung Alfonsin an 1.000.000 Personen. Heute 
sind es 8.000.000. 

Die Bemühungen Menems um eine breite und arbeitsfähige Basis auf dem Gebiet der 
Wirtschaft erinnert daran, daß in diesen Tagen Octavio Paz aus den Händen Frangois 
Mitterands den Premio Toqueville erhielt, weil er „die Versöhnung der beiden modernen 
großen Strömungen Sozialismus und Liberalismus gegenüber totalitären abergläubischen 
Ansichten“ bewerkstelligte. Man hat den Eindruck, daß Menems Ernennungen von langer 
Hand vorbereitet waren und sich im wesentlichen aus persönlichen Kontakten ergeben, die 
zum Teil schon Jahre zurückliegen. Ideologische Konzepte oder Parteibücher spielen da- 
bei deutlich keine Rolle. Wie von einem Alfonsin nicht anders zu erwarten, bemühte sich 
diese politische Kreatur darum, Menem so viel Schwierigkeiten in den Weg zu legen wie 
nur irgend möglich. So handelte er noch bei (politischen) Lebzeiten mit dem Gewerk- 
schaftsführer einen Mindestlohn aus (A 20.000) der zu einer 200%igen Inflation im Juli 
führen mußte. In seinem Kampf gegen die großen Syndikate der staatlichen Unternehmen 
wäre Menem damit in einer schwierigen Lage. So wird die Ernennung eines Frigerio als 
Präsident der YPF zu einem Ereignis, das über Menems politisches Schicksal entscheidet. 
Die Gewerkschaften kämpfen um ihre Pfründe und es spielt ihnen keine Rolle, damit die 
Wirtschaft des Landes aufs Spiel zu setzen. Doch Menem setzt sich durch. Sein Mann 
bleibt. Herr Neustadt warnt: „Das, was man nicht am ersten Tag tut, kostet etwas mehr in 
der ersten Woche, Kostet sehr viel mehr im ersten Monat und ‚vergiß es‘ im ersten Jahr.“ 
Alfonsin verkündet, er würde sich jetzt drei Monate lang von seiner Regierungstätigkeit 
erholen und dann zu einer „konstruktiven Opposition“ übergehen. Man kann sich bereits 
denken, worin sie bestehen wird: In schönen Redensarten die in jenem maurerischen Se- 
rum schwimmen, das heute mehr einbringt als sachliche Arbeit. Wie in Chile wird man 


314 








den Schlendrian und den Diebstahl vergessen und den Ursprung der Misere und wird Koh- 
len häufen auf das Haupt desjenigen, der den Mut fand, diesen Augiasstall auszumisten. 
Das ist das Wesen der Demokratie. 

Am. Juli hat Menem seinen 58. Geburtstag. Er feiert ihn in La Rioja, der Hauptstadt 
seiner Provinz. „Die amtliche Residenz war ein Kommen und Gehen von Freunden, Be- 
amten und zukünftigen Kabinettsmitgliedern, vor allem aber von Nachbarn und Bekann- 
ten, die ihn beglückwünschten und Geschenke ablieferten und sich wieder verabschiede- 
ten, wenige Tage bevor er die Präsidentschaft übernimmt. ‚Nimm den Schlüssel und paß 
auf, daß nichts fehlt‘, sagte ihm am Vorabend schon eine Angestellte, die in seinem 
Schlafzimmer hunderte von Geschenken angehäuft hatte. Da waren zunächst einmal ver- 
schiedene Fahrräder (denn Menem hatte bei Ankündigung einer neuen Benzinpreiserhö- 
hung dem Volk empfohlen, jetzt das Fahrrad zu benutzen), Federhalter, ein Gewehr mit 
Zielfernrohr, verschiedene goldene Uhren, zig Krawatten, Perfümflaschen, Flaschen na- 
tionalen und importierten Whiskys, eine Büste von Facundo, Kleidungsstücke. Nicht ins 
Schlafzimmer kamen verschiedene lebendige Spanferkel und Fasane, Ziegen und Weine 
aus San Juan und Meerestiere, die der Unternehmer Greco gesandt hatte. Mit diesen Vik- 
tualien begann der Chef der Residenz am nächsten Morgen eine Reihe von Essen vorzube- 
reiten, die vom Mittag bis zum Abend einer langen Liste von Eingeladenen vorgesetzt wur- 
de. Ein besonders ausgedehnter Besuch war der der heute 83-jährigen Maria del Pablo, je- 
ner Frau, die Menem versorgte, als er Rechtsstudent in Cordoba war. ‚Er saß in seinem 
Zimmer und studierte und ich mußte ihm das Essen dahin bringen‘, berichtete sie bewegt 
den Umstehenden. In den Morgenstunden nahm Menem kurz sein Flugzeug und besuchte 
in Chepes seinen kranken Freund Omar Yaryura. Bis um 5 Uhr nachmittags dauerte dann 
der Nachtisch, bis Menem dann mit seinen Gästen auf die Plaza ging, wo man das Fest des 
Provinzheiligen San Nicolas de Bari feierte, das mit dem Geburtstag Menems überein- 
stimmt. Dort wurde er von einer Militärkapelle empfangen, die das ‚Cumpleanios feliz‘ 
spielte. Dann begab Menem sich ins Regierungsgebäude, um hunderten von Journalisten 
zur Verfügung zu stehen und um 9 Uhr abends kam er in seine Residenz zurück, wo man 
die Festlichkeiten nicht einen Augenblick unterbrochen hatte. Denen aber, die über das 
mehr als reichliche Mal sprachen, erklärte der Chef: ‚Sind alles Geschenke. Nicht einen 
centavo brauchten wir dafür auszugeben‘. “ (313). 

Einen Tag darauf spricht er vor 1.200 Landwirten in Tanti in der Provinz Cordoba: 
„Ich bitte Sie erneut, mitzumachen und mir zu helfen. Ich bitte Sie erneut, zu säen; vergrö- 
ern Sie Ihre Anbauflächen. Ich versichere Ihnen, Sie werden gerechte und rentable Preise 
bekommen. Wir brauchen Einnahmen und Kapital und das geht am schnellsten über den 
Sektor den Sie vertreten.“ Im Laufe der Vorträge übergab ihm die Landwirtin Rosa Al- 
borcen aus Rio Turbio, die südlichste Landwirtin Argentiniens, ein Geschenk. Dann fuhr 
Menem abschließend fort: „Unsere Herausforderung ist ein Land in Demokratie, Freiheit 
und Gesetzmäßigkeit, damit man wieder sagen kann, daß Argentinien ein Fleck ist, auf 
dem es sich lohnt, zu leben.“ Der Applaus wurde zu einer allgemeinen Ovation, berichtet 
die Presse (314). 

Infolge des Zusammenbruchs der argentinischen Währung strömen aus den Nachbar- 
ländern Käufer ins Land. Das geschieht in einem solchen Umfang, daß sowohl Brasilien 
wie Paraguay angesichts der Schäden für ihre Wirtschaft die Schließung der Grenzen be- 
absichtigen. 

Weiterhin ist die Desinformation über die Grenzen hinaus typisch. Da erscheint z.B. 
im Ambito financiero am 3. Juli auf S. 9 ein Aufsatz von einem gewissen Roberto Aizcor- 
be, in welchem es von Chile heißt: „Pinochet beabsichtigte, einen schnellen Übergang mit 
einem Vertrag mit der Opposition zu vermeiden, aber da das mißlang, besteht die Versu- 
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chung eines neuen Putsches nach taktischer Abdankung“. Nichts ist unsachlicher. Im Ge- 
genteil: Pinochet ist, wie wir erfuhren, gerade derjenige, der sich streng auf den Boden der 
Verfassung stellt, und es ist die Opposition, die das verhindern will. Es ist wirklich ein ern- 
stes Problem, daß die Presseagenturen heute überall auf der Welt in der Lage sind, durch 
Verfälschungen und Unwahrheiten politischen unsauberen Einfluß zu erlangen. Kommt 
dann die Lüge zum Platzen, werden auch wieder die „unvorhergesehenen“ Ereignisse er- 
neut mit falschen Motiven versehen. Der werdenden Einwelt fehlt es daher an institutio- 
neller Ehrlichkeit, solange sie nicht in der Lage ist, eine übernationale Pressekontrolle mit 
fühlbaren Strafmaßnahmen für Falschmünzer einzurichten. Im Augenblick sind für Re- 
dakteure der NNZ oder für Journalisten der großen Zeitungen diejenigen Politiker, die 
mehr können als die Logenblümchen, Freiwild. Ganz abgesehen von den laufenden Fäl- 
schungen der Geschichte, die für Deutsche zum täglichen Brot gehören. 

„Sechs Jahre danach“ überschreibt sich eine Zusammenstellung der Lage, in welcher 
sich das Land nach dem Zusammenbruch der Alfonsinschen Politik befindet: 

1. Das Bruttosozialprodukt pro Kopf sank in diesen 6 Jahren um 3,9% 

2. Die öffentliche und private Inversion fiel um 16,1% 

3. Die Auslandsschuld stieg von 45.000 Millionen 1983 auf heute mehr als 
60.000 Millionen Dollar. 

4. Die Unterbringung von Staatsschuldverschreibungen mit ungewöhnlich 
hohen Zinssätzen, erreichte dennoch nicht, daß das Staatsdefizit gedeckt 
wurde, dessen Hauptimpuls es durch Öffentliche Ausgaben erhielt, die 
mehr als 50% des Bruttosozialprodukts ausmachten. 

5. Heute haben wir daher etwa 100% Inflation monatlich, was eine jährli- 
che Inflation von 409.500 Prozent ausmacht! 

6. Die innere Verschuldung beträgt 3.000 Millionen Australes. (315) 

Die Radikalen konnten sich Tage vor der Machtübergabe ohne Nachteile leisten, un- 
geschminkt ihre großen Sympathien für andere Linke zur Schau zu stellen. „Leute aus der 
Umgebung des hauptstädtischen Radikalen Enrique Nosiglia nahmen Verbindung auf mit 
der Führung der Vereinigten Linken, um gemeinsame Oppositionspolitik zum Peronismus 
zu betreiben. Nosiglia, Marcelo Stubrin, Ricardo Lafferriere und andere führende Radi- 
kale sind mit Patricio Echegaray, dem obersten Chef der Kommunistischen Partei be- 
kannt seit den Tagen der Coordinadora Politischer Jugendbewegungen zu Beginn der 70er 
Jahre... In dieser Lage versicherten Leiter der Izquierda Unida (der Vereinigten Linken), 
daß man nicht ein gemeinsames Mahl mit dem Radikalismus einnehmen wolle, solange 
Alfonsin eine solche gemeinsame Front nur zum eigenen Vorteil aufbauen will... Die 
Linke hat einen wachsenden Einflußraum vor sich, vor allem innerhalb der Intellektuel- 
len. Bei den Radikalen baut man auf der Strategie Alfonsins im Bereich der Menschen- 
rechte, wo man eine Zukunft für die Partei sieht.“ (320) 

Der radikale Abgeordnete Leopoldo Moreau verkündete, daß seine (bis zum Dezember 
noch amtierende) Mehrheit im Abgeordnetenhaus weder einem Gesetz zustimmen werde, 
das die Entlassung öffentlicher Angestellten ermöglicht, noch einer Amnestie von Wehr- 
machtsangehörigen (321). Ihres Postens enthoben werden sollten nämlich die Direktoren 
(die vier höchsten Kategorien der Gehaltsskala) der öffentlichen Betriebe, die seinerzeit 
von Alfonsin ohne vorherige Prüfung ihrer Fähigkeiten ernannt wurden. Arbeitsminister 
Triaca will „die Behörden säubern von den politischen Funktionären, die der Radikalis- 
mus einsetzte.“ 

Da der Oberste Richter Augusto Cösar Belluscio einen einmonatlichen Urlaub antreten 
wird, verbleibt vorübergehend eine Mehrheit im Höchsten Gericht, die für die Annahme 
eines „Gesetzes zur Nationalen Befriedigung“ oder „der Nationalen Einheit“ ist. (321) 
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Das von Moreau so scharf abgelehnte Gesetz der Privatisierung von Staatsbetrieben ist 
fertig zur Vorlage im Kongreß. Sie sollen umgewandelt werden in Aktiengesellschaften. 
Die bisherigen Arbeitnehmer erhalten Aktien im Maßstab ihrer Stellung und der Dauer ih- 
rer Zugehörigkeit zu dem Betrieb. Andere Aktien erhalten die Lieferanten. Die Aktien ste- 
hen den Eingentümern zur freien Verfügung. Es wird wahrscheinlich erst mit dem neuen 
Kongreß im Dezember 1989 in Kraft treten und dann eine ebenso entscheidende Wendung 
herbeiführen, wie es die „Stille Revolution“ unter Pinochet auf die Beine stellte. Es ist 
wahrscheinlich, daß die dortigen Erfahrungen verwertet wurden. 

Die wenigen Tage, die Menem bereits vor seiner Machtergreifung tätig wird, ermögli- 
chen bereits einen Vergleich mit seinem Vorgänger, was Arbeitsweise und Verwaltungs- 
form angeht. Es ergibt folgendes Bild, das ein hohes Maß an politischer Einsicht des 
Nachfolgers zeigt: „Bezeichnend ist die Änderung und teilweise Abschaffung des ‚Büros 
des Präsidenten‘. Aufgelöst wurde bereits der ‚Rat zur Festigung der Demokratie‘, eine 
der persönlichsten Schöpfungen Alfonsins. Menem wird mit seinem Kabinett in dauernder 
Sitzung arbeiten, im Gegensatz zu Alfonsin, der in bestimmten Augenblicken Treffen mit 
seinen Ministern anordnete. Und wenn er es tat, so geschah es mit spektakulären und re- 
thorischen Absichten. Menem dagegen ist ein Mann, der die anderen reden läßt, der zu- 
hört und seine Meinung bei sich behält, um später eine Entscheidung zu fällen. Das paßt 
besser zu der heterogenen Zusammensetzung seines Kabinetts. Er sucht Meinungen und 
nicht die Gegenüberstellung. Alfonsin spricht einmal von einer Beziehung zu seinen Mitar- 
beitern, die von ihm ausstrahlt und die auf einem besonderen Kontakt mit jedem einzelnen 
von ihnen fußt, der geschaffen wurde in Sitzungen ohne Zeugen“. (322) 

Unter Alfonsin wuchs die Armut am Stadtrand von Buenos Aires auf mehr als 3 Mil- 
lionen Menschen. 725.000 Haushalte sind hierher zu rechnen. Ein Zeichen des rapiden 
Verfalls unter seiner Staatsführung sind die Zahlen, die das Nationale Statistische Amt 
mitteilt: Von 1985 bis 1987 wuchs die Armut von 31,6 auf 38,8 Prozent, was die Wohnun- 
gen angeht, und bei der Bevölkerung lauten die Zahlen 37,8 bzw. 47,2 Prozent. Die Krite- 
rien, die die Behörde anwandte, um die unzureichenden Zustände zu erfassen, waren das 
Leben auf bloßer Erde, die Baufälligkeit der Hütten, die sanitären Zustände (Wohnungen 
ohne Toilette), Erziehung (Familien, in denen wenigstens ein Kind nicht zur Schule geht) 
und die Möglichkeit des Überlebens (d.h. die Fälle, da vier oder mehr Personen von einem 
Familienoberhaupt abhängen, dessen Ausbildung niedrig ist). Gerade diese Zahlen for- 
dern in nicht zu überbietendem Maße zu einem Vergleich mit der Entwicklung in Chile 
auf, wo ein Elendsviertel nach dem anderen unter Pinochet verschwand. 

Der neue peronistische Gesundheitsminister, Julio Corzo, beabsichtigt, dem Kongreß 
ein Ernährungsnotgesetz vorzulegen, das sechs Millionen Personen Hilfe bringen soll. 
„Die Lage hat sich bedrohlich verschärft. Neun Millionen Personen befinden sich in einer 
verzweifelten Lage.“ 

Der zukünftige Energiesekretär, Julio Cesar Araoz, unterzeichnete dann ein Abkom- 
men mit dem Syndikat der Petroleumarbeiter, SUPE, in welchem unter anderem in Beant- 
wortung der bisherigen Verschleuderungen vorgesehen ist: 

Das Unternehmen YPF (die staatliche Petroleumfirma) zu 
säubern und zu ordnen. Ihre Verpflichtungen klar zu stellen und 
ihre Gläubiger. 

Das möglichste aus der Verwaltung herauszuholen, um die 
Produktion zu steigern. 

Da bekannt wurde, daß der Benzinpreis nach der Machtübernahme im Rahmen des 
neuen Wirtschaftsplanes um ein fünffaches steigen werde, bildeten sich die letzten Tage 
bis dahin lange Schlangen vor den Tankstellen im ganzen Lande. Das führte zur Notwen- 
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digkeit, nur 20 Liter pro Fahrzeug auszugeben. Ausgenommen wurden von dieser Maß- 
nahme Krankenwagen, Omnibusse, Taxis und Fahrzeuge der Wehrmacht. 

Die Internationale Presse beginnt aufzuwachen. In „Time“ heißt es: „/n dem kom- 
menden Prozeß müssen sowohl er (Menem) wie das ganze Land fertig werden mit Jahr- 
zehnten politischer Exzesse, wirtschaftlicher Unachtsamkeit und Verantwortungslosig- 
keit. Zur Überraschung fast aller (die bis dahin der Presse geglaubt hatten) machen die er- 
sten Schritte Menems den Eindruck, daß er tut, was die Lage gebietet.“ 

Die staatlichen Fernsehkanäle haben eine Schuld von 70 Millionen Dollar angehäuft. 
„In einem Monat wird ausgegeben (an 1.200 Angestellte und 111 Direktoren, alles Links- 
intellektuelle natürlich) was in einem Jahr hereinkommt “ teilt der neue peronistische Pres- 
sesekretär Jorge Raschid mit. „Sämtliche laufenden Rechnungen der Kanäle sind be- 
schlagnahmt.“ Das letzte Mal, daß diese Maulhelden ein Gehalt beziehen ist der 7. Juli 
1989. Zwei Tage darauf werden sie an die Luft gesetzt und man braucht nicht mehr die wi- 
derliche Stimme der Ansagerin in Radio Nacional (unter anderem) über sich ergehen zu 
lassen. Auch hier versucht Menem, die Blüten einer verfaulten Verwaltung voller Klatsch 
und Gift dorthin zu schaffen, wo sie hingehören, auf den Abfallhaufen. Unsere Zeit ist 
nicht unbedingt verdorben. 

Der Expräsident Arturo Frondizi ist des Glaubens: „Der innere Frieden der Nation 
läuft dauernd die ewig latente Gefahr einer marxistischen Untergrabung und der weltwei- 
ten sowjetischen Pläne im Süden.“ 

Um die ärmeren Bevölkerungsschichten vor den Folgen der zusammengebrochenen 
Wirtschaft zu schützen, ist vorgesehen, die kostenlosen Lebensmittelpakete (PAN) zu ver- 
erößern, aber die Empfänger zu verpflichten, Arbeiten für die Gemeinden auszuführen, 
die man ihnen antragen wird. Militär und Kirche werden die Versorgung mit Fahrzeugen 
usw. unterstützen. Ausdrücklich heißt es in der amtlichen Bekanntgabe: „Dieser Plan 
wurde inspiriert von einem ähnlichen in Chile“ (323). 

Wie bereits in einem unserer früheren Bücher mitgeteilt, hatte sich Alfonsin sehr beeilt, 
den gesamten diplomatischen Dienst von seinen Anhängern zu besetzen. Das war notwen- 
dig, um ihm für seine (kostspieligen) Eskapaden ins Ausland die notwendige „demokrati- 
sche‘‘ Begleitmusik zu verschaffen. Alles war auf einen stufenweisen dauernden Fort- 
schritt hin nach links ausgerichtet. Jetzt stellt sich heraus, daß die Zahl der derart Kapitu- 
lierten sich ohne Schwierigkeiten vergleichen läßt mit der Beamtenschwemme im Innern. 
Es ergibt sich, daß 45% des diplomatischen Massenaufgebotes in fünf Städten konzen- 
triert wurde, und daß in diesen Argentinien mehr Diplomaten besitzt als die USA, Frank- 
reich oder Großbritannien. 

Für Alfonsin wird für die Zeit nach der Machtabgabe eine Leibwache gefordert. Sie 
soll aus 20 Prätorianern und zwei Autos bestehen. Die Antwort in der Presse ist beschä- 
mend: Der ehemalige Präsident Frondizi hat einen einzigen uniformierten Polizisten vor 
seiner Tür stehen, die ehemaligen Präsidenten Ongania, Levingston und Lanusse haben 
überhaupt keinen Schutzmann. 

Es wird einer breiteren Öffentlichkeit bekannt, daß der Niedergang der Firma „Fabri- 
caciones Militares“ seinen sichtbaren Ursprung in der Politik der radikalen Regierung hat. 
Dieser kam es darauf an, eine „organisierte und gelenkte Zerstörung vorzunehmen, um 
die Beseitigung einer eigenen militärischen Industrie zu erreichen... Von 84 bis 89 wur- 
den Verluste von mehr als 700 Millionen Dollar erreicht“ (324). 

Mitten im Trubel der Übergabe wird die zukünftige Autonomie der Zentralbank ver- 
kündet. Das bedeutet, daß die Leiter jener Bank nicht mehr an parteipolitische Richtlinien 
gebunden werden können. Sie sind in der Handhabe ihrer Aufgaben von der Regierung 
unabhängig. Das betrifft insbesondere den Umfang der Geldausgabe und die Festsetzung 
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der Zinssätze. Mehrfach schon hatten frühere Regierungen in dieser Richtung angesetzt, 
doch erst Menem gelang dieses jetzt. Es geschah mit starker Unterstützung durch seinen 
Wirtschaftsminister Miguel Roig. Glatt wird aber auch dieses Projekt nicht den Kongreß 
passieren, da die Radikalen Schwierigkeiten machen wollen. 

„Zum ersten Mal in einer Kundgebung zur Erinnerung an den 9. Juli nahmen auch 
ehemalige Malvinenkämpfer daran teil. Etwa 200 Veteranen des Malvinenkrieges mar- 
schierten in ihrer Kriegsuniform stolz und aufrecht unter einem anhaltenden und warmen 
Applaus der Menge vorüber. Ebenfalls zog eine Gruppe von ehemaligen Kämpfern in Zivil 
vorüber, von denen einige sich wegen der erlittenen Verwundungen nicht normal fortbe- 
wegen konnten. Als diese Männer sich dem Präsidentenbalkon näherten, konnte man se- 
hen, wie der Präsident sie warmherzig begrüßte, während man bemerkte, wie seine Frau 
Zulema Yoma verschämt einige Tränen aus dem Gesicht wischte. Die Zurufe und der Bei- 
Jall wiederholten sich jedes Mal, wenn der Ansager die Vorbeimarschierenden und ihre 
Einheiten im Zusammenhang mit ihren damaligen Einsätzen erwähnte, und feststellte, in 
welcher Form sie an dem Kampf um die Wiedereroberung unserer Inseln ihre Pflicht ta- 
ten.“ (325). 

In der argentinischen Presse wird wiedergegeben, was die römische Zeitung „Il Mes- 
saggero“ von einer Unterhaltung mit Kissinger wiedergibt. Dieser Gesellschafter von 
Rockefeller, der seinerzeit wesentlichen Anteil daran hatte, daß die Dritte Welt sich voll- 
pumpte mit den von Rockefeller verwalteten Petrodollar und der als Hauptschuldiger an- 
zusehen ist für die Lage, in der sich insbesondere einige Länder Südamerikas und da wie- 
der ganz konkret Argentinien befinden, also dieser Verbrecher mit weißer Weste war auch 
bei den Feierlichkeiten in Buenos Aires aufgetaucht und er sagt dazu: „Menem hat von 
mir keine Hilfe erbeten, denn er will alleine die Probleme lösen, denn seine ‚produktive 
Revolution“ besagt seiner Meinung nach eine Rückkehr zu den marktmäßigen Gesetzen 
ohne zurückzugreifen auf die leichten Kanäle ausländischer Verschuldung. “ (326). In ei- 
ner anderen Zeitung wird zu diesem unerwünschten Besuch gesagt: „Als das Quartett ‚Zu- 
pay‘ im Theater Colön seine Darbietung beendet hatte, zog Kissinger sich vorzeitig zu- 
rück. Es wurde kommentiert, das wäre wegen der Ungeschlachtheit der Sänger der Fall ge- 
wesen. “Ich glaube, man kommt der Wahrheit näher, wenn man darin einen Ausdruck sei- 
nes Ärgers darüber sieht, daß Menem ihn bei seinem Auftreten kurz und bündig abblitzen 
ließ. Im Volksmunde raunt man: Dafür müßte Menem mit dem höchsten Orden des Lan- 
des ausgezeichnet werden! (327). 

Doch, lieb Kissinger, mag ruhig sein. Mag er für den Augenblick Argentinien als 
Geldsklaven verlieren. Schon meldet sich unter Aylwin ein neuer Kunde zu Füßen der Kor- 
dillere, der mit geballter Faust oder erhobenem Zeigefinger sich von Herzen danach sehnt, 
für ihn schöne Zinsen zu erschuften. 

Daß man sich auch sonst nicht mehr auf den morschen, aber schön angemalten 
Krücken der toleranten Demokratie weiterbewegen will, macht die Meldung klar, daß die 
Gesetze geändert werden sollen, um in Zukunft rasch Steuerhintertreibung mit Gefängnis 
zu ahnden. Bisher war diese Hinterziehung nicht einmal annähernd in ihrem Umfange er- 
faßt worden. 

Nicht nur in diese Richtung war ein Wort Menems gemünzt, das zwei Tage nach seiner 
Machtübernahme die Runde machte: „Es ging darum, zwischen der leichten und billigen 
Demagogie zu wählen oder dem jetzt eingeschlagenen Weg auf Kosten der Volkstümlich- 
keit. Es geschah zum Wohle der Republik.“ Als er an jenem Morgen in die Casa Rosada 
eintrat, sagte er der Presse: „Ich bitte das Volk um Klugheit und Geduld, damit wir aus 
dieser Krise herauskommen und den Wiederaufbau Argentiniens in die Wege leiten kön- 
nen.“ 
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Der neue Außenminister Domingo Cavallo erklärt: „Ich gedenke, mich voll und ganz 
auf die Beratung und Mitarbeit der Berufsdiplomaten dieses Amtes zu stützen. “ Und fügte 
hinzu: „Jene Gesichtspunkte unserer Außenpolitik, die allen unseren politischen Parteien 
gemeinsam waren, werden unverändert beibehalten werden. Ebenfalls wird man den Be- 
rufsbeamten die Rolle von Wächtern über die Tradition unseres Auswärtigen Amts 
geben. “ Wie traurig muß es einen Deutschen stimmen, wenn er solche Worte von einem 
Außenminister hört und dann die Zerstörung aller deutschen Tradition durch einen Gen- 
scher damit vergleicht. Sicher ist, daß dem Internationalen Establishment der Einweltler, 
die in ihrer formalen Art sich dem haßwütigen Rausch des Pöbels parallel schalteten, um 
das stolze Gebäude einer vom Abendlande her gelenkten internationalen Staatenwelt in 
den Kot ihrer simplen, von Parteienhaß und philosophischem Hader getränkten obskuren 
Gedankenwelt zu ziehen, mit dem Abtritt eines Dante Caputo ein besonders würdiger 
Zacken aus der Krone fiel. Seinem Sekretär wird die Veruntreuung von „nur“ 130 Millio- 
nen Dollar zur Last gelegt. Der derzeitige Präsident der UN-Generalversammlung hat den 
geltenden internationalen Standard erreicht (344). 

An die Stelle der Poesie der Zahlen setzt der Diplomvolkswirt Diego Elizalde (317) in 
Prosa eine Übersicht über die Leistungen des endlich scheidenden Alfonsin: „Als der Prä- 
sident der Nation seine Abdankung in der uns bekannten Form präsentierte, zeigte er den 
Argentiniern in Essenz, was er ist. Er war, ist und wird immer nut ein Parteichef sein. Bis 
zum Schluß war er nicht bereit, Verantwortlichkeit zu tragen, denn seine Verwaltung und 
niemand anderes ist der Hauptschuldige an dem grausamen Schnitt, den man den Löhnen 
antat vermittels der Hyperinflation. Seine Regierung und niemand anders war es, die das 
‚Wunder‘ fabriziert hat, wonach der Hunger in unserem Lande zu einer täglichen Wirk- 
lichkeit wurde. Seine Verwaltung und niemand anderes hat größte Irrtümer begangen 
(wenn wir uns schonend ausdrücken wollen) in den militärischen Angelegenheiten, was 
uns an den Rand völliger Verteidigungslosigkeit führte. Seine Verwaltung war es, die 
meinte — und wahrscheinlich noch immer glaubt — daß es links keine Feinde der Demo- 
kratie gibt, trotz des Überfalls auf die Kaserne La Tablada und trotz der Schießereien, die 
seitdem vor verschiedenen Regimentern stattfanden und trotz der Ermordung seitens ehe- 
maliger Miglieder des ERP von zwei Polizisten unserer Provinz, um nicht zu sprechen von 
denen, die die durch die Nichtregierung der Radikalen geschaffene Lage ausnutzten und 
die uns allen bekannten Gesetzesüberschreitungen auslösten. Jetzt sagt uns ein bösegewor- 
dener Herr Alfonsin, er ginge, weil ein Mitglied der zukünftigen Regierung einen Teil der 
kommenden Wirtschaftsmaßnahmen verlautbaren ließ. Ich habe da meine Zweifel. Der 
Präsident Alfonsin kann sich dumm stellen, er wüßte nicht, daß die Hyperinflation, die 
die Wirtschaftspolitik des Radikalismus auslöste, in erster Linie darin besteht, daß man 
mehr ausgab als man hatte und versuchte, mit Steuern die Privatwirtschaft zu überhäufen, 
um einen lebensunfähigen und von Nutznießern (acomodados) prall gefüllten Staat am 
Leben zu erhalten, was zu seiner logischen Spitze führte mit dieser Folge von bankrotten 
Firmen, einer Beendigung der Kredite für Private und einem System verrücktgewordener 
Preise, kurz gesagt mit der Ausplünderung der Lohnempfänger.“ 

Hatte Herr Präsident Alfonsin bei seiner Abdankung schon das dafür in der Verfas- 
sung vorgesehene Wort „renuncia“ vermieden, so betrieb er einen ähnlichen Streich dann, 
indem er seine Abdankung schriflich vornahm und diese dem Vizepräsidenten übergab, 
damit dieser sie im Kongreß verkünde. Für ihn ist Präsidentsein ein Theaterstück. In der 
Loge hat er gelernt, Intrigen zu spinnen und das dort Gelernte wendet er jetzt an. So zeigt 
er aller Welt, für wie wenig ernst man in der Freimaurerei auch hier wieder nimmt, was ei- 
gentlich Hauptgegenstand ihrer Tätigkeit in der Politik sein sollte. Hat man erst einmal 
Gott und Natur beiseitegeschoben, dann gibt es nichts mehr, was nicht Gegenstand von 
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Wortgefechten und Schauspielerallüren sein kann. Nichts hat mehr unantastbaren Wert, 
weder die Frau noch die Mutter noch der Glaube, noch das Leben, noch das Volk, noch 
das Vaterland, noch die Demokratie. Mit allem kann man spielen. Noch so donnernde Re- 
den sind nichts als Bühnenrethorik ohne innere Würde. Wie ein ertappter Dieb schleicht 
sich Alfonsin davon — und träumt dennoch von politischer Wiederauferstehung mit Hilfe 
seiner ebenso im eigentlichen kraftlosen Brüder. Solange sie nicht im Knast landen, tun 
sie, als sei alles in bester Ordnung. 

Denn noch ist Polen nicht verloren. Während Alfonsin sich im Süden des Landes er- 
holt, bereitet man ihm eine schöne Bleibe in der Hauptstadt. Auf Lebensdauer stellt man 
ihm dort ein Haus zur Verfügung. Geber ist eine Stiftung, denn auch in Argentinien hat 
man nicht tollpatschig mit der linken Hand Politik gemacht. Wozu hatte man seine sozia- 
listischen Freunde, die nicht mit Erfahrung geizten? Der König von Spanien kam mehr- 
fach im eigenen Flugzeug zu Bruder Alfonsin, um mit ihm zu beraten, wie es weitergehen 
sollte. So verstand man es mit den aprobaten Mitteln der Stiftungen nach bewährtem ame- 
rikanischen Vorbild Geld für die fortschrittlichen inneren Zwecke im Schatten der Öffent- 
lichkeit zu beschaffen. Der Präsident mußte dabei völlig herausgehalten werden. Seine 
Aufgabe bestand darin, den Brüdern alle Möglichkeiten zu geben. Sie rückten in die aus- 
baufähigen lukrativen Stellungen ein und man verlor nicht allzuviele Worte darüber. Ihm 
selbst winkte in anderer Form nach seinem Abtritt der Lohn. Wer kann da noch von Kor- 
ruption sprechen? Empört kann Alfonsin so etwas weit von sich und seiner Bagage weisen. 
Er droht mit dem Staatsanwalt in Fraktur, wer so etwas behaupten sollte. (Es hagelte den- 
noch seitenweise Anzeigen). Gerade dieses System der Postenvergabe und des gegenseiti- 
gen Bevorteilens hat dem Staat den schwersten Schaden zugefügt. Diebstahl wurde in bü- 
rokratische, gesetzliche Formen gegossen, dem Staat aber das kraftvolle Fundament einer 
tüchtigen verantwortungsbewußten Verwaltung entzogen. An die Stelle der Sorge für das 
Land trat die phantasievolle Beurkundung grenzenloser Anhänglichkeit an eine goldige 
Utopie. 


Blausäure und Falschgeld 


Als Menem nach der Machtübernahme, wie berichtet, versucht, sofort dieses Krebsge- 
schwür des Schlendrians abzutrennen, da geht ein Toben durch die Reihen der Radikalen 
und pflanzt sich die Leiter hinunter fort bis zu den verächtlichsten Handlangern. Und 
wenn es auch nur noch bis Dezember 1989 möglich ist — denn da kann sich erst der Volks- 
wille durchsetzen, den die Wahlen im Mai wiedergaben, dann erst rücken die gewählten 
Peronisten in den Kongreß ein — die vielfachen Parasiten in ihren Ämtern zu belassen. 
Man spricht von 300.000 im ganzen Lande! Im Senat waren 111 höhere und 3.500 mittlere 
Beamte angestellt. Ein höherer Beamter erhielt 120.000 Australes Gehalt! Man erfährt, 
daß 60% des von der SEGBA gelieferten Stroms nicht über Zähler läuft, daß große Re- 
staurants ohne Zähler ihren Strom dank korrupter Elektrizitätsbeamter bekommen. Bei 
den Eisenbahnen sind 460.000 Genehmigungen zum Gratisfahren registriert. 1988 „erar- 
beiteten“ die Staatsbetriebe ein Defizit von 3 Mrd. Australes. In der Abgeordnetenkam- 
mer (Unterhaus) gibt es 46 Direktoren und 10.000 Angestellte! Seit Juni 1988 wurden mo- 
natlich weitere 150 Personen bei YPF eingestellt. Bei den Eisenbahnen stehen von 998 Lo- 
komotiven mehr als 400 kaputt im Stall. Mehr als 1000 Freiflüge wurden im letzten Regie- 
rungsmonat unter Alfonsin genehmigt. Im Auswärtigen Amt entdeckt man 50 Mappen 
mit den Unterlagen von Auslandsreisen des Minister Caputo, mit gefälschten Ausgabebe- 
legen, bereitgelegten Stempeln „bezahlt“ in italienisch, französisch, spanisch und deutsch. 
Massenweise (hunderte) wurden jetzt „Diplomaten“ heimgeholt. In einigen Fällen veran- 
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stalteten sie an ihren bisherigen Arbeitsstellen Abschiedsfeste für hunderte von Eingelade- 
nen, in der überwiegenden Mehrzahl Linksintellektuelle. Im Erziehungsministerium ent- 
deckt man, daß alleine im letzten Dezember mehr als 3000 Linke vom Ministerium einge- 
stellt worden waren. Im Kontrast zu den bisherigen Auslandsreisen von Alfonsin u.a., bei 
denen hunderte mitflogen, hat Menem angeordnet, daß er nur mit gewöhnlichen Linien- 
flugzeugen und mit höchstens vier Personen reisen wird. Es ist gröbste Pflichtverletzung 
der Presseattach&s und dpa-Vertreter, wenn diese argentinischen Zustände nicht Bonn zur 
Kenntnis gegeben wurden und es so zur Verschleuderung von Millionen von Dollar „zur 
Verteidigung der Demokratie“ kam (siehe S. 39). Man stellt fest, daß die Münze Millionen 

-von Australes mehr in Umlauf brachte, als in der Bilanz der Zentralbank erscheint. Seit 
Dezember 1987 wurde jede Nummer zweimal gedruckt in der Absicht, die peronistische 
Regierung zu ruinieren (345). Man macht mit den Schuldigen, die Cafiero das Leben ver- 
gällen wollten, nicht viel Federlesens. Die Demokratie Alfonsins bekommt so das Bild ei- 
ner Kloake. Aus den „drei Monaten Ruhe“, die er sich vorgenommen hatte, wurde nichts. 
Nach 14 Tagen schon hastete er aufgeregt nach Buenos Aires zurück. Es bedeutet Millio- 
nen Austral Schaden für ein bereits völlig ausgeblutetes Land. Suum cuique, den Peroni- 
sten die Mühe, die Arbeit, den Tod, den Radikalen das billig erworbene Geld. 

„Die Verdoppelung der Geldnoten erreichte zu seiner Zeit mehrere tausend Millionen 
von Dollar, Außerdem wurden öffentliche Titel und Provinzanleihen gefälscht. Mit diesen 
Zahlen, die sich im Zuge der Untersuchung noch weiter klären werden, wird die Unter- 
schlagung in der Münze zur größten in der Regierungszeit der Radikalen und übertrifft so- 
gar noch die Steuerhinterziehung in Feuerland. Es handelt sich um die schwerste Unter- 
schlagung, die je in diesem Lande begangen wurde. Eine staatliche Behörde verwandelte 
sich in eine Geheimdruckerei mit völlig unkontrollierter Tätigkeit, denn es wurden die nor- 
malen Geldscheine zu 1000 und 5000 herausgegeben und eine parallele Ausgabe von genau 
der gleichen Menge, die nicht festgestellt werden kann im Druck und im Papier, denn sie 
war haargenau gleich den normalen Scheinen.“ (346). 

„Die fehlende Kontrolle mit der sich Argentinien bewegt (es genügte ein Monat Me- 
nemscher Regierung, um bereits haarsträubende Zustände in der Mehrzahl der Ministe- 
rien, im Auswärtigen Amt, im Erziehungsministerium, in der Münze, in der Steuerbehör- 
de usw. festzustellen) ist alarmierend, denn eine solche Operation ist nur denkbar bei einer 
Komplizenschaft einer enormen Anzahl von Beamten in der amtlichen Druckerei, und das 
geschah ungestört zwei Jahre lang. Und was zu denken gibt: Erst ein Polizeikommissar in 
einem unansehnlichen Vorort, in Lanus, war es, der diese sensationelle Fälschung ent- 
deckte. Ein Argentinien der Bestechung, der rechtswidrigen Zahlungen, der Fälschungen 
und der korrupten Beamten, was wirklich beunruHigen kann!“(347). Im Rahmen unserer 
Berichterstattung wird hier das andere siderale Verbrechen der Vergiftung von Weintrau- 
ben mit Blausäure, welches Behörden und Beamte in den Vereinigten Staaten Chile gegen- 
über begingen, noch in den Schatten gestellt, was den Umfang der Böswilligkeit und die 
Höhe des Schadens angeht. Doch beide Verbrechen liegen im wesentlichen auf der glei- 
chen Ebene: Begangen von Amtspersonen, die linkssozialistischen politischen Zielen die- 
nen wollten, die einer fleißigen Bevölkerung Schaden zufügen wollten aus ideologischen 
Gründen und die mit der Protektion ihrer Geistesbrüder im In- und Ausland rechneten. 
Da dieser finstere Hintergrund fortbesteht, können wir überall und täglich in dem sich 
dauernd weiter lockernden Gefüge dieser Welt weitere vernichtende Schläge gegen Sauber- 
keit und Ordnung und Fleiß und Leistung erwarten. Sie kommen alle aus der gleichen Tod 
und Verderben speienden Quelle, von wo alle Disziplin und Moral zu Dekadenz und Dege- 
neration zersetzt wird. 

Alle Sachverständigen waren sich einig, daß der Staatsapparat zu teuer und zu schlecht 
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war und daß das wesentlicher Grund für die Krise ist. Will man Menem Schaden zufügen, 
so muß man diese verrottete Maschine weiter ächzen lassen. Das aber heißt: Kein Abbau 
des verfaulten höheren Beamtentums, keine unabhängige Zentralbank, denn dann kann 
Menem nicht vorankommen mit seinen Gesundungsplänen. Aber mundialen Einsatz der 
promarxistischen Freunde, die ihren Beitrag leisten müssen, um das schwer gefährdete 
Ansehen des Sozialismus zu retten. So kommt es denn zu dem folgenden märchenhaften 
Aufsatz in der New York Times: 

„Alfonsin war ein ausgewogener und anständiger Führer, der alles daransetzte, eine in 
Jahrzehnten mit Demagogie, Terrorismus und Diktatur zerstörte staatsbürgerliche Kultur 
wieder aufzubauen und er erzielte beachtliche Ergebnisse. Die Morde und die politische 
Gewalttätigkeit hörten auf, die ins Exil Geflüchteten kehrten heim, die Führer der Militär- 
Junta, die den Staat in eine Terrormaschine verwandelt hatten, wurden vor Gericht ge- 
bracht, eine polarisierte Nation lernte langsam wieder die demokratische Diskussion. “ Es 
ist nicht ein einziges Hauptwort, das man an die verkehrte Stelle in diesen Zeilen gesetzt 
hat. „Demagogie, Terrorismus und Diktatur“ sind für die Mehrheit in Argentinien Kenn- 
zeichen der alfonsinischen Regierungskunst. In Argentinien selbst kann man mit solchen 
falschen Darstellungen — Chile belegt es — erst in der nächsten Generation Früchte ernten. 
Doch im Ausland werden die kritiklosen Leser der Großen Presse sich wie bisher nach deren 
Elaboraten ihre Meinung bilden. Es hat keinen Sinn, sich mit ihnen herumzustreiten, auch 
dann nicht, wenn man so etwas als „demokratische Diskussion“ bezeichnen sollte. 


Vor leeren Kassen 


„Ich stehe vor Ruinen“, stöhnt Menem. Eine „produktive Revolution“ muß uns hin- 
ausführen, steht an den Mauerwänden. „Diejenigen, die mehr haben, müssen mehr dazu 
beitragen“ sagt er bei seiner Machtübernahme am 8. Juli 1989. Da hat man also Millionen 
und Abermillionen den fleißigen und tüchtigen Menschen des Mittelstandes aus der Ta- 
sche gelockt und hat ihnen scheinheilig und unverantwortlich Rückgabe in Dollar und mit 
hohen Zinsen versprochen. Das war nicht einzuhalten. Die Währung, das ganze Land, 
brach zusammen bei der Erkenntnis, daß man einem Großbetrüger aufgesessen war. Und 
was bleibt zu tun? Wie soll das wieder beglichen werden? Der Lump, der die Menschen 
versuchte, ruht von seiner Tätigkeit aus, irgendwo im Süden des Landes. Niemand 
krümmt ihm ein Haar. Aber auch den anderen geschieht nichts, allen jenen, die nun gierig 
auf ihre Wucherzinsen warten. Von wo will man sie holen, diese Riesensummen? Nicht ei- 
nen Augenblick schwankt man, ob man sie überhaupt bezahlen soll. „Mehr arbeiten“ 
heißt das Projekt. Doch wer soll mehr arbeiten? Etwa die Spekulanten, diejenigen, die 
meinten, billig, ohne einen Handschlag Millionen in ihre Scheuern fahren zu können? 
Daran denkt niemand. Denn sie haben gar nicht das Zeug dazu. Ihnen ihren billigverdien- 
ten Gewinn einbringen, das sollen jetzt die Armen tun, diejenigen, die nicht bereits waren, 
schmutzige Geschäfte auf dem Rücken des Landes zu machen oder die gar nicht in der La- 
ge waren, Geld herzugeben für die Gelüste der Banken. Mir persönlich fällt es nicht 
schwer, hier Stellung zu nehmen, denn ich erlebe es am eigenen Leibe. Nicht einen Pfennig 
habe ich mit Wucherzinsen erworben. Das stank mir zu sehr. Habe ich Geld verdient, so 
habe ich es zur Erziehung meiner Kinder oder zum Bau ihrer Häuser verwandt. Und in der 
Kasse befand sich immer nur gerade das Notwendigste. Und jetzt soll ich hundertmal (!) 
mehr für Steuern und an Benzin und an Licht und Telefon zahlen, damit diejenigen, die 
sich jährlich schöne Ferien gönnten, die ihr Geld an der Börse anlegten, die niemals Anteil 
nahmen an unseren gemeinschaftlichen Dingen, ihr Parasitenleben weiterführen können? 
Das scheint mir verdammt ungerecht. 
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Wir haben es drüben in Chile erlebt, daß ein ehrlicher Präsident dringend den Unter- 
nehmern riet, ihre Arbeiter ordentlich zu bezahlen. Es hat wenig geholfen. Da, wo der ge- 
setzliche Zwang fehlte, schob man die Arbeiter wortlos beiseite. Und jetzt, da den Groß- 
kopfeten von den Massen die Rechnung präsentiert werden wird, da verstecken sie sich 
hinter den stolzen Taten Pinochets und Sieberts und Büchis, und erwarten von ihnen, daß 
sie einen Umsturz verhindern. Sie haben mit dem Vaterland gespielt, haben es erneut in 
Gefahr gebracht durch ihren beschränkten Egoismus. Eigentlich sollten sie die Rechnung 
zahlen, scheint mir. 

Ist es nicht das gleiche, in Argentinien wie in Chile? Ist nicht der Motor der Umwäl- 
zung derselbe? Nämlich die Gier der reicheren. Ist es nicht eine Fortsetzung unserer euro- 
päischen Geschichte, die gerade auch in Südamerika begann mit Massenmorden, mit 
Raub und Diebstahl in entsetzlichen Ausmaßen? 

Doch was hat uns die sogenannte Opposition vorgesetzt? War das etwa besser? Wo sie 
die Möglichkeit hatte, zu handeln, da tat sie es mit den brutalsten und unsaubersten Mit- 
teln, mit Attentaten, mit Plünderungen, mit Lüge und Verleumdung. In Afrika hat sie 
Millionen von tüchtigen Europäern von Haus und Hof gejagt und unter dem Vorwand, es 
handle sich um Usurpatoren will man weiter so fortfahren. Und in Europa schlich sich ei- 
ne Gruppe an die Macht, die sich für besonders anständig hält, wenn sie mit Riesensum- 
men diesen Mord und Totschlag finanziert. 

Wir sind in den Seiten dieses Buches Zeuge davon gewesen, wie falsch man die Welt 
unterrichtet, um nichts anderes als häßliche Verbrechen ungestörter begehen zu können. 
Unschuldige, arbeitsame Menschen werden in Verruf gebracht, dreckige Lumpen und Ga- 
noven gut dafür bezahlt, daß sie vor einem falschinformierten Bundestag ihre Schmutzkü- 
bel ausgießen. Jetzt erleben wir es hier in unserem Lande, daß unnütze Glieder unserer Ge- 
sellschaft zu Lasten der saubergebliebenen Teile der Gemeinschaft im Ersten Rang vor der 
neuen Bühne gesichert darauf warten dürfen, voll und ganz ihren schändlichen Wucherge- 
winn einzuheimsen. Und wir werden es erleben, daß im Nachbarland untadelige, hochge- 
bildete erfolgreiche Beamte mit einem höflichen Fußtritt nach Hause geschickt werden, 
um einer altbekannten Korruption wieder Platz.zu machen, die bereits vor dem Aufgehen 
des Vorhangs schamlos in Pakten sich ihre Sinekuren sicherstellte. Es gab Lichtblicke. 
Ganz gewiß. Es gab Große, die wie von Gott gesandt, den einen und den anderen Staat 
vorübergehend aus dem Sumpf herausrissen, aber was ist ihr Los? Ihnen bietet man kei- 
nen Altersruhesitz an, auf die wartet nur eine giftige, übelriechende, unsachliche, aber gut 
bezahlte Presse, die im nachhinein das klare Bild zerkratzt, um der Geschichte neue Lügen 
anzufügen über den wahren Verlauf dieser Jahrzehnte. Um es den Nachfolgern schwer zu 
machen, die Tentakeln zu erkennen, die aus dem Dunkeln nach ihnen greifen und denen 
sich nur eine nicht abreißende Kette von Fälschungen als Ratgeber anbietet. Das Schlimm- 
ste nämlich ist doch, daß dieses wogende Auf und Ab nicht zufällig ist, sondern gelenkt 
wird von einer pausenlosen Tod und Verderben speienden Quelle, der Freimaurerei. 
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Zerronnene Siege 


Als Patricio Aylwin am 6. Juli 1989 von den 17 Parteien der Opposition zum alleinigen 
Kandidaten für die Präsidentschaft Chiles proklamiert wurde, bezeichnete er es „als nicht 
einfach; es ist eine starke Herausforderung, die viel Anstrengung, Einheitswollen, viel 
Mut und Klugheit erfordert. Chile wünscht Frieden, Freiheit, Gerechtigkeit, Fortschritt 
und Möglichkeiten für alle. Chile wünscht ein Vaterland für alle und mit allen Chilenen“. 
Mit keinem Worte streifte er auch nur, was er übernehmen wird. 

Auffallend ist darum, worauf ein Aylwin Wert legt und wovon im Gegensatz dazu die 
Regierung Pinochet spricht. Während letztere stolz darauf ist, ein Land, das bereits im 
Abgrund lag, nicht nur auf seinen vormaligen Stand gebracht zu haben, sondern es zum 
führenden Land Südamerikas in wirtschaftlicher, kultureller und sanitärer Hinsicht em- 
porgetragen zu haben, und das trotz der gemeinsten und umfangreichsten Gegenaktionen 
sowohl verbissener ideologischer Gegner im Innern als auch neidischer, von sich und ihrer 
sogenannten Demokratie eingenommener internationaler und ausländischer Mächte, die 
in keinem Falle auch nur annähernde Resultate für ihre ihnen anvertrauten Völker vorwei- 
sen können, redet der zukünftige Präsident erneut von beinahe schon als Ausdruck von 
Schwachsinn zu bewertenden ungreifbaren bzw. niemals erreichbaren Dingen und von gu- 
ten Absichten, die sich anhören wie die Versprechungen vor einer Jahrmarktsbude. Die 
Leute seiner Art merken gar nicht, daß ihnen gerade erst in diesen Tagen das Nachbarland 
vorgemacht hat, in welche unsägliche Verzweiflung Millionen getrieben wurden, weil sie 
alfonsinistischen Spinnereien mehr Glauben schenkten als den harten Zahlen der Wirk- 
lichkeit. Während dort drüben jenseits der Kordillere ein Unbekannter in frommer Be- 
scheidenheit sich zutraut, einem Herkules nachzueifern, dröhnt in Santiago erneut einer 
der sattsam bekannten Katastrophenpolitiker von Frieden, Freiheit und Gerechtigkeit. 
Und meint, ein großes Aufbauwerk ungestraft mit Füßen treten zu dürfen. Er wird es zah- 
len müssen, sich dadurch an einem Stück heroischer Geschichte Chiles zynisch vergangen 
zu haben. Schwerlich wird der fleißige und vertrauenswürdige Teil des chilenischen Volkes 
einen Präsidenten mit offenen Armen empfangen, der in einem solchen Augenblick schnö- 
de Undankbarkeit gegenüber denen zeigt, die ihm einen demokratischen Präsidentenstuhl 
in Front eines sauberen, zufriedengestellten, zur Arbeit erzogenen, geordneten Gemeinwe- 
sens bewahrten. Hätte er sich umgesehen, er hätte wissen müssen, daß so etwas heutzutage 
ganz und gar nicht die Norm ist. Er hat eine große Gunst eines ihm wohlgewollten Schick- 
sals verachtet. Leider muß man befürchten, daß Chile das bezahlen muß. 

Unter dem Eindruck der Wahldisziplin der Opposition wird auch die Mehrheit der Be- 
völkerung, die nicht bereit ist, einen zweiten Versuch des Zusammenregierens mit Marxi- 
sten und Sozialisten zu wagen, gezwungen, sich auf einen einzigen Präsidentschaftskandi- 
daten zu einigen. Mit Hernan Büchi läßt sie ihr bestes Pferd aus dem Stall. Als „Unabhän- 
giger“, nicht als Parteimann, läßt er sich aufstellen. Es geschieht unter dem Druck der 
Pflicht in Abänderung seines vor zwei Monaten erfolgten Verzichts und macht gleichzeitig 
klar, daß diese Kandidatur weder das Ergebnis der abstoßenden undurchsichtigen Schie- 
bungen zwischen Parteien und Klüngeln ist, noch persönlichen politischen ehrgeizigen 
Plänen entspringt. Man kann vielmehr davon sprechen, daß hier eine Entscheidung gefällt 
wurde, die deutlich absticht von dem, was die Opposition schon einmal mit so schönen 
„demokratischen“ Floskeln produzierte und was sie erneut schamlos vorträgt. Alles das 
fällt bei dem kommenden Wahlgang ins Gewicht. Doch der Sieg liegt bei der größeren 
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Zahl, bei denen, die sich von Wahlreden beeinflussen lassen, vom Flair, vom Carisma, 
von der Persönlichkeit, vom direkten menschlichen Kontakt, hängt daher davon ab, ob 
Büchi bei seiner Vorstellung auf die Dörfer geht und ob seine Mitstreiter den Wahlkampf 
in die Hochburgen des Marxismus zu tragen bereit sind. Mit Muttersöhnchen und feinen 
Damen ist Chile diesmal nicht zu retten. Die linken Bundesbrüder im Ausland werden er- 
neut wieder mit viel Geld und Falschinformation zur Stelle sein. Es würde daher nicht ge- 
rade das heute normale sein, wenn die Ehrlichkeit des Wollens und die bewiesene Tüchtig- 
keit siegten. Um allen Eventualitäten vorzubeugen, stellt die Liberale Partei mit Francisco 
Javier Erräzuriz einen eigenen Kandidaten auf, um nach dem Vorbild der deutschen FDP 
zwischen den Fronten ernten zu können. 

Auch Argentinien wird der Weg in eine geordnete Zukunft nicht leicht gemacht. Eben 
erst sieht Menem sich gezwungen, sich mit den dreihundert führenden Unternehmen ins 
Einvernehmen zu setzen, um den häßlichen Egoismus unersättlicher Geschäftsleute und 
Industrieller mit ihren dauernden Preisheraufsetzungen in seine Schranken zu weisen, da 
wird das Land von der Nachricht erschüttert, daß der Wirtschaftsminister Miguel Roig ei- 
nem Herzschlag erlag. Es geschah am 14. Juli! Noch am Vorabend hatte er bis 2 Uhr nachts 
an der notwendigen Preisregulierung gearbeitet und befand sich seit 8 Uhr morgens bereits 
wieder im Amt. Das Schicksal erreichte diesen verantwortungsbewußten Beamten nach 
der Rückkehr von der Französischen Botschaft, wo er seine Glückwünsche zum 200. Jah- 
restag des Sturms auf die Bastille ausgesprochen hatte. Es gibt Menschen, die blind sind 
für solche deutliche Sprache eines übermenschlichen Schicksals. Denn durchsichtiger hätte 
es niemand zeigen können, daß sie alle, diese Nothelfer gegen den Marxismus, diese wah- 
ren Vorbilder in unserer Zeit, in der einen oder anderen Form nur die lange Liste der Op- 
fer von 1789 fortsetzen. Roigs Einsatz war zwingend geworden durch den von einem treu- 
en Adepten der damals aus der Taufe gehobenen Menschenrechte herbeigeführten Zusam- 
menbruch seiner Heimat. Miguel Roig schloß seine Augen im Frontkampf gegen Freiheit- 
Gleichheit-Brüderlichkeit, gegen Guillotine und Atheismus, auf den Tag genau 200 Jahre 
nach der Etablierung dieses Unglücks für die Menschheit. Während in Paris eine Horde 
von Staatsoberhäuptern das fürchterlichste Ereignis der neueren Geschichte, den Mord 
von Hunderttausenden von Männern, Frauen und Kindern, den Terror (wie sie es selbst 
nannten!), die Abschlachtung einer Königin auf dem Schafott in einem kindischen, drei- 
eckigen Glashaus aus 666 Scheiben feiern, nimmt Gott einen der Reinen unseres Jahrhun- 
derts zu sich, der einen Weg der Arbeit und Entbehrungen vorgelebt hatte, heraus aus dem 
Elend der dauernden Krise, die gerade jene heraufbeschworen haben, die aus der Erstür- 
mung eines unverteidigten Festungssturms durch den Pöbel ein Heldenepos machten. Wie 
wird man in Paris die Glückwünsche auffassen, die Roig als letzte Amtshandlung nach ei- 
nem arbeitsreichen Leben übersandte, einem Leben, das es ermöglichen sollte, der Millio- 
nen Ermordeter von 1789 und hinterher ein ehrendes Gedenken zu wahren? 

Wenn wir an dieser Landmarke auch unsere südamerikanische Berichterstattung be- 
schließen wollen, so kann man mit der bis hierher gesammelten Erfahrung den Versuch ma- 
chen, die Zukunft zu ergründen. Da es nicht unsere Aufgabe sein sollte, argentinische oder 
chilenische Geschichte zu schreiben, sondern das Wirken der Freimaurerei in ihr, so soll 
auch unsere Prophezeiung sich nur auf diesen, in unseren Augen entscheidenden Aspekt be- 
ziehen. Will die Freimaurerei ihren nefasten Zielen näher kommen, so muß es ihr gelingen, 
das von einem Pinochet Erreichte hinunter zu zerren auf das Niveau rundum und es muß ihr 
andererseits daran liegen, den Weg aus dem Sumpf, den Argentinien nimmt, so schwer wie 
möglich zu machen. Es darf dabei nicht sichtbar werden, daß in beiden Ländern der Nieder- 
gang von anerkannten Vorbildern der Loge betrieben worden war und daß der Aufstieg vom 
verwirrenden Flackerlicht ihrer nichtssagenden Ideale gestört wurde. 
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Vielleicht 


Vielleicht wird man in einigen Jahrzehnten von dieser Zeit sprechen als von der Ge- 
burtsstunde einer Neuen Welt. Dann wird man die hier genannten Namen als Geburtshel- 
fer betrachten. 

Doch vielleicht kommt es auch anders. Dann wird man die Proksch und Papandreou 
und Kopp und Alfonsin und Genscher als die Totengräber der Menschheit ansehen, als die 
erinnerungswürdigen Vorläufer einer Reihe noch viel schlimmerer Gestalten, die ihnen 
folgten. 

Doch vielleicht werden auch die Nujoma und Menem und Pinochet dann angeklagt 
werden, mit allem ihrem Wollen nur Wegbereiter eines allgemeinen Unterganges gewesen 
zu sein. Denn: 

„Es handelt sich heute nicht nur um eine Überprüfung und Revision der gegenwärtigen 
politischen Systeme, sondern aller Systeme.überhaupt, bis hin zur Einstellung zu Schön- 
heit und Kunst, zu den täglichen Gewohnheiten zu denken und zu leben. Das, was am 
Rande von Perestroika und Glasnost in der Sowjetunion passiert, ist nicht mehr als eine 
erste Skizze zur Einführung einer ernsten Reform, der sich Kapitalismus und Kommunis- 
mus, Liberalismus und Marxismus, Materialismus und Permisivismus, Ethik, Dialektik 
und Ästhetik unterwerfen müssen. Vielleicht wird die Geburtstagsfeier des Jahres 1789 
nicht mehr werden als der verzweifelte Versuch einer alten, in Auflösung befindlichen 
Welt, wenigstens ihr historisches Bild zu retten, da doch ihr Spiegel auf der Welt von heute 
dabei ist, sich in ein wahres Meer von Katastrophen zu verwandeln, die von Mal zu Mal 
sichtbarer und verständlicher werden dank der haufenweise seit dem Beginn dieses Jahr- 
hunderts aufgetretenen neuen Wissenschaften“ (308) ..... Enzo Tiezzi versucht, mit dieser 
Lage fertig zu werden: „Die industrielle Revolution führte, zusammen mit dem sie beglei- 
tenden ideologischen System die westliche Gesellschaft auf den Weg des Fortschritts, des- 
sen Gefährlichkeit in seinem schrecklichen Umfang noch nicht erkannt werden konnte, so- 
lange einige Zauberlehrlinge nur einige optimistische Perspektiven sahen und in Unkennt- 
nis der Möglichkeiten dieser Erde waren, auch einige wissenschaftliche Gesetze nicht 
kannten, die erst das XX. Jahrhundert uns vorlegte. “ (307). (Lassen wir einstweilen beisei- 
- te, daß hier für „unschuldig“ plädiert wird für Personen, die ganz bewußt seit mehr als 
schon 2 Jahrhunderten „Zerstörung“ mit „Fortschritt“ maskierten.) 

„Das Wort Entropie, das Tiezzi in einem rein wissenschaftlichen Zusammenhang be- 
nutzt, erklärt das Problem am besten... Der Mensch, durch revolutionäre Utopien in die 
Erwartung des Paradieses versetzt, und so vom Rhythmus der Natur durch eine künstliche 
Ansicht von der Erde getrennt, hat die Theorie von einem undefinierten Fortschritt über- 
nommen, der nach zwei Jahrhunderten fortschrittlicher Ausbeutung der Rohstoffe des 
Raumschiffes ‚Erde‘ in die verzweifelte Lage geführt hat, in der wir uns jetzt befinden. 
Die technische Gesellschft zeichnet sich, so Tiezzi, durch eine bemerkenswerte Produktion 
von Entropie aus. Die Last der ‚technischen Komplexität‘ auf der Natur führt zu einem 
Schwinden der ‚biologischen Komplexität‘ und zu einem großen Risiko für das Überleben 
der natürlichen Systeme. (Was wir auch tun), es handelt sich um Akte, die die Entropie be- 
schleunigen. Das kann einen schaudern machen. Und das in einem Augenblick, in wel- 
chem Fortschreiten als einziger Ausweg erscheint. Es ist das Gegenteil von dem, was man 
bisher dachte (Was man mit Logengenehmigung denken durfte und sollte). Vom Gesichts- 
winkel der Politik her ist das Problem sogar noch ernster als vom ökologischen Stand- 
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punkt aus. Denn, heute ist alles in den Händen der Politiker, und wenn wir, wie es üblich 
ist, Fortschritt mit Demokratie verwechseln und wenn Kapitalismus wie Kommunismus in 
dem Ideal einer ewigen Vermehrung der Produktion übereinstimmen, dann können wir 
ruhig den klassischen Optimismus in Bezug auf diese beiden größten Systeme ersetzen 
durch einen Pessimismus, dem Sinn für Realität nicht fehlen würde. Wenn die Demokra- 
tie, zentristisch oder links geschneidert, so ziemlich alle Völker dieser Erde beherrscht und 
sie antreibt in Richtung einer Beschleunigung der Entropie, dann gibt es einfach keine Lö- 
sung mehr, weder für die Menschheit noch für die Erde in dem Sinne, daß sie, kurz gesagt, 
keine Zukunft mehr haben ..... Die fortschrittlichen Demokratien haben zu verschwinden, 
wenn wir uns rechtzeitig retten wollen, oder sie müssen sich radikal ändern. “ (308). 

Alle unsere Tätigkeit besteht, so sagen wir seit Clausius vor mehr als 100 Jahren, aus 
irreversiblen Vorgängen. Wenn wir diese vermehren, so vermehren wir auch die Entropie, 
die bei jedem irreversiblen Prozeß nur vermehrt werden kann. Das aber ist gleichbedeu- 
tend mit einer beschleunigten Vermehrung der Unordnung, des zunehmenden Ausgleichs 
der Temperaturen. Gibt es also eines Tage keine solchen Differenzen mehr, ist die „Un- 
ordnung“ vollständig, bei einer einzigen existenten Temperatur, dann ist kein materielles 
Geschehen mehr möglich. Es gibt dann keine Energie mehr. 

Wenn wir auf biologischem anthropologischem Gebiet Prozesse durchführen, die in 
Richtung eines Ausgleichs, einer Gleichmacherei gehen, wenn wir Gegensätze abbauen, 
dann beschleunigen wir auch auf jenem biologischen Gebiet einen Vorgang, der ohnehin 
allgemein in der ganzen Natur verläuft, dann nehmen wir in uns von der Natur eingebaute 
Bremsvorrichtungen fort und bewegen uns bewußt weg von einer überlebensfähigeren, 
differenzierten Welt, in welcher die meisten (kulturell alle) Leistungen nur möglich waren. 
Und wir verbrauchen dabei achtlos Rohstoffe in unwiderbringlicher Weise. 

Alle Wirtschaftssysteme sehen heute ihr Heil in einer industriellen und agraren Vollbe- 
schäftigung mit immer höher steigender Produktion. Denn besseres Leben bedeutet, über 
mehr Produkte verfügen zu können, verbrauchen zu können. Man spricht von einer Krise 
(und so etwas ist zentrales Anliegen eines jeden Wahlkampfes), wenn solche fehlen. In al- 
len drei Modellfällen, die wir hier uns mit besonderem Nachdruck vorgenommen haben, 
und die ganz verschiedener ideologischer Natur sind, wird der größte Wert darauf gelegt, 
der Bevölkerung mehr zu geben als bisher, und dieses Mehr möglichst gleichmäßig (ge- 
recht, also auf die zahlreicheren niederen Schichten) zu verteilen. Das Bruttosozialprodukt 
gilt als Glücksmaß. Das sagen Nujoma, Pinochet und Menem. Und natürlich auch die vie- 
len anderen, die wir in diesem Rahmen nicht als Beispiele heranzogen und nur am Rande 
erwähnten. 

Damit ist die Aussage berechtigt, daß die gesamte Bevölkerung dieser Erde heute in der 
einen oder anderen Form eingespannt ist in einem und demselben Prozeß vermehrter En- 
tropie, sieht man überall zunehmende Unordnung (siehe unsere Bemerkung im 2. Absatz 
des Abschnitts „Die Welt nach 1945“), zunehmenden Ausgleich, zunehmende Produk- 
tion, zunehmenden Energieverbrauch als erstrebenswerten Inhalt aller Politik an. Es ist al- 
so ein Vorgang internationaler Zusammenarbeit, im wesentlichen aufgebaut auf Wün- 
schen in dieser gemeinsamen Richtung. Man tauscht aus, was einem fehlt, um mehr pro- 
duzieren zu können. Stimmt es aber, daß eine solche Entwicklung hinführen muß zur end- 
gültigen Vernichtung aller Energie, zum letzlichen völligen Ausgleich aller Wärme auf die- 
ser Welt, zu einer Nichtexistenzmöglichkeit von weiteren Ausgleichvorgängen, dann heißt 
das nicht mehr und nicht weniger als daß die Menschheit in allen ihren Teilen darum be- 
müht ist, ein immer effektiveres System zu finden, das es immer erfolgreicher und schnel- 
ler ermöglicht, sich ihr Grab zu schaufeln. Auf dem Wege hin zu einem solchen Wärmetod 
(Nernst) werden wir Teilergebnisse erleben wie mannigfachen Völkertod, den Tod von 
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Tierrassen und Pflanzenarten, auf geistigem Gebiet das Ende schöpferischen Denkens, 
auch dort die Nivellierung hin zu geistloser Wüste. Auf allen diesen Teilgebieten fällt es 
sogar heute schon niemandem schwer, ganz konkrete Beispiele für eine solche, in vollem 
Umfang bereits laufende Abwärtsentwicklung zu nennen. 

Gibt es die Möglichkeit, diesen Marsch aufzuhalten? Da die Kurzsichtigen bei weitem 
die Mehrheit darstellen (das ist das Wesen der Demokratie), da außerdem unsere Politik 
aufgebaut ist auf der Gier und dem Egoismus der Politiker; ist im Rahmen einer „plurali- 
stischen Demokratie“ eine Umkehr völlig undenkbar. Ein Superdiktator einzig und allein 
könnte da Einschränkungen der Wünsche und der Produktvermehrung befehlen. Noch 
schwieriger ist es, auf geistigem Gebiet den Menschen Zügel anzulegen, ihnen die Verkün- 
dung progressistischer Gedanken jeglicher Art unter schwersten Strafen zu verbieten. Ge- 
rade diejenigen, die vorhaben, die Natur zu schützen, werden ihre völlige und schnellst- 
mögliche Zerstörung fördern. Wie lautet noch der Titel dieses Buches? 
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Anmerkungen 


Die lateinischen Zahlen bedeuten Bücher aus unserem Verlag. Vollständige Liste in der 


Verlagsmitteilung am Ende dieses Buches. 


iz 
2- 
en 
4- 
5- 
6- 
Piz 
8 - 
9. 
10 - 
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14 - 
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17 - 
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20 - 


21 - 


22 - 
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CODE 1/88 

UN 12/88 

UN 12/88 

„Wir in Südafrika“ 5/88 
Konrad Lorenz im 
7.11.88; siehe auch X, 417 
Oswald Spengler schon 1920 

Peter Kafka, Mai 1988 in der Süd- 
deutschen Zeitung 

Eric Torchio in „Alpina“, Januar 
1988 zu seinen Brüdern 

Benedikt Erenz in „Die Zeit“, 1. Ja- 
nuar 1988 

Bernard Fay, „La Guerre des Trois 
Fous“ 

Henning Engeln in 
10.3.89 

Anschrift: Suite 444, 866 United Na- 
tions Plaza, New York City, NY 
1017 

entnommen den deutschsprachigen 
Baha’i-Nachrichten, Sept. 88, S. 9 
über diese Freimaurerzinken haben 
wir ausführlich in unseren früheren 
Büchern berichtet. Insbesondere et- 
wa in VI, 74 

dazu in III, IV, V unter dem Stich- 
wort „Angola“ 

dazu im einzelnen V, 390 u. 445 
III, 153 

dazu ausführlich in III 

siehe IX, 216 

dazu über Bayreuth IX, 35 und 70; 
VII, 75; V, 261 

man lese Richard W. Eichler, „Der 
gesteuerte Kunstverfall“ 

VI, 37; V, 141 und 267 

siehe in III unter dem Stichwort 
„Grade“ 

dazu VI, 75 ff 

dazu VIII, 131 

dazu VIII, Stichwort und Register 
man lese die Ungeheuerlichkeiten in 
dem Stern-Buch von Hubert Seipel, 


„Spiegel“ 


„Die Zeit“, 


: „Der Mann, der Flick jagte“ nach. 
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Siehe Literaturverzeichnis 


28 - 
29 - 


30 - 


31 - 
32 - 


33 


34 


35 - 


36 - 


37 - 
38 - 


Ingomar Pust in der Volkszeitung 
Klagenfurt 

Otto Schulmeister in „Die Presse“, 
Wien 

Foto in II, 416; Die „Wohltätigkeits- 
zitate“ stellte Lothar Zaulich, 
D-7000 Stuttgart 1, Gablenberger 
Hauptstr. 2, zusammen 

siehe X, 454 

Berhard Fay (siehe Literaturver- 
zeichnis) machte diesen Vorgang 
zum Gegenstand seines Buches 
Quellen und Darstellungen zur Frei- 
maurerfrage, Bd. 2, Berlin 1942, 
„Freimaurerei und Politik im Zeit- 
alter der Französischen Revolution“ 
Ss. 99 

Ludwig Adolf Christian von, in sei- 
ner Rede, Gießen 1794 unter dem Ti- 
tel „Endliches Schicksal des Frey- 
maurerordens, S. 29 ff 

Die lange Liste der von uns erwähn- 
ten, von der Freimaurerei Ermorde- 
ten finden Sie in X, 501 

Durch die Presse (ANSA 1.4.89) 
ging jetzt die Mitteilung, daß der 
französische Anthropologe Pierre 
Frangois Puech den in einem Mas- 
sengrab des Friedhofs Saint Marx 
in Wien 1842 gefundenen Schädel 
als den von Mozart bestimmen 
konnte 

Viatte I, 316, Anm. 1 und 314 
Viatte I, 322; 

Lavater, zitiert bei Viatte I, 323. Er 
hält eine Republik in Frankreich für 
unmöglich. 

Sarazin, zitiert bei Viatte I, 325. Er 
sagte: „Der schlimmste Despotismus 
ist der der Demokratie“. 
Jung-Stilling, an gleicher Stelle zi- 
tiert: „Freiheit, Gleichheit... . dieser 
Geist ist sicher der mächtigste und 
das schädlichste, was Satan zur Erde 
schicken konnte, um die Menschen 
zu korrumpieren.“ 





39 - 


40 - 
4 - 
42 - 
43 - 


44 - 
45 - 


46 


47 


48 - 
49 - 


50 


5l- 
52 - 


Die französische Königin Marie-An- 
toinette am 17. Aug. 1790 an Leo- 
pold II. von Österreich:: „Nehmen 
Sie sich dort wohl in acht vor dem 
ganzen Freimaurerbund. Man dürfte 
Sie bereits gewarnt haben; auf die- 
sem Wege hoffen alle Ungeheuer von 
hier in allen Ländern ans gleiche Ziel 
zu gelangen. Gott schirme mein Va- 
terland und Sie vor einem solchen 
Unglück!“ Zitiert in Arneth, „Brief- 
wechsel Kaiser Josef II. usw. mit 
Marie Antoinette, S. 250. Erneut zi- 
tiert bei Wichtl, „Die revolutionäre 
Freimaurerei in Österreich“ S. 137. 
So der Titel eines Buches von Brigitte 
Erler; siehe IX, 243. 

siehe IX, 157 

siehe IX, 152 

aus dem „Argentinischen Tageblatt“ 
vom 30.6.1988 

dazu ausführlich in IV, 466 ff. 

zu dem Thema „Krawatte“ als Frei- 
maurerzeichen: VII, 30 u. 36; IX, 
113 u. 183; VI, 204; VIII, 26, 27, 
132, 190, 224; IX, 83. 

dazu VIII, Register und VI, Register 
unter „Martinez de Hoz“. 

bis zum März 1989 konnte sich Sou- 
rouille als Wirtschaftsminister halten. 
Dann mußte er in dem wachsenden 
Schatten der zusammenbrechenden 
Wirtschaft Argentiniens zurücktre- 
ten. Man hätte liebend gerne bis zu 
den Wahlen Mitte Mai durchgehal- 
ten, doch das war nicht mehr tragbar. 
Eberle, a.a.O. S. 269 

Wir sprachen bereits in VII, 141 kurz 
davon. Gut tat, wer sich damals das 
empfohlene Buch beschaffte. Es gibt 
kaum ein mitreißenderes, kein tref- 
fenderes als dieses im Hinblick auf 
unsere Weltentwicklung. 

In Großbritannien zählt die Freimau- 
rerei 800.000 Mitglieder. Mehr Frei- 
maurer im Verhältnis zur Einwohner- 
zahl gibt es nur noch in den USA. 
entnommen den UN, 2/1989, S. 11. 
Der „Amerika-Brief“ Nr. 15 vom 
März 1989 bringt den Fall der „frei- 
willigen“ Rückwanderung eines 
Österreichers aus den USA nach 
Österreich unter jüdischem Druck. 





53 - 
54 - 
55 - 
56 - 


57 


58 - 


59 - 


61 - 
62 - 


63 - 
64 - 
65 - 
66 - 
67 - 


68 - 
69 - 


70 - 
71- 
72 - 
73.- 


Die Rep. Österreich unternahm kei- 
ne schützenden Schritte. 

man lese nach in X, 415 und 416. 
dazu in VI, 73 und IX, 84 ff. 
„Kritik und Krise“, S. 105 

N. Lohfink „Kirchenträume“, Her- 
der 1982, S. 88. 

zitiert aus Prof. Dr. Johannes Ude, 
„Du sollst nicht töten“, Dornbirn, 
1948, S. 173 ff. 

Hier in Bariloche haben wir das in 
dem Falle des Betrügers Sch. (s. X) 
erlebt. Selbst ein westdeutscher Bot- 
schafter lud ihn gegen den Protest 
der Anwesenden zum Mittagessen 
ein, in offener Verhöhnung von 300 
Eltern. Das war praktizierte „Brü- 
derlichkeit“. 

Kommentar Rohrmosers zu dem 
Buch von Jonas. 

dazu III, 12 ff. 

in „Zukunftschinesisch“, 1988 
Genscher auf dem FDP-Bundespar- 
teitag am 6. Nov. 1977 in Kiel. 
siehe X, 461 

Prof. Siebel in SAKA. 

dazu X, 462 

Augustinus, Brief 166 

dazu der Aufsatz von Francois Mo- 
lay in CODE, 11/88 

siehe III, 103 

Es war Papst Klemens XIV., der 
1773 .den Jesuitenorden aufhob. 
1759 wurde er in Portugal verboten 
und 1767 in Spanien. Siehe Samha- 
ber, aaO S. 231 und 236 ff. 

dazu VII, 87, 88 und 89 

dazu III, 69 

in „On Thin Ice“. 

Es wird Freimaurern von ihrer Füh- 
rung sehr schwer angekreidet, wenn 
diese erfährt, daß sie antifreimaure- 
rische Bücher erwerben oder auch 
nur lesen oder gar auch in Gesprä- 
chen erwähnen. Bei der Freimaurerei 
auf dem Index stehende Werke hat 
der Freimaurer unter Gefahr schwer- 
ster materieller Nachteile unbedingt 
zu meiden. In einigen Fällen hat der 
Meister vom Stuhl konkret vor der 
Einsichtnahme in ganz bestimmte 
Bücher gewarnt. Der Freimaurer hat, 
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so lächerlich es klingt, daher eine 
Heidenangst vor derartigen Kontak- 
ten. Er darf sich in keiner Form mit 
Kritik an seinem Bunde befassen. 

74 - III, 21 

75 - dpa 30. Dez. 1988 

76 - weitere Einzelheiten in „Look Maga- 
zine“, Washington 25.1.1966 

77-Francesco in „Das Neue Volk“, 
Wien, Juni 1988 

78 - Gabriele Venzky über das Echo in 
Delhi in „Die Zeit“, 10.3.1989 

79 - aber dazu IX, 99 

80 - Über den Leidensweg der Kurden 
unterrichten Sie sich in I, Seiten 158, 
161 und 175 

81 - aus „Das Neue Volk“, Wien Okto- 
ber/Dezember 1988 

82 - weitere Einzelheiten etwa in VIII, 
303 und im jeweiligen Register unter 
dem Stichwort „Zinsen“. 

83 - siehe I, 190 

84 - dazu Foto in III, 177 

85 - weiteres in IV, 441 

86 - veröffentlicht u.a. in „Ambito finan- 
ciero“ vom 16.3.1989 

87-Es erinnert das an die verbrecheri- 
schen Praktiken Eisenhowers. Siehe 
VI, 235 mit Fotos. 

88 - „Ambito financiero“ 16.3.89, S. 46 

89 - Die Regierung hatte damals rechtsste- 
henden Offizieren und „Nazis“ diese 
Attentate zur Last gelegt. Entspre- 
chend hatten sämtliche Zeitungen des 
Landes und das Ausland berichtet. 

90 - Siehe Foto in III, 347 

91 - Text aus Hernän Millas, „Anatomia 
de un fracaso“, Santiago 1973 

92 - siehe III, 270 und IV, 447 

93 - Über Martinez de Hoz siehe etwa VI, 
8 und VII, 58 

94 - IV, 449 

95 - dazu V, 267 

96 - VIII, 58 

97 - aus Starischka, aaO, S. 29 ff. 

98 - Ausführlich über das Verhältnis So- 
wjetrußland - Islam in II, 513. 
Siehe NZZ vom 11.2.89 

99 - NZZ 11. Februar 1989 

100 - Zeitschrift „Somos“, Buenos Aires 
vom 15. März 1989 
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101 - Agentur wha, Madrid 

102 -in „El Informador“, Buenos Aires 
27. Januar 1989 “u 

103 - in Venner, S. 77. Ein sehr empfeh- 
lenswertes Buch! 

104 - Unabhängige Sozialdemokraten, 
links stehend von der SPD. 

105 - Vorläufer der KPD, Kommunisti- 
‚schen Partei Deutschlands. 

106 - Venner, aaO S. 79: 

107 - „Ambito financiero“, 17. Febr. 1989 

108 - siehe I, 465 

109 - dazu I, 465. Siehe auch David Rem- 
nick in „The Washington Post“, auf 
spanisch in „El Mercurio“ 15.4.89. 
Rjabov stellte fest, daß das Zentral- 
komitee der russ. K.P. der Ermor- 
dung zustimmte, daß aber ein Jahr 
nach der Ermordung 28 Mitglieder 
der oppositionellen Sozialrevolutio- 
nären Partei festgenommen wurden, 
weil sie den Zaren ermordet hätten. 
Sicher ist, daß die Ermordung erst 
erfolgte, nachdem dafür aus London 
grünes Licht gegeben worden war, 
obwohl das britische Königshaus en- 
ge Kontakte zu den Romanow hatte. 
Leon Trotzky schreibt später: „Der 
Entschluß war nicht nur angebracht, 
sondern notwendig.“ 

110 - wiedergegeben jetzt in „Bild“ am 
13.4.1989 

111 - Wir kamen auf die Herkunft Lenins 

.. zu sprechen in I, 110, Anm. 115 und 
in II, 546, Berichtigung. 

112 - Wir zitieren die Fußnote auf Seite 94 

in dem Buch von Jacques Bordiot, 
„Le Gouvernement invisible“. 
Die Fußnote schließt mit den beiden 
Buchstaben H.C. (= Henri Coston). 
Über die jüdische Anteilnahme am 
Tode Lenins berichteten wir in II, 
520, Anmerkung 368 

113 - seit 1924, dem Todesjahr Lenins. 

114 - seit 1924, dem Todesjahr Lenins. 

115 - in Nouvel Ordre Europ£en, Jan. 89 

116 - siehe VII, 44. Man beachte auch, 
was Pinochet dazu sagt. 

117 -in „Denk mit“, Folge 5/1988. Zum 
Thema „Perestroika“, d.h. einer 
Neufassung der deutsch-russischen 
Beziehungen noch folgendes: 





Rückübersetsung aus 

" Nazı-Soriet-Relations 1939—1941°*, Documents of the Archives of the 
German Foreign ae (Department of State 1948). 

Frames 182—183, serial F 1 


- Geheimes Zusatzprotokoll. 


Gelegentlich der Unterzeichnung des Nichtangriffspaktes zwischen dem Deutschen Keich 
und der Union der Sozialistischen Sowjet-Republiken besprachen die unterzeichneten Bevoll- 
mächtigten der beiden Parteien in streng vertraulichen Unterhaltungen die Frage der Grenz- 
ziehung ihrer gegenseitigen Einflußsphären in Osteuropa. Diese Rurelalitigon führten zu 
folgenden Ergebnissen: 

1. Im Falle einer territorialen und politischen Neuordnung in den Gebieten der baltischen, 
Staaten (Finnland, Estland, Lettland, Litauen) soll die nördliche Grenze Litauens die Grenze 
der Einflußsphären von Deutschland und der U. 5. S. R. darstellen. In diesem Zusammen- 
hang wird das Interesse Litauens am Wilna-Gebiet von beiden Parteien anerkannt. 

2. Im Falle einer territorialen und politischen Neuordnung der zu dem polnischen Staate 
gehörenden Gebiete sollen die Einflußsphären Deutschlands und der U. S. S. R. annähernd 
durch die Linie der Flüsse Narew, Weichsel und San begrenzt werden. \ 

Die Frage, ob die Interessen beider Parteien die Erhaltung eines unabhängigen polnischen 
Staates wünschenswert machen und wie ein solcher.Staat begrenzt werden soll, kann endgültig 
nur im Laufe weiterer politischer Entwicklungen beantwortet werden. 

In jedem Falle werden beide Regierungen diese Frage auf dem Wege einer freundschaft. 
lichen Uebereinkunft lösen. 

3. Im Hinblick auf Süd-Ost-Europa wird von sowjetischer Seite das Interesse an Bessara- 
bien betont. Von deutscher Seite wird das u: politische Desinteressement an diesen Ge- 
bieten erklärt. 

4. Dieses Protokoll soll von beiden Parteien als streng geheim behandelt werden. 


Moskau, 23. August 1939. 


Für die Regierung Der Bevollmächtigte 
des Deutschen Reiches: j der Regierung der U.S.S.R.: 
v. Ribbentrop. Molotov. 


Am 2. Juni 1989 wird der Welt mitgeteilt, daß die Bonner Regierung dem russischen 
Staatschef Gorbatschow eine Ablichtung des 1939 von Stalin und Ribbentrop unterzeich- 
neten „geheimen Zusatzprotokolls“ zur Verfügung gestellt hat. Es wurde seinerzeit in 
Nürnberg der Verteidigung Ribbentrops verboten, dieses zu verlesen. Wir haben es im 
September 1949 im „Weg“ in Buenos Aires veröffentlicht (siehe Anlage). Damit ging der 
Text bereits damals in 17.000 Exemplaren in alle Welt, davon in einem Exemplar in die 
Congressional Library in Washington auf Ersuchen des rep. Senators Langer und des 
dem. Senators Eastland, in einem weiteren Exemplar an die sowjetrussische Botschaft in 
London. Der „Weg“ war damals (1949/50) das Sprachorgan der deutschen nationalen Op- 
position. Zustimmende Leser waren in jenem Zeitabschnitt unter vielen anderen demokra- 
tischen Persönlichkeiten Dr. Konrad Adenauer, Dr. Kurt Schumacher, Luise Schröder, 
Max Brauer, Martin Niemöller, Sven Hedin, Dr. Kurt Eckener, Bischof Dr. Alois Hudal. 
Es ist für die weitere Entwicklung der Dinge bemerkenswert, daß sich damals die nationale 
Opposition gegen die Besatzungskräfte wandte, heute aber gegen Bonn. Und es ist ebenso 
bezeichnend, daß heute das geheime Zusatzprotokoll von Moskau erbeten, aber damals 
verboten wurde. 
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118 - Erst kürzlich ging ein großes Buntfo- 
to durch die Presse. Da sah man 
Herrn Thyssen auf einem Sofa aus- 
gestreckt; den Arm mit erhobenem 
Zeigefinger nach oben gestreckt, lä- 
chelt er den Fotografen an. 

119 - Zitiert aus F.A. von Hayek, „The 
Fatal Conceit: The Errors of Socia- 
lism“, W.W. Bartley, London 1988 

120 - dazu I, 446 und II, 484 und IV, 468 
und V, 468. 

121 - siehe „Tempo. Der Deutschland-Re- 
port“, Bismarckstr. 31, D-5630 Rem- 
scheid, Nummer 21, Mai/Juni 1988. 
Aufsatz von Roger Scruton, „Die 

“ Mesalliance von Rot und Grün“. 

122 - in Buch X. 

123 - Foto in VIII, 22 

124 - Zitiertt im „Bismarck-Deutschen“, 
1/1989. Dazu auch VII, 215 

125 - ein amerikanischer Zeithistoriker, zi- 
tiert bei Kosiak, S. 75 

126 - zu dem Thema „Hitler und der Par- 
lamentarismus“ vgl. man „Der 
Scheinwerfer“, April 1989, S. 2 ff. 

127 - laut „Bild“ vom 20.2.1989, wieder- 
gegeben in „Recht und Wahrheit“ 
(„Der Bismarckdeutsche“) 3 u. 4/89, 
Seite 21 

128 - dpa-Meldung, wiedergegeben in der 
Celleschen Zeitung vom 2.3.89. 
Ebenfalls in weiteren Einzelheiten in 
„Der Scheinwerfer“, März 89, S. 4 

129 - veröffentlicht in „Scheinwerfer“ aaO 

130 - wiedergegeben in der in Note 128 ge- 
nannten dpa-Meldung. 

131 - siehe dazu „Scheinwerfer“ Nr. 9 
vom 15. Sept. 1987 unter dem Titel 
„Wieweit war der Tod von Rudolf 
Hess bereits vorprogrammiert?“ 
Dieser Vorgang erinnert an die glei- 
che Panne bei der maurerischen Er- 
mordung von Verwoerd, I, 380. 

132 - dazu IX, 216. Siehe auch IX, 200 

133 - z.B. erwähnt in V, 253, Anm. 167 
und VI, 40 

134 - „El Mercurio, Ediciön internacional“ 
14.-20.12.79 

135 - etwa „Siegburger Presse“ 10.10.79 

136 - Rückübersetzung aus dem Spanischen 

137 - „Adveniat“ wird später von der chi- 
lenischen Regierung angeklagt, mar- 
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138 - 
139 - 
140 - 


141 - 
142 - 


143 - 
144 - 


145 - 
146 - 
147 - 
148 - 


149 - 


150 - 
151 - 
152 - 


xistischen Organisationen in Chile 
Gelder gegeben zu haben. 

FAZ 19.12.87 

„El Mercurio“ 9.5.1988 

„El Mercurio“ 3.6.88, Meldungen 
von ‚Patriciö Gomez Couchot;:Con- 
cepciön:und Mario Landa Reyes, 
Chillan. 

Dr. Sänger hat daher wissenschaftli- 
che Autorität bei seinen Aussagen. 
zu den letzten Bemerkungen siehe 
Mercurio 31.5.1988 

„El Mercurio“ 10.5.1988 

Carmen Lopez, Nichtmitglied von 
„Dignidad“ liest der Presse am 
19.3.88 eine Erklärung vor, die Mer- 
curio dann am 20.4.88 wiedergibt. 
„El Mercurio“ 22.4.1989 

Zeitung „Austral“, Osorno, 18.4.88 
„El Mercurio“, 5.12.1988 

Cödigo Orgänico de Tribunales Art. 
560, Nr. 1 

„Esto significa que el Ministro en vi- 
sita sölo indagarä aquellas materias 
que llevaron al canciller chileno a 
presentar la solicitud el miercoles 4 
de enero 1989: limitaciön de libertad 
y violaciones al secreto de correspon- 
dencia. Lo que no implica que de en- 
contrar algün otro delito, se pueda 
abrir un sumario respectivo para in- 
vestigarlos“. Claudia Godoy L. en 
„El Mercurio“ 10.1.89. 

In dem Dokument, in welchem der 
Präsident des Appelationsgerichts 
von Chillan, Guillermo Navas Busta- 
mante als Ministro en visita ernannt 
wird, heißt es: „La investigaciön se 
refiere a los hechos que serlala el Sr. 
Ministro de Relaciones Exteriores, y 
la instrucciön sumario, sie ellos fue- 
ron constitutivos de delitos“ (Die 
Untersuchung bezieht sich auf jene 
Tatsachen, die der Außenminister 
nennt und auf Klageerhebung, wenn 
diese Tatsachen ein Vergehen dar- 
stellen). „El Mercurio“ 13.1.1989. 
„El Mercurio“ 8.1.1989 

„El Mercurio“ 10.1.1989 

Die Note, die die Jugendlichen dem 
Deutschen Bundestag senden, lautet: 
„Seit mehr als zwei Jahren werden 
wir und unsere Väter, Großväter und 
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157 - 
158 - 
159 - 
160 - 
161 - 
162 - 
163 - 
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Brüder diskriminiert und psychisch 


gefoltert durch Machenschaften des ' - 


deutschen Auswärtigen Amts .. . 
Obwohl keine Anklage besteht und 
auch kein schwebendes Verfahren, 
übt das deutsche Auswärtige Amt 
Druck aus auf die chilenische Regie- 
rung, damit diese — zum vierten Mal 
— einen Untersuchungsrichter an- 
fordere, der die gleichen, angebli- 
chen Tatsachen untersuchen soll, die 
bereits untersucht wurden.“ 

Diese konsularen Schikanen erinnern 
an das gleiche Vorgehen in Südwest- 
afrika, wo man vor elf Jahren das 
deutsche Generalkonsulat im über- 
wiegend deutschbewohnten Wind- 
hoek schloß. 

Hernän Cisternas in „El Mercurio“ 
7.2.1989 

Mercurio 10.2.1989 

Mercurio 21.2.1989 

Guzmän in Mercurio 21.2.1989 
Mercurio 24.2.1989 

Mercurio 17.3.1989 

Mercurio 31.3.1989 

Mercurio 8.4.1989 

Mercurio 23.4.1989 

Mercurio 14.4.1989 

Der spanische Originaltext des Schil- 
des lautet: „Lamentablemente, el 
Hospital y el molino no pueden aten- 
der hoy, por diligencias del ministro 
en visita. Se atienden solo casos de 
emergencia. Esta es la tercera investi- 
gaciön de parte del juzgado de cri- 
men, a raiz de la persecuciön politica 
por el embajador alemän y su supe- 
rior Genscher, quienes pretenden de- 
struir a nuestra familia y la comuni- 
dad. La asamblea general.“ Der Text 
wurde wiedergegeben in „El Mercu- 
rio“ 14.4.1989. 

Mercurio 25.3.1989 

aus „Rio Negro“, Tageszeitung, Ge- 
neral Roca, Argentinien, am 15.5.88, 
übernommen von der promarkxisti- 
schen Agentur „Cambio 16“ ohne 
Namensnennung des Autors. 
Mercurio 7.12.1988 

Man wird heute kaum noch eine der- 
art umfangreiche und neutrale Be- 
schreibung dieser bedeutenden Vor- 
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gänge finden, wie sie in unseren bei- 
den ersten Büchern erfolgte. Ein gro- 
ßer Teil der dort genannten Tatsa- 
chen ist heute bereits auf „höheren“ 
Befehl hin (in allen Sprachen) „ge- 
strichen“. Das ist eine konzentrierte 
Arbeit der Weltfreimaurerei. Auf 
dem derart gefälschten Bild jener 
Jahrzehnte baut sie heute auf. 

Vgl. VII, 266 

Agencia ap, Ende Februar 1989 
Siehe VII, 266 

aus der „Allgemeinen Zeitung“, 
Windhoek, 3.11.1987 

siehe II, 238 ff. 

ric, Windhoek, in der NZZ, Apr. 78 
abgedruckt in der Allgemeinen Zei- 
tung, Windhoek, 27.11.87 

Gemeint sind damit die Staaten 
Schwarzafrikas, die an Süd- und 
Südwestafrika angrenzen und gegen 
die Politik der Apartheid Front ma- 
chen. 

dazu V, 398 

dpa, New York 21.11.86 

Allg. Zeitung, Windhoek, 5.5.1988 
Laut Veröffentlichung in der Wind- 
hoeker „Allgemeinen Zeitung“ an 
dem Tag, der am Anfang dieses Ab- 
satzes genannt wird. 

Die gleiche Lage in Südwest, d.h. die 
auch dort eingerissene öffentliche 
Unsicherheit spiegelt sich in der An- 
zeige der „eagle-watch“ wider, die 
wir hier bringen. Sie erschien laufend 
in der „Allgemeinen Zeitung“. 
Siehe I, 281 und VI, 240 

aus der Zeitschrift CODE, 1988 
dazu VI, 94 ff. 

Die Staatsanwaltschaft forderte Mit- 
te Mai 1989 für die am Tatort gefan- 
gengenommenen Terroristen lebens- 
länglich. 

Gleichzeitig kommen Zeitschriften, 
Ablichtungen von Zeitungen und 
Flugblätter überall im Lande in Um- 
lauf, die auf die Herkunft der wich- 
tigsten Mitglieder der Regierung 
Alfonsin hinweisen. Der derzeitige 
Präsident.-selbst. war Anwalt. von 
Linksterroristen und es gehen Aus- 
züge aus seinen damaligen Plädoyers 
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von Hand zu Hand, die abgedruckt 
waren im „Ambito financiero“ am 
4.9.1985, Seite 9, und es wird daran 
erinnert, daß der seinerzeitige marxi- 
stische Rektor der Universität von 
Buenos Aires, Dr. Silvio Frondizi den 
Dr. Alfonsin in jener Hochschule 
vorstellte als „Verteidiger von Kampf- 
genossen“ (defensor de compafieros 
combatientes). Von dem in die Ange- 
legenheit „La Tablada“ hineingezo- 
genen Innenminister Nosiglia erfährt 
man, daß seine Schwester als Terrori- 
stin aktiv bei der Sequestrierung des 
Conteradmirals Aleman beteiligt war. 
Es fallen in diesem Zusammenhang 
weitere Namen wie Stubrin, Cäceres, 
Becerra, Storani, Laferriere, Suarez, 
Lastra, Moreno, um diese Gruppe 
von Regierungsmitgliedern zusam- 
menfassend zu charakterisieren als ei- 
ne Gruppe der verbotenen marxisti- 
schen Terrororganisation ERP, die 
die eigentliche Regierung darstelle. 
„Los presidentes del grupo haran 
hincapie en que el peso de la deuda 
externa estä limitando las posibilida- 
des de desarollo y pone en riesgo en 
algunos paises de la zona la estabili- 
dad de la democracia.“ 

„Los expertos coinciden en que el 
desarollo regional debe ocupar.el pri- 
mer lugar frente a la carencia de fi- 
nanciaciön exterior, la falta de inver- 
sion privada en la regiön y los pro- 
blemas de la balanza de pagos.“ 
Über die volkswirtschaftlichen Symp- 
tome dieser Gesellschaftsform hinaus 
versteht man heute unter „National- 
sozialismus“ auch „Antisemitismus“. 
weitere Einzelheiten in I, 197 ff. 
dazu V, 354 

Ich erinnere an die Fotos, die wir in 
VII, 222, 223 wiedergaben. 

in Alexander und Margarete Mit- 
scherlich „Die Unfähigkeit zu trau- 
ern“. 

Mitscherlich, aaO S. 17 und 18 
Mitscherlich, aaO S. 14 

„Wenn Hitler Erfolg hat, wird er in- 
nerhalb von fünf Jahren einen euro- 
päischen Krieg bekommen“ (Lord 
Vansittart). Siehe VIII, 255 


195 - 
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Ambito financiero, Bs. As. 17.2.89 
Es darf hier auch an Vorgänge erin- 
nert werden, die in Vergessenheit ge- 
rieten. Ich denke an die Gründung 
einer Räterepublik an der Ruhr 1920. 
Die Regierung in Berlin und vor al- 
lem ihr Vertreter im Rheinland, der 
Sozialdemokrat Severing, ließen den 
Dingen ihren Lauf und die Rote Ar- 
mee gewann an Boden. Hätte der 
Reichswehrgeneral v. Watter nicht 
gehandelt, dann wären die Tage der 
Weimarer Republik gezählt gewesen. 
Wie man sein Handeln in Berlin 
beurteilte, ergibt sich daraus, daß er 
nach Beendigung der Kämpfe entlas- 
sen wurde. 

„El Mercurio“ 25.4.1989 
Pretterebner aaO S. 166 

aaO Seite 213 

siehe X, 452 und 453 

Dargestelit in enger Anlehnung an 
Ayn Rand, Seite 418 

dazu „Der Bismarckdeutsche“, 1/89 
Seite 18/19 

aus „Der Scheinwerfer“, Nr. 12/88 
Paul Urs Engeler. Siehe Artikel 
„Zeitweise hieß der Departements- 
vorsteher Hans W. Kopp“ in der 
Weltwoche, Zürich 

Siehe IX, 219 am Ende 

Vor italienischen Gerichten wurde 
längst festgestellt, daß man mit ge- 
fälschten Dokumenten versucht hat- 
te, dieses Attentat Rechtsextremisten 
in die Schuhe zu schieben. 

Es wurde längst klargestellt, daß 
Calvi von der Freimaurerei ermordet 
wurde. Erst im Mai 1989 hat der zu- 
ständige englische Richter die These 
von einem Selbstmord abgelehnt. 
Dazu VII, 33 und VIII, 48 

Im Mai 1989 

dazu VI, 206, Anm. 131 

Lothar Späth meint dazu: „Wenn 
sich tausend Diskutanten an einen 
dreckigen Fluß stellen, dann wird der 
davon nicht sauber“. Er meint, wir 
brauchten mehr Ingenieure. „Das 
Umweltproblem ist geisteswissen- 
schaftlich nicht zu lösen“. Genscher 
meint dazu: „Mit uns (FDP) wird es 


keine konservative Gegenreforma- 
tion geben.“ 

211 -Es fing an mit Rambouillet 1975. 
Siehe VI, 192 

212 - Daß es schon seit langem in der fran- 
zösischen Schweiz gärt, ist bekannt. 
Siehe VIII, 175 

213 - aus „Rio Negro“ vom 5.4.1989 

214 - aus „Rio Negro“ vom 7.4.1989 

215 -aus der Zeitschrift „Somos“ vom 
12.4.1989, Seite 25 

216 - „Clarin“ 16.4.1989 

217 - Agentur DYN, wiedergegeben in 
„Rio Negro“ am 18.4.1989 

218 - „Ambito financiero“ 17.4.1989 

219 - „Ambito financiero“ 18.4.1989 

220 - Ing. Alberto Costantini, Präsident 
des Centro Argentino de Ingenieros. 

221 - Walter Graziano in Ambito financ. 

222 - Martin Ravazzini in Clarin-Econö- 
mico am 30.4.1989 

223 - Clarin 12.5.1989 

224 - Clarin 9.5.1989 

225 - Clarin 12.5.1989 

226 - „Ambito financiero“ 17.5.1989 

227 -Im Programm „Primera mano“ in 
Radio Continental, wiedergegeben in 
„Ambito financiero“ am 19.5.1989. 

228 - Die Zahlen stammen aus einem Arti- 
kel im Clarin vom 21.5.1989 

229 - „Ambito financiero“ 24.5.89, 1. S. 

230 - Zitate aus „La Nueva Provincia“, 
Bahia Blanca vom 3.6.1989 

231 - „Ambito financiero“ 17.5.1989 

232 - Francois Leport im Clarin, 23.5.89 

233 - siehe NZZ am 15.3.89 (ps aus Athen) 

234 - Ambito financiero 30.5.1989 

235 - Ambito financiero 31.5.1989 

236 - Horacio Lachmann im Ambito fi- 
nanciero, 31.5.1989 

237 - Roberto Roth in „La Nueva Provin- 
cia“, Bahia Blanca am 30.5.1989 

238 - Ambito financiero 1.6.1989, Seite 3 

239 - Ambito financiero 1.6.1989, Seite 6 

240 - Ambito financiero 1.6.1989 unter 
„Columnistas“. 

241 - in „Neue Richtung“, Wien, 2/1989 

242 - Einen Tag nur nach der für ihn tödli- 
chen Wahl vom 14. Mai 1989 flog 
Alfonsin nach Asunciön und hielt 
dort eine Rede, die in Inhalt und 


Tonfall ein Cäsar nach seiner siegrei- 
chen Rückkehr aus Gallien hätte hal- 
ten können. In der eigenen Heimat 
hätte er sich so etwas nicht erlauben 
können. 

243 - Allgemeine Zeitung, 1.12.88 

Allgemeine Zeitung, 2.12.88 

245 - Allgemeine Zeitung, 6.12.88 

246 - Allgemeine Zeitung, 14.12.88 

247 - Allgemeine Zeitung, 16.12.88 

248 - siehe auch in X, 478 ff. 

249 - John Woodraff in „The Baltimore 
Sun“, 28.5.1989 

250 - Früher „Teng“ geschrieben. Vgl. V, 
356 - 373 

251 - Robert Edward Page spricht im 
„Malayssian Chronicle“, 4.6.89 von 
einem „Sturm über Asien“. Er be- 
fürchtet eine Rückkehr zu den krie- 
gerischen Feudalzeiten Chinas. Die 
gleiche Mahnung wie in anderen Staa- 
ten. Die Erneuerer spielen mit der 
Angst, daß sie immer noch besser sei- 
en als das Chaos. Alle Aufbaukräfte 
haben sie rechtzeitig selbst zerstört. 

252 - UPI, dpa und Reuter am 28.5.1989. 
Hilfreich ist die Lektüre des im Lite- 
raturverzeichnis angekündigten Bu- 
ches von Lois Fisher-Ruge. 

253 -in „La Nueva Provincia“, 5.6.1989 

254 -cer = Charles E. Ritterband (NZZ) 

255 - Allgemeine Zeitung, 27.12.1988 

256 - Allgemeine Zeitung, 9.1.1989 

257 - Allgemeine Zeitung, 16.1.1989 

258 - Allgemeine Zeitung, 18.1.1989 
Der Journalist David Crary nach ei- 
nem Besuch in SWA/N; wiedergege- 
ben als Meldung von SAPA/AP/Fe 
in Allgemeine Zeitung, 20.1.1989 

259 - Allgemeine Zeitung, 20.1.1989 

260 - Allgemeine Zeitung, 23.1.1989 

261 - Allgemeine Zeitung, 24.1.1989 

262 - Quellen und Einzelheiten in Allge- 
meine Zeitung, 26.1.1989 _ 

263 - Allgemeine Zeitung, 26.1.1989 


: 


. 264a Allgemeine Zeitung, 30.1.1989 


264b der Wiener Professor Bo Doos auf 
einem Seminar in Stockholm. 

265 - Aquilino Polaino-Lorente, hier zi- 
tiert aus einem Aufsatz in „El Mer- 
curio“, 9.4.1989, S. E 23 
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266 - Man beachte, wie weit wir uns hier 
entfernen von Mitscherlich, der das 
Pferd — politisch-ideologisch geblen- 
det — von hinten aufziehen möchte. 

267 - Werner Nicolai, Breitscheidstr. 12, 
D-3500 Kassel 

268 - Nicolai macht aufmerksam auf das 
kürzlich erschienene Buch von Msgr. 
Lefebvre „Sie haben ihn entthront. 
Vom Liberalismus zur Apostasie.“ 

269 - Andreas Razumovsky in einer Wür- 
digung von Karl Fürst zu Schwarzen- 
berg in der FAZ. 

270 - Hugo Ezequiel Lezama in „La Nue- 
va Provincia“ 5.6.1989 

271 - La Nueva Provincia, 5.6.1989 

272 - mit weiteren Einzelheiten in Ambito 
financiero, 5.6.1989, Seite 5 

273 - Ambito financiero, 8.6.1989 

274 - „La Naciön“, Buenos Aires 14.6.89 

275 - „Un fin de semana clave para Alfon- 
sin“ in La Naciön, 14.6.1989 

276 - Die trojanische Warnung, von den 
Griechen keine Geschenke anzuneh- 
men. 

277 - El Mercurio, 9.6.1989 

278 - siehe das eigene Erlebnis, wiederge- 
geben in X, 223 unten 

279 -In VII, 137 ff. haben wir darüber 
ausführlich berichtet. 

280 - Norbert Engelmann in Allgemeine 
Zeitung 4.3.1989 

281 - Allgemeine Zeitung, 14.3.1989, S. 2 

282 - Allgemeine Zeitung, 13.2.1989 

283 - Allgemeine Zeitung, 14.2.1989 

284 - Allgemeine Zeitung, 17.3.1989 

285 - Egge Wehrs, Bonn, in Allgemeine 
Zeitung, 17.3.1989, S. 5 

286 - Allgemeine Zeitung, 15.3.1989, S. 2 

287 - Klaus Unger in Allgemeine Zeitung, 
10.2.1989 

288 - Dr. H. Halenke in Allgemeine Zei- 
tung, 24.2.1989, S. 14 

289 - Ilse Leipsch in Allgemeine Zeitung, 
17.3.1989 

290 - Allgemeine Zeitung, 9.3.1989, S. 2 

291 - Allgemeine Zeitung, 20.2.1989, S. 2 

292 - Allgemeine Zeitung, 8.2.1989, S. 1 

293 - Allgemeine Zeitung, 16.2.1989, S. 1 

294 - Allgemeine Zeitung, 21.3.1989, S. 2 

295 - Allgemeine Zeitung, 3.3.1989, S. 2 
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296 - Allgemeine Zeitung, 10.2.1989 

297 - Allgemeine Zeitung, 1.3.1989, S. 1 

298 - so der Angola-Flüchtling Hans Lind 
am 17.2.1989, S. 13 in der Allgemei- 
nen Zeitung. 

299 - Die weiteren Zusammenhänge wur- 
den von uns dargestellt in IV, 465 und 
V, 64, 446 und 447. Spinola war kei- 
neswegs „senil“, sondern ein mit allen 
Wassern gewaschener, durchtriebener 
Freimaurer. Wir stellten seine enge 
Zusammenarbeit mit freimaureri- 
schen Institutionen an den oben ange- 
zogenen Stellen dar. Der Weg Ango- 
las ins marxistische Elend sollte Süd- 
west eine zeitgemäße Lehre sein. 
Dem Freimaurercoup Spinolas ging 
der Versuch der USA unter der Fe- 
derführung von Adlai Stevenson vor- 
aus, auf dem Wege über die UN die 
Portugiesen aus dem reichen Angola 
zu vertreiben. Er schlug fehl, da Por- 
tugal unter Salazar sofort mit militä- 
rischen Mitteln die von Ausländern 
angeführte Söldnerrebellion zer- 
schlug. Dazu in I, 361, 362. Es ist er- 
staunlich, daß diese entscheidenden 
Vorgänge im Nachbarland Angola 
heute im ebenso gefährdeten Südwest 
nirgends zur Sprache kommen. 

300 - Richard Helm in „Allgemeine Zei- 
tung“, 17.2.1989, S. 13 

301 - Allgemeine Zeitung, 31.3.1989 

302 - Abby Karp in „The Baltimore Sun“, 
wiedergegeben in „El Mercurio“, 
3.6.1989 

303 - Humbert Clerissac, O.P. „Le myste- 
re de l’Eglise“, Kap. 7. Zitiert bei Le- 
febvre, aaO S. 111 

304 - El Mercurio, 7.6.1989, S. A2 

305 - El Mercurio, 8.6.1989 

306 - El Mercurio, 13.6.1989 

307 - In einem Artikel, der in der Pariser 
Zeitschrift „50 rue de Varenne“ im 
März 1988 erschien. Die Zeitschrift 
wird herausgegeben von dem Institu- 
to Italiano de Cultura de Paris und 
von Arnaldo Mondadori, Mailand. 
Die Überschrift des Artikels lautet: 
„Die biophysischen Grenzen der Er- 
de und das Nachlesen der Kategorien 
vom Raum und Zeit.“ Ausführlich 
besprochen in „El Mercurio“, San- 


tiago de Chile, 16.4.1989, von Vinti- 
la Horia. 

308 - Vintila Horia, „Es el Progreso un In- 
strumento de la Decadencia?“ in EI 
Mercurio, 16.4.1989 

309 - NZZ v. 4. Juni 1989, Nr. 126, S. 3 

310 - Ambito financiero, 26.6.1989, S. 6 

311 - Ambito financiero, 28.6.1989, S. 1 

312 - Carl von Ossietzky, zitiert in „Kon- 
kret“, Heft 6, Juni 1989 

313 - Ambito financiero, 3.7.1989 

314 - Ambito financiero, 3.7.1989, S. 5 

315 - Ambito financiero, 4.7.1989 

316 - Ambito financiero, 2.7.89 unter dem 
Titel „Languidece“ (= schläft ein) 

317 -in Nueva Provincia, 24.6.1989 

318 - Thomas Sowell vom Scripps Howard 
News Service, wiedergegeben in 
Spokesman Review, Spokane/W. 

319- David Morries, Kolumnist der St. 
Paul Pioneer Press Dispatch, wieder- 
gegeben in „The Globe and Mail“, 
Toronto/Kanada, 10.3.1988 unter 
dem Titel „United States starts loo- 
king like a Third World country“ 

320 - Ambito financiero, 5.7.1989, S. 9 

321 - Ambito financiero, 5.7.1989, S. 10 

322 - Ignacio Zuleta in Ambito financiero 
5.7.1989, S. 12 

323 - Ambito financiero, 7.7.1989, S. 2 

324 - Jorge Pedro Barcelö in Ambito fi- 
nanciero 7.7.1989, S. 8 

325 - La Naciön, Bs As, 10.7.1989, S. 14 

326 - La Naciön, Bs As, 10.7.1989, S. 3 

327 - Ambito financiero, 10.7.1989, S. 2 

328 - Louis-Vincent Thomas; Einleitung zu 
seinem Buch „Les religions d’Afrique 
Noire“, fayard/denodl, Paris 69. 

329 - El Mercurio, 5.7.1989, S.C 9 

330 - Reuter aus Kapstadt, 4.4.1989 

331 - Wir entnehmen die folgenden Aus- 
führungen dem „Deutsch-Südafrika- 
ner“. Herausgeber W.R. Schirmer, 
Postfach 223, Swakopmund SWA, 
Tel. (0641)2090. Nr. Apr./Mai 1988 

332 - Einzelheiten in I, 374 ff. 

333 - El Mercurio, 12.5.1989 

334 - Allgemeine Zeitung, 2.6.1989 

335 - Allgemeine Zeitung, 2.6.1989, S. 2 

336 - Allgemeine Zeitung, 6.6.1989 

337 - Allgemeine Zeitung, 9.6.1989 


338 - Allgemeine Zeitung, 19.6.1989, S. 3. 
Endlich bequemt sich am 9 Juli 1989 
die NZZ von den Greueln in den 
SWAPO-Lagern zu berichten. Bei 
der FAZ dauerte es bis zum 22.7.89, 
daß man in immer noch reichlich 
flauer Form den Skandal schwerster 
Verletzung von Menschenrechten in 
SWAPO-Lagern und die Sabotage 
einer fairen Wahl in Südwest in Zu- 
sammenarbeit mit Genscher, Süß- 
muth und UN-Flüchtlingskommissar 
immerhin erwähnenswert findet. 
Menschen wurden lebendig, Kopf 
nach unten, eingegraben. So beginnt 
das „Modell Namibia“. 

339 - Allgemeine Zeitung, 20.6.1989, S. 3 

340 - Inge Gladis, Allg. Ztg, 20.6.89 

341 - Allgemeine Zeitung, 9.6.1989, S. 2 

342 - Allgemeine Zeitung, 12.6.1989, S. 2 

343 - Die unsaubere Bevormundung deut- 
scher Leser durch den ‚Spiegel‘ bei 
der Berichterstattung über das Nie- 
derringen der 1500 in Südwest einge- 
fallenen Widerständler wird deutlich, 
wenn man daneben zitiert, wie die 
Welt die schwere Verletzung des Frie- 
densabkommens sah. Perez de Cue- 
llar nahm in einem Schreiben an den 
Sicherheitsrat scharf Stellung gegen 
die SWAPO. Dessen Präsident, der 
Russe Belonogow machte die SWA- 
PO für die Vorgänge verantwortlich. 
Margaret Thatcher sprach von einer 
‚totalen Verurteilung‘. Die ‚Washing- 
ton Post‘ schrieb, Nujoma sei eine 
‚totale Fehlkalkulation‘ unterlaufen, 
‚die ohne Parallele in der Befreiungs- 
politik ist‘. Angolas Präsident Dos 
Santos schimpfte ‚zornig‘ auf einem 
eiligst in Harare einberufenen Gipfel 
der Frontstaaten von den unkontrol- 
lierten Guerillas. Er ordnete sogar an, 
den Süden Angolas von SWAPO- 
Kämpfern zu säubern, notfalls müsse 
man auf sie schießen. 22 namibische 
Polizisten und fünf südafrikanische 
Soldaten bezahlten die Abwehr der 
marxistischen Banden mit dem Leben. 

344 - Ambito financiero, 2.8.1989, S. 9 

345 - Ambito financiero, 2.8.1989, S.48 40 

346 - Ambito financiero, 3.8.1989, S. 2 

347 - Ambito financiero, 3.8.1989, S. 1 
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Verlagsmitteilung 


Vom gleichen Verfasser und zum gleichen Thema erschienen: 


VB „Wie der Völkerbund entstand“, Buenos Aires 1967 
I „Die Große Rebellion“, Buenos Aires 1969, Neudruck 1985 
II „Gegen Gott und die Natur“, Buenos Aires 1971, Neudruck 1984 
III „Die. Sieben Säulen der Hölle“, Buenos Aires 1974 
IV „Die Sieben Säulen der Hölle. Ergänzungsband“, Buenos Aires 1975 
III/IV Zusammendruck der beiden Bücher unter dem Titel 
„Das verschleierte Bild zu Sais“, Buenos Aires 1981. Nachdruck 1987 
V „Der Sieg der Vernunft“, Buenos Aires 1978 
A „Der Sieg der Vernunft. Anhang“, Buenos Aires 1978 
VI „Verschwörung“, Buenos Aires 1980. Nachdruck 1988 
VII „Das jüngste Gericht“, Buenos Aires 1982 
VIII „Einst sangen die Wäler“, Buenos Aires 1985 
IX „Mit Freude, Stolz und Wehmut“, Buenos Aires 1986 
X „Frieden, Krieg und Frieden“, Buenos Aires 1987 
XI „Rette sich, wer kann!“, Buenos Aires 1989 


Etwaige Bestellungen bitte direkt an den Verlag. Es genügt, wenn Sie dabei die hier vor 
den Buchtiteln stehenden römischen Zahlen angeben. Auslieferung erfolgt aus Beständen 
in Europa. Bei Buchbesprechungen und anderer Nennung unserer Bücher geben Sie bitte 
immer unsere volle argentinische Adresse an. Wir bemühen uns, wie bisher durch Nach- 
drucke laufend weiterhin Bücher zur Verfügung zu halten. 

Bitte machen Sie unsere Bücher im Freundeskreis bekannt. Man wird Ihnen dafür 
dankbar sein! 

Es sollte noch darauf hingewiesen werden, daß kein einziges Buch unseres Verlages in 
irgendeinem Lande verboten ist. Unsere Bücher stehen vielmehr in den bedeutendsten Bi- 
bliotheken im Osten wie im Westen. Wenn man weiß, mit welchen ungesetzlichen Mitteln 
die Freimaurerei an die Macht kam und wie sie ihre Stellung zu halten versucht, nimmt es 
allerdings nicht wunder, daß sie amtliches Vorgehen gegen unsere Bücher zu erreichen ver- 
suchte. Sie hat sich dabei hinter dem Vorwurf des „Antisemitismus“ versteckt. Die mit 
solchen Anwürfen befaßten Justizbehörden haben aber alle Untersuchungsverfahren nach 
Einblick in die Bücher eingestellt. Im Rahmen dieser Vorgänge wurde uns von der Staats- 
anwaltschaft beim Landgericht Frankfurt am Main ausdrücklich bestätigt, daß eine Aus- 
einandersetzung mit angeblichen Machenschaften der Freimaurerlogen keine strafbare 
Handlung darstellt. Im folgenden Ablichtung des entsprechenden Bescheids. 

Daß die gesamte Freimaurerei wie ein aufgeschreckter Ameisenhaufen bemüht ist, un- 
sere Bücher in ein schlechtes Licht zu stellen und daß es Freimaurern von ihren Oberen 
verboten wurde, unsere Bücher zu lesen oder gar zu erwerben, gibt sie nicht nur der Lä- 
cherlichkeit preis, sondern belegt erneut die antidemokratische, unehrliche Essenz voller 
Vorurteile dieser verbrecherischen Organisation und hängt ihren Angehörigen das Stigma 
an, feige, reaktionäre, unselbständige, egozentrische Marionetten zu sein, die als wirklich 
allerletztes eine Elite darstellen. 

Verlag Juan Maler 
Belgrano 165 
8400 Bariloche 
Argentinien 
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Staatsanwaitschaft 
bei dem Landgericht Frankfurt am Main 


Konrad-Adenauer-Straße 20 (Gebäude C) 

Teleton: {0 69) 1367-1 - Telex: 4 12996 just d 
Konten der Gerichtskasse Frankturt: 

PGiroKto: Ftm 70 17-600 (BLZ 500 100 60) 

LZB Fim 500 01 506 (BLZ 500 000 00) 


Postanschntt: Steatsenwaltschaft b. d. LG » Postfach 100101 - 6000 Frankfurt I 





50 Js 4453/87 j Geschäftsnummer 


Haren bitte stets angeben! 


Roy Godenau 
Pension Buchenntihle 


3579 Gilserberg 3 


Datum und Zeichen ıhres Schreibens E'  Nebensteile Datı 
tum 


8162 07.05.87 


Das Ermittlungsverfahren gegen 





Roy Godenau 
wegen $ 86 StGB u.a. Straftaten 


betr. die Druckwerkes "Das jüngste Gericht", "Einst sangen die 
Wälder" 


wird eingestellt ($ 170 Ii StPO). 


Grlindes 

Soweit das Verfahren wegen der bei der Durchsuchung au 30,03.1987 
versandfertig sichergestellten Blicher geführt wurde, ließ sich kein 
hinreichender Verdacht einer Straftat begrlinden, da kein strafbare 
Inhalt dieser Druckwerke, die sich vorwiegend zit angeblichen Mact 
schaften der Freimaurerlogen auseinandersetzen, festzustellen war, 


Griebel & 
Oberstaatsanwalt Begl ubigt 


No 
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Als die Freimaurer Tito und Churchill verbündet waren: 





Englischer Bombenterror auf Belgrad 


Allerletzte Nachrichten 


Colonia Dignidad (zu S. 183) 

„El Mercurio“ teilt am 4.8.89 mit, „daß der Untersuchungsrichter Hernan Robert Arias zu 
Beginn der Woche seine Tätigkeit abschloß und die Unterlagen persönlich dem Präsidenten 
des Höchsten Gerichts übergab. Dabei teilte er mit, daß nur in zwei Fällen strafrechtlich vor- 
gegangen werden wird: I. Wegen ärztlicher (kostenloser!) Betätigung ohne chilenische Ge- 
nehmigung (die inzwischen längst eingeholt wurde) und 2. wegen eines mutmaßlichen Be- 
trugsfalles.“ Damit hat es den Anschein, daß der Genschersche „Krieg“ in dem Rechtsstaat 
Chile genauso zusammengebrochen ist, wie der „Traubenkrieg“ der anderen kapitalistischen 
Macht im Norden. Botschafter Knackstedt flog eilends nach Europa, um sich dort mit ei- 
nem Genscher zu treffen, der soeben einen Schlaganfall hatte. (Dazu S. 166). 


Argentinien 

„Ambito financiero“ teilt am 15.8.1989 mit, „daß Präsident Menem die Amnestie der Ge- 
nerale aufschiebt, da er negative Reaktionen in verschiedenen Ländern Europas befürch- 
tet.“ Mit diesem Druck wollen es die Verbündeten Alfonsins verhindern, daß Argentinien 
nach einer (von der überwältigenden Mehrheit der Bevölkerung erwünschten) inneren Be- 
friedung einen Weg aus der Krise findet. 
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JUAN MALER 


Rette sich wer kann! 


(Fortsetzung) 





Mit dem Kopf durch die Wand! 


Insgesamt. handelte es sich um 15 prallgefüllte Ordner, die der Untersuchungsrichter 
Robert Arias am 1. August 1989 dem Präsidenten des Höchsten Gerichts, Luis Maldona- 
do, übergab. Es war das Ergebnis der Verhöre von 280 Mitgliedern der Colonia Dignidad, 
76 Arbeitern und einer größeren Gruppe von Patienten und ehemaligen Patienten. Insge- 
samt wurden mehr als 400 Personen vernommen. Man kam auf 600 Vernehmungen, da ei- 
nige Personen drei bis viermal von dem Richter, den Carabineros und anderen Untersu- 
chungsbeamten vorgeladen worden waren. Außerdem waren Gutachten eingezogen wor- 
den in Bezug auf elektronische Apparate, Waffen, Radios, Zäune, Kontrollmaßnahmen, 
Fernsehen. Etwa 100 Amtshilfsgesuche ergingen an andere Behörden wie Steueramt, 


‚Schatzamt, Controlaria, Arbeitsministerium, Justizministerium usw. usw. Die Ernte an 


Papier wuchs auf 60 Kilogramm an. 

Der westdeutsche Botschafter flog im Rahmen dieser Stepreitiragädie schon e Sinige Ta- 
ge vor dieser Aktenübergabe zur Berichterstattung. nach Deutschland. ‚Gleichzeitig. löste 
sich das Büro von Dignidad in Siegburg auf..Die dortigen Mitglieder folgten den übrigen 
und flogen nach Chile. Sofort wurde dieses zu neuer Hetze genutzt. Der:bereits genannte 
„Zeuge“ "Wolfgang Kneese (S. 173) verdiente sich ein- paar. weitere DM, indem er auf 
nichts besseres verfiel, als in der Zeitschrift „Quick“ zu verkünden, daß Paul Schäfer, der 
herzkranke Leiter von Dignidad zu allem fähig sei und jetzt alle Mitglieder um sich verei- 
nigen wolle, um dann einen Massenselbstmord ä la Guayana durchzuführen, Nichts ist.an- 
scheinend Zeitschriften blöd und gemein genug, um damit Geld zu machen. . «  .. 

Zu dem bereits mitgeteilten Vorwurf, daß angeblich illegal der Ärzteberuf in.der Kols- 
nie ausgeübt worden sei, teilt Dr. Sänger (Mercurio 5.8.) mit, „daß wir nichts kennen, wo- 
rin diese strafbare Handlung bestehen soll. Immerhin wird das Hospital.von Villa Baviera 
von dem bekannten Arzt Dr. Helmut Hott geleitet. Er ist Chirurg, deutscher Staatsange- 
höriger, und erwarb seinen Titel nach Studien an der Katholischen Universität von Santia- 
go. Es handelt sich um einen ausgezeichneten Mediziner, Mitglied wissenschaftlicher Insti- 
tutionen in den USA, in der BRD und anderen Ländern. Er blickt auf zehn Jahre Berufsle- 
ben zurück. Das Hospital arbeitet seit. 27 Jahren auf der Grundlage von zahllosen. Verein- 
barungen mit dem Gesundheitsamt und genauester Überwachung in jeder Hinsicht, d.h. 
z.B. was die technische Einrichtung angeht, Hygiene, Arzneimittel usw. und es liegen un- 
zählige Dokumente.vor, in welchen der amtliche Gesundheitsdienst Dienidud wegen seiner 
außerordentlichen Wohltätigkeit beglückwünscht.“ 

Bezüglich ‚der anderen Ankündigung, daß man. ‚noch einen Betrugsfall untersuchen 


"müsse, teilt Dr. Sänger mit, „daß uns dieses. völlig verwirrt, denn für jedes Vergehen gibt 


es doch einen Täter und ein Opfer. Wir aber wissen weder.etwas von einem Täter noch von 
einem Betrogenen. “ (M. 6.8). „ES handelt sich darum um eine bestürzende und in der Br 
schichte unserer. Justiz. noch: ‚niemals. vorgekommene Situation. “ (M..14.8.).. 
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Am 27. August 1989 veröffentlicht Dignidad einige Zahlen, die die eingangs auf S. 160 
genannten ergänzen: „Allein zwischen 1984 und 1988 wurden gratis 34.500 ärztliche Un- 


tersuchungen vorgenommen, 48.500 Behandlungen durch Krankenschwestern, 42.000 La- 


boruntersuchungen, 760 Operationen; 1.629 Geburten, 1.139 Krankentransporte in Am- 
bulanz und Flugzeug und 17.200 Bett-Tage registriert.“ 

Zugleich macht sich aber auch der sich weiter ausdehnende Unwille in der Bevölkerung 
wegen der Schikanen gegen Dignidad in einem ausführlichen Brief an die Presse bemerk- 
bar, der unterschrieben ist von den Leitern der Jugendgruppe der Freunde von Dignidad. 


Anlaß dazu ist die Tatsache, daß in einem staatlichen chilenischen Fernsehen ein Film über ° 


Dignidad gebracht worden war, „zu dessen Beginn Kriegsszenen und Konzentrationslager 
vorgeführt wurden, um den Beschauer dazu zu bringen, sich ein. Urteil darüber zu bilden, 
was man heute unter einer deutschen Gemeinschaft zu verstehen hat. Und das hier in ei- 
nem Falle, da deren Mitglieder ihr Leben widmen, um für diejenigen zu arbeiten, die in 
Not sind. Unsere Ablehnung solcher Propaganda, die vom Auslande her gesteuert und be- 
zahlt wird, und in der man eine politische Lage als Hintergrund benutzt, die in unserem 


‚Lande völlig fremd ist; möge man als total ansehen. Wir sind bereit, darin bis zu den letz- 


ten Konsequenzen zu gehen. “. Gleichzeitig wurde der gleiche antideutsche Hetzfilm (u.a.) 
im argentinischen Fernsehen gebracht, Auch dort stillen die in einer zerbröckelnden Kul- 
tur Gestrandeten ihr armseliges Vergnügen an Wehrlosen, kühlen sich ihr Mütchen an 
Hilflosen. 

Doch die Bombe kam erst so richtig zum platzen, als das Höchste Gericht nach mehr- 
wöchiger Plenarsitzung mit allen 12 Stimmen beschloß, die Untersuchungstätigkeit des 
Ministers en visita, Hernän Robert Arias i.S. Dignidad für abgeschlossen zu befinden. Die 
beiden strafrechtlichen Untersuchungen bezüglich angeblich fehlender ärztlicher Geneh- 


. migung und wegen angeblichen Betruges wurden an die strafrechtliche Abteilung des 


Amtsgerichts in Parral verwiesen. Bezüglich der Vorwürfe, Behauptungen und Anklagen 
der Bundesrepublik Deutschland wurde dagegen keinerlei strafbare Handlung in den um- 
fangreichen Akten gefunden. „Das Bestehen von Tatsachen oder Vergehen, die die inter- 
nationalen Beziehungen berühren könnten, wurde verneint“ (M. 31.8.). 

Und weiter dreht sich jetzt Zahn um Zahn das Schicksalsrad. Eher grotesk als tragisch 
läßt die Geschichte vor unseren Augen Pantomime auf Pantomime Genscherscher Prove- 
nienz über die Bühne ziehen. Der Direktor für Lateinamerikanische Angelegenheiten im 
Bonner Auswärtigen Amt, Gezard Henzer, erklärt sofort noch am gleichen Tage: „Wir 
sind der Meinung, daß die Untersuchungen weitergehen müssen, denn es gibt viel ernstere 
Dinge als diejenigen, die Gegenstand der Strafakten waren. “ Auch in Bonn war man rasch 
bei der Hand, um neues Ärgernis zu erregen. Am 10. September wurde dem chilenischen 
Botschafter eine Note überreicht, in welcher es heißt: „Die Bundesregierung ist zutiefst be- 
stürzt hinsichtlich des Entscheides, den das chilenische Höchste Gericht erließ, mit dessen 
Hilfe man ein strafrechtliches Vorgehen gegen Mitglieder der Kolonie Dignidad verhin- 
dert, die angeklagt sind, schwere Verbrechen begangen zu haben. Nach Auffassung’ der 
Bundesregierung bestätigt diese Entscheidung, daß es die Absicht des gegenwärtigen chile- 
nischen Regimes ist, eine Klärung der schweren Anklagen in Zusammenhang mit Folte- 
rungen, Freiheitsberaubung und anderen Verbrechen gegen Mitglieder der Colonia Digni- 
dad zu verhindern. Was die Opfer angeht, so handelt es sich um deutsche Staatsangehöri- 
ge. Somit muß die Bundesregierung von der Tatsache ausgehen, daß das gegenwärtige chi- 
lenische Regime nicht die Absicht hat, deutschen Staatsangehörigen den notwendigen 


Schutz angedeihen zu lassen. Dieser sehr ernste Vorgang berührt ernstlich die chilenisch- - 


deutschen Beziehungen. Die Bundesregierung fühlt sich von dem derzeitigen chilenischen 
Regime an der Nase herumgeführt. Sie behält sich darum alle angemessenen Schritte vor, 
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sowohl auf internationalem Gebiet wie bezüglich der chilenisch-deutschen Beziehungen. “ 

Doch, die Bauern werden im Felde bewegt. Herr Reuter (S. 171) wird aus Santiago zu- 
rückgezogen und als dpa-Vertreter nach Buenos Aires versetzt, wo er dann auf Bonner Ge- 
heiß hin über die Botschaft Gelegenheit bekommt, das Mausen fortzusetzen. Durchreisen- 
den unvorbereiteten westdeutschen Journalisten verzapft er dort-ungefährdet seine Ver- 
sion von Dignidad. Das Ganze ein weiteres Stück intriganter Genscherscher Außenpolitik. 

Der soeben genannte, sich in Santiago aufhaltende Gesandte Gerhard Henze, wurde 
ebenfalls noch am gleichen Tage von Genscher nach Bonn zurückberufen. Das waren die 
ersten Bonner Reaktionen. Dabei geht es um die ernsteste Sache in der Welt, um die Ehre 
unbescholtener Menschen, die leichtfertig und böswillig besudelt wird. 

Das chilenische Auswärtige Amt übergab der Öffentlichkeit eine Note, in welcher ver- 
lautet: „Wir weisen die unbegründete Erklärung des Ministers für Auswärtige Angelegen- 
heiten der Bundesrepublik Deutschland zurück, die in Form und Inhalt die traditionell gu- 
ten Beziehungen zwischen Chile und der Bundesrepublik wegen eines Urteils des Höchsten 
Gerichts beeinträchtigen, wonach dieses in Ausübung seiner gesetzlichen und unabhängi- 
gen Zuständigkeiten die Untersuchung eines Richters für beendet erklärt, den es ernannt 
hatte, um die sogenannte ‚Colonia Dignidad‘ zu untersuchen.“ 

„Es ist angebracht, sich zu vergegenwärtigen, daß die richterlichen Untersuchungen 
der Colonia Dignidad nicht neueren Datums sind. Seit 1968; während der Verwaltung des 
Präsidenten Frei, wurden diesbezügliche Anzeigen vorgebracht. Keine hat Ergebnisse ge- 
zeitigt, die die Denunzianten erwarteten, und alle wurden sorgfältig gehandhabt. Niemals 
vorher aber wurde eine derart ungerechte und über das Maß hinausgehende Reaktion ver- 
merkt bezüglich der Richtersprüche in Bezug auf diese Gemeinschaft.“ 

Die chilenische Regierung und das chilenische Auswärtige Amt haben keinerlei Befup- 
nisse, Richtersprüche zu kommentieren, aber sie können keine Erklärung einer Auswärti- 
gen Regierung annehmen, die Absichten vorgibt und ein Urteil des Höchsten Gerichts der 
Republik disqualifiziert.“ Nach diesem notwendig gewordenen Unterricht in Demokratie 
heißt es dann weiter: 

„Es war der derzeitige Kanzler, der in Vertretung der chilenischen Regierung persön- 
lich und in unüblicher Form die Ernennung eines Untersuchungsrichters erbat, um die er- 
wähnte Colonia Dignidad zu untersuchen. Und es war das Auswärtige Amt, welches den 
Gerichten alle jene Vorgänge zur Verfügung stellte, die die Bundesregierung Deutschland 
ihr hatte zukommen lassen. “ 

„Dennoch steht die Verteidigung der. deutschen Interessen in dieser Sache sowie das 
Vorbringen von Tatbeständen und von Rechtsfragen den Anwälten jener Regierung zu. 
Man kann nicht der chilenischen Regierung den Erfolg oder Mißerfolg der deutschen 
Schritte zur Last legen,:so wie es unannehmbar ist, daß sich die Denunzianten betrogen 
fühlen und meinen, behaupten zu können, daß die Chilenen ein Interesse daran BUDER) ei- 
ne Klärung illegaler Handlungen zu verhindern.“ 

„Chile hat viele Beweise dafür geliefert, daß es die größte Hochachtung für das deut- 
sche Volk und für die im Lande lebenden oder vorübergehend sich dort aufhaltenden 
deutschen Staatsbürger hat. Im Laufe unserer Geschichte und während der gegenwärtigen 
Regierung wurde die Mitarbeit deutscher Staatsbürger eindeutig geschätzt. Ihre Güter und 
die Personen waren und sind geschützt wie es sich gehört.“ 

„Wir bedauern und weisen die Behauptung der deutschen Regierung zuriick, wonach 
die chilenische Regierung nicht die Absicht habe, den Schutz deutscher Staatsbürger zu ga- 
rantieren. “ 

„Die chilenische Regierung ist auch in Zukunft, wie es schon immer der Fall war, be- 
reit, der Justiz die Unterlagen zur Verfügung zu stellen, die Teile deliktiver Handlungen 
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sind, soweit ihr solche übergeben werden. Doch muß sie sich aus Respekt vor dem Rechts- 
staat richterlichen Sprüchen beugen, die von einer von der Regierung unabhängigen Ge- 
walt ausgehen. “ (M. 10.9.). 

Daß wir uns im Grenzbereich zweier Welten befinden, kommt deutlich genug für uns 
alle auch in der Erklärung zum Ausdruck, die die betroffene Colonia Dignidad ihrerseits 
im Augenblick des Endes der Untersuchungen am 10. September abgibt. In ihr kommen 
grauenvolle Dinge zur Sprache, die bisher nicht an die Öffentlichkeit gedrungen waren: 

„Einmal mehr wurden wir vor Gericht geschleppt, um uns gegen unzählige Anklagen 
und Vorwürfe zu verteidigen, die nur in der Einbildung jener existieren, die daran interes- 
siert sind, uns anzugreifen und zu vernichten.“ 

„Einmal mehr erklärte uns jetzt die Justiz durch ihre höchste Autorität, das Höchste 
Gericht, frei von allen Beschuldigungen. “ 

„Zahllos: war, was man uns zur Last legte. Man erfand, wir seien in Betrügereien ver- 
wickelt; in Freiheitsberaubung, blöderweise gegen uns selbst, man erfand, wir hielten Per- 
sonen versteckt, die von der Justiz gesucht würden, wir hätten einen Drahtverhau errich- 
tet, um ein Fliehen zu verhindern und eine ganze Reihe von Vergehen Ind Übertretungen 
von Menschenrechten, die alle aufzuzählen zu lang wäre.“ 

„Doch niemals hat man irgendeine Anklage in ne Form vor einer zustän- 
digen Behörde formuliert. Immer ging man den krummen Weg, den Druck der Öffentli- 
chen Meinung in dem.Sinne zu manipulieren, das Einschreiten gerichtlicher Behörden 
durch außergewöhnliche Schritte zu erreichen.“ 

„Ganz im Gegensatz zu den öffentlichen Behauptungen, die chilenische Justiz habe 
uns niemals untersuchen können, zählten die endlosen Untersuchungen bei allen Gelegen- 
heiten mit unserer weitesten und großmütigsten Mitarbeit. Wir erlebten immerhin den 
Aufmarsch von Inspektoren der Steuerbehörde, des Arbeitsgerichts, eine vollständige par- 
lamentarische Abordnung des Abgeordnetenhauses, sowie von Polizeibeamten in Zivil 
und stark bewaffneten Carabineros, ohne die große Menge von Richtern, Untersuchungs- 
richtern, Gerichtsbeamten, Anwälten der Kläger, Vertretern der deutschen Regierung und 
einiger Journalisten, die unsere Schuld feststellten noch bevor das Gericht ein Urteil erlas- 
sen hatte, hier im einzelnen zu erwähnen: “ 

„Wir haben diese Vorgänge über uns ergehen lassen, weil uns immer die Ruhe unseres 
Gewissens begleitete und die Sicherheit, auf Seiten der Wahrheit zu stehen, nichts anderes 
zu verteidigen, als den Wunsch, gesund ein Leben zu führen in der Hilfe für andere und im 
Rahmen von Normen, die entgiftet sind von jenen destruktiven Elementen, die das soge- 
nannte ‚moderne Leben‘ entwickelt hat. In dieser Absicht haben wir ein Hospital gebaut, 
eine Schule errichtet und viele weitere Bauten für die Zone, in der wir leben, indem wir alle 
unsere schöpferischen und produktiven Fähigkeiten in den Dienst der armen Brüder ge- 
stellt haben, die zu uns kamen, um medizinische Hilfe, technische Beratung und vielfach 
einfach Liebe und Verstehen zu erbitten.“ 

„Ein Drittel dessen, was wir erarbeiteten in Landwirtschaft, Viehzucht, Geflügelzucht, 
Schlachterei, Bäckerei, Mühle, Mechanikerwerkstatt, Elektrizität, Hausbau, Tischlerei, 
Dachzimmerei, Schneiderei, Malerei, Gasleitungen, Ziegelei, Sägewerk, Schuhmacher- 
werkstatt, sowie mit dem Familienrestaurant in Bulnes, wird direkt hineingeleitet in unsere 
umfassende Wohltätigkeitsarbeit. Es sind dieses die Tätigkeiten, die die wirtschaftlichen 
und materiellen Unterlagen erbringen, um die Unkosten der Schulen und des Hospitals zu 
bestreiten, deren Dienste für die Bevölkerung vollständig gratis sind . 

„In unserem Wunsch, täglich diese kostenlosen Wohltaten noch weiter zu übertreffen, 
haben wir die Kapazität des Hospitals Villa Baviera vervollständigt und verbessert, indem 
wir erst kürzlich die modernsten medizinischen Einrichtungen angeschafft haben.“ 
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„Wir haben eine Schule gebaut und diese unterhalten. Sie hat durchschnittlich siebzig 
Schüler, die außer der Unterkunft zwei tägliche Mahlzeiten bekommen sowie Studienbü- 
cher und verschiedenes Handwerkzeug, alles ebenfalls gratis.“ 

„Denn die Hingabe, die Freude und das Zusammengehörigkeitsgefühl ruht auf persön- 
licher Arbeit. Das bildet die Grundlage für unsere Konkrete Wohltätigkeit, die das Wesen 
von Dignidad ausmacht.“ 

„Gleichzeitig mußten wir unter vielen Leiden die Untersuchungen über uns ergehen 
lassen, die in ihrer Art und Weise eher solchen gegenüber angebracht gewesen wären, die 
Verbrechen begangen hatten als denen gegenüber, die das Ergebnis ihrer Arbeit in solida- 
rischer Hilfe weitergaben. So haben wir unsere Fahrzeuge ruiniert mit dem Hin- und Her- 
Jahren zu den Gerichten in Santiago, Concepciön, in Chillan, um uns den Augen inquisi- 
torischer Richter und einiger Journalisten zu stellen, die mit. hinterlistigen Angriffen ihre 
Wut an uns ausließen. “ Doch, die Lüge ist schon immer die Wurzel alles Bösen gewesen. 
Der Genschersche „Krieg“ (wie er es nennt) zeitigte daher noch viel Unmenschlicheres. Die 
Erklärung spricht von weiteren Früchten der Genscherschen Umtriebe, und wir stellen von 
unserem Abstand aus fest, es handelt sich dabei nicht etwa um eine geschichtliche Ausrei- 
fung hoher Ziele, sondern um rein kriminelle Eskapaden. 

„Diese Gerichtsverfahren brachten uns nicht nur materiellen Schaden und Zeitverlust. 
Vor allem bedeuteten sie für uns Schmerz, Angst und Verzweiflung gegenüber den trau- 
matischen Situationen, die unsere Kinder und Jugendlichen durchmachen mußten und de- 
ren Folgen kein gerichtlicher Entscheid wieder gutmachen kann! Diese Erfahrungen sind 
es, da wir wiederholt, zusammengetrieben in den Gerichtshöfen wie Tiere, zitiert unter 
Androhung von Verhaftung, wo wir dann in Gegenwart von zwanzig bewaffneten Polizi- 
sten mit Stahlhelmen, Maschinengewehren, Handgranaten und anderen Waffen, aufge- 
fordert wurden, nach dem Gedächtnis Vorhängeschlösser zu öffnen, die verschlüsselt wa- 
ren, um zu beweisen, ob wir flüchten und entweichen könnten.“ Wahrlich, was für „de- 
mokratische“ Erlebnisse für das heranwachsende Geschlecht! So heißt es dann weiter: 
„Das alles werden wir niemals vergessen!“ Doch nicht genug solcher Scheußlichkeiten. 
Weiter geht der Erlebnisbericht: „Genauso bedrückend traumatisch war die brutale Ent- 
hüllung, die vielen Minderjährigen von den Richtern gemacht wurde über ihre Herkunft 
oder ihre Beziehungen zu ihren früheren Vätern, obwohl sie legal und einwandfrei adop- 
tiert worden waren und obwohl diese Adoptionen nach chilenischem Recht den Geheim- 
haltungsschutz des Gesetzes genießen.“ Man kann einfach nicht umhin, hier den Verdacht 
zu hegen, daß hier Zwist und Unruhe in die Familien hineingetragen werden soll! Die Zer- 
störer sind am Werk! 

„Heute erinnern wir ohne Rachegelüste eine lange Liste von Vorfällen, die unser Keben 
zeichneten und die uns in eine ungerechte Lage moralischer Verachtung im ganzen Lande 
brachten.“ Ist es da verwunderlich, daß man nach solchen bitteren Erfahrungen Fremden 
den Zutritt in die Colonia Dignidad verweigert? 

„Wir wissen sehr gut, daß die deutsche Regierung viele Anklagen gegen uns nährt und 
gut bezahlte Personen unterhält, um ihre Interessen:vor der chilenischen Justiz zu vertre- 
ten. Wir wissen, daß sich hinter:den Angriffen ein Feldzug versteckt, der mit diesem 
höchstrichterlichen Urteil nicht beendet ist. Denn wegen öffentlicher Kompromisse ist die 
Wahrheit für gewisse Leute zu erniedrigend, um anerkannt zu werden, doch sind wir be- 
reit,. der Zukunft ins Auge zu sehen, wie wir es der Pergangenliell und der Gegenwart ge- 
genüber taten.“ 

„Es sind alle Versuche, uns mit irgendwelchen RER Sant oder Regierungen 
zu identifizieren, zusammengebrochen.“ 

„Heute halten wir bereits in unseren Händen ein Stück Geschichte, das ee ie 


357 


m 


Ar 


9009 m» 


une m Hamm 


kun c Wii ze BR © 


ist von der Freundschaft von tausenden von Personen, die uns achten, die uns lieben und 
uns unterstützen. Wir können es mit 50.000 Unterschriften von Freunden belegen, die mit 
uns sein wollten in den schweren Augenblicken, wie man hier in Chile sagt: ‚In guten wie 
in schlechten Tagen‘, was zweifellos ein Ansporn ist, weiter zu gehen beim Helfen und uns 
zum Wohle der übrigen zu 'vervollständigen. “ 

„Unsere Mission hat eindeutig definierte Motive. Wir wissen, daß von uns die Gesund- 
nei, die Freude und das Leben vieler Freunde abhängt. Wir haben nicht die Absicht, uns zu 
rächen, wir wollen nur unsere Haltung aufrechterhalten, unsere Aufrichtigkeit, die uns ver- 

pflichtet, denen zu verzeihen, die die moralische Stärke haben ihre Irrtümer einzusehen . 

„Heute wünschen wir nicht mehr als in Frieden zu leben. Und daß man uns das Recht 
zum Leben gewährt in dieser chilenischen Erde, die wir als unser Vaterland und unser 
Heim betrachten. “ Fürwahr, es ist eine Erklärung in den getreuen Farben unserer Zeit. Es 
erzieht unsere Sinne, wenn.wir sie ernsthaft zur Kenntnis nehmen. 

Der Anwalt der Colonia Dignidad bezeichnet seinerseits die westdeutsche Note in einer 
ersten Äußerung als „eine Handlung der Rebellion und der Anarchie, als Ausdruck inter- 
nationalen Drucks. Es handelt sich um einen sehr ernsten Präzedenzfall, den die chileni- 
sche Souveränität und Integrität nicht hinnehmen kann... . Es handelt sich um einen Ver- 
folgungsfeldzug, der vollständig unwürdig eines Landes ist, das man bisher im allgemei- 
nen noch als zivilisiert bezeichnet hat.“ (M. 12.9.). 

Der Chef der chilenischen Luftwaffe, Sproß einer altverdienten deutsch-chflenischen 
Familie, Fernando Matthei, sagt zu dem Vorgang: Ich bin offen gestanden betroffen von 
der Handlungsweise der deutschen Regierung . . . Es ist absurd, daß ein begründeter Ent- 
scheid unseres Höchsten Gerichts die Beziehungen zwischen Chile und Deutschland beein- 
flussen kann... In unserem Lande gibt es Gesetze, die das Bestehen jeglicher menschli- 
cher Gruppen gestattet. Sie dürfen sich in der Form organisieren, die sie für angebracht 
halten.“ 

Der Politiker Sergio O. Jarpa schlägt in die gleiche Kerbe: „Es erweckt Aufsehen, daß 
eine gebildete europäische Nation dann, wenn sie sich einem Richterspruch unterwirft und 
die Autorität des Gerichts anerkennt, nicht den Entscheid anerkennt, wenn er ihr unrecht 
gibt. Die deutsche Regierung — obwohl sie nicht, wie sie es hätte tun müssen, auf die di- 
plomatische Immunität verzichtet — ließ sich von Anwälten vertreten und stand in dau- 
erndem Kontakt mit den Richtern und Untersuchungsrichtern, kannte den Verlauf des 
Prozesses und ebenso den Vorgang als solchen. Wenn sie also einen Richterspruch erwar- 
tete, dann geschah es, weil sie die Glaubwürdigkeit des Gerichtes anerkannte. Andernfalls 
hätte sie nicht teilhaben dürfen. Und wenn der Gerichtsentscheid dann nicht zu ihren Gun- 
sten ausfällt, fabriziert sie diese Intrige, diese wirkliche Aktion internationaler Heuchelei, 
indem sie ins Feld führt, die chilenische Regierung habe nicht das getan, was Deutschland 
gefordert hatte, und schweigt gleichzeitig über die Tatsache, daß sie freiwillig den selbstge- 
wählten Weg zu einem Urteil beschritten hatte, das das Höchste Gericht dann fällte. “ (M. 
13.9.89). 

Der Leser wird sich erinnern, daß Genschers Vorhut in Santiago, der Botschafter 
Knackstedt, das 50jährige Bestehen der Bundesrepublik zum Anlaß nahm, in dem Sport- 
klub Manquehue ein Fest zu geben, zu welchem er die deutsch-chilenischen Organisatio- 
nen einlud. Kein anderer Ort schien ihm angemessener für eine solche Feier als dieses Zen- 
trum deutsch-chilenischer Geselligkeit (siehe S. 178). Wenn er aber hoffte, dadurch für 
seinen „Krieg“ Stimmen zu erwerben, so belehren ihn jetzt die Tatsachen eines Besseren: 
Der Präsident des Club Deportivo Manquehue, Eberhard Kossmann, gleichzeitig Vor- 
standsmitglied in verschiedenen Organisationen der Deutschen Gemeinschaft in Chile, 
richtet am 14. September einen offenen Brief an den westdeutschen Außenminister Hans- 
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Dietrich Genscher: „Eine große Anzahl Mitglieder der deutsch-chilenischen Organisatio- 
nen, die sich seit Jahrzehnten darum bemühten, die traditionell guten und harmonischen 
Beziehungen zwischen Chile und der Bundesrepublik Deutschland weiter zu stärken, ist 
offen gestanden bestürzt über den Ton Ihrer Erklärung.“ 

„Der größte Teil der Mitglieder unserer chilenisch-deutschen Organisationen sind 
deutsche Staatsbürger. Sie leben in Freiheit in Chile und tragen mit ihrer Arbeit zum Fort- 
schritt dieses Landes und zur Festigung der Handelsbeziehungen zwischen Chile und 
Deutschland bei.“ 

„Bedauerlicherweise müssen sie erneut (!) feststellen, daß die derzeitige Leitung der 
deutschen Regierung nicht die Absicht hat, Chile gegenüber die herkömmlichen Normen 
des Respekts in den diplomatischen Beziehungen aufrecht zu erhalten. Das ist in der Tat 
unbegreiflich und bedauerlich, wenn man sich die politische und wirtschaftliche Entwick- 
lung Chiles und die bisherigen guten deutsch-chilenischen Beziehungen vergegenwärtigt.“ 
(Austral 14.9.1989). 

Bei jedem Satz, jedem Wort, fühlt man, wie sich dieser Nicht-Diplomat bremst, um 
nicht niederzuschreiben, was seitdem in deutsch-chilenischen Kreisen an Unmut gegen die 
Bundesrepublik zur Sprache kommt. 

In der Hoffnung, doch noch Gerechtigkeit auf dieser Erde zu finden, nimmt die Colo- 
nia Dignidad den Abschluß der Untersuchungen zum Anlaß, die für diesen Augenblick be- 
reits früher angekündigte-Klage wegen Verletzung der Menschenrechte vor dem Europäi- 
schen Menschenrechtsforum in Straßburg gegen die Bundesrepublik Deutschland einzu- 
reichen und teilt dieses am 15.9. der Presse mit. 

Den überdachenden Abschluß des Notenkrieges bildet alsdann der Leitartikel des 
„Mercurio“ vom 16. September. In ihm wird das Wesentliche von hoher Warte aus gesagt. 
Doch vorweg däzü, was der westdeutsche Diplomat Wilhelm Grewe (in seinem Buch 
„Spiel und Kräfte in der Weltpolitik“, S. 429) sagt: „In der Tätigkeit des Diplomaten 
spielt das sorgfältig gewählte Wort, die Nuancierung des Ausdrucks eine wichtige Rolle.“ 
Und Harold Nicolson spricht „von jener vorsichtig abschwächenden Ausdrucksweise, die 
Diplomaten und Minister instand setzt, eine scharfe Sprache zu sprechen, ohne herausfor- 
dernd oder unhöflich zu sein.“ Es fällt sehr schwer, Genscher nach diesem Vorfall noch 
als Diplomaten zu bezeichnen. Ihm fehlt im Spiegel seiner Note jedes Gefühl für Maß und 
Form, ein schwerer, ja tödlicher Vorwurf für einen Diplomaten, gänzlich undenkbar für 
einen Außenminister, selbst (und gerade) in unseren gärenden Zeiten. Die Ohrfeige, die 
ihm der chilenische Außenminister, aus einer alten Diplomatenfamilie stammend, erteilte, 
hallt um den ganzen Erdball. 

Unter der Überschrift „Diplomatische Ungeschliffenheit“ (Destemplanza diplomätica) 
lesen wir im Mercurio: 

Als sich endlich — und zwar nach einer erstaunlichen Verzögerung, denn die ersten 
Anzeigen stammen aus dem Jahre 1968 — die Sorge der deutschen Bundesregierung um 
das Schicksal ihrer Staatsangehörigen, die sich im Bereich der Wohltätigkeitsgesellschaft 
Dignidad niedergelassen hatten, in einem gerichtlichen Vorgang niederschlug, wie er chile- 
nischem Recht entsprach, ersuchte und erreichte der chilenische Außenminister die Ernen- 
nung eines Untersuchungsrichters, da ‚es sich um eine Untersuchung von Tatbeständen 
oder die Feststellung von Delikten handelt, die die internationalen Beziehungen der Repu- 
blik berühren‘. “ 

„Die ersten Ermittlungen hatten bereits früher dazu geführt, daß Personen, die mit 
Dignidad zusammenhängen, sich mutmaßlich des Vergehens des Betruges und der unge- 
setzlichen Ausübung des ärztlichen Berufes schuldig gemacht haben könnten, Anklagen, 
die weniger wogen als die dann später vorgebrachten Beschuldigungen. Im vergangenen 
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Monat August nun ordnete das Höchste Gericht an, daß die entsprechenden strafrechtli- 
chen Akten dieser beiden Fälle ... .. aktiviert werden, ein Vorgang, den der Anwalt der 
deutschen Bundesregierung als ‚etwas Positives‘ bezeichnete.“ 

„Das Höchste Gericht studierte sodann erschöpfend den Bericht des Untersuchungs- 
richters während verschiedener Vollsitzungen. Am 8. Dezember beschloß es, diese auj?er- 
ordentliche Untersuchungstätigkeit zu beenden und gab ein Gutachten ab, wonach ‚auf 
Grundlage der Akten‘ der Tatbestand von Handlungen und Delikten, die die erwähnten 
Beziehungen belasten könnten, nicht festgestellt werden konnte. Die einleitenden Unterla- 
gen über das angebliche Begehen der beiden zitierten Delikte aber sollten an das Strafge- 
richt in Parral weitergeleitet werden.“ 

„Zu.diesem Vorgang nun überreichte die deutsche Regierung eine grobe formale Note 
der Belästigung, in welcher sie meinte, die Entscheidung des Plenums des Höchsten Ge- 
richts belaste ernstlich die zwischenstaatlichen Beziehungen. Diese Note — die der Kanzler 
Erräzuriz mit Recht als unbeherrscht (ungeschliffen, destemplada) bezeichnete — besagt, 
daß ‚jene Gerichtsentscheidung klarstellt, daß es die Absicht des gegenwärtigen chileni- 
schen Regimes ist, die Klärung von schweren Anklagen zu verhindern . ... Das gegenwärti- 
ge chilenische Regime hat nicht die Absicht, deutschen Staatsangehörigen den notwendi- 
gen Schutz zu gewähren‘.“ 

„Diese Beschuldigung der ausführenden und richterlichen Gewalt Chiles ist unbegrün- 
det und unannehmbar. Alle vorgetragenen Anzeigen wurden behandelt. Das Außenamt 
ersuchte um die Ernennung eines Untersuchungsrichters und stellte diesem sämtliche Un- 
terlagen zur Verfügung, die die Bonner Regierung ihm übergeben hatte, mit dem mageren 
Ergebnis, das wir bereits erwähnten. Es ist nicht nötig, sich weiter auszulassen über die 
Wertschätzung und die freundliche Aufnahme, die hier immer die deutschen Staatsbürger 
fanden. Diesbezüglich spricht die Geschichte für sich. und straft den deutschen Minister 
für Auswärtige Angelegenheiten, Herrn Genscher, Lügen.“ 

„Dieser Herr weiß nichts von der Unabhängigkeit der richterlichen Gewalt in Chile, an 
die er sich immerhin trotzdem gewandt hatte in einem Ersuchen um Recht, in einem völlig 
normalen Verfahren. Die Tatsache nun, daß das Ergebnis ihm in die Quere kommt, was 
die außerordentliche Untersuchung angeht ... . kann normalerweise keine derartige Über- 
reaktion in einem Auswärtigen Amt:hervorrufen, das mit intellektuellem und politischem 
Gleichgewicht gehandhabt wird.“ 

„Aber Genscher probiert schon seit geraumer Zeit eine Wendung der Innenpolitik, die 
anscheinend seiner. diplomatischen Tätigkeit nicht fern steht. Sechs Monate vor einem Re- 
gierungswechsel in Chile meint er vielleicht, es koste nichts, eine Krise zu provozieren, oh- 
ne sich viel um die Folgen zu beunruhigen und vielleicht erscheint es ihm sogar wünschens- 
wert, daß diese Folgen negativ sind. Möglicherweise wünscht er ein solches Ergebnis zu ge- 
gebener Zeit vorweisen zu können als ein Verdienst mehr auf dem Wege hin zu einem 
Wandel in der Koalition seiner Partei, um eben morgen mit der gegenwärtigen Linksoppo- 
sition zu regieren.“ 

„Das ist bedauernswert für die gegenwärtigen chilenisch-deutschen Beziehungen. 
Doch, glücklicherweise sind diese sehr tiefgehend und haben unversehrt die einander fol- 
genden politischen Wirren überlebt, die Deutschland während der Zeit, da Chile Republik 
ist, aufwühlten. Die unverschämten Worte des Ministers Genscher werden sie nicht sehr 
beeindrucken. “ (M. 16.9.) 

Ein paar Worte noch zu diesem von „El Mercurio“ aufgeworfenen Thema: Die Bun- 
desgeschäftsführerin der SPD; Anke Fuchs, macht in einem Interview in der „Bunten Illu- 
strierten“ bestätigend klar, daß „El Mercurio“ in der Suche nach den Hintergründen für 
das unsachliche befremdende Verhalten des FDP-Ministers Genscher nicht weit daneben 
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getreten hat. „Politisch wäre das (Wechsel des FDP-Koalitionspartners von der CDU hin 
zur SPD) ein Salto vorwärts. “ Nur mit „vornehmer Zurückhaltung der FDP“, wie es Frau 
Fuchs ausdrückt, kann man die Genscherschen Abenteuer wohl kaum richtig umschrei- 
ben. Eher kann man sie als scheußliche Teilbeweise für eine beabsichtigte Zukunft der 
Welt ansehen, die nur im. Widerspruch zu allen bisherigen Normen erzwungen werden 
kann. Nur so wird klar, warum Genscher trotz Verlassens der Wahrheit überall Bundesge- 
nossen findet, denen der hohe Zweck die Mittel heiligt. 

„Es ist Krieg!“ übermittelt Botschafter Knackstedt die Parole seines Vorgesetzten. 
Gibt das innenpolitische Gerangel in der BRD aber eine genügende Antwort auf die seit- 
dem offenstehenden Fragen? Wem wurde da der Krieg erklärt? Von wem wurde der Krieg 
erklärt? Wozu soll der Krieg dienen? Was ist das für ein seltsamer Gefechtslärm in unseren 
Tagen? 

Was ist das für ein Regierungssystem? Es macht es möglich, daß man Minister erwählt, 
weil sie die richtige Philosophie haben. Und alle, die die gleiche geistige Ordnung (oder 
Unordnung) verfolgen, helfen ihm in seinen Absichten ohne ihn zu kontrollieren. Und nie- 
mand darf etwas dagegen einwenden, denn dann wird er gemieden, verliert seinen Posten 
und wird vielleicht sogar erschossen. Und so kann er ungestraft unschuldige Menschen in 
Verruf bringen. Und keiner fragt danach, ob das überhaupt stimmt, was er da vorbringt. 
Und es gibt Zeitungen und ein Fernsehen, die aus Geldgier noch einen ganzen Haufen da- 
zu erfinden. Da bringt man Bilder von den harmlosen-Wohnungen der Verfemten'und 
wechselt diese ab mit Bildern von Attrappen, die Konzentrationslager darstellen und von 
wehenden Hakenkreuzfahnen und marschierenden Soldaten. Und Millionen in der ganzen 
Welt sehen sich das an, und als Ergebnis solcher Schau verschließen sie ihre Herzen und 
lassen jegliches Verbrechen gegen solche „Unmenschen“ geschehen, ohne dagegen zu 
löcken. Einstmals hat man gelesen von Forschungsreisenden in den Wüsten Arabiens und 
wie man dort „böse Christen“ anfeindete, weil man belehrt worden war, daß es böse Men- 
schen sind, und in Europa fühlte man sich hoch erhoben über solche primitiven Menschen 
und ist zufrieden, daß man nicht so ist wie jene dort, die von einem ruchlosen Djihad spre- 
chen. Und die heutigen Europäer sind doch ganz genau so, ja, sie sind viel gefühlloser 
noch als jene einfachen Völker. Sie sind leergewordene Gefäße kalter philosophischer Ge- 
danken geworden, in deren Namen sie „Krieg“ spielen. Das alles lehrt uns der Genscher- 
sche Umgang mit Dignidad. ’ 

Vor mir liegt das reich bebilderte Erinnerungsbuch „15 Jahre Dignidad“. Geschmückt ist 
die Titelseite mit der schwarz-rot-goldenen Fahne links und der chilenischen rechts. Kalt 
läuft es mir über den Rücken, wenn ich daran denke, daß ein deutscher Außenminister hin- 
ter dieser Fassade Nazismus und Folterer vermutet und kein Mittel unversucht läßt, diese 
Menschen zu vernichten! Immer wieder komme ich auf die gleichen Worte: Wie ist so viel 
Schlechtigkeit nur möglich? Wie kann ein Mensch in eine solche verantwortungsvolle Stel- 
lung gelangen,:der eiskalt ein dreihundertfaches Todesurteil an dreihundert, 15.000 km 
von ihm entfernt arbeitenden; gut deutschen Menschen zur Ausführung bringen will, der 
sich nicht scheut, ihnen ein schönes, vorbildliches Leben zu versauen, zur Hölle’ zu ma- 
chen! Der Millionen ausgibt, um Henkersgehilfen zu veranlassen, für ihn den Mord anzu- 
gehen. Macht man sich diese Foltern gegenwärtig, so wird man verstehen, was wir später 
noch in diesem Buche erfahren, daß Genscher Jahrzehntelang eine der grausamsten Fol- 
terorganisationen auf der.Welt mit’allen Mitteln förderte. Der Geistesfreund von Sam Nu- 
joma hat für uns Deutsche in Südamerika mit dem Fall Dignidad die Maske verloren. 

Die längst bei einigen Halbgebildeten zur fixen Idee gewordene Auffassung von einer 
verbrecherischen ‚Gemeinschaft Dignidad: ist zu verlassen.. Dazu muß die Methode der 
westdeutschen Informationstätigkeit geändert und auf eine unabhängigere Grundlage ge- 
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stellt werden. Die bislang immer wieder resultierenden gröbsten Fehlurteile dürfen sich 
nicht weiterhin wiederholen. Das Image der Bundesrepublik leidet darunter. Es ist völlig 
unangebracht, daß ein Verwaltungsapparat wie die Bundesrepublik Deutschland — im- 
merhin allgemein als de facto Staat anerkannt — sich bei seiner Urteilsbildung unbesehen 
darauf stützt, was unter Mißbrauch (!) der Geheimzeichen der Freimaurerei vorgebracht 
und von dieser so in seinem (nicht vorhandenen) Wahrheitsgehalt gestützt wird. Das hat 
dazu geführt, daß in Jahrzehnten voller Erfahrung geschulte Kräfte gebunden werden 
oder sich gebunden fühlen an Aussagen, die von Personen stammen, die keineswegs dazu 
legitimiert sind und aus deren Reihen schon so mancher provozierende Fehlschuß kam. 
Man hat gerade im Falle Dignidad sich von Personen aufstacheln lassen, die von ihrem 
Vorleben her nur mit allergrößter Reserve hätten angehört werden dürfen. Und das ledig- 
lich, weil man von dem Wunsch beseelt war, ein bestimmtes, politisch in den Kram passen- 
des Wunschbild aufstellen zu können. Das ist nicht nur für einen Rechtsstaat undenkbar, 
sondern bringt im vorliegenden Falle auch in die internationale Gemeinschaft ein Element 
der Unsicherheit und der Erschwerung gegenseitiger Beziehungen. Man hat dabei sogar 
noch weit über das Ziel'hinausgeschossen, indem man tatsächlich Berichte von Sensations- 
zeitschriften zur Grundlage der Staatsraison gemacht hat. Man hat sich bis in die allerletz- 
te Zeit hinein nicht gescheut, die wildesten und farbenfrohesten Behauptungen zum Anlaß 
von diplomatischen Schritten und richterlichen Untersuchungen zu machen, ohne die 


‘selbst bei einfachsten Gerichtsverfahren angängige Vorsicht walten zu lassen. Man hat in 


der Manier von Berserkern ein Wutgeheul in der gesamten Presse, Fernsehen usw. einge- 
schlossen, anlaufen lassen, das noch heute die ekligsten Früchte zeitigt. Und man hat alle 
sachlichen und zur Überlegung ratenden Einwürfe als parteipolitisch bezeichnet und sogar 
als antidemokratisch (!) weit von sich gewiesen. Man hat dann aus der Fehlbeurteilung ei- 
ne Art Sondergesetz, eine Art Lex Dignidad gemacht, der man frei erfundene Tatsachen 
zugrunde legt. Alle im übrigen weisen Gebäude der deutschen Justiz eingebauten Möglich- 
keiten einer Anhörung auch der altera pars wurden übergangen: wer seine Stimme in die- 
sem Sinne erhob, wurde in die Wüste geschickt, riskierte seine Stellung und seinen guten 
Ruf. Man hat sogar nicht gezögert, ein Land, das gerade in Deutschland bekannt ist für 
seine hohe Bildung und seine saubere Handhabung des Rechts, anzugreifen als hätte man 
eine Volksrepublik kubanischer Prägung vor sich. Mit Diffamierungsabsicht spricht man 
amtlich (!) von einem „Regime“ und hat doch anerkannterweise eine Regierung vor sich, 
die so mancher anderen als Vorbild für Sauberkeit und Tüchtigkeit und Fürsorge für ihre 
Bewohner dienen könnte. An der Art, wie man in dieser Angelegenheit wieder die Fronten 
abbaut, wieder reinen Tisch macht, wird man:erkennen, wie tief sich bereits in der BRD 
ein- Umgang mit der Wahrheit eingefressen hat, der sich anschickt, mit dem guten Ruf ei- 
nes Landes der Denker und Dichter endgültig aufzuräumen. Leider hat man schon jetzt 
den Eindruck, daß es reichlich viele in jenem Lande gibt, denen es gar nicht mehr auf sol- 
chen Rufmord ankommt, die es vorziehen, selbst zu seinen Frommen einen Skandal hoch- 
zuzüchten, der dort Schaden zufügt, wo ein „Regime“ am Ruder ist, dem man als ausrei- 
chend nachsagt, es fuße auf anderen ideologischen Konzepten als sie in der BRD nach 
1945 eingeführt wurden. Das ist genau genommen Hexenjagd. Nicht der deutsche Ruf in 
der Welt gilt noch etwas, sondern der Bau an Utopia. 

Daß man mit Zeugenaussagen versucht, Prozesse zu gewinnen, selbst dann, wenn es 
sich um naturwissenschaftliche Unmöglichkeiten handelt, die'man so „beweist“, ist nie- 
mandem heute etwas neues. Nur kommt im vorliegenden Fall erschwerend hinzu, daß wir 
es in der BRD, im Gegensatz zu Chile (und anderen südamerikanischen Ländern), nicht 
mit unabhängigen Gerichten zu tun haben, sondern mit Einrichtungen, die mächtigen po- 
litischen Sektoren sehr deutlich zu Diensten sind. In Fachkreisen fällt da der Ausdruck 
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von der „Politischen Justiz“. Seitdem die Russen bei ihrem Einrücken in Leipzig die Rich- 
ter des Reichsgerichts ermordeten, ist es nicht gelungen, wieder einen souveränen Staat 
aufzubauen. Wir nahmen bereits zur Kenntnis, daß die „Washington Post“ mit Jim Hoag- 
land die ethische Oberflächlichkeit in der BRD-Führung mit dieser fehlenden Essenz be- 
gründet (S. 150). Philosophische Denkerzeugnisse können niemals biologisch tief wurzeln- 
de Traditionen in der Menschenführung ersetzen. 


Wer Wind sät... 


Der Präsidentschaftskandidat der chilenischen Linken, der Christdemokrat Patricio 
Aylwin, sagt dann bei einem Arbeitsessen, das er in Bonn am 18. September mit Hans- 
Dietrich Genscher und dem Bundesminister Norbert Blüm (siehe S. 142) hat: „Wenn wir 
an die Macht kommen, werde ich eine Untersuchung von Dignidad veranlassen, denn dort 
finden Folterungen statt... .“ So teilt es die „Deutsche Welle“ ihren Hörern in aller Welt 
am gleichen Abend mit. 

Am 19. September erscheint dann in den chilenischen Zeitungen (hier dem „Mercurio“ 
entnommen) die folgende ausführlichere Meldung von diesem Essen: „Seinerseits stellte 
Patricio Aylwin fest, daß er dem Minister Genscher die Versicherung gegeben habe, daß 
unter einer demokratischen Regierung die Situation in der Colonia Dignidad vollständig 
und ohne Einschränkung untersucht werde. Es ist nicht möglich, daß in unserem Lande ei- 
ne Art Staat im Staate besteht, der sich nach Sondergesetzen richtet, abseits von den Nor- 
men der Nation.“ 

Es ist also zunächst einmal festzustellen, daß Aylwin auf chilenischem Boden nicht die 
in Bonn gefallenen Wort wiederholt, wonach „in Dignidad gefoltert wird“. 

Die obige, in Bonn gemachte Zusicherung wurde, wie der Zeitungstext zeigt, abgege- 
ben, nachdem Genscher seinem Gast garantiert hatte, „daß seine Regierung in Zukunft 
der chilenischen Demokratie Rückhalt und Unterstützung gewähren werde, indem diesem 
Lande auch auf dem Gebiet der wirtschaftlichen Zusammenarbeit beigestanden werde, 
denn wir wünschen, daß ein demokratisches Chile Erfolg hat bei seiner zukünftigen Ent- 
wicklung. “ 

Die beiden Erklärungen, die von Aylwin und die von Genscher, bilden ein Ganzes. Die 
eine wurde durch die andere ausgelöst. Die westdeutsche Unterstützung hat ihren Kauf- 
preis. Sie gilt nicht Chile, sondern der Demokratie. Der Kaufpreis aber ist höher als trag- 
bar, als einlösbar. Darum die andere Wortwahl in Santiago. Aylwin weiß so gut wie jeder 
andere in Chile, daß das mit den Folterungen ein Märchen ist. So taucht die erste Frage in 
diesem Zusammenhang auf: Wer führt wen an der Nase herum? Und die zweite Frage: 
Hat der Pressemann an der westdeutschen Botschaft in Santiago seinem Vorgesetzten 
Genscher mitgeteilt, daß Aylwin sich zu drücken beginnt? Daß er schlechterdings die deut- 
sche Wirtschaftshilfe (und die Wahlgelder) nicht so „demokratisch“ bezahlen kann, wie er 
es noch in Bonn (auch ohne es ausführlich zu sagen) mit dem widerspruchslosen Anhören 
der Genscherschen Behauptungen zusagte? 

In welchem Licht werden daher schon bald die Worte Blüms stehen, mit der er den 
Bonner Kompromiß heiligte: „Ich weiß, daß auf den Schultern meines Freundes Aylwin 
eine geschichtliche Verantwortung lastet, der wir alle unsere Unterstützung leihen wollen“. 
Was will Herr Blüm damit sagen? Verantwortung vor wem? Wer sind „wir alle“? 

Die „Freunde von Dignidad“ (die, wie alle Chilenen nur von der Erklärung in Santiago 
wissen) kommentieren: „Die Genschersche Forderung an Aylwin, erneut die interne Lage 
in jener Gemeinschaft zu untersuchen, entspringt seiner politischen Verzweiflung, etwas 
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vorweisen zu müssen auf dem Wege hin zu einer zukünftigen Regierung mit der derzeiti- 
gen Linksopposition. Der Präsident dieser Vereinigung, Carlos Eberhardt, interpretiert 
die Zusage Aylwins mit den folgenden Worten: ‚Ich untersuche den Fall Dignidad, wenn 
ich Präsident bin, aber Sie, die Deutschen, geben mir erst.einmal die Dollar für meinen 
Wahlfeldzug . ...‘ Es ist absurd, von einem Staat im Staate zu sprechen. Welches sind die 
Sondergesetze, die angeblich in Dignidad existieren außerhalb jener Gesetze, die für alle 
Chilenen gelten? Welche Gesetze hat man in Dignidad links liegen gelassen? Man möge sie 
nennen, wenn man kann.“ 

Und der Vizepräsident jener Gesellschaft, Bolivar Guzmän: „/ch kenne Aylwin per- 
sönlich und möchte daher ihm gegenüber keine Feindseligkeit aufkommen lassen. Ich bin 
dagegen empört über die deutschen Verlautbarungen. Ich glaube nicht, daß es angebracht 
ist, uns mit Demokraten zu streiten in einem für uns so wichtigen Augenblick, nur weil ein 
Ausländer, Genscher, das möchte... . Ich kann eine gewisse Pressemeldung nicht glauben, 
denn sie käme einer Ungehörigkeit gegenüber dem Höchsten Gericht gleich, dem Aylwin 
seit Kindestagen verbunden ist. Auch kann ich nicht glauben, daß er seinem Schwager, 
dem Advokaten Maximo Pacheco, der die Interessen der deutschen Regierung verteidigt, 
eine Hand reichen will ... . Wäre die Wohltätigkeitsgesellschaft Dignidad wirklich ein 
Staat in einem anderen Staate, dann war der Untersuchungsrichter sieben Monate lang, 
mit Polizeieinheiten und Untersuchungen und Gerichtsbeamten in einem anderen Lande. 
Doch deren Rechtsperson ist chilenisch und niemals hat sie chilenischen Gesetzen entwei- 
chen wollen. Mehr noch, der Herr Genscher, der seine Bildung in einem totalitären Lande 
erwarb, nämlich in der Deutschen Demokratischen Republik, ist dabei, in Verbrechen die 
Großmut, das Opfer und die Liebe zu Ihresgleichen umzuwandeln, die die Mitglieder von 
Dignidad einem Großteil einer chilenischen Provinz.bieten, in die sie sich seit 25 Jahren 
eingefügt haben. Da ich Aylwin kenne, möchte ich es sogar als eine feine Ironie auffassen, 
wonach Hans-Dietrich Genscher den Satz von einem Staat im Staate gar nicht begriffen 
hat, denn in Leipzig, DDR, hat man nicht vor, zu lehren, daß hier in Chile die Justiz eine 
von der Exekutive unabhängige Gewalt darstellt.“ (M. 20.9.89). 

Es war ein Journalist „mit Nase“, der dann auf die fruchtbare Idee kam, doch einmal 
die Parlamentskandidaten der verschiedenen Parteien zu befragen, die sich um die Stim- 
men im Raum Dignidad bemühen. Hier konnte ja nicht gut gelogen werden, denn es ging 
um Wählerstimmen. Der Erstbefragte, Manuel Antonio Matta, Schwiegersohn von Ayl- 
win und von dessen Partei, drückte sich um eine Antwort herum und meint nur am Tele- 
fon: „Es ist das ein ernstes Problem, schieben wir es auf später auf“ (M. 17.9.). 

Die anderen Antworten sind deutlicher. Osvaldo Vega, Unabhängiger: „Das Restau- 
rant der Gruppe in Bulnes bedient auf internationalem Niveau bei niedrigsten Preisen und 
gibt damit ein Beispiel, welches im ganzen Lande nachgeahmt werden sollte.“ (Nicht zu- 
fällig fuhren in diesen Monaten ganze Großomnibusse deutsch-argentinischer Vereinigun- 
gen über die Grenze dorthin zu Besuch, und ihre Insassen trugen’sich im dortigen Gäste- 
buch ein, wie wir aus eigenem Augenschein wissen)... . „Was vorgeht, ist, daß die Politik 
sich einmischt. Die westdeutsche Haltung ist ein weiterer Beweis dafür, daß es für Soziali- 
sten eben in Chile einfach nichts Gutes geben darf“. 

Enrique Ramirez, UDI: „Ich kann Ihnen versichern, daß es in der Umgebung keinerlei 
Gerüchte gegen die Kolonie gibt. Die Leute sind ihnen dankbar für die erstaunlichen Fort- 
schritte, die Dignidad ihnen möglich gemacht hat.“ 

Alfonso Rodriguez, RN: „Ich habe eigene Erfahrungen im Bürgermeisteramt, wo ich 
die zahlreichen Wohltaten erlebte, die die Kolonie der Gemeinde erwies.“ 

Ein ehemaliger Mitarbeiter Allendes jedoch, ehemaliger Provinzsekretär der Sozialisti- 
schen Partei, Guillermo Belmar, sucht nach Negativem und man hofft, nun endlich auf 
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bösen Anklagen zu kommen. Doch alles, was er vorbringt lautet: „Als ich endlich die Ko- 
lonie besuchen konnte, stellte ich fest, daß es sich um eine fremde, in Chile eingefressene 
Organisation handelt. Sie halten ihre eigenen Gebräuche aufrecht. Sie verkaufen ihre 
landwirtschaftlichen Produkte weit weg, der Handel in Parral sieht keinen Pfennig 
davon.“ 

Die bissigen Bemerkungen dieses Parlamentskandidaten erinnern daran, daß noch vor 
Jahresfrist — es geschah wiederum, um Dignidad in seinem Ruf zu schädigen — umge- 
kehrt behauptet wurde, die Leute dort kennten keinen Tannenbaum und keinen Osterha- 
sen (siehe S. 170). Doch es gibt noch viele andere Vergleichspunkte. Schon besser gar 
nicht, darf man nämlich in diesem Zusammenhang daran erinnern, daß es eine ganze Rei- 
he von Gemeinden in Chile gibt, die „ihre eigenen Gebräuche aufrecht erhalten“. Ich den- 
ke an die Aymara in Colchane im Norden, die noch heute die Pachamama anbeten und de- 
nen man es sehr lobend anrechnet, daß sie die Gebräuche ihrer Vorfahren achten und eh- 
ren. Die Folklore bildet sogar einen Großteil des täglichen Lebens in den dortigen Orten. 
Und wie ist es mit den Mapuches bei Temuco, von denen wir berichten konnten (S. 225), 
daß sie General Pinochet zum „Großen Führer“ ernannten und ihm einen Marschallstab 
überreichten? Staaten im Staate? Eigene Gebräuche und Sitten? Am 12. Oktover 1989, 
dem „Dia de la Raza“ in Erinnerung an die Entdeckung Amerikas, protestiert der Mapu- 
cheführer Huilcaman in Temuco: „Die Ankunft der Spanier war keine Entdeckung, sie 
war Unterjochung und Zerstörung unserer Kultur und Lebensformen“. Wenn schon 
„Staat im Staate“, hier zeigen sich Aylwin Vorgänge, die in ihrer provokativen Form und 
politischen Brisanz für Dignidad völlig undenkbar sind. Und wie ist es mit dem jährlichen 
„Desfile de la Hispanidad“ in New York, an dem 1989 hundertfünfzigtausend, dem spani- 
schen Kulturkreis sich zurechnende Personen, Mitglieder von 57 Institutionen teilnah- 
men? Legalisiert man da „Staaten im Staate‘“? Einen tatsächlichen „Staat im Staate“ führ- 
ten wir bereits vor. Gemeint ist das Vikariat unter dem Bischof Sergio Valech (s. S. 115). 

Nach den leichtsinnig in Geldnot herausgepreßten Worten Aylwins taucht eine sehr 
ernste Frage auf: Ist es heute einem Menschen etwa nicht mehr gestattet, sein Leben nach 
selbstgebauten Grundsätzen aufzubauen? (Natürlich immer vorausgesetzt, daß er damit 
nicht eine Gefahr für seine Mitmenschen wird). Sieht man sich einige der Kritiken gegen 
Dignidad an, so muß man feststellen, daß es heute offenbar eine (sehr mächtige) Men- 
schengruppe gibt, die ungesagt eine Diktatur ausüben möchte in der Weise, daß ihre Herr- 
schaft nicht unterminiert wird von selbständigem Denken, Ausscheiden aus der weltwirt- 
schaftlichen .Fuchtel, Abstand nehmen von einem oktroyierten Geschichtsbild (wobei es 
genügt, sich nicht dafür zu interessieren). Vielleicht kann Genscher sich sein unerhörtes 
Vorgehen nur erlauben, weil „man“ die geistige Unabhängigkeit einfacher Menschen 
fürchtet. Den Kampf dagegen bezeichnet „man“ als demokratische Demonstration. Es 
braucht gar nicht andere Untaten gegeben zu haben. Die sind nur für die Masse der Profa- 
nen aufzubauen. Das unbedingte „Ohne uns“, kollektiv angewandt, wird zur Lese maje- 
statis. 
Der Sieg des Weltstaates wird gefährdet, wenn man Enklaven gestattet, die nicht mit 
der Zeit gehen. „Staat im Staate“ ist also aber nur dann ein Fremdkörper, wenn der Staat 
Chile als Zelle eines Weltstaates angesehen wird und man bereits soweit zu sein glaubt, ei- 
nem Bewohner Chiles von außen her befehlen-zu können, was er mit seinem Leben anfan- 
gen darf. Die Diktatur, nicht des Proletariats, nicht der Banken, nicht der Kirchen ist ge- 
fährdet, sondern die Diktatur der vorurteilslosen Einweltler. Das Höchste Gericht Chiles 
und Aylwin verstehen unter Chile etwas völlig wesensverschiedenes, und es war Genscher, 
der einen labilen Aylwin mit Geld in Richtung eines neuartigen Staatsbegriffes’stieß, für 
den Relikte aus. dem vorherigen Chile dann als Staaten im Staate erscheinen. Man wirft 
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(wieder einmal) jemandem Streben nach Weltherrschaft vor, weil man um die eigene, im 
Aufbau befindliche, fürchtet. So jemand aus dem Consensus ausscheidet, nicht, daß er 
ihn bekämpft, nur, daß er nicht an ihm teilhaben will, wird er zum Erzfeind. Die Feinfüh- 
ligkeit in dieser Hinsicht ist unübertroffen. Aber nur die Eingeweihten begreifen daher, 
was hinter dem Kampf gegen Dignidad steht. Man muß in Bonn bei 54.000 Genscherschen 
Untergebenen (die Zahl stammt von ihm selbst) längt erfahren haben, daß die Vorwürfe 
haltlos sind, die windige Zeugen produzierten. Daß man trotzdem an dem Kriegsspiel fest- 
hält, führt zu einem sehr schmutzigen Krieg. Siegt Genscher, so steht vor uns ein von oben 
bis unten mit Dreck besudelter Frontkämpfer für die Demokratie. 

Für die Streitkräfte Genschers wird der Fall Dignidad zu einem Probefall, zu einem 
Kriegsmanöver: An ihrem Einsatz — und wir werden dazu noch einige weitere Beispiele 
anführen können — aber erkennt man, daß wir bereits geraume Zeit unbemerkt.unter dem 
Damoklesschwert der Einweltler stehen, daß sich längst das linientreue Denken (zumin- 
dest in der nördlichen Erdhälfte) verknöcherte und von geistigem Raum nicht mehr die 
Rede sein kann. Es gibt eine beherrschende Dogmatik, eine blinde Gehorsamspflicht im 
Angesicht gewisser Zeichen. Und wir können sogar das erregende Spiel angehen, einmal 
mit dem heutigen Wissen in der Geschichte zurückzugehen, um festzustellen, wer alles 
schon mitgemacht hat an dem langen Marsch. 

In früheren Zeiten gab es Mittelpunkte geistiger und politischer und religiöser und 
wirtschaftlicher Spannungen. So ist es zu der bunten, vielfältigen Landkarte Europas ge- 
kommen. In den jungen Staaten in Übersee gibt es so etwas nicht. Darum auch wachsen 
dort die Slums der Verwaltungszentren und Regierungssitze ins Unübersehbare. Darum 
auch ist kaum eine Regierung in der Lage, ihr Staatsgebiet in autonome Regionen aufzu- 
lockern, wie es unter Pinochet in Chile gelang und wie es im Wahlprogramm Hernän Bü- 
chis gefordert wird. Dort, wo das angegangen wird, geht man zurück auf frühere Zeiten, 
mögen wir heute an Armenien denken oder an den Kaukasus oder an das Baltikum, an die 
Mapuches oder auch an das Matabeleland in Simbabwe. Doch geschieht es oft aus ande- 
rem Geist, bzw. ohne Geist aus rein materiellen Beweggründen, und es geht daher immer 
wieder schief. Man hat Angst, Macht zu verlieren, die man mit Hilfe des parlamentari- 
schen Systems erworben hat. Das Zittern Gorbatschows vor den Nationalitäten ist dafür 
genauso bezeichnend wie die Angst der fremdenfreundlichen FDP vor dem Festhalten an 
deutschen Bräuchen selbst im fernen Chile. 

Die Zugkraft politischer demagogischer Parolen versagt im Gebiet der Traditionen 
und völkischen Bewertungen. So kommt allenfalls eine Mischung aus sprachlicher Auto- 
nomie und Parlamentarismus zustande, bei welcher dann der Dreck oben schwimmt. 

Aylwin und Genscher muß es bewußt gewesen sein, daß die Erklärung Aylwins, gegen 
Dignidad im Widerspruch zur Justiz vorzugehen, die Zerstörung der chilenischen Rechts- 
staatlichkeit bedeuten würde. Was heißt „Staat im Staate“? Nicht das Übertreten irgend- 
welcher Gesetze soll geahndet werden, sondern eine bestimmte Lebensauffassung. Das ist 
Autodafe. Das ist Politik im Sinne afrikanischer Medizinmänner. Nicht das, was wirklich 
geschah, ist Urteilsgrundlage einer Regierung, sondern das, was man sich einmal einreden 
ließ und dessen Berichtigung einem persönlichen Verzicht gleichkäme. 

Es wiegt schwer, daß man in der BRD nicht in der Lage war, das moralische Niveau der 
„Zeugen“ richtig einzuschätzen. Das war der Anfang, der nun dahinführt, daß ein chileni- 
scher Präsidentschaftskandidat einer auswärtigen Macht versprach, den Rechtsstaat aufzu- 
heben. Das ist für Chile (beinahe) einmalig, nur vergleichbar mit den Handgranatenübungen 
seines demokratischen Vorgängers Allende (dessen Versucher Fidel Castro hieß). 

Man muß sich doch darüber im klaren sein, welchen Umfang mit diesem-Vorgehen des 
Außenministers der Bundesrepublik Deutschland die allgemeine Rechtsunsicherheit ange- 
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nommen hat. Nicht nur, daß ja schon ganze Länder in den Händen der Mafia sind (wie 
wir es in diesem Buch darstellten), auch jeder einzelne steht jetzt völlig schutzlos vor einer 
Gruppe hemmungsloser Verbrecher. Sie können von nun an jeden Menschen, wie es ihnen 
beliebt, öffentlich und amtlich zum Verbrecher erklären, können ihm irgendwelche Unta- 
ten andichten, und der Mann ist damit einfach erledigt. Niemand nimmt ihm mehr die 
Wahrheit ab — von der kleinen Gruppe abgesehen, die mit ihm tagtäglich zu tun hat. Und 
auch diese wendet sich ab aus Furcht, genauso angeschwärzt zu werden: Bitte, machen wir 
uns doch nichts mehr vor: Wir sind soweit! Organisierte Verbrecherbanden wie die SWA- 
PO erhalten Millionen von DM von christlichen Kirchen und werden ob ihrer politischen 
Absichten von Ministern gelobt, und Unschuldige bezeichnet man im gleichen Augenblick 
als gefährlichen Unruheherd, als Staat im Staate! Man ist im allgemeinen zu faul und be- 
quem, sich die Folgen dieses Vorgehens eines einzigen hemmungslosen und unkontrollier- 
ten Außenministers klar zu machen. Aber, es kommt gar nicht mehr darauf an. Das 
schreckliche Wissen um die bereits erfolgte Machtübernahme durch Satan dringt weiter 
und weiter vor und stellt heute bereits überall den ungesagten und ungesehenen Hinter- 
grund für das gesellschaftliche Leben dar. Es ist bereits allen klar, daß man eine ganze Rei- 
he von Dingen nicht sagen darf, daß man dauernd bemüht sein muß, sich abzuwenden, 
um sich zu schützen. Für böswillige kläffende Politiker und unverschämte Journalisten 
gibt es keine Privatsphäre mehr. Der Mensch wurde rechtlos im Reich der sogenannten 
Menschenrechte. Daß aber so ein Vorgang überhaupt möglich ist, daß eine Handvoll ver- 
kommener Gestalten von einem Außenminister aufgegriffen werden kann, um als Anklä- 
ger zu fungieren, daß die ganze Horde der Zeitungsberichter und der Fernsehmänner so- 
fort einhellig mitschreit, daß keine einzige zivilisierte Regierung dem schaurigen Wirbel 
ein Halt zuruft, das ist nur möglich — und darüber gibt es gar keinen Zweifel mehr! — 
weil alle diese Untäter und Statisten vereint sind in einem Geheimklub, in welchem einer 
für den anderen steht und der nicht etwa hohe ethische Werte vertritt oder verteidigt, son- 
dern als Lebensziel die Eroberung aller Macht auf dieser Erde sich erkoren hat. So, wie ein 
Proksch in Österreich jahrelang von Ministern gedeckt wird, als er des mehrfachen Mor- 
des angeklagt wird, so, wie in der BRD vorbestrafte Ex-Präsidenten und Minister als ehr- 
bare Männer weiterhin das Wort nehmen dürfen, so, wie die schlimmsten Vergehen heute 
als Kavaliersdelikte angesehen werden, soweit sie von Freimaurern begangen wurden — 
Kopp, Papandreou, Allende stehen da als Beispiele vor uns — so beteiligt man sich ohne 
Gewissensbisse an einer Gesinnungsjustiz, die widerlicher nicht sein kann. Wer wird das 
letzte Wort haben, auf das es bekanntlich ankommt? Der Reiche oder der arme Lazarus? 
Dignidad dient der Weltfreimaurerei, sich auf Krieg einzuspielen. Wird es ihre erste verlo- 
rene Schlacht sein? 

Denn trotz allem gibt es noch Menschen, die an ein Recht auf Leben für diese deut- 
schen Bauern in Chile glauben! Die es nicht wahrhaben wollen, daß es unbescholtenen, 
vorbildlichen Menschen verboten sein soll, Gutes zu tun ohne den Stempel von Amnesty 
International und UNICEF. Daß es Menschen nicht geben darf, die es sich von sich aus 
zur Lebensaufgabe setzten, andere glücklich zu machen, anderen zu helfen! Ich weiß und 
erfahre es immer wieder aus Gesprächen und aus Briefen aus aller Welt, in erster Linie aus 
meinem besetzten Vaterlande, daß vielen Menschen die Herzen zuschnürt, was da ein irre- 
geleiteter deutscher Außenminister und ein haltloser Hetzer einem Geldsuchenden Chile- 
nen, der sich christlich. und demokratisch nennt, abnehmen, zwei Staaten ihrer Rechts- 
staatlichkeit berauben und sich über höchstrichterliche Urteile hinwegsetzen, die sich lie- 
ber auf die Aussagen von vorbestraften, justizflüchtigen, verluderten Zeugen berufen und 
das alles aus keinem anderen Grunde, als dem, Recht behalten zu wollen, und sich den Ruf 
ganz besonderer, besonders herzloser und ungebrochener Republiktreue in der Geschichte 
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zu erwerben. Wir fragen: Soll es wirklich einmal heißen: Seht sie dort, jene großen Retter 
des Fortschritts, der Heiligen Philosophie, jene Genscher und Blüm und Aylwin, jene Ret- 
ter der Menschheit? Im blendenden Schein ihrer demokratischen Größe (Herr Blüm erlebt 
gerade in Nordrhein-Westfalen, was man von seiner „Demokratie“ hält) stehen sie in der 
Geschichte neben den anderen leuchtenden Vorbildern der Rache da, neben den gottge- 
lenkten Richtern von tausenden von Hexen, neben den Richtern der Resistance, neben den 
Freisler? Noch gehört auch der Schreiber dieser Zeilen zu jenen, die es nicht glauben kön- 
nen, daß in der BRD hunderte, nein tausende von Zeitungsredakteuren und Politikern, 
von Familienvätern und von lebenshungrigen jungen Studenten feige und uninteressiert 
sich abwenden werden von diesem Schicksal, das in Chile der Colonia Dignidad bereitet 
werden soll! Ich (und mit mir tausende auf dieser ganzen Erde) warten auf die Rettung, 
nicht nur von dreihundert Menschen und ihrer so vorbildlichen Lebensaufgabe, sondern 
auf die Rettung des demokratischen Antlitzes unserer heutigen Welt. Wir alle, die wir uns 
seit Monaten von Kontinent zu Kontinent in verzweifelten Briefen die Hände reichen, un- 
fähig, mehr zu tun als aufzurufen zu Gerechtigkeit und Menschenliebe, wir, die wir nicht 
über die Millionen eines Genscher und eines Blüm verfügen, wir warten auf ein Echo, ein 
Echo. aus den Parlamenten, aus den Redaktionszimmern, aus den Hörsälen, aus den Kabi- 
netten. Sind die Gewissen wirklich alle getötet? Diese Antwort kann mehr sein als nur ein 
Erwachen, das Erkennen eines fürchterlichen Irrweges, sie kann der ganzen Menschheit 
wieder Hoffnung geben, Hoffnung auf eine gerechtere Welt. Dignidad, Würde, heißt das 
Beispiel, an der sie sich messen können! 

Was nicht ausbleiben konnte, passierte am 24. September: In einer Massenkundge- 
bung der „Freunde von Dignidad“ auf der Plaza de Armas von Parral bestürmen Redner 
und Teilnehmer mit lautem Rufen die Mitglieder der Kolonie „sich nationalisieren zu las- 
sen, um definitiv die Bindung mit Deutschland abzubrechen“ (M. 25.9.). Im übrigen fal- 
len auf dieser Kundgebung, in der Mehrheit sind es Landwirte und Arbeiter, sehr harte 
Worte. Die Haltung Genschers ist deutlich Zündstoff für den zukünftigen chilenischen 
Freiheitsdrang. Sie wird als anmaßend bezeichnet und man „werde der deutschen Regie- 
rung nicht gestatten, weiterhin unsere Freunde unter Druck zu setzen!“ Wird man, wie 
schon einmal in der Vend&e geschehen, die Bevölkerung einer ganzen Provinz ausrotten, 
um der Göttin der Vernunft zum Siege zu verhelfen? 

Drei Tage darauf wird der Presse eine Erklärung der Colonia übergeben, in der es als 
Antwort auf die Volksversammlung heißt: „Die Deutschen und Österreicher in unserer 
Kolonie haben sich aus einem ganz einfachen Grunde noch nicht nationalisieren lassen. 
Unsere (chilenischen) Kinder sind Zeugen der vielen Formulare, die wir bereits ausfüllten, 
um diesen Schritt zu unternehmen. Zu unserem großen Bedauern aber mußten wir feststel- 
len, daß unser Interesse, Chilenen zu werden, an der negativen Haltung der Verwaltungs- 
behörden gescheitert ist... Wir haben die Absicht, chilenische Staatsbürger zu werden, 
ohne daß uns das bis heute gelang. Wenn man uns in dieser Weise behandelt, wenn man 
uns mitleidlos angreift, wenn man uns beschmutzt, immer wieder wegen Vergehen, die wir 
niemals begangen haben, wenn man uns Öffentlichen Gehässigkeiten aussetzt, dann haben 
wir doch wohl das. Recht zu fragen: Will man uns etwa nicht hier in Chile?...“ Und man 
kommt auch in dieser Erklärung noch einmal auf die Genschersche Note zurück: „Diesbe- 
züglich muß festgestellt werden, daß die Richterliche Gewalt in Chile verdammt älter und 
ehrfürchtiger ist als die in Deutschland. Hier hat es niemals Volksgerichtshöfe gegeben wie 
bei Ihnen zur Nazizeit“. (M. 28.9.) 

Kommen wir zurück auf eben Ausgesprochenes: Hat das Genschersche subversive 
Heer etwa auch in der chilenischen Verwaltung Partisanen? Haben diese Freimaurer die 
Aufgabe, ein Ausweichen der Schlachtopfer zu verhindern? Die Zeichen, die Genscher bei 
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der Begrüßung Aylwins machte, die beiden Fäuste, (siehe Foto) wurden von allen Brüdern 
weltweit sofort erkannt als eine Art Gestellungsbefehl: Ran an den gemeinsamen Feind! 
Mit der Morgenzeitung kam dieser Aufruf kostenlos auch in die Amtsstuben, die über die 
Einbürgerung zu entscheiden haben. :Warum sollen chilenische Verwaltungsbeamte aus 
anständigerem Holz sein als amerikanische im Umgang mit vergifteten Weintrauben? 


Die Pharisäer 
Doch wir wollen uns einen Augenblick noch mit dem Gesicht dieses Mannes befassen, 
der da von Bonn aus die Welt in seinem Sinne bewegen möchte. Für einen Staatsmann ist 
es doch ein etwas zu triumphierendes Lachen, mit dem er seine beiden _Fäuste vorführt. 
Was wird da in Wirklichkeit gespielt? 





El Ministro del Exterior de Alemania Occidental, Hans Dietrich 
Genscher (izquierda), junto al candidato de la Concertaciön, 
Patricio Aylwin. 


Wir haben hier ein besonders schönes Beispiel freimaurerischer Irreführung vor uns, 
Man lacht und das Lachen ist für die Profanen bestimmt, ist eine Maske. Die Brüder aber 
erkennen an den beiden Fäusten, daß es sich hier im Gegenteil um etwas Blutigernstes han- 
delt, um den soeben besiegelten Abschluß eines Geheimen Protokolls, nämlich um die of- 
fizielle Mitteilung an die Brüder, daß ein Komplott, ein Teufelspakt geschlossen und ein 
Urteil ausgesprochen wurde. Um ihm Geltung zu verschaffen, um es rechtskräftig zu ma- 
chen, gehört aber ein Zeuge dazu (wir brachten bereits Fotos zu diesem Vorgang: X, 419; 
VII, 224; VII, 111, 87 und 75; V, 428,227 und 217). Und dieser Zeuge steht tatsächlich da 
im Hintergrund. Diese dritte Person erst macht mit ihrer Gegenwart Ernst aus dem Kriegs- 
spiel, das hier beginnt. Damit erst ist dem Protokoll Genüge getan, wird das Urteil Teil der 
unsichtbaren, nicht schriftlich niedergelegten Freimaurergeschichte. Auch dieser Dritte lä- 
chelt, um den finsteren Inhalt des Todesurteils zu verdecken. Das Foto ist somit vollendete 
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Freimaureraktivität. Sie sollten, verehrter Leser, darum ein wenig dabei verweilen. Wir 
fühlen uns zurückversetzt in das Zeitalter der Medici oder eines Richelieu, der von einem 
Mitarbeiter sagte, er tauchte ihn ein ins Verbrechen (,„qu’il trempait dans le crime“). 

Auch das Lachen Aylwins spricht zu uns. Es zeigt in seiner oft schon in der Öffentlich- 
keit erprobten Breite (mit dem gleichzeitigen blinden Blick auf einen nicht existierenden 
Gegenstand), daß dieser völlig im Bilde ist über den makabren Sinn des Geschehens. Er 
wußte schon vorher, bevor er in diese Löwenhöhle kam, daß er zu allem Ja und Amen sa- 
gen würde. Es geschah ja im heiligen Namen einer Macht, der zu dienen er in der Loge hei- 
Be Eide geschworen. Ihr darf man nichts versagen. Jetzt, nach diesem Auftritt, ist er fest- 
genagelt, gibt es kein Zurück mehr. Und er ist bereit, mit eiserner Brutalität (und lachen- 
der. Mine), um dreihundert eingebildete Feinde Genschers zu vernichten, Chile als Rechts- 
staat zu opfern. Und es werden sich sicher Brüder in seiner Heimat finden, in diesem 
scheußlichen Krieg an seine Seite zu treten. Moralische Bedenken werden sie dabei nicht 
haben. Auch sie werden die Wirklichkeit vorschriftsmäßig auf den Kopf stellen und natio- 
nal tun, wenn es um eine Weltutopie geht, gerecht, wenn Ungerechtigkeit geübt werden 
soll, demokratisch, wenn absolute geheime Macht bestimmt, lachen, wenn gemordet wird. 

Ja, verehrter Leser, verweilen Sie einen Augenblick! Denn hier wird uns etwas offen- 
bart, das für die Verwerfung der Freimaurerei grundsätzliche Bedeutung hat. Man hat es 
erleben müssen, daß diese sich immer wieder in den vergangenen Jahren weinerlich damit 
verteidigte, daß so viel Falsches und Böses über sie verbreitet werde, das nun wirklich 
nicht wahr ist. Man hätte behauptet, „die Freimaurer essen kleine Kinder“ und ähnliches. 
Und mit dem leicht selbstgefälligen Abwimmeln solcher „unsinnigen Anklagen“ nahm 
man dann auf die leichte Schulter, was „sonst noch der Freimaurerei nachgesagt wird“. 
Doch, Hand aufs Herz!, was geschieht in dem vorliegenden Fall? Hier werden nicht „Kin- 
der gegessen“, nein, hier werden dreihundert Menschen, vom Baby bis zum Greis, zu Tode 
gefoltert! Und das geschieht im Rahmen eines für solche Fälle bereits weltweit vorgesehe- 
nen und in seinem Ablauf in (zumeist handschriftlichen) Büchern festgelegten Ablauf. 
Diese Bücher sind nicht für die Öffentlichkeit bestimmt, sondern befinden sich in Einzel- 
exemplaren in den Händen der Großlogen (wo man sie ja im II. Weltkrieg gefunden hat). 
Was hier mit den beiden Fäusten und dem täuschenden Lachen vorgeführt wird, das ge- 
schieht laufend seit Jahrhunderten auf der ganzen Welt, nur wird es nicht immer fotogra- 
fiert. Wir dürfen völlig sicher sein, daß ein ähnlicher Vorgang im Großorient von Frank- 
reich dem Mord von Sarajewo vorausging. Und allen anderen Morden. So mir nichts, dir 
nichts hat man nicht gemordet. Es mußte immer alles seine Ordnung haben. Ein Todesur- 
teil mit allen seinen protokolarischen Ingredienzen ging ihnen voraus. Man lese noch ein- 
mal nach, was uns vor fast zweihundert Jahren dazu warnend gesagt wurde (S. 8). Man 
wird sich dazu langsam bequemen müssen, solche obskuren Ereignisse etwas mehr unter 
die Lupe und etwas ernster zu nehmen. Woher sonst könnte man sich sonst das Recht neh- 
men, gegen Drogenhandel und Mafia vorzugehen? Mit welchem Recht könnte man da 
sonst auftreten? 

Ein „Krieg“ wurde Dignidad von Genscher erklärt, und dieses bevor einwandfreie, er- 
wiesene Kriegsgründe vorlagen. Es war die Kriegserklärung eines Flibustiers aus heiterem 
Himmel. Es war ein Überfall, es war ein Verbrechen gegen den öffentlichen Frieden. Es 
war ein Terrorakt ohne legalen Untergrund, ausgebraten im Gerichtssaal eines Staates im 
Staate. Es war ein Akt der Perfidie, wie wir ihn im kommunistischen Bereich, aus dem 
Genscher kommt, gewohnt sind. 

Und man nehme doch nur nicht an, daß wir hier Sachen bringen, die nicht bekannt 
sind. Einem Freimaurer sind diese Zusammenhänge vom dritten Grade an tägliches Brot, 
und vorher ahnt er schon, was los ist. Was bisher fehlt, ist, daß man die Justiz ansetzt auf 
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diese verbrecherischen Umtriebe. Man macht großes Aufheben von der terrorisierten Ju- 
stiz in Kolumbien. Aber, was ist mit der Justiz in Deutschland und in Chile los? Herrscht 
da etwa kein Terror? 

Es war seitens des Herrn Genscher wahrhaftig kein aufdringliches Werben um Aylwin 
nötig, zu einer Allianzbereitschaft des „Demokratischen“ Chile mit Bonn gegen die deutsche 
Kolonie Dignidad. Die Türen fand Aylwin so sperrangelweit offen, daß man die Sachen 
aus falscher Perspektive sieht, wenn man annimmt, die Initiative zu diesem Besuch wäre 
alleine von ihm ausgegangen. Wäre er nicht gekommen, Genscher hätte ihn eingeladen. 

Dr. Sänger, Rechtslehrer an der Universität Concepciön, bringt am 3. Oktober einen 
staatsrechtlichen Kommentar zu den Worten Aylwins: 

„In den Worten des Herrn Aylwin müssen wir einen direkten Angriff auf die Unab- 
hängigkeit des Höchsten Gerichts sehen. Es ist nicht das erste Mal, daß man Gerichte in 
augenblickliche Leidenschaften hineinzieht, mögen sie politischer, religiöser oder anderer 
Natur sein. Bis auf den Grund aber erstaunt uns, was er sagte, denn diese Erklärungen 
stellen einen bewußten und vorbedachten Präzedenzfall dar, Gerichtsurteile nicht anzuer- 
kennen, eine unerhörte Situation in unserer Geschichte, die ins Chaos und in. vollstuandige 
Anarchie führen muß.“ 

„Es ist, um mit Aylwin zu sprechen, unmöglich, daß in unserem Lande eine Art Staat 
im Staate besteht, der von Sondergesetzen außerhalb der nationalen Normen regiert wird. 
Und daß eine demokratische Regierung die Lage in der Kolonie Dignidad ROBREEENE, und 
ohne Einschränkungen untersucht.“ 

„Im Hinblick auf den allgemein bekannten Suruch des Höchsten Gerichts, der die 
Wohltätigkeits- und Erziehungsgesellschaft Dignidad von allen Anklagen freisprach, die 
die BRD bezüglich der Menschenrechte formuliert hatte, mißachtet Aylwin geradewegs ei- 
nen Urteilsspruch, der vom Plenum des Gerichts mit allen zwölf Stimmen und nach einem 
eingehenden Studium der umfangreichen Unterlagen erlassen wurde.“ 

„Uns ist bekannt, daß Patricio Aylwin als Anwalt und Rechtsprofessor den Art. 73 des 
Strafgesetzbuches natürlich genau kennt. Dieser aber lautet: ‚Die Befugnis, in zivilen und 
strafrechtlichen Streitfällen tätig zu werden, sie zu entscheiden und die Urteile auszufüh- 
ren steht ausschließlich den gesetzlich eingerichteten Gerichten zu. Weder der Präsident 
der Republik noch der Kongreß können richterliche Funktionen ausüben, sich mit anhän- 
gigen Fällen befassen, die Grundlagen oder den Inhalt von Beschlüssen revidieren oder ab- 
geschlossene Prozesse wieder aufgreifen‘.“ 

„Der genannte Herr weiß sehr wohl, daß einer der Pfeiler des Rechtsstaates die Unab- 
hängigkeit der richterlichen Gewalt ist, ein Grundsatz, der im chilenischen Recht seit den 
ersten politischen Verfassungen heilig ist und der heute unbeschränkt Anwendung findet.“ 

„Unsere Anwaltsfirma hat immer die Interessen von Dignidad im strikten Rahmen der 
Legalität und des Rechts verteidigt. Sie hat sachfremde Faktoren immer ausgeschlossen 
wie Zufälligkeiten. Doktrinen, persönliche Interessen... .“ 

„Zu behaupten, daß Dignidad einen Staat innerhalb des Staates darstellt, ist ein über- 
dimensionaler politischer Irrtum, der nur Personen beeindrucken kann, die nichts von der 
Sache verstehen. Aylwin weiß sehr wohl, daß Dignidad eine Gesellschaft des öffentlichen 
Rechts ist, mit juristischer Person, wie es die Menschenrechte vorsehen, die Aylwin vertei- 
digt, und dieses insbesondere im Rahmen der Fertagsfteikeih, die seit 1961 in Chile be- 
steht . 

Wir e erinnern, |. Dr. Knackstedt komme: Bevor Genscher ihn in Chile atikatete, 
war er in Straßburg für ihn tätig gewesen. Das muß man wissen, wenn wir aus der deut- 
schen Presse (26. September 1989, hier aus dem Gießener Anzeiger) erfahren: 

„Bonn. AP. Bonn. bringt die Vorgänge um die deutsche Siedlung in Chile, Colonia 


371 



































[2% 


m 


[nn ER 2 BP Nu u u , u zz we) 


[u u u, 


Kar 


Digenidad, vor die Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen. Wie ein Sprecher 
des Auswärtigen Amts mitteilte, hat Außenminister Genscher den Kommissionsvorsitzen- 
den Marc Bossuyt schriftlich unterrichtet.“ 

„Die Bundesregierung habe mit großer Betroffenheit und Bestürzung von der Ent- 
scheidung des Obersten chilenischen Gerichts erfahren, mit der eine strafrechtliche Verfol- 
gung der Siedlungsangehörigen im wesentlichen vermieden werde. Dies begründe eine 
schwere Mitverantwortung der Regierung in Santiago an den aus der Colonia Dignidad 
berichteten Folterungen, Mißhandlungen und der Verweigerung persönlicher Freiheits- 
rechte. Nach Genschers Ansicht habe die Fülle der den chilenischen Behörden angebote- 
nen Beweise ausgereicht, um ein Strafverfahren zu eröffnen. Viele Beweismittel seien aber 
nicht genutzt und auf eine Einvernahme wichtiger Zeugen sei verzichtet worden. Dies näh- 
re den Verdacht, daß die Vorgänge in der Kolonie von der chilenischen Führung gedeckt 
und deren verantwortliche Personen geschützt würden.“ . 

. Was hier ins Auge sticht, ist weniger die anhaltende Unverfrorenheit des Textes, son- 
dern die Tatsache, daß Genscher sich nicht damit begnügt, den vorgesehenen Schritt amt- 
lich zu unternehmen, sondern ihn mit einem persönlichen Schreiben an den Vorsitzenden 
Marc Bossuyt einleitet. In ähnlicher unüblicher Form wandte er sich vorher schon an chi- 
lenische Außenminister in New York bzw. in Santiago mit direkten Schreiben. (Später in 
diesem Buch zitieren wir Kissinger in Bezug auf den diplomatischen Verkehr zwischen den 
USA und Großbritannien. Auch dort tritt der maurerische informelle Kontakt an die Stel- 
le beweiskräftiger Dokumente. Man geht nach Richtlinien vor, die von unbekannter Hand 
diktiert werden). Sodann muß daran erinnert werden, daß der Abschluß der Untersuchun- 
gen einige Wochen vor deren Ende bereits einmal auf Bitten der BRD aufgeschoben wur- 
de, weil diese noch einige Fragen geklärt haben wollte. (siehe S. 181). Auch bei diesem er- 
neuten Vorbringen wurden die jetzt genannten angeblichen Delikte nicht erwähnt oder 
„Beweise angeboten“. Die von Dr. Sänger gebrachte Darstellung wird so Uniehi dieses 
Genschersche Schreiben nur erhärtet. 

Dieses für einen Beamten recht seltsame Vorgehen des Herrn Genscher, diese persönli- 
chen Briefe zwingen zu weiteren Überlegungen. Denn das Schreiben, das in der Pressemel- 
dung erwähnt wird, wurde niemandem vorgelegt. Weder der vollständige Inhalt wurde be- 
kanntgegeben, noch der handschriftliche Teil gezeigt, d.h. wahrscheinlich die Unter- 
schrift. In beiden Fällen aber besteht die Möglichkeit, verschlüsselte Mitteilungen weiter- 
zugeben. Es ist sogar im vorliegenden Fall so gut wie sicher, daß Worte und/oder Zeichen 
verwendet wurden, die einen Doppelsinn haben. Nämlich einmal im Rahmen des Geheim- 
bundes, dem Schreiber wie Empfänger angehören und andererseits für die Augen eines un- 
befangenen Zeitgenossen, oder besser gesagt, eines harmlosen der unzähligen Wähler, die 
Herrn Genscher nur als Außenminister wählten, jedoch nicht als Maurer an einer sehr um- 
strittenen Utopie. Wenn man hinzunimmt, daß es heute im Geschäftsleben völlig normal 
ist, Dokumente per Telefax zu versenden, und wenn man meint, den öffentlichen Schrift- 
verkehr eines Außenministers von einer derartigen Gepflogenheit ausschließen und auf ei- 
ner überholten Stufe der Übermittlung stehen bleiben zu können, dann belegt man doch 
damit, daß hier Mittel und Wege beschritten werden, die mafiosen Betätigungen Tür und 
Tor öffnen. In einem Falle wie dem vorliegenden, d.h. vor dem dringenden Verdacht eines 
Amtsmißbrauchs zugunsten einer Geheimgesellschaft ist es nach dem derzeitigen Stand 
der Dinge ein unerläßliches Erfordernis, daß bei einer Pressekonferenz ein Telefax von 
dem geschriebenen und unterschriebenen Brief vorgelegt wird und daß bei dem Auftreten 
von verdächtigen Worten und Zeichen, sagen wir Drei Punkten etwa bei dem Namenszug, 
eine Ablichtung von dieser Unterschrift an die Öffentlichkeit durch Wiedergabe in Zeitun- 
gen usw. kommt. Geschieht das nicht, so muß der Begriff der Verschwörung ausgedehnt 
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werden auf Journalisten und auf Zeitungsredakteure. 

Diese Überlegungen sind alles andere als graue Theorie. Wir brachten bereits derartige 
Unterschriften unter öffentlichen Dokumenten (z.B. von Lopez-Rega). Zuletzt sprachen 
wir davon bei der Kommentierung des Buches „Der Fall Lukona“ von Hans Pretterebner 
(siehe S. 28 ff.). Da erschienen die Unterschriften des wegen mehrfachen Mordes ange- 
klagten und und von österreichischen Ministern geschützten Proksch mit drei Punkten 
und brachten endlich die Justiz auf Hochtouren. Uns ist es gegenwärtig, genauso schwer 
läuft in der BRD die Maschine an, wenn Brüder angeklagt werden. Die Zähigkeit, mit der 
man Moralapostel wie Kohl und F. von Weizsäcker gegen die bekannten sehr schweren 
Anklagen des Amtsrichters i.R. Rudolf Deichner zu schützen versucht („Die Rheinpfalz“, 
6. Mai 1989) belegt beispielhaft, daß eine recht tiefgreifende Umwandlung nötig ist, bevor 
man einem Genscher mit Erfolg mores lehren darf. Doch, die Zeichen der Zeit stehen auf 
Sturm, meine Herren! Und so ganz untauglich sind unsere bescheidenen Mittel auch nicht, 
wie sich schon bald zeigen wird. 

Was es bedeutet, wenn Genscher sich an eine UN-Behörde wendet, kann man aus dem 
entnehmen, was an anderer Stelle dieses Buches von den Normen von UN-Behörden in 
Südwestafrika berichtet wird. Zwei Mitglieder der Mafia nehmen Tuchfühlung. Das Plan- 
spiel soll die Schlagkraft der Einen Welt unter :Beweis stellen. Von Windhoek bis Straß- 
burg gelten die gleichen Direktiven, die gleiche Beleuchtung. Es ist weiß Gott nicht das er- 
ste Mal, daß die UN sich gegen alle Gerechtigkeit mit ihren lebensfeindlichen Grundsätzen 
durchzusetzen versucht. Schon etwa bei der blutigen Unterdrückung der Ibos (dazu II, S. 
340 ff.) sprach man von „Aushungerung als erlaubter Waffe“, von der „Deportierung von 
Missionaren“, „Gefängnis für Nonnen“, „Einstellung der Tätigkeit des Roten Kreuzes“, 
von „gigantischem Völkermord“. Eine an sich seit 1789 bestehende sittliche Kranklheit, ei- 
ne Mißgeburt unserer Zeit, wird nur immer wieder zeitgemäß gefärbt. Man fühlt nicht den 
Pulsschlag des Werdenden, man würgt'ihn ab und will’einen künstlichen Puls in der Art 
von Verschwörern mit persönlichen Schreiben am Schlagen halten. 

Am 31. Oktober 1989 liest man im „Mercurio“: „Deutschland wechselt seinen Bot- 
schafter. Der Kanzler Hernan Felipe Errazuriz bestätigte gestern, daß die deutsche Bun- 
desregierung beschloß, ihren derzeitigen Botschafter in Chile, Günther Knackstedt, nach 
Polen zu versetzen.“ 

„Der Staatssekretär sagte, der deutsche Diplomat habe ihn informell davon unterrich- 
tet, daß das entsprechende Dokument noch nicht in Chile eingetroffen sei. Erräzuriz fügte 
hinzu, daß der Wechsel des Botschafters nicht in Beziehung stünde mit dem sogenannten 
Fall Dignidad. Er wies darauf hin, daß es sich um eine interne Angelegenheit der deut- 
schen Regierung handle, die wir wie irgendeine andere respektieren. Es ist eine für unsere 
gegenseitigen Beziehungen neutrale Entscheidung.“ 

An dieser Stelle mag noch kurz notiert werden, daß sich der internationale Flibustier 
und der chilenische Kanzler erst vier Tage vorher auf dem Empfang des österreichischen 
Botschafters aus Anlaß der Wiederkehr des Erlasses des Neutralitätsgesetzes kurz begrüß- 
ten. Der Agent Genschers wußte, daß es sein Schwanengesang in Chile v war. Er erschien 
mit einer Brille, die er sich vor die Heldenbrust gehängt hatte. 

Es ist nicht einmal ein halbes Jahr her (6.8.1989), daß der gleiche Herr auf die Frage ei- 
nes Journalisten antwortete: „Ich habe die Absicht, noch lange in Chile zu bleiben“. Es ist 
allgemach der vierte Botschafter, den Genscher dort „ins Verbrechen tauchte“. 

Was Dr. Knackstedt in Polen zu vertreten hat — um auch das gleich zu sagen — ergibt 
sich aus einer Genscherschen Note aus dem Jahre 1984: „Gegenüber Polen wollen wir den 
Prozeß der Versöhnung zwischen den Völkern und der Normalisierung zwischen beiden 
Staaten auf der festen Grundlage des Vertrages vom 7.12.1970 fortsetzen, der von uns we- 
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der dem Worte noch dem Sinne nach in Frage gestellt wird.“ Nach dem Knackstedtschen 
Auftritt gegenüber der deutschen Schule in Los Angeles haben wir keinen Zweifel, wie er 
mit Deutschen und deutschen Interessen in Ostpreußen, Schlesien und Pommern umgehen 
wird. Denn mit der Ernennung eines Mannes wie Knackstedt geht Genscher deutlich in die 
Offensive. Soeben erst hat doch Bayerns Ministerpräsident Streibel sich der Meinung des 
CSU-Chefs Theo Waigel angeschlossen: „Die deutsche Frage ist offen und ungelöst“. 
Genscher will aus der Massenflucht aus der DDR ein philosophisches Ereignis machen, die 
deutsche Mehrheit aber erhofft einen Schritt hin zu einer. Beseitigung nicht nur der Beset- 
zung des Ostens und der Mitte, sondern auch des Westens, fordert einen deutschen Staat 
in den Grenzen seiner Geschichte. Auf dem Wege einer gerechten Lösung, einer Wieder- 
gutmachung sind Genscher und Knackstedt eindeutig Störenfriede. Es fällt uns leicht, das 
festzustellen, nachdem wir sie als Friedensbrecher in Chile erleben konnten. 

Eine Frage steht vor uns allen: Wie lange können selbst die tapfersten, unschuldigsten 
Menschen solche Verleumdungen und falschen Anwürfe, solche Lügen und Drohungen 
vertragen? Ist nicht dieses Spiel schlimmste, allerschlimmste Folterung? Ist das nicht ei- 
gentlichster Kampf gegen die Menschenrechte? Konzentrierter Angriff auf eine letzte Ba- 
stion der Unschuld? Und wird nicht dieser Angriff überall unterstützt von charakterlosen, 
feigen Redakteuren der Zeitungen, des Fernsehens und der Zeitschriften, von den Herren 
Abgeordneten in den Parlamenten? Da lesen sie Kriminalromane und erregen sich an der 
seelischen Folterung auf der Leinwand und auf den Bildschirmen und beteiligen sich 
gleichzeitig tausendfach gemeinsam an der schlimmsten denkbaren Folterung von 300 un- 
bescholtenen Menschen, und das alles im Dienst einer Wahnsinnsidee, einer Philosophie, 
einer großen schönen Utopie, die das fordert! Gibt es abscheulicheres als dieses Schauspiel 
in unseren Tagen? Gibt es verwerflicheres, böseres? Habe ich auf. dem Wege hin zu dieser 
Erkenntnis irgendwo übertrieben, zu scharf gesehen, zu schwarz geurteilt? Ist das Ganze 
nicht noch viel fürchterlicher als wir es noch einige Seiten vorher geahnt haben? Man jagt 
Menschen, die nichts verbrochen haben, denen jede noch so gelinde Abwegigkeit von 
Ethik und Gesetz schwere Sünde ist, die gerade in diesen Ebenen vorbildlich waren, die 
nichts als Ruhe und Arbeit in persönlicher Bescheidenheit und Helfen vom Leben erwarte- 
ten, und stempelt sie zu Teufeln und hetzt sie am liebsten direkt zu Grabe! 

Wann wird man davon sprechen können, daß ein abendlicher Familientisch, zeitlose 
Stille warm ihr Leben wieder umfängt, wie sie es gesucht (und gefunden) hatten jenseits 
der Kordillere? Wann wird wieder wahre Menschlichkeit einziehen in diese Welt, in diese 
von ihnen selbst so schön und reich gestaltete Welt in Chile? Was muß erst geschehen, da- 
mit der Terror zusammenbricht, der (nicht nur in Parral) auf allen einfachen, lieben Men- 
schen heute liegt, nur weil sie zum Angriffsziel neidischer, schlechter, verkommener, gei- 
stig verwirrter, ideologisch verrannter und darum zu allem Unmenschlichen fähigen Ge- 
stalten geworden sind?. Was ist es, das solche Scheiterhaufen weltweit möglich macht? 
Was, wer steckt hinter einer solchen Verpestung der Welt, in der die natürliche Immunität 
gegen solche schrecklichen Viren zerstört wurde? 

Ist es immer noch niemandem klar geworden, daß Genscher und Anhang dabei sind, 
dreihundert Märtyrer zu schaffen? Daß man dabei ist, den Umschwung der Zeit zu besie- 
geln mit dem Massenmord Anständiger auf dem Altar der Freimaurerei? Es wäre zuviel 
Kultur verlangt von einem Genscher, wollte man ihn etwa an die Szenen erinnern, die der 
Franzose Alfred De Vigny in seinem Bericht „Cing-Mars“ (man rechnet ihn zur Weltlite- 
ratur) von dem Hexenprozeß gegen Urbain Grandier wiedergibt. Wir können ihm aber 
versichern, im Auswärtigen Amt in Bonn können wir uns heute die gleichen Dinge vorstel- 
len, die einst in einem Hexenprozeß vor sich gingen. Das pervers-freudig erregte Antlitz ei- 
nes Bruders Aylwin angesichts der todbringenden Fäuste Genschers, die servile Passivität, 
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die Heuchelei, die Schein-Heiligkeit, mit der Kreaturen, die Stützen unserer Gesellschaft 
diesen Prozeß begleiten, alles das hat sich vor einigen hundert Jahren schon einmal ereig- 
net. Dem Chronisten auch ist es nicht das erste Mal in seinem Leben, daß er sich mit einge- 
borener Selbstverständlichkeit frei hält vom Massenwahn (damals ging es gegen Juden, 
heute gegen Deutsche) und verwundert, aber unverbesserlich erlebt, wie viele bereit sind, 
Hilfe für Unglückliche und Rechtlosgemachte am liebsten mit dem Tode zu bestrafen. Es 
ist ein Trauerspiel, was uns da in Deutschland (zum zweiten Male) vorgeführt wird. Ich 
kann nicht anders, ich empfinde für die Bonner nur allertiefste Verachtung! Als Deutscher 
und als Mensch schäme ich mich für sie hier'in Südamerika. 


Sage mir, mit wem du umgehst .... 





Der Apostolische Nuntius Monsejior Giulio Einaudi, der 1. Bot- 
schaftsrat der deutschen Botschaft, Ulrich Spohn (S. 167, 168, 
177) und Monserfor Sergio Valech, Vicario de la Solidaridad 
(S. 115, 173). Foto Mercurio. 


(Beim Abschiedsempfang des uruguayischen Botschafters in San- 
tiago am 24. November 1989) 


Gleichzeitig trat in Nachfolge von Dr. Knackstedt Wiegand Pabsch sein Amt als neuer 
Botschafter der BRD in Santiago an. Seine erste Amtshandlung war die Absolvierung des 
Volkstrauertages und der Erinnerung an die „nationalsozialistische Gewaltherrschaft“. 
Ich kann mir nicht helfen, obwohl ich doch als damals zum Tode Verurteilter Verständnis 
für so etwas haben müßte, kommt mir doch ein fader Geschmack auf die Zunge. Es 
kommt mir nicht nur wie etwas Abgestandenes, Deplaziertes, Anachronistisches und Un- 
passendes vor, sondern auch als eine Art philisterhaftem Mißbrauch tatsächlichen Gesche- 
hens zu unlauteren politischen Zielen. Die Hofschranzen einer eingebildeten Staatsraison 
sollten sich besser an Vorgänge wenden, die uns Deutschen viel, viel näher liegen. Uns be- 
rührt es mehr, daß der Vorgesetzte dieses Botschafters anständige Deutsche durch 
schimpflichen Verdacht in ihrer Ehre beschmutzt. 
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Doch Herr Pabsch führt sich dann in.die chilenische diplomatische Szene in einer Wei- 
se ein, die nur allgemeines Kopfschütteln verursachte. Einen Tag vor den Wahlen macht er 
einem der Kandidaten, eben dem Bruder Aylwin seine Aufwartung! Diese schwere Einmi- 
schung in innerchilenische Angelegenheiten und Parteinahme zugunsten eines diskutierten 
Politikers kann kaum anders bezeichnet werden als das, was es war: ein faux pas schwer- 
sten Kalibers. In der Geschichte der Diplomatie sucht man vergebens nach Vorbildern. 


Die Zukunft droht 


Greifen wir die Worte wieder auf, mit denen wir die Darstellung der Verhältnisse in 
Chile einstweilen (auf S. 302) abschlossen, wonach in den USA noch Reste einer sauberen 
Staatsführung zu Worte kommen, so zitieren wir dazu, wie es der chilenische Außenmini- 
ster Hernän Felipe Erräzuriz zum Abschluß eines Besuches der Vereinigten Staaten vor der 
„Sociedad de las Americas (dazu VIII, 252) sieht: „Vor mehr als 10 Jahren kritisierte, und 
zwar in meinen Augen mit Recht, die Gesandtin Jeanne Kirkpatrick die doppelköpfige Po- 
litik der USA in ihren Beziehungen zu Freunden und Gegnern. Bedauerlicherweise kann 
man in Chile feststellen, daß dieser doppelte Standard noch heute gilt... Die Umstände 
der Vergiftung von zwei Weintrauben sind bis heute nicht geklärt .... Nordamerikaner wie 
Chilenen haben eine Reihe von. Sprichworten gemeinsam. Eines davon besagt, daß die 
Freundschaft einen. Weg in:zwei Richtungen darstellt. Unser Weg ist gesäubert. Jetzt 
kommt des auf Siean... Es wird Zeit, daß die Vereinigten Staaten ihre Chilepolitik auf 
den neuesten Stand bringen und eine beständige und gerechte Haltung einnehmen.“ 

Warnungen solcher Art an die Adresse der USA sind (auch ohne an Weintrauben zu 
denken) immer angebracht. Am 30. Oktober 1989 stellt der demokratische Senator David 
Boren vor dem Parlamentsausschuß, der die CIA zu überwachen hat, aus Anlaß des Vor- 
gehens gegen Manuel Antonio Noruega (den man als panamensischen Heereschef abset- 
zen wollte) fest, daß „die CIA-Agenten mit Verschwörern in anderen Ländern zusammen- 
arbeiten dürfen, solange nicht die Ermordung: des Führers, den man absetzen will, aus- 
drücklich Gegenstand der Operation ist... .. Die derzeit gültigen Richtlinien verbieten es 
nicht, daß die USA. jemanden unterstützen, der einen Staatsstreich vorhat, wenn diese 
Operation nicht ausdrücklich einen Mord zum Ziele hat. Diese Bestimmung erließ Präsi- 
dent Gerald Ford nachdem man entdeckt hatte, daß Versuche unternommen worden wa- 
ren, Fidel Castro zu ermorden“ (Austral 31.10.89). 

Auch vor den Vereinten Nationen sind kritische Kommentare des chilenischen Außen- 
ministers angebracht: „Obwohl die chilenische Regierung eine Demokratie und eine wach- 
sende Wirtschaft nach der Krise aufbaute, die das Land von 1970 bis 1973 (unter Allende) 
durchmachen mußte, war sie Gegenstand von Diskriminierung, einer doppelten Werteska- 
la und irrationaler Feindseligkeit, und als dann der nicht wegzuleugnende Fortschritt ein- 
trat, begann die Verschwörung des Schweigens... . Wir werden mit den UN zusammenar- 
beiten, doch nicht mit jenem Büro unter Fernando Volio, das da meint, Chile in Sachen 
der Menschenrechte weiterhin beaufsichtigen zu dürfen. Die Zeiten sind vorbei!“ 

Die Regierung Pinochet und die Opposition einigen sich sodann darauf, den Wählern 
am 30. Juli 1989 in einem Volksentscheid eine Reihe von 54 Verfassungsänderungen vor- 
zulegen. Mit 84,7 % stimmten die Wähler der Vorlage zu. Das ebnete erneut den Über- 
gang zu einer gewählten Regierung. 

Während die Opposition sich beizeiten, wenn auch mit Schwierigkeiten, auf einen ein- 
zigen Präsidentschaftskandidaten, Patricio Aylwin, einigte, war die Nation Zeuge einer 
kläglichen Rangelei auf der Rechten. Obwohl alle Welt sich darüber im Klaren war, daß 
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nur Hernän Büchi Siegesaussichten hat, wollte Herr Jarpa mit seiner Partei nicht nachste- 
hen. Es war ganz eindeutig: Bliebe es bei seiner Engstirnigkeit und gäbe es zwei Kandida- 
ten der Rechten gegenüber einem einzigen auf der Linken, das Ergebnis wäre vernichtend 
für die chilenische Demokratie. So sprach man sehr offene Worte Jarpa und einigen ande- 
ren Grüppchen ins Gesicht, die in ihrem persönlichen Ehrgeiz blind waren für die Forde- 
rung des Tages. „El Mercurio“ droht unmißverständlich (am 9.8.1989): „Es ist sehr wohl 
möglich, daß die Wähler der Mitte und der Rechten der Reibungen und Ambitionen gewis- 
ser Parteiführer müde werden und denjenigen einen Laufpaß erteilen, die man als verant- 
wortlich ansieht für die Aufteilung der Kandidaten in zwei Listen, die beide die gleichen 
Ideen haben.“ Das war deutlich. Jarpa bequemte sich darum nach mehreren Unterredun- 
gen mit Büchi hinter verschlossenen Türen, 24 Stunden vor dem dafür festgesetzten Ter- 
min seine bereits eingereichte Kandidatur wieder zurückzuziehen. 

Diese Undiszipliniertheit und egozentrische Betrachtungsweise auf der Rechten ist ein 
weltweites Phänomen. Jeder Hosenmatz fühlt sich da berechtigt, groß mitzureden. An 
wieviele Flugblätter, Zeitschriften, Aufrufe muß man da nur in der BRD denken, in einem 
Augenblick, da die Zusammenfassung aller Kräfte das Gebot der Stunde ist. Es gibt doch 
keinen Zweifel, daß nur vereinte Kraft die etablierten „Großen Parteien“ aus dem Sattel 
heben kann. Das Gebot der Stunde steht über vielem anderen und heißt: Schaffung eines 
blockfreien Gesamtdeutschland. Hat erst einmal der letzte Türke wieder sein Säckelchen 
gepackt und Leine gezogen, dann gilt es darauf zu achten, daß sich niemand an den Rubi- 
kon setzt, um dort zu angeln. Doch bis dahin muß die Parole aller jener, die der Falschheit 
müde sind, nun einmal heißen: „Republikaner wählen“. Und so muß ein jeder, der in die- 
sen Tagen schreibt, seinen Lesern klar machen, daß auch er am gleichen Strang zieht. Wie- 
derholen wir also im Stiel des chilenischen „Mercurio“: „Es ist sehr wohl möglich, daß die 
Wähler der Mitte und der Rechten die Reibungen und Ambitionen gewisser Parteiführer 
müde werden und denjenigen den Laufpaß geben werden, die man als verantwortlich an- 
sieht für die Verzettelung des Einsatzes!“ 

Bezog sich das soeben von Chile Gesagte auf die Konzentrierung auf einen einzigen 
Präsidentschaftskandidaten, so sieht Pinochet sich (am 10.11.1989) veranlaßt, die Abge- 
ordnetenlisten unter Feuer zu nehmen und aufzufordern, daß sich alle diejenigen Rechten 
zurückziehen, die nicht auf Büchis Liste stehen: „Es ist unumgänglich, daß jene, die dem 
Marsch hin zu verheißungsvollen Zielen im Wege stehen, Schluß machen mit ihrer sterilen 
Wahlsucht, die nur denen nützt, die die demokratischen Einrichtungen schleifen wollen. “ 
(AP 10.11.1989). 

Doch der Appell wird nicht befolgt. Weder die „Democracia radical“ noch die „Reno- 
vaciön Nacional“ ziehen einen einzigen ihrer Kandidaten zurück (M. 19.11.89). 

Zum Staatsfeiertag am 18. September nahmen auch argentinische Einheiten unter dem 
argentinischen Heereschef, General Isidro Cäceres teil. Diese erfreuliche Geste des lateina- 
merikanischen Zusammenfindens war für sechs UCR-Senatoren in Buenos Aires (also von 
der Partei Alfonsins) Grund genug, sich „angegriffen“ zu fühlen, „da der Vorbeimarsch 
unter dem Präsidium Pinochets stattfand, dem Leiter einer de facto Regierung, die unter 
Verletzung der Verfassung und der Demokratie eine legitime Regierung stürzte“. 

Die Ewiggestrigen fühlten sich aber auch in Chile nicht wohl. Heulen und Zähneklap- 
pern gibt es bei ihnen. Schon jetzt beginnt der chilenische Peso auf dem Parallelmarkt zu 
sinken. Die Börse verzeichnet laufend niedrigere Kurse und die Inflation steigt. Aylwin, 
der sich auf Bettelreise in Europa befindet, meint dazu intelligenterweise: „Wir müssen die 
Idee begraben, wonach Demokratie dasselbe ist wie wirtschaftlicher Zusammenbruch. “ Er 
meinte, „das ist ein europäisches Vorurteil in Bezug auf Lateinamerika“ und sieht nicht 
die Lehren, die Europa selbst, etwa in Spanien und der DDR gerade zieht. Die von Aylwin 


377 









































m 


ta hm m u 


[u re er 


kritisierte Beurteilung der Demokratie ist in Wirtschaftskreisen überall längst gängige und 
hundertfach belegte Wahrheit. Mercurio setzt sie darum in dicken Lettern und ohne Kom- 
mentar über den Aylwinschen Reisebericht. Einige Tage danach veröffentlicht die Univer- 
sität.von Chile eine Wirtschaftsstudie, die „vor dem bevorstehenden Ereignis der Wahlen 
von einem mehrheitlichen Pessimismus bezüglich der wirtschaftlichen Aktivität“ spricht. 
Das Bild paßt zu jenem, das CEPAL verkündet: „Es wird geschätzt, daß am Ende der 80er 
Jahre die Bewohner Lateinamerikas zehn Prozent ärmer sind als vor 10 Jahren, mit Aus- 
nahme von Chile. (Mercurio 4.10.89). Diese Ausnahme wird näher beschrieben: „Die ge- 
genwärtige Regierung Chiles begegnete während ihrer gesamten Amtszeit Widerwilligkeit, 
wenn nicht Feindseligkeit einschließlich offener wirtschaftlicher Aggression von Seiten der 
meisten westlichen Regierungen. Gleiches geschah mehr. als oft aus den Kreisen der von 
diesen abhängigen multinationalen Finanzunternehmen. Unter dem Druck der großen in- 
ternationalen Ideologien — marxistischen, sozialdemokratischen und christdemokrati- 
schen — in diesem Sinne aktiv herbeigerufen von ihren entsprechenden Gruppen in Chile 
— wurden die tatsächlichen Ereignisse nur sehr selten gesehen. In geringerem Umfang 
stand auch der im Auslande tätige private Sektor unter ähnlichem Druck, manchmal mit 
Erfolg, wie es die Episode der europäischen Inversion in der großen Minenindustrie 
zeigte.“ 

„Trotz allem gelang es der gegenwärtigen Regierung aber, für Chile ein Entwicklungsni- 
veau und einen von allen Sektoren anerkannten wirtschaftlichen Erfolg zu verbuchen und 
man kann beobachten, wie Länder, deren Regierungen noch vor wenigen Jahren voller Ver- 
achtung auf das chilenische Modell sahen, heute danach trachten, es nachzuahmen oder be- 
ginnen, solches in die Tat umzusetzen, und das, obwohl die chilenische Opposition selbst 
noch heute zurückschalten möchte wie etwa bei der Privatisierung der Staatsbetriebe . . .“ 

„Auf seiner kürzlichen Europareise wandte der Kandidat der Opposition, Patricio 
Aylwin jedoch einen anderen Stil an. Wie er mitteilte, erbat und erhielt er vom Europäi- 
schen Gemeinsamen Markt das Versprechen, eine zukünftige demokratische chilenische 
Regierung zu unterstützen, und fügte hinzu, daß die wirtschaftliche Zusammenarbeit le- 
benswichtig sei, um dem Lande demokratische Stabilität zu sichern. “ 

„Es mag sein, daß seine Worte von denen geteilt werden, an die er sie richtete. Weite 
Teile der Öffentlichen Meinung wird jedoch die Tatsache, daß Patricio Aylwin die wirt- 
schaftliche und demokratische Stabilität unseres Landes abhängig macht von einer finan- 
ziellen Hilfe aus dem Auslande, überraschen. Denn Chile erreichte ein hohes Niveau demo- 
kratischer Entwicklung verdammt früher als viele derjenigen, an die jetzt der Oppositions- 
kandidat appeliert. Wenn die Demokratie unter dem marxistischen Regime zusammen- 
brach, so hatten die ausländischen Gelder nichts damit zu tun... . Nehmen wir an, Aylwin 
werde nicht gewählt werden. Chile wird auch dann beruhigt auf seine Demokratie und sei- 
ne Wirtschaft blicken, die nicht von ausländischen Geldern abhängen“ (Mercurio 25.9.89) 

Die Erinnerung des Landes an den Hochgradfreimaurer Allende, an dessen Zerstörung 
der demokratischen Institutionen des Landes (S. 88) ist auch heute noch eine starke Bela- 
stung für die Loge in Chile. Mit allergrößter Vorsicht muß sie es daher vermeiden, daß 
man sie parteipolitisch festnagelt. So kommt bei den offiziellen Besuchen, die die beiden 
Präsidentschaftskandidaten Aylwin (am 8.8.89) und Büchi (7.9.89) bei Großmeister Oscar 
Pereira abslovieren, als einzige (und positiv zu bewertende) Zusage heraus, eine Versöh- 
nung aller Chilenen anzustreben. 

Sprachen wir bisher immer, auch in den früheren Büchern, nur von der chilenischen 
Großloge (abhängig von der Londoner Großloge), so muß erwähnt werden, daß der fran- 
zösische Großorient (atheistischer und marxistischer Tendenz) auch in Chile mit der Gro- 
Ben Gemischten Loge von Chile vertreten ist. (Gemischt, weil sie auch Frauen zuläßt. Eine 
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Frau, Nelida Bernales, ist z.B. derzeit Großmeister). Zahlenmäßig geringer als die Großlo- 
ge, ist sie mit dem politischen Bild ihrer Mitglieder für die demokratische Demokratie weit- 
aus gefährlicher, ein regelrechtes Trojanisches Pferd in der demokratischen Zitadelle. 

In der Rede, die der chilenische Kanzler vor der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen dann hielt, kam dieser auch auf die Tatsache zu sprechen, daß man schlecht von 
einer Bekämpfung des internationalen Terrorismus sprechen kann, wenn man internatio- 
nal gesuchte Terroristen vor dem Zugriff schützt, wie es im Falle des Chilenen Sergio 
Buschmann der Fall war (S. 112). Vor der Abrüstungskommission der UN wies der chile- 
nische Vertreter sodann am 31.10.1989 erneut darauf hin, daß eine wirksame Kontrolle 
des internationalen Waffenhandels fehlt. Nur „mit politischem Willen lassen sich auf die- 
sem Gebiet positive Ergebnisse erzielen“. Woher stammen z.B., fragen wir, die leichten 
und schweren Waffen, mit denen die demokratisch gewählte Regierung in El Salvador 
Mitte November 1989 angegriffen wird? 

Im Hintergrund steht dabei das erst neuerdings erworbene Wissen um die Gefahren, 
die Chile unter der Regierung Allendes lief. Am 20. September 1989 veröffentlicht „The 
Wall Street Journal“ das gerichtliche Eingeständnis des kubanischen Generals Patricio de 
la Guardia, „wonach sich dieser 1973 als Befehlshaber von kubanischen Truppen in Chile 
befand“: Innenminister Caceres kommentiert dazu: „Das bestätigt erneut den engen Kon- 
takt der UP mit irregulären ausländischen Verbänden, die die Unterwerfung Chiles unter 
den totalitären Marxismus beabsichtigten“. Der Präsidentschaftskandidat Javier Erräzu- 
riz gibt bei dieser Gelegenheit zu bedenken, daß die kubanische Diktatur in Chile das glei- 
che vorhatte, was sie dann in Angola zur Ausführung brachte. Der ehemalige Innenmini- 
ster Allendes bezeichnet natürlich die Aussagen des kubanischen Generals als absurd und 
die Veröffentlichungen darüber als eine Intrige. Man muß aber derartige Enthüllungen in 
Zusammenhang mit den Namen sehen, die die „Concentraciön“, d.h. die unter Aylwin 
vereinigte Opposition in der Abgeordnetenliste für den Kongreß aufzählt: Die Mehrheit 
ihrer heutigen Kandidaten gehörte der marxistischen UP Allendes an! (M. 29.10.89). 

Der Wahlkampf bietet das gleiche Bild der Unehrlichkeit. Schon in einem dann „be- 
rühmt“ gewordenen Fernsehduell Aylwin-Büchi teilt der Letztgenannte mit, daß es bei.ei- 
ner jeden seiner Kundgebungen zu schweren Anrempelungen von Seiten der Gegner ge- 
kommen sei. Das weitet sich in den folgenden Wochen noch weiter aus. Aylwin — und das 
ist nicht nur der mit ihm verbündete Marxismus — versucht, die Straße zu beherrschen, 
um einen demokratischen Wahlkampf zu vermeiden. Büchis Anhänger sehen sich gezwun- 
gen, gegen linke Schlägertrupps vorzugehen, während sich Büchi unter dem Zwang dieser 
Ereignisse zu einem gefürchteten, scharfen Redner entwickelt. Als er sich vor einigen Mo- 
naten aufstellen ließ, versuchte ihn der Marxist Ricardo Lagos noch lächerlich zu machen 
und sprach „von diesem Jüngelchen und Muttersöhnchen“. Heute hört man Büchi im 
Fernsehen: „Ich bin bereit, an jeden Ort Chiles zu gehen und dem letzten Chilenen die 
Möglichkeit zu geben, sich ein eigenes Urteil über unsere Absichten zu bilden“. Er lädt 
Aylwin ein, sich zu weiteren Rededuells mit ihm zu treffen. Auf Vorschlag von Bewohnern 
der marxistischen Hochburg La Victoria faßt er diesen Vorort von Santiago ins Auge. 
Doch Aylwin kneift! Das ist der Anfang eines Erdrutsches bei den Christdemokraten. Ayl- 
win lehnt weitere Rededuelle mit Büchi ab. Seine Ausflüchte machen ihn lächerlich in den 
Augen der einfachen Menschen. Die Wirkung im Lande ist verheerend. Das für einen De- 
mokraten an sich Selbstverständlichste, sich dem Volk zu stellen, wird abgelehnt. 

Von Büchi wird gesagt: „Er will immer. viele Gedanken in kurzer Zeit bringen. Das 
kommt von seiner geringen politischen Erfahrung. Aber als Vorteil kann man seine Klar- 
heit und Durchschlagskraft im Ausdruck erwähnen“ (Raul Leiva). „Wir schätzen Büchi 
wegen seiner direkten und offenen Art zu sprechen“ („Akademiker der Universität von 
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Chile“). Von Aylwin sagt man (P. Baraona): „Bei der Debatte von Ideen ging es ihm 
schlecht. Er hat Boden verloren und ist im Laufen. Er hat Stimmen eingebüßt, weil er un- 
definiert ist, um den heißen Brei herumredet. Es fehlt ihm an Profil in vielen Angelegen- 
heiten und er ist zu vage, weil er so viele Wahlabmachungen zu berücksichtigen hat.“ 
Aus einem demokratischen Wahlkampf wird so ein Vorgang, wie wir Deutsche ihn im 
Anfang der Dreißiger Jahre erlebten. Die Linke ist verzweifelt darum bemüht, mit Stoß- 
trupps aus dem Abschaum den Janhagel zu organisieren und einen direkten Kontakt Bü- 
chis mit den von ihr terrorisierten ärmeren Bevölkerungsschichten mit allen Mitteln zu ver- 
hindern.: Nach einem Daueraufstand des Pöbels, der von 1789 bis heute andauert, meint 
dieser mit der finanziellen Hilfe der noch sozialistischen Welt (und ihrer unsichtbaren 
mächtigen Hintermänner) zweihundert Jahre der geschürten Zwietracht mit dem Siege 
Aylwins krönen zu können. Unter dem entsittlichenden Einfluß von geheimen Verbindun- 
gen, die von der Vorurteilslosigkeit zur Gotteslästerung „vordrangen“, soll eine chileni- 
sche Unabhängigkeit hintertrieben werden. Ein solcher Kampf steht im Gegenfluß zu 
dem, was die übrige Welt durchmacht: Drogenbekämpfung in Kolumbien, Massenflucht 
aus der DDR, Wirtschaftszusammenbruch in Jugoslawien und in Australien, gigantische 
Finanzprobleme in den USA, Hyperinflation in Brasilien, Ausnahmezustand in Bolivien. 
Der Sieg der Marxisten in Chile ist, falls er Tatsache wird, nur möglich gewesen dank der 
internationalen Zusammenarbeit der Utopisten in schamlosester Heuchelei. 
Heute, sechs Wochen vor der Wahl, sagt man (Andres Allamand): „Die Concentraciön 
bemüht sich, in Chile Erfahrungen neu aufzulegen, die in der ganzen übrigen Welt versagt 
haben. Der Kollektivismus ist gescheitert. Die Welt ändert sich im Sinne unserer Ideen und 
wir haben damit begonnen, Chile zu ändern.“ 


Für Chile schlägt die Stunde 


Es gehört zum Wesen der heutigen „Demokratien“, daß ihr eigentliches Regierungsziel 
niemals dem Volk zur Abstimmung vorgelegt wurde. Man könnte es umreißen mit dem 
Wort „Bau am Tempel“ oder „Schaffung einer Weltrepublik unter maurerischer Dikta- 
tur“. Bei keiner Wahl stehen diese Ziele zur Debatte. Sie stehen für alle zugelassenen Par- 
teien a priori fest und werden niemals diskutiert. Sämtliche gewählten Politiker sind sich 
in diesem Punkt einig. 

In der BRD kristallisiert sich dieses innenpolitisch aus mit Worten wie „Asylanten- 
schwemme“, „Ausländerfrage“, aber genauso in weniger klar maurerisch definierten Din- 
gen wie der „untersagten aktiven Aids-Bekämpfung“, der „Gleichstellung der Homose- 
xuellen“, der „Gleichstellung der Frau“, der „Auflösung der Ehe“, der „Beseitigung aller 
Autorität“. Außenpolitisch fällt vieles unter den Begriff der „Entwicklungshilfe“ oder 
auch den des „Kampfes gegen die Apartheid“ oder „für die Menschenrechte“, die man 
eben überall dort gefährdet sieht, wo Postulate, Grundpfeiler der utopistischen Weltrepu- 
blik angesägt werden. 

Diese Vorgänge sind es, die unproduktiv Geld verschwenden, erarbeitetes Geld, und so 
zur Inflation führen. Diese Vorgänge sind es, die die gesamte Welt der „Demokratien“ in 
eine Dauerkrise führen. Nur wird bei einer versuchten Verurteilung dieser Misere niemals 
nach den eigentlichen Ursachen gefahndet, man macht nur immer „Anstrengungen“, völ- 
lig sekundäre Vorgänge als verantwortlich hinzustellen und bei diesen dann einige Aus- 
wüchse abzustellen. So bleibt seit jetzt schon Jahrzehnten alles Bemühen um eine Besser- 
stellung der regierten Völker Flickwerk. 

Man übersieht geflissentlich, daß das Ziel unerreichbar ist, daß der Weg dorthin die 
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völlige Zerstörung der bestehenden, gewachsenen Verhältnisse bedeutet. Die Zerstörung 
schreitet also laufend weiter voran, auf allen Gebieten. Sie ist eben die Folge einer Wahn- 
idee, mit der eine Gruppe die Welt in ihre Gewalt bringen will. Menschen, die mit lebens- 
fremden Vorurteilen gefüttert wurden, versuchen, eine lebensunfähige Welt zu schaffen. 
Und es muß befremden, daß diese Arbeit ausgerechnet unter dem Vorzeichen des freimau- 
rerischen Kampfes gegen Vorurteile erfolgt. Darunter versteht die Freimaurerei die Essenz 
aller bisherigen Machtfaktoren, nämlich Religionen und völkische Traditionen. Der Glau- 
be an die Heiligkeit der Wotanseiche ist z.B. in ihren Augen ein solches „Vorurteil“. Dar- 
an festhalten bedeutet ihr, große Verbrechen zu ermöglichen. Denn im Soge solcher „Vor- 
urteile“ war die bisherige gesamte Menschheitsgeschichte einfach „verbrecherisch“. Sie 
bestand in einer ununterbrochenen Serie von fürchterlichen Ungerechtigkeiten und Ver- 
stößen gegen die Menschlichkeit. Alle Kriege und alle Scheiterhaufen haben in solchen 
„Vorurteilen“ ihren Ursprung. Im offenen und geheimen Kampf gegen diese „Vorurteile“ 
ist die Freimaurerei zu den Revolutionen und Weltkriegen gezogen, hat die Könige ent- 
hauptet und die Priester verbrannt. Eine schreckliche Liste von solchen Untaten charakte- 
risiert die Geschichte dieser Zeit. Vergebens versuchte die Freimaurerei, ihre Urheber- 
schaft zu verwischen. Ja, und diese gleiche Freimaurerei, die so sehr darauf erpicht war, 
selbst um den Tod von Millionen und Millionen von Menschen diese „Vorurteile“ auszu- 
rotten, diese Grundlagen der Konkurrenzunternehmen im Kampf um die Macht auf dieser 
Welt, hat doch nichts anderes zuwege gebracht, als andere, neue Vorurteile an die Stelle 
der alten zu setzen. Und hat gleich zu Beginn mit Guillotine und „Terror“ den Mord an 
den Anfang gestellt. Bis heute hin haben sie sich niemals gescheut, Hekatomben von Lei- 
chen aufzuschichten, um ihre Welt voller unhaltbarer Vorurteile schaffen zu können. Vie- 
le ihrer Verbrechen gegen Völker, die versuchten, sich eine Unabhängigkeit in der werden- 
den Einwelt zu behaupten, sind bereits vergessen gemacht worden. Man denke an Biafra 
und an Katanga und an das französische Algerien und an das portugiesische Angola. Im 
Augenblick sind sie dabei, mit allen Mitteln zu verhindern, daß Chile unabhängig wird. 
Schon verkündet Pinochet, daß man in drei Jahren schuldenfrei sein wird. Das wäre ein 
sehr ernster Schlag gegen die Weltpläne, das wäre eine katastrophale Niederlage der Frei- 
maurerei. Nicht auszumalen: ein südamerikanisches Land ohne Schulden! Wo doch alles 
so sauber vorbereitet wurde, aus diesem Subkontinent eine Mustersäule der Weltrepublik 
zu machen, in der es keine einzige unabhängige Stimme mehr gibt. So geht man daran, ei- 
ne „Demokratie“ aufzubauen, in der das eigentliche Ziel nicht vor die Wahl der Einwoh- 
ner gestellt wird. 

Doch inzwischen hat das Land noch eine chilenische Regierung. Und diese kann mel- 
den: 

Zwei chilenische Schiffahrtslinien werden ihren Frachtdienst ausdehnen über Tahiti 
hinaus zu den Fiji-Inseln, Papua Neuguinea, Indonesien und Singapur und auf anderem 
Wege nach Sri Lanka, Indien, Malaisia, Thailand, die Philippinen und Neuseeland. Es 
wird sich um monatliche Fahrten handeln. 

Die chilenische Luftverkehrsgesellschaft LAN-Chile erhöht ihren Luftverkehr mit den 
USA und schließt jetzt außer New York und Miami Los Angeles, Houston und Hawaii 
ein. Zwei Boeing 767 wurden erworben. 

Der Frachthafen von Puerto Montt verzeichnet 1989 einen Umsatz von mehr als 
600.000 Tonnen. 

Die VIII. Region meldet einen Export von Fischen von 2.112.000 Tonnen in den ersten 
zehn Monaten 1989, 27% mehr als im Vorjahr. 

Die Goldproduktion betrug 1988 21 Tonnen, für 1989 erwartet man 27 Tonnen, 1992 
dürfte das Land an neunter Stelle in der Weltproduktion an Gold stehen. 
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Bei Entgegennahme der Beglaubigungsschreiben des neuen westdeutschen Botschaf- 
ters meinte Pinochet: „Chile kehrt zur Demokratie unter ausgesprochen positiven Vorzei- 
chen zurück. Die nächste Regierung übernimmt das Land in einem Klima der Ruhe und ei- 
nem gesunden Zusammenleben seiner Bürger. Es ist nicht zu viel Dehaupten, daß Chile, 
wenn dieser Zustand anhält, neuen Entwicklungsetappen FIHBEBERNIENG.” 

Die Inflation beträgt für 1989 etwa 21 Prozent. 

Dann nimmt der Wahlkampf den ersten Platz in der Berichterstattung und im Blick- 
feld der Chilenen ein. Mit dem Ablauf der. Wochen wird das Bild der Kandidaten klarer. 
Francisco Javier Erräzuriz, der ehrgeizige Multimillionär verliert an Ansehen, wenn Büchi 
von ihm sagen muß: „Er hat eine ganze Reihe persönlicher Beleidigungen gegen mich los- 
gelassen, wie ich auf meinen Reisen durch das Land erfuhr. “ Seine laute, aber leere Propa- 
ganda amerikanischen Zuschnitts blieb ohne großen Erfolg. 

Eine Woche vor.dem Wahlgang stellt die Regierung Pinochets das neue Direktorium 
der Zentralbank zusammen und ernennt dabei zwei der Opposition nahestehende Mitglie- 
der. Aylwin bezeichnet es als Zeichen für einen sicheren und geregelten Übergang. In glei- 
che Richtung zielt eine Erklärung der Christdemokraten: „Das Land wünscht eine neue 
politische Form, in welcher die Parteien nicht die natürlichen Lebensgebiete der Gesell- 
schaft erobern und in der das politische Denken sich mehr konkreten Werten und Proble- 
men zuwendet als Ideologien. “ In seiner letzten Wahlrede betont Aylwin: „Die Herausfor- 
derung besteht darin, die politische Demokratie auszusöhnen mit dem wirtschaftlichen 
Fortschritt und der sozialen Gerechtigkeit.“ Der Wirtschaftsfachmann der Christdemo- 
kraten, Alejandro Foxley, verspricht: „Wir werden unsere Wirtschaft offen halten, mit 
niedrigen Zollsätzen und ‚voller Eingliederung in die Weltmärkte ... . Wir brauchen ein 
Verstehen zwischen Arbeitern und Unternehmern. Das Fehlen solcher Zusammenarbeit 
bewirkt unstabile Wirtschaft und ist eine der Ursachen der Krise, denen sich Argentinien, 
Brasilien und Perü gegenübersehen. “ 

Der Außenminister Erräzuriz kann (am 13.12.89) feststellen, „daß die gegenwärtige 
Regierung ihre Mission, Chile den Weg der Freiheit zu führen, in einem Augenblick been- 
det, da sich der aufsehenerregende Kollaps der sozialistischen Regierungen in Osteuropa 
abspielt, deren Modell, wenn die chilenischen Streitkräfte nicht eingeschritten wären, man 
1970 für Chile vorgesehen hatte... . Die Strategie unserer Regierung hat bewiesen, daß sie 
in der Lage war, die Demokratie zu fördern und Gelegenheiten zu schaffen, die die Chile- 
nen niemals vorher hatten... während die Regierung Allendes das Land in eine gefährli- 
che Abhängigkeit vom sozialistischen Block, von Kuba und der Sowjetunion gebracht hat- 
te und in eine klare Trennung von den Werten unseres Abendlandes. “ 

Als wieder hunderte von „Beobachtern“ ins Land kamen, um den Wahlvorgang anzu- 
sehen, unter ihnen sechs Mitglieder des Bundestages, da kommt so manchem Chilenen der 
Unmut ob solcher Prepotenz, und der Sprecher der IV. Versammlung der parlamentari- 
schen Internationale für die Demokratie, die man in Chile aufzog, sieht sich gezwungen, 
zu betonen, „Wir kommen nicht als Beobachter oder Staatsanwälte, sondern einfach nur, 
um einem bedeutenden demokratischen Akt beiwohnen zu können.“ 

Das Wahlergebnis vom 14. Dezember 1989: 

55,5 % Aylwin 
28,0 % Büchi 
16,0 % Erräzuriz 

Allerdings ergibt sich dann, daß der Senat mehrheitlich die Linie Büchis vertritt. Das 
macht gesetzgeberische Abenteuer der darauf erpichten Linken unmöglich. Welches Ge- 
wicht der Marxist Ricardo Lagos im Rahmen der Opposition hat, zeigt der Beifall, den 
man ihm bei der Siegesfeier am 15. Dezember zollt. 
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Sozialer Groll oder beunruhigtes Nationalgefühl? Was soll den Vorrang haben? Kann 
man beiden gerecht werden? Das ist das chilenische Dilemma dieser Tage. Daß dabei dau- 
ernd mit gezinkten Karten gespielt wird und Kräfte in unsauberster Weise mitmischen, de- 
nen Chile nichts bedeutet, „Demokratie“ aber alles, bringt die Gefahr mit sich, daß die 
schwer gewonnene Unabhängigkeit schnell wieder vertan wird und Chile in die gleiche 
Zinsknechtschaft und Ausplünderung gerät, die im ee Lateinamerika die Tagesord- 
nung darstellt. 


Eine neue Melodie 


Ein progressiv verzopfter Schwärmer trat in Argentinien widerwillig ab und ein ebenso 
eigenwilliger Neuling mit einer wünschenswerten Ansicht von der Zukunft trat an seine 
Stelle. Aus der versprochenen Zusammenarbeit mit den Radikalen im Kongreß, wenig- 
stens auf dem Gebiet:.der Wirtschaft, bis hin zu jenem Tage, da im Dezember die gewählte 
peronistische Mehrheit endlich ihre Plätze einnehmen durfte, wurde nichts rechtes. An- 
statt sich mit einer (so notwendigen) Selbstkritik zu befassen und nach den Gründen ihrer 
blamablen Niederlage zu forschen (noch Mitte November stellt der soeben in der Provinz 
Tucumän gewählte Gouverneur Bussi fest: „Alfonsin ist der größte Zusammenbruch, den 
die argentinische Geschichte aufzeichnet“), legte sich die abgewirtschaftete sozialdemo- 
kratische Partei der UCR quer, wo sie nur konnte. Nicht ihr eigener Hochmut, ihre Einbil- 
dung war ihrer Meinung nach Schuld an der Antwort der Wähler, sondern ungünstige Zu- 
fälligkeiten. Alfonsin nahm jede Möglichkeit wahr, sich wieder in den Vordergrund zu 
schieben und merkte gar nicht, daß er so nur erneut Verachtung erregte. Da kommt z.B. 
der Präsident Venezuelas, Carlos Andres Perez, ins Land, und „Ambito financiero“ kann 
die folgenden beiden Fotos bringen: Oben mit dem Präsidenten Menem und unten, wie 
Alfonsin P£rez überraschenderweise in dessen Hotel besucht. Man darf bei dem zweiten 
Foto nicht übersehen, daß sich hier zwei Figuren begegnen, die in ihren Ländern verant- 
wortlich waren für massive Plünderungen und Zerstörungen. Nicht nur, daß Alfonsin sich 
aufdrängte, er produzierte auch gleich vor den Fotografen eine Szene, die eher wie ein 


festlicher Tumult aussah als ein Besuch. Man sieht, wie peinlich P£rez der ganze Auftritt ° 


ist. Das Foto sollte in der Welt belegen, daß Alfonsin sich noch sehen lassen darf. In Ar- 
gentinien hat man über so viel Frechheit nur den Kopf geschüttelt. Genauso meinte er 
während seiner Amtszeit Eindruck zu schinden und im Ausland hat man dem geglaubt. 
Dafür sorgten seine Kumpel in den Nachrichtenagenturen. Alfonsins Presseerklärungen 
bei dieser Gelegenheit waren in gleichem Sinne bewußt für Ignoranten in der Ferne be- 
stimmt. „Man kann von einer Fortführung meiner Politik bei der gegenwärtigen Regie- 
rung sprechen. Es ist sehr positiv, daß Menem die Integrierung mit Brasilien fortgesetzt 
hat. Mit Perez waren wir einer Meinung, daß die Außenschuld nicht nur ein wirtschaftli- 
ches, sondern ein politisches Problem darstellt und daß man über einen teilweisen Schul- 
denerlaß sprechen muß.“ 

Am 1. Oktober 1989 hält Alfonsin sogar eine Rede in Mendoza. Aus den Reihen seiner 
eigenen Partei hatte man ihn vergebens darum gebeten, vorerst den Mund zu halten. „Am- 
bito financiero“ führt die Meldung mit den Worten ein: „Weil es sehr ernst ist, was er vor- 
brachte, und weil er sonst damit Recht haben könnte, wenn er behauptet, keine Redefrei- 
heit mehr zu haben, bringen wir den vollen Text“. Es ist ziemlich sicher, daß kaum jemand 
ihn gelesen hat. Aber es ist auch unwahrscheinlich, daß eine solche Einleitung Alfonsin et- 
wa die Freude genommen hätte, von ihm selbst noch etwas gedruckt zu sehen. Dafür ist er 
ein viel zu abgebrühter Freimaurer. 


383 








tan mm iu 


Du Vu Were 





Dos momentos para el presidente Perez: arriba, junto a Menem, 
cuando fue recibido en Aeroparque; abajo, con Raul Alfonsin, 
quien lo visitö en el Plaza Hotel, donde se aloja el mandatario ve- 
nezolano. 


Zu einer regelrechten Volksbelustigung kam es, als Alfonsin kindischen Sinnes (am 
28.10.89 bei Eröffnung eines Parteilokals) als schweren Vorwurf verkündete: „Von seiten 
der Regierung Menems hört man keine demokratischen Predigten.“ 

Wie ein ungezogenes Kind strampelt er dann noch mehrfach herum und will nicht ein- 
sehen, daß ihn selbst die Gesamtheit aller Brüder nicht wieder zu politischem Leben er- 
wecken kann. 

Am 6. Oktober explodierte eine starke Bombe gegenüber dem Gebäude in welchem 
Alfonsin sein Büro hat. Im Auslande (Austral, Osorno 6.9.89) erscheint eine Bemerkung 
desselben dazu: „Man wollte mich umbringen“. So etwas paßt zu früheren ähnlichen „At- 
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tentaten“ (siehe S. 306), die dazu dienen sollten, aus Alfonsin ein bemitleidenswertes Op- 
fer antidemokratischer Kräfte zu konstruieren. Es wird sogar ausgelegt (so wird es verbrei- 
tet von Angehörigen der linksextremen Coordinadora radical. Siehe A.f. 24.10.89), als 
hätte der ehemalige Vizedirektor des SIDE, Carlos Carion die Bombe gelegt. Dieser mußte 
nämlich schlecht gemacht werden. Er hatte „Alfonsin angeklagt, autoritär, antidemokra- 
tisch und ein großer Hexenjäger gewesen zu sein.“ Cariön behauptet sogar, „daß Alfonsin 
und der Innenminister Enrique Nosiglia die SIDE in ein Instrument umbauen wollten, das 
Gewaltakte provoziert, um so vor dem Publikum das Vorgehen des MTP (die La Tablada 
auf dem Gewissen haben, S. 85 ff) zu verdecken“. Es war danach ein wichtiger Teil in dem 
von uns dargestellten Gesamtplan, der zu einer argentinischen Räterepublik führen sollte 
(S. 303, 1. Absatz). Es wird jetzt von einem Insider bestätigt! 

Das „Attentat“ auf Alfonsin am Anfang Oktober 1989 beweist, daß diese Taktik fort- 
gesetzt wird. Die Meldung trägt die Überschrift: „Beunruhigt klagt Cafion Yofre an“. Yo- 
fre ist der derzeitige SIDE-Chef und Carion sagt von ihm: „Er schützt die Infiltration des 
staatlichen Informationsdienstes durch Leute der Coordinadora radical“. Das ist eine sehr 
schwerwiegende Anklage, besagt sie doch nicht weniger als daß der Marxismus in der Re- 
gierung Menems seine Bastionen weiter ausbauen kann. Jedenfalls steht fest, daß Alfonsin 
natürlich Keinerweise durch dieses „Attentat“ in konkrete Gefahr gekommen war, nicht 
für Sekunden. 

Vergebens wartet man auch im Lande auf eine Mitteilung, wonach die unter Alfonsin 
erarbeiteten Akten der Geheimpolizei über antimarxistische Personen vernichtet worden 
sind. Der neue Chef des SIDE sagt in einem Interview (A.F. 3.10.1989): „Ich erinnere 
mich noch, daß es in der Ära des Alfonsinisums — ich sage Alfonsinismus, nicht Radika- 
lismus — schwarze Listen gegeben hat, in denen sogar der Vizepräsident Victor Martinez 
aufgeführt wurde. Das sagte mir dieser persönlich. Ich erinnere mich daran und an die 
Aufwendung und den Mißbrauch, den man betrieb, um z.B. Dr. Menem zu verleumden. 
Aber, mich dessen zu erinnern, bedeutet nicht, daß ich nachtrage. Das gleiche gilt für Me- 
nem. Alfonsin bildet sich ein, eine Art Cato zu sein, der bestimmt, wer demokratisch ist 
und wer nicht. Ich protestiere dagegen, denn mir gefällt es nicht, daß man mich als Nazi 
bezeichnet, der ich niemals gewesen bin.“ 

Ganz hoch schlugen die Wellen, als es darum ging, den Senator für die Landeshaupt- 
stadt zu wählen. Dank eines Übereinkommens zwischen der liberalen UCD und den Pero- 
nisten fiel dieser Sitz dem Peronisten Eduardo Vaca zu. Die UCR, die für sich alleine gese- 
hen die meisten Wählerstimmen aufweisen konnte, spie Gift und Galle und sprach von ei- 
nem Betrug an den Wählern. Doch der Sitz war viel zu wichtig, um darauf einzugehen, 
denn jetzt verfügt Menem ab Dezember sowohl im Senat wie im Abgeordnetenhaus über 
die absolute Mehrheit. 

Will man der Politik Menems eine Überschrift geben, so kann man von Versöhnung, 
von Ausgleich sprechen, von Abbau von Feindschaften, Freimachen der Kräfte für den 
Aufbau des Landes. In diesem Rahmen erreicht er gegen starke Widerstände mit einer 
Begnadigung sowohl von Militärs wie von verurteilten Terroristen einen ersten Erfolg. 
Auch, daß er die sterblichen Reste von Juan Manuel de Rosas endlich aus England nach 
Argentinien heimführen läßt, ist unter diesem Gesichtswinkel zu sehen. Es verstand sich,. 
daß die UCR an den Feierlichkeiten nicht teilnahm, denn immerhin wirft man Rosas, dem 
„Diktator“, vor, mit Juden und Freimaurern nicht sehr freundlich umgesprungen zu sein. 
Nach der Beseitigung der Statue des Freimaurers Canning (siehe VIII, 374) kann man von 
einem zweiten Meilenstein an dem argentinischen Weg der Befreiung von der Logendar- 
stellung seiner Geschichte sprechen. Die Zähigkeit, mit der in Argentinien an der Ehrung 
der Staatsväter im steten Kampf gegen die angelsächsische Großloge festgehalten worden 
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war, trägt ihre Früchte und mag anderen Völkern als Beispiel dienen. Es war in allen die- 
sen. Jahrzehnten beachtlich, daß es in.den führenden Kreisen der Gesellschaft zum guten 
Ton wie selbstverständlich gehörte, sich die wirklichen Vorgänge in der Vergangenheit zu- 
eigen zu machen und über die zahllosen Entstellungen in Schulbüchern und Zeitungen 
wortlos hinwegzugehen. 

Auch mit England wurden die nach dem Malvinenkrieg unterbrochenen Kontakte auf 
konsularer und wirtschaftlicher Ebene wieder aufgenommen. Mitte November fliegt Ae- 
rolineas Argentinas wieder London an. 

Als dann aber im November 1989 eine starke englische Wirtschaftsabordnung unter 
Lord Montgomery nach Buenos Aires kommt und ihr Interesse u.a. an der Übernahme 
der staatlichen Telefongesellschaft bekundet, flickt man Menem sofort am Zeuge mit dem 
Vorwurf, das Land an die Angelsachsen zu „verkaufen“. 

Das mit der Aburtejlung der an dem Überfall auf La Tablada Beteiligten betraute Bun- 
desgericht verurteilt diese am 4. Oktober. Dreizehn erhielten lebenslänglich, der Priester 
Puigjane zwanzig Jahre. Es galt als erwiesen, daß die Teilnehmer „eine verbotene Organi- 
sation unter dem Deckmantel einer politischen Bewegung darstellten. Die Eindringlinge 
versuchten, das bestehende System in. Frage zu stellen und sahen die Einrichtung von 
Schulen vor, um die revolutionäre marxistisch-leninistische Betätigung zu erklären und ein 
Heer aus Kadern zu bilden. Man simulierte einen Staatsstreich, um eine eigentliche Erhe- 
bung zu provozieren, die eine Menge von Gutgläubigen mitreißen sollte. Sie wünschten ei- 
ne Erhebung der Waffenträger mit dem Ziel, daß diese das Delikt der Rebellion begehen, 
indem sie sich vor dem Angriff Militäruniformen anzogen, damit man sie mit rechtsextre- 
men Militärs verwechsele. Tage vorher schon hatte man einen Plan entwickelt, im Famaeı 
dessen man dann vorging.“ 

Auf wirtschaftlichem Gebiet bestätigte sich unsere Vorhersage. Als das Sockanm 
durch den Präsidentenwechsel wiederhergestellt worden war, beruhigten sich auch Handel 
und Wandel. Es geschah sogar schneller als erhofft. Noch im Juli stand der Teuerungsin- 
dex auf 202%, doch im August fiel er bereits auf 23%, Im September. waren es 9,4% und 
im Oktober 5.9%. Das Skelett. dieser Entwicklung bestand aus einer ganzen Reihe von 
Einzeleingriffen, die es erlaubten, wieder von einem Haushaltsplan zu sprechen. Da die 
Regierung zu schwach war, gegen die Shylocks im Norden vorzugehen, blieb kein anderer 
Weg als die Versklavung Argentiniens in höhere Steuern und Tarife umzusetzen. Diese 
Umsetzung möglichst schnell und gerecht durchzuführen war Hauptthema der Regie- 
rungsarbeit. Wesentlich zu einer Entlastung der Habenseite sollten Privatisierungen von 
Staatsbetrieben beitragen. (Es gibt Warner, die meinen, es ginge den Hintermännern bei 
den Privatisierungen nur darum, die Staaten zu schwächen und die Bevölkerung über Mul- 
tinationale in weitere Sklaverei zu treiben). Das führte zu mehrfachen sozialen Unruhen. 
Nicht weitgehend zugestimmt wurde auch nicht, daß die Politik des gegebenen Wortes, die 
man den Megabanken gegenüber anwandte, auch bei der Innenschuld gelten sollte, ob- 
wohl sich hieraus doch ergab, daß Spekulanten von der fleißigen Mehrheit der Bevölke- 
rung bereichert wurden. Was hier am Ende von Seite 323 gesagt wurde, bleibt daher leider 
vollinhaltlich bestehen und ist der Grund, daß Menem noch keineswegs über die Runden 


‚gekommen ist. Das Thema Zinsen wird vorerst noch umgangen. Man spricht von Schul- 


denerlaß und meint das Kapital, während es um Streichung der Zinsen gehen muß. Die 
zum Teil schweren Lohnkämpfe haben diesen Hintergrund. Keine der Parteien nennt ihn. 

Es geht der Regierung darum, weniger Geld auszugeben (darum Privatisierungen, aber 
trotzdem weitere Aufbauschung des Beamtenapparats z.B. in der bonarenser Stadtverwal- 
tung. A.f. 13.11.89) und mehr hereinzubekommen (darum die Ausnutzung der Reichtü- 
mer des Landes). Man spricht von einer Förderung von 1.500.000 Kubikmeter Rohöl bis 
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Ende 1990. Da diese weitgehend von ausländischen Firmen durchgeführt wird und diese 
das abgabenfreie Öl ins Ausland verbringen, kommt der schlechte Ausdruck vom „Raub- 
bau“ ins Gespräch. Man erinnert sich an den Kohlenraub der Franzosen im Ruhrgebiet. 
Die USA, vergleicht man, importieren Öl, um ihre Reserven zu schonen). 

Bisher kämpft die Regierung vergebens gegen die Kapitalflucht. Im südamerikanischen 
Bereich führt Argentinien diese Liste sogar an. Chile steht an ihrem untersten Ende. Neue 
Steuergesetze sollen die Steuerhinterziehung mindern. Bisher zahlen 65% der Steuerpflich- 
tigen keine Steuern! Ein typisches Erbe der Regierung Alfonsin, der man vorwirft, nir- 
gends durchgegriffen zu haben. Jetzt wird Steuerhinterziehung mit hohen, nicht durch 


‚Geld abgeltbaren Gefängnisstrafen bedroht. Fraglich ist nur, ob die Steuerbehörde über 


den notwendigen Apparat verfügt, die entsprechenden Kontrollen durchzuführen. 

Der Viehdiebstahl hat starken Umfang angenommen. Unter Einsatz der Nationalgen- 
darmerie sollen die Überlandstraßen kontrolliert werden. 

Ebenso hat der Stromdiebstahl unwahrscheinliche Zahlen erreicht. In Buenos Aires 
kassiert die Elektrizitätsfirma SEGBA nur 74% des Stromes ein. Da Beamte in die Abzap- 
fungen verwickelt sind, bedeutet es eine Heidenarbeit, die Schuldigen zu ermitteln. 


Der Kern der Sache 


Augias Menem hat nach ersten vier Monaten Regierung folgende Meinung (Rede vom 
25.10.89): „Meine hauptsächlichste Überlegung bewegt sich um die Tatsache, daß die Ar- 
gentinier noch nicht in seiner eigentlichen Bedeutung erfassen, was man unter dem Wort 
Kapitalismus zu verstehen hat. Mehr oder weniger hört man das Wort ‚Kapitalismus‘ voll 
von Vorurteilen, Ideologien, Sektarismus, Privatinteressen von Gruppen, Klassen, Partei- 
en oder Unternehmen. Ein jeder paßt den Kapitalismus mehr oder weniger seinen eigenen 
Notwendigkeiten an und vergißt dabei die außerordentliche Herausforderung, die es für 
Argentinien bedeutet, die Grundlagen eines Systems zu schaffen, das gesund, gerecht, ent- 
wickelt und leistungsfähig ist.“ 

„Kapitalismus ist (für uns) eine seltsame Mischung von Nichtdefiniertem, von Wider- 
sprüchen, von sich kreuzenden Linien und gegensätzlichen Vorschlägen, ist eine große Mi- 
schung, eine konfuse Grauzone, ein Modell, ebenso neutral wie unergiebig, ebenso para- 
dox wie ungerecht, ebenso absurd wie dekadent.“ 

„Zusammenfassend können -wir heute sagen, daß Argentinien kein definiertes Ent- 
wicklungsmodell besitzt, ein Modell, das ausgeht von einer genauen und getreuen Wieder- 
gabe des Begriffes ‚Kapitalismus‘. “ 

„Denn ich verstehe mich als Peronist in Anlehnung an die neue Zeit, als Zeitgenosse 
bei der Lösung der Probleme und praktisch bei der Verteidigung der Interessen meines 
Volkes und meines Vaterlandes. Ich scheue mich nicht, es zu buchstabieren: Ich habe ab- 
solut keine Angst vor dem Wort ‚Kapitalismus‘. Ich habe absolut keine Angst vor dem Ge- 
danken an ein ernstzunehmendes Modell vom Kapitalismus, mit klaren, durchsichtigen, 
dauerhaften Spielregeln und mit weitreichender sozialer Gerechtigkeit und Zusammenge- 
hörigkeit.“ 

„Für diejenigen, die an der Vergangenheit hängen, für die Proitelen der Zwietracht, 
ist es notwendig, noch einmal klarzustellen: General Perön hat es deutlich gesagt: ‚Wenn 
es in dem justizialistischen Marsch heißt, das Kapital bekämpfen!, so bezieht sich das auf 
das Wucherkapital, das der Schmarotzer. In keiner Weise denken wir daran, das Kapital 
zu bekämpfen, das dem Volke dient, der Schaffung neuer Arbeitsplätze, und das dazu bei- 
trägt, das Wohlbefinden des. Vaterlandes zu stärken‘. “ 
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„Natürlich beinhaltet die Konstruktion eines authentischen kapitalistischen. Modells 
für die Argentinier eine authentische Kulturrevolution. Denn Argentinien hat in beachtli- 
chem Umfang die Werte, die Begriffe und die Absichten verdreht.“ 

„Denn, täuschen wir uns doch nicht, auf unserer gesegneten Erde gibt es keinen wirkli- 
chen Kapitalismus. Hier existiert höchstens eine Parodie vom Kapitalismus, eine Karika- 
tur vom Kapitalismus. Hier, meine Herren, was hier existiert ist ein System, verdorben 
durch Nichtsnutzigkeit, Korruption, Spekulation und Ungerechtigkeit.“ 

„Es gibt keinen Kapitalismus in einem Lande, in welchem der Staat mehr als die Hälfte 
der Güterproduktion und der Dienste in den Händen hat. Es gibt keinen Kapitalismus in 
einem System, da sich ein Dinosuarierstaat in ein Museumsstück verwandelt hat. Es gibt 
keinen Kapitalismus in einer Nation, in der der Staatsapparat nicht seine Funktionen aus- 
übt und sich ablenken läßt in zweitrangige und überflüssige Tätigkeiten.“ 

„Das alles ist Tatsache. So gewiß wie es ist, daß wir dabei sind, einen Prozeß tiefgrei- 
Sender Strukturreformen einzuleiten. Reformen, für die man viel Mut und viel Überzeu- 
gung braucht, und die haben wir.“ 

„Aber das alles erklärt nur einen Teil des Problems. Denn die andere Seite zeigt uns, 
daß eigentlicher Kapitalismus in Argentinien ein Trugbild ist. Denn Kapitalismus kann es 
dann nicht geben, wenn der Privatsektor sich daran gewöhnt hat, von Pfründen zu leben.“ 

„Es gibt keinen Kapitalismus, wenn jedes Unternehmen im Staat eine Quelle sieht, um 
ihm Gelder zu entlocken, oft auf dem Wege über ungesetzliche Handlungen. Es gibt kei- 
nen Kapitalismus, wenn es die Norm ist, Steuern zu hinterziehen und wenn es üblich ist, 
staatliche Einkäufe aufzubauschen. Es gibt keinen Kapitalismus, wenn man das Risiko 
scheut, wenn man die Konkurrenz fürchtet, wenn man neue Unternehmungen ablehnt.“ 

„Es gibt keinen Kapitalismus, wenn man leichtes Geld mit finanzieller Spekulation ver- 
dient und es andererseits bei produktiver Tätigkeit leicht verliert.“ 

„Es gibt keinen Kapitalismus, wenn man die heiligste Gabe, die der Mensch hat, seine 
Freiheit, verunreinigt und beschmutzt. Denn Freiheit besteht nicht darin, Reichtümer ins 
Ausland zu verschieben. Sie ist nicht das Gesetz des geringeren Widerstandes. Sie ist nicht 
die Voraussetzung dafür, ungesetzliche Gewinne zu erzielen. Sie ist nicht die Genehmi- 
gung, ein Land der bequemen Gelegenheiten einzurichten, des Kuhhandels, der Übervor- 
teilung oder der Bestechung. Freiheit ist nicht das Recht der Argentinier, Hungers sterben 
zu dürfen.“ 

„Darum möchte ich noch einmal klarstellen, daß unsere Forderung weder etwas Laues 
noch etwas Zweifelhaftes noch etwas Furchtsames an sich hat. Wir sind dabei, die Neu- 
schaffung eines Systems vorzunehmen, in dem die Arbeit bezahlt wird, bevor an irgend- 
eine andere wirtschaftliche Betätigung gedacht wird.“ 

„Die Arbeit von Unternehmern und von Arbeitern. Die Arbeit aller und jedes einzel- 
nen Argentiniers, der eine produktive Tätigkeit ausübt.“ 

„Um das zu erreichen, ist es notwendig, das nationale Leben freizumachen.“ 

„Nichts gelten tausend Staatsreformen, wenn die alten Laster weitergehen, die unge- 
sunden Praktiken und die Kultur des ‚Ohne Anstrengung‘, getragen von Millionen von 
Argentiniern, die in ihren Händen die Verantwortung tragen, die ihrer BEER und 
eigentlichen Rolle entspricht.“ 

„Ich sage Ihnen noch einmal: ich werde nicht einfach Krisenverwalter sein, ich werde 
nicht das Aushängeschild einer dekadenten Gesellschaft sein. Ich werde nicht die traurige 
Fassade eines in Ungnade gefallenen Landes sein. Ich werde aus Argentinien kein populi- 
stisches System mit leeren Taschen machen.“ 

„Alle diese Manifestationen, Klagen, Proteste, Beteuerungen, die man jetzt hören 
wird, werden nichts mehr sein als die Überbleibsel eines alten Landes, das bereits stirbt, 
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das gefressen wird von der Krise und von der Geschichte.“ 

„Denn mit dem Land der Feste ist es vorbei. Wir können einfach nicht weiterhin die 
Zukunft unserer Kinder aufs Spiel setzen.“ 

Wir nun, die wir diese erstaunlichen Sätze lesen, entdecken sofort mit einiger Überra- 
schung: Das, was da gesagt wird, das könnte wortwörtlich von Ayn Rand stammen. Das 
sind ja die gleichen Worte, die wir im ersten Teil dieses Buches brachten und von denen 
wir berichten mußten, daß man sie in der BRD nicht mehr hören will (S. 47 ff). Mit der 
‘Wiedergabe dieser Rede Menems im fernen Argentinien schließt sich so ein Ring in unserer 
Gegenwart. Was Menem sagt, gilt nicht nur für sein Land. Es gilt für alle Länder, die an- 
gefressen sind von der Verzerrung der Begriffe, von der Aushöhlung der Leistung, von der 
Ablehnung von Verantwortlichkeit, von der Prämiierung der Faulheit, vom Abwaschen 
völkischer Identität, von der Drückebergerei vor einem öffentlichen Bekenntnis, von der 
mit Brüderlichkeit getarnten Raffgier. Was für ein Unterschied zwischen Alfonsin und 
Menem! Der eine baute auf den niedrigsten Instinkten auf, setzte sich die Maske eines 
Volksfreundes auf, während er es in die marxistische Versklavung führen wollte, der sich 
Unsummen von der Zukunft pumpte und die kommende Generation an den Schulden- 
pranger kettete. Menem zieht einen klaren Trennungsstrich zwischen sich und den verfüh- 
rerischen Parolen, die bärtige Schönredner auf den Universitäten und in den Parlamenten 
von sich geben. Menem geht deutlich den schwierigeren, aber ehrlicheren Weg. Er verlangt 
Arbeit. Der andere redet von Hilfe und scheut sich nicht, Ungeborene zu versklaven, um 
Millionen in „Sozialer Fürsorge“ zum Fenster hinauswerfen zu können. 

Wird es aber in einer „Demokratie“ möglich sein, den Weg in den Abgrund zu brem- 
sen? Wird nicht das allgemeine und gleiche Wahlrecht bei einer an Bequemlichkeit und 
Faulenzen gewöhnten Masse mit der Bombilla in der Hand immer wieder zu Ergebnissen 
führen, die sich einer positiven Kraftanstrengung widersetzen? Und die dabei sogar noch 
von einer Flut von Propagandamitteln in ihren gierigen Forderungen unterstützt werden? 
In Chile hat man seit Jahren mit viel Erfolg den harten Weg nach oben beschritten, doch 
brauchte die Regierung dort niemanden um Erlaubnis zu fragen. Trotz des augenscheinli- 
chen Erfolges wurde sie in massiver Form beschimpft, denn es gibt Kräfte auf dieser Welt, 
die keine gesunden Staaten wollen, die abhängige Nationen wünschen. Zerstören heißt ihr 
Programm, nicht aufbauen. Allende hat zerstört, Alfonsin hat zerstört, Aylwin wird zer- 
stören, die SWAPO wird zerstören. Wer zerstören will, bekommt Geld dafür, so viel er 
will. Man nennt das „Unterstützen der Demokratie“. 

Es war schon immer so, seitdem dieses funkelnde Wort aufkam: Vor 200 Jahren schon 
warnt Schiller: „Politische und bürgerliche Freiheit bleibt immer und ewig das heiligste al- 
ler Güter, das würdigste Ziel aller Anstrengungen ... ., aber man wird diesen herrlichen 
Bau nur auf dem festen Grund eines veredelten Charakters aufführen, man wird damit an- 
fangen müssen, für die Verfassung Bürger zu erschaffen, ehe man Bürgern eine Verfas- 
sung geben kann!“ 

Am 27. Oktober 1989 kann es die Zeitung „Ambito financiero“ wagen, den Haupt- 
schuldigen an der argentinischen Auslandsverschuldung, den damaligen Wirtschaftsmini- 
ster Jose A. Martinez de Hoz in Bild und Wort wieder zu präsentieren, ohne daß eine 
Bombe gelegt wurde. Martinez de Hoz meinte zu dem Journalisten, der ihn befragte, ob er 
Fragen an Rapanelli, den derzeitigen Wirtschaftsminister habe: „Nein, nur einen Applaus“. 
Diese Beurteilung der Wirtschaftspolitik Menems paßt zu dem Abgang des Staatssekretärs 
Rodolfo Frigeri, der die Unterstützung der Wirtschaftsminister sämtlicher Provinzen hat- 
te, nicht aber die der multinationalen Firma Bunge & Born. Im Raum steht die Gewährung 
eines neuen Weltbankkredits von 1.500.000.000 Dollar. Vielleicht ist damit der Moment 
gekommen, doch einmal über die verheerende Wirkung der Zinsenlast solcher Kredite 
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nachzudenken, ein Thema, das Menem bei seinen Erörterungen über den Kapitalismus 
nicht angeschnitten hat. Die derzeitige Praxis ist eindeutig Zinsknechtschaft. 

Die wenigen Monate, da Menem erst im Amt ist, erlauben es dem Radikalen Eduardo 
Angeloz, folgende erste Kritik zu üben: „Der Arbeitsstil der Regierung des Dr. Menem 
und dessen Zwangslage, einen neuen Machtblock zu schmieden, trägt dazu bei, das Sy- 
stem der politischen Parteien in Argentinien aufzulösen. Heute spielen die politischen Par- 
teien nur noch eine armselige Rolle bei einer Definierung der Macht und ihrer Verwaltung. 
Das direkte Ansprechen der Corporationen und anderer gesellschaftlicher Sektoren, das 
bei Menem üblich ist, und vor allem seine ausdrücklichen Bündnisse mit Gruppen aus der 
Wirtschaft haben die Parteien zu simplen, mehr oder weniger zahmen oder verstörten Be- 
obachtern gemacht. Dazu kommt noch die innere Krise der Parteien selbst und die Ver- 
schlechterung ihres Ansehens in der Gesellschaft.“ 

Wurde Menem so zur Angel der Ereignisse, so wiegen auch seine Worte, die er am 1. 
November 1989 vor einem internationalen Journalistenkongreß verkündet: „Meine Regie- 
rung vertraut auf die Fähigkeit, die Ehrlichkeit und das Können des privaten Sektors, um 
ein schwer erreichbares aber mögliches Ziel zu erreichen, nämlich in unseren Medien Her- 
vorragendes zu leisten. Meine Regierung wird nicht der Versuchung des Autoritarismus 
oder .der exzentrischen popularistischen Demagogie verfallen, die immer bald bei der 
Hand sind, die ungehinderte Ausübung der Informationsfreiheit an den Nagel zu hängen. 
Wir werden nicht der Fata Morgana nachlaufen und etwa meinen, eine Gesellschaft könne 
zum Schweigen gebracht oder falsch unterrichtet werden durch den Staat. Eine lange und 
traurige Zeit hindurch glaubten viele lateinamerikanische Regierungen, sie seien Herren 
des Gewissens und der Meinung ihrer Völker. Sie verschmutzten das Konzept der Freiheit. 
Es waren jene, die nur eine Art von Freiheit kannten: die, zu denken wie der jeweilige Ty- 
rann; die, im amtlichen Jargon zu sprechen; die, sich im Einvernehmen mit den Diktato- 
ren des Tages zu unterhalten. “ In deutlichem Blick auf die eben verflossenen Jahre Alfon- 
sins, setzt er fort (so A.f. 1.11.89): „Angesichts dieses Rosenkranzes von Irrtümern gab es 
Versuchungen, eine angeblich freie Kultur einzurichten, angeblich demokratisch und an- 
geblich fortschrittlich, eine Kultur natürlich der Massen, die ausging von der amtlichen 
Bedienung der Medien, eine Bestätigung, die bei näherem Zusehen parteipolitisch war. 
Das war eine schizophrene Lenkung, denn im gleichen Augenblick, da man Fernsehkanäle 
und Zeitschriften und Radios zu parteipolitischen Zwecken benutzte, feierte man eine fal- 
sche Rechtfertigung der Freiheit. Eine Regierung ist erst dann wirklich kräftig und stark, 
wenn sie manns genug ist, Kritik und Polemik und Diskussion und ärgerliche Bemerkun- 
gen zu vertragen. Eine Regierung ist erst dann wirklich mächtig, wenn Millionen von Stim- 
men sich erheben können, in Zeitungen, Zeitschriften, Radios, Fernsehkanälen, Propa- 
ganda und Anzeigen, die millionenfach sagen: ‚Ich bin nicht einverstanden‘.“ Wie 
schwach muß da, fügen wir an, eine Regierung wie die von Bonn sein, wenn man sich die 
Flut verbotener Bücher in jenem Staat ansieht! 

Der von Alfonsin gestarteten und ins achtmillionenfache ausgedehnten kostenlosen 
Verteilung von Lebensmitteln und der Ausgabe von „bonos solidarios“ wurde ein Ende 
bereitet. Der Gesundheitsminister Antonio Erman Gonzälez rechtfertigte sich: „Die Hilfe, 
die in Lebensmitteln und Geld besteht, hat keine Früchte getragen. Diese Erkenntnis führ- 
te zu der Entscheidung, das Notwendige zu unternehmen, damit die Leute für das, was sie 
brauchen, arbeiten, und aufhören, Almosen zu kassieren.“ (La Naciön 12.11.89). Ja, so 
sagte es der zuständige Gesundheitsminister tatsächlich. Doch schon am 15. Dezember 
verkündet der gleiche Minister, daß die Lebensmittelaktion PAN und der bono solidario 
beibehalten werden. Nur, in der Zukunft wolle man versuchen, zur „Kultur der Arbeit“ 
zurückzukehren. Man wolle die Ursachen der Armut bekämpfen und nicht deren Folgen. 
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Die Studentenorganisation der Radikalen „Franja Morada“ gewann die internen Wah- 
len in den Fakultäten Wirtschaft, Medizin,: Zahnärzte und Apotheken. Ernster noch für 
die Regierung ist, daß das Syndikat der Telefonarbeiter mehrheitlich in Buenos Aires ei- 
nen Mann als Leiter wählte, der sich energisch der Privatisierung der staatlichen Telefon- 
gesellschaft widersetzt, Hector Esquivel. 

Beachtlich für das Erwachen rundum, nicht nur in Argentinien, sind Sätze wie die fol- 
genden, die aus der Feder von Armando P. Ribas in der Freimaurerstandarte „La Naciön“ 
in Buenos. Aires am 11.11.89 erscheinen: „Jene französische Revolution von 1789 war 
nicht die ‚Große Revolution‘, sondern Ursache der großen historischen Konfusion, die es 
möglich machte, daß die Verbrechen gegen die Menschheit, die die Guillotine und der Ter- 
ror darstellten, angesehen werden konnten als Ursprung der Freiheit und der Menschen- 
rechte im Abendland.“ 

Die „Ära Menem“ ist gekennzeichnet durch „Unsicherheit“, „Konfusion“, „Über- 
gang“. „Absage an die großen Ideologien“ (alles Zeitungsüberschriften). Menem sucht 
sich seine Mitarbeiter in allen Feldern, eckt hier und dort an und gibt:nach, verunsichert 
alle. Man erkennt seine Aufrichtigkeit an, aber vermißt Durchstehvermögen. Das Freund- 
Feind-Bild wechselt beinahe von Tag zu Tag, das Gesicht seiner Gemeinde ändert sich 
dauernd; Entlassungen, Rücktritte sind in seinem Kabinett beinahe an der Tagesordnung. 
Man kann ihm nicht vorwerfen, bisher noch nichts Großartiges im Kampf gegen Wucher 
und Spekulation und Korruption erreicht zu haben. Man bucht zu seinen Gunsten, daß die 
Hoffnung anhält, daß er Gelände gewinnen konnte. Aber eine Gegenströmung in den är- 
meren Schichten und bei jenen, die auf eine Befreiung des Landes von den Fesseln der 
Hochfinanz hofften, ist im Wachsen. Bei den Wahlen in der Provinz Santa Fe im Novem- 
ber 1989 (Rosario) sind die Radikalen nur noch drittrangig im Spiel. Aber auch die Peroni- 
sten verlieren die Führung und geben diese an die Sozialistische Partei ab. Neue Anleihen 
der Weltbank in Milliardenhöhe sind nicht nach dem Geschmack derjenigen, die dafür 
noch höhere Steuern und Tarife zahlen sollen. Vor allem dann nicht, wenn die geliehenen 
Gelder (seit Juli bereits mehr als 4 Milliarden und jetzt weitere 5 Md. Dollar) nicht einmal 
zur Begleichung von Zinsen sondern für „strukturelle Reformen“, also für rein bürokrati- 
sche Zwecke verwandt werden sollen (A.f. 30.11.89). Ein neues, sehr scharfes Steuergesetz 
wird von dem Kongreß nach dem 10. Dezember (nachdem Menem mehrheitlich über Ab- 
geordnetenhaus und Senat verfügt) verabschiedet. 

Als der Dollar erneut am Parallelmarkt zu steigen beginnt, wird dieses von den einen 
als verschwindendes Vertrauen zu dem unentschlossenen Menem, von anderen als Kriegs- 
erklärung kapitalistischer Kräfte angesehen, ähnlich unideologisch wie der Krieg der Dro- 
genkapitäne gegen Kolumbien. Als der Graben zwischen offiziellem Dollarkurs und Paral- 
lelkurs zu groß wird, kommt es am 12. Dezember 1989 zum zweiten Währungszusammen- 
bruch in diesem Jahr. Der Austral wird um 34% abgewertet. Gleichzeitig wird aber die 
produktionsfeindliche Politik der Benzinpreiserhöhung (um 60%) fortgesetzt und erneut 
darauf hingewiesen, daß der Staat keinerlei öffentliche Arbeiten (Straßen!) finanzieren 
wird. Nach turbulenten Tagen verkündet ein neuer Wirtschaftsminister eine „völlig freie 
Wirtschaft“. Das diesbezügliche TV-Programm beginnt damit, uns ein Tennisspiel des 
Präsidenten mit einem Politiker anzukündigen. Ähnlich empörend ist dieses Schauspiel 
wie etwa der Karnevalsumzug, den eine Freimaurerklique in Windhoek im April dieses 
Jahres unter den Augen der UN-Besatzer zuwege brachte. Es gibt eine „Elite“, die sich 
(noch) straflos lustig macht über die Leiden der Völker. 

Die Zeitungen berichten von einem „wirtschaftlichen Chaos“. Der neue Wirtschaftsmi- 
nister, der Erzliberale Ermän Gonzälez, ‚verfügt die volle Freiheit der Wechselkurse und 
der Preise. Menem appelliert an die Vernunft: „Wir stehen vor dem Abgrund“. Das 1773 
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in:Boston geborene, leidbeladene, bluttriefende, grausame Zeitalter der philosophischen 
Experimente ist auch in Argentinien in eine neue selbstbewußte Phase eingetreten. 
Redaktionsschluß des Buches RETTE SICH WER KANN! 


Der Hexenkessel 


Der tatbereite Ungeist unserer Zeit spiegelt sich auch in einer ganzen Reihe von Einzel- 
ereignissen wieder, die die wahren Gesichter der im Dunkeln tätigen Gewalten ans Tages- 
licht bringen. Wir wollen ihnen mit kurzen Kommentaren helfen, sich auszudrücken: 

Etwa im Jahre 1972 veröffentlichte der amerikanische Meteorologe John D. Hamaker 
einen ersten Bericht über die von ihm beobachteten Wetterveränderungen. Er führte Buch 
über die Luftdruckschwankungen sowohl vom Druck her als auch von deren zeitlicher 
Länge. Er stellte dabei fest, daß die Kurven der Druckveränderung immer steiler weil 
schneller wurden. Er stellte aber auch fest, daß eine große Anzahl von Pflanzen und Tie- 
ren, vor allem Kulturpflanzen diese Schwankungen nur schwer oder gar nicht vertragen. 
Wir brachten dieses Thema im Jahre 1974 erstmals ins Gespräch (III, 165). Seit 1987 sind 
Umweltprobleme nun auch Thema der Gipfelkonferenzen. Zehn Jahre hat es also gedau- 
ert, bis sie Betrachtungsgegenstand der Regierungschefs wurden. Im Juli 1989 forderte 
Kohl Handeln. „Weitsicht und Beharrlichkeit der Bundesregierung haben auf dem Welt- 
wirtschaftsgipfel in Paris dazu geführt, daß für einen weltweiten Umweltschutz konkrete 
Weichenstellungen vorgenommen werden konnten“, beweihräuchert sich Bonn in seinen 
„Politischen Informationen“. Die „Weichenstellung“ erfolgte in der Pyramide und unter 
Zeigefingern. 





Damit ist gewährleistet, daß im lähmenden Zauberbereich der Maurer rechtzeitig si- 
cher’nichts Konkretes unternommen werden wird, und außerhalb desselben niemand zu 
Worte kommt. 
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Wir sprachen (in X, 452) von den kriminellen Übernahmen von Aktiengesellschaften. 
In Großbritannien ist zur Zeit keine AG mehr davor sicher, von den USA gar nicht zu re- 
den. Die Vorstände der Firmen sind vollauf damit beschäftigt, ihr Betriebe zu retten an- 
statt ihre Produktion weiter zu entwickeln. Die Wirtschaft wird zum Tummelplatz der 
Spekulation, des billigen Gewinns. Die Übernehmer verdienen dabei Milliarden. Damit ist 
ein Unternehmerkonzept, wie es einer Ayn Rand oder auch einem Menem vorschwebt, 
nicht mehr.als ein Phantasieprodukt. Kein Unternehmer kann noch mit Produktion über- 
leben, wenn rund um ihn herum Spekulanten immense Reichtümer anhäufen. Anstand 
und Haltung bedeuten Selbstmord solange Räuber Herren der Lage sind und das große 
Wort führen dürfen. Dieses Problem läßt sich in nationalem Rahmen nicht lösen. Die Ein- 
gliederung von Gebieten, in denen bisher Planwirtschaft herrschte, vergrößert nur das Ak- 
tionsgebiet der Zerstörer. Daes sich bei den Kriminellen um Personen handelt, die von ih- 
rer biologischen Herkunft her weder religiöse noch familiär-ethische Bindungen kennen, 
wäre nur mit einer energischen strafrechtlich untermauerten furchtlosen Abwehr solcher 
Praktiken etwas zu erreichen. Die derzeitige Logenherrschaft garantiert, daß so etwas 
nicht eintreten wird. 

Die derart seit etwa drei Jahren bereits anlaufende Umschichtung riesiger Kapitalien 
aus den Händen der Arbeitenden in die von Wurzellosen hat inzwischen einen Grad der 
Wirtschaftsinfektion erreicht, der nur noch zu vergleichen ist mit der etwa zur gleichen 
Zeit ungestört gewachsenen Macht der Drogenkapitäne. Kolumbiens Präsident Virgilio 
Barco hat ihnen den totalen Krieg erklärt. Mit dem Erfolg, daß bisher zehn „Unausliefer- 
bare“ dingfest und an die USA ausgeliefert werden konnten. Große Vermögenswerte, 
Ländereien, Häuser, Flugzeuge, Schiffe wurden beschlagnahmt. Nachdem einige Richter 
ermordet, der Präsidentschaftskandidat Dr. Luis Carlos Galan beseitigt wurde, traten 
aber 4.600 mit dem Tode bedrohte Richter zurück. Denn ganz offen inserierten die Narko- 
händler: „Für jeden Ausgelieferten töten wir zehn Richter“, Mit unerbittlicher Strenge wird 
vorgegangen. Die angesehenen Zeitungen „El Espectador“ und „Vanguardia Liberal“ 
wurden Frontgebiet. Führende Redakteure der erstgenannten wurden liquidiert, das statt- 
liche Gebäude der zweiten wurde in die Luft gejagt. Mitte September 1989 kam im Parla- 
ment, der politischen Auslese des Landes, zur Sprache, daß elf Abgeordnete der Liberalen 
(Regierungs-)Partei und ein Konservativer Kontakte mit den Narkohändlern haben. An- 
fang Dezember 1989 fordern diese im Parlament eine Volksabstimmung gegen die Auslie- 
ferung! Der Oberste Staatsanwalt denunziert ein weiteres Geschwür: Die Gegner verfügen 
über Verbindungsleute in der Polizei und im Heer und sind deswegen nicht zu fassen. Seit 
1980 wurden mehr als-350 Justizbeamte, darunter 50 Richter, ermordet! „Nichts ist heute 
leichter für die Drogenterroristen, als sich Waffen zu beschaffen“ sagt man in Washing- 
ton. Ausgerüstet damit werden 140 Kompanien, die von Ausländern (Israelis, Basken, 
Südafrikanern und Engländern) ausgebildet werden. In Frankreich verbucht man einen 
großen Sieg: Man beschlagnahmt 450 Kilo Kokain und nimmt vier gesuchte Drogenhänd- 
ler fest. Doch ihren Anwälten gelingt es, sie zu befreien und sie verschwinden. Man spricht 
vom „Langen Arm der Drogenfürsten“. Der Drogenpreis ist durch diesen Krieg in den 
USA stark angestiegen. Entsprechend steigt die Zahl der Beschaffungsdelikte. In schweren 
Brothunger gerieten am anderen Ende die niedergebrannten Anbaugebiete. Die Absicht, 
mit Feuer und Flamme wieder von heute auf morgen gesetzliche Zustände zu schaffen, soll 
in einem Augenblick verwirklicht werden, da das Fieber bereits ans Herz rührt und alle 
Schilde der Verteidiger durchlöchert sind. Man darf neugierig sein, wie lange es dauern 
wird, Kolumbien wieder in einen Rechtsstaat zu verwandeln, — und ob es überhaupt ge- 
schehen wird. Was sich andernorts in Energiekrise, Hyperinflation, Plünderungen, Völ- 
kermord, Terrorismus, Asylantenschwemme ausdrückt, zeigt in Kolumbien das Gesicht 
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des Rauschgiftschmuggels. Die Quelle derartiger allgemeiner Auflösung ist überall die 
gleiche. Es ist die ethische Laschheit, die liberale Toleranz, die Beseitigung von Autorität 
und Gehorsamspflicht, das jahrzehntelange Zuschauen. Es ist alles eine natürliche, vor- 
hergesehene Folge der maurerischen Philosophie, die die Reihe’ der von ihr gestarteten Re- 
volutionen mit staatlichen Zusammenbrüchen in einem Klima allgemeiner Furcht und 
Feigheit fortsetzt. Beseitigt man nicht die Wurzel, so wird der ganze Krieg sinnlos. Auch 
die Drogenfrage wird dann, wie so vieles andere schon, zum Dauerübel unserer im Todes- 
kampf ächzenden Welt. 


Das Monster von Brüssel: 


® Der Verbrauch: Jährlich 70 Milliarden DM! 
® Die Produktion: Rund 2.000 neue Vorschriften im Jahr! 
© Das Ergebnis: - Richtlinien zum Sortieren von Rohholz und 


zur Ausfuhr von Karamelbonbons! 


Jeder EG-Bürger kann ab 1992 alle sozialen Vor- 

teile ausnutzen, wo es ihm paßt. Die Bundesrepu- 
blik zahlt am besten: KINDERGELD, WOHNGELD, 
SOZIALHILFE, ARBEITSLOSENGELD, KURZU- 

‚, SCHÜSBE Das summiert sich für eine vier- 
köpfige Familie schnell auf 1.600,— DM im Monat - 
mehr als der Verdienst eines Facharbeiters in 9 der 
12 EG-Länder - 

Das wird uns viel neue Bürger bescheren. 


@ Die Nutznießer: 2.000 Beamte in Brüssel, von denen allein 
800 mehr verdienen als jeder Minister! 
© Die Opfer: Wir - Deutschlands Steuerzahler! 


Allein die geplante Euro-Währung wird darüber hinaus 
30 % unseres. Vermögens kosten! 


"Und das wollen Sie unterstützen? 
wir REDUDIIKANER jedentatis nicht! | 


Deshalb: 


JA zu Europa - NEIN zu dieser EG 
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Zum Thema „EG“ noch die Bemerkung, daß die USA schon jetzt Stimmung gegen ei- 
nen interkontinental konkurrenzfähigen Europäischen Markt machen, wie er 1992 ins Le- 
ben gerufen werden soll. Man befürchtet die europäische Konkurrenz in Moskau und eine 
gemeinsame importfeindliche europäische Haltung den Staaten gegenüber. 

Manfred Ritter (Unterer Markt 23, D-8430 Neumarkt) meint zu dem Thema: „Der 
Wandel im ‚Europäischen Haus‘ geht mindestens so schnell voran, wie z.B. die WAA 
beendet wurde. Vor der Jahrtausendwende werden wir Deutsche in Königsberg und Bres- 
lau die Umweltprobleme meistern müssen (Es wird in der ganzen Welt notwendig werden, 
und ganz ohne Dank!). Polen benötigt schon für den Anfang seiner Sanierung 20 Md 
Mark, in Jugoslawien ist die DM schon zweite Landeswährung, in der Tschechoslowakei 
wird die DM zu Höchstpreisen getauscht.“ 

In Jugoslawien rechnet man Anfang November 1989 für dieses Jahr mit einer Inflation 
von 1.500 Prozent. Wie im Falle Argentiniens und Brasiliens führen dort erst die wirt- 
schaftlichen Mißerfolge zum Zusammenbruch. „Diese Inflation kann nur noch entweder 
zu einer Revolution oder zum Bürgerkrieg führen“, meint der Belgrader Wirtschaftspro- 
fessor Oskar Kovac. Im leidgewohnten Kossovo erlebt man bereits den dritten General- 
streik in diesem Jahr. Die Republik Slowenien proklamiert am 27. September das Recht, ° 
sich von dem Bundesstaat zu lösen. Rette sich wer kann! Die Außenschuld Jugoslawiens 
beträgt 20 Md Dollar. Das sind die augenblicklichen Daten dieses lebensunfähigen Frei- 
maurerprodukts (siehe I, 485). Es kämpft seit seinem ersten Lebenstag um seine künstliche 
Existenz gegen Völker und Religionen. Es überlebt schon heute nur noch dank der Zah- 
lungen an die Gastarbeiter in Deutschland und durch die Beträge, die deutsche Touristen 
an der Adria lassen. Am 18.12.89 teilt Ministerpräsident Ante Markovic mit, daß ein 
„neuer Dinar“ (= 10.000 bisherige Dinar) geschaffen und dieser bis zum 30. Juni 1990 im 
festen Verhältnis von eins zu sieben an die DM gebunden werde. 

Historisch gesehen ist die EG ein kapitalistisches Kind der Siegersiachlit USA. Über die 
EG dringen so die Viren, die jenseits des Atlantik geboren werden, in den alten Kontinent 
und brechen sein traditionelles Gefüge auf. Darum ist es angebracht, ab und an nach We- 
sten zu schauen, um zu erkunden, was uns von dort blüht. Im August dieses Jahres wurde 
dort nämlich ein Gesetz verkündet, das aus der Bevölkerung die hohe Summe von 166 Mil- 


. liarden Dollar herauspreßt, um .etwa 400 (von insgesamt 2.938) Sparkassen im ganzen 


Lande vor dem Bankrott zu retten. Der Reservefonds, der die Anleger in Kreditinstituten 
schützen soll, war. fast leer. Man nimmt sogar an, daß sich in zehn Jahren wieder die glei- 
che Lage ergeben wird, und man erneut einige Milliarden (man spricht von ar benöti- 
gen wird. 

Gleichzeitig stellt der andere Pfeiler de ehemaligen Achse Berlin-Tokio seine Forde- 
rungen: Man wünscht, daß nicht nur, wie derzeit, ein Vizepräsident der Weltbank Japaner 
ist, sondern daß dem Franzosen Michel Camdessus 1992 ein Japaner auf den Platz des Di- 
rektors folgt. Von insgesamt 1853 Angestellten der Weltbank sind heute erst 26 Japaner. 
Es gibt verschiedene lateinamerikanische Staaten, die mehr Beamte dort haben als jenes 
tüchtige Inselreich im Fernen Osten... : - 

Wir dürfen schließlich daran erinnern, daß 1931 in den USA 827 Banken innerhalb. von 
zwei Monaten ihre Tore schlossen. Ein Raubfeldzug, Weltkrieg II genannt, rettete damals 
die von Anfang an verkommene „Neue Welt“ (siehe I, 15 und 19). Diesmal waren wir in 
den vergangenen Jahren mehrfach sehr dicht vor einer Wiederholung solchen Spiels. Die 
Gefahr ist keineswegs vorüber. Die unglücklichen Völker rütteln überall an den ideologi- 
schen Schranken einer verlogenen Diktatur. Es gibt darum nicht eine einzige Weltinstitu- 
tion, die eindeutig Kraft und Willens ist, einen Dritten Weltkrieg unter allen Umständen 
zu vermeiden. Überall liegen die Pläne dazu als Alternative in den Schubladen der Gene- 
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ralstäbe bereit. In einem Kapitel für sich wollen wir später noch vor den Lesern dieses Bu- 
ches als geladene Gäste anschneiden, wie es 1939 war. 

Inzwischen hat das verantwortungslose Tun der USA weiter Schule gemacht. Auch an- 
derswo wird das Krisengesicht deutlicher. Unter Bob Hawk sieht das mit Hilfe Schlesin- 
gers und Kissingers hochverschuldete Australien keine andere Lösung als tiefer in das Zin- 
sen- und Gebührenkarussel einzusteigen. Wer die hohen Steuern nicht zahlt, kommt ins 
Loch. In gleichem Atemzug zwingt man der weißen Bevölkerung eine asiatische Einwan- 
derung auf und schleppt vor Gericht, wer sich dagegen ausspricht. Jack van Tonggeren, 
Führer der australischen Nationalistischen Bewegung gewärtigt ein Urteil wegen 126facher 
Beleidigung. von Gelben, während sein Sekretär, David Cyrill- Locke zu Tode geprügelt, 
sein Leichnam im Straßengraben gefunden wird (Melbourne The Age, 5.9.89, S. 17). 

Ein besonders dankbarer Gegenstand unserer Betrachtungen wäre Brasilien. Aus un- 
zähligen deutsch-brasilianischen Häusern gehen uns laufend belangvolle Unterlagen zu, 


aus eigenem Erleben können wir weiteres hinzufügen. Es könnte ein brisantes Buch füllen. 


Man spricht von einem „Argentinischen Syndrom“ (A.f. 31.10.89, S. 18). So ähneln sich 
die Gründe für die Abwärtsentwicklung. Geschätzte Jahresinflation für 1989 2.000 Pro- 
zent. Präsident Sarney spricht einmal davon, es Alfonsin nachzumachen und vorzeitig ab- 
zudanken. Ein anderes Mal kündigt er ein Notprogramm an, ähnlich der „Kriegserklä- 
rung“ Alfonsins. Dollar, Gold und Inflation steigen im Wahlfieber Anfang November in 
die Stratosphäre. Die Tagesschwankungen sind derart stark, daß Polizei für Ruhe in den 
Wechselstuben und Banken sorgen muß und in Buenos Aires tagelang keine Dollar auf 
dem Markt 'sind, weil die Spekulanten mit ihren Grünen eiligst nach Sao Paulo und Rio 
flogen, um sie dort in einer amtlich geschützten Wahnsinnsroulette einzusetzen. Das 
Wahlergebnis vom 15. November 1989 brachte einen deutlichen Sieg des Rechten Fernan- 
do Collor de Mello. Nicht nur in seinem jugendlichen Elan erinnert er an den gleichaltri- 
gen Büchi in Chile. Auch er will ausmisten: „Nur Collor kann Schluß machen mit der Kor- 
ruption und der Schamlosigkeit, die Sie satt sind, überall zu sehen. Nur Collor kann ein 
entwickeltes Brasilien schaffen, ein blühendes, solidarisches Land ohne Inflation und oh- 
ne Elend. Nur Collor kann ein neues Brasilien aufbauen wie Sie es sich so heiß wünschen“, 
verkündet seine Parteiengruppe „Movimiento Brasil Novo“. Die Marxisten werfen ihm 
vor, sich mit einer Schutztruppe zu umgeben, die Angreifer mit Tränengas empfängt. Das 
Ergebnis des ersten Wahlganges macht einen zweiten notwendig. Am 17. Dezember ge- 
winnt Mello um Haaresbreite vor dem Marxisten Lula. Beide versprachen, gegen die „Ma- 
haradjas“ vorzugehen, gegen die korrupten hohen öffentlichen Angestellten. 

Wie in Chile sind die IUBRVERFLER Parolen der Linken Ursache für den Anstieg des 
Dollars. 

Auch in Peru wurde zu den Urnen gerufen. Obwohl die maoistische erksibnani 
tion „Sendero luminoso“ Wahlgänger mit dem Tode bedrohte, war die Wahlbeteiligung 
sehr stark. Alleine im. November waren 20 Bürgermeister und Gemeindekandidaten er- 
mordet worden. In einigen Bezirken drohten die Terroristen damit, den Wählern die Fin- 
ger abzuschneiden, weil man mit einem Fingerabdruck als Unterschrift wählte. Die Ge- 
meindewahlen im November gewann der rechts des Zentrums stehende Vargas Llosa ge- 
gen den Kommunisten Barrantes. Bis zu den Präsidentenwahlen im April 1990 wird sich 
an dem Bild kaum etwas ändern. 

In Panama erklärte das Parlament am 17. Dezember den „Kriegszustand“ mit den 
USA und erteilte Manuel Noriega alle Vollmachten zur Verteidigung der Unabhängigkeit 
des Landes. Drei Tage darauf marschierten 24.000 Mann Anenkanischer Truppen ein, 
eine Beleidigung für ganz Lateinamerika. 

In Uruguay siegte der Kandidat der „Weißen“, Luis Lacalle über den „roten“ Jorge 
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Battle. Der eigentliche Gegner Lacalles aber ist die „Frente Amplio“, die Marxisten und 
Kommunisten einschließt. 

Am gleichen Tage zählt-man in Kolumbien elf Rebellen, drei Soldaten und fünf Land- 
arbeiter als Tote. Mehr als 50 Menschen wurden bereits in der gleichen Woche getötet. In 
El Salvador zählt man gleichzeitig 200 Tote als bisheriges Ergebnis des Guerillaangriffes 
auf die Hauptstadt. 

Von Mexiko erfährt man, daß in den Jahren 1982 bis 1988 etwa 600.000 Menschen in 
dem zentralen „Valle de Mexico“, dem Bezirk der Hauptstadt wegen Luftverschmutzung 
umkamen. Die gemessenen Giftwerte haben sich in diesem Zeitraum verdreifacht. 

Bolivien lieferte den ehemaligen Innenminister Luis Arce Gomez an die USA aus, da er 
sich mit Drogenhandel befaßt habe! Im Hintergrund steht jedoch, daß er SihRIzeNN Klaus 
Barbie/Altmann bei Sicherheitsmaßnahmen heranzog. 

Bei den Wahlen am 4. Dezember wurden die traditionellen Parteien schwer geschlagen. 
An ihre Stelle traten neue Gruppierungen, die als „populistisch“ verschrien wurden. Auf- 
fällig war eine Wahlbeteiligung von nur etwa 60 Prozent. 

Die gleiche Wahlmüdigkeit beobachtete man in Venezuela (am gleichen Hge), So wird 
die Partei der Nichtwähler dort zum eigentlichen Sieger, die damit ihren Unmut gegen 
Korruption und Wirtschaftskrise zu Ausdruck brachte. 

Die Verantwortlichen für diesen allgemeinen Zerfall nennt niemand. Von sich selbst 
sagen sie, daß sie eine Elite darstellen und für Menschenrechte einstehen. 

Will man versuchen, gemeinsame Züge der innerpolitischen Situationen in Südamerika 
herauszuarbeiten, so steht eine deutliche Polarisation wegen der an Gewicht gewinnenden 
Rechten nirgends mehr in Frage. Die mehrheitliche Hinwendung zu Rechstparteien treibt 
die Linke aber nicht in demokratische Schranken, sondern verzweifelnd und wutschnau- 
bend auf die Barrikaden. Nirgends ist die Linke bereit, zu verlieren. Nur so lange ist sie de- 
mokratisch, wie es ihr dient, an der Macht zu bleiben. Wird ihre Unfähigkeit, ihr, Versa- 
gen, ihre utopische Belastung sichtbar, wenden sich die Wählermassen ab, dann schreitet 
sie zum Bürgerkrieg. Und dieser Schritt wird von sehr starken Mächten im Untergrund un- 
terstützt, mit Geld und mit Waffen und mit Gotteshäusern. Es.gibt keine einzige westliche 
Regierung, die sich dem’ widersetzt, am wenigsten noch Bonn mit seinem Außenminister 


. Genscher. Ist es darum zu viel gesagt, wenn man behauptet hat, Lateinamerika sei (genau- 


so wie Afrika und Asien) zum Tode verurteilt, Lateinamerika werde dem Marxismus zum 
Fraße vorgeworfen? 

In diesem lateinamerikanischen Hexenkessel nimmt Freimaurer Fidel Castro (S. 83) 
weiterhin Abstand von allen politischen Experimenten. In La Habana macht er von sich 
reden, da er Minister und Generale wegen Korruption und Drogenhandel absetzt. Er 
spricht von einer „Dauersäuberung“. Sie gibt ihm die gewünschte Gelegenheit, auch ver- 
haßte Freunde der Perestroika vor die Tür zu setzen. 

Die SELA (Sistema Economico Latinoamericano) veröffentlicht Mitte Dezember 1989 
eine Studie, aus der hervorgeht, daß Lateinamerika in den letzten Jahren 178 Md Dollar 
an Schulden und Zinsen zahlte; bei einer Gesamtschuld von 442 Md. Ende 1987 stellte die 
Auslandsschuld der Region 60 Prozent des internen Bruttoeinkommens dar und 360 Pro- 
zent des Exports von Gütern und Dienstleistungen. Für die gesamte Dritte Welt heißen 
diese Zahlen 50% bzw. 212 Prozent. 1988 wurden 29 Milliarden Dollar für die genannten 
Zahlungen aus Lateinamerika herausgepreßt. Bedenkt man, daß Menem z.B. noch in sei- 
nem Wahlkampf davon sprach, entweder eine mehrjährige Zahlungsunterbrechung oder 
einen etwa 5Oprozentigen Schuldenerlaß zu fordern, anstatt dessen aber die Auslands- 
schuld nur noch weiter erhöhte, daß Aylwin beabsichtigt, Chile in Schulden zu stürzen, 
dann ist jeglicher Optimismus für eine positive Entwicklung Lateinamerikas völlig fehl am 
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Platze. Die konstante Verarmung wird weiter fortgesetzt werden. 

Im Atlas überschritt die Frente Polisario kämpfend die marokkanische Grenzmauer 
und brachte so ihre Ansprüche auf die ehemalige spanische Sahara damit erneut laut ins 
Gespräch. 


Sous les toits de Paris 





Moment de detente apres un diner a l’Institut franco-arabe entre 
Roland Dumas, l’ambassadeur d’Urss Yakov Riabov (deuxieme a 
gauche) et le chef palestinien. (Photo REUTER). (Figaro). 


Freimaurerverschwörung gegen Israel 


In Äthiopien verhindert die marxistische Zentralregierung, daß Lebensmittel in die 
Anbaugebiete der Opposition geschafft werden, so daß man mit einer schweren Hungers- 
not für vier Millionen Menschen rechnen kann. 

In Sri Lanka dauert der Bürgerkrieg zwischen Tamilen und Binshfiigen an. Laufend 
erfolgen Überfälle auf Polizeistationen und Kasernen. 
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Auf den Philippinen wurde ein weiterer Aufstandsversuch mit Unterstützung amerika- 
nischer Jagdflugzeuge blutig erstickt. Manila wurde von den Rebellen geräumt. 

Die Wahlen in Indien brachten Ende November 1989 eine schwere Niederlage für die 
Kongreßpartei (siehe II, 238 ff). „Es stürzt eine Dynastie“, „Von der Elite in Stich gelas- 
sen“ wird das Ergebnis bewertet. Ghandi selbst klagt die geistige Elite Indiens an als „ver- 
westlicht“, „machtlüstern und arrogant“, „die Ehre der Nation mit ihrer Korruption be- 
schmutzt zu haben“. Eine weitere Freimaurernation läuft Gefahr in ihre natürlichen reli- 
giösen und völkischen Teile auseinanderzubrechen. Die antimuselmanische Partei Bhara- 
tiva Janata verzeichnet einen („unerwarteten“!) Sieg. Sie wünscht das Ende des sekularen 
Indiens, die Abschaffung der Schutzgesetze für die in Indien lebenden 100 Millionen Mo- 


“ hammedaner und die Gründung eines hinduistischen Indiens. 


Die überschlauen Architekten unserer Freimaurerwelt mußten aber noch ganz andere 
Schläge hinnehmen. Getreu ihrer philosophischen Grundlage ging man 1971 daran, Tai- 
wan aus den Vereinten Nationen auszuschließen. Man. zwang Nationalchina, die Welt- 
bank zu verlassen und die UNESCO und die Weltgesundheitsorganisation. Einen armen 
Wicht trat man mit Füßen. Doch die Geprügelten wehrten sich. Ungebrochen in ihrer ein- 
deutig antikommunistischen Haltung schnallten sie den Gürtel enger und brachten es fer- 
tig, sich an ihrem eigenen Zopf aus dem Sumpf zu ziehen. Noch vor wenigen Jahren war 
das Prokopfeinkommen geringer als das im roten China. Heute ist es das dreifache. Fast 
10% betrug die jährliche Wachstumsrate in der letzten Zeit. Da, wo es eine Seltenheit war, 
einen Schüler mit Schuhen anzutreffen, erhebt sich heute eine industrialisierte Wirtschaft 
erster Kategorie. Man griff nicht nach den empfohlenen Medizinen: Ausbau des Binnen- 
marktes, Ersatz für Importe, Protektion des Exports, Subsidien an die nationale Indu- 
strie. Man öffnete sich den internationalen Märkten. Und ähnlich wie. es dem gleichsam 
verfemten Chile ging, wurde aus dem Aschenputtel ein Fürst. Heute steht Nationalchina 
an zwölfter Stelle im Welthandel und seine Währungsreserven betragen 75 Milliarden Dol- 
lar, die zweitgrößten auf der Welt. Die Grenzen sind offen. Auch Reisen nach Rotchina 
sind gestattet und 1988,besuchten. 60 Millionen den Kontinent, davon die überwiegende 
Mehrheit aus Taiwan. In Wahlen im Dezember 1989 wird sich die innere Konsolidierung 
erweisen. Die Welt wird es sich überlegen müssen, ob sie weiterhin einseitig Beziehungen 
unterhalten will zu denen, die verantwortlich sind für die blutigen Vorgänge auf dem Tian- 
anmen oder zu einem ideologisch weniger verranten Land wie es Taiwan darstellt. Es 
braucht nicht unbedingt ins Elend zu führen, wenn man der Weltbank den Rücken kehrt. 
Es braucht nicht unbedingt ins Paradies zu führen, wenn man international:verschuldet. 

Etwas angewidert ist man, wenn am Staatsfeiertag Taiwans, dem 10. Oktober 1989 
Bonner Politiker der CDU, CSU und FDP meinen, man müsse ein besseres Verhältnis zur 
Republik China herstellen. CDU-Abgeordneter Hauser: „Die Bundesregierung hat allen 
Anlaß, die Republik China ernst zu nehmen ... Taipeh beabsichtigt, in den nächsten Jah- 
ren Umweltschutz-Investitionen in:Höhe von 30 Md Dollar vorzunehmen. “ FDP-Abge- 
ordneter Manfred Richter: „Es ist ein neues Nachdenken notwendig.“ Dazu muß man wis- 
sen, daß die feinen Leute in Bonn befehlsmäßig gar keine diplomatischen Beziehungen zu 
Taiwan haben! Als man aber etwas von Milliarden Dollar hörte, da wachte man: auf. 
Wenn aber nun Nationalchina in Folge der deutschen und Tree Boykottmaßnahmen 
vor die Hunde gegangen wäre? ’ ; : ; 
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Geschichtsphilosophische Kurzmeldungen 


Marcion (S. 64) gilt heute bei der herrschenden Meinung als Gnostiker, also gewisser- 
maßen als Vorläufer der Freimaurerei. Will man diese Feststellung mit dem verbinden, 
was wir von ihm sagten, so hätte die Freimaurerei eine antisemitische Wurzel in diesem 
„Häretiker“, der Jahwe aus dem Christentum ausschließt. 

Den Brustgriff (S: 157) führten wir bereits vor auf den Seiten V, 396; V, 78; VII, 25 und 
vor allem in VI, 73. Weder Freimaurer Kaiser Wilhelm I. noch Adolf Hitler haben Beden- 
ken, ihn in Verbindung mit dem Eisernen Kreuz auszuführen (dazu VII, 104 und IX, 163). 

Der Mörder Verwoerds, Tsafendaris (I; 390; IX, 224; VIII, 378) war keineswegs ein 
„Verrückter“, wie die Presse schrieb (VIII, 379). Er sprach mehrere Sprachen und war 
sehr intelligent. Er stand im Gefolge des gleichen Großorients von Frankreich, wie die 
Mörder von Sarajewo 1914. Nachforschungen der südafrikanischen Nachrichtendienste 
ergaben, daß ein Jahr vor dem’Mord ein führendes B’nai B’rith-Mitglied von London 
nach Südafrika zog und sofort nach dem Mord wieder zurückreiste. Die allgemeinen Wah- 
len in Südafrika fanden 1989 am 6. September statt. Man hatte zynischerweise den Tag ge- 
wählt, an welchem Vervoerd ermordet worden war. 

Lyndon LaRouche wurde im September 1988 in Alexandria (USA) in einem politi- 
schen Prozeß, für den die Verschworenen in zwanzig Minuten ernannt wurden, zu 15 Jah- 
ren Gefängnis verurteilt. Es handelt sich dabei nach verbreiteter Meinung um ein Justiz- 
verbrechen, das am Ende einer Kampagne steht, die Henry Kissinger im Auftrage der „Fa- 
milien“ durchführte. „Mit ‚Familien‘ sind die mächtigen, reichen Familien, die sogenann- 
ten amerikanischen ‚Patrizier‘ oder ‚Blaublütigen‘ gemeint, die den Schottischen Ritus der 
Freimaurerei in Nordamerika dominieren und die gewöhnlich als liberales Ostküstenesta- 
blishment bezeichnet werden“ (aus „Railroad“, in deutscher Sprache auszugsweise her- 
ausgegeben von der Internationalen Kommission zur Untersuchung von Menschenrechts- 
verletzungen, 10 rue Juliette Lambert, F 75017, Paris). LaRouche war diesen Kreisen ins 
Gehege gekommen, weil er vor der ‚Neuen Linken‘ in den USA gewarnt hatte (dazu gehö- 
ren Leo Chernes Fabian League for Industrial Democracy und McGeorge Bundys Ford 
Foundation) und die Utopie einer „nachindustriellen Gesellschaft“ als „antiwissenschaft- 
lich und völkermörderischen Schwindel“ hingestellt hatte. Vor allem aber arbeitete er seit 
1966 an „Vorschlägen zur Reorganisation des Weltwährungssystems und der Schulden- 
strukturen der Dritten Welt“. „Führende Bankiers der Welt waren verärgert über LaRou- 
che“ (Zitate aus „Railroad“). Der Freimaurerei war es ein Dorn im Auge, daß jemand, der 
nicht zu ihr gehörte, eingreifende Vorschläge zur Sanierung unserer Lage brachte. Belusti- 
gung und Neugierde, mit der man zunächst LaRouches Auftreten in den führenden Fi- 
nanzzentren betrachtete, schlug um in philosophisch inspirierten Haß. „Zum letzten Male 
wagte es das liberale Establishment im Jahre 1971 mit LaRouche öffentlich über ein kon- 
kretes Thema zu diskutieren. Prof. Sidney Hook sagte ein paar Wochen später über die 
Debatte, LaRouche habe die Debatte gewonnen, aber er habe, nach Hooks hämischer 
Meinung, etwas wichtigeres verloren: das liberale Establishment werde nach dieser Nieder- 
lage niemals mehr in’ eine öffentliche Diskussion mit LaRouche eintreten“ („Railroad“, 
S. 14). „Wie Stephen Rosenfeld auf der Titelseite der ‚Washington Post‘ am 24. Sept. 1976 
schrieb, verfolgten die großen US-Nachrichtenmedien die Praxis, nie zu berichten, was 
LaRouche tatsächlich sagte oder tat, sondern ihn nur in verleumderischer Weise zu verun- 
glimpfen. Dies galt vom Zeitpunkt der Sonntagsausgabe der NYT am 20. Januar 1974 an 
bis zum Alexandria-Urteil vom Dezember 1988“ („Railroad“). Die hier geschilderte Tak- 
tik wiederholt sich in vielen Fällen, u.a. jetzt unter unseren Augen im chilenischen Wahl- 
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kampf gegenüber Büchi. Als Aylwin, wie berichtet, sich weigert, sich Büchi noch einmal 
im Fernsehen zu stellen, tut er es mit dauerndem Ausstrecken der Zunge, einem nur für 
Freimaurer erkenntlichen Zeichen (dazu VII, 179; VIII, 267. und 287). 

Die Ermordung von Alfred Herrhausen, Präsident der Deutschen Bank, im November 
1989 wird in Zusammenhang gebracht mit dem Vorgehen gegen LaRouche. Denn auch Al- 
fred Herrhausen hatte schon 1987 unangenehmes Aufsehen bei den Architekten der Welt- 
schuldenkrise (dazu VII, 247!) erregt, weil er als Sprecher der Deutschen Bank „laut dach- 
te und zum Entsetzen seiner Kollegen aus aller Welt entgegen dem offiziellen Tabu vor- 
schlug, den am stärksten verschuldeten Ländern der. Dritten Welt zumindest teilweise die 
Schulden zu erlassen“. Stefan Baron fährt dazu im „Spiegel“, Nr. 41/1987 fort: „Herr- 
hausen hat als erster Vertreter einer bedeutenden Bank ausgesprochen, was viele seiner 
Kollegen schon lange denken, aber bislang nicht auszusprechen wagten. “ So waren füh- 
rende Bankiers ebenso verärgert über Herrhausen, wie sie es über LaRouche waren, in bei- 
den Fällen namentlich auch Henry Kissinger. 

Man sieht in dieser zweifachen verbrecherischen Aktivität Belige für eine allgemeine 
Nervosität in den führenden Kreisen des amerikanischen Establishments. Diese sehen ihre 
Pläne auf eine amerikanisch-russische Teilung der Weltwirtschaft und einen entsprechen- 
den, möglichst noch hinauszuzögernden Umbau des Weltwährungssystems gefährdet. In 
beiden Fällen ist das terroristische Vorgehen symptomatisch für nordamerikanische Poli- 
tik. Hierher gehört auch, was wir in VIII, 376 von dem persönlichen Eingreifen Kissingers 
in Buenos Aires berichteten, wo er die Bildung eines Schuldnerklubs verhinderte, und was 
wir von den gleichen Schwierigkeiten Menems wenige Seiten vorher in diesem Buch sagen 
mußten. (Auch VII, 277 und IX, 249). 

Die Welt wird enger und man muß rechtzeitig dafür Sorge Aken, daß alle jetzt not- 
wendigen Änderungen (nicht zuletzt auch ökologisch notwendige) in erster Linie das 
Überleben der Freimaurerei gewährleisten. Es ist das von Kaltenbrunner (S. 51 ff) ver- 
stärkt geforderte Prinzip der Brüderlichkeit, das notgedrungen auf der überfüllten Arche 
Noah gegenüber Nichtmaurern auf Ausschluß und Vernichtung zielt. 

Zu diesem Thema sodann noch, was Henry Kissinger am 10. Mai 1982 in einer öffentli- 
chen Rede sagte, die auch sonst beachtenswert ist: „Die Zwangslosigkeit und Informalität 
(so kann man es auch ausdrücken, daß die Dunkelmänner mit anderen Mitteln regieren) 
der angloamerikanischen Partnerschaft (sprich Großlogenkontakt) war eine Quelle der 
Verwunderung — und nicht geringen Verdrusses — (dazu etwa VIII, 358 ff) für dritte 
Länder. Unsere diplomatische Nachkriegsgeschichte ist mit angloamerikanischen ‚Über- 
einkommen‘ und ‚Absprachen‘ gepflastert, manchmal zu entscheidenden Themen, die nie 
in formelle Dokumente gefaßt wurden .. .. Die Briten waren tatsächlich so hilfreich (im In- 
teresse der Förderung der gemeinsamen Utopie), daß sie in einem Ausmaß an internen 
amerikanischen Überlegungen teilnahmen, wie es vermutlich niemals vorher zwischen sou- 
veränen Nationen praktiziert wurde. Während meiner Amtsperiode spielten die Briten ei- 
ne wesentliche Rolle bei bestimmten bilateralen Verhandlungen der USA mit der-Sowjet- 
union — in der Tat halfen sie dabei, das entscheidende Dokument abzufassen. Zur Zeit 
meiner Tätigkeit im Weißen Haus hielt ich das britische Foreign Office für besser infor- 
miert und bezog es mehr ein als das amerikanische State Department — eine Handlungs- 
weise, die ich, bei aller Zuneig ng für das Britische nicht als permanente Einrichtung emp- 
fehlen würde. Aber sie war symptomatisch ... . Bei meinen Verhandlungen über Rhodesien 
arbeitete ich ausgehend von. einem britischen Entwurf mit britischer Rechtschreibung, 
selbst wenn ich die Unterscheidung zwischen einem Arbeitspapier und einem vom Kabi- 
nett gebilligten Dokument nicht völlig verstand. Die Praxis der Zusammenarbeit erstreckt 
sich bis auf den heutigen Tag, mit gelegentlichem Auf und Ab, aber selbst in der kürzli- 
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Falkland-Krise (Malvinenkrieg) erfolgte unvermeidlich eine Rückkehr zum Hauptthema 
der Beziehung . . .“ (aus „Railroad“, S. 12, 13). 
Der Erzbischof von Canterbury, Oberhaupt der Church of England und Woytila eini- 
gen sich auf die Herrschaft des Papstes „als geistigen Führer“. Rom, 15. Oktober 1989. 
TIME, OCTOBER 16, 1989° 





Anfang oder Ende 


Es war eine besonders nette Todesart, den Verurteilten bei-lebendigem Leibe abzuhäu- 
ten. Dem oströmischen Kaiser Phokas ist das so ergangen. Heute macht man das mit gan- 
zen Völkern. Nur ist man geläutert und macht es in übertragenem Sinn. Es tut nicht weh, 
es macht nur traurig und verrückt. Weiße dürfen keine Weißen mehr sein. Die weiße Haut 
wird ihnen abgezogen und zurück bleibt die „nackte Menschheit“. 

Von so einem Vorgang wird uns in diesem Jahre aus Südwestafrika berichtet. Vorher 
schon hat man viele andere Teile Afrikas diesem „Befreiungsprozeß“ unterworfen. Dabei 
gab es sehr viele Tote, Vertriebene und Bestohlene. Das hat einen schlechten Eindruck ge- 
macht und viele an der Menschenliebe zweifeln lassen, mit der vorgegangen wurde. Die 
Schreie der Gefolterten und die Tränen der von Haus und Hof Gejagten wurden mit dem 
Mantel demokratischer Pflichterfüllung zugedeckt, doch drang immer noch einiges davon 
in die Welt. Das sollte sich in Südwest nicht wiederholen. 

Ein solcher Vorsatz war aber nicht realisierbar. Denn schon im Vorfeld des vorgesehe- 
nen Wahltheaters geschahen 'ganz schreckliche Dinge. Die Qualen Phokas wiederholten 
sich mehrhundertfach in unterirdischen Gefängnissen gerade jener Gruppe, die man für 
die Machtübernahme ausersehen hatte, 
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24 Methoden gab es in den Gefängnissen der SWAPO, um Menschen zu quälen. Be- 
richtet wird u.a. „daß auch zwei Kinder unter zehn Jahren so mißhandelt wurden, daß sie 
nach Mitteilung eines Arztes seelisch gebrochen seien. “ Mit großer Mühe war es gelungen, 
Häftlinge der SWAPO freizubekommen. Als diese 153 Bemitleidenswerten in Windhoek 
Anfang Juli 1989 eintrafen, berichteten sie. und zeigten ihre Folternarben. Sie waren mit 
Stöcken geschlagen, mit dem Kopf nach unten an Bäumen aufgehängt worden, für einige 
Minuten lebendig begraben worden, man hatte ihnen Petroleum in den After gegossen, 
viele Jahre lebten sie in Höhlen, die sie nur. kurz am Morgen verlassen durften, um ihre 
Notdurft zu verrichten. In Windhoek zeigten sie jetzt ihre Narben, und einige Pressever- 
treter fanden den Mut, Fotos davon ihren Zeitungen zu schicken. Einige dieser Zeitungen 
fanden dann den Mut, einige dieser Fotos zu veröffentlichen. Selbst der „Spiegel“ brachte 
den Bericht eines der Heimkehrer. Kurz danach wurde im Hotel Königshof in Bonn von 
einem internationalen Menschenrechtsforum eine Anhörung dieser Opfer der „Demokra- 
tie“ vorgenommen, wo sie auch ihre verunstalteten Körper vorführten. Es kam sogar — 
oh Wunder! — dazu, daß eine Sprecherin der CDU/CSU, Michaela Geiger, eine öffentli- 
che Erklärung abgab, in der. sie meinte, „die SWAPO wäre im Interesse ihrer eigenen 
Glaubwürdigkeit gut beraten, ihre Lager unverzüglich dem Roten Kreuz zu öffnen, denn 
leider sei zu befürchten, daß die SWAPO eine große Anzahl mißliebiger Personen weiter 
festhalte“ (AZ 5., 12., 25. und 28. Juli 1989). 

Dabei erhielt die SWAPO für eine Luftbrücke nach Windhoek zur Rückbeförderung 
der Gefangenen fast 40 Mil. Dollar und eine Spende von 1 Md Dollar, gedacht für 80.000 
Flüchtlinge. Vergebens fragen verschiedene Politiker (AZ 30.6.89), was mit dem Geld ge- 
schehen sei. 

Es steht ganz einwandfrei fest, daß Nujoma persönlich von diesen Vorgängen nicht 
nur Kenntnis gehabt hat, sondern in ihnen Teil seines politischen Vorgehens sah. Die Ge- 
folterten wurden gezwungen, falsche Aussagen zu Protokoll zu geben. Im April 1987 
schaute Sam Nujoma in das unterirdische Gefängnis von Lubango hinein und rief den 
dort hausenden zu, die Häftlinge würden dort bis zur Unabhängigkeit festgehalten und 
dann auf dem Freiheitsplatz vorgeführt werden. (AZ 14.7.) 

Die starke (und wesentliche) Unterstützung, die der SWAPO von seiten Genschers 
jahrzehntelang widerfuhr, ist eine feststehende Tatsache (dazu S. 269 ff). Auch sind die 
engsten Verbindungen bekannt, die zwischen SWAPO einerseits und Weltkirchenrat, Lu- 
therischem : Weltbund, Kirchengemeinden im Rheinland, dem Deutschen Evangelischen 
Kirchentag, der Vereinigten Evangelischen Mission in Wuppertal usw. andererseits beste- 
hen (AZ 19.5.89). Noch am 4. April 1989 bestätigte der Namibische Kirchenrat, eine Un- 
tergrundorganisation der SWAPO, daß er vom Weltkirchenrat unterstützt wird. 

Was Nichtkennern der: westdeutschen Außenpolitik befremdend erschien, war, daß 
Genscher trotz dieser unerhörten Vorgänge und im Widerspruch zu seiner sonstigen Fein- 
fühligkeit in Sachen Menschenrechten nicht etwa einen-Strich zog unter seine herzlichen 
Beziehungen zu seinem Maurerbruder Sam Nujoma, sondern diesen weiterhin vor aller 
Welt:hofierte. u 

Genscher liegt dabei völlig auf der gleichen Linie, auf der sich auch ausnahmslos alle in 
Sachen SWA engagierten:UN-Behörden bewegen. 

In der Zeitung „Die Welt“ deutet Detlev Ahlers warnend ki dem Bericht über die 
Waffensstillstandsverletzung der SWAPO Anfang April an: „Die SWAPO, zu der unser 
Bundesaußenminister ein enges Verhältnis hat“. 

Hage Geinob, aus dem Ausland herbeigekommener Führer der SWAPO erklärte auf 
einer SWAPO-Versammlung in Windhoek am 2. Juli 1989: „die Anwesenheit der UN in 
Namibia ist der Beweis für SWAPOS. Sieg.“ 
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Der Heilige und sein Narr: 





Noch herzlicher geht es wohl nicht. Bundesaußenminister Genscher und SWA- 
PO-Chef Sam Nujoma mit Maurerhändedruck. „Es gibt nur wenige, die mit 
Sam Nujoma zu tun hatten, die leugnen werden, daß er ein Narr ist. Aber weil 
er eine ‚Befreiungsbewegung‘ führt, die gegen ‚rassistische Regime‘ kämpft, 
hat man ihm das Gefühl gegeben, er sei weise und ein Staatsmann.“ (der s- 
afrik. Schriftsteller Simon Barber). Foto Dirk Heinrich, AZ 


Noch zehn Tage vor dem 1. April (dem Beginn des Unabhängigkeitsvorganges) trans- 
ferierte UN Generalsekretär Perez de Cuellar 16 Millionen Dollar (mehr als im Vorjahr) 
an die SWAPO! Die UN finanziert auch seit 1976 das von der SWAPO bestückte Lusaka- 
Institut der Vereinten Nationen für Namibia. 

Bei gleicher Gelegenheit hieß es: „Die SWAPO strebt eine Mischwirtschaft an, um die 
Unterschiede zwischen reichen Weißen und armen Schwarzen aus dem Wege zu räumen... 
Die Überlegenheit des Sozialismus über den Kapitalismus muß unverrückbar beibehalten 
werden “. Gleichzeitig äußerte sich ein anderer Sprecher der SWAPO, N. Shoombe, in Bie- 
lefeld: „Wenn wir unabhängig sind, dann sind wir frei und dann verhandeln wir mit ande- 
ren Staaten als gleichberechtigte Partner..Wir sind für.die Gleichheit aller Individuen. Da- 
bei ist es unwichtig, welche Hautfarbe ein Mensch hat... Wir brauchen keinen Mittel- 
stand, wir brauchen Freiheit und Gerechtigkeit.“ (Neue Westfälische). 

Eine Reihe von Vorgängen im Vorfeld der Wahl sollten nicht in Vergessenheit geraten. 
Man wird dabei in seinem Zweifel bestärkt, daß Namibia auf dem vorgeschriebenen Weg 
einer angeordneten Daseinsform auf einen grünen Zweig kommt. „Dieselben Leute, die 
wehrlose Flüchtlinge in Angola mißhandelten werden als SWAPO-Lagerkommandanten 
nach Namibia geschickt.“ (Mnakapa in AZ 17.5.), um dort den SWAPO-Terror fortzuset- 
zen. Organisierte Ovambo-Banden, also Angehörige von Nujomas Hausmacht, organisie- 
ren laufend Einbrüche in den Städten und schaffen das gestohlene Gut ins Ovamboland. 
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Ein junger Polizist wurde in Otjiwarongo von Ovambos zu Tode gesteinigt, als er Viehdie- 
be festnehmen wollte. Die OAE (Organisation der Afrikanischen Staaten) heizt von au- 
ßen, um den Spätheimkehrer in die schwarze Front einreihen zu können: „Wir wünschen 
freie und faire Wahlen, denn wenn dies nicht der Fall ist, wird SWAPO das Ergebnis an- 
zweifeln und wir stellen uns in diesem Disput auf die Seite der SWAPO“. Der Politiker 
Moses Katjiuongua am 20. Juli: „Weder die UN noch Südafrika haben bisher Erfolg ge- 
habt, eine friedliche Atmosphäre für freie Wahlen ohne Einschüchterung, Gewalt oder 
politiche Schikane zu schaffen“. Im Durchgangslager Ongwediva stellt man fest, daß 
„Flüchtlinge“ aus Angola (also eingeschleuste SWAPO-Kämpfer) mit Pistolen ausgerüstet 
wurden und vorher als Guerillakämpfer ausgebildet worden waren. (AZ 21.7.89). 

In Angola sollen 70 UN-Beamte, wie wir früher schon berichteten, 50.000 Kubaner be- 
aufsichtigen, während rund 9000 UN-Beamte die 1.500 südafrikanischen Soldaten in Süd- 
westafrika in Schach halten sollen. Trotzdem malen die Linken die Gefahr einer südafri- 
kanischen Wahlbeeinflussung an die Wand. Perez de Cuellar meinte auf einer Pressekon- 
ferenz am 23.7.89: „Die Anwesenheit der südafrikanischen Polizei im Norden des Landes 
ist das größte Problem vor den Unabhängigkeitswahlen“. Er forderte die Entlassung von 
2.000 weiteren Polizisten, die bei der Eliteeinheit „Koevoet“ Dienst geleistet hatten. 

Das „Elternkommitee“ der Verschwundenen teilt sehr bedenkliche Vorgänge mit: 
„Mindestens fünf der Heimkehrer sind von ihren Familien ausgestoßen worden, weil sie 


. nicht mehr die SWAPO unterstützten... Auch der Sprecher der Heimkehrer wird von sei- 


nen Eltern abgelehnt . .. Ein anderer Heimkehrer berichtet: ‚Heute will mein Bruder 
nichts mehr von mir wissen, weil ich die SWAPO wegen des Mordes an unserem gemeinsa- 
men anderen Bruder kritisiere‘. Wir müssen diese verlassenen Menschen unterbringen und 
haben dafür kein Geld.“ 

Die Statistik verrät, daß es sich um insgesamt 677.656 Wähler handelt. Von ihnen sind 
280.436 Ovambos, also 41 Prozent. Da in Südwestafrika ethnisch gewählt wird, die SWA- 
PO mit entsprechendem Terror sich als Stimme der Ovambos hinstellt, ist das Wahlergeb- 
nis klar. Es muß auf Biegen und Brechen zu einer Ovambodiktatur marxistischer Prägung 
führen. Alle Zulassung anderer Parteien kann nicht anders gesehen werden als Staffage 
für „freie Wahlen“. Wer zur Wahlurne geht und wählt, dient damit in jedem Falle der 
Vernichtung aller echten Demokratie in Südwestafrika. Alle parlamentarischen Vorgänge 
sind in dieser Lage nichts weiter als Augenwischerei und Spielerei. In keinem einzigen Au- 
genblick ging es den Drahtziehern — und unter ihnen Hans Dietrich Genscher ganz im 
Vordergrund — um die Schaffung eines „Demokratischen Staatswesens“. Es ging und 
geht um die Beseitigung der weißen Vorherrschaft. Es geht um die Vernichtung eines 
Staatswesens, das aufgebaut wurde in einem völlig unentwickelten Lande dauernder Stam- 
mesunruhen nach den ethischen Grundsätzen, die den weißen Mann lenkten. Den Schwar- 
zen wurde dabei laufend Mitarbeit angeboten im Maße ihrer Fähigkeiten unter Wahrung 
ihrer Stammesidentität. Der weiße Mann behielt in seinen Händen jene Rechte, die seit 
Menschengedenken dem Tüchtigeren und Stärkeren gebühren. Die Absage an diesen ge- 
sunden und natürlichen politischen Grundsatz menschlichen Zusammenlebens zugunsten 
einer Gleichstellung von Personen, die in ihrer Wertung für die Gemeinschaft sich erheb- 
lich unterscheiden, untergräbt allen Ansporn, macht jegliche Leistung lächerlich, fördert 
Unehrlichkeit bei aller öffentlichen Betätigung, sorgt dafür, daß die Hintangestellten vom 
Regen in die Traufe kommen, von Schlagworten betrogen werden und einem glückhaften 
Leben weiter entfernt sein werden als vorher. Von „Wohlbehagen“ werden nur die weni- 
gen reden, die sich in korrupter Weise des neuen, vom Ausland bezahlten Regierungsappa- 
rates mit falschem Augenaufschlag und in brüderlicher Kumpanenschaft zu bedienen wis- 
sen. Und entsprechende Berichterstatter werden entsprechend berichten. Ich sah einstmal 
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in der Ukraine Volksdeutsche. Bis 1917 waren sie fleißige Großbauern gewesen. Seitdem 
vegetieren sie dahin. Es war nicht ihr Verschulden, sondern die Folge eines verlogenen, un- 
brauchbaren politischen Systems. Das gleiche will man in Südwestafrika einführen, ob- 
wohl die Geldgeber und Förderer massivst gewarnt wurden. 

Es gibt noch ein anderes Thema. Wir hatten es bereits angeschnitten: Die Yericigerunnge 
der Polizei, die Besetzung des Landes aus ideologisch-politischen Gründen hat eine krasse 
Vermehrung der Wilderei zur Folge. Das, was unter weißer Hand gerade in Südwest, ganz 
im Gegensatz zu vielen anderen schwarz-afrikanischen Gebieten, in unsere Zeit hinein ge- 
rettet werden konnte, ein vielfältiges Überleben der afrikanischen Tierwelt, ist seit 1989 in 
allerhöchster Gefahr. Am ernstesten gefährdet ist das schwarze Nashorn. Bis Mitte Mai 
waren im Damaraland und im Etoscha-Nationalpark bereits 13 schwarze (oder Spitzmaul-) 
Nashörner von Wilderern erlegt worden! Es geschieht, um die Nasenhörner zu entfernen, 
die man gut verkaufen kann. Es gibt auf der ganzen Erde nur noch knapp 3.000 schwarze 
Nashörner. 1960 waren es noch etwa 100.000, 1980 nur noch 15.000. Inzwischen ging diese 
Wilderei weiter. Es ist nicht der allergeringste Zweifel angebracht, daß die schwarze Regie- 
rung endgültig mit ihnen in Südwest aufräumen wird. Schwarze haben eben kein Ver- 
ständnis für Verpflichtungen irgendwelcher Art gegenüber der Tier- und Pflanzenwelt. 
Schwarze und Weiße, insbesondere Deutsche, sind eben gerade auch in diesem ernsten Fall 


"nicht gleich zu stellen. Wer das tut, öffnet bösestem Wildfrevel Tür und Tor. 


Von wie wenig Sittlichkeit unsere so vernünftige Welt heute getragen wird, belegt auch 
die Tatsache, daß die Südwester Aktion „Rettet das Nashorn“ nicht über die notwendigen 
Gelder verfügt, um Kontrollen vorzunehmen und den noch lebenden Nashörnern ihr Nas- 
horn abzusägen, um sie weniger attraktiv für Wilderer zu machen. Millionen und Aber- 
millionen von Mark und Dollar stehen zur Verfügung, um die verrücktesten philosophi- 
schen Einfälle zu unterstützen, doch zu einem ernsten Thema wie diesem haben weder 
Herr Kohl noch Herr Genscher noch Herr Blüm bisher ein einziges Wort verloren. Ich 
brauche die hier fälligen Verbalinjurien nicht auszusprechen. Jedem Leser werden sie oh- 
nehin auf der Zunge liegen. Hongkong hat den Vertrieb von Nashornpulver unter hohen 
Strafen verboten. Es ist bisher das einzige Land auf der Welt, das einen solchen Schritt tat. 

Im gleichen Zeitabschnitt wurden mindestens elf Elefanten gewildert. Elefanten wie 
Nashörner bewohnen ein Gebiet von 2,8 Mio. Hektar. Es fehlen Flugzeuge und Patrouil- 
lenfahrzeuge, um eine Überwachung durchführen zu können. Unter solchen Zeichen führt 
man uns die „Demokratie“ vor. 

Fünf Tage lang wird dann also Anfang November 1989 gewählt. Es ist die zweite allge- 
meine Wahl. In der ersten wurde die sogenannte Übergangsregierung gewählt. Diesmal 
soll es „demokratischer“ zugehen. 11 Parteien stellen sich 701.000 registrierten Wählern. 
72 Abgeordnete sollen ins Amt gesetzt werden, 360 Wahllokale stehen zur Verfügung. 
9.500 Stimmen sind für ein Mandat notwendig. 

Die Wahlbeteiligung ist 97 Prozent. Das Ergebnis: 


SWAPO 384.567 Stimmen 41 Sitze 

Demokr. Turnhallen Allianz, DTA 191.532 Stimmen 21 Sitze 

United Demokratic Front, UFD 37.874 Stimmen 4 Sitze 
(linksnational) 

Aktion Christlich-National (Weiße) ACN 23.728 Stimmen 3 Sitze 

National Patriotic Front (links) NPF 10.693 Stimmen 1 Sitz 

Fed. Convention of Namibia FCN 10.452 Stimmen 1 Sitz 
(Mischlinge) 

Namibia National Front NNF (Mitte) 5.344 Stimmen 1 Sitz 
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Der SWAPO fehlen also 7 Sitze für die erstrebte 2/3 Mehrheit. Diese wird benötigt, um 
Verfassungsänderungen vorzunehmen. Das Groß ihrer Wähler wohnt im Ovamboland, im 
Nordwesten. Dort haben 90% SWAPO gewählt (man spricht viel von Einschüchterung). 
Dieser Zustand wird jetzt nach „demokratischer“ Spielregel auf das ganze Land übertra- 
gen. Das ganze übrige Südwestafrika wird. von Ovambos regiert werden. Das wird von 
dem gesamten betroffenen Gebiet als Fremdherrschaft empfunden werden, schwerer trag- 
bar als das, was man unter weißer Obhut bisher erlebte. Diese Zusammenhänge: werden 
nirgends auf der Welt dargestellt werden. 


Europas Schicksalsstunde 


Der ehemalige russische Generalstabsoffizier Viktor Suworow brachte 1989 mit seinem 
Buch „Der Eisbrecher (Verlag Klett-Cotta, Stuttgart) Licht in Stunden, die entscheidend 
waren für das Schicksal Europas, in das Geschehen im Juni 1941. Es war schon bisher für 
niemanden mehr ein Geheimnis gewesen, daß die deutschen Heere damals in einen russi- 
schen Aufmarsch hineinstießen. Hitler selbst hat später festgestellt, es schaudere ihn vor 
dem Gedanken, wenn das, was die deutschen Truppen im Sommer 1941 in Rußland über- 
rollten, zum Angriff auf Europa angetreten wären. Doch bisher hatte man uns nicht mit- 
geteilt, mit welcher Präzision, in welchem Umfang und mit welchen Einsatzdaten Stalin 
tatsächlich einen Angriff auf Europa bis ins kleinste vorbereitet hatte. Nimmt man das 
von Suworow Mitgeteilte zur Kenntnis, dann muß man als erstes den Vorwurf gegen Hit- 
ler fallen lassen, daß er einen friedensstörenden Präventivkrieg vom Zaune brach, daß er 
die Sowjetunion „überfiel“. Denn nach den jetzt vorgelegten Unterlagen kann kein Zwei- 
fel mehr darüber bestehen, daß nur wenige Tage, wenn nicht Stunden fehlten, damit sich 
eine Heeresflut in westlicher Richtung in Bewegung setzte, die keine Macht und keine 
Machtkonstellation der Erde mehr vor dem Atlantik zum Stehen gebracht hätte. Der Ge- 
neralstäbler erklärt uns, daß ein für den Angriff aufgestelltes Heer in seiner Gliederung, in 
der Bereitsstellung von Kraftstoff, von Munition, von Ersatzteilen usw. nicht in der Lage 
ist, seine Feuerkraft in.einer Verteidigung zur Wirkung zu bringen. Er macht uns auch 
klar, daß alleine die Ernährung der an die russischen Westgrenzen herangebrachten Men- 
schenmassen nur noch für Tage hätte durchgehalten werden können, daß schon alleine aus 
diesem Grunde der Augenblick unmittelbar bevorstand, wo sich diese Riesenkriegsmaschi- 
ne in Bewegung setzen mußte. Er macht darauf aufmerksam, daß die Sowjetunion zwei 
Millionen ausgebildeter Fallschirmjäger und. Luftlandeverbände bereitgestellt hatte, wie 
sie, alle Heere der Welt zusammengenommen, nirgends anderswo in solchem. Umfang 
auch nur annähernd aufgestellt worden waren. Und daß diese Einheiten in Stunden die eu- 
ropäischen Wohn- und Wirtschaftszentren in ihrer Gewalt gehabt hätten: Er teilt uns mit, 
daß eine besondere Armee, „die damals größte Armee auf der Welt“, bereitstand, Rumä- 
nien und die Karpatenpässe zu:besetzen. Damit wäre Deütschland von den rumänischen 
Öllieferungen abgeschnitten und unweigerlich bereits in wenigen Tagen niedergerungen 
worden. Er belegt, daß zu den Vorhuten Verbände des NKWD gehörten, die die sofortige 
Liquidierung der Inteligencia durchzuführen hatten. 

Es steht fest: Nur ein einziger Mann auf der ganzen Welt war in der Lage, diesem von 
Stalin für Europa vorbereiteten Schicksal wirksam entgegenzutreten. Ohne Adolf Hitler 
wäre der Bolschewismus:1941 Herr. Europas geworden, wenige:Stunden oder einige Tage 
nachdem Stalin seinen Eroberungskrieg antrat. Es wird den Historikern schwer fallen, die- 
se Behauptung heute noch zu widerlegen.: Adolf Hitler war am 22. Juni 1941 der Retter 
Europas. 
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Mit dieser Feststellung müssen auch wir abrücken von unserer Verurteilung des Hitler- 
schen Präventivkrieges. Alle Zitate von Bismarck und alle sonstige geschichtliche Erfah- 
rung (siehe X, 479 ff) verlieren in diesem konkreten Fall ihre Beweiskraft angesichts des 
völlig einmaligen Vorganges im Juni 1941 an der deutsch-russischen Grenze. So etwas hat 
es vorher nicht gegeben. So etwas konnte niemand für möglich halten, weder Adolf Hitler, 
noch Josef Stalin. Selbst. diese beiden obersten Gegner ahnten nicht, in welche Rolle sie 
das Schicksal gestellt ’hatte. Keiner von beiden ahnte auch nur entfernt, daß das Vorpre- 
schen des einen alle Berechnungen des anderen völlig über den Haufen werfen würde, daß 
ein einziger Zug Hitlers Stalin schachmatt setzen würde, daß ohne diesen Zug im rechten 
Moment Stalin der Sieger gewesen wäre. 

Stalin war es klar, daß er das Schicksal des Bolschewismus für kurze Tage in die Hände 
seines größten und einzig zählenden Gegners legte. Er mußte diesen darum daran hindern, 
von sich aus vorzeitig loszuschlagen. So kam es noch im gleichen Sommer 1941 zur Entfes- 
selung des Balkanfeldzuges, um Hitler vor einem Losschlagen gegen Rußland hintanzu- 
halten. Alles, was wir heute wissen, befreit Adolf Hitler von dem Vorwurf, einen „Über- 


fall“ auf die Sowjetunion vorgenommen zu haben. Das aber ist bisher der schwerste, auch ' 


in Nürnberg immer wieder. vorgebrachte Vorwurf gegen ihn gewesen. Einem Gegner die 
Waffe aus der schon erhobenen Hand zu schlagen, das ist kein Überfall mehr, das ist be- 
rechtigte Selbstverteidigung, das ist erlaubte Gegenwehr! Auch dann wenn man erst im 
Augenblick des Losschlagens die erhobene Waffe erkennt. 

Das war die völkerrechtliche Lage am Abend des 22. Juni 1941. Das steht objektiv au- 
Ber Zweifel. Alles andere wäre Haarspalterei. 

Doch dann hatte Adolf Hitler das Wort. Das Schicksal hatte ihm soeben die größte 
Machtstellung auf Erden zugespielt. Wehrlos lag der Feind am Boden. Um Stunden nur 
war er dem Erzgegner unserer abendländischer Kultur zuvorgekommen und hatte den 
Großteil von dessen Offizieren und Soldaten zu Gefangenen gemacht. Es ist der Augen- 
blick gekommen, daß-wir uns‘der zeitgeschichtlichen, überragenden Bedeutung dieses 


Vorganges bewußt werden. Die Tore der Welt standen weit offen für eine Änderung ihres- 


Laufs. Adolf Hitler hatte das Leben auf diesem Planeten in seinen Händen. Von ihm allei- 
ne hing es ab, wie es jetzt weitergehen sollte. Mehr. als die Hälfte der Gefangenen waren 
ehemalige Inhaftierte der GULAGS (Suworow, S.'224, 403, 405), waren Menschen, die 
Stalin und den Bolschewismus aufs tiefste haßten. :Die gesamte Bevölkerung des jetzt 
schutzlos vor ihm liegenden russischen Reiches hatte in andauernden schweren Hungers- 
nöten, in Verbannungen und Schauprozessen gelernt, den Kommunismus zu verfluchen. 


‚ Adolf Hitler hatte ihnen ihre Waffen abgenommen. Fragend schauten sie auf den Ein- 


dringling. Würde er befreien oder erobern? 

Er wollte erobern! Wie'befangen von einem Nebel, der ihm alles entrückte was er bis 
dahin selbst:gegen den völkermordenden Bolschewismus gesagt hatte, degradierte er die- 
sen zum Feind. Nr. Zwei. Feind Nr. Eins war das russische Volk. So machte er sich die Fle- 
henden zu Feinden. Gewalt und Machtgier galten anstatt erhofften Rechts und Sitte. Sta- 
lin selbst war sprachlos und erkannte seine Rettung erst nach Monaten. Im August erst 
fand er die Antwort auf diese völlig unerwartete glückliche Wendung und erklärte den Va- 
terländischen Krieg, die intifada. Die Millionen, die nur auf den Wink gewartet hatten, ge- 
gen ihn, den Blutsauger, vorzugehen, wurden von dem fremden Eroberer i in die Rolle der 
Verteidiger. und Befreier ihres Vaterlandes gezwungen. 

War:schon der Kriegsbeginn in seiner Dramatik etwas geschichtlich Bineltiss: so ge- 
schah jetzt das zweite, ebenso Unerhörte. Schon die Siegespalme in Händen, verwarf 
Adolf Hitler, was ihm ein günstiges Schicksal in den Schoß gelegt hatte. 

Doch: Wir wollen verstehen können, bevor wir verdammen. War dieser Kampf — er- 
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weiterten Lebensraum für das eigene Volk auf Kosten anderer zu schaffen — ein mora- 
lisch gerechtfertigter Impuls? Getragen von einer allgemeinen Begeisterung? War es die 
schöpferische Sehnsucht aller Deutschen, oder doch wenigstens vieler von ihnen? So, wie 
es ganz gewiß ihr begeistert vorgetragener Wunsch nach einem Reich aller Deutschen ge- 
wesen war, den ihr Führer soeben so glänzend verwirklich hatte? Indem man die Grenzen 
dieses Reiches hinausgeschoben hatte an die Grenzen der von Deutschen bewohnten und 
kolonisierten Gebiete? 

Wer jene Zeit persönlich miterlebt hat, muß diese Frage deutlich verneinen. Ein sol- 
cher Aufruf fand keinen Widerhall. Zur politisch-militärischen Polemik gesellte sich so ei- 
ne andere, die der demokratischen Legitimität der Eroberung. Und dieses Problem ist es, 
das bis heute, und wohl leider noch auf lange hin, Deutsche von Deutschen trennen wird. 


Geboren wurde auch diese Last in der Kalamität des 22.6.41. 


Und dieser Eroberungskrieg brachte dann nicht die Beseitigung des Bolschewismus, 
sondern die Vernichtung des kühn konstruierten Großdeutschen Reiches, die Ermordung 
und Vertreibung von Millionen seiner Volksgenossen und nicht nur die Besetzung von 
halb Europa durch die Sowjetrussen, sondern die Unterjochung der gesamten restlichen 
Welt unter das materialistische promarkxistische Regime der USA. Eine wirklich einmalige 
Chance war vertan. Unglaubliches war geschehen, die einzige lebensfähige Ordnung besei- 
tigt. Vielleicht endgültig war die Welt in die Hände jener Kräfte übergegangen, die nichts 
wissen wollen von allem dem für dessen Schutz Adolf Hitler selbst einst angetreten war. Es 
war dieser Eroberungskrieg, der die „Große Rebellion gegen Gott und die Natur“, die Be- 
seitigung der Pax europea, die Zerstörung unserer abendländischen Kultur legitimierte. 
Von damals an ist ein „Nazi“, wer erobern und unterjochen will. 

* Doch damit können wir unsere Betrachtung nicht abschließen, schon gar nicht in die- 
sen bewegenden Tagen Ende 1989. Denn, wer selbst Eroberung, Vertreibung und Massen- 
mord auf seinem Gewissen hat, wer — um es ganz konkret zu sagen — erobernd und mor- 
dend an die Oder und die Neisse vordrang, aber auch, wer dieses noch anhaltende giganti- 
sche Verbrechen gutheißt und deckt, hat niemals den Deut eines Rechts, anklagend von 
Eroberungsabsichten Adolf Hitlers zu sprechen. Es hat darum einen sehr ernsten Sinn, 
wenn man die Polen als „Nazis“ bezeichnet. 

: Man meint; heute die Europäer wieder versöhnen zu sollen. rei und Deutsche, Po- 
len und Deutsche. Das setzt Wiederherstellung des Rechtszustandes voraus. 

- Es trübt nur ‘die Friedensaussichten, wenn man Unrecht zementieren will. Und wenn 
man (sehr tolpatschig und böswillig) solche Versöhnung mit dem Begriff der „Nationalso- 
zialistischen Gewaltherrschaft“ untermalt, indem man sie’ stattfinden läßt in Kreisau (wo 
sich jetzt der deutsche:und’der polnische Regierungschef in den Armen lagen). Es ist eine 
ganz bösartige Verleumdung, wenn man behaupten will, daß die damaligen Widerständler 
des Kreisauer Kreises:eine’polnische Besetzung deutscher Provinzen befürwortet hätten. 
Daran hat damals kein Moltke:und kein Gerstenmaier und kein York von Wartenburg 
auch nur entfernt gedacht! Selbst mit dem Widerstand treibt heute eine Klique von Lan- 
desverrätern Schindluder ‘und versucht, sich von dort Legitimität zu holen. Der Wider- 
stand soll ihnen dazu dienen,:ihre heutigen schändlichen Pläne verwirklichen zu können. 

Mit Blick auf meine eigene damalige Vergangenheit verwahre ich'mich ganz energisch ge- 
gen derartige Geschichtsfälschungen und Ehrabschneidungen! Herr Kohl; Ihr Verhalten 
ist gemein, niederträchtig und ekelhaft! Keiner Ihresgleichen heute kann sich mit dem Mut 
und der Aufrichtigkeit der Kreisauer messen. Feiges, uawüRdipes Kriechen vor den Siegern 
ist Ihre N - . 
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Deutschlands Schicksalsstunde 


Wieder einmal steht 1989 die vom Bolschewismus seit einem halben Jahrhundert unter- 
jochte Menschheit vor geöffneten Toren, wie es 1941 der Fall gewesen war. Man sagt ihr, 
mit der Perestroika sei das Ende des Kommunismus und seiner Planwirtschaft gekommen. 
Überall erheben sich die Drangsalierten. In allen Teilen des Sowjetreichs hat die Perestroi- 
ka Gorbatschows ähnliche Hoffnungen geweckt wie einst der Einmarsch der deutschen 
Truppen. Auch in der Deutschen Demokratischen Republik kamen die Dinge ins Rollen. 
Während schon längst in den benachbarten Republiken der neue Wind in der einen oder 
anderen Form eingezogen war, blieb Honecker unbeugsam. Doch als der Ungehorsam 
sich breit machte, mußte er erkennen, daß er alleinstand. War es aber erst den Vorkämp- 
fern gelungen, über Ungarn in die Bundesrepublik Deutschland zu gelangen, war erst klar 
geworden, daß die Welt diese Flucht nicht verwarf, sondern sogar begrüßte, da schwoll die 
Flut schnell an, da wurden aus hunderten tausende und aus tausenden zehntausende. Ja, 
als dann Honeckers Nachfolger Egon Krenz die Grenzen öffnen mußte, da waren es Mil- 
lionen, die den Westen besuchten. Auf der ganzen Welt füllte die Berichterstattung wo- 
chenlang die Zeitungen. „Die Mauer“ brach zusammen. Doch im gleichen Atemzug be- 
mühte man sich darum, diesen einmaligen Vorgang unter Kontrolle zu halten. Von allen 
Seiten kamen daher sofort die Warnungen. Bush: „Es ist noch verfrüht, sich über die Wie- 
dervereinigung Deutschlands Gedanken zu machen. “ Kohl in Warschau: „Es handelt sich 
um unvorhersehbare Vorgänge. Das Rad der Geschichte dreht sich jetzt schneller.“ Krenz 
zu Kohl: „Eine Erwähnung der innerdeutschen Grenze steht nicht zur Debatte, ebensowe- 
nig wie die Existenz von zwei verschiedenen deutschen Staaten. Die Wiedervereinigung - 
steht nicht auf der Tagesordnung. “ Der Botschafter der DDR in Argentinien, Walter Neu- 
mann: „Es handelt sich bei der innerdeutschen Grenze um eine solche zwischen zwei sou- 
veränen Staaten.“ Er war es auch der darauf hinwies, „daß die Erteilung von Pässen der 
BRD an Bürger der DDR nicht gut ist.“ (La Naciön, 12.11.89). Wenige Tage schon nach 
der Öffnung der Grenzen der DDR ergibt sich eindeutig das Bild, daß. von einer Wieder- 

"Vereinigung nicht die Rede sein darf. Es hat sich um nichts anderes gehandelt als um die 
Beseitigung einer technisch untragbaren Lage. In aller Klarheit wurden die Deutschen da- 
bei daran erinnert, daß es ein Axiom unserer Weltpolitik ist, daß Grenzen weder aufgeho- 
ben noch geändert werden. In einer Atmosphäre, in der man mit Nachlässigkeit und 
Laschheit vorzugehen pflegt, muß man sich darüber im klaren sein, daß diese Toleranz 
nur Vorhang ist vor ganz unerbittlichen Gesetzmäßigkeiten. Ebenso stur wie nur gewählte 
Regierungen angehört, de-facto-Regierungen als nicht-existent angesehen werden, ebenso 
hart gilt das Gesetz, daß alle Grenzen so zu bleiben haben wie sie bei Gründung der UN be- 
standen. Alle noch so heftigen Aktionen der versklavten Völker gegen diesen unmenschli- 
chen Grundsatz verliefen im Sande. Wir haben dafür unendlich viele Beispiele erlebt. Die 
Beseitigung der innerdeutschen Grenze würde als „schlechtes“ Vorbild einer ganzen Reihe 
von Völkern dienen und eine ganze Reihe von Staaten beseitigen (Tschechoslowakei, Ju- 
goslawien, Namibia, Biafra, Katanga,; Vietnam, Armenien, Estland, Lettland, Litauen, 
Tibet, Neuguinea, Sri Lanka, Irak, Israel u.a.). Die Antwort der Verantwortlichen in 
Moskau und Washington auf die Befreiungsaktion der Bevölkerung der DDR erhärtet und 
bestätigt so erneut den antivölkischen Terror der Weltregierung durch die Stimmen ihrer 
Statthalter in Ost und West. 

Es muß klar sein, daß der ganze Vorgang zusselast wurde von Gorbatschow, getragen 
wurde er von der Bevölkerung der DDR, aber kaum Widerhall fand er bei der satten Be- 
völkerung der BRD. Diese steht unter der Zucht des Wohllebens und hat kein Gefühl für 
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das Schicksal, das wieder einmal uns Deutschen die Hand reichen wollte. An ihre Tür 
klopfte es vergebens. So blieb das Eigentliche vorerst auf halbem Wege stecken. Nichts 
Grundlegendes ist gelöst worden. Nicht einmal ein offenes Bekenntnis der Millionen am 
Brandenburger Tor zur Wiedervereinigung folgte. Diejenigen aber, die ihr Land wechsel- 
ten, „vertauschten nur eine Unfreiheit mit einer anderen“ (Dr. Schmiedel, D-8623 Staffel- 
stein, Pf 1162). Wer Freiheit wollte, mußte erkennen, daß ihm solche niemand heute ge- 
ben will. 

Das, was allerdings heimtückisch versucht wird, ist die Schaffung eines „vergrößerten 
Bonner Vasallenstaates mit plutokratischer Korruption, degenerierter Kultur, westlicher 
Wegwerfgesellschaft, unbehindertem Asylantenzuzug, alliierten Stationierungsrechten 
und sonstigen Errungenschaften des Goldenen Westens wie Drogen, hohe Kriminalität, 
Abtreibung als Ersatz für höhere Moralität und deutsche Selbstbesudelung a la Weiz- 
süäcker. Es gibt nicht viele Deutsche, die das Politsystem der ehemaligen Sowjetzone vere- 
wigt haben möchten, aber die Zeit wird (bald) kommen, da es gilt, die Millionen von Men- 
schen der sogenannten DDR vor brutaler Ausbeutung zu schützen, der sie anheimfallen 
würden, wenn man sie ungeschützt den gewieften und rücksichtslosen Geschäfts- und Fi- 
nanzhaien Frankfurter Prägung überläßt. Alle diese Probleme, inbegriffen das einer be- 
waffneten deutschen Neutralität, können praktisch nur auf Reichsebene und nicht von 
Bonn oder Pankow oder durch Absprache zwischen den beiden gelöst werden“ (Hans 
Schmidt in „Amerika-Brief“, Dez. 1989, POB 10600, Burke VA 2209 USA). 

Das Unberechenbare steht vor der Tür, das „grausige Gespenst“ der deutschen Wie- 
dervereinigung. Israels Ministerpräsident Schamir spricht von einem „Erdbeben“ in 
Osteuropa. „Es ist sehr wichtig, daß Deutschland gespalten bleibt“, meint der Chefredak- 
teur der israelischen Tageszeitung „Haaretz“. Der Pole, Freimaurer Lech Walesa meint: 
„In diesem Augenblick darf es nicht zu einer Änderung europäischer Grenzen kommen. 
Das würde früher oder später zu einer Erschütterung des Kontinents führen.“ Während 
Helmut Kohl auf einen Staatenbund zwischen BRD und DDR hinzielt, der in gemeinsa- 
men kapitalistischen Wirtschaftsnormen seine Grundlage hat, ist man in Westeuropa dar- 
um bemüht, so schnell wie möglich die monetäre und wirtschaftliche Vereinigung Europas 
zuwege zu bringen. In einem solchen Koloß kann dann eine vereinigte deutsche Wirt- 
schaftsmacht besser verdaut werden. Das Ziel der Entdeutschung der Deutschen und 
gleichzeitiges Einspannen der Deutschen in ihrer Gesamtheit vor dem Wagen der großen 
Utopie, darf nicht aus den Augen verloren werden. Waren sie schon bisher das zugkräftig- 
ste Pferd bei dem Aufbau einer neuen Weltordnung, zahlten die größten Summen, so muß 
diese Mitarbeit jetzt erhöht werden. Das muß bei der kommenden Entwicklung heraus- 
kommen. Unter dem Motto „Wiedervereinigung“ muß dem großen Weltziel in erhöhtem 
Umfang gedient werden, ohne daß es zur Wiedervereinigung kommt. Zugleich wird durch 


“ die Handlanger in der Presse verkündet, es sei ungerecht, jetzt den Aufbau von Mittel- 


deutschland zu finanzieren, das hätten die dort nicht verdient. Aber 20 Md zu gleichem 
Zweck stehen ohne Murten für Polen bereit. Helmut Kohl drückt das so aus: „Die Bildung 
eines deutschen Staatenbundes muß sich einfügen in die europäische Entwicklung und in 
die Ost-West-Beziehungen, deren Normen die des Völkerrechts sind“ (Clarin, 29.11.89). 
Es ist diesen Maurern recht unbequem, daß in dem Augenblick, da dieses geschrieben 
wird, bereits in der vierten Woche mehr als 100.000 Menschen in Leipzig die deutsche Wie- 
dervereinigung fordern. Es wird Zeit, daß man den fundamentalistischen Heißspornen mit 
Sanftmut und Rabulistik eingibt, daß es sich nicht gehört, so laut zu schreien. Das Aus- 
wärtige Amt.in Bonn ist dafür gerade in den besten Händen, denn „jeder weiß,:daß die 
Amerikaner Genscher und den ‚Genscherismus‘ als. Schlüsselbegriff für Naivität und An:= 
biederei gegenüber dem Osten verstehen“ (Peter. Rigemann im. Westfalen-Blatt). Wenn er 
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so unziemlich als „Genscherman“ bejubelt wird, (wie einst die Menge in Bonn den Mas- 
senmörder von einer Million deutscher Kriegsgefangener, Eisenhower mit den geschmack- 
losen Worten „I like Ike“. begrüßte), weil er den Stacheldraht an der. deutsch-böhmischen 
Grenze zerschneidet, so ist das ein weiterer unschlagbarer Beweis dafür, daß man noch 
nicht begriffen hat, daß sich gar nichts wesentliches ändern wird! Ein notwendiges Vor- 
spiel zur Weltwährungsänderung, der Westen und Osten nur gemeinsam zugeführt werden 
können und in welchem die Verbrüderung am Brandenburger Tor eigentlich nicht vorgese- 
hen war, und dem die Ermordung eines deutschen Bankiers als Warnung beigegeben wur- 
de, wickelt sich programmgemäß in den Händen sattsam bekannter Statisten der Einwelt- 
revolution ab. Einigkeit und Recht und Freiheit steht für uns Deutsche ganz und gar nicht 
auf dem Programm! 

Nur einige Fragen wollen wir stellen: Werden in der DDR jetzt auch alle Bücher zu- 
gänglich werden, die man in der BRD kaufen kann? Wird man in der DDR jetzt die glei- 
chen Bücherverbote erlassen, die für die „Freiheit“ in der BRD so kennzeichnend sind? 
Und wird man in der BRD jetzt auch umgekehrt jene Bücher verbieten, die. in der DDR 
nicht verkauft werden dürfen? Können auch Scheinasylanten jetzt die Grenze wechseln? 
Wird auch die DDR jetzt sich an den diversen politischen Zahlungen beteiligen, die die 
BRD in der Welt so lächerlich gemacht haben? Wird man jetzt auch in der BRD die Rus- 
sen als Befreier bezeichnen? Wird man jetzt auch in der DDR die Amerikaner als Befreier 
bezeichnen, wie es Herr von Weizsäcker tut? Oder wird man jetzt umgekehrt in der BRD 
sowohl wie in der. DDR beide als das bezeichnen, was sie bisher für einen jeweiligen der 
beiden Teile waren: Besatzer? 

Trotzdem ist das Abreißen der Mauer ein (kleiner!) Schritt vorwärts. Die normative 
Kraft des Faktischen, das tägliche Leben hat wieder das Wort. Nur sollte man nicht über- 
sehen, daß ihr in allen Behörden, in allen Redaktionen, in allen Parteien auf beiden Seiten 
zu keiner Konzession bereite Kräfte weiterhin entgegenwirken werden. Auf sie sollte sich 
das Augenmerk richten. Die Reihenfolge heißt nicht: „Frieden-Europa-Deutschland“, wie 
von Weizsäcker Weihnachten 1989 kundtat, sondern „Frieden-Deutschland-Europa“, wie 
es der führend im Kreisauer Kreis einst tätige Eugen Gerstenmaier forderte. Er sagte: 
„Wenn die Parole vom unteilbaren Deutschland nicht barer Unsinn ist, so deshalb, weil sie 
auf unserer gemeinsam erfahrenen und erlittenen Geschichte, auf der bis heute zwischen 
uns bestehenden Gemeinsamkeit einer letzten sittlichen Orientierung und dem ungebro- 
chenen Willen beruht, uns ihr gemeinsam unterwerfend einem notwendigen geschichtli- 
chen Ziel zuzugehen.“ Und während Gerstenmaier dieses als Punkt 1 in seinem Büchlein 
„Neuer Nationalismus“ festlegt, kommt er erst in Punkt 2 auf Europa zu sprechen: „Die 
Tatsache, daß sich die integrationswilligen europäischen Völker dazu entschlossen haben, 
vor ihrer nationalen Souveränität hinfort nicht mehr niederzufallen und sie als obersten 
Wert anzubeten, ruiniert nur die Rang- und Wertordnung des alten Nationalismus, nicht 
aber den modernen, sittlich orientierten Nationalstaat. Das vereinte Europa wird außer- 
dem kein Eintopf werden, in. dem die nationalen Kulturen und Profile verschwinden, son- 
dern es wird diese.Vielgestaltigkeit der. nationalen Individualitäten schützen und auch ihre 
geistige Kraft nicht mehr im Gegeneinander, sondern im Miteinander sich entfalten lassen 

. Im übrigen bin ich so altmodisch, zu glauben, daß diese ganze schöne neue Welt über- 
haupt nur dann richtig — und das heißt menschlich — funktioniert, wenn es nicht nur bra- 
ve Steuerzahler,. wohlerzogene internationale Verkehrsteilnehmer und friedfertige Welt- 
bürger in ihr gibt, sondern auch Leute, die Ehrerbietung vor ihrer Geschichte haben und 
mit Liebe und Respekt ihrem Lande dienen.“ Ein auch nur zeitweiliges Europa ohne 
Deutschland ist völlig undenkbar. Das sind Hirngespinste. Ein vereinigtes Deutschland als 
Voraussetzung für ein lebensfähiges Europa wegzudenken, ist eine gemeingefährliche 


412 


En ne 





a N EEE LT 


Idee. Sie führt zu dem gleichen dauernden Unfrieden und Bürgerkrieg, den wir in anderen 


Freimaurerschöpfungen seit Jahrzehnten erleben. Es gibt dennoch tausende von Freimau- 
rern, die keine Bedenken haben, auch weiterhin Landesverrat zu betreiben. Sie sind dabei, 
den Deutschen den größten Betrug in ihrer Geschichte zu bereiten! 


Die Unvollendete 


Noch vor etwa hundert Jahren war ein erklärtes Hauptziel der Freimaurerei „die Verei- 
nigung aller Freimaurer der Welt als unerläßliche Vorbedingung für die freimaurerische 
Weltrepublik “ (Amtlicher Bericht über die Luxemburger Konferenz, Neuenburg/Schweiz, 
1912, S. 12). Inzwischen ist man diesem Ziel Schritt für Schritt näher gekommen, indem 
man die einzelnen Glieder, die eine solche Weltrepublik formen, in die Hände von Frei- 
maurern gelegt hat. 

1928 kann unser verstorbener Mitarbeiter Andr& von Harting sich die folgende Notiz 
machen: 

„Es gibt in der Freimaurerei unbiegsame und immer gültige Grundsätze: 

1) Niemals das Volk einweihen. 
Man läßt zu den niedrigen Graden nur einige Musiker, einige Köche und einige 
Pförtner zu für die Tätigkeit bei Banketten und für den Schutz der Logen. 
2) Sich des Volkes, der Masse nur wie eine Art Hebel bedienen. Freimaurer sein ist nur 
Atribut der Dirigenten. Alle im Rahmen der II. Internationalen Führenden waren Mau- 
rer. 
3) Sich des Welthandels zu bemächtigen. Daraus resultiert: 

a) die Notwendigkeit, die politischen Fäden in der Hand zu haben. So sind Eingeweih- 
te die Gesandten, Konsule, Minister, Journalisten und andere einflußreiche Persön- 
lichkeiten des Staates. 

b) die Notwendigkeit, die Wirtschaftsbeziehungen zu kontrollieren. Daraus ergibt sich: 
Die Einweihung der Industriekapitäne, Bankiers, Auditoren und des Großhandels. 

c) die Notwendigkeit, die Justiz zu lenken. Darum: EINWEIRUNE der Richter, Wissen- 
schaftler, Universitätsprofessoren. 

d) die Notwendigkeit, die Kultur zu überwachen. Also: Einweihung von Priestern aller 
Religionen und ihrer Dissidenten, von Künstlern und K unstkritikern, erfolgreichen 
Sportlern. 

Mit einem Wort: man bemüht sich, alle Kommandostände eines Staates zu besetzen 
mit einem rein kommerziellen Nahziel. Das ist genau die Rolle, die die Freimaurerei in jed- 
wedem Staat übernehmen will, sei er monarchistisch, republikanisch oder diktatorial.“ 

Heute sind alle Präsidenten Freimaurer und die sogenannten Gipfeltreffen sind Frei- 
maurergipfeltreffen (VI, 201; VII, 283; VIII, 187). Sozusagen auf dem Wege über ihre 
Staatspräsidenten sind alle Freimaurer der Welt also heute bereits regelmäßig am gleichen 
Tisch vereinigt, um die konkrete Weiterarbeit für eine Weltrepublik zu leisten. Wir haben 
damit bereits eine Weltrepublik. Sie funktioniert bereits. Daß man auf solchen Gipfeln 
nun auch die so dringenden Umweltfragen behandeln will, zeigt, daß sich diese freimaure- 
rische Weltregierung der Tatsache sehr wohl bewußt ist, daß’es neben ihr keine andere 
übernationale Institution mehr gibt (auch nicht mehr zugelassen werden würde!), in wel- 
cher weltweit irgendwelche Probleme behandelt werden könnten. Diese Freimaurerpräsi- 
denten sind also keine von den Logen direkt gewählten Persönlichkeiten in dem Sinne; daß 
nur Freimaurer zur Urne schritten. Aber von freimaurerischer Seite hat man die Auswahl 
der Prätendenten auf den Präsidentenstuhl so lenken können, daß nur Freimaurerkandi- 
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daten Aussicht auf Erfolg haben. Die große Bedeutung, die man auf das Wählen als klas- 
sische Daseinsform unserer Gesellschaft legt und die Tatsache, daß die parlamentarische 
Demokratie einzig anerkannte Staatsform ist, beruht auf der Erkenntnis, daß in diesem 
System die Kontrolle der Politiker lückenlos durchgeführt werden kann. Diese Art von | 
„Demokratie“ ist daher Vorbedingung für eine maurerische Weltrepublik. Wer also heute | 
noth meint, auf die Vereinigung aller Freimaurer warten zu müssen, um von einer Weltre- | 
publik sprechen zu können, der hat nicht gemerkt, wieweit die Dinge inzwischen längst ge- 
diehen sind. Wir befinden uns bereits überall in dem Stadium des weiteren Ausbaus einer 
solchen Weltrepublik. Daher auch kann die Freimaurerei mit Gelassenheit alle Äußerun- 
gen über sich ergehen lassen, in denen vor einer kommenden Weltrepublik gewarnt wird. 
Im Gegenteil, ihr müssen derartige Werke sehr willkommen sein, kann sie doch in deren | 
Schatten die längst begonnene Arbeit gesetzgeberischer und gesellschaftlicher Natur unge- | 
stört fortsetzen. Alle diese Errungenschaften wie ECU, Europaparlament, UN, Perestroi- | 
ka, II. Konzil, Abtreibungsfreiheit, Asylantenschutz, Oder-Neisse-Linie, Deutscher Staa- | 
tenbund, werden so nicht als das angesehen, was sie eigentlich sind: nämlich Teile einer 
Weltrevolution. 

Wenn wir nebeneinanderstellen, was wir zu gleicher Zeit von heute politisch führenden 
Männern erfahren, wie sie sich zu äußern pflegen, wie sie regieren, was sie anstreben, dann |. 
ist der Unterschied nicht groß. Deswegen auch haben sie oft so viel Verständnis füreinan- |; 
der und sind gerne bereit, Fehler am anderen zu übersehen. Diese „Toleranz“ unter „Brü- 
dern“ nimmt sogar einen vorrangigen Platz ein und unterscheidet sich bei näherem Hinse- 
hen deutlich von der solideren Beurteilung durch die Profanen. Man hat dort wenig Ver- 
ständnis für viele öffentliche Handschläge und Umarmungen. So etwas entwertet in ihren 
Augen die eigentlichen Aufgaben ihrer Präsidenten nebst Konsorten. Die Menschen füh- 
len sich bei solchen Bildern vernachlässigt und verraten. Daher hat so viel Zugkraft bei 
Neuerscheinungen die Wahlpropaganda von der „Hoffnung“, die sie gerne einflößen und 
zu erfüllen versprechen. Da sie aber durch die Bank dem gleichen seichten Sittenkodex ge- 
horchen wie ihre Vorgänger, wird niemals etwas aus den schönen Aussichten. 

In solcher allgemeinen Lage treten nun Vorgänge in Erscheinung, die wie Inselberge 
aus dem übrigen herausragen und sich nicht sofort in das übliche traute Bild einordnen 
lassen. Sie hängen wohl noch mit diesem zusammen, aber haben einen der Parameter des 
Geschehens krankhaft ausgebildet. Dahin gehört der Genschersche „Krieg“ gegen die Co- 
lonia Dignidad. Daß er überhaupt möglich war, hat man der allgemeinen Machtlage zu | 
verdanken. Die Welt ist in den Händen einer einzigen politischen (skrupellosen) Kraft. Ei- | 
ne mitgestaltende Opposition ist auf dieser letzten Ebene nicht vorhanden. Nur verschie- | 
dene Pflasterungen des gleichen Weges sind zugelassen. Wehe demjenigen, der unter die | 
Räder der Philosophie gerät! Für den gibt es keine Hilfe mehr. Seine Qualen werden ein- } 
fach übersehen, totgeschwiegen. Es gibt einzelne und ganze Menschengruppen, die — | 
blind gegen eine solche böse Weltkraft — meinten, eine eigene, unabhängige, ihnen mehr |' 
zusagende kleinere oder größere Welt sich aufbauen zu dürfen. Sie wurden rücksichtslos 
zermalmt. Sämtliche politischen und „geistigen“ Faktoren vereinten sich verdammend ge- |! 
gen sie. So verschiedene Religionen wie die Anhänger Lefebvres oder die Schiiten, so ver- 

| 
| 








schiedene Völker wie die Deutschen, die Ibos, die Kurden und jetzt die elf Völkerschaften 
in Südwestafrika können davon ein Lied singen. Es würde Argentinien und Chile genauso 
gehen, wollten sie gegen den Pflock löcken und die eigene nationale Unabhängigkeit, ihre 
Identität als Ziel proklamieren. Weiter als etwa Pinochet oder Menem sich vorwagten, 
wird auf keinen Fall geduldet werden, niemand im Erdenrund würde ihnen zu Hilfe kom- 
men. Wer sich ermannt, Chile etwa bei solchen weitertragenden Plänen zu bremsen — wie 
es geschehen ist — hat jegliche Unterstützung, auch wenn er sträflich Weintrauben vergif- 
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tet oder — in Argentinien — Banknoten en masse fälscht. Ein Ausschlagen des Pendels in 
dieser Richtung wird mit einem bewährten Instrumentarium verhindert, das überall ko- 
stenlos zur Verfügung gestellt werden würde. Es versteht sich, daß eine derartige Philoso- 
phie gezwungenermaßen auf das allgemeine ethische Niveau drücken muß und als erstes 
sich bei den Prototypen der neuen Lebensart auswirken wird. 

Da nun aber das Anstreben dieser'makabren Ziele der Außerkraftsetzung unmateriel- 
ler Werte zwangsläufig zur Lebensvernichtung führen muß und ein Umschlagen des über- 
ladenen Karrens bei allzu heftigem Vorgehen droht, gilt derjenige als bedeutender Staats- 
mann, der die roten ungestümen Pferde zu zügeln versteht. Denn er.weiß, daß man ob des 
blendenden Zieles nur solange des Lobes sicher und voll’sein kann, als es noch nicht er- 
reicht wurde. Man darf nicht in die Lage kommen, die Utopie in ihrer seligmachenden 


"Richtigkeit unter Beweis stellen zu müssen. Dort, wo man an den Himmel stößt, stürzt er 
‚sofort ein. e 


Wenn man sich nun noch einmal ansieht, wie sie sich durch diesen Wald in mehr oder 


‘weniger elegantem Slalom hindurchschlängeln, die Alfonsin und Menem und Nujoma und 
‚Aylwin, so stellt sich die Frage, inwieweit die für diese jeweils typischen Reaktionen und 


Handlungsweisen mehr sind als rein persönliche, in ihrem Charakter begründete Reflexe 


‘auf die gleichen der Philosophie gestellten Probleme, oder ob sie die Antwort auf spezifi- 


sche nationale Gegebenheiten sind. Konkret gesagt: Wäre etwa ein Alfonsin in Chile mög- 
lich? War es Zufall oder zwangsläufig, daß ein Allende mit seiner Maschinenpistole zu 
üben pflegte, in seiner Garage hunderte von Molotowcocktails herstellen ließ und sich 
‚dann erschoß, während ein Alfonsin bei gleichem Zusammenbruch seines Landes mit tau- 
send Intrigen und Konspirationen sich aus der bereits angelegten Schlinge zog? Einhellig 
ist die Antwort, wenn wir einen Sprung über den Atlantik machen und uns etwa fragen, ob 
ein südamerikanischer Politiker die Einschüchterungs- und Foltermethoden eines Nujoma 
anwenden würde, wäre er nach Namibia verschlagen. Und dennoch hat auch sogar dieser 
Schwarze in seinem Vorgehen manches gemeinsam mit den genannten Criollos. Nämlich 
die gleiche Unehrlichkeit in der Aussage über ihre letzten Ziele, für deren Erreichung sie 
mit der gleichen Promptheit weltweite Unterstützung finden. Es ist darum auch nicht Zu- 
fall, daß dabei der Name Genscher überall hier im Süden unangenehm aufstößt. 

Wenn wir von dem Einfluß der Macht sprechen, die heute die Welt färbt und be- 
herrscht, so müssen wir es ihr zur Last legen, daß keiner dieser Politiker noch moralische 
Schranken kennt. Natürlich wird er sich den Anschein geben, einwandfrei zu handeln und 
alles das, was in den Augen der „primitiven“ Zuschauer häßlich ist, wird mit schönen Ent- 
schuldigungen und Ausreden zugedeckt. Ein Meer von schillernden Stichworten steht an 
der Stelle der klaren an sich nach wie vor bestehenden Begriffe und unter den überall glei- 
chen Tarnbezeichnungen bereitet man die scheußlichsten Gewaltverbrechen vor, im Klei- 
nen (Lucona) wie im Großen (Weltkriege und Revolutionen). Das war schon immer so 
seitdem die gewachsenen Kräfte aus dem Sattel gehoben worden waren. Man vergleiche 
nur die Anklagen aus dem Jahre 1793 in dem Vorwort zu diesem Buch mit dem, was heute 
landauf, landab geklagt wird. Und es ist keinerlei Ende dieses Leidensweges abzusehen, 
solange nicht die bestimmende Philosophie entthront wird. Was wir in diesem Buch her- 
aussuchten aus den Zeitungen und zitierten, sollte uns dazu dienen, diese und weitere 
Überlegungen vor dem konkreten Hintergrund der aktuellen Vorgänge anstellen zu kön- 
nen. Was in Südamerika und in Südwestafrika geschieht, geschieht im wesentlichen auch 
an allen anderen Orten, auch in unserem Mutterboden. Wir wollten anregen, darüber 
nachzudenken und wollten helfen, gedankliches Neuland zu erobern bei der Bewertung 
unserer Lage. Nachdenken tut not! Noch ist nicht aller Tage Abend! 
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